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Das  im  Jahre  1827  encliieneiie  erste  Heft  der  Themis  eröffneten 
Mittermaiers  «Bemerkungen  über  die  neueste  deuiselie  Gesetzgebung 
in  Bezog  auf  religiöse  Emehnng  der  Kinder  ans  gemisehten  Ehen*. 
Mifetemiaier  meinte,  wer  noch  auf  «ein  ganz  Deutschland  verbindendes 
CStilgesetsbuch*  hoffe,  mfisse  durob  die  Gesetze  des  Jabres  1826,  (Iber 
die  religidse  Eiziebung  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen,  übenseugt 
werden,  «wie  weit  die  Ausnohteu  auf  die  Realisirung  seiner  Hoffhuiig* 
Mrien.  Br  fend  es  ,aafFaIleiid,  dass  Deuisofahuids  Staaten  sioH  genothigt 
ftmdeny  ftber  den  hi  Frage  stehenden  Gegenstand  Gesetze  zu  geben, 
während  in  Frankreich  kein  Gesetz  dieser  Art  bestebt*,  und  dort 
darffber  s&st  kein  Streit  roricommt*^. 

Seit  1888  liegt  der  Entwurf  erster  Lesung  zu  ebem  bfirger* 
liehen  Gesetzbuebe  ffir  das  deutsche  Keich  tot.  Im  wiedererrichteten 
dmitschen  Beiebe  sind  alle  aus  der  Verschiedenheit  des  religiösen  Be» 
kenntnisses  hergeleiteten  Beschränkungen  der  bfirgerlicheu  und  staats- 
bfiigerlichen  Bechte  aufgehoben;  eine  Ehe  kann  rechtsgiltig  nur  vor 
dem  Standesbeamten  geschlossen  werden;  das  Tetbot  von  Ehen  zwl* 
sehen  Christen  und  Juden'  ist  aufgehoben.  Altein  die  Landesgesetae 
von  1826  und  ans  älterer  Zeit  fiber  die  confessionelle  Erziehung  der 
Kinder  aus  gemischten  Bheu  sind  zum  grossen  Theile  noch  heute  nn* 
verändert  in  Geltung.  Elsass-Lothringen,  worin  «kein  Gesetz  dieser 
Art  besteht**,  und  „fast  kein  Stieit  daiüber  vorkemmt*,  ist  wieder- 
gewonnen. Gleichwohl  will  der  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buches an  Jenen  Landesgesetzen  nicht  rütteln,  l^aeh  §§  1S06  und  1658 
des  Entwutiii  sollen  die  Landesgesetze  darüber  entscheldeut  in  welchem 
Beügioitsbekemitnisse  ein  Kind  zu  erziehen  ist. 

Dieser  Yorseblag  war  die  Veranlessnog  zur  voriiegenden  Unter- 
■uehttng.  Die  Aufgabe  beschränkte  sich  anftnglich  auf  PrOfting  der 
Frage,  ob  die  Zeit  gekommen  sei,  jene  Landesgesetze  durdi  ^ 
Bei<d»gefletz  «ttfeuheben,  oder  ob  der  entgegengesetzte  Yorschlag  des 
fintwurfti  zu  billigen  sei«  Schon  zur  Torbtteitung  dieser  Gesetzgebungs- 


Digitized  by 


Vorwort. 


frage  musste  ermittelt  werdeD,  ob  und  wie  die  eixizduen  Gesetze  zur 
Anwendung  kommen. 

Allein  die  Bedürfnisae  der  Geg-enwart  erforderten  eine  noch  ge- 
nauere Feststellung  des  geltenden  Kechtszustandes.  In  Streitigkeiten 
über  religiöse  Kindererziehung  sind  die  Betheiligten  häutig  rathloa, 
weil  sie  nicht  wissen ,  wie  die  einzelnen  Gesetzeavorschriften  auszu- 
legen sind  und  von  den  Behörden  verstanden  werden,  und  weil  sie 
sich  über  die  Zuständigkeit  der  Behörden  in  I'nklarheit  behndcn. 
Es  fehlt  auf  diesem  Rechtsgebiete  ein  "Wegweiser  für  Rechtsuchende, 
namentlich  für  Eltern  und  Vormünder,  die  in  Streitigkeiten  über  die 
confessionelle  Erziehung  verwickelt  werden,  ferner  für  Rechtsanwälte 
und  sonstige  Vertrauenspersonen,  die  in  solchen  Streitfragen  Rath 
ertheilen  sollen,  und  für  Seelsorger,  die  zu  jenen  Gesetzen  und  zu 
der  Rechtsprechung  Stellung  zu  nehmen  haben.  Auch  die  zur  Ent- 
scheidung berufenen  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  bedürfen  eines 
Handbuches,  um  bei  jeder  Streitfrage  den  Stand  der  Rechtsprechung 
leicht  aui^ufinden.  Für  die  Ermittlang,  ob  und  wie  die  bestehenden 
Londesgesetze  angewendet  werden,  musste  jedes  einzelne  Rechtsgebiet 
genau  durchforscht  werden.  Vorangehen  musste  eine  Untersuchung 
über  die  Grundsätze  des  gemeinen  Rechts  für  alle  diejenigen  Fragen, 
worüber  besondere  Landesgesetze  fehlen. 

Die  hierdurch  gebotene  weite  Ausdehnung  der  Untersnchung  führte 
andererseits  zur  Einhaltung  fester  Schranken. 

Die  Hauptaufgalie  ging  dahin,  den  geltenden  Rechtszustand  objectiT 
darzustellen,  also  die  Landesgesetze  zu  erlättiern,  die  Rechtsprechung 
mitzutheilen  und  die  Richtigkeit  der  ergangenen  Entscheidungen  auf 
Grund  der  bestehenden  Landesgesetze  zu  prüfen.  Hierbei  konnte 
ein  Urtheil  über  die  Gerechtigkeit  und  Zweckmässigkeit  der  bestehen- 
den Gesetze  unterbleiben.  Erst  nach  einem  Rückblicke  über  das  gel- 
tende Recht  wurde  die  Frage  geprüft,  ob  die  Annahme  oder  Aende* 
rung  Ton  §§  1508  und  1658  des  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Geaets- 
baches  zu  empfehlen  ist. 

Die  Untersuchung  beschränkte  sich  auf  das  Gebiet  des  deutschen 
Reiches  und  auf  die  Gegenwart,  mit  Rücksicht  auf  die  FüUe  des  vor* 
liegenden  Stoffes,  zur  Vermeidung  einer  allzu  grossen  Ansehwellung 
der  Arbeit.  Sie  verzichtete  darauf,  die  in  Oesterreich-Üngam  und  in 
der  Schweiz  geltenden  deutschen  Gesetze  und  die  Gesetze  der  Nach- 
barstaaten einer  Erörterung  zu  unteiaiehen.  Reohtsgeschichtliche  Unter* 
suchungen  wurden  nicht  weiter  ausgedehnt,  als  sie  zur  Erkenntniss 
des  heute  geltenden  Rechtszustandes  dienten. 

Als  Grundlage  der  Untersuchung  konnten  für  das  Gebiet  der  preus- 
sischen  Declarotion  vom  21.  Noyember  1803  und  für  ganz  Bayern  die 
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veröffentlichten  Entscheidimgen  des  pr^'u^j^ischen  K  immergericht«  und 
des  bayerischen  YerwaUunf^sj^enohtshotes  in  der  Hauptsache  genügen. 
i!sur  zur  Auafüllung  von  Lücken  w  ircn  einige  besondere  Nachforschungen 
erforderlich.  In  allen  anderen  Kecktsgebieten  muasten  Erkundigungen 
bei  Gerichten,  Yerwaltungsbehörden  und  einzelnen  Rechtsverständigeu 
eingezogen  werden,  denen  ich  für  ihre  öeföiligkeit,  mir  die  Quellen 
zugänglich  zu  machen,  hiermit  den  verbindlichsten  Dank  ausdrücke. 

Bei  Erwähnung  von  Eechtsfällen  wurden  die  Kamen  der  Bethei- 
iigten  in  der  Kegel  nicht  mitgetheilt,  sondern  höchstens  durch  An- 
fangsbuchstaben angedeutet.  Doch  wurden  die  einzelnen  Sachen  so 
genau  bezeichnet,  das»  die  Entscheidungen  in  den  Acten  gefunden 
werden  können.  (Die  Angabe  von  Actenzeichcn  und  Journalnummem 
erschien  als  entbehrlich.)  Ausnahmsweise  wurden  dio  Namen  vdII- 
ständig  mitgetheilt,  nämlich  eratons  bei  denjenigen  Kechtsfallen ,  die 
unter  Nennung  der  betheiligteu  Personen  bereit^:  durch  die  Presse  be- 
kannt geworden  sind,  und  zweitens  bei  den  örtentlich  verkündeten  Ent- 
scheidungen des  bayerischen  YerwaUuugsgerichtshofes. 

Colmar  im  Elsass,  im  October  1S90. 

Der  Terfasser. 
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Erster  Abschnitt. 

Wortlaut  der  beBtehenden  Laudesgesetze. 


1.  PraosseiL 

a)  Vonehriften  für  die  gaue  Monardiie. 

Vormimdsehaßwrdnmg  wm  ö.  Jidi  1875t  §  28.  Der  Mutter  des  Mündels 
steht  dessen  Erziehung  unter  der  Aufi^i«  lir  Heg  Yonttundes  zu.  Dieselbe  kann 
ihr  aus  erheblichen  GrQnden,  naeh  AiiImm  uhi;  dos  Vormundes,  sowie  des  Waisen- 
ratheSf  durch  das  Yormutulschaffsgericht  eiitzof^en  werden. 

Die  bestehenden  Voi^sch ritten  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
bleiben  in  Kraft. 

§  51.  Das  Yormundsciialltsgericht  hat  fiber  die  gesammte  Thatigkeit  des 

Vormundes  .  .  .  die  Aufsicht  zu  führen. 

Das?  Vorinundsch.'ift  'j^  rifht  hrfugt,  gc^cn  den  Yorinund  .  .  .  Ord- 
nungsstrafen  /.u  verhangen.  Eine  Ordnungsstrafe  darf  den  Betrag  von  drei- 
hundert Mark  nicht  übersteigen. 

§  10.  Gegen  die  Aneignungen  des  Vormundschaftifgeriehts  findet  Be- 
sehwerde statt.  ... 

§  19,  Absatz  2.  Bei  der  Auswahl  des  Vormundes  ist  auf  das  religifiee 
Bekenntniss  des  Mündels  Bücksicht  zu  nehmen. 

ÄusfiihnmfififjmH^  rum  deutschen  Oerichtsverfa^snng^gesetzej  votn  24.  April 
1878,  §  40.  Die  I.iuiili^iMiclito  sind  /ustiindi;,'  für  die  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung über  die  Kechtsmittcl  in  den  Angelegenheiten,  welche  durch  dieses 
Gesetz  den  Amtsgeriehten  zugewiesen  sind. 

Gegen  die  Entscheidungen  der  Landgerichte  findet  das  Reditsmittel  der 
weitem  Beschwerde  statt  ^ 

Gesetz  vom  13.  März  1878,  über  Unterbringung  verwahrloster  Kinder, 
V?  17.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  Uber  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
gelten  unverändert  auch  für  die  in  diesem  Gesetze  geordnete  Zwangserziehung. 

h)  Oestliche  Pmliiccii 

Declamtion  vom  21.  November  ISOS  (Neue  Edictensammlung,  i»d.  XI, 
S.  1931,  auch  in  der  eesetzsamnilung,  1825,  S.  222).  Se.  Eönigl.  Majestät  von 
Prenssen  haben  in  Erwl^^g  gezi^n,  dass  die  Vorschriften  des  Allgemeinen 

1  Die  näheren  Vorschriften  über  die  weitere  Beschwerde  finden  sich  in  §§  51 — 56. 
'  Die  nachfolgenden  Y orsciiritlen  gelten  auch  in  den  ehemals  sächsischen  Landes- 
thdlen  Dach  §  1  des  Patents  vom  15.  November  1818  und  in  der  vormsls  bayerlsobea 
Bnclave  Kaulsdorf  naeh  Art.  1  der  Verordnung  vom  22.  Msi  1867. 
Sohmidt,  Oonfenioii  der  Kinder.  1 
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LandrechtSf  Thoil  2,  Titel  2,  §  76,  nach  welchen  bei  Ehen  zwischen  Personen 
verschiedenen  Olanbensbekenntnisses  die  Söhne  in  der  Heligion  des  Vaters, 
die  Töchter  aber  in  dem  Glaubeiisbekcniitnissc  der  Äfuttcr.  bis  nach  zurück- 
gelegtem Tierzchnten  Jahre  iinterriclitet  werden  soilcii,  nur  dazu  dienen,  den 
Keligionsuntei'scliieU  in  den  i'amilien  zu  verewigen,  und  dadurch  Spaltungen 
zu  erzeugen,  die  niebt  selten  die  Einigkeit  unter  den  Familiengliedern 
zum  grossen  Nachtheile  derselben  untergraben.  Höchstdiest  Hxmi  setzen  daher 
hierdurch  allgemein  fest,  dass  eheliche  Kinder  jedesmal  in  der  Religion  des 
Vaters  unterrichtet  worden  sollen,  und  dass  zu  Abweichungen  von  dieser  ge- 
setzlichen Vorschrift  kein  Eliegatte  den  andern  durch  Verträge  verpHicliten 
dürfe.  Uebrigcns  verbleibt  es  auch  noch  fernerhin  bei  der  Bestimmung  des 
$  78  a.  a.  0.  des  Landrecbts,  naeh  welcber  niemand  ein  Recht  hat,  den  Eltern 
zu  w  idersprechen ,  solnuge  selbige  über  den  ihren  Kindern  zu  ertheilenden 
Religionsunterricht  einig  sind.  Se.  Königl.  Majestät  befehlen  sämmtüchen 
Landes-JustizcolIe^-ien  und  Gerichton.  insbesondere  den  Oonnit^torion  und  ror- 
mundschaftiichen  Behörden,  sich  naeh  dieser  Declaration  gebührend  zu  achten, 
und  soll  selbige  gedruckt  und  zur  allgemeinen  Konntniss  gebracht  werden. 

Allgemeines  Landrecht*,  Theil  2.  Titel  2,  74.  Pio  Anordnung 
der  Art,  wie  das  Kind  erzogen  werden  soll,  kommt  hauptsächlich  dem 
Yater  zu. 

§  75.  Dieser  mnss  yorzügllch  dafür  sorgen,  dass  das  Kind  in  der  Beli- 
gion  und  nützlichen  Kenntnissen  den  notbigen  Ünterricbt,  nach  seinem  Stande 
nnd  Umständen,  erhalte. 

§  76.  Sind  die  Eltern  verschiedenen  Glaubensbekenntnissen  2Ugetban,  so  mOseen, 
bis  zum  surttökgelcsten  Tiersehnten  Jahre,  die  Söhne  in  der  Bellgion  des  Valen,  die 
Töchter  aber  in  dem  OlauhensbekeiuitniMe  der  Mutter  unterrichtet  werden.  [Vgl. 
die  Declaration.] 

§  77.  Zu  Abweichungen  von  diesen  gesetzlichen  Vorschriften  kann  keiner 
der  Eltern  den  andern,  auch  nicht  durch  Verträge,  verpflichten.  [Vgl.  die 
Deelaratten.] 

§  78.  Solange  jedoeh  Eltern  über  den  ihren  Kindern  zu  ertheilenden 
Beligionsunterricht  emig  sind,  hat  kein  Dritter  ein  Reeht,  ihnen  darin  m 

widersprechen. 

§  79.  Uobrigens  liennnmt  die  Verschiedenheit  des  kirclilichen  Glaubens- 
bekenntnisses keinem  der  Eltern  die  ihm  sonst  wegen  der  Erziehung  zu- 
stehenden Rechte. 

§  80.  Auch  nach  dem  Tode  der  Eltern  muss  äer  Unierrieht  der  Kinder 

in  dem  Glaubensbekenntnisse  desjenigen  von  ilmen,  zu  dessen  Gesebleeht  sie 
gehören,  fortgesetzt  werden.    fVgl.  die  Declaration.] 

§  81.  Auf  eine  in  der  letzten  Krankheit  erst  erfolgte  Religiomverände- 
ruug  wird  dabei  keine  Rücksicht  genommen. 

§  82.  Hat  aber  der  Terstorbene  Ehegatte  em  su  seinem  Gesebleehte  ge- 
höriges Kind,  wenigstens  durch  das  ganze  letste  Jahr  vor  seinem  Tode,  in 
dem  Glaub(  nsltekeniitiiisse  des  andern  Ehegatten  unterrichten  kuaen,  so  muss 
(lieser  Unterricht  in  eben  der  Art,  auch  nach  seinem  Tode,  bis  zum  vollendeten 
vierzehnten  Jahre  des  Kindes,  fortgesetzt  werden.    [Vgl.  die  Declaration.] 


*  Die  §§  77—83,  IT,  2  sind  durch  vorstehende  Declaration  vom  'Jl.  November 
1803  geändert  Der  §  323,  II,  18  ist  durch  §  102  der  Vormondschaftaordnung  vom 
5.  Jall  1876  auilgiefaohea. 
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%  83.  Vor  znTüekgelegteni  yierzehnten  Jahre  darf  keine  Religionsgesell. 
Schaft  ein  Kind  zur  Amiahmc  oder  zum  öffentliclieii  Bekenntnisse  einer  andern 
Beligion.  als  wozu  (lassell)e  nach  vorstclifridoii  g^cf^etzlichori  Bestimmungen  ge- 
hört, selbst  niclit  mit  Einwilligung  der  Eltern  seines  Geschlechts^  zulassen. 
[Vgl.  die  üeclaration.J 

§  84.  Nach  zurttckgelegtem  vierzehnten  Jahre  hingegen  steht  es  ledig- 
lich in  der  Wahl  der  Kinder,  zn  welcher  Religionsiwrtoi  sie  sich  bekennen 
wollen.    [Vgl.  §  40,  n,  11.] 

§  85.  Auch  wenn  dns  Kind  eine  andere  als  die  Koligion  l)oi(ler  Eltern 
wählt,  wird  dadurch  in  den  Ri  chten  und  Pflichten  der  Eltern,  wegen  der  Er- 
ziehung, Verpflegung  und  Versorgung,  nichts  geändert. 

§  642.  Uneheliche  Kinder  werden  bis  zum  geendigten  Yierzehnten  Jahre 
in  dem  Olaubensbekenntniflse  der  Mntter  erzogen  *. 

§  753.  Wer  ein  von  seinen  Eltern  verlassenes  Kind  in  seine  Pflege 
nimmt,  erlangt  über  dasselbe  alle  persönlichen  Reolite  leiblicher  Eltern. 

§  754.  Er  ist  schuldig,  das  Kind  in  einer  von  den  im  Staate  aufgenom- 
menen ßeligioneu  zu  erziehen  und  dasselbe  zu  irgend  einem  nützlichen  Ge- 
werbe anzuführen. 

Anhang,  §  104.  Den  Pflegeeltern  gebfihrfe  die  Befugniss,  die  Religion  zu 
bestimmen,  in  welcher  die  von  ihnen  angenommenen  Kinder  bis  zum  zurück- 
gelegten Tiorzfbntcn  Jahre  ihres  Alhrs  erzogen  werden  sollen,  wenngleich 
die  leiblichen  Eitern  des  angenommenen  Kindes  einem  andern  Glaubens- 
bekenntnisse zugotlian  gewesen. 

e|  Rheinpreviiic  vaA  Westfrien. 

Cabinetsordre  vom  17.  Atujust  182ö  (Oesetzsaramlujig,  1825,  S.  221)*, 
In  den  Rbetaprovinsen  und  in  We«tfiilen  dauert,  wie  Ich  vernehme,  der  Miss- 
brauch  fort,  dasa  katboHsdie  Geistliche  von  Verlobten  verschiedener  Confoasion  das 

Versprechen  verlangen,  die  aus  der  Ehe  zu  prwartendon  Kinder,  ohne  Unterschied 
des  Geschlechts,  in  der  katbolisclien  Religion  zu  erziehen,  und  dar  ohne  [d.  h.  ohne 
diee  Versprechen]  die  T^antuig  nicht  vcrrichtra  woUcn.  Ein  aclehca  Vcrsprechai 
zu  fordern,  kann  so  wenig  der  katholischen,  als  im  umgekehrten  Falle  der  evange- 
lischen Oeistlichkeit  gestattet  werden.  In  Jen  östliclicn  Provinzen  der  Monarchie 
gilt  das  Oösets,  daas  elieliche  Kinder  ohne  Unterschied  des  Geacbiecbts  in  dem  Glau- 
bensbflkcnntnisa  des  Vaters  enogen  werden  (Declaration  vom  21.  November  1803); 
In  dleaen  Theilen  des  Staats  sind  und  worden  chenfalls  gemiachte  Ehen  geschlossen 
und  von  katholischen  Oei^tlirlien  eingesegnet,  nnd  es  waltet  kein  Gnind  ob,  dasselbe 
Gesetz  nicht  auch  in  den  westlichen  Provinzen  geltend  zu  machen.  Denigemäss 
verordne  Ich  hiermit,  dass  die  Declaration  vom  21.  November  1803  auch  in 
den  Rhein-  und  Wettfölisohen  Provinzen  befolgt,  nnd  mit  dieser  Ordre  in  der 
Gesetzsammlung  nnd  in  den  Amtsblättern  der  betreffenden  Regierungen  ab> 
gedruckt  Avordon  soll.  T>to  Tieftbcr  von  Verlobten  dieserhalb  eingeSfangenen 
Verptiichtungen  sind  als  unvorhindlieli  anzusohen. 

Bas  Staatsministerium  tmt  hiernacb  das  Weitere  zu  verfügen. 


*  Die  Ausnahmebestimmung,  die  in  §  043  gegeben  war,  ist  durcli  Ucsetz  vom 
14.  Mirs  1871  auQ^hoben. 

'  Auch  im  vormaligen  Oberamte  ]\Teisenheim  gelten  dieae  Bestimmungen  nach 
der  Verordnung  vom  20.  September  1867  (Gesetzsammlnng  S.  1534).  Dadurch  wurde 
die  Verordnung  vom  18.  October  1834  (Archiv  der  landgräflicii  hessischen  Gesetze, 
fol.  188)  attfjgehoben. 

1* 
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d)  Hirstein. 

G<s''fs  vom  U.  Juli  JH63f  Uber  die  ReKgionsubung  und  Gemeinde  Verhält- 
nisse der  Reformirtoii,  TvathoHken,  Mennoniton,  Anrrlifnnor  und  Baptisten  im 
Herzogthum  Holstnin  (Gesetz-  und  Ministerialblatt  für  die  Herzogthümer  Hol- 
stein und  Laueiibuig,  1863,  Stück  18,  Nr.  72,  S.  163). 

§  G.  Es  werden  ...  die  Bestiminungen  der  Verordnung  vom  10.  Ja^ 

nitar  1757,  nach  welchen  für  Heiraten  zwischen  ETangelisch^Lntherischen  und 
Römisch-Katholischen  die  Impf  tri  rung  einer  Concession  und  die  Trauung  durch 
einoTi  rvangelisch-luthorisclien  Prediger  erforderlich  ist,  und  dio  Oopulation 
nur  dann  vollzogen  werden  soll,  wenn  die  Brautleute  sich  vor  der  Oopulation 
verbindlich  machen,  ihre  Kinder  beiderlei  Geschlechts  von  einem  evangelisch- 
lutherischen  Prediger  taufen  and  in  der  evangelisdi-Iutherischen  Lehre  er- 
ziehen zu  lassen,  hiemittelst  aufgehoben.    Den  OelstUdien  aller  Conlbssioaen 

wird  untersagt,  den  BrButletitPTi  pemischtcr  Cnnfcssion  vor  der  Copulatinn  ein 
mündliclie.H  oder  schrit'tlicheji  Versprechen  abEunehmen,  dass  sie  ihre  Kinder  in 
einer  bestimmten  Confession  erziehen  lassen  wollen.  Versprechen  dieser  Art 
nnd  ohne  alle  Gültigkeit.  Geistliche,  welche  jenem  Verbote  sawlderhandeln, 
werdsD  mit  Amtsentsetsung,  lesp.  Entriehttng  der  Erlsubntss,  im  Heisogthnm  Hol- 
stein zu  fungiren,  bestraft. 

§  7.  Diejenigen ,  welche  Ihrem  Glaubensbekenntnisse  nach  die  Kindertaufe 
verwerfen,  sollen  der  Verpflichtung,  ihre  neugeborenen  Kinder  taufen  zu  laftsen,  ent- 
hoben seiii.  Iii  gemisebten  Eben  bat  In  dieser  Beziebimg  der  Vater  die  Bestimmung 
zu  trcfTen. 

ij  9.  Jede  autorisirte  Oempin<lo  ist  befugt,  iiuierhalb  ihres  Gemeiade- 
bezirks  besondere  Schulen  einzuriciiten.  .  .  . 

§  lü.  In  eine  solche  Schule  dürfen  nur  Kinder  anfjpfenommen  werden, 
deren  Eltern  zu  dem  Glauben  nch  bekamen,  welcher  in  der  betreffenden 
Schale  geehrt  wird.  Gehören  die  Eltern  zu  verschiedenen  Religionsparteien, 
so  kommt  es  auf  den  Willen  des  Vaters  an,  in  wolohor  Oonfossion  die  Kinder 
7.n  erziehen  sind,  und  dio  Schule  welcher  Confession  dieselben  mithin  zu  be- 
suchen haben.  Ist  der  Vater  gestorben,  ohne  seinen  Willen  in  der  fraglichen 
Hinsicht  erkl&rt  zu  haben,  oder  ist  er  unfähig  geworden,  seinen  Willen  zu 
erklären,  ohne  dass  sdne  Absichton  in  dieser  Beziehung  nachzuweisen  sind, 
so  entscheidet  zunächst  der  AVille  der  Mutter.  Wenn  auch  dieser  nicht  con- 
statirt  werden  kann ,  so  sind  die  Kinder  in  der  Religion  des  Vaters  zu  Qr- 
ziehen.  Diese  BostimnuinLren  kommen  auch  aut  Kin<ler  aus  solchen  geniisehten 
Ehen,  in  denen  der  eine  Theil  sich  zur  evangelisch-lutherischen  Religion  be- 
kennt, zur  Anwendung. 

§  11.  An  denjenigen  Orten,  wo  selbständige  Confessionsschulen  (§  9) 
vorhanden  sind,  sind  zu  derselben  [denselben]  die  der  betreffenden  Ge- 
meinde an£3rehörigen  Kinder  von  ihrem  vollendeten  sechsten  Jahre  an,  die 
Knaben  bis  zum  vollendeten  sechzehnten,  die  Mädchen  bis  zum  vollendeten 
fünfzehnten  Lebensjahre  schulptiiclitig ,  es  sei  denn,  dass  die  regierungs- 
seitige Erlaubniss  zum  Austritt  aus  der  Schule  in  einem  frühern  Alter  bei- 
gebracht werde. 

An  denjenii3:on  Orten,  wo  keine  solche  Schulen  bestehen,  sind  die  fremden 
Religionsverwnndten  nach  Maf'sü:abe  der  allgemeinen  s-esetzlioben  Bestimmungen 
gehalten,  ihre  Kinder  während  der  schulptlichtigeu  Jahre  (s.  oben)  die  iitient- 
liche  Ortsschule  besuchen  zu  lassen.  An  dem  Religionsunterricht  nehmen 
diese  Kinder  daselbst  jedoch  nur  dann  theil,  wenn  solches  von  dem,  welcher 
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über  ihre  Erziehung  zu  bestimmen  hat,  gewünscht  wird;  ist  dies  nieht  der 
Fall,  so  ist  anderweitig  für  den  Unterricht  derselben  in  der  Religion  zu  sorgen, 
und  nachzuweisen,  dass  dies  in  einer  ausreichenden  Weise  geschieht. 

e)  Sckleswig. 

Verfügung  (der  Österreich isch-preussisrhen  provisorischen  liegiermig)  aus 
Flenshurg,  vom  23.  April  1804  (Verordnungsblatt  für  das  Herzogthum  Schles- 
wig, 8tüek  12,  Nr.  82,  S.  57). 

Unter  Aufhebung  des  Keseript«  vom  15.  September  1753  wird  veri'ügt: 

1.  Zur  Schliessujig  gemischter  Ehen  unter  Christen  ist  kein  politischer 
Eheconsens  erforderlich. 

2.  Es  unterliegen  jene  Ehen  nur  solchen  civilreclitlichen  Bestimmungen, 
welche  auch  auf  Eheleute  eines  und  desselben  Glaubensbekenntnisses  An* 
Wendung  finden. 

3.  Die  Regelung  confessioneller  Beziehungen  und  namentlich  jeiiei  i' ragen, 
welche  die  kirchliche  Trauung  und  Erziehung  der  Kinder  zum  Gegenstande 
haben,  bleibt  dem  freien  Uebereinkomnien  der  Eheleute  flberlassen. 

Verordnung  vom  Bl.  Jtäi  1826,  fibor  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder, 
deren  Eltern  Terachiedener  Oonfession  und,  sowie  auch  der  Findlinge  (Sajunio 
lang  der  Gesetze,  182G,  B.  174)  K 

Georg  der  Yierto,  von  Oottos  Gnaden  König  etc. 

Um  die  vielen  Streitigkeiten  und  Spaltuuji;«"!'  unter  den  Familien  zu  ver- 
hindern, welche  häufig  über  die  religiöse  Krzieliung  der  Kinder  aus  Ehen 
zwischen  Personen  von  einem  Terschiedenen  Glsubensbekenntniss  entstehen, 
und  um  der  Yerewlgung  einer  immer  nachtheiligen  Beligionsungleichheit  der 
Geschwister  und  anderer  nahen  Verwandton  so  viel  wie  möglich  vorzubeugen, 
finden  Wir  Vm  p^Mv;^t  bewogen,  folgendes  allgemein  für  alle  Provinzen 
des  Königreichs  zu  verordnen. 

§  1.  Dem  Ehemanne,  als  dem  Haupte  der  ehelichen  Gesellschaft,  soll 
die  undngeschränkte  Befbgniss  verbleiben,  bloss  nach  eigener  üeberzeugung 
zu  bestimmen,  in  welchem  Glauhensbelcenntnisse  seine  eliclichen  Kinder  zu  er- 
ziehen  sind,  und  niemand  f^oll  das  Recht  haben,  in  diese  laniilien-  und  Er- 
ziebungsangelegcnhoit  auf  irgend  eine  Weise  si(  h  zu  mischen. 

§  2.  Jeder  Vertrag,  wodurch  der  Ehemann  und  Vater  auf  sein  obiges 
freies  Recht,  gleichviel  vor  oder  nach  eijigegangener  Ehe,  im  geringsten  ver^ 
ziehten  wfirde,  soll  nichtig,  mithin  unverbitüllich  sein. 

§  3.  Ka(  h  des  Vaters  Tode  muss  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  so 
eingeleitet ,  oder  f()rtirns(>tzt  und  vollendet  werden .  wie  es  dem  vom  Vater 
ernstlich  un»l  l'ortwiilircnd  ^n-lic^ten  Willen  gemäss  ist. 

§  4.  In  dieser  Hinsicht  wird  gesetzlich  verrauthct,  duss  der  verstorbene 
Täter  seine  s&nmHtchen  ehelichen  Kinder,  die  S5hne  wie  die  TSehter,  in 
seiner  eigenen  Religion  habe  wollen  erziehen  lassen.  Alle  hinterbUebenen 
Kinder  sind  demnach  in  der  Religion  des  Vaters  zu  erziehen,  und  zwar,  falls 


<  Diese  Verordnung  gilt  zufolge  §  3  des  OesetaSB  vom  23.  Mira  1878  auch 
Im  Jadegebieie. 
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er  solcbe  geändert  hätte,  in  derjenigen,  wozu  er  sich  in  der  neuesten  Zeit 
öffentlich  bekannt  hat.  Hierbei  kommt  jedoch  ein  Glaubenswechsel,  der  Tiel- 
leicht  eri^t  in  dor  letzten  Krankheit  erfolgt  ist,  in  keinen  Betracht. 

5.  Von  obi^^er  f^esetzlichen  Vermuthung  (§  4),  als  Regel,  darf  lediglich 
aus  einem  der  beiden  nachstehenden  Gründe  abgewichen  werden:  a)  wenn 
der  Yater  dem  einzigen  oder  den  mehreren  bereits  schulfähigen  Kindern 
bis  an  seinen  Tod  den  Hauptunterridtt  in  der  Religion,  mit  Inbegriff  der 
untersclieidenden  Glaubenslehren,  immer  nur  durch  Geistliche  der  andern 
Kirche  hat  ertheileii  lassen .  nicht  etwa  abwechselnd  auch  durch  Geist- 
Hehe  »einer  eigenen  Kirche.  Bloss  der  Umstand,  dass  das  Kind  von  einem 
Geistlichen  der  andern  Kirche  getauft  oder  einem  dieser  angehörigen  Hchul- 
lehrer  behnf  des  allgemeinen  Elementar-ünterriehtB  zugesandt  worden  ist> 
genügt  noch  nicht,  die  Ausnahme  zu  begründen.  Und  b)  für  di«  Fälle, 
wo  jener  Hauptunterricht  in  der  Religion  noch  bei  keinem  der  Kinder  be- 
gonnen hat,  mithin  die  unter  a)  bemerkte  Thatsache  nicht  entscheidet: 
wenn  der  Vater  bei  seinem  zuständi^fon  persönlichen  Gerichte  zu  Proto- 
koll erklärt  hat,  „dass  er  seine  Kinder  in  der  Religion  ihrer  Mutter  er- 
Sogen wissen  wolle*,  auch  diese  Erklärung  Ton  ihm  nachmals  weder  aus- 
drücklich noch  durch  die  That  widerrufen  worden  ist.  Doch  darf  diese 
Erklärung,  wenn  sie  wirksam  sein  soll,  nicht  ii^breud  der  letzten  Krank- 
heit erfoljren. 

6.  Vorstehende  Bestimmungen  (§§  1 — 5)  gelten  ebenfalls  für  solcho 
ausscrehelich  geborene  Kinder,  welche  durch  die  nachfolgende  Heirat  oder 
durch  btndeaherriiehes  Reseript  Tollkommen  legitfanirt  «dnd;  desgleieben  für 
diejenigen,  welche  der  nnebelidie  Vater  anerkannt  und  in  seinem  Hause,  oder 
doch  auf  seine  alleinigen  Kosten^  ohne  alles  Zuthun  der  Mutter,  erziehen  lässt. 

Andere  uneheliche  Kinder  folgen  der  Religion  der  Mutter. 

§  7.  Die  religiöse  Erziehung  derjenifi^en  Kinder,  welche  naeli  /urück- 
gclegtcm  vierzehnten  Jalire  sich  bereits  bei  der  Oonfirmation  oder  durch  die 
Communion  selbständig  zu  einer  bestimmten  Kirche  bekannt  haben,  ist  als 
vollendet  anzusehen.  Anf  ihre  Beligions-Eigenschaft  hat  dMhalb  eine  spätere 
Legitimation  keinen  Einfluss;  ebenso  wenig  die  nachmals  erfolgte  Glanbens» 
Änderung  der  Eltern. 

§  8.  lieber  die  relinriose  Erziehung  der  FindUttjje,  oder  sonstiger  von 
ihren  Eltorü  verlassenen  Kinder,  hat  derjenige  /u  bestimmen,  dem  die  Ver- 
ptiegung  und  Erziehung  derselben  entweder  nach  den  Gesetzen  obliegt  —  in 
zw^eUjaften  Fällen  die  Ortsobrigkeit  — ,  oder  welcher  solche  gleich  anfangs 
freiwillig  übernimmt. 

In  einem  andern  als  christlichen  Qlaubensbekcnntniss  darf  die  Erziehung 
aber  nur  dann  geschehen,  wenn  sowohl  die  etwa  bekannten  Eltern,  als  auch 
der  nunmehrige  Verpfleger  des  Kindes,  der  christlichen  Religion  nicht  zu- 
gethan  sind. 

§  9,  Bei  namhafter,  nach  den  Umständen  zu  ermässigenden  Stmfe  darf 
kein  Geistlidier  ein  Kind,  welches  sein  vierzehntes  Jahr  noch  nicht  ToUendet 
bat,  zur  Annahme  oder  zum  öffentlichen  Bekenntnisse  einer  andern  Religion 
/nlasson,  nls  worin  dasselbe  deo  vorstehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  ge- 
mäss bis  dahin  zu  erTiiehen  gewesen  ist. 

§  10.  rjpL''ejiw;irtige  Verordnung,  welche  m  die  erste  A])theilnng  der 
Gesetzsammlung  aulzuuehmen  ist,  ist  aucii  auf  die  vor  deren  Verkündigung 
schon  gescbloesenen  Ehen  anzuwenden,  es  sei  denn,  dass  bereits  für  dnzdn» 
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Ehegatten  aus  ältcroii  bestimmten  (icsetzen  odr r  ans  jetzt  schon  vorhandenen 
rechtsgiltigen ,  öö'entlich  beglaubigten,  schriftlichen  Verträgen  abweichende 
erworbene  Beeliie  imzwdfdhaft  entetandoi  sein  sollten,  bei  welchen  es  so- 
dann sein  Verbleiben  behalten  soll. 

g)  Kvbssmi. 

Verordnung  vom  13,  April  1853,  wegen  Abänderung  des  Gesetzes  vom 
29.  Oetober  1848,  die  Beligionsfreiheil  und  die  Einführung  der  burgerlicheu 
Ehe  beireffend  (Gesetesammlnnf,  1858,  8.  83). 

Von  Gottes  Gnaden  Wir  Friedrich  Wilhelm  I.  Kurfürst  etc.  erlassen,  um 
durch  das  Gesotz  vom  29.  Oetober  IH48,  die  Religionsfreiheii  und  die  Ein- 
führung  der  bürgerlichen  Ehe  betreffend ,  hervorgerufene  Htörungen  zu  be- 
seitigen, nach  Anhörung  Unseres  Gesammt-Staatsministeriums  folgende  Ver- 
ordnung ... 

§  4.  Ueber  die  kirchliche  Erziehung  der  Kinder  sieht  die  Bestimmanj^ 

1)  dem  ehcliolieii  Vater  dergestalt  zu,  dass  diejenige  Anordnung,  welche 
derselbe  in  der  l)et'ra^;tei]  Hinsicht  trifft,  für  die  Kinder  von  deren  vollendetem 
siebenten  bis  /um  vollendeten  vierzehnten  Lebensjahre  ein  für  aüemal  mass- 
gebend bleibt,  es  sei  denn,  dass  der  Vater  selbst  zu  einer  andern  christlichen 
Kirche  Qberirate; 

2)  falls  Ton  dem  Vater  keine  ausdrückliche  Bestimmnng  fiber  die  kirch« 
liehe  Erziehung  seiner  Kinder  getroffen  worden,  soll  die  kirchliche  Erziehung 
bis  zum  vollendeten  vierzehnten  Lebensjahre  der  Kinder  in  der  Confession 
des  Varers  ertol^^on,  und  soll 

3)  was  uneheliche  Kinder  betrifft,  die  Verfügung  über  deren  kirchliche 
Erziehung  der  unehelichen  Mutier  ebenso  zukommen,  wie  bei  ehelichen  Kin* 
dem  deren  Vater. 

OeHfz  vom  29,  Oelober  1848,  die  Religionsfreiheit  und  die  Binffihrang 
der  bürgerlichen  Ehe  betreffend  (Qesetzsammlungr,  1848,  S.  133). 

Von  Gottes  Gnaden  Wir  Friedrich  Wilhelm  I.  Kurfürst  etc.  erlassen,  zur 
Vollziehung'^  der  §§  29  und  30  der  Verfassungsurkundo  und  der  in  rnserer 
Verkündigung  vom  11.  März  d.  J.  gegebenen  Zusicherung  vollständiger  Keii- 
gions-  und  Gewissensfreiheit  und  deren  Ausübung,  nach  Anhörung  Unseres 
Gesammt-Staatsminisieriums  und  mit  Zustimmung  der  getreuen  Landstände 
das  nachstehende  Gesetz:  .  .  . 

§  3.  Der  eheliche  Vater  und  nach  dessen  Ableben  die  Mutter,  sowie 
bei  unehelichen  Kindern  die  Mutter,  hat  7.n  best-immen,  welchem  Glnul)en8- 
bekenntnisse  das  Kind  angehören  soll.  Erfolgt  eine  sulclie  T'-rstiniraung ,  so 
ist  sie  dem  Ortsvorstande  anzuzeigen,  andernfalls  lölgeii  die  ivaider  dem  Be- 
kenntnkse  des  Vaters,  beziehungsweise  der  unehelichen  Mutier. 

YertrSge  und  Verabredungen  jeglicher  Art,  wodurch  der  Vater,  beziehungs* 
weise  die  Mutter,  des  oben  zugMtandmen  Rechtes  sich  begibt,  oder  dasselbe 
beschränkt,  sind  rechtlich  unwirksam. 

§  4.  Die  Befugiiiss  zum  Wechsel  des  Glaubensbekenntnisses  tritt  mit 
zurückgelegtem  achtzehnten  Leben.sjahre  ein. 

Die  Wirksamkeit  der  Aenderung  des  Glaubensbekenntnisses  ist  jedoch 
von  einer  Anzeige  über  den  Austritt  bei  dem  Pfarrer  oder  dem  sonstigen 
geistlichen  Beamten,  welcher  für  den  Ausscheidenden  nach  dessen  bisherigem 
Bekenninisse  zuständig  war,  abhängig. 
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Ii)  NasMiL 

Ediet  mm  22,  u»ä  26,  März  1808,  über  die  l^izicliung  der  Kinder  auft 
gemlBehten  Ehen  (Sammlunf^  der  landesherrlichon  Edictc  und  anderer  A^'er- 
ordiiungen,  welchen  vom  1,  Julia«  1816  an  im  {ganzen  Unifaiif^'e  des  Herzog- 
thums Nassau  Gesetzeskraft  beigelegt  worden  ist,  Bd.  1,  Wiesbaden  1817, 
S.  140,  141). 

Wir  Friedrieh  August,  you  Oottes  Gnaden  souveräner  Herzog;  zu 
Nassau  etc.,  und 

Wir  Friedrich,  von  Gottes  Gnaden  snuvpräiier  Fürst  von  Nassau  otc. 

Tn  der  TMiorzeugunj]:,  dass  alles,  was  zur  ungestörten  Ausiihunp;  der  Re- 
ligion beitrügt  und  den  Keim  zu  Zwistigkciten  unter  verschiedenen  Religions- 
verwandten entfernt,  die  Zufriedenheit  und  also  auch  das  Glück  Unserer  ge- 
treuen ünterthanen  vorsfiglich  befordert,  haben  Wir  Uns  bewogen  gesehen, 
zu  verordnen,  dass  die  Freiheit  der  Ehen  zwischen  den  Verwandten  der  rö- 
miseli-katholischcn,  der  lutherischen  und  der  roformirten  Religion  in  Unserem 
vereinigten  Herzogthuni  auf  keine  Art  beschränkt  sein  soll,  und  dass  aus 
solchen  gemischten  Ehen  erzeugte  Kinder  zur  Beseitigung  aller  entstehen- 
kSnnenden  Ehe»  und  Familienzwistigkeiten  ohne  Ausnalinie  und  in  allen 
Fallen  in  der  Religion  des  Vaters  erzogen  werden  sollen,  jedoch  denselben 
nach  erreichtem  vicrzelinten  Lebensjahre,  welches  hiermit  zur  Unterscheidungs- 
zeit bostimmt  wird,  freistehen  soll,  eine  andere  Relij:,non,  als  in  weicher  sie 
erzo^ren  sind,  zu  wühlen,  wenn  sie  von  dem  Ortsgeistliciien  ein  Attestat  über 
hiniüngiiche  Kenntnisse  der  Eeligiou,  worin  sie  bis  dahin  Unterricht  genossen 
haben,  beringen  kSnnen.  Von  dieser  Verordnung  soll  weder  vor  noch 
während  der  Ehe,  und  weder  durch  mündliche  Abrede,  noch  schrifUiehen 
Vertoig  abgegangen,  vielmehr  alle  Verträge  oder  Verabredungen  solcher  Art 
als  gesetzwidrig:  und  null  und  nichtig  in  Zukunft  angesehen  werden:  wobei 
jedoch  es  sich  von  selbst  verstehen  wird ,  dass  diese  Verordnung  nicht  auf 
dermalen  bestehende  gemischte  Ehen,  wo  über  diesen  Gegenstand  bereits 
frühere  Dispositionen  vorliegen,  zu  extendiren  ist. 

Wir  befehlen  und  wollen  ferner,  dass  die  unehelichen  Kfaider,  der  Vater 
mag  bekannt  oder  nicht  bekannt  sein,  ebenso  in  der  Religion  der  Mutter  er- 
zogen worden  sollen. 

Diese  Verordnung'  ist  zu  jidermanns  Danachachtuug  zum  Druck  zu  be- 
fördern und  gehörig  zu  publiciien. 

Urkundlich  Unserer  eigenhändigen  Unterschrift  und  beigedruckten  ge- 
heimen Cabinets-Insiegeln. 

Gegeben  zu  Biebrich  den  22.  und  Weilburg  den  26.  Marz  1808. 


i)  Frankfurt. 

Hfkhste  Verordnung  vom  5.  September  1811,  über  die  Religion ^be Stimmung 
der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  (GroesberzogUch  Frankfurtisches  Regierungs- 
blatt, Hd.  I,  S.  537)*. 


'  Diese  Verordnung  behielt  „einstweilige  Gesetzeskrati"  nach  dem  Gesetze  vom 
30.  December  1819,  über  die  Fortdauer  und  Aufhebung  der  Oesetaeakraft  der  in  dem 
allgemdaen  Gesetse  vom  28,  Deeembw  1817  beibehaltenen  Qmeta»  ans  den  Zeit* 

ranm  ]80ß— 1816  (Gcsctzaammlinig  der  freit-n  Stadt  Frankfurt,  Bd.  2,  f?.  9G) ,  §  1 : 
„Von  den  in  den  .  .  .  Gesetzen  vom  8.  Juli  und  23.  December  1817  bisher  noch 
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Wir  etc.  Fürst-Primas  des  rheinischen  Bundes,  Orossherzog  von  Frank- 
furt, Erzbischof  von  Kejrpn^'hürjr  otp.  haben,  in  Erwäp:un?,  dass  in  Hinsicht 
der  KeUgionsbestimmung  der  Kiiidf  v  hu^  p^eniischten  Ehen  sowohl,  als  auch 
der  unehelichen  und  Findlingskinder  und  anderer  dahin  einschlagenden  Gegen- 
stände eine  l^nn  erforderlich  sei«  welche  zar  Entscheidung  und  Hebung  der 
hierbei  vorkommenden  Anstände  diene,  .  .  .  verordnet:  .  .  , 

Art.  2.  Bei  Entscheidung  der  Fragen  über  die  Ueligioneerziehung  der 
Kinder  aus  gemischten  Ehen  ist  der  con^ritutionelle  Grundsatz  einer  absoluten 
Kechtsgleichheit  der  verschiedenen  chrisrUehen  liclifjions^onipindrn  in  allf^n 
Fallen  zum  Grande  zu  legen.  Alle  demselben  zuwideilautende  Ulterc  Kecessc, 
Gesetze  und  Herkommen  sind  als  unkrSftig  und  als  erloschen  zu  betrachten. 

Art.  3.  Die  ReKgionserziehuii;;  der  Kinder  ist  femer  als  Ausfluss  der 
väterlichon  (^ewnlt  anzusohon.  Bei  V<  rsehiedenheit  der  Benliungsart  der 
beiden  Eltern  steht  deni  Vater,  als  Jlaupt  der  Familie,  in  Conformität  des 
Art.  373  des  bürgerlichen  Gesetzbuches,  die  Bestimmung  zu. 

Art  4.  lieber  die  Beligionsbestnnmnng  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen 
finden  Vertrage  und  wechselseitige  Ueber^kflnfte  zwischen  den  Bntntleuten 
und  Eheleuten  statt. 

Art.  5.  Diese  Vorträi^e  und  Uebercinkfinfte  müssen  auf  die  n"nnlIolie  Art. 
wie  die  Fiheverträ<re ,  niinilich  entweder  xuv  einem  ISotar  unil  Zeuj^eu,  oder 
vor  dem  die  Functionen  des  Notars  verriciiteuden  Justizbeamteu  abgeschlossen 
werden.  Da  die  Abschlieesung  solcher  Vertrage  TOr  einrai  JnstiuEbeamten  nur 
die  Beglaubigung  der  Uebereinkunft  beabsichtigt,  so  darf  die  Abschliessung 
dieser  Verträge  mit  einer  ehemaligen  gerichtlichen  Bestätigung  bei  Vertragen 
nicht  vermengt  werden. 

Art.  G.  Da  die  Verträge  über  die  Keii^ionsl)estimmung  der  Kinder  die 
Natur  einer  beiderseitigen  freien  Uebereiniiuntt  durchaus  beibehalten ,  so 
können  diese  VertrSge  sowohl  vor,  als  während  der  Ehe«  durch  beiderseitige 
Einwilligung  der  Brautleute  oder  Eheleute  aufgehoben  und  abgeändert  werden. 

Art.  7.  Dahingegen  kann,  nach  dem  Ableben  eines  Ehegatten,  von  dem 
überlebenden  Theile  in  Ansehung  der  Beligion^^orzieluin;?  der  Kinder  von  dem 
geschlossenen  Vertrage  einseitig  nicht  abgegangen  werden.  Aueh  kann  weder 
Ton  einer  obrigkeitlichen  Behörde,  noch  von  den  Vormündern  gegen  den  be- 
stehenden Vertrag  etwas  anderes  Terfllgt  werden. 

Art.  8.  In  P>manglung  besonderer  Verträge  über  die  Religi  n  -ziehung 
der  Kinder  sollen  die  Kinder  beiderlei  Geschlechts  in  der  Keligiou  des  Vaters 
erzogen  werden. 

Art.  9.  Bei  einer  Keligionsveränderung  der  Kitern  sollen  die  Kinder, 
insofern  solche  das  zwölfte  Jahr  noch  nicht  angetretoi  haben,  den  Ehern  in 
der  Religionsveränderung  nachfolgen. 

Art.  10.  Sobald  die  Kinder  aber  das  zwölfte  Jahr  angetreten  haben,  soll 

denselben  nicht  mehr  zugemufliet  w(ndeii  können,  der  Religionsänderunjjf  ihrer 
Eltern,  ohne  eigene  Ueberzeugung ,  zu  folgen.   Vom  angetretenen  zwölften 


provisorisch  bestätigten  Gesetzen  bleiben  auch  noch  ferner  nur  mit  einstweiliger 
Oesetseskraft,  und  swiir  solange,  bis  sie  demnftebet  nach  und  nadi  einzeln  «ir  de« 
flniÜTett  fiiiedigung  auf  verCusviigsmässigem  Wege  gelangt  sein  werden,  diejenigen 
beibehalten,  welclic  in  erstercm  sub  Lit.  a,  1 — ^3  und  Llt.  h,  1 — 4  und  16  yerseicbaet 
sind,  und  wohin  also  gehören:  .  .  . 

8.  die  Verordnung  über  die  Religionsbestimmung  der  Kinder  ans  gemischten 
Ehen,  mit  Ausschluss  des  §  14  dieser  Verordnung.'*. 
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bis  zum  vollendeten  8eclizehnt<^n  Jahr  sollen  daher  Kinder,  "welche  das  zwölfte 
Jahr  bereits  ano^etrcten  haben,  den  frühem  Keligionsunterricht  fortgeniessen. 

In  einem  solchen  Falle  soll  mit  dem  Abendmahle  bei  Kindern  der  kathoUscben 
Religion,  nod  mit  der  Cooftnnatloii  bei  Kindern  der  protesiantieelien  ReU^^on  bis 
nun  vollendeten  secbzelinten  Jtbre  eingehalten  werden. 

Art.  11.  Xach  diesen  Bestimmungen  ist  das  Unferscheidungsjahr  zur 
eigenen  Wahl  eines  Religiousbekenntnissts  der  Kinder  auf  das  vollendete 
sechzehnte  Jahr  festgesetzt. 

Art.  12.  Bei  anebeliclien  Emdern,  welche  der  Vater  anerkannt  hat, 
hingt  die  ReligionslMstimmnng  von  dem  Yater,  im  Falle  ehier  anf  Seiten  des 
Vaters  nicht  geschehenen  Anerkennung  aber  Ton  der  Mutter  allein  ab. 

Art.  13.  Bei  Kindern,  welche  ihr  Dasein  an«  einem  Eliobruche  oder  aus 
einer  Blutschande  erhalten  haben,  in  welclieu  Fällen  dem  Vater  nach  dem 
Civilgesetzbueh  keine  väterlichen  Rechte  gestattet  werden  können,  steht  die 
ReligionsboBthnmung  der  Mutter  allein  zu. 

Ari  14.  ... 

Art.  15.  In  Fällen,  wo  Eheleute,  welche  die  Sorge  eines  gefundenen 
Kindes  übernehmen,  zu  versehiedenen  Religionsbekenntnissen  gehören,  soll 
der  Ehemann  die  Relif^nonserziehung  des  Kindes  durch  eine  Erklärung  bei 
dem  Ortsmaire  zu  bestimmen  haben. 

2.  Bayern. 

Zireife  Ihilugc  zur  Ve)  fassungsurh(y\cle  vom  26.  Mai  I^IS ,  Absehnitt  1 
(all!4:enieine  Hestinimnn^'en  über  Kelifj;ionsverhältni8Se),  Kap.  3  (lieligions» 
Verhältnisse  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen)  ^ 

§  12.  Wenn  in  einem  giltigen  Ehevertrage  zwischen  Eltern,  die  Terschie- 
denen  Glaubensbekenntnissen  mgethan  sind,  bestimmt  worden  ist,  in  welcher 
Religion  die  Kinder  erzogen  werden  sollen,  so  hat  es  hierbei  sein  Bewenden, 

§  13.  Die  Giltigkeit  solcher  Khovertrage  ist  sowohl  in  Riu'ksieht  ihrer 
Form,  als  der  Zeit  ihrer  Errichtung  lediglich  nach  den  bürgerlichou  Gesetisen 
zu  beurtheilcu. 

§  14.  Sind  kerne  Ehepacten  oder  sonstige  Vertr&ge  hierüber  errichtet, 
oder  ist  in  jenen  über  die  religiöse  ßntiehung  der  Kinder  niehto  verordnet 

worden,  so  folgen  die  Söhne  der  Religion  des  Vaters;  die  Tdohter  werden  in 

dem  Glaubensbekenntnisse  der  Mutter  erzosfon. 

§  15.  Uebrigens  benimmt  die  Ver.scliiedenhoir  des  kirchlichen  Glaubens- 
bekenntnisses keinem  der  Eltern  die  ihm  sonst  wegen  der  Erziehung  zu- 
stehenden Rechte. 

§  16.  Der  Tod  der  Eltern  ändert  nichts  in  den  Bestimmungen  der 
§§  12  und  14  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder. 

§  17.  Die  Ehescheidungen  oder  alle  sonstigen  rechtsgiltigen  Auflösungen 
der  Ehe  können  auf  die  Religion  der  Kinder  keinen  Eintiuss  haben. 

§  18.  Wenn  ein  das  Religionsbekenntniss  der  Kinder  bestimmender  Ehe- 
vertrag vorhanden  ist,  so  bewirkt  der  Uebergang  der  Eltem  8tt  einem  andern 
Glaubensbekenntnisse  darin  insolange  keine  Veränderung,  als  die  Ehe  noch 
gemischt  bleibt;  geht  aber  ein  Ehegatte  xur  Religion  des  andern  über,  und 

*  Diese  Vorschriften  (§§  12—23)  gelten  auch  im  Gebiete  der  preussiscben  Amts- 
gerichte SU  Weyhers,  Hilders  und  Orb,  dagegen  nicht  kk  der  vormals  bayerischen 
Endave  KauladorC   Vgl.  Verordnung  vom  SS.  Ifai  1867. 


Digitized  by  Google 


Bayern.   SAdiaen  (Küuigreicb).  11 

die  Ehe  hört  dadurch  auf  gemiseht  zu  sein,  so  folgen  die  Kinder  der  nun 
gloiolu  n  Religion  ihrer  Eltern,  ausgenommen  sie  waren  —  dem  bestehenden 
Ehevertrape  gemäss  —  durch  die  Confirmntion  odor  rommunion  bereits  in 
die  Kirche  einer  andern  Confession  aufgenommen,  in  welchem  Falle  sie  bis 
^uin  erlangten  Unterscheidungsjahre  *  darin  zu  belassen  sind. 

§  19.  Pflegkiiid«r  werden  nach  jenem  Glanbensbekenntniaie  erzogen, 
welchem  sie  in  ihrem  vorigen  Stande  zu  folgen  liatten. 

§  20.  Durch  Heirat  Icgitimirte  natürlielu-  Kiiulor  worden  in  Bezielmng 
auf  den  Religionsunterricht  ehelichen  Kindern  gleich  geachtet. 

§  21.  Die  übrigen'  natürlichen  Kinder ,  wenn  sie  von  einem  Vater  an- 
erkannt sind,  werden  in  Ansehung  der  ReligionsendeliQng  gleichfalls  wie  die 
eheUoheii  behandelt;  sind  sie  aber  Ton  dem  Vater  nicht  anerkannt,  so  werden 
sie  nach  dem  Glaubensbekenntnisse  der  Mutter  erzogen. 

§  22.  Findlinge  und  natürliche  Kinder,  deren  Mutter  unbekannt  ist, 
folgen  der  Religion  desjenigen,  welcher  das  Kind  aufgenommen  hat,  soferne 
er  einer  der  öffentlich  eingeführten  Kirchen  angehört,  oder  der  Religion  des 
Findliugsinstituts ,  worin  sie  erzogen  werden.  Ausser  diesen  Ffillen  riehiet 
sieh  ihre  Religion  nach  jener  der  Mehrheit  der  Emwohner  des  Findungsortes. 

§  23.  Die  geistlichen  Obern,  die  nächsten  Verwandten,  die  Vormünder 
und  Pfifben  ]iaben  das  Recht,  darüber  zti  wachen,  dass  vorstehende  Anord- 
nungen befolgt  werden.  Sie  können  zu  diesem  Behufe  die  Einsicht  der  be- 
treffenden Bestimmungen  der  Eheverträge  und.  der  übrigen  auf  die  Religious- 
erziehung  sich  beziehenden  Urkunden  fordern. 

Gesetz  vom  8.  Augiiat  Ls7S,  über  Errichtung  eines  Verwaltungsgerichts- 
hofes und  das  Verfahren  in  Verwaltungsrechtssaohen,  Art.  8.  Verwaltungs- 
rechtssachen im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  alle  bestrittenen  Rechtsansprüche 
und  Verbindlichkeiten  in  naehbenannten  Angelegenheiten:  ...  4)  Religiöse 
Kindererziehung. 

3.  Sachsen  (Königreich). 

Gmdg  vom  1.  November  1SS6,  über  die  Ehen  unter  Personen  evange- 
lischen und  katliolisclien  Glaubcnsbekenntnis.so  mid  die  religiöse  Krzi<>Iuing 
der  von  Eltern  solcher  verschiedenen  (Jont'essioueu  erzeugten  Kinder  (Ciesctz- 
und  Verordnungsblatt,  1836,  S.  299). 

^ir  Friedrieh  August,  ron  Qottes  Gnaden  König  von  Sachsen  ete.,  haben 
auf  den  Antrag  Unserer  getreuen  Stände,  in  den  Schriften  vom  22.  Mai  1830 
und  29.  April  1831,  die  hinsichtlich  der  Eingehung  der  Ehen  unter  Personen 
evangelischen  und  katholischen  (ilaubensbckenntnis^n«  sowohl,  als  der  reli- 
giösen Erzii'hiing  der  von  Eltern  dieHes  versehiedeiieii  Glaubensbekenntnisses 
erzeugten  Kinder,  bestehenden  Grundsätze  einer  Prüfung  unterwerfen  lassen, 
und  in  deren  Folge ,  mit  Aufhebung  der  im  §  47,  50,  51,  52  und  55  des 
Mandats,  die  Ausülmng  der  katholisehogeisüichen  Gerichtsbarkeit  in  den  hiesigen 
Kreislanden  und  die  Grundsätze  zu  Regulirung  der  gegenseitigen  Verbalt- 


«  Vgl.  Kap.,  2  (Ober  Wahl  dea  Glaubensb^SJWitni^Bes),  ,^  5:  „Die  Wahl  des 
Glanbensbekenntnisses  ist  jedem  Staatsc'mw-^jMfer.  liach  seiner  eigenen  frpien  Ueber- 
aseugung  überlassen."'  §  6 :  „Derselbe  imi^sJ^dÄich  "das  hierzu  erfbjderll^e  Unter- 
scheid ungsalter,  welches  fBr  beide  Ge^Nelftcr  ai^"  d|ff  •^etzllche^^ol^rißkeit 
besUromt  wird,  emiobi  haben.'* 
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nisse  der  katholischen  und  evangelischen  Glaubenggenossen  betreffend,  vom 
10.  Foliruar  1S'2T,  iii,i,'lfiohon  in  ^  11  des  Miindats,  den  Ucbertritf  von  einer 
christlichen  Contession  zur  andern  betrertend ,  vom  20.  Februar  1827  ent- 
haltenen Bestimmungen,  welche  mit  Bekanntmachung  gegenwärtigen  Gesetzes 
aiiSMr  Kfiifi  treten,  unter  Zuatimmiiiig  Unserer  getreuen  Sünde,  folgen- 
des feel^iieaetst. . . . 

§  5.  Die  Taufe  der  in  einer  gemischten  Ehe  erzeogten  Kinder  stehet 
dem  Geistlichen  der  Confession  des  Vaters,  und  nur  dann,  wenn  nach  einor 
gültigen  Vobereinkunft  der  Eltern  das  Kind  in  der  Confession  der  Mutter  er- 
zogen werden  soll,  dem  Geistlichen  dieser  Cuiifession  zu. 

§  6.  Die  aus  gemischten  Ehen  erzeugten  Kinder  sind  in  der  Begel  in 
der  Gkmfessbn  des  Yaters  zu  erziehen. 

Es  Ut  jedoch  den  Eltern  gestattet,  durch  freie  Uebereinkunft,  unter  den 
im  folgenden  Paragraphen  TOfgeschriobenen  Erfordernissen,  hierfiber  unter 
sich  etwa.s  anderes  festzusetzen. 

§  7,  Kinc  solche  üehoreiiikunft  der  Brautleute  oder  Ehegatten  über  die 
Confession  der  l\indev  ist  an  eine  EinwiUigunir  d<  r  Eltern,  Yonniinder  oder 
Geachlechtscuratoreu  nicht  gebunden;  es  sind  jedoch  hierbei  theils  die  all- 
gemeinen Bedingungen  eines  rechtsbestSndigen  Vertrags,  theils  auch  folgende 
Formen  zu  beachten:  a)  Die  Erklärung  muss  vor  dem  ordentlichen  Richter 
des  Bräutigams  oder  Eliemanns,  und  insofern  derselbe  ein  Ausländer  ist,  und 
im  Inlande  ein  be^^timmtes  Wohnsitzrecht  noch  nicht  erlangt  hat,  vor  dem 
competenten  Richter  der  Braut,  b)  an  Gerichtsstelle ,  c)  von  beiden  Theilen, 
welche  deshalb  persönlich  erscheinen  müssen,  und  d)  ohne  Zulassung  eines 
Geistliehen  oder  anderer  Personen,  abgegeben,  und  Uber  dieselbe  ein  legales 
Protokoll  in  gesetzlicher  Form  aufgenommen  worden.  Der  Richter  hat  hier- 
bei aller  Einwirkung  auf  die  Willenserklärung  der  Paciscenten  sich  zu 
enthalten,  wodurc]i  jedoch  nicht  ausgcsrlilossen  ist,  dass  derselbe  üb(M'  die 
Willensfreiheit  sieli  durch  Befragen  der  l'aciscenten  Gewissheit  verschatien, 
auch  dieselben  auf  die  gesetzlichen  Folgen  solcher  Verträge  aufmerksam 
machen  könne. 

§  8.  Dergleichen  Vereinigungen  können  sowohl  Tor  Eingehung  der  Ehe, 
als  wahrend  derselb«!  geschlossen,  auch  mit  Beobachtung  der  §  7  enthaltenen 

Vorschriften  wieder  aufgehobon  oder  verändert  werden.  Auf  die  religiöse 
Erziehung  derjenigen  Kinder  aber,  welche  das  sechste  Jahr  bereits  erfüllt 
haben,  ist  der  Abschluss,  die  Authebung  oder  Veränderung  solcher  Ver- 
einigungen ohne  Einfluss. 

§  9.  Auf  die  zur  Zeit  der  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  schon  be- 
stehenden gemischten  Ehen  haben  yorstehende  Bestimmungen  gleichfalls  An- 
wendung', insoweit  nicht  vorher  von  den  Eltern  der  in  solcher  Ehe  erzeugten 
Kinder  liereits  ein  anderes  ausdrücklich  oder  stillschweigend  vereinbart  oder 
bestimmt  worden. 

Ist  bei  dergleichen  'Ehen  nur  ein  Theil  der  Eltern  noch  am  Leben,  so 
entsdieidet  im  Zveifekfalle  die  Bestimmung  des  Ueberlebenden. 

Sind  beide  Theile  verstorben,  so  wird  das  Kind  solchenfalls  in  der  bis- 
herigen Oonfossion  ffirterzogen,  oder  wenn  der  KeUgiousunterncbt  noch  nicht 
begonnen  hat,  in  der  Confession  des  Vater«. 

Bei  Eltern,  welche  sich  erst  künftig  in  das  Königreich  Sachsen  wenden, 
■wird  dasjenige  zur  Auwendung  gebraclit,  was  die  gesetzliche  Vorfassung  des 
Landes,  wo  die  Ehe  geschlossen  worden,  hierfiber  mit  sieh  bringt,  dafern  sie 
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nicht  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  (§  7  und  8)  ein  anderes  unter 
sich  feststetzen. 

§  10.  ünehelichp  Kindfr  werden  in  der  Kegel  in  derKin^hf»  der  Mutter  i^e- 
tauft  und  in  deren  Cont'ession  erzogen..  Sollte  aber  der,  einer  andern  Confession 
angehörende  Tater  die  Eraiehnng  des  von  ihm  ausser  der  Ehe  erzeugten  Kindes 
selbst  fibemehmen,  und  dasselbe  in  seiner  runfcssion  orxiehen  wollen,  so  ist  ihm 
letzteres  zwar  gestattet,  er  bedarf  aber  dazu  der  Genehmigung  der  Mutter  des 
unehelichen  Kindes,  oder,  wenn  diose  verstorben  sein  sollte,  der  mütterlichen 
Grosseltern,  sowie  des  Vormumles  und  der  obcrvormundschattiitheii  Behörde. 

§  11.  Uneheliche  Kinder,  welche  durch  nachfolgende  Ehe  Icgitimirt 
werden,  ingleidien  die  durch  einen  landesherrlichen  Befehl  mit  der  Wirkung 
des  AUodial-Erbfolgerechts  in  das  Vermögen  des  Vaters  I^egitirairten,  sind 
aucli  in  dieser  Beziehung  den  elieliclieii  <;leich  zu  arbton.  Nur  i«t,  was  die 
I.e'i:itiniirfen  der  letztern  Art  Ijetritit,  liierzu  erforderlich,  dass  die  an  der  Er- 
ziehung derselben  noch  thätigen  Autheil  nehmende  Mutter  in  die  Legitimation 
mit  der  bezeichneten  Wirkung  gewilligt  habe. 

Brautkinder  werden,  wenn  die  Schliessung  der  Ehe  durch  Ableben  des 
einen  oder  anderen  Verlobten  Terhindert  wird,  und  giltige  Verträge  darüber 
uTiter  Diiu  n  nirbt  Vereits  geschlossen  wwden  sind,  nach  der  Confession  des 
Ueberleltendon  erzog«^n. 

Sind  Beide  gestorben,  und  giltige  Vertrüge  darüber  nicht  vorhanden,  so 
entscheidet  die  Confession  der  Mutter,  IVeten  aber  andere  Hindernisse  der 
Tollsiehung  der  Ehe  entgegen,  so  kömmt  die  Bestimmung  §  10  m  Anwendung. 

§  12.  Hört  eine  Ehe  durch  üebertritt  des  einen  Theils  auf,  eine  ge- 
misclitn  zu  sein,  so  hahen  die  Eltern  die  Freiheit,  ihre  Kinder  in  r  iliiien 
nun  gemeinschaftlichen  fonfossion  zu  erziehen,  auch  wenn  dieselben  bisher 
einen  andern  Religionsunterricht  erhalten  hätten. 

§  13.  Wenn  hingegen  durch  einseitigen  Üebertritt  des  einen  Theils  eine 
Ehe  erst  zu  einer  gemischten  wird,  so  ist  dieser  üebertritt  auf  die  bis  dahin 
gebornen  Kinder  ohne  allen  Einfluss,  und  es  darf  auch  durch  Uebereinkunft 
nichts  liieriTincn  fib<jeändert  worden. 

.\uch  die  später  ^jeborncn  Kinder  werden  in  derjenigeu  Confession  er- 
zogen, welcher  beide  Eltern  vorher  angeiiört  iuiben,  hisofern  dieselben  nicht 
nach  §  7  eine  Uebereinkunft  unter  sich  treffen. 

§  14.  Ehescheidung  kann  an  obigen  Bestimmungen  nichts  iindi  rn,  sondern 
CS  ist  im  Zweifel  so  zu  entscheiden,  wie  bei  Fortdauer  der  Khe  entschieden 
worden  sein  würde. 

§  15.  Andern  Personen,  als  den  Eltern  selbst,  soll  es  nicht  freistehen, 
über  das  Glaubcnsbekenntniss  der  Kinder  eine  von  den  gesetzlichen  Bestim- 
mungen abweic^nde  Aenderung  zu  treflPen. 

§  16.  Hingegen  Adoptiveltern,  welche  durch  eine  förmliche  Annahme 
an  Kindesstatt  dem  Kinde  alle  Rechte  eines  leiblichen  ertheilf  lial)en,  steht 
CS  fror,  dasselbe  auch  in  ihrer  Confession  zu  erziehen,  sofern  die  noch  lel)en- 
den  leiblichen  Eltern  einwilligen,  oder  naoli  deren  Tode  ein  rechtsbeständiger 
Vortrag  (§  7  und  8),  in  welchen  dieselben  über  die  Confession  ihrer  Kinder 
bereits  yerfOigt  haben,  nicht  besteht. 

§  IT.  Ist  ein  solcher  Vertrag  jedoch  nicht  vorhanden  < ,  und  kann  solchen 
Kindern,  TOn  welchen  in  diesem  Oesetse  gehandelt  wird,  Religionsunterricht 


t  Diese  Besohrioknag  fftUt  fort,  nach  g  6  Abs.  2  des  Qesetses  vom  28.  April  1878. 
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in  der  Confession,  die  das  Gesetz  vorschreibt,  um  deswillen  nicht  ortheilt 
werden,  weil  hierzu  im  Orte  keine  Gelegenheit  vorhanden  ist,  so  hat  die 
Obrigkeit  auf  Verlangen  derer,  welchen  die  Sorge  für  die  Erziehung  obliegt, 
zu  gestatten,  dttss  gedachte  Kinder  in  einer  andern  als  der  gesetelioh  be- 
stimmten Oonfesfflon  durch  Theilnahme  an  dem  Beligionsonterridite  in  der 
Ortsschulc  unterwiesen  werden. 

§  18.  In  den  Fällen,  von  welchen  oben  §9,  10,  II,  12,  10  und  17  ge- 
handelt wird,  findet  hinsichthch  derjenigen  Kinder,  welche  einmal  das  zehnte 
Jahr  ihres  Alters  vollendet  und  bis  dahin  gleiciimässig  in  der  einen  oder 
andern  Confession  TTnterrielit  erhalten  haben,  ein  Weehsel  der  Confession 
nicht  mehr  statt. 

§  19.  Streitigkeiten,  welche  über  die  roli^iJise  Erzielumir  der  Kiiuler  von 
Eltern  vorschiodcnon  Glaubonsbokenntnisses  entstehen,  sind  vor  der  ordent- 
lichen OrtÄobrigkeit  zu  entscheiden.  Auch  haben  die  Obrigkeiten  dafür,  dass 
diesem  Gesetze  in  allen  Punkten  nachgegangen  verde,  von  Amtswegen  Sorge 
zu  tragen,  aueh  die  Geistlichen  und  Schullehrer  sich  dahin  mit  ihren  etwaigmi 
Anfragen  und  Anträgen  zu  wenden. 

§  20.  "Wer  einen  in  gemisehfer  Elic  lebenden  Elie^jatten  durch  Vor- 
spiegelungen ,  Drohutigon  oder  ilerabwürdigung  der  einen  Confession  zum 
Abschluss  einer  Uebereinkunft  mit  dem  andern  Ehegatten  über  die  ihren 
Kindern  zu  gebende  Erziehung  iu  einer  andern  Confession  verleitet,  wird  Ton 
Mnner  competenten  Obrigkeit  das  erstemal  mit  fnnfsig  Thaler  Gddbusse  oder 
drei  Monaten  Gefängniss,  und  im  Wiederholungsfälle  noch  härter,  ein  Geist- 
licher aber,  der  sich  dessen  schuldig  macht,  mit  Dienstentsetsung  bestraft. 

Mandat  vom  19.  Februar  1827 ,  über  Ausübung  der  bithdisohen  geist- 
lichen Gerichtsbarkeit  <  tc  f Gesetzsammlung,  1827,  S.  13). 

^  53.  Unter  keinem  Verwände  ist  Personen  verschiedener  Confession, 
die  sicli  zu  ehelichen  gesonnen  sind,  ein  Angelöbniss  wegen  der  künftigen 
religiösen  ^s^ung  der  in  ihrer  Ehe  sa  erseugenden  Sander  abzufordern. 

§  54.  Unregelmässigkeiten,  welche,  Torstehenden  Yorschrifben  zuwider, 
die  Verlobten,  oder  die  sie  aufbietenden  und  trauenden  QeistUchen,  sich  zu 
Schulden  bringen,  sind  ernstlieh  /n  ahnden 

§  58.  In  Betreff  des  Schulunterrichtes  sind  an  Orten  ,  wo  es  sowohl 
katholische,  ak  evangelische  Schulen  gibt,  die  Kinder  katholischer  Eltern 
durchaus  an  jene,  die  Kinder  evangelischer  Eltern  aber  ebenso  an  dfose  su 
verweisen.  Unter  keinem  Yorwande  dürfen  an  stdohen  Orten  Kinder  katho- 
lischer Eltern  in  die  evangelische  Schule,  und  die  Kinder  emngelischer  Eltern 
in  katholische  Sc]in](Mi  auf;^'onommen  werden. 

§  59.  Nur  in  Ifiiisiclit  der  q^elehrten  Schulen  soll  liierin  eine  Ausnahme 
stattfinden,  und  aueh  den  Kindern  verschiedener  Confession ,  nach  erlialteuer 
Oenehmigung  der  SchulTorsteher,  verstattet  sein,  als  Extraner  an  dem  Unter- 
ridit  in  Sprachen  und  Wissenschaften  theilznnehmen. 

Mandat  vom  20,  Februar  tS27f  über  den  Uebertritt  tou  einer  christ- 
liehen Confession  zur  andern  (Oesetssammluttg,  1827,  8.  30). 


*  Vgl.  Verordnunp  des  Cultnsministeriums  vom  10.  Juni  1845  (Gesotz-  und 
Verordnungsblatt,  1845,  S.  82),  §§  Ö  und  6,  wonach  die  Zuwiderhandlungf^n  der 
Geistlichen  das  Cfstemal  mit  2waiizig  Thaler  Geldstrafe,  „im  Wiederholungsfalle 
mit  bflberer  Oddstrafe  oder,  nach  Befinden,  mU  Siispenston  oder  Remotion  vom 
Amte  geshndet  werden"  sollten. 
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§  1.  Der  Ucb«rtritt  von  einer  christlichen  Confession  zu  einer  andern 
kann  nicht  gehindert  worden,  wenn  nur  der  Uohertreteiide  das  einundzwaiuigste 
Jahr  seines  Alters  erfüllt  hat,  und  nicht  in  tinoTn  solchen  Geistos-  und  Ge- 
müthszustande  sich  befindet,  der  ihn  zu  einer  nach  freier  lüberzcugung  zu 
ftamüA&a  EnteehUeasuug  aberiiaupi  unfähig  moelii.  Ea  soll  jedoch  minder- 
jShrigen  Personen  in  articnlo  mortis  der  Uebertritt  zn  einer  andern  Confession 
unter  den  in  §  8  erfolgenden  Bestimmungen  gestattet  sein. 

§  8.  Ein  in  articnlo  mortis  erfolj^ter  Uebertritt  ist  für  deBsen  Person  gütig; 
jedoch  rouss  derselbe  im  Falle  der  (ü  nosung  seine  Bestätigung  in  dem  §  2  ff . 
vorgosohriebeuen  Masse  erhalten.  Auf  die  Kinder  des  Ucbergetretenen  hat  der 
geschehene  Uebertritt,  es  möge  Bestätigung  erfolgt  sem  oder  nieht,  keinen  Bezug. 

Oetdz  vom  2.  November  18i8,  fiber  die  BechlsTerhältnisse  der  dentsdi- 
katholischen  Glaubensgenossen  (Gesetz-  und  Verordnungsblatt,  1848,  S.  204). 

§  11.  Den  allgemeinen  Landeegesetzen  und  Yerordnungeii ,  wenn  sie 
auch  nur  für  Mitglieder  der  evangelischen  und  römisoh-katholisclien  Kirche 
gegeben  sind,  unterliegen  auch  die  Deut^eiikatholiken  Ijezüirlich  a)  f:^emiscliter 
Ehen,  b)  der  Taufe  und  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  überliaupt  und 
von  Eltern  versohiedener  Confession  insbesondere,  c)  des  Uebertritts  von  einer 
Confession  mr  andern,  d)  des  Schulwesens. 

Gesetz  vom  20.  Juni  1870,  Über  CiTilstandaregister  für  Personen,  welche 

keiner  im  Königreich  Sachsen  anerkannten  Religionsgesellschaft  angehören  etc. 
(Gesetz-  und  Verordnungsblatt,  ]>^V\  ^.  215),  §  20.  Der  Austritt  aus  einer 
vom  Staate  anerkannten  Religions^eselischaft  ist,  auch  wenn  er  ohne  gleich- 
zeitigen Uebertritt  zu  einer  andern  solchen  ßeUgionsgesellschaft  erfolgt,  einem 
jeden  Staatsangehörigen,  welcher  das  einundzwanzigste  Lebensjahr  übersdiritten 
hat,  gestattet  .  .  . 

Teber  die  religiöse  Erzieluin;^'  der  Kinder  bis  zum  vierzehnten  Lebensjahre 

entscheidet  im  Mangel  einer  Vereinbarung  der  Kitern  der  Vater.  Uneheliche 
Kinder  folgeu  der  Religion  der  Muttor.  Vom  vollendeten  vierzehnten  Lebens- 
jahre an  steht  es  bei  einem  Religionswechsel  der  Eltern  den  Kindern  frei, 
ob  sie'  diesen  folgen  oder  ihre  zeitherige  Beligion  beibehalten  wollen.  .  .  . 

Gesetz  vom  26,  AprU  1873,  über  das  Yolkssohulwesen  (Gesetz-  und  Ver- 
ordnungsblatt, 1873,  S.  350). 

§  6.  An  Orten,  in  welchen  sich  Einwolmor  verschiedener  (ilaubens- 
bekf'ünfnissc  befinden,  und  für  die  Angehörigen  der  Confession  der  Minder- 
zHiil  innerhalb  des  Schulbezirks  eigene  den  »Schulen  der  Confession  der  Mehr- 
zahl gleichstehende  Schulanstalten  bestehen,  haben  die  schulpflichtigen  Kinder 
die  Schulen  ihrer  Confession  zu  besuchen. 

Besteht  aber  für  die  Angehörigen  der  Confession  der  Minderzahl  keine 
besondere  Schule  im  Beliulbezirko,  s-n  sind  die  schulpllieliti^en  Kinder  der- 
selben zum  IJesnche  der  öffentlichen  Urtssehulo  verptiichtet.  Doch  mid  sie, 
unter  entsprechender  Ermässigung  des  Schulgeldes,  von  der  Theilnahme  an 
dem  in  dieser  ertheilten  Religionsunterrichte  befreii 

Für  den  Heligionsunterricfat  im  eigenen  Bekenntnisse  dieser  Kinder  ist 
in  einer  von  der  Vertretung  der  betreffenden  RcHgionsgesellschaft  für  aus* 
reichend  eracliteten  Weise  zu  sorgen,  und  darüber,  das«  os  geschehen,  Zeng- 
iiiss  beizubringen.  Ist  Jede''h  da/ii  keine  Gelegenheit  vorhanden,  so  können, 
auf  Antrag  der  Eltern,  Kinder  bis  zum  zwölften  Lebensjahre  auch  am  Reli- 
gionsunterrichte einer  andern  Confession,  als  derjenigen,  in  welcher  sie  zu 
erziehen  sind,  theilnehmen. 
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Kinder  von  solchen  Dissidenten,  welche  keiner  Rolig^ionsi^esenscliutt  an- 
gchüron  (§  21  des  Gesetze??  vom  20.  Juni  1870),  haben  an  dem  Religions- 
unterrichte einei"  anerkunuten  oder  bestätigten  Rcligionsgesellschaft  Theil  zu 
nehmen.  Die  Wahl  der  betrelFenden  Religionsgeselkchaft  ateht  den  Eraiebungs» 
Pflichtigen  frei,  und  ist  von  diesen  die  bezügliche  Erklärung  hierfiber  bei  An- 
meldung  dee  Kindes  zur  Schule  abzugeben  *. 

4.  Württemberg. 

lirliyionsedict  vom  1).  October  1H06  (Regierungsblatt,  löUI,  b.  609). 

VI.  Um  eine  Ehe  mit  einer  Person,  die  einer  andern  christlichen  Con- 
fession  zugethan  ist,  einzugehen,  bedarf  es,  wwra  sonst  alle  gesetzlichen  Er- 
fordernisse vorhanden  pind,  keiner  Dispensation,  und  bei  vorwaltenden  Elu  - 
hindernissen  vcrificirt  die  Obrigkeit  des  Orts,  wo  die  Klie  gesell lossrii  wird, 
die  beiderseitigen  Dispensationen*   Die  Kinder  aus  diesen  Ehen  werden,  in 


'  Vgl.  die  Verirdniinff  rnm  25.  AuriuHt  1871,  7ur  Ansfilhrung  des  Gesetzes 
Über  das  Volksachuiweaen  (Cieaetz-  und  Verordnungsblatt,  iS74,  S.  165). 

§  14.  Steht  die  Schttle  der  eonfesslonellen  Minderheit  in  der  Ortsgemeinde  hinter 
der  Schule  der  confesaionellen  Mehrheit  nach  Einrichtung  und  Leistungen,  über 
welche  letztere  im  Zweifplsfalle  der  Bezlrksschulinspectnr  zu  entscheiden  bat.  zurUck, 
so  können  die  dieser  Minderheit  angebörigen  Kinder  von  ihren  ErziehungsptHcbtigeu 
der  Schule  der  coDfeBSiondlen  Mehrh^  svgefUhrt  w^<m. 

§  15.  Wird  flir  Kinder  einer  andern  Confcssion,  welchen  es  an  Gelegenheit 
zum  Religionsunterrichte  im  eigenen  Bekenntnisse  fehlt,  ein  Antrag  auf  Theilnahme 
am  Religionsunterrichte  der  Ortsachule  nicht  geatellt,  so  ist  selten  des  Schulvorstands 
der  geistlichen  Behörde,  besiebenUtch  den  Vertretern  der  Religionspartel ,  welcher 
das  Kind  angebort,  belnifa  der  wegen  Ertheilnng  des  Religlonminterriebte  zu  treffen» 
den  Vdrkehrung  Mittheilung  zu  machen,  und  Nachricht  vom  Erfolge  tn  erwarten. 
Wenn  solche  Veranstaltung  nicht  getroffen  werden  sollte,  hat  der  Qrtsschulvorätand 
der  BeBlrkesehnlinvpeetton  snr  weitem  Entscblieesmig  Aiizeige  zu  eretetten,  wogegen 
die  Frage,  ob  der  betrefllmde  Beligionennterricht  eusreichaid  sei,  seiner  Bmtheiluag 
nicht  unterliegt. 

Bei  Meinungsverschiedenheit  der  Eltern  Uber  die  im  Gesetze  nachgelassene 
Thellnahme  der  Kinder  einer  andeni  Oonfession  am  Beligionennterrichte  der  Orte- 
schule  bis  zum  zwölften  Lebensjahre  entscheidet  der  Veter  (g  1802  des  bQrgerlichen 
Gesetzbuches).  Sind  die  Eltern  oder  ein  Theil  derselben  gestorben,  so  ist  diese 
Theilnahme  auf  Ansuchen  desjenigen,  welchem  die  Sorge  für  die  Erziehung  der 
Kinder  obliegt,  zu  gestatten.  Bei  nnehellchen  Kindern  genügt  der  Antrsg  der  Mntter 
und  nach  deren  Tode  der  Antrag  der  Erzieher. 

Bei  Kindern  aus  gemisebten  Elien  (Gesetz?  vom  1.  November  1836),  welche  in 
einer  andern  Confession  als  in  derjenigen  der  Ortsscliule  zu  ersicben  sind,  gilt,  wenn 
ihnen  die  Thdlnahme  am  ReUgtonsnnterrlehte  tn  der  Ortsechvie  gestattet  wird,  nun- 
mehr das  swttlfte  Lebensjahr  als  der  Termin,  von  welchem  an  nach  g  18  des  an- 
gefübrten  Osetzes  ein  Beharren  in  der  Confession  des  genossenen  Religionsnnterriohis 
einzutreten  iiat. 

Die  Erlaubniss  znr  Theilnahme  am  Religionsunterrichte  der  Ortsschule  ist  daher 
selchen  Kindern  nur  bis  Ablanf  desjenigen  Schuljahrs  nt  wthelleo,  welehee  der 

füllung  des  zwölften  Lebennjahrea  zunächst  vorhergeht.  Vor  Eintritt  dieses  Normal- 
termins sind  die  Eltern  oder  Erzieher  rechtzeitig  auf  die  Wirkung  einer  langem 
TheUnabmc  des  Kindes  am  Religionsunterrichte  in  der  Ortsschule  au£cnerksam  zu  machen. 

Die  Verordnung  vom  2.  Mai  1844  (ß»  149  9,  des  Oeseti-  und  Verordnnngabktts 
Toni  1844)  wird  angehoben. 
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der  Rp2rf'l,  bis  zu  den  Untcrscliou'lnnirjjjiilircn  in  der  Religion  des  Vaters  er- 
zogen. Es  ist  jedocli  den  Eliolouten  erlaubt,  durch  Vertrüge,  eine  nach  dem 
Geschlecht  der  Kinder  gethcilte  Erziehung ,  oder  jede  andere  Bestimmung 
dloBfallB  festzusetzen  .  .  jene  Verbrage  sind  aber  nur  dann  giltig,  wenn 
ne  Tor  der  Obrigkeit  des  Gatten  abgeschlossen  werden.  Kach  erreichten 
Unterecheidungsjahren '  steht  es  den  aus  solchen  Ehen  erzeugten  Kindern 
frei,  sich  nach  eigener  Wahl  m  einer  oder  der  andern  christUchen  Kirche 
zu  bekennen.  ... 

5.  Baden. 

Landrecht s-Ausat:  Dio  kirchliche  Erziehung  muss  sich  nach  dem 

Grundgesetz  über  die  Kirelieaverfassung  rieliten,  welche»  auch  aliein  entscheidet, 
was  Yertrige  darttber  ra  betttmmen  TermOgen,  und  wie  dieselben  besehaiTen  adn 
rnftesen. 

Zusatz  420^.  Ist  der  ITauptvormund  Glied  einer  andern  Kirche .  als  zu 
welcher  das  Kind  erzogen  werden  soll,  so  muss  der  Gegenvormund  noth- 
wendig  aus  Gliedern  jener  Kirche  genommen  werden,  zu  welcher  das  Kind 
erzogen  werden  boU,  und  hat  dieser  alsdami  die  Obsorge  Ober  dessen  kirch- 
liche Erriehnng  besonders  auf  sich. 

Geficic  vom  9.  Oetoberll^Of  über  die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen  im 
Staate  (Regierungsblatt,  1860,  S.  375),  §  5,  Diejenigen,  welchen  nach  den 
bürg^erlichen  Oesetzen  die  Erziehun<^srechte  zustehen,  haben  zu  bestimmen, 
in  welcher  Keligion  die  Kiuder  erzogen  werden  sollen. 

Die  nlheren  YerfUgungen  btolben  dnem  besondcon  Oeaeiae  VffirbehalfMi. 

GMz  mm  9,  Oetc^  t860,  Uber  Ausflbnng  der  Erziehungsrechte  in 
Bezug  auf  die  Religion  der  Kinder  (Regierungsblatt,  1860,  8.  380),  §  1.  In 

welcher  Religion  die  Kinder  erzogen  werden  sotten,  bestimmt  bei  ehelichen 
Kindern  der  Yater,  bei  unehelichen,  sie  seien  vom  Vater  anerkannt  oder  nicht, 

die  Mutter. 

Ist  eine  Bestimmung  hierüber  nicht  getrotien,  so  folgen  die  ehelichen 
Kinder  der  Religion  des  Vaters,  die  unehelichen  der  Religion  der  Muttw. 
§.  2.  Sind  die  Eltern  unbekannt,  so  entscheidet  über  die  reli^ose  Er- 

Ziehung  des  Sandes  der  Vormund  mit  Zustimmung  der  Staatsbehörde,  nach 
eingeholtem  Gutaeliten  des  OrtsTorgesetzten  und  Waisenrichters. 

§  Eine  Acnderunr^  in  der  religiösen  Erziehung  der  eheliclieu  Kinder 
steht  der  Muttor  zu,  wenn  auf  sie  das  Recht  der  Erziehung  übergegangen 


t  An  dieser  Stelle  stand  der  8ats:  y^ur  mtlMen,  wenn  der  Vater  der  evange- 
lischen Religion  zugethan  ist,  die  Söhne  ^oth^%•cndip;  auch  in  dieser  Religion  erzogen 
werden".  Diese  Ausnahmebestimmung  ist  aufgehoben.  Geheimer  Baths-Erlass  vom 
14.  März  1817  (Regierungsblatt,  1817,  Nr.  17,  S.  131):  „Da  öe.  Königl.  Majestät  zu 
▼erordnco  gemht  haben,  dam  die  in  §  6  des  Rdigionsediete  vcm  16.  Oetobw  1806 
ontlialteiiR,  die  VertTagsfrelheit  der  Eltern  in  gemiscl  trr  Flie  beschränkende  Bestim- 
mung, wonacli  in  dem  Falle,  wenn  der  Vater  der  evangelischen  Confession  zugethan 
ist,  die  Söhne  nothwendig  auch  in  dieser  Confession  erzogen  werden  müssen,  auf- 
gehoben sein  solle,  so  wird  eolehea  bierdurch  aar  allgemeinen  Kenntnisa  gebfaoht.'* 

*  Vgl.  Kavif/liche  Verordtiunif  rom  In.  August  1S17,  tlber  die  Auswanderungen 
(Regierungsblatt.  1817,  Nr.  51,  S.  403),  §  17,  wonach  „bei  Söhnen  nach  dem  zurüciv- 
gel^ten  sechzehnten  Jahre  und  bei  Töchtern  nach  dem  vierzehnten  Jahre"^  .  .  .  „die 
Untersebeidnagsjahre  eneicbt**  werden  j  aueh  §  18,  worin  auf  die  ^olienerwUinten 
DiscrettODsiahre*^  verwiesen  wird. 

Bcbmldt,  OonfeMion  dsr  Kinder.  2 
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ist;  jedoch  kann  sie  diese  Aenderang  nur  mit  Genehmigung  der  Stoatsbehördo 
und  nach  erhobenem  Gutacliten  der  nächsten  beiderseitigen  Verwandten,  des 

Ortsvorgesetzten  und  Waisenrichters  vornchmon. 

§  4.  Bei  Waisen  darf  eine  Veränderung  tlcr  Religion  nur  aufl  besonders 
erheblichen  Gründen^  mit  Genehmigung  der  liöheren  Staatsbehörde  und  nach 
eingeholtem  Gutachten  der  nächsten  beiderseitigen  Verwandten,  des  Ortsror- 
gesetsten  und  Waisenrichters  eintreten. 

%  5.  Jedem,  der  das  sechzehnte  Lebensjahr  zurückgelegt  hat,  steht  die 
"Wahl  der  Religion  frei. 

§  (1.  Die  vor  Verkündung  dieses  Gcst  tzcs  durch  Vertrag  bestimmte  reli- 
giöse Erziehung  der  Kinder  kann  mit  Zustiiumung  beider  Elterütheile  ge- 
ändert werden. 

Ein  Sinschreiten  der  Staatsbehörde  findet  nur  auf  Anrufen  eines  Eltern- 

theils  statt. 

Nach  dem  Tode  eines  Elterntheils  treten  die  Bestimmungen  der  §§  1 
und  B  dieses  Gesetzes  in  Wirksamkeit. 

6.  Hessen  (Grossherzogtham). 

Verorihumg  vom  18.  Juli  1825,  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
aus  gemischten  Ehen  (Archiv  der  Grossherzoglich  Hessischen  Gesetze  und 
Verordnungen,  Bd.  IV,  S.  481,  Nr.  1395).  Da  der  den  römiscli-katholisehen 
Einwohnern  der  dahiesigen  Residenz  am  1.  December  179U  erilieilte  Frei- 
hcitsbrief,  sowie  das  der  reformirten  Kirche  am  26.  October  1771  verliehene 
Privileg,  nur  zu  dem  Zwecke,  die  kirchlieh-politischen  Rechte  von  tolerirten 
Religions-Parteien  zu  regeln,  gegeben  waren,  beide  Statuhii  aber,  nachdem 
die  deutsche  Bundesncte  und  die  Vorfa-^snnp^^urkunde  (l<>s  Orossherzogthums 
die  christlichen  Religionspaiteien  in  dem  Genüsse  der  biiru'erlichen  und  poli- 
tischen  Rechte  gleich  gestellt  hat,  ihre  Bestimmung  verloren  haben,  so  ist 
Ton  Sr.  königlichen  Hoheit,  dem  Qfosshersoge,  folgendes  verordnet  worden. 

Die  refonnirte,  sowie  die  katholisdie  dabiesige  Kirche,  werden  der  hithe- 
rischen  dadurch  ganz  gleich  gestellt,  dass  auf  alle  die  Normen  des  ^amuinen 
Rechts;  angewendet  werden,  nach  welchen  in  gemischten  Eben  die  Kinder, 
ohne  Unterschied  des  Gesclileehts,  der  Confossion  des  Vaters  folgen,  wenn 
nicht  in  den  Eheverträgen  vor  Eingehung  der  Ehe,  mit  beiderseitiger  Ueber- 
einsiimmuug,  etwas  andere^  Uber  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  fest- 
gesetzt ist. 

Indem  man  die  AllerhSehste  Entsehliessnng ,  nach  welcher  in  Zukunft 
in  der  liiesi;];en  Residenz  verfahren  werden  wird,  liierdurcji  zur  Kenntniss 
derjenigen,  welche  es  ungelit,  bringt,  lunierkt  man  /ugleicli,  dass,  da  diese 
Allerhöchste  Bestimmung  nicht  nüt  rückwirkender  Kraft  versejien  worden  ist, 
diejenigen  Uebereinkfinli»,  welche  nach  den  Freiheitsbriefen  getroffen  werden 
konnten  und  getroffen  worden  siikt,  durch  sie  meht  aufgehoben  worden  sind. 

Darmstadt,  den  18.  Juli  1825.  Grossherzoglich  Hessischer  fQr  das  Fürsten- 
thum Starkenburg  angeordneter  Kirchen-  und  Schulrath. 

Grossherzog} irhe  Verordnung  vom  27.  Februar  (Archiv,  Bd.  IV, 

S.  588,  Nr.  1426)  Da  in  Unserem  Gro?<sberzogthuni  in  Ansehung  der  reli- 
giösen Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  verschiedenerlei  Statuten, 


*  Diese  Verordnung  gilt  auch  fttr  den  preussMmi  Krtis  Bledaakopf. 
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VerordTiun^ren  und  Observanzen  bosrolieii.  rloreii  nälioi-c  BestiiimiiinG:*-'!!  aus 
<lon  Vorhiiltnissen  einer  bloss  tolerirteii  Kirclio  /u  »Mucr  liurrschenden  erklär- 
bar sind  ,  Wir  aber,  nachdem  Wir  die  völlige  Gleieliheit  der  christlichen 
Religionspartrieii  aU  Terfaflsangamassigen  GrandsaU  ausgesprochen  haben, 
diese  verachiedenerloiartigeii  Bestimmungen  mit  denn  auagesproclienein  Grand- 
satze  dieser  Gleichheit  unvereinbar  finden,  so  liaben  Wir  deshalb  sclujii  früher 
in  Bpzup:  auf  Unsere  Residenz  das  Erforderliche  verfügt,  nunmehr  aber  be- 
»chlosseu,  allgemein  folgendes  zu  verordnen : 

Art.  1.  Wenn  nicht  in  giltigen,  vor  Eingehung  der  Ehe  geschlossenen 
Ehevertrfigen  *,  etwas  anderes  über  die  religidee  Erziehung  der  Kinder  aus 
gemiaditen  Ehen  festgesetzt  worden  ist,  sollen  die  Kinder ,  ohne  Unter- 
scbied  de?:  frcsflilclifs.  dor  Confession  des  Vaters  folgen. 

Art.  2.  Bei  den  bis  jetzt  bestehenden  i^emischten  Ehen  bleiben  die 
^Statuten,  Verordnungen  und  unzweifclhalten  Observanzen,  welche  bisher  ent- 
aohieden,  inaofeni  sie  nidit  durch  ansdracklichen  Vertrag  abgeändert  worden 
sind,  auch  fernerhin  entseheidend. 

Art.  3.  Insoferne  aber,  in  Gemässheit  der  nach  Art.  2  entscheidenden 
Normen,  den  Eltern  eine  Ali.imlonin?  ihrns  Willens  über  die  Religion  ihrer 
Kinder  nach  einj^egangener  Ehe  erlaubt  war,  müssen  diejeiiiiren,  welche  hier- 
von einen  Gebrauch  zu  machen  gedenken,  ihren  Willen  hei  den  Beliörden, 
▼eiche  zur  Aufnahme  von  Eheberedungen  berechtigt  sind,  von  heute  an 
binnen  ebem  Jahre  erklSren,  und  wll  alsdann  die  Erklärung,  wenn  ihre  Frei- 
v.'illigkeit  nicht  mit  Grunde  bezweifelt  werden  kann,  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  r^aliren. 

Oesetz  vom  11.  Juni  18S7,  ülier  Unterbringung  jugendlicher  Uebeltiiäter 

und  verwalirloster  Kinder  (Rei^rierungsblütt,  1887,  Nr.  17,  S.  88),  Artikel  8, 
Absatz  3.  iSowold  Ixü  der  Unterbringung  in  eine  Fninilie.  als  bei  derjenigen 
in  eine  Anstalt  ist  auf  die  Confession  des  Kinde:«  liueksicht  zu  nehmen  und 
für  ausreichenden  Unterricht  in  der  Religion  desselben  zu  sorgen. 


*  Vgl.  die  Bekanntmachung  romti.  De/iemhtr  jsij  (Regieningablfttt.  It942,  S.  548). 
Bei  Anwendung  des  Art.  1  der  Allerhöchsten  Verordnung  vom  27.  Februar  1826  tat 
bisher  jede  vor  Eingehung  der  Eh«  von  Ehegatten  veisehiedener  Gonfeiaion  ttber 
die  reUgittee  Erziehung  ihrer  Kinder  abgeschlossene  Uebcreinkunft  fQr  giltig  eraehtet 
worden,  wenn  auch  fliese  Ueberoinkunft  nicht  in  giltige  EhevcrtrSge  aufgenommen 
war.  Diese  den  Worten  der  Verordnungen  vom  18.  Juli  182ö  und  vom  27.  Februar 
1696  nieht  entsprechende  AvsIegtiDg  hat  mandie  Uiuratrilgllehkelten  zur  Folge  ge- 
habt, insbesondere  nach  mÜnHlich  getroffener  Verabredung  eine  oft  bedenkliche  Be> 
■weisfl'ihrung  durch  Zeugen  oder  durrli  eidliche  BekriSftigiinp  der  Ehegatten  veranlasst. 
Da  nun,  nachdem  die  Verordnung  vom  27.  Februar  1826  über  sechzehn  Jahre  be* 
fltaadeai,  dm  im  Art  1  deradben  ausgesprochene  GnmdMts: 

dMt»  wenn  nicht  in  giltigen,  vor  Eingehung  der  Ehe  geschlossenen  Ehe- 
vertrSgen  etwas  anderes  über  die  religiöse  Erziehung:  der  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  festgesetzt  worden,  die  Kinder,  ohne  Unterschied  des  Ueschlechta,  der 
ConfiMslon  des  Veten  folgen  soUen, 
genllgend  zu  jedermanns  Kenntniss  gelangt  ist,  so  wird  in  Beziehung  anfalle,  vom 
1.  Januar  künftigen  Jahres  nn  zu  sohliesscnilen  Eiien  jeup  die  Ausnahme  von  der 
gesetzlichen  Kegel  bezweckende  Uebcreinkunft  nur  dann  berücksichtigt  werden,  wenn 
sie  in  einem  nadi  den  bürgerlichen  Oeeetsen  giltigen  Eberertrage  entiudtan  Ist 

Darmstadt  etc.  Aus  AUerhüchatem  Auftrage.  Oroeshenoglicb  Hesstachee  Mini- 
sterinin des  Innern  und  der  Joatia. 

•  2* 
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7.  Mecklenburg  Scliwerm. 

Verordnung  vom  30.  März  1821,  über  die  Religion  der  Kiiirifr  aus  j^e- 
mischten  Ehen  (Gesetz-Sammlung,  2.  Aus<j:al)e,  Nr.  3128).  Wir  linden  Uns 
j^nädigi^t  bewü-^en  dnn  §  TU  Unserer  Verordnung  vom  25,  Januar  1811*  in 
Betreff  der  VerhäiLiusse  der  lutherischen  und  römiach-katholisdieii  Religion»- 
verwandten  in  Unaem  Landen  dahin  absuftndern,  dass  in  "Ehen  swisehen 
lutheriseliai  nnd  katholisc  lien  Theilen  die  daraus  entsprossenen  Kinder  männ- 
lichen Geschlechts  in  der  R(>li.t^ioii  des  Vaters,  und  die  Kinder  weiblichen  Ge- 
schlechts in  der  Religion  der  Mutter  erzogen  werden  sollen,  wenn  nicht  er- 
weislich vor  Schliessung  der  Ehe  besondere  Verträge  darüber  unter  den 
Brautleuten  selbst  geschlossen  sind. 

8.  Sächsen-Weimar-Eisenach. 

Gesetz  rom  6.  }fai  1857,  über  das  Verhaltniss  der  katholischen  Kirchen 
nnd  Schulen  fRecnerungsI  l  itt.  1857,  Nr.  13,  S.  43). 

§  6.  Die  Kinder  aus  gemischter  Ehe  (zwischen  TCathoIiken  und  Prote- 
stanten) sollen  künftighin  —  vorbehaltlich  nur  der  Ausnahme  des  folgenden 
Paragraphen,  und  ohne  dass  dieses  Gesetz  anf  schon  bestehende  Ehen  einen 
Einfluss  und  somit  rflckwirkende  Kraft  hat  —  in  einer  und  derselben  Kirche 
getauft  und  erzogen  werden.  Es  entscheidet  hierüber  in  der  Regel  die  Con- 
fession  des  Y-\fi'r<.  Jedoch  kann  durch  einen  vor  der  Trauunj,'  geriditlich 
abzuschliessendcn  Vertra;]:,  nnter  üebereinstimmung  beider  Ehetheile,  die  Er- 
ziehung aller  Kinder  in  der  Religion  der  Mutter  festgesetzt  werden.  Wird 
kein  solcher  Vertragf  oder  iriid  er  nidit  vor  der  Ehesi^essnng  oder  nidit  m 
der  gesetslichen  Form  abgeschlossen,  so  folgen  die  Kinder  der  Oonfession 
des  Vaters. 

^  7.  Treten  beide  Eltern  zn  der  undern  Oonfession  über,  so  ist  zu  unter- 
scheiden zwischen  denjenigen  Kindern ,  welche  schon  zu  dem  Genüsse  des 
Abendmahls  zugelassen  worden  sind,  und  denen,  bei  welchen  dieses  noch  nicht 
der  Fall  ist  IHese  letzteren  folgen  der  nunmehr  gewählten  Oonfession  des 
Elternpaares,  jene  Terbleibm  in  der  Oonfession,  in  der  sie  bisher  unter» 
richtet  wurden. 


'  Vgl.  Yerördnuiuj  rom  2".  Januar  1811,  fiber  Gleichstellung  der  Katholiken 
und  Lutheraner  (üesetzsammlung,  2.  Ausgabe,  Nr.  3124):  Wenn  Wir . .  .  fea^eaetst 
haben,  dass 

m.  . . .  wenn  Kinder  ans  gemtsehter  Ehe  vorhanden  sind,  nur  die  freie  weehaeU 

geltitje  Vereliiliaruns  tler  Eltern  kOnftiV  zn  hpstlmmen  Laben  soll,  nach  welcher  der 
beiden  Reii^Moneii  sie  ihre  Kinder  taufen,  unterrichten  und  coufirmircn  lassen  wollen; 
nach  vollendetem  vierzehnten  Jahre  aber  es  vun  der  Kinder  eigener  Wahl  abhängen 
soll,  sQ  welcher  ReligioB  sie  sich  bdcennen  wollen;  .  .  .  dass  endlich 

V.  der  Ueberganjj  von  der  evnnccliRch-lutlierischen  Heligion  zur  römiach-katho- 
lischen,  sowie  umgekehrt,  dem  Gewissen  und  freien  EntsclilusBc  eines  jeden  Unserer 
Untcrtliunen  überiasaea  bleiben  soll,  ohne  dass  den  Predigern  der  einen  oder  der 
mdem  Religion  daiüber  eine  Cognitton  gestattet  wird: 

So  eröffnen  ^vir  euch  sothane  Unsere  Landesfllrstliche  Resolution  hierdurch  mit 
dem  gnüdigsten  Befehl,  danach  in  vorkommenden  Fällen  euch  nicht  nur  auf  das  Ge- 
naueste zu  achten,  sondern  auch  die  Herren  (reistlichen  Unserer  euch  anvertrauten 
Sdperintendentnr  sn  hcaehelden  nnd  su  Inatrairen. 
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Auch  finden  die  vorstehenden  Bestimmungen  IiinsichtUch  der  Kinder  Au- 
wendung, wenn  der  eine  od(M'  der  andere  Theil  einer  früher  ircmischton  Ehe 
die  Gonfession  ändert,  so  Uass  nun  beide  Ehegatteu  dert»eiben  (Jonfession 
angehören. 

Waren  aber  beide  Eltern  einer  und  derselben  Confession  xugethan,  so 
}iat  die  Religionsverfinderang  des  einen  Theiles  keinen  Einflnss  auf  die  Er- 
ziehung der  Kinder. 

§  8.  Uneheliche  Kinder  und  solche  Kinder,  welche  in  Kiicljrueli  oder 
Blutschande  erzeugt  werden,  folgen  der  Coni'ession  der  Mutter.  Im  Falle  der 
Legitimation  durch  lUMhfoIgende  Ehe  oitadieidet  för  die  Confewion  der- 
jenigen Kinder^  welehe  noch  nicht  zum  Genüsse  des  heiligen  Abendmahls  zu- 
gehüsen  worden  sind ,  die  Yorschrin  des  §  C  dieses  Gesetzes ,  unbeschadet 
«incr  späteren  A'-n  lcrunf^  in  dem  etwa  eintretenden  Falle  des  7. 

§  9.  Bei  i  ijidlingskindern  hängt  die  Bestimmung  der  Gonfession  von 
demjenigen  ab,  welcher  die  Verptiogung  und  Erziehung  nach  den  Gesetzen 
zu  bestreiten  hat,  oder  freiwillig  übernimmt  Im  Zweifel  aber  iat  für  die 
Oonfession  zu  entscheiden,  welche  am  Orte  des  Auffindens  &ne  Kirche  hat, 
und  wenn  dort  entweder  beide  Gonfessionen  Kirchen  haben,  oder  überhaupt 
keine  Kirche  sich  betindet.  für  die,  welcher  die  Mehrheit  der  Einwohner  angehört. 

Sofern  aus  erheblichen  Gründen,  z.  B.  aus  einer  glaubwürdigen  bei  dem 
FindUngskiude  gefundenen  Erklärung,  geschlossen  werden  kauu,  d&m  das- 
selbe als  eheliehez  Kind  einem  Yater  oder  als  uneheliches  Kind  einer  Mutter 
einer  andern  Confession  angehört,  als  die,  in  welcher  M  nach  TOrstebend«! 
Bestimmungen  erzogen  werden  mtltste,  behalten  Wir  Uns  vor,  dispensation»- 
weise  ein  anderes  anzuordnen. 

§  10.  Nach  eigener  freier  Ueberzeugung  und  Wahl  dart  der  Uebertritt 
von  einer  Gonfession  zu  der  andern  geschehen,  jedoch  nur  unter  folgenden 
Yoransseteungen : 

1)  Der  Uebertretende  muss  das  18.  Jahr  seines  Alters  erftlllt  haben. 

2)  etc. 

G$tetz  vom  7.  Oetober  192^^  über  das  Yerhältniss  der  katholischen  Kirchen 
-und  Sduilen. 

§  57.  Entstehen  über  die  Anwendung  der  hier  §§  51— 5G  (jetzt  6—10 
<les  Gesetzes  vom  6.  Mai  1857]  ausgesprochenen  Verordnungen  Zweifel,  und 
können  dieselben  von  dem  Consistorium  des  Bezirks  [jetzt  der  Superinten- 
-dentur]  und  der  Immediat-Commission  für  das  katholische  Kirchen-  und  Schul- 
wesen in  Einverstandnisa  nicht  gehoben  werden,  so  gehört  die  Entscheidung 
lediglich  an  das  Staatsministerinm. 

9.  Oldenburg. 

Revidirtes  Staatagrumlgeietz  vom  22,  Novemhm'  1B52  (Gesetzblatt  S.  139). 
Art.  34,  §  1.  Die  Wahl  des  Olaabensbekenntnisses  ist  nach  zurück- 
gelegtem vierzehnten  Lebensjahre  der  eigenen  freien  Ueberzeugung  eines 

jeden  überlassen. 

§  2.  In  welcher  Keli^rion  die  Kinder  erzogen  werden  sollen,  haben  ledig- 
lich diejenigen  zu  bestinnneii,  denen  nach  bürgerlichen  Gesetzen  die  Blr^ 
ziehungsrechte  zustehen. 

Letzteres  gilt  insbesondere  auch  von  der  Erziehung  der  Kinder  aus 

gemischten  Ehen. 
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§  3.  Bie  nSheren  Bestimmungen  (lan'ibcr^  wie  es  mit  der  religiösen  Er- 
ziehung der  Kinder  nach  dem  Tode  der  Eltern  zu.  halten  ist,  bleiben  der 
Gesetzgebung  vorbehalten  K 

10.  BraonBokweig. 

Gesetz  vom  10.  Mai  über  die  Ordnung  der  kirchlichen  Verh&ItnisBe 
der  Katlioliken  (Gesetz-  und  Verordnungs-Sammlung,  1867,  Nr.  32). 

§  5.  Die  aus  einer  gemischten  Ehe  hervorgehenden  Kinder  sollen  ohne 
Unterschied  des  Geschlechts,  es  sei  der  Vater  evangelisch  und  die  Mutter 
katholisch,  oder  umgekehrt,  in  der  Confeaaion  des  Taters  erzogen  werden; 
es  sei  denn,  dass  der  Vater  nach  der  €leburt  des  ersten  Kindes  und  vor  der 
Taufe  desselben  —  in  den  Städten  vor  dem  Stadtmagistrate,  in  den  Land- 
2:omRinden  vor  der  betreffenden  herzoglichen  Kreisdirection  —  die  abweichende 
Erklärung  abgegeben  hätte,  dass  sämmtliche  Kinder  aus  solcher  Ehe  in  der 
Confession  der  Mutter  erzogen  werden  sollen. 

Auch  nach  dem  Tode  de«  Yaters  sind  Kiiider  aus  einer  genusohten  Ehe 
in  der  Confession  demelben  zn  erziehen,  und  die  ihnen  bestellten  Yorm&ider 
yerpfliclitet.  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  solches  geschehe. 

Alle  etwaige  den  Vorschriften  dieses  ^  5  zuwiderlaufende,  vor  oder  währeiul 
der  Ehe  gemaclite  Verträge,  ausgestellte  Reverse  und  sonstige  Versprechungen, 
sie  seien  gegeben  wem  sie  wollen,  sollen  unverbindlich  und  nichtig  sein. 

§  9.  Hinsichtlich  der  religiösen  Erziehung  ...  der  legitimirten  Kinder 
sollen  die  in  §  5  gegebenen  Normen  unter  folgenden  nillieren  Bestimmungen 
Anwendung  finden.  Wenn  Eltern  gemischter  Ehe  ein  le<;ihmirres  Kind  an- 
gehört, so  muss  die  mu  h  5  zulässijre  abweichende  Erklärunfj:  des  Vaters 
rücksichtlich  der  religiösen  Erziehung  sowohl  des  legitimirten  Kindes  als  auch 
der  aus  dieser  Ehe  etwa  hervorgehenden  Kinder  binnen  acht  Tagen  nach 
YOllzogener  Ehe  abgegeben  werden.  .  .  . 

§  10.  ISne  Ausnahme  von  den  in  §  5  .  .  .  wegen  der  religiösen  Er- 
ziehung .  .  .  aufgestellten  Regeln  in  iin^T^e-wohnlichen  Verhältnissen  auf  An- 
suchen des  Vaters  oder  Vormundes  zu  gestatten,  bleibt  Unserer  höchsten 
Entschliessung  vorbehalten. 

§  11.  Eheleute  gemisehter  Religion  und  die  ans  gemischter  Ehe  nach- 
gebliebenen  Wittwer  und  ll?ittwen,  welche  Ton  aussen  her  in  hiesigem  Lande 
sich  jiiederlassen  und  Kinder  unter  vierzelin  Jahren  besitzen,  haben  in  den 
Städten  dem  Stadtnia-ri-trofe,  In  den  Landgemeinden  der  betreffenden  herzog- 
lichen Kreisdirection  umerhalb  aclit  Woehen  von  Zeit  ilirer  Niederlassimü^ 
Nachweis  zu  geben,  wie  es  bezüglich  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder, 
welche  sie  besitzen,  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  in  dem  ihre  Ehe  ge- 
schlossen wurde,  zu  halten  ist.  Jene  Gesetze  sollen  sowohl  fSr  die  Kinder,, 
welche  sie  haben,  als  auch  für  die,  welche  femerweit  aus  derselben  Ehe  her- 
vorgehen, massgebend  sein ,  und  ist,  was  in  jedem  einzflnon  Falle  Rechtens 
sein  wird,  von  dem  Stadtmagi.strate  respective  der  betreffeTiden  )ierzofi;lichen 
Kreisdirection  dem  herzoglichen  Consistorio  behuf  Mittheilung  au  den  be- 
treffenden eTangelischen  Pfarrer,  —  und  an  den  in  §  1  unter  la  bezeich- 
neten Orten '  zugleich  den  katholischen  Geistlichen  anzuzeigen. 

*  Ein  solches  Gesetz  ist  nicht  erlassen. 

*  Nadi  §  1  SU  Nr.  1«  soll,  „wenn  beide  Verlobte  kaflioliaeh  sind,  und  beide 
Orten  angehiVren,  in  den«K,  wie  gegenwirtig  in  Brannsehweig ,  Wolftnbtlttel  und 
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Wird  (lor  bemerkte  Narhwois  nicht  bcis:n1)raclif,  so  sind  sowohl  ilif  vor- 
handenen, als  aucli  die  spater  aus  der  Ehe  hervorgehenden  Kinder  in  der 
Confession  des  Vaters  zu  erziehen  . . . 

Haben  Eheleute  gemiseliter  Religion  zur  Zeit  ihrer  Niederlassung  im 
hiesigen  Lande  keine  Kinder,  so  sind  die  aus  der  Ehe  später  lierrorgehenden 
Kinder  nnch  den  im  §  5  .  .  .  i^egebenen  Regeln  zu  behandchi. 

?f  13.  Die  Befugniss  zu  dem  Uebertritte  von  der  Confession,  in  welcher 
jenianii  erzogen  ist,  zu  einer  audern  begiuut  mit  dem  volleudeten/  vierzehnten 
Lebensjahre. 

Eine  Dispensation  von  diesem  Alter  behuf  der  Theilnahme  an  solchen 
Religiondiandlungen,  durch  welche  sich  eine  Religionsgemeinschnft  wesentlich 
von  einer  nndom  unterscheidet,  für  don  Fall,  (1;i«?s  ein  Kind  einer  andoni 
Confession,  als  worin  es  zu  erziehen  ist,  anzugehören  begehrt,  unzulässig  und, 
von  welcher  kirchlichen  Stelle  sie  etwa  auch  crtheilt  sein  möchte,  nichtig. 

Der  kaiholisdie  Geistliche,  welcher  dieser  Regel  darch  ZttUwsung  jüngerer 
Kinder  zu  solchen  Beligionshandlungen  zuwiderhandelt,  verföUt  gleich  dem 
eTangelisohen  im  ähnlichen  Falle  eiaer  Geldbusse  Von  zwanzig  Thalem. 

11.  SaeliBeik'MeiiiiiigeB. 

Gesetz  vom  9.  September  1844,  über  die  Privatansprüche  und  Reclito  aus 
unehelichen  SchwSehangen  (Sammlung  der  landesherrlichen  Verordnungen 

im  irnzogtliurae  Sachscn-Meiningon ,  Bd.  VIT,  Nr.  Art.  10,  Absatz  4. 
l'ntheliche  Kinder  werden  im  (llaubensbckeiiiilniss  der  Mutter  erzogen,  so- 
fern diese  nicht  ein  anderes  bestimmt,  wozu  ihr  die  Befugniss  insoweit  zu- 
steht, als  bei  eiiehchen  Kindern  dem  Vater. 

12.  Sachsen-Eoburg  Gotha. 

a)  Kebnrg. 

Gesetz  vom  28,  JtUi  1858,  Uber  die  Rechtsverhältnisse  aus  unelielichen 
Schwängerungen  (Gpsf'tzsammlnn^'  für  dis  llrr/o^nluim  C'obiir«r.  Nr.  317), 
Art.  35.  Die  nachsteht  iHlLU  Vorschriften  gi  lt*  ii  sowoiil  für  «llr  mit  unver- 
ehelichten, als  auch  für  die  im  Ehebruch  mit  verheiratheteu  raucnspersonen 
gezeugten  (unehelichen  und  ausserehelichen)  Kinder. 

Art  37.  Das  Kind  wird  in  dem  GJaubensbekenntniss  seiner  Mutter  er- 
zogen, sofern  diese  nicht,  beziehentlich  mit  Einwilligung  ihres  Ehemannes, 
ein  anderes  bestimmt. 

b)  tiotha. 

EJhegesetz  vom  15.  August  1HH4  (Gesetzsammlung  für  das  Herzogthum 
üotha,  Nr.  112),  $  Ab^^atz  2.  Können  die  Kltom,  welche  sich  zu  ver- 
schiedenen christlichen  Kirciien  bekennen,  darüber,  in  welcher  C'onfession  die 
Kinder  erzogen  werden  sollen,  [sich]  nicht  eim'gcu,  so  sind  die  Kinder  männ- 
lichen Geschlechts  in  der  Confession  des  Vaters,  die  weiblichen  Geschlechts 
in  der  der  Mutter  zu  erzidien. 


Helmstedt,  katholische  Kirchengemeioden  und  Kirchen  sich  betindeo^,  die  zur  Ein- 
gehung einer  ehrürtlichoi  Ehe  crforderliehe  PTMlsmation  „den  kathoUsdien  Geist- 
lichen zustehen ,  ohne  dsss  es  daneben  noch  des  Aufgebots  in  einer  evsngellscben 
Kirche  bedad^. 
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13.  Sckwarzburg-Sondershaasen. 

Gesetz  vom  1.  März  1872,  über  Einführung  von  Civilstandsrcgistern  für 
kirchliche  Dissidenten  (Gesetzsammlung,  1872,  S.  71),  §  1,  Absatz  2  und  3. 

Ueber  die  religiöse  Erziehung  und  ünterwpiswng-  der  nicht  chilstlieli  ge- 
tauften Dissideutenkiuder  bis  zum  vierzehuteu  Lebeiisjahre  eutscheidet  der 
Yatw,  bei  unehelicbeii  Dissidentenldndeni  die  Mutier. 

Von  Tollendetem  vierzebiiten  Lebensjahre  ab  stebt  es  bei  einem  Beligioms- 
weehsel  der  Eltern  den  Kindern  frei,  ob  sie  diesen  folgen,  oder  ihre  seitherige 
Religion  .beibehalten  wollen. 

14.  Waldeok  imd  Pyrmont 

Verordnung  vom  28.  März  1827 ,  über  die  religiöse  Ersiehung  solcher 

Kinder,  deren  Eltern  sieh  zu  verschiedenen  Confessionen  bekennen  (Regierungs- 
blatt, 1827,  Nr.  8,  S.  21).  So.  Pnrchl.  der  Ym-^i,  unser  gniidiprster  Herr, 
hnbf  ii,  in  Erwägung,  dass  bei  dem  bisher  beobachteten  Grundsätze,  wonach 
die  Kinder  solcher  Eltern,  deren  einer  Theil  sich  zu  der  evangelischen,  der 
andere  aber  zu  der  katholischen  Ehrohe  bekennt,  nicht  sämmtlich  in  einon 
njid  demselben  Glaubonsbekenntnisse  erzogen  werden,  sondern  vielmelir  die 
Söhne  dem  Glauben  des  Vaters  und  die  Töchter  dem  der  Mutter  folgen  sollen, 
nicht  selten  F;ille  eintreten,  welche  zu  Irrungen  Anlas«  gehen,  und  auf  das 
Verhältüiös  der  Kinder  zu  den  Eltern  und  jener  untereinander  schädlich  ein- 
wirken, folgendes  zu  verordnen  geruht. 

§  1.  Es  sollen  von  nun  an  die  Kinder  solcher  Eltern,  deren  einer  Theil 
sich  zu  dem  evangelisclion ,  der  andere  aber  zu  dem  katholischen  Glauben 
bekennt,  sämmtlich  und  ohne  AiisTialiirie  in  der  Religion  des  Vaters  erzogen 
und  unterrichtet  werden ,  insofern  nicht  von  den  Eltern  bei  Eingehung  der 
Ehe  iu  den  zu  emchtenden  Ehepacten  ein  anderes  ausdrücklich  festgesetzt 
sein  sollte,  oder  die  Eltern  in  Ermanglung  einer  solcben  eheberednngsmassigcn 
Yerabredimg  Überhaupt  nicht  durch  eine  wechselseitige  üebereinknnfi  beide 
eine  andere  Bestümnuitii^  in  gemeinschaCUiekem  Einverständnis»  trefft»!,  in 
welchem  Falle  es  dann  bei  dieser  von  den  Eltern  freiwillig  eingegangenen 
Bestimmung  vorbleiben  soll.  Jede  üebereinkunft  dieser  Art,  werde  sie  nun 
vor,  bei  oder  nach  Eiugeliuiig  der  Ehe,  iu  der  Ehebereduug  oder  für  sich 
besonders,  unter  den  Eltern  yerabredet,  soll  inzwischen  immer  vor  dem  Ob^r- 
Justizamt  oder  Stadtmagistrat  des  Orts  der  ehelichen  Niedorkssong  der  Pacis» 
centen  zu  Protokoll  gegeben  werden,  damit  in  dieser  Beziehung  keine  Un- 
gewisshoit  eintrete. 

§  2.  Durch  diese  gesctzlielie  Yor<«('hrift  soll  jedoi  li  den  Kuidern,  sobald 
diese  die  Jahre  reiferer  Ueberlegujig  und  eigener  Prüfung  erlangt  haben 
werden,  keineswegs  benommen  sein,  nach  ihrer  eigenen*  ITeberzeugung  und 
nach  eigenem  Antriebe  eine  von  beiden  Lehren  der  Tersohiedenen  Eirehen  zu 
wählen,  und  sich  zu  derselben  zu  bekennen. 

Tn  dieser  Beziehung  wird  das  vollendete  achtzehnte  Lebensjahr  b^i  In  i  I  ii 
(ioschlechtern  als  der  Zeitpunkt  eiritretender  reiferer  Prüfung  und  eigener 
Wahl  betrachtet,  so  dass  der  Anfang  des  ueunzehuten  Lebensjahres  die  Frei- 
heit verleihen  soll,  das  bisherige  Glaubensbekenntniss  zu  verlassen  und  zu 
dem  andern  überzugehen. 

§  3.  Vorstehende  Bestimmungen  gelten  ebenfalls  für  solche  ausserehe- 
lich  geborne  Kinder,  welche  durch  nachfolgende  Heirat  oder  durch  landes- 
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herrliches  Rc'.scri|it  vfiincoi^muMi  logitimirt  sind,  desgleiclieii  für  diejonigen, 
welche  der  unehelielie  Varcr  anerkennt,  und  in  seinem  Hause  oder  doch  auf 
seine  alleinigen  Kosten,  ohne  alles  Zuthun  der  Mutter  erziehen  lässt. 

Andere  uneheliche  Kinder  folgen  der  Religion  der  Mntfeer. 

%  i.  lieber  die  reli^^iose  Eraehnng  der  FindUi^,  oder  Bonstiger  von 
ihren  Eltern  verlassener  Kinder,  hat  derjenij^e  zu  bestimmen,  dem  die  Ver- 
pflegung und  Erziehung  derselben  entweder  nach  den  Gesetzen  obliegt  —  in 
zweifelhaften  Fällen  die  Ortaobrigkeit  —  oder  welcher  solche  gleich  anfangs 
freiwillig  übernimmt. 

Zu  einem  andern  als  dem  christliofaen  Glaubensbekenntnisse  datf  jedodi 
die  Erzieiuiiit;  solcher  Kinder  nicht  geschehen;  es  wäre  dann  der  Fall,  daas 
ein  Jude  die  Erziehung  eines  solchen  Kindes  freiwillig  übernähme,  dessen 
Kltem  erwiesencrmasson  beide  der  judisehon  Kelif^ion  zugethan  wären. 

Indem  Wir  diese  Höchste  Verordnung  hierdurch  zur  ^achachtung  öffent- 
lich bekannt  machen,  befehlen  Wir  auch  der  sämmtlichen  G-eistlichkeit  und 
den  SohuUehrem  beider  FfirstenthUmer  hierdurch,  auf  deren  Befolg  ein  wach- 
sames Auge  KU  haben. 

Aroiran  am  28.  März  1827.   FOrstlich  Waldeckiscbe  Begierung. 

15.  Reii88  älterer  Lmie. 

Gesetz  vorn  24,  Decemher  1875,  über  Austritt  aus  der  Landeskirche  (Ge- 
setzsammlung, 1875,  S.  255),  §  6.  lieber  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
bis  zum  ToUendeten  Tierzehnten  Lebensjahre  entscheidet  im  FaUe  des  Aus- 
tritts der  Vater,  bei  unehelichen  Kindern,  oder,  wenn  der  Vater  rerstorben 
ist,  die  Mutfrr. 

Vom  Yitlk'iidefeii  vierzehnten  Lebensjahre  an  steht  es  im  Falle  eines 
Austritts  der  Litern  aus  der  Landeskirche  den  Kindern  frei,  ob  sie  den  Eltern 
folgm  oder  in  der  Landeskirche  bleiben  wollen. 

16.  Lippe  (Detmold). 

Edict  vom  fK  ^fl'^r:^  ISUi,  über  Gleichstellung  der  katholischen  Kirche 
mit  der  evangelischen  Landeskirehe  (Gesetzsammlung,  Nr.  13,  S.  179).  Von 
Gottes  Gnaden  Wir  etc.  haben  Uns,  beseelt  von  der  Ueberzcugung,  in  der 
Förderung  einer  chnstUeh-religiösen  Richtung  Unserer  Unterthanen  eine  der 
ersten  Aufgaben  Unserer  landeshwrliehen  Vorsorge  zu  erkennen ,  veranlasst 
gefunden,  die  Regulirung  der  kirchlichen  Verhältnisse  der  ui  Unserem  Lande 
bestehenden  drei  cliristlichen  Confessionen  bei  den  schon  seit  vielen  Jahren 
obschwebendcn  DittereiizoTi  znr  Erledigung  s^ehmgen  zu  lassen.  Indem  Wir 
hiebei  deu  Präjudicialpuukt ,  die  Gleichheit  zur  Cultusborechtigung  der  drei 
kirchlichen  Oonfeisionen  durch  den  Beitritt  Unseres  FUrstUdien  Hauses  zur 
Rheinbundsacte ,  sowie  durch  Art.  16  d«r  deutschen  Bundesacte  als  bereits 
gesetzlich  feststehend  anerkennen  mussten,  erübrigt  es  nur  noch  die  zur  Yoll- 
ziehnng  dieser  ^eset/Jiehen  allgemeinen  Bestimmungen  erforderlicheu  Auord» 
nungen  niiiier  testzusetzeu. 

Wir  verkünden  demnach  hinsichtlich  der  in  Unserem  Lande  bestehenden 
Yerhältnisse  der  rdmiseh-katholischen  Kirche  nachstehende  Vorschriften. . . . 

Art.  7.  In  gemischten  Ehen  hängt  es  von  der  Uebereinkunft  der  Eltern 
ab,  in  welcher  Oonfession  sie  ihre  Kinder  erziehen  lassen  woUen,  und  sind 
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die  hierüber  uuier  sich  geschlossenen  Verträge  der  Eltern  rechtÄgiltig  und 
massgebend.  Ist  hierüber  nichts  festgesetzt,  und  ergibt  sich  während  der 
Bhe  fmter  den  Eltom  ein  Zwiespalt,  so  adl  als  Regel  gelten,  dass  alle  Kinder 
oll  HO  I'n torschied  des  Geschlechts  in  der  Oonfession  des  Taters,  als  des  Hauptes 
des  Familie,  unterrichtet  und  erzogen  werden.  [Vgl.  die  nachstehende  V«r- 
ordnung  vom  7.  October  1857.] 

Nach  zurückgelegtem  vierzehnten  Lebensjahre  ist  es  jedem  Kinde  un- 
verwehrt,  der  Confession,  in  welcher  es  leben  will,  sieh  znsuwenden« 

Keinem  Geistliehen  der  einen  oder  der  anderen  OonfMsion  steht  die  Be- 
rechtigung zu,  gegen  den  "Willen  der  Eltern  einen  Anspruch  anf  ^e  Zu- 
weisung eines  Kindes  als  Parochialglied  seiner  Confession  zu  machen. 

Lanäesherrliche  Verordnung  vorn  7.  Ocfoher  über  Erläuterung  des 

Art.  7  des  Edicts  vom  d.  März  1854,  wogen  gesetzlicher  Gleichstellung  der 
katholischen  Kirche  mit  der  evangelischen  Landeskirche  (Gesetzsammlung, 
Nr.  33,  8.  751).  Von  Gottes  Gnaden  Wir  ete.  haben  Uns,  um  niehifiuih  vor- 
gekommenen Zweifeln  fiber  die  hinstchtlieh  der  religiösen  Ersiehung  der 
Kiruler  aus  gemischten  Elien  nia><s;rrebon(len  Grundsätze  abzuhelfen,  bewogen 
gefun<lon,  als  Erläuterung  des  Art.  7  Unseres  Edicts  vom  9.  März  1854... 
zu  verordnen,  wie  folgt. 

Die  Regel,  dass,  falls  eine  Vereinbarung  der  Eltern  darüber,  in  welcher 
Confession  sie  ihre  Kinder  erziehen  lassen  wollen,  nicht  vorliegt,  alle  Kinder 
ohne  Unterschied  des  Geschlechts  in  der  Confession  des  Vaters,  als  Hauptes 
der  Familie,  unterrichtet  und  erzogen  werden  sollen,  findet  auch  über  den 
Tod  des  Vaters  hinaus  Anwen<hin«r.  Die  Kinder  aus  einer  gemischten  Ehe 
sollen  also  dem  Vater  nicbr  nur,  solange  er  lebt,  sondern  auch  nach  seinem 
Tode  in  der  Confet^sion  folgen,  sofern  er  nicht  das  Gegentheil  ausdrücklich 
und  in  zuverlSssiger  Art  verfOgt  hat. 

Die  Aufnahme  in  eine  Confessionsschule  ist  schon  als  ein  Act  der  eon- 
fessionellen  Erzielum«^  anzusehen,  und  deshalb  für  den  Fall,  dass  die  Er- 
ziehung des  betretfeTiden  Kinrlo??  in  einer  anderen  Confession  durch  das  Oesetz 
gefordert  wird,  unzulässig,  es  sei  denn,  dass  an  dem  Orte  eine  andere,  als 
diese  eine  Confessionsschule  nicht  vorhanden  wäre. 

In  der  Ehe  ist  es  der  Uebereinkunft  der  Eltern  fiberlassen,  in  welchei' 
Confession  sie  ihre  Kinder  erziehen  lassen  wollen,  und  haben  die  in  dieser 
Beziehung  von  den  Eltern  abgeschlossenen  Verträge  rechtliche  Wirksamkeit. 
Diese  Wirksamkeit  erstreckt  sich  daher  nicht  auf  Verträi^^o  oder  Zusajren, 
weiche  vor  eingegangener  Ehe  abgc3chlos.sen  oder  gegeben  sind,  (lieso 
sollen  vielmehr  unter  allen  Umständen  in  rechtlicher  Beziehung  nichtig  und 
durchaus  unyerhindlich  sein. 
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L  Die  einzelneiL  äebietstheile. 

Als  ,  Gebiet  des  gemeinen  Rechts'  im  Sinne  dieser  Abhandlung 
k6Dnen  dieLandestheile  zusamroengefasst  werden,  worin  die  allgemeinen 
Bechtsgnindsätze  über  die  Erziehung  anch  för  die  religiöse  Eiziehung 
gelten,  weil  daselbst  keine  besonderen  Gesetze  über  die  religiöse  Er- 
ziehung erlassen  sind,  oder  solche  Gesetze  nnr  eine  Anerkennung  oder 
"Wiederherstelluns:  der  allg^emeinen  Rechtsgrundsätzc  enthalten. 

Tn  mehreren  preussisclien  Gebietstheilen ,  worin  auch  sonst  ge- 
meines deutsches  Recht  gilt,  bestehen  keine  Gesetze  über  die  relij:;:iÖRe 
Erziehung,  so  dnsa  die  zur  Erziehung  bernfenea  Personen  auch  die 
Confeasioü  der  Kinder  zu  bestimmen  haben.  Dies  sind  die  Gebiete 
TOn  Netmrpommem  und  Rügen,  die  HohenzoUm^schm  Lande,  der  Kreis 
Herzogthnm  Lauenburg  und  das  vormals  landgräflich  hessische  Amt 

Der  Entwurf  eines  Provinzialrechts  für  NeuTorpommem  nnd  Bügen 
enthält  zwar  Bestimmungen  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
ans  gemischten  Ehcu'.  Auch  sind  die  Gerichte  gewohnt,  den  Ent- 
wurf als  ^Proviiizialreclit"  zu  bezeichnen,  weil  sie  darin  den  Ausdruck 
des  geltenden  Koohrs  finden.  Allein  die  183,  184,  über  religiöse 
Erziehung,  stammen  aus  einer  für  die  Stadt  Stralsund,  in  Tolerauz- 


•  Dns  Provin?:inlreclit  des  Tlt^rzorcflmms  Neuvorpommern  und  des  Herzog- 
thuma  Rügen,  Theil  1,  Abtheilung  '2,  üreitswald  1837  ,  S.  34  (zum  allgemeinen 
Lftndrecht,  II,  2),  §  183:  „Kinder,  deren  beide  Eltern  der  rümiscbkatholischen  Reil- 
glon  sugetluui  stod,  kSnnen  In  solcher  ReUgion  getauft,  unterrichtet  und  erzogen 
werden."  §  184:  ,."\Ycnn  die  Eltern  verschiedener  Re)ic;ion  sind,  und  es  ist  zwischen 
den  Brautleuten  vor  der  Ehe  nicht  verabredet,  da?s  die  Kinder  beiderlei  üeaclilechta 
in  der  protestantischen  Religion  erzogen  werden  sollen,  su  folgen  in  der  Regel  die 
Söhne  dem  Vater  nnd  die  Töchter  der  Mutter.*'  —  Neuvorpommern  und  Rfigen  ge- 
hörte  unter  schwedischer  lTerr=?chafl  zum  deutselien  Reiche  und  wurde  im  Jahre  1813 
mit  Preussen  vereinigt.  Ks  gilt  dort  das  gemeine  dentsclie  Recht,  soweit  es  nicht 
durcli  Reiciis-  oder  Landesgeactze  oder  durch  giltiges  Gewohnheitsrecht  geändert 
urardeii  Das  ^FroTinsiataeeht'*  wurde  im  amtliehen  Auftrage  des  Juatisminiaters 
von  Knmptz  ftn^^efcrtii^t.  Es  ^ol'to  dn?;  pcHcndf  Recht  darstellen,  ist  aher  nicht  als 
Gesetz  verkündigt,  sondern  ein  Entwurf  geblieben. 
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Sachen,  erlasseneii  blossen  Rei^i'^runosverfügung'  vom  Jahre  1779  ^ 
Eine  solche  Verfiij^unc:  ist  zur  Bei^riimhmg  eines  Gewohnheitsrechtes 
nicht  geeignet.  Es  ist  auch  nicht  anzuuehmen,  dass  die  Bevölkerung 
jene  Bestimmungen  als  Rechtssätze  anerkennt  und  beobachtet.  Ebenso 
wenig  sind  gerichtliche  Entscheidungen  bekannt,  die  ein  Gewohnheits- 
recht Ton  solchem  Inhalte  bestätigten. 

In  SMswig  und  Bobkm  sind  für  die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder  aus  gemischten  Ehen  die  gemeinrechtlichen  Grundsätze  des 
elterlichen  Bestimmungsrechtes  wiederhergestellt  ^. 

Die  all^^eiiieinen  Grundsätze  des  elterlichen  Erziehung^srcchtes  gelten 
für  die  religiöse  Erziehung  ferner  in  folgenden  Bundesstaaten  ohne  jede 
Beschränkung:  in  Mecklenburg -StrelU 2 ,  Oldenburg,  Sachsen  -  Meininf/en, 
Saciisen-AUmburg,  Sadism-Koburg,  Anhalt,  Schwarsiburg -  Mudolstadt, 


'  Tu  Stralsund  bestand  eine  katholische  Mission,  die  nach  Verfügungen  der 
königlich  schwedischen  Regierung  vom  6.  November  1775  und  23.  März  1776  ge- 
duldet wurde.  Der  Umfang  dieser  Duldung  w-urde  dvreh  eine  Regleningereeolution 
vom  19.  Juli  1779  ^declarirt  und  obrigkeitlich  festgesetzt^  und  £war  durch  folgende 
Bc^f immuTic: :  "l-  dass  Kinder,  deren  beide  Eltern  der  römischkatholischen  Religion 
sugethan  äiud,  in  solcher  Religion  getauft,  unterrichtet  und  erzogen  ^verden  kHnnen. 
2.  Wenn  die  Eltern  verschiedener  Religion  sind,  und  es  ist  lEwischen  den  Brautleuten 
vor  der  Ehe  nicht  verabredet,  deae  die  Kinder  beiderlei  Geschleehts  in  der  prote- 
staTitischen  Rclit;ion  erzogen  werden  sollen,  so  folgen  in  der  Reli^Hn"  die  Söhne  dem 
Vater,  und  die  Töchter  der  Mutter'^\  Vgl.  J.  C.  Dähnert,  Sammlung  gemeiner 
und  besonderer  Pommerscher  und  Rügiacher  Landeaurkunden ,  Gesetze,  Privilegien, 
Yertrife,  ConstHutionra  und  Ordnungen,  derra  Supplemente  und  Forteetiung,  Bd.  II, 
Stralsund  1780,  S.  885,  TüleranzsacTien ,  Nr.  1.  —  Dies  ist  die  ehizige  Quelle  VOU 
§§  183,  184  des  ,.Provinzialrecht8".  Daria  ist  der  Inhalt  der  Regierungarc^olution 
vom  10.  Juli  IT 79  wörtlich  wiederholt,  mit  der  einzigeii  Abweichung,  daaä  au  Stelle 
der  Worte  ^in  der  Eellgion*^  (sufolge  eines  DrucklUilers  oder  Veraehene)  die  Worte 
„in  fler  Regel"  traten,  die  sonst  zu  dem  Zusiimmenliangc  nicht  passen.  Was  in  der 
Regierungsresolntion  in  Tolcranzsachen  ftir  dir  Stndt  Stralsund  bestimmt  war,  sollte 
durch  den  Eutwuri  des  Proviiizialrechts  aul  das  gaiize  (iebiet  der  beiden  Herzog- 
thttner  «uagedehnt  werden. 

'  Dies  geschah  in  Holstein  durch  Gesetz  vom  14.  Juli  1863,  unter  Aufhebung 
einer  Verordnung  vom  10.  Januar  1757  ,  w.d  in  Schleswig  durch  Verfögung  der 
usterreichisch-preussischen  provisorischen  Regierung  vom  23.  April  1864.  Nach  §  10 
des  holsteinischen  Geseleee  hat  in  «In»  gemledhtoi  £he  der  Vater  au  bestimmen,  in. 
welcher  Confession  die  Kinder  zu  erziehoi  sind,  und  vselche  Schule  die  Kinder  „mit- 
hin" zu  befuchen  haben.  „Ist  der  Vater  gestorben,  ohne  seinen  Willen  in  der  frag- 
lichen Hinsicht  erklärt  zu  haben,  oder  ist  er  untäbig  geworden,  seinen  Willen  zu 
orkl&ren,  ohne  dass  seine  Abaichten  in  dleeer  Beiidiung  naehsuweiaen  aind ,  ao  en^ 
aeheidet  zunächst  der  Wille  der  Mutter.  Wenn  audi  dieser  nicht  constatirt  werden 
kann,  so  sind  die  Kinder  in  Afr  T?eligion  des  Vaters  zu  erziehen."  So  wurde  über 
einige  Fragen,  die  nacli  gemeinem  deutschen  Rechte  streitig  sind,  gesetzUdie  Bestim- 
mung gelroifen.  —  Nach  dem  holst^iaehen  Qesetse  unterliegen  gemischte  Ehen  ^nur 
solclien  civilrechtlicheu  Bestimmungen,  welche  auch  auf  Elieleute  eines  und  desselben 
Glaubensbekenntnisses  Anwendung  finden".  Die  OrdnunL  !(  r  roiit'osaionellen  Erziehung 
«bleibt  dem  freien  Uebereinkommeu  der  Eheleute  überlassen^".  Hier  ist  das  „freie 
Ueberdnkoramen**  Im  Sinne  des  eiterliehen  Bestlmmungareehtea  su  verstehen.  Audi 
nach  dem  Tode  des  Vaters  gelton  in  Schleswig  für  die  confessionelle  Erziehung  der 
Kinder  «ua  tiner  gemischten  Ehe  die  allgemeinen  Grundsfttae  dea  firüebungarechtea. 
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Sekwarg^urff'Sonderskaumi,  Reuss  äUmr  Linie,  Reuss  Jüngerer  Lime, 
Schaumbmxf-IAppef  Lübeck  Bremen  und  ffan^urg.  In  Sachsen-Meiniiigeii 

und  Sachsen-Koburg  sind  zwar  gesetzliche  Vorschriften  über  die  rcli- 
giöae  Erziehung  unehelicher  Kinder  erlassen;  in  Schwarzburg-Sonders- 
bansen besteht  eine  gesetzliche  Vorschrift  über  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  von  DissidenreTi :  auch  in  Keuss  älterer  Lini*'  enthält  ein 
Gesetz  Bestimmungen  über  die  roli<;iöse  Erziehung  der  Kinder,  näm- 
lich für  den  Fall,  dass  die  Eltern  aus  der  Landeskirche  austreten; 
doch  stimmen  alle  diese  Gesorzesvorschriften  mit  den  Grundsätzen 
des  gemeinen  deutschen  Rechtes  überein.  In  Oldenburg  haben  nach 
ausdrücklicher  Yorscihrift  des  revidirten  Staatsgrundgesetees  diejenigen, 
denen  nach  bürgerlichen  Gesetzen  die  Erziehungsrechte  zustehen,  die 
religiöse  Erziehung  der  Kinder  zu  bestimmen.  Nur  für  den  Fall, 
dass  beide  Eltern  gestorben  sind,  wurde  eine  gesetzliche  Torseluift 
Torbehalten,  die  noch  nicht  erschienen  ist.  Es  gilt  also  in  Olden- 
burg für  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  lediglich  gemeines 
deut5?ches  Kocht.  In  Hamburg  bestand  ein  O^sotz,  wonach  bei  Ehen 
zwischen  Diristen  und  Juden  eine  Uebereinkuuft  über  die  Religion 
der  Ivinder  ii:etrotfen  und  amtlich  festgestellt  werden  sollte  Doch 
ist  diese  Yorschrift  als  auf|Lrehoben  anzusehen,  da  sie  in  §  38  des 
Reiclisgesetzes  vom  6.  Februar  1875  nicht  aufrecht  erhalten  wurde  ^. 

Auch  in  Sleass-Lothringen  hat  derjenige,  dem  die  Erziehung  eines 
Kindes  obliegt,  die  Confession  desselben  zu  bestimmen. 

Ausserdem  gilt  dieser  Grundsatz  des  gemeinen  Rechts  für  die 
confessionelle  Erziehung  der  Kinder  aus  ungemischten  Ehen  in 
Frankfiirt  a.  M. ,  Hannover,  Nassau  und  den  im  Jahre  1866  mit 
Prenssen  vereinigten  ehemals  bayerischen  und  grossherzoglich  hes- 
sischen Landestheilen,  ferner  in  Bayern,  Württemberg,  Hessen,  Meck- 
leuburg  -  Schwerin,  Sachsen  -  Weimar ,  Braunschweig,  Sachsen  -  Gotha, 


1  ProviAortBchc  Verordnung  Uber  Ehen  zwisehen  Ciiriäteu  utid  Juden  vom  24.  Oc> 
tober  1851  (in  Lappenbergs  Sammlung  der  Vtrordnutti^n  der  freien  Stadt  Ham- 
borg, Bd.  XXn,  S.  254,  :iS!)),  §  6.  „Die  Bestimmung,  in  \v('lcher  Religion  die  Kinder 
zu  erzielieii  sind,  bleibt  der  TTfherpfnkunft  der  Kltem  ül)orlassen ;  doi  h  ist,  zur  Ver- 
meidung kUnttiger  Ungewissheit  darüber,  bei  Eingehung  der  Elie  der  Wedde  eine 
Anselge  davon  nt  maelien  und  su  Protokoll  ni  neboMn.  Von  dieser  Bestimmung 
darf,  bis  die  Kinder  das  Älter  erreichen,  wo  sie  selbst  darüber  entscheiden  Icünneii, 
nur  diirr  li  IJebcreinktinrt  beider  Eltern  abgewichen  werden.  Nnmcntlich  dient  die«e 
Bestimmung  bei  einer  etwa  eintretenden  Bevormundung  der  Kinder  zur  Kichtschiiur.** 
An  Stelle  der  Wedde  trat  das  Givilstandsamt.  zufolge  des  Oesetsce  vom  17.  November 
1866^  Aber  CivIlstaDdsregleter  uad  Ehe«chliessnng  (bei  Lappenberg,  Bd.  XXXIII, 
8.  877,  401).    Damit  hört«  (ho  Wedde  auf. 

•  Dieser  Meinung  ist  der  Herr  Vorsitzende  der  Hamburger  Vormundscliafts- 
behörde  in  Uebereinstlmmung  mit  dem  luspector  der  Aufsichtsbehörde  für  dieStandes- 
Snkef'.  —  Nur  fttr  Ehen,  dio  vor  dem  1.  Januar  1876  In  Hsmbufg  swiscben  Christen 
und  Juden  pcschlnsaen  mirdcn.  trilt  jene  Oe?pt/.t!9vnr.«clirift  noch  heute.  — '•  Jetzt  kiinnte 
die  Vorschrift,  wenn  sie  noch  bestände,  nicht  meiir  au^gefülirt  werden.  Denn  dem 
Standesbeamten  ist  jene  Beurkundung,  die  vormals  dem  Civilstandsamte  oblag,  nicht 
flbertragen. 
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\Yaldeck  und  Lippe  (Detmold);  in  RheinpreusBen  (nebst  Heisenlieim), 
BheinheBaen  und  Bheinpfolz;  desgleichen  im  Geltungsbereiche  des 
preuBsisohen  AUgemeioen  Landreohts. 

Endlich  gilt  der  nämliche  Grundsatz  för  die  confessionelle  Er- 
ziehung unehelicher  Kinder  in  Hannover  und  in  den  mit  Preussen 
1866  vereinigten  Theilen  des  Grossherzogthums  Hessen,  ferner  in 
Württcmborg,  Hessen,  Geddenburg- Schwerin ,  Sachsen  -  Gotha  und 
Li])pe  (Detmold),  in  Hheinpreussen  (mit  Meisenheim)  und  in  Kbein- 
hessen. 

2.  Sheliohe  Kinder, 
a)  Recht  ui4  Pflicht  heider  Mlern. 

Die  im  Naturrechte  begründete  Pflicht  der  Eltern,  ihre  Kinder  zu 
erziehen,  hat  im  gemeinen  deutschen  Rechte  Anerkennung  gefunden  ^ 
Aus  dieser  Pflicht  der  Eltern  folgt  die  entsprechende  Berechtigung. 
Auf  Grund  der  Erzioliungspflicht  und  des  Erziehungsrechts  haben  dir» 
Eltern  das  Religionsbekcnntniss  ilirpr  Kinder  zu  bestimmen.  Sie  sind 
nach  gemeinem  deutscheu  liechte  nicht  verpflichtet,  ihre  Kiuder  in 
ihrer  eigenen  Confession  zu  erziehen ,  tiondern  können  für  dieselben 
ein  anderes  liekenntniss  wählen.  Schon  auf  Grund  des  westfälischen 
Friedens  konnten  sie  ihre  Kinder  in  einer  der  drei  im  deutschen  Reiche 
anerkannten  christlichen  Confessionen  erziehen  sofern  dieselbe  TOm 
Landesherm  nach  dem  jns  reformandt  überhaupt  geduldet  wurde.  Die 
Wahl  einer  anderen  christlichen  EeligionsgesellBchafc,  z.  B.  der  Men- 
noniten  oder  Quäker,  oder  des  jüdischen  Glaubens,  wurde  nur  den- 
jenigen Eltern  zugestanden,  die  der  betreffenden  Beligionsgesellschaft 
angehörten  ^.  Selbst  diese  Beschränkung  des  elterlichen  Bestimmungs« 
rechts  ist  heute  veraltet. 

Sind  die  Eltern  unter  sich  uneinig,  so  entscheidet  der  "Wille  des 
Vaters,  dem  die  Mutter  gebührenden  Gehorsam  schuldet  ^   Der  Vater 


*  L.  1,  §  3  D.  de  justitia  et  jure  (1,  I).  Vgl.  z.  B.  Pf  äff  in  den  Yerhand» 
lungen  des  19.  deutschen  Juristentages,  1888,  Bd.  II,  S.  157 — 168. 

*  Vgl.  a.  B.:  A.  Faber,  Europaische  Staatekanzlei,  Theil  104  (1753),  S.  87, 
88;  Burehardi,  im  Archiv  für  civilisüsehe  Praxis,  Bd.  VIII,  1825,  8.  187,  188; 
Strube,  Kecbtliche  Bedenken,  Nr.  144  der  alten,  Nr.  76  der  neuen  Ausgabe. 

'  Vgl.  z.  B.:  B  n  r  0  h  a  r  d  i  a.  rt.  O.;  Reyfcher.  ^^'ürttembergisc}le.s  Privat- 
recht,  2,  Aufl.,  Bd.  1,  1846,  §  178,  Note  3:  „Daher  können  katholische  Eltern  ihre 
Kinder  wohl  protestantlBeh  erstehen  lassen,  nicht  aber  nach  dm  Ornndsilsen  einer 
mennonitisclien  oder  einer  separatistischen  Secte." 

*  Der  Wille  des  Vaters  entscheidet  auch  dann,  wenn  er  von  der  Mutter  ge- 
treimfc  lebt.  Deun  eine  bloss  ihataächliche  Trennung  der  Eiieleute  hat  keinen 
reehtliehen  Einfloss  anf  die  Rechte  and  Pfllehien  der  Erziehnnft-  Vgl.  (fDr  den 
letztem  Satz)  Urtheil  des  preussischen  Ohertribunals  vom  2.  Juli  1S"2,  in  Senf- 
ferts  Archiv,  Bd.  XXXI,  Nr.  244,  S.  3r2,  318.  Nur  ^vällrcnd  eines  Scheidungs- 
proceases  kann  das  Gericht,  bei  tliatsächlicher  Trennung  der  Ehelenbe,  besondere 
Anordnungen  Aber  die  EMehnng  der  Kind«r  treffisn.  Ygl.  Urfheil  des  prensalsdran 
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beh&lt  dies  Reeht»  wenn  er  sein  Glaubensbekenntniss  wechselt  Es 
kann  z.  B.  der  Ehemann  einer  judisehen  Fraa,  der  selbst  zum  Christen- 
thum übergetreten  ist,  nicht  gehindert  werden,  seine  Kinder  taufen 
zu  lassen  Ausnahmsweise  kann  die  Erziehung  dem  Vater  entzogen 
und  der  Matter  bekssen  werden,  ex  justissima  sciiicet  causa,  causa 
cognitii,  ob  uequitiam  patris  ^,  d.  h.  wenn  eine  solche  Massregel  durch 
den  Lebenswandel  des  Vaters  zum  Wohl  der  Kinder  erforderlich  ist, 
namentlich  im  Falle  einer  durch  Schuld  des  Vaters  herbeigeführten 
Ehescheidung'.  Alsdann  hat  die  Mutter  die  religiöse  Erziehung  der 
ivinder  zu  be:äümmen  *. 

Im  Einklänge  mit  diesen  Ghitndätsen  nimmt  die  baymsehe  Beeht^ 
spreehnng  an,  dass  für  Eltern,  die  in  ungemischter  Ehe  leben,  kein  „bürger- 
lich rechtliches  oder  staatiich^  Zwangsgehnt'^  bestehe,  die  Kinder  in  der 
Confession  der  Elfern  zu  erziehen,  und  dass,  falls  di«  Eltern  uneins  slmK  in 
der  Kegel  der  Wille  des  Vaters  entscheide*.  Entsteht  ein  Streit,  isa*  lulcm 
das  eheliche  Zusammenleben  der  Eltern  aufgehoben  ist,  so  hat  das  Gericht 
unter  BerQcksichtigung  aller  Umstände  nach  freiem  Ermessen  zu  entscheiden, 
ob  das  Erziehungsrecfat  dem  Vater  zu  enizielMn  und  der  Mutter  zu  belassm 
sei  80  dass  im  letztem  Falle  auch  das  Recht,  die  Confession  der  Kinder  zu 
bestimmen,  auf  die  Mutter  überj^-oht. 

In  Frankfurt  a.  M.  beselnverte  isicli  das  evaii^^eliMlu'  Consistorium 
über  die  Bestimmung,  die  ein  Vater  über  die  religiööe  Krziehung  seines 
Sohnes  getroffen  hatte.  Das  Stadtgericht  entschied,  es  sei  von  gericht- 
lichem Einsehreiten  abzusehen ,  weil  es  sich  um  ein  Kind  aus  ungemischter 
Ehe  handelte,  und  für  die  religiöse  Erziehung  solcher  Kinder  die  Grund- 
sätze des  gemeinen  Bechts  gelten,  wonach  dem  Vater  das  freie  Bestimmungs- 
recht zusteht'. 

Obertribuuals  vom  28>  AprU  1874,  in  Öculfcrts  Archiv,  Bd.  XXXI,  Nr.  245, 
8.  818,  814. 

*  Ygl.  Bayerische  Ministerialcntsdiliessung  vom  5.  Januar  18D0,  bei  (i.  Döl- 
linpcr.  Sammlang  der  im  nebift  der  inncrn  StnatsvonvaltuTig  des  Königreichs 
Bayern  bestehenden  Verordnungen,  fortgeaetst  durch  v.  btruuas,  Bd.  XXIII,  S.  19. 

<  L.  1,  g  3  und  L.  3,  §  5  D.  de  Uberb  axfaibendts  (43,  30).  In  solchen  FKllen  > 
hat  die  Mutter  aveh  ein  Klagweeht.  Vgl.  Urthett  des  OberappeiLitionsgerichts  zu 
Ltibeck  vom  16.  Deoember  1868,  in  Senfferta  Archiv,  Bd.  XXXI,  Kr.  247, 
S.  315,  318. 

>  L.  un.  C.  divortio  ÜMto  apnd  quem  liberi  monrl  vd  ednearl  del»eaitl  (5,  24); 
Avihentiea  nt  Ueeat  matri  et  avlae  (Kov.  117  eap.  7).  Vgl.  z.  B.:  Urtlieil  de« 
Reichsgerichts  vom  4.  Mai  1888,  Kntscli.,  Bd.  XXI,  8.  160—162;  Sehwaraburg- 
Sondershausen'sches  Gesetz  vom  iiv.  August  1Ö45,  §§  36 — 39. 

*  Vgl.  z.  B.:  Archiv  für  civilistisclie  Praxis,  Bd.  \1II,  S.  175—177;  Arehiv 
für  praktische  Rechtswlssensehafb,  Bd.  VI,  S.  69. 

Eiitäclicidung  des  bayerischen  Verwaltuiif^sgcrichtshofes  vom  2:1.  .Juni  1SS2, 
;>aminluiiK  von  Entscheidungen  des  knui^^licb  bayerischen  Verwaltungsgerichlsbofes 
(Müuclieu),  Bd.  IV,  Nr.  4ü,  Ö.  ilTj  Blatter  lur  administrative  Praxis,  Bd.  XXXV, 
S.  871,  872. 

6  Urtlieil  des  bayerischen  obersten  Landesgerichts  TOm  10.  Jnli  1876,  in  den 
Blättern  für  liechtsanwendung,  Bd.  XI.T.  S.  3G7,  3Ö8. 

^  Beschluss  des  Stadtgerichts  IL  der  Freien  Stadt  Frankfurt  vom  9.  Februar 
1885,  in  den  Oenemdaeten  des  jeteigeo  Amtsg^ehta  II. 
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Em  Onmd,  den  Tater  too  der  Erziehung  seiner  Kinder  auszuschliessen, 
Icnnn  nicht  dann  gofundon  werden,  dass  der  Vatfr  sein  "ReliL'''^" "^»ekenntniss 
wechselt,  z.  B.  darin,  dass  ein  evangelischer  Vater  katholisch  wird.  Eine 
derartige  Entscheidung  würde  gegen  Art.  5,  §§  34,  35  des  Westfälischen 
Friedens  yentoflaea'. 

In  JSbass-JMirmgen  ateht  den  Eltern  krftft  ihrer  elterlichen  Gewalt 
das  Becht  zu,  das  Religionsliekenntniss  der  Kinder  zu  bestimmen«  Wäh- 
rend der  Ehe  hat  der  Yater  allein  dies  Recht  auszuüben,  solange  sein 
Erziehungsrecht  dauert.  Ebenso  lange  schlummert  das  Hecht  der  Mutter, 
da  sie  dem  Manne  nach  Art.  218  dos  Code  civil  Gehorsam  schuldet.  Die 
Ausübung  des  Krziehnrt^-srechta  und  der  Krziebungspflicht  geht  gemäss 
Art.  141  auf  die  Mutter  über,  wenn  der  Vater  verschwunden  ist.  Der 
nämliche  Grundsatz  gilt  für  den  Fall,  dass  der  Vater  durch  (jeistes- 
krankheit  gehindert  ist,  die  Erziehung  zu  leiten.  Auch  wird  mit 
Rücksicht  auf  Art.  444  die  Meinung  verfheidigt ,  dass  die  Erziehung 
d«r  Kinder  wegen  schlechter  Anfflihmng  desYateis  durch  den  Familien- 
rath dem  Yater  entzogen  und  der  Mutter  übertragen  werden  kann*. 
Während  eines  Ehescheidungsprocesses  kann  das  Gericht  gemäss 
Art.  267  und  902  der  Frau  die  Erziehung  der  Kinder  übertragen. 
Leben  die  Eltern  getrennt  voneinander,  so  kann  eine  Klage  des  Täters 
gegen  die  Mutter  auf  Herausgabe  des  Kindes  mit  Rücksicht  auf  das 
Alter  und  Wohl  des  Kindes  al^ewiesen  werden^.   Das  Erziehungs« 

'  Ein  Assessor  am  schwedischen  Oberajipellationsi^eriolite  zu  Wismar  (später 
fürstlich  schwerin'acher  Präsident),  Graf  v.  Horn,  wurde  katholisch.  Deshalb  wurden 
Pfleger  fBr  «eine  Ttteliter  beetaUt.  Zvgleloh  erging  ein  gerlehtiielier  Befiehl,  ^ne  abe^ 
que  horam  consensu  ftliae  extra  provinciam  dimitterentur,  nec  reditas  bonorum 
maternonim  aliis  nc  curatoribtis  assipTnarentur".  Der  Vater  erhob  hiergegen  Apncl- 
lation,  ludern  er  sieb  auf  Art.  34,  äö  des  J.  P.  O.  berief.   Das  Oberappelia> 

tlon^ierieht  sn  Wlamar  erlieae  htereuf  im  April  160fi  die  Entaebeidnng,  y,iuB  die 
Verordnungen  a  quibus  aufzuheben,  und  dem  appellanti  seine  Töchter  abzufolgen 
sind,  es  wfire  dann,  das«  diese  Ihn  zu  folgen  sieh  weq-ern  [sie]  und  solches  und  die  Ur- 
eachen desselben  durch  einen  von  Appellaten  ihnen  auscubittenden  litis  curatorem 
ad  acte  aaseigen  warden**.  .  .  .  Die  E&tadieidniig  stflfarte  steh  anf  die  angeführlen 
§§  34,  35,  wonach  der  Vater  seine  Eltentreehte  durch  den  Confessionswechsel  nl^t 
verloren  hatte,  zugleich  aber  auf  die  Erw-airunp;,  dass  den  Töchteni  nicht  zugemuthet 
werden  könne,  sicli  einer  Seclengefahr  auszusetzen.  Es  wurde  iUr  gut  befanden, 
^hvnc  passttm  supponere,  ut  liberi  «ponie  in  paMe  domo  rmanen  velint,  nee  ob 
immiaens  aliquod  animae  periculum  istam  declinent,  qvippe  cui  nemo  esiM>nendus, 
nec  paciscentes  in  pacificatioiiis  negntio  (jnendam  exponcre  voliiiese  prÄesumendum.** 
In  der  Tliat  weigerten  sieh  die  Töchter  deshalb,  dem  Vater  zu  folgen.  Doch  atarben 
sie,  bevor  der  Streit  beendet  war.  Vgl.  Herm.  Henr.  ab  Engelbreebt,  Obaer- 
%;iti()nnm  forensium  opus,  Wlim  ui  n  et  Lipsiae  1748,  observatio  IV,  8.  58  fll.  — 
In  der  Entsclieidung  des  Obcrap]M\;;iüonscericlits  war  der  bezeichnete  Zoeate  nicht 
gerechtfertigt,  da  er  gegen  die  elterliche  Gewalt  dee  Vaters  verstiess. 

*  Die  Frage  iet  streitig.  Vgl.  g.  B.;  Deraolombe  Bd.  VI,  Nr.  367  iT.;  Aubry 
und  Rau  §  551,  Bd.  VI,  S.  04  (4.  Aufl ) ;  Urtheil  des  Tribnnel»  an  Vervien  vom 
24.  Tatiunr  1883,  Paeicriaie  Beige,  188a,  Abih.  8»  8.  68}  dagegen  Laurent  Bd.  IV» 
Kr.  291  und  292. 

*  Vgl.  Urtheil  dee  AppeUhofes  zn  Gent  vom  10.  Angnat  1870,  Paslcrisie  Beige, 
1870,  Abth.  2»  8.  864}  Anbry  und  Ran  §  661,  Bd.  VI,  8.  77,  78. 
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recht  umfasst  in  allen  Fällen  das  Reeht,  die  Confesaion  der  Kinder 
zu  bestimmen. 

Die  gemeinrechtlich'^  Aufgabe  fies  Vaters,  die  Coufession  der 
Kinrler  zu  bestimmen,  wird  zuweilen  als  eine  Wirkung  der  väter- 
lichen Gewalt  hingestellt*.  Allein  in  den  bezeichneten  Ausnahme- 
fällen tritt  die  Mutter  an  Stelle  des  Vaters.  Insofern  ist  schon  nach 
römischem  Kochte  die  Erziehung  der  Kinder  und  demgemäss  das  Recht 
und  die  Pflicht,  die  Confession  der  Kinder  zu  bestimmen,  ein  „elter- 
liches Becht'^ '  und  eine  elterliche  Pflicht.  Schon  das  römische 
Recht  kannte  neben  der  strengen  patria  potestas  eine  Qewalt  der 
Matter  ^  Es  ist  daher  hier  nicht  ^nmal  nöt^ig,  darauf  hinzuweisen, 
dass  die  Täterliche  Gewalt  des  römischen  Rechts  sich  in  Deutschland 
in  eine  elterliche  Gewalt  verwandelt  hat*. 

Die  vorstehenden  Grundsätze  des  geraeinen  Reclits  gelten  nicht  , 
bloss  für  Kinder  aus  ungemischten,  sondern  auch  für  Kinder  aus  ge- 
mischten Ehen  ^  Bisweilen  wird  behauptet,  nach  gemeinem  dentsclien 
Rechte  müssten  die  Kinder  aus  einer  gemisschten  Ehe  (in  Ermanglung 
eines  Ehevertrages)  in  der  Confession  des  Vaters  erzogen  werden*. 
Dies  ist  aber  nicht  richtig.  Die  Meinung  stützt  sich  auf  einen  gut- 
achtlichen Schluss  der  Nürnberger  Friedensezeoutionsdeputation  vom 
14.  (24.)  September  1650.  Aus  Anlass  einer  Beschverde  wurden 
mehrere  Rechtsfragen  aufgestellt.  Die  dritte  derselben  lautete:  „Wann 
die  Eltern  von  zweierlei  Religion  wären,  und  keine  Facta  dotalia  ge- 
macht, oder  intuitu  religionis  liberorum  darin  nichts  verordnet  hätten, 

*  Vg].  z.  B.  Burchardi  und  Strultc  in  den  olicu,  S.  30,  aiigeflllirten  Stellen. 

*  Vgl.  z.  B. :  Puchta,  Pandekten.  §  431;  Urtheil  des  Keiclisgericbts  vom 
29.  April  1882,  Entoohelduugen  des  ReiclisgericlitB  In  Civibachen,  Bd.  X,  S.  114—117. 

^  V^l.  L.  4  D.  de  euratortbtt»  fiirioBi  (27,  10):  .  .  .  ^pietM  enlm  parentibue, 
etsi  innequalis  est  eonim  potestas,  Bpqim  (lebpVntnr.''' 

\  Das  Reichsgericht  sagt  iu  einem  l  rtheile  vom  21.  December  188(5  (Eutsclt. 
Bd.  XVII,  S.  130) :  „Das  Reebt  rar  Eniehung  elielicher  Kinder  Ist  swar  uaeh  römi- 
scheot  Rechte  ein  Ausiluss  der  väterlichen  Gewalt.  .  ■  .  Allein  nach  lientiger  Rechts- 
fin'!'^l:an«n'jr  ist  das  Erziehungsrcclit  ein  irfmPiii8chaftliclie.H  Redit  beider  Eltern,  mit 
bevorzugter  Stellung  des  Vaters,  und  es  muss  bei  gefährdetem  Interesse  des  Kindes 
in  allen  FSllen,  in  wdchen  die  Qesetae  der  Mutter  eine  Einrede  gegen  die  Exhibi- 
tionsklage  des  Vaters  ge^'ftbren,  ihr  auch  durch  .eine  selbstiLndige  Klage  geboH'en 
werden.^  Doch  kann  der  beaeichnete  Anspmch  der  Mntter  achon  ans  dem  rdmischen 
Rechte  hergeleitet  werden. 

»  Vgl.  z.  B.  Gerber,  Deataehss  Prtvatrecht,  §  241,  S.  468  (15.  AnO.,  1886). 

«  Glttok  behauptet  (Pandekten,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  8.  260,  261).  die  Frage,  in 
welcher  Confession  Kinder  aus  gemischteit  Elicn  nnterrielitet  werdoii  mflssteti ,  sei 
„auf  dem  Friedensexecutionscongress  zu  Nürnberg  im  Jahre  16ÖÜ  mit  beider,  der 
katholischen  und  evangelischen,  Stände  Einstimmung  dahin  entschieden  worden,  dass 
die  Kinder  beiderlei  Gesehlechts  in  der  Religion  des  Vaters  enogen  werden  sollen, 
bis  sie  die  Unterscheidungsjahre  erreicht  liaben''';  doch  könne  „durch  Eheverträire 
etwAA  anderes  festgesetzt  werden^^  Auch  B.  H  Ubier  (Die  religiöse  Erxiehung,  1Ö88, 
b.  2,  3)  spricht  „von  dem  alten  deutsclieu  Reichsrecht,  welches  alle  Kinder  der  Re- 
ligion des  Vater«  anwies**,  unter  Beangnahme  anf  den  „Reichsdepntationseonvent'* 
vom  14.  September  1650. 

Schmidt.  Conf«wion  d«r  Kloder.  8 
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wie  es  Bodann  mit  Eindem  zu  halton,  ob  patria  potestes  allein 
gelten,  oder  ob  die  Söhne,  wie  man  es  mit  den  Waisenkindem  ge- 
halten habe,  dem  Yater,  die  Tochter  aber  der  Mutter  in  der  Regel 
folgen  sollen?"  *  Darauf  erging  am  14.  (24.)  September  1650  folgen- 
der gutachtliclier  Scliluss:  ^Den  dritten  Casum  mixti  matrimonii  be- 
treffend, da  hat  es  in  denen  ü;eist-  und  "weltlichen  bcscliricbeuon 
Rechten,  ratione  patriae  potestatis,  dergestalt  seine  klare  Ziel  und 
Mass,  dasa  dem  Tatter  die  aiimcntatio,  ediicatii) ,  institutio,  elocatiü, 
dotatio  und  dergleichen  Ehr  [Ehe]-Beschvvtirdoü  priiicipaliter  obliegen, 
und  die  Kinder  utriusque  sexus  desselben  disposition  in  geist-  und 
weltlichen  Sachen,  vornemblich  jederzeit  zu  gehorsamen  schuldig  seynd, 
dabey  wir  es,  jedoch  mit  der  Bescheidenheit  bewenden  lassen,  dass 
in  alle  Weg,  da  pacta  dotalia  vorhanden,  dieselbe  zuvörderst  in  acht 
genommen  und  observirt  werden  sollen  und  müssen  etc.*' '  An  diesen 
gutachtlichen  Schluss  knüpfen  sich  manche  Fragen,  die  später  zu  er- 
örtern sind.  Hier  fragt  es  sich  nur,  ob  Kinder  aus  gemischten  Ehen 
bei  Lebzeiten  beider  Eltern  im  Bekenntnisse  des  Täters  er- 
zogen werden  müssen,  oder  ob  der  Vater  auf  Grund  der  elterlichen 
Gewalt  ein  anderes  Bekenntniss  für  die  Kinder  bestimmen  kann. 
Darüber  entliält  der  gutaehtliche  Schluss,  wie  der  mitgotheilte  Wort- 
laut zeii;r,  keinen  deutlichen  Ausspruch.  Es  kann  darin  eine  Andeu- 
tung des  väterlichen  Bestimmungsrechtes  gefunden  werden,  da  auf 
die  Grundsätze  deö  gemeinen  llechteb  über  die  väterliche  Gewalt  ver- 
wiesen wird.  Keinenfells  werden  durch  diese  Stelle  die  oben  bezeich- 
neten Grundsätze  des  gemeinen  Rechts  erschüttert,  abgesehen  von  der 
Frage,  die  später  zu  prüfen  ist,  ob  das  elterliche  Bestimmungsrecht 
durch  Yertrag  (Pacta  dotalia)  beschränkt  werden  kann. 

b)  Recht  und  Pllielit  des  Vaters  uacti  dem  Tude  der  .Mutter. 

Das  Becht  des  Vaters,  das  Religionsbekenntniss  seiner  Kinder  zu 
bestimmen,  wird  durch  den  Tod  der  Mutter  nicht  geändert.  Der 
Vater  behält  das  Bestimmungsrecht,  auch  wenn  er  zu  einer  zweiten 

Ehe  schreitet. 

Der  evangelische  R.  von  Niederrad,  im  Gebiete  der  Stadt  Frankiurt  a.  M., 
hatte  nach  dem  Tode  seiner  evangelischen  ersten  Frau  in  zweiter  Ehe  eine 
Katholikin  geheiratet.  Er  schickte  seine  Kinder  erster  Ehe  in  die  katholische 
Schule  und  in  den  katholischen  Religionsunterricht.  Auf  Antrag  der  Eltern 
»einer  ersten  Ehefrau  wurde  ein  Pfleger  bestellt,  zur  Ueberwachung,  dass  die 

*  Sitsnng  d«r  Nttrnbnrger  Friedensexoetttiontd^ntatioii  vom  10.  (20.)  August 
1()5(),  bei  J.  G.  v.  Meiern,  Acta  pacis  execnttonis  publica,  Theil  3,  Biieh  12,  §  12, 

S.  681  (Leipzig  und  (löttincren  173T). 

^  Exti'act  au8  dem  von  des  lieiligen  römischen  Reiolm  CburtUrsteu,  Fürsten  und 
Stünden  ad  punetum  eseentionie  capitc  amnistlae  [et]  gravaminum  verordneten  ge- 
VoUnächtigteii  Rüthen  und  Gesandten  anno  1650  den  14.  (24.)  Septembris  zu  Ntlni» 
ber^  in  casibus  mixti  inatrimonii  abgefasaten  gutächtlichen  Schluss,  Lei  Mich.  Cai?p. 
Londorp,  Acta  publica,  Theil  17,  8.  457  (Frankfurt  und  Köln  11  le),  als  Anlage 
Lit.  F.  SU  einem  Intereee&ionsdirellieii  des  Corpus  Evangellconim  vom  14.  Met  1990. 
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Kinder  enter  Ehe  evangelisch  erzogen  würden  ^  Die  Yorstellungen,  die  der 

Pflecrer  dem  Vater  niachtt',  blieben  ohne  Erfolg.  Später  wurde  aber  die  Pfleg- 
schaft aufiTf  liobon ,  mit  der  richti^''en  Begründung,  dass  die  Bo?tiTnnnni£r  der 
religiösen  i'.rziüliung  der  Kinder  aus  ungeniiseliter  Ehe  bei  dem  ilungel  einer 
pardcularrechtlicbon  Vorschrift  dorn  Vater  ausschliesslich  zustehe,  und  die 
Pflegschaft  deshalb  fiberhaupt  nicht  hätte  eingeleitet  werdm  sollen*. 

Der  evangelische  Schreiner  Gollong  hatte  nach  dem  Tode  seiner  evan- 
l'elischcn  erstun  Ehefr;m  eine  Katholikin  trf'liciralf't.  Er  hatte  seine  sieben 
Kinder  erster  Elie  bei  Lebzeiten  ppi'nor  eisten  Ehefrau  und  noch  län^rer  pro- 
testantisch erzogen,  jedoch  demiiüclist  die  drei  jüngsten  Kinder,  sobald  sie 
eobnlpflichtig  wurden,  in  der  Schale  zu  Gilching  am  katiiolisehen  Rdiglons- 
unterrichte  theilnehmen  lassen.  Kach  seiner  'Wiederverhetratung  wollte  er 
die  katholische  Erziehung  der  drei  jüngsten  Kinder  erster  Ehe  fortsetzen, 
während  das  protestantische  l^fariamt  zu  ^rüiirben  die  protestaniisi  lu'  Kr- 
ziehuni];'  dieser  Kinder  verlangte.  Der  Verwaltungsgerichtshof  entschied,  der 
\  ater  sei  berechtigt,  die  Kinder  katholisch  zu  erziehen.  „Der  Umfang  des 
Erziebungsredites  an  sich  kann  naturgemäss  durch  den  Tod  des  einen  Ehe- 
theils  keine  YOTänderung  erfahren,  es  bleibt  das  ganze  volle  Recht  bestehen ; 
«ne  Verschiedenheit  tritt  nur  ein  in  Bezug  auf  die  Person  des  Ausübenden 
und  auf  das  Mass  der  Berechtigung  desselben.  Ztir  Ausübunfr  dieses  Rerlitcs 
ermächtigt  aber  da«!  Oivilreclit,  und  insbesondere  das  bayeriseiie  Laji(lr('<-bt, 
den  überlebenden  Vater,  und  zwar  unbedingt  und  vollständig."  Also  liatte 
Gollong  durdi  die  Bestimmung,  dass  die  Kinder  katholisch  erzogen  vrerden 
sollten,  „kraft  des  ihm  nach  dem  Tode  der  Kutter  der  Kinder  allein  und 
vollständig  zukommenden  Erziehungs-  und  Bestimmungsreclites  gehandelt** 

\Yie  bei  Lebzelten  beider  Eltern,  so  kann  aueh  nach  dem  Tode 
der  Mutter  dem  Vater  das  Erzieliungsrecht  entzo^jen  werden,  wenn 
eine  solclie  Massregel  mit  iiücksicht  auf  den  Lebenswandel  des  Vaters 
und  auf  das  Wohl  des  Kindes  als  nuthwendifi;'  crselieint.  Aus  sol(  heu 
Gründen  wurde  die  Klage  eines  Vaters  gegen  den  mütterlichen  Gross- 
vater auf  Herausgabe  des  Kindes  abgewiesen  ^  In  derartigen  Aus- 
nahmefSlleii  hat  derjenige,  dem  die  Erziehung  des  Kindea  übertragen 
wirdf  die  Confession  desselben  zu  bestimmen.  Aehnliche  Grundsatze 
gelten  in  Elsass-Lothringen,  da  der  Art.  444  des  Code  dvll,  obwohl 
er  nur  von  der  Yormundschaft  spricht,  doch  auch  auf  die  Erziehung 
entsprechende  Anwendung  findet^. 

Auf  Onind  dieses  Artikels  cntzoLr  ein  Fnmihenratli  zu  r)Heans  dem 
Hauptmann  Uotschy  die  Erzieliung  seiner  Kinder  ereter  Ehe.   Dieser  Be- 


*  neschluss  des  Amtsgerichts  II  zu  Froukturt  a.  hl.  vom  7.  October  lääU.  ■ 

>  Besehltt»»  des  Amtsgeriehts  II  zu  FrankAirt  a.  M.  vom  20.  Deeember  1880. 

ä  Entscbeidung  des  bayerischen  Verwaltungsfrerichtshofes  vom  23.  Juni  11^82, 
S»mmlunKBd.  IV.  Nr.  40,  S.  111  —  115;  Blntter  för  administrntive  Praxis,  Bd.  XXXV, 
tS.  372^  Koskovany,  Öupplementa  a<l  colicctionea  monumentorum,  Bd.  II,  S.  ö20 
l»is  522  (Nitriee  1887),  ans  dem  Bamberger  Pastoralblatt,  1882,  B.  112. 

*  Urtheil  des  bayerisclicn  obersten  Landesgericliti  vom  IG.  Deeember  1880, 
Sammliin^'  dor  Eiitscheldunfxen  des  obersten  Landcsperlchts  für  Bayern  in  Gepcn- 
st&nden  de&  Civilrechts  und  Civilprocessea,  Bd.  VIII,  Nr.  235,  S.  65G — 661  (.Er- 
langen 1881). 

*  Vgl.  oben  8.  82. 

8* 
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flcbluM  wnrde  8war  dnrch  das  Tribunal  zu  Orleans  aufgehoben.  Doch  wurde 

die  Zulässi^keit  einer  derartigen  Anordnung  vom  Gerichte  nicht  bestritten. 
Der  Hauptgrund  nünilioli  für  die  Anordnung  des  FoTnilienratlK^s  lag  darin, 
dnss  Götschy  aus  der  katholischen  Kirche  anssretreten  und  Mitghed  der  Kirche 
des  Augsburger  Bekenntnisses  geworden  war,  und  dass  er  die  Kinder  erster 
Ehe  »einem  nenen  Bekenntnisee  zufBhren  wollte.  Darin  lag  nach  Ansteht 
des  Gerichts  kern  genfigoider  Grund,  dem  Vater  die  Braiehung  seiner  Kinder 
zu  entziehen^. 

t)  Keekt  xni  Pliieht  der  Mutter  nach  den  Tede  des  Vaters. 

Nach  gemeinem  Rechte  besteht  Streit  über  die  Frage,  ob  das 
Recht,  die  Confession  der  Kinder  zu  bestimmen,  mit  dem  Tode  des 
Taters  auf  die  Hatter  unbeschränkt  flbergeht.  Man  hat  versucht,  aus 
dem  Westfälischen  Frieden  nachzuweisen,  dass  Kinder  aus  ge« 
mischten  Ehen  nach  dem  Tode  des  Vaters  in  seinem  Bekeoniaisse 
erzogen  werden  mfissten.  Aus  dem  in  Art.  5,  §  1  des  WestfiillscheD 
Friedens  anerkannten  Grundsätze,  „ut  quod  uni  parti  justum  est  alteri 
quoque  sit  justum'^,  soll  sich  das  Beoht  des  Vaters  ergeben,  kraft  seiner 
väterlichen  Gewalt  die  Kinder  in  seiner  Confession  zu  erziehen.  Dar- 
aus snll  ^veiter  zu  schliessen  sein,  die  Bestimmung  des  Vaters  müsse 
aucli  nach  seinem  Tode  befolgt  werden;  auch  sei  zu  vermuthen,  dass 
der  Vater  seine  Kinder  in  seiner  Confession  erziehen  wollte,  wenn  er 
keine  andere  Bestimmung  getroffen  hatte  ^.  Diese  Beweisführung  ist 
nicht  stichhaltig.  Eine  Befugniss,  die  dem  Vater  kraft  der  väterlichen 
oder  elterlichen  Gewalt  zusteht,  ist  nicht  erst  durch  den  VTestilllischen 
Frieden  geschaffen.  Auch  kann  die  Frage,  ob  die  Bestimmung  des 
Vaters  nach  seinem  Tode  fortdauernde  Wirkung  behält,  bejaht  oder 
yemeint  werden,  ohne  dasa  dadurch  die  staatsrechtliche  Gleichberech- 
tigung der  anerkannten  christlichen  Kirchen  in  Frage  gestellt  wird. 

Ebenso  unerheblich  ist  der  oben  (8.  34)  mitgetheilte  gutacht- 
liche Schlug'S  der  Nürnberger  Friedensexecutionsdeputation  vom  14. 
(24.)  September  1650.  Aus  dem  Wortlaute  desselben  ist  nicht  zu  er- 
sehen, ob  eine  Wittwe  verptiichtet  sein  soll,  die  Bestimmung  de» 
Vaters  zu  befolgen,  oder  ob  sie  mit  der  elterlichen  Gewalt  zugleich 
das  Recht  erlangt,  die  Confession  ihrer  Kinder  zu  bestimmen.  Der 
Wortlaut  bietet  keinen  genttgenden  Grund  zu  der  Auslegung,  dass 
ehi  mütterliches  Bestimmungsrecht  nach  dem  Tode  des  Vaters  nicht 

*  Urtheil  des  Civiltribunals  zu  Orleans  vom  30.  Januar  185ö.  Vgl.  darüber 
Ptoeto  dtt  capftalne  Oötsohy  (Paris  1856),  worin  der  Fainilienrathsbeschluss  auf 
S.  75 — 77  abgedruckt  ist. 

*  Jo.  Ulr.  de  Gramer,  Observntinniim  juris  univeral  tonii  II  pars  I  obs.  494, 
p.  126  (Wezlariae  1761):  „.  .  .  Hac  aequalttate  jarium  posita  sequitur  .  .  .  Ex 
quo  nltevi««  jus  patris  iluit,  vi  patriae  potestatis  liberos  in  religione  sua  edu<- 
candi.  ...  Et  qnldem  enm  tAdtae  nconon  praesumtM  voluntatit  eadem  vis  sH  iie 
cxpreasae,  si  haec  deficiat,  tacita  voluntas  j)atris  rosjjieienda  est.  quac  potipsimnm 
exin  colligenda,  qua  religione  vivus  educaverit  liberos ;  eed  et  tacita  voluntatr  de- 
ftciente,  praesumta  adhuc  superest,  ex  eo  edoccns,  quam  reiigionem  e  vita  deceden» 
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bestehen  sollte  *.  Aho  ist  jener  gutachtHdie  Schlttss  für  die  angeregte 
Frage  bedeutungslos,  ohne  dass  es  hier  nöthig  ist,  die  Gesetzeskraft 
Jenes  Schlusses  zu  prüfen. 

Nichtedosfonojii'Tor  liat  das  Kammorj^ericlu  für  Kinder  aus  g-emisehten 
Ehcii  kürzlich  aiigeriümmen,  nach  gemeinem  deutscheu  Hechte  sei  eine  Wittwc 
gesetzlich  verpflichtet,  ihre  Kinder  im  Bekenntnisse  des  Vaters  zu  erziehen. 
Der  erangeliscJie  SchreinermeiBter  H.  starb  zu  Homburg  y.  d.  H.  im  Jahre 
1879.   Kurz  vor  seinem  Tode  hatte  er  »einen  damals  drei  Jahre  dton  Sohn 
August  in  dor  evangehschen  Kirche  taufen  lassen.    Die  katholische  "Wittwe 
vorzo?  mit  ihrem  Kinde,  kehrte  aber  später  nach  Homburg  zurück.  Im 
Januar  1889  Avurde  dem  Amtsgerichte  zu  Homburg  v.  d.  H.  durch  den  dor- 
tigen evangelischen  Pfimer  angezeigt,  Witfcwe  H.  habe  ihren  Sohn  in  die 
katholisehe  Sehule  überführt  und  lasse  ihn  dort  am  katholischen  Beligions- 
uiiterrichte  theilnehmen Das  Amtsgericht  traf  die  Anordnung,  Wittwe  H. 
habe  ihren  Sohn  dem  protestantischen  Relig'ionsunterrichte  wieder  zuzuführen. 
Die  Mutter  leistete  dieser  Aiiurduuiig  keine  Füllje.    Deshalb  bestellte  das 
Amtsgericht  den  Sehreiner  S.  zum  Vormunde.    Die  Mutter  beschwerte  sich 
hierüber  und  beantragte,  den  bestellten  Yormund  zu  entiasaen  und  ihr  selbst 
die  Yormundnhaft  zu  übertragen.  Das  Landgericht  erachtete  die  Beschverde 
für  begründet  und  ereilte  demgemüss  dem  Amtsgerichte  die  Anweisung,  den 
A-nrmund  zu  entlassen  und  die  Mutter  zur  Yormünderin  m  bestellen.  Es 
iialim  an,  Wittwe  H.  sei  auf  ürund  ihres  Erziehungsreehtes  befugt  jijewesen, 
die  Religion  ihrer  Kinder  nach  freier  Wahl  zu  bestimmen ;  es  sei  daher  nach 
17  und  18  der  Yormundsehaftscwdnttng  Tom  5.  Juli  1875  nicht  gerecht» 
fertigt,  die  Mutter  als  Yormünderin  zu  übergehen'.  Der  Yormund  S*  legte 
•weitere  Beschwerde  ein.   Das  Kamraergerieht  hob  den  Beschluss  des  Land- 
gerichts auf  und  wies  die  Sache  an  das  Aintsg'eneht  zur  aTulerweitigen  A''er- 
handlung  und  Entsclieiduni^  zurück,  nn^  lullenden  (Träiulon.  Durch  §  28  der 
Vormundschaftsorduuug  iht  „da»  Erziehungbrecht  der  Mutter  in  der  Weise 
eingeschränkt,  dam  sie  die  Kinder  in  der  durch  das  Oesetz  vorgeschriebenen 
Religion  su  erziehen  hat.  Es  fragte  eich  daher,  in  welcher  Religion  nach  den 
im  Amtsgerichtsbezirke  Homburg  geltenden  Gesetzen  der  Mündel  August  H. 
zw  erziehen  ist.    Fiiv  den  Bezirk  von  TToniburo;'  sind  landesgesetzliche  Vor- 
*iehriften  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  nicht  ergangen.  Es  kommen 
.  daher  die  Bestimmungen  des  gemeinen  Hechts  zur  Anwendung.   Auf  dem 
Friedensexecutionscongresse  zu  Nürnberg  ist  im  Jahre  1650 
bestimmt  worden,  dass,  sofern  die  Eheleute  durch  Verträge  nicht  etwas 
nnderes  festf^csetzt  hätten,  die  Kinder  bis  zur  Erreichung  der  Unterseheidnngs- 
jahre  in  der  Religion  des  Vaters  erzogen  werden  sollend   Der  Vater  des 


'  Dies  ist  keiaeswegs  selbstverstiUidlich,  wie  durch  folgendes  Beispiel  eriäutei't 
werden  mag.  Gans  fthnlieh  wie  der  genaiute  gutacbtiidie  ScUnas  laateta  eine  Yer^ 
Ordnung  des  Kurfürten  Johann  Wilhelm  von  der  Pfalz  vom  21.  November  1706. 
Gleichwohl  hielt  dieselbe  „dem  letztlebeuden  Vatter  oder  ^lutter  bevor,  die  Kinder 
nach  Belieben  in  ihrer  Religion  zu  erziehen^^  Vgl.  A.  Faber,  Europäische  Staata- 
kanslel,  Bd.  X,  S.  809. 

'  Tiizwisclien  war  da»  Kind  etwa  18  Jahre  alt  geworden.  Die  Frage,  ob  ea 
tlas  Untersclieidungsalter  im  Sinne  des  gemeinen  deutschen  Beobtea  erlangt  hatte, 
wurde  in  diesem  Rechtsstreite  nicht  angeregt. 

*  Beschluss  dea  Landgerichte  so  Frankfurt  &.  M.  vom  18.  M&ts  1889. 

*  Dieser  Sata  atimmt  mit  der  oben  (ß,  88)  erwähnten  Stelle  atta  0IQ<4e  überein. 
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Mündels  gehörte  aber  der  evangelischen  Religion  an  und  hat  überdies  seinen 
Sohn  in  der  evangelischen  Religion  tnufen  lassen  und  liiorduroh ,  soweit  ihm 
dies  bei  seinem  frühen  Tode  und  der  Ttigond  des  Kinde«  nu),t,'licli  gewesen, 
seinen  Willen,  duss  der  Knabe  in  seiner,  des  Vaters,  Religion  erzogen  werde, 
m  erkennen  gegeben.  Bei  dieser  La^  der  Sache  war  die  Wittvre  verpfliclitet, 
ihren  Sohn  in  der  evangelischen  Religion  zu  erziehen.  Indem  sie  hiervon 
abwich  und  trotz  der  entgegenstehenden  Anweisung  des  Vormundschaftsgerichts 
auf  Woiterführung  der  katholischen  Erziehung  des  Mündels  beharrte,  hat  sie 
die  ihr  als  Mutter  obliegende  Erziehungj^ptiiclit  verletzt."  *  Die  Entscheidung 
beruhte  also  auf  der  doppelten  Vorausj^etzung ,  der  erwlihnte  gutachtliche 
Schluss  Yom  14.  (24.)  September  1650  habe  die  Bedeutung  eines  für  da&  ge- 
meine deutsche  Recht  giltigen  Gesetzes,  und  er  sei  dahin  zu  verstehen,  daas 
die  Wittwe  verpflichtet  sei,  ihre  Kinder  im  Bekenntnisse  des  Vaters  zu  er- 
ziehen. Beide  Annahmen  sind  rechtsirrthümlich.  Denn  aus  dem  Inhalte  des 
gutaclirlichen  Sehhisses  ist  der  bezeichnete  Ueelitssatz  nicht  herzuleiten  (vgl. 
oben  S.  34).  /udeiu  kann  darin  kein  Gesetz  gefunden  werdcu  (vgl.  unten  Nr.  5). 

üeber  das  mfitterliche  Bestimniungsrecht  wurde  im  18.  Jahrhundert  vor 
dem  Reichshof rathe  mehrfach  gestritten.  Doch  wurde  darin  meines  Wissens 
niemals  auf  den  gutachtlichen  Schluss  vom  14.  (24.)  September  Ii  150  r>e- 
zug  genommen.  Namentlich  gilt  dies  von  dem  Streite  mit  der  evangelischen 
Wittwe  des  um  1716  gestorbenen  katholischen  Freiherrn  von  Aufsess*; 
ferner  von  den  Streitigkeiten  aus  dem  Bisthum  Osnabrück ' ;  und  von 


1  Beschluss  des  Kammei^erichts  vom  27.  April  1889.  —  Das  Amtsgerlclit  hatte 
das  in  §  IS,  Absatz  2,  drr  preii'^^ischeti  Vormundschaftsordnuiig  bozoichnetc  Verfahren 
nicht  beobachtet.  Auch  fehlte  eine  Feststellung  der  Vorau«8etzungen,  uater  denen 
eine  tJehergehung  der  Matter  gerechtfertigt  war.  Deshalb  enchlen  die  Verweisiuig 
der  Sache  an  das  Amtsgcriclit  als  geboten.  Demnächst  wurde  entschieden,  daas  die 
Mutter  als  VormüiulLTin  ilucs  Sohnrs  zn  nherRchcu  sei. 

*  Die  Mutter  wollte  ihren  Sohn  evangelisch  erziehen.  Der  Reichshofrath  Uesa 
antersueben,  ^in  welcher  Religion  der  verstorbene  Vater  In  sehier  LebeDtseit  dm 
nnmttndigen  Sohn  aufeniehen  and  unterwciseB  lassen  wollte**.  In  ebiem  spitem  Be- 
scheide erklärte  der  Relchshofrnth,  es  habe  sich  ergeben,  .,t!ass  Icpine  ge%visse  Ordnung 
oder  bestÄndIge  Observanz  sich  finde'*,  in  welchem  Bekenntnisse  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  in  dem  betreffenden  Gebiete  nach  dem  Tode  des  Vaters  zu  erziehen  seien. 

*  Der  Oebeime  Rath  des  Hoclistlfts  OsnabrQcfc  nahm  an,  eine  Wittwe  sei. be- 
fugt, die  Cnnff  sgioii  Üikm-  Kitiflri  zu  bestimmen,  mit  Rllcksicht  auf  dii>  niundsrifzi» 
des  gemeinen  Kechta  und  auf  eine  Stelle  in  der  Capitulatio  perpetua  Osnabni^^onsi.^  • 
(art.  8),  wonach  den  Untcrlhanen  freistand,  ihre  Kinder  bei  den  Katholischen  oder 
bei  den  Angehangen  der  Aagsbarger  Confession  ^gottselig  instruiren  zu  lassen". 
Namentlich  wnrdo  firr  rvaii^i  !!sc?i(  n  Wittwe  eines  katholischen  Mannes  zu  Quaken- 
brllclc  die  Befugniss  zugeatnndrii ,  ihre  Söhne  im  Augsbiirger  Bekenntnissp  zu  er- 
ziehen. Vgl.  A.  Faber,  Europiüschc  Staatskanzlei,  Bd.  XCVIII,  S.  i)8,  09,  105. 
Ebenso  wurde  der  katholiseben  Wittwe  des  evaagellseben  Bürgers  Cramer  sn  Quaken* 
brUck  nnd  der  katholischen  Wittwe  des  evangelteehen  Eigenhörigen  Baarts  das  Recht 
zugestanden,  ihre  Kinder  katholisch  zu  erziehen.  Vsl.  A.  Faber,  Bd.  XCVTIT, 
und  zwar  über  Wittwe  Cramer  auf  S.  75,  76,  ü4-y7,  104,  lüö,  und  über  Wittwe 
Baarts  aufS.  76,  77,  84~90,  108,  103.  Wegen  dieser  beiden  letzteren  Entseheldnngen 
(nnd  w  ogen  anderer  Falle)  richtete  der  braunschweigische  Gesandte  eine  Rcliglons- 
bescliwcnle  an  den  Kurfürsten  von  Köln,  als  damaligen  Landesherm  von  Osnabrück. 
Der  Kurfürst  wies  durch  Bescheid  vom  22.  März  1748  (bei  A.  Faber,  Bd.  XCVIII, 

8.  83,  8T,  88)  die  Beschwerde  znrttek,  tndem  er  ausfElbrte.  ein  Grandaats,  dass  in 
gemischten  Ehen  dfe  Söhne  dem  Glauben  des  Vaters,  und  die  Töchter  dem  Glauben 
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den  Streitigkeiten  mit  der  katholischen  Wittwe  des  evangelischen  Herrn  Ton 

Zedtwitz 

Pio  Motive  zum  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für 
(las  tleutsche  Reich  bemerken,  das  Erziehungsrecht  liege  ,,gemein- 


dci*  Mutter  folgen  mOssteu,  sei  im  Uochstit't  Osnabrück  weder  durch  Gesetz  noch 
durch  Obeervftiu  anerkamit;  es  gelte  dort  der  vemttnftige  Grundeeie,  n^***  einem 
conjugi  superstiti  die  Erzirlninii  seiner  Kinder  unstreitig  zustehe",  auch  für  die  OOn« 
fesFioiicüe  Erziehung  ilcr  Kinder,  bis  dii--;>'lbrn  die  annos  discrctionis  (>rmchto«. 
DeingegcuUber  bcliauptete  der  braunschweigisclic  Gesandte  (bevor  ilim  der  erwäliute 
Bescheid  bekannt  war),  in  einer  Denkschrlfk  vom  28.  MItz  1748  (bei  A.  Fsber, 
lid.  XCVm,  S.  73),  es  beste!. c  ein  Elnvei-stündnias  der  katholischen  und  der  cvsn- 
j^elischen  Rcichsstände  darüber,  dasf?  nach  (Tom  Tode  des  Ynt«  ..die  rntcrweianng 
der  binterbliebenen  unmündigen  Kinder  seinem  Willen  gemiiad  geächehen  müsse,  und 
Iceins  Mutter  solehcs  behindern  kfinna".  Dss  Corpus  Evangelicorum  richtete  am 
22.  Mal  1748  ein  Sehreiben  an  das  Corpus  Catholicoram  (bei  A.  Faber,  Bd.  XCVIIl, 
S.  71>— 83^  mit  der  Ansfübrung,  im  "RelIq;ioii«r-  ir  r!ri  nnd  im  Westfiilischen  Frieden 
sei  über  die  bezeiclinete  Frage  „kein  gewiaeee  licgulativum"'  gemacht,  vermuthlich 
deslialb,  weil  darüber  damals  kein  Zwei&i  bestand  j  „nacli  richtigen  und  gewissen 
prinolpils**  mtsse  „auf  die  in  nst&rilch«!  und  bttigerUdien  Gesetsen  so  stark  ftindirte 
patri.nm  potestatem  ^-fsplieii,  mithin  jede?  Kind,  bis  zu  hinreicliii^en  annis  discrctionis 
in  der  Religion  seines  Vaters ,  wo  dieser  nicht  deutltcii  ein  anderes  verfüget  oder 
eingeräumet,  eizogcu"  werden.  Die  Gesandten  der  katholischen  Reichastämda  er» 
wlederten  durch  Sehrelben  vom  16.  Juni  1752  (bei  A.  Faber,  Bd.  CIV,  8.  92—96, 
and  bei  v.  Schanroth,  Sammlung  aller  Conclusorum  etc.  des  Corpus  Evangeli- 
comm.  Bd.  III,  8.  900),  s\o  wollten  auf  weitere  Erörterungen  nicht  eingehen,  weil 
die  Beschwerdefälle  vom  Jaiire  1748  erledigt  seien. 

1  Der  am  10.  Febrosr  1747  auf  Schloas  Sehßnbaeh,  einem  böhmischen  Lehen, 
gestorbene  Herr  Joseph  Adam  von  Zedtwit/,  gehörte  der  Augsburger  Confession  an 
und  war  mit  Hner  Katholikin  verheiratet,  die  ihn  fiberlebto.  Seine  vier  Töchter 
wurden  katholisch  er^sogcn.  Dagegen  wollte  er  seinem  einzigen  Sohne,  dem  Lehcns- 
folger,  eine  erang^Usehe  Ersiehung  geben.  Dieser  Sohn,  Christoph  Karl  Ludwig 
Adam  von  2edtwitz,  war  am  17.  September  1735  geboren  und  am  folgenden  Tage 
duroll  einen  evangelischen  Oristlichen  getauft  Das  Kind  hatte  einen  evangelischen 
Hofmeister  und  sollte  nacii  Bestimmung  des  Oberpfarrt-rs  zu  Asch  um  Ptingsten  1747 
in  der  evangelischen  Kirche  tum  Abendmahle  sugelassen  werden.  Die  Mutter  eriiob 
i:ri:(  n  dies  Vorhaben  Einspruch  durch  Hnen  Brief  vom  18.  Mai  1747  (bei  A.  Faber, 
Ud.  XCV,  S.  190,  191):  „P.  8.  Denenselhen  kan  nicht  bergen,  wie  dass  mich  sehr 
befremdet,  wie  ich  von  meines  Sohns  Hofmeister  vernommen,  dass  kommende  Pfing- 
sten fltietn  Sohn,  ja  wohl  ein  pures  Kind,  solle  zum  Abendmahl  gehen,  und  wellen 
»bsr  die  Jahr«,  wie  auch  gehöriger  Verstand  zu  diesem  Werck  nocli  nicht  vorhanden, 
nnd  zwar  das  zwölfte  ,T;ilir  nocli  nieht  erreichet,  sr»  will  lilermit  dawider  protestirt 
haben,  weilen  ich  als  Mutter  in  meiner  Kinder-Zucht  mir  nicht  einreden  lasse,  auch 
solche  der  höchst  Kayserltchen  MsjestSt,  und  KSniglieh  Polnischen  Majestät  Pro- 
teolion  unterworfen;  will  also  hoffen,  es  werde  mit  dem  Vorhaben  Aufschub  nehmen, 
biss  dns  Kind  das  zwölfte  Jabr  vollkommen  erreicht  bat,  \uu!  mir,  elu-  solches  vor- 
genommen, part  davon  zu  geben  praeteudire."  .  .  .  Ein  Vaterbruder  des  Kinde.s  und 
zwei  andere  Herren  von  Zedtwits  waren  der  Ansicht,  die  Mutter  besbstchtige ,  das 
Kind  katholisch  au  erziehen  und  in  ein  katiiolisches  Retchsland  zu  verbringen.  Sie 
suchten  dies  zu  verhindern,  indem  sie  pefrrn  den  Willen  der  Mutter  das  Kir.d  am 
19.  Mai  I7f7  aus  dem  Sebiosse  Schönbacli  fortualimen  und  in  das  braunschweig- 
lOnoburgische  Collcgium  Carolinum  zur  weitem  Endehnng  brachten.  Dort  wurde 
das  Kind  am  Drei^tigkeitssonntsge  de»  Jahres  1747  „ad  Sacra  öffentlich  adtnittirt 
Die  Mutter  war  durch  Testament  des  Vaters  snr  YormOnderin  ihrer  Kinder  bestellt 
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rechtlich  nach  dem  Tode  des  Vaters  iu  der  Ilaod  der  Obervormund- 
gohaft";  letzterf  sei  insofern  gebunden,  „als  die  fähige  Mutter  einen 
Anspruch  daruui  habe,  dass  ihr  die  Ausübung  der  Erziehung  zunächst 
übertragen  werde* ;  dooh  die  Mntter  bei  Ausübung  der  Erziehung 
durch  ein  Aufsichtsrecht  des  Tormundes  beschrfinlct,  folls  sie  nicht 
selbst  Tormünderin  sei.  Hierbei  seheint  Torausgesetzt  zu  werden,  dass 
in  lUlen  Fällen  die  Oberrormundschaft  über  die  Mutter  ein  Aufsichts- 
recht habe  und  den  Willen  des  Taters  berücksichtigen  müsse  ^  Diese 


und  nis  Vonuflnderla  des  Sohnes  duveh  den  Leinubof  beBtitigt.    Sie  erhob  am 

4.  Juni  1747  Klage  bei  der  königlich  böhmischen  Hnfkanzlci  gegen  ihren  Sclavager 
und  die  beiden  anderen  Herreu  von  Zedtwitz,  weil  dieselben  ihren  Sohn  geraubt  und 
dadurch  ein  Plagium  (einen  Menschenraub)  begangen  hätten.  Die  königlich  böhmische 
Hofkwutet  erlfesB  am  15.  Jnnf  1747  an  die  Beklagten  ein  mandatnm  sine  daaaula 
de  restituenrio  ftUo,  zu  dessen  Vollziehung  MiHt"irpxocutioTi  verhängt  wurde  Die 
Beklagten  wendeten  ein,  es  liege  eine  causa  idigioiiis  vor.  die  vor  das  höchste  Reichs- 
gericht gehöre,  daher  könne  eine  Untersuchung  nur  durch  ein  Judicium  mixtum  er^- 
fblgOD.  Sie  bdiaupteten,  der  Solm  idQbm  dem  mehi&eh  aitsgesproeheneo  Willen  des 
Vaters  gemäss  in  ch-r  evangolischeu  Confession  erzogen  werden;  zur  Sicherung 
dieser  Erziehung  «ei  *"5  notliwendig  gewesen,  d:\p-  Kind  von  der  Mutter  7\i  tremieii, 
die  propter  inaidias  ülio  iu  exercitio  religioiüs  evaugelicae  structas  dcu  ^^apruch 
anf  Emtehnng  Ünrea  Sohnes  ▼erloreo  habfr  Auch  erklirten  sie,  als  Reiehsnninittfll- 
bare,  kraft  ihres  jus  reformandi,  nicht  dnideu  zu  können,  dass  ein  Simultaneum  in 
ihrem  evnngeliaehen  'RpichRlande  geschaffen  werde.  Sie  appellirten  deshalb  au  den 
Keichshofratii  und  suchten  den  Beistand  des  Corpus  Evangelicurum  nach.  Vgl.  die 
Imploration  an  daa  Corpus  Evaagelleornm  an  Regenshtirg  vom  39.  September  nad 

9.  October  1747,  nebst  Anlagen,  bei  A.  Faber,  Bd.  XCV  (1749),  Kap.  3,  S.  145 
bis  340,  und  Bd.  XCVI  (1749),  Kap.  10.  S.  494  —  522.  (Weitere  Denkschriften  der 
Agnaten  nebst  Aulagen  finden  sich  in  Bd.  XCVII,  S.  256—263,  und  Bd.  XCVUI, 

5.  648 — 609.)  Das  Oorpns  Evangeltoomm  gewährte  den  erbeteoea  Beistand.  In 
mehrwen  an  dea  Reichshofrath  gerichteten  Intercessionsehriften  wurde  ausgeführt, 
der  unmündige  von  Zedtwitz  müsse  nneli  der  Bestimmung  seines  verstorbenen  Vaters 
in  dessen  evangelischem  ülaubensbekenntnisse  erzogen  werden  j  diese  Erziehung  müsse 
aber  a^en  evangelischen  Agnaten  belassen  wwden,  annml  da  die  Mntter  einen  nn« 
besomoien  iieügionseifer  an  erkennen  gegeben  habe.  Vgl.  die  Vorstellungssclireibi-n 
des  Corpus  Kvangelicorum  vom  25.  October  1747,  bei  A.  Faher,  Bd.  XCVII, 
S.  518—632  (besonders  S.  519,  620,  531,  632),  und  vom  20.  December  1747,  bei 
A.  Faber,  Bd.  XCVII,  S.  534—640  (besonders  S.  536,  538,  539).  Ihawlaehen  ver- 
fOgte  das  Appellationstribunal  an  Prag,  der  Sohn  müsse  der  Mutter  zurUckgegieben 
werden,  bevor  die  Religionsfrage  geprüft  werden  könne.  Vgl.  die  Verfllgung  des 
königlich  böhmischen  Appeliationstribunals,  als  deutschen  Lehnhofes,  zu  Prag,  vom 

10.  November  1747,  anf  Gmnd  der  Beaolntion  vom  36.  October  1747,  bei  A.  F ab  er, 
Bd.  XCVn,  S.  261—263  (vgl.  S.  585  »  686)  nnd  Bd.  IC,  S.  185-188.  Dies  ist 
das  letzte  der  über  diese  Sache  von  A.  Faber  veröffentlichten  Actenstücke. 
Ob  der  Sohn  seiner  Mutter  zurückgegeben,  und  dann  der  Streit  über  die  Confession 
des  Sohnes  b^  dem  Reicfashofrathe  weiter  verfolgt  wurde,  iit  aus  den  Berichten 
Fabers  nicht  zu  ersehen.  Vgl.  A.  Faber,  Bd.  IC,  8.  185 — 198.  In  den  späteren 
Bänden,  C— CXV,  ist  von  dieser  Sache  keine  Rede  mehr. 

*  Vgl.  auch  z.  B.:  Puehta,  Einleitung  in  daa  Recht  der  Kirche,  S.  81  (1840), 
dass  „der  Mutter,  auch  in  Ermanglung  eines  Vaters,  nie  die  vollkommene  Gewalt 
Uber  die  pertönlichen  YerhUtnisae  der  Kinder  eingerftamt  worden  sei,  wie  sie  dem 
Vater  gegeben  wird";  Stohbe.  Deutsches  Prtvatrecht.  Bd.  IV.  S.  321,  322  (1884): 
»Ist  der  Vater  todt,  so  hat  die  Mutter  die  Erziehung  zu  fuhren^  ^  sie  hat  aber  „im 
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Auffassunn^  entspricht  den  Quellen  des  rümisclien  Rechts^,  die  der 
Mutter  nriph  dem  Tode  des  Täters  .nur  sehr  beschränkte  elteiliclu' 
Befugnisse"  ertheilen.  Der  Schwerpunkt  des  Erziehungsrechts  ^gelit 
auf  die  staatlichen  Organe  der  Vormundschaft,  den  Vormund  und  die 
Obervoruiundschaft,  über,  und  nur  in  der  Stelluni?  eines  durch  obrig- 
keitlichen Bestellungsact  berufenen  Yormundes  kann  die  Mutter  die- 
jenigen Befugnisse  ganz  oder  tbeilweise  mittelliar  erlangen,  welche 
dem  Täter  kraft  Eltemreclits  zustehen"  Da  nun  zur  Erziehimg  eines 
Kindes  auch  die  Bestimmung  des  Religionsbekenntnisses  gehört,  so 
würde  aus  dou  angeführten  Sätzen  zu  folgern  sein,  dass  eine  Wittwe 
ihre  Kinder  in  der  durch  den  Vater  bestimmten  Confession  erziehen 
müsse ,  dass  jedoch  die  Obrigkeit,  nämlich  das  Vormundschaf tsgericbt, 
ans  wiclitigen  Gründen  eine  andere  Anordnung  treffen  könne.  Es 
Mürde  also  das  lieligiuusbekeuntnisa  der  Kind^M'  von  einer  disoretio- 
nären  Gewalt  des  Vormundschaftsgerichts  abhängen. 

Allein  die  Grundsütze  des  römischen  Rechts  sind  nacli  heutigem 
gemeinen  deutacheu  lieclite  als  die  richtigen  niciit  mehr  anzuerkennen. 
An  Stelle  der  römischen  patria  potestas,  die  schon  im  neueren  römi- 
schen Bechte  gemildert  war,  ist  die  elterliche  Gewalt  getreten Da- 
mit haben  sich  die  Erziehnngsreohte  der  Matter  erweitert.  Die  richtigen 
Grundsätze  des  gemeinen  deutschen  Beehts  finden  sich  im  Code  civil. 
Derselbe  hat  den  Gedanken  „einer  der  elterlichen  Gewalt  des  Vaters 
gleichstehenden  mütterlichen  Gewalt  selbständig  durchgebildet^^  ^,  im 
Anschlüsse  an  den  Satz  des  Gewohnheitsrechtes  „Droit  de  puissance 
paternelle  n'a  lieii".  Demgemäss  ist  nach  heuti<rem  ;^('meinen  deutschen 
Koohte  anzunehmen,  dass  die  Er^ioliuugspfiicht  beiden  Eltern  obliegt, 
dass  die  Erziehungagewalt  de«  Vaters  mit  dessen  Tode  erlischt,  und 
dann  (ebenso,  wie  bei  einer  Unfähigkeit  des  Vaters,  vgl.  oben  y.  öl) 
das  Recht  und  die  Pflicht  der  Erziehung  der  Mutter  allein  zusteht  und 
obliegt^,  ebenso  unbeschränkt,  wie  die  Erziehungsgewalt  des  Vaters 
war.  Folglich  hat  die  Mutter  nach  dem  Tode  des  Yateis  das  Reli- 
gionsbekenntniss  ihrer  Kinder  zu  bestimmen*. 


Allgemeitieii,  soTfel  wie  mögltdi,  die  6mndB%tM  der  Eri iehungr  su  beobeehten,  welche 

der  verstorbene  Vater  befolgt  und  aufgestellt  hat**;  W  i  n  il  s  ch  e  i  d  ,  Paiidekten, 
Bd.  n,  §  514,  S.  956  (6.  Aufl.  1887J,  nach  dem  Tode  des  VattM-»  habe  die  Mutter 
die  Erziehungsgewalt  „nur  unter  der  Voraussetsung ,  daas  der  Vater  Uber  die  Er- 
ziehung der  Kinder  nicht  mderwelttg  verfllgt'hftt*^. 

»  L.  1  §  1  D.  ubi  pupillus  (27,  2);  L.  7  D.  de  aniiuis  legaüs  (88,  1);  L.  1 
§  10  D.  de  inspic.  venire  (25,  4) ;  L.  1  C.  ubi  pupllU  (5,  4i)\ 

*  Motive  cum  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  deutsche 
R«ieh,  Bd.  IV,  S.  788  (1688). 

s  Motive,  Bd.  IV,  S.  722. 

*  Motive.  Bd.  IV,  S.  735.    Vgl   die  nähere  AusHlhrung  unten,  S.  -17. 

5  Vgl.  z.  B.  Gerber,  Deutsches  Privatrecht,  §  241,  b.  üüü  (11.  Aull.,  1873). 

*  Vgl.  s.  B.:  Dttrr,  De  poteatete  ciroa  leligionem  llbecomm,  S  8B  (Uo- 
gimtiae  1755);  Lang,  Penonen-,  FsnülieB-  und  Yormundechaftaredit,  S.  604. 
Kote  2  (1881). 
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Es  ist  erklärlich,  dass  in  einer  sulchen  Frage,  deren  Lösung  von 
dem  üebergewichte  der  römischen  oder  deutschen  Auffassung:  abhängt, 
die  Meinungen  der  Rechtslehrer  und  die  Eatncheidungen  der  Gerichte 
nicht  übereinstimmeu. 

Yiele  Oeriolite  und  Bechtslehrer  gehen  in  der  Anerkennung  der 
ySterlichen  Gewalt  über  das  rdnusche  Beoht  noch  hinaus,  indem  sie 
weder  ein  Recht  der  Mutter  anerkennen,  das  Religionsbekenntniss 
ihrer  Kinder  zu  bestimmen,  noch  dem  yormundsehaftsgerichte  die  Be- 
fugniss  zugestehen,  eine  solche  Bestimmung  zu  treffen,  sondern  den 
Rechtssatz  au&tellen,  eheliche  Kinder  müssten  nach  dem  Tode  des 
Vaters  in  demjenigen  Roligionsbelvenntnisse  erzogen  werden,  welches 
der  Vater  für  sie  bestimmt  hatte;  sei  eine  Bestimmung  des  Vaters 
nicht  getroffpn  orlor  nicht  nachzuweisen,  so  müssten  die  Kinder  dem 
Religionübekeiiiiliiisse  ihres  Vaters  folgen*. 

Diesen  Standpunkt  vertritt  die  hannovet  ^scJie  Kechtsprechuug.  Er  wurde 
in  folgendem  Reehtsfalle  selbst  ohne  Rfiekaicht  auf  den  faTor  Ghristianae  fidei 
festgehalten.  Die  jüdische  Wittwc^  eiiu  s  jüdischen  Mannes  war  zum  Christen- 
thum  übergetreten  und  wollte  ihio  Kinder  taufen  lassen.  Das  Amt  B.  nntor- 
sagte  dies  und  setzte  der  Mutter-Vorraünderin  eineii  jiidiselien  >ritvorraund 
an  die  Seite.  Diese  Verfügungen  wurden  /war  vom  Obergericbte  aufgehoben, 
jedoch  vom  Oberappellationsgerichte  wiederhergestellt.  Dau  Oberappellations- 
gencht  IQhrte  aus,  „in  firinanginng  spedeller  hier  einschlagender  Gesetze 
über  die  jüdischen  Kinder"  sei  der  Reelitsfall  .^nach  den  GruiidsiUzen  des 
Faiuilienroclits'*  zu  entscheiden.  Danacli  seien  die  Kinder  ^bis  dahin,  dass  sie 
sellist  darüber  einen  Entschluss  fassen  k()nnen,  zu  welcher  Religion  sie  sich 
bekennen  wollen,  der  anzunehmenden  Absicht  ihres  Vaters,  des  Hauptes  der 
Familie,  gemiss  Ton  den  Vormündern  in  der  Religion  zu  miehen,  welcher 
der  Vater  angehorte,  und  in  weldie  er  seine  Kinder  bei  der  Oeburt  auch 
aufnahm**.  Die  Einsct/img  des  jüdischen  Mitvormundes  wurde  für  nothwendig 
und  aTi^ome'?son  erklärt,  damit  derselbe  ^für  eine  gute  jüdische  Erziehung 
der  Kinder  Sorj?e  trage"  *. 

Die  nämliche  Rechtsansicht  wurde  in  einem  neuern  Uechtsfalle  bezüglich 
der  Kinder  von  christlichen  Eltern  durchgeführt.  Die  katholische  Wittwe  des 
ebenfalls  katholischen  Ga«twirtfas  O.  in  Hildesheim  hatte  ihre  beiden  ältesten 
ehelichen  Kinder  lutherisch  einsegnen  lassen  und  schickte  ihre  beiden  jüngsten 
ehelichen  Kinder,  deren  Vormünderin  sie  war,  Marie  i^t'h.  lT).  September  1871) 
und  Tiieodor  (^eh.  2H.  Antust  1873),  in  die  evangelische  Stdmie.  Das  Vor- 
mundschaftsgericht  verlaugte,  sie  solle  die  beiden  Kinder  in  eine  katholische 
Schule  schicken.  Sie  legte  gegen  die  Anordnungen  des  Amtsgerichts  Be^ 
schwerde  ein.  Diese  Beschwerde  wurde  zurückgewiesen,  weil  nach  den  Orund- 

*  Yfß.  z.  B.:  Jo.  Ulr.  de  Gramer,  Obaervationum  juris  tinlversi  tomi  II 
pars  I,  Obs.  404,  p.  I26j  S trübe,  Rechtliche  Bedenken,  Nr.  144  der  alten,  Nr.  T6 
der  neuen  Ausgabe j  Burcbardi  im  Archiv  fttr  eivOistische  Praxis,  Bd.  VIII, 
S.  180;  Archiv  flu-  praktische  Rechtswissenschaft,  Bd.  VI,  S.  70,  71;  Blätter  für 
Administrative  Praxis,  Bd.  XXXV,  S.  373  j  AmUgerichl  zu  Oldeaburg,  II.  Mai  1880, 
unten  S.  49. 

*  Butseheidmig  des  Oberappellatifinsgeriehts  su  Celle  vom  10.  Feliraar  1846, 

.Turiatischc  Zcüy^n^  für  das  Königreich  Hannover,  Jahrg.  I8&3,  S.  155,  156;  Seuf- 
ferta  Archiv,  Bd.  V,  S.  181. 
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Sätzen  dm  gemeinen  Rechts,  die  hier  zur  Anweiuhniü-  kamen,  die  Verffiiriingen 
des  Vormuiidschattsgerichts  alg  gerechtfertigt  erschienen.  ,Nach  den  allge- 
meinen QnmdsfttsEeii  des  Ffunilienreehtt  hat  der  Vater  zu  bestimmen,  in 
welcher  Seligion  das  Kind  erzogen  werden  solK  Der  Wille  des  Vaters  ist 
mcht  nur  für  dessen  Lebenszeit  maBsgebrnd ,  sondern  mich  darüber  hinaus, 
weil  sonst  das  Kind  der  Oefahr  eines  Wechsels  in  der  Frzirlinng'  an^pfrsot^t 
sein  würde.  ...  Es  ht  deshalb  das  Kind  nach  dem  Tode  dos  Vaters  in  der 
von  diesem  bestimmten  Rehgion  und  in  Ermanglung  einer  ausdrücklichen  Be- 
stimmung in  der  eigenen  Religion  des  Vaters  zu  erziehen,  indem  vermuthet 
wird,  dasB  der  Vater  dasselbe  derjenigen  Religion  habe  zuführen  wollen, 
welcher  er  selbst  angehörte.**  Danach  mussten  die  Geschwister  G.  in  der 
katholischen  Religion  erzojren  werden,  zumal  da  der  Vater  schon  bei  seinen 
Lebzeiten  die  älteste  Tochter  in  die  kathoHsrhe  Schule  ireschickt  und  damit 
den  Willen  ausgedrückt  hatte,  seine  Kinder  katliolisch  zu  erzielien  \  Die 
Mutter  liess  sich  am  28.  Januar  1885  selbst  in  die  lutherische  Ktrchengemein- 
schaft  aufnehmen  und  glaubte  dadurch  das  Recht  erlangt  zu  haben,  ihre 
Kinder  lutherisch  zu  erziehen.  Allein  das  Gericht  erachtete  dies  fuli^orichtig 
für  irrig,  da  „die  Confession  dor  >ruttpr  überhaupt  nicht  in  Betracht  kam"' 

In  Kurhcssen  wurde  ein  Kechtstall  so  entseiiieden,  als  ob  die  (Jrundsätze 
des  römischen  Rechts  unveränderte  Geltung  hätten.  Es  wurde  angenommen, 
nach  gemeinem  Rechte  sei  die  Wittwe  nicht  befugt,  unabhängig  yon  der  Vor- 
mundschafrsbeliörde  ein  Erziehungsrecht  auszuüben  und  die  Confession  der 
Kinder  /u  bestimmen.  Die  katlKdisclio  Wittwe  des  im  Jnbrf  ^gestor- 
benen reformirren  Standesherrn ,  T^i  in/cn  Victor  Alexander  von  fsenbunr- 
Birstein  sollte  nach  Bestimmung  einer  Ehcbereduug  vom  4.  Uctober  lö36  ihren 
Sohn,  den  am  29.  Juli  1838  geborenen  Prinzen  Karl  Victor  von  Isenburg' 
Birstein,  im  reformirten  Glaubensbekenntnisse  erziehen.  Im  Jahre  1863  machte 
sie  dem  Mitvormundo  die  Anzeige,  der  noch  nicht  confirmirte,  fünfzehn  Jahre 
alte  Prinz  boabsioliti^'o ,  zur  katbolisclien  Kirche  überzutreten,  weslialb  sie 
.,dio  Sistirung  des  L'nrerrichtes  in  dtr  proti  stantischen  Religion  angeordnet 
und  den  Entschluss  gefasst  habe,  einen  katliolischeu  Religionslehrer  für  ihn 
anzunehmen,  ihn  die  katholische  Kirche  besuchen  zu  lassen  und  zu  seiner 
weitem  Ausbildung  mit  ihm  nach  Freiburg  in  Baden  zu  ziehen**.  Daraufhin 
traf  das  Obergerieht  zu  Fulda  eine  Anonlnung,  wodurch  der  Mutter  „das 
Recht  der  Erziehung  des  Prinzen  Karl  entzofj^on'*  wurde Eine  Beschwerde 
der  Mutter  gegen  diese  Enrsclieidung  wurde  zurückgewiesen.  Das  Ober- 
appcUiUionsgericht  nahm  an,  die  Entscheidung  des  Obergerichts  rechtfertige 


'  I>c3chhi83  des  Landgerichts  zu  Hildesheim  vom  29.  October  1884.  Eine  hier- 
gegen erhobene  weitere  Beschw^erde  wurde  als  unzulässig  verworfen,  well  sie  ätn 
gesetsUehen  Fonnvorsehrtften  nicht  geoflgta 

'  BescTihiss  des  Landgerichts  zu  Tlüde^hoim  vom  1.  Juli  1SS5. 

*  Entscheidung  des  Obergerichts  zu  Fulda  vom  10.  April  1854,  wodurch  eine 
einstweilige  Verfügung  desselben  Obergerichts  vom  31.  August  1858  beatUtgt  wurde. 
Aus  dem  Beriobte,  im  Arcbiv  fDr  RecbtowtBBCnscbsll,  Bd.  VI  (1859%  S,  65,  ist 
nicht  zu  ersehen,  dass  sonst  irgend  ein  ^Ml^shrauch  des  Erziplmnfrprcchtcs  der  Mwftcr 
zum  Vorwurf  gemacht  wurde.  En  wurde  nur  lictiirchtct,  durch  die  Mutter  möge 
„auf  den  Cnraadcn,  Prinzen  Karl,  ein  Einilusü  geübt  werden,  welcher  mit  dem  la 
den  Ebepaeten  atngaproebenen  Willen  des  edtgen  Herrn  Vaters  desselben,  dase  die 
in  der  Ehe  geborenen  Prinzen  naoli  dm  Ontndstttzen  der  reformirten  Reli^on  er- 
logen wttrdeiti  nicht  Im  Einklang  stehe^S 
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sicli  schon  nach  den  ürundsät/eii  du»  gemeim-n  liechtR.  Er  erwo^  in  recht- 
licher Beziehung,  dass  ^die  erhobene  Beschwerde  auf  ein  der  Frau  Queru- 
lantin  Termemtiioh  unabhängig  von  dem  Einflösse  der  obervomondschafläioheii 
Gerichtsbehörde  zustehendes  mütterliches  Erziehongsrecht  nicht  g^^ndet 
werden  kann  :  itulem  bereits  nacli  den,  auch  vorUegend  anwendbaren  gemein- 
rechtlichen 13  stiinmung^Mi  dor  uberlebenden  ehelichen  Mutter  zwar  schon  als 
polchpr  und  olmc  hinzukoniniende  Yormundsbestellung  derselben  ein  Anspruch 
auf  die  Erziehung  ihrer  minderjährigen  Kinder  zusteht,  dessen  Ausübung  je- 
doch in  allen  wesentUchen  Richtungen  der  Aufsieht  und  dem  Einflüsse  der 
Oberrormundschaft,  mit  der  Befu^'inss  der  letztern,  gegen  etwaigen  Missbrauch 
einzuschreiten  und  geeigneten  Falls  alle  zur  Sicherstellung  des  Erziehungs- 
intcrosses  erforderlichen  zulässigen  J^Iassrej^eln  zu  ergreifen,  unterliegt".  Es 
führte  weiter  aus,  dass  hiermit  der  Inlialt  der  Eheberedung  vom  4.  Octobcr 
1836  übereinstimme,  und  dass  „nach  deu  vorliegenden,  in  allen  wesentUchen 
Besiehnngen  von  dem  Gericht  voriger  Instanz  richtig  beurtheilten  factischen 
Veriiältnissen^  die  angefochtenen  Entscheidungen  sicli  rechtfertigten  ^ 

Auch  der  bäuerische  Verwaltünp^sgorichtslKjf  nahm  kürzlich  an  ,  nach 
den  Grundsätzen  des  gemeinen  deutscheu  Kechts  sei  die  Wittwc  uicht  be- 
rechtigt, die  Confession  der  Kinder  zu  bestimmen.  Im  Jahre  1873  verbei- 
rathete  sich  der  protestantische  Korbmacher  Haderholz  zu  Eariahuld  mit 
Rosine  Schweiger,  die  vor  der  Trauung  von  der  katholischen  zur  protestan- 
tischen Kirche  übergetreten  war.  In  dieser  confessionell  ungemischten  Ehe 
vvüV'len  vier  Kimler  f^cboren.  Der  Vater  starb  am  14.  Januar  1889.  Die 
NN  itrwe  trat  im  Februar  1889  aus  der  protestantischen  Kirche  wieder  aus 
und  kelirte  zur  katholischen  Kirche  zurück.  Sie  wollte  nunmehr  ihre  Ejuder 
katholisch  erziehen  und  behauptete  dazu  gesetzlieh  berechtigt  zu  seiiii  auf 
Grund  ihres  elterlichen  Bestimmungsrechtes.  Indessen  auf  Antrag  des  pro- 
testantischen Pfarramtes,  dem  sich  der  Vormund  mit  Genehmigung  dos  Tor» 
mundschaftsgerichtes  anschloss,  wurde  entschieden ,  die  Kinder  niüssten  pro- 
testantisch erzogen  werden^.  Eine  hiergegen  erhobene  Beschwerde  wurde 
aus  folgenden  Gründen  zurückgewiesen.  Das  bayerische  Landrecht  „gehört 
nicht  zu  jen«i  Farticulaireohten,  welche  eine  sogen,  elteiliohe  Gewalt  kennen, 
nacih  dem  Tode  des  Vaters  daher  die  vdle  Familiengewalt  auf  die  fiberlebende 
Mutter  übergehen  lassen  und',  wenigstens  solange  die  Mutter  im  Wittwen- 
standc  verbleibt,  die  Bestellung  einer  Vormnndscliaft  über  die  Kinder  regel- 
mässig aussehliessen.  Nach  Vorschrift  des  bayerischen  Tjandrechts  muss  für 
die  minderjährigen  Kinder  nach  dem  Tode  des  Vaters  stets  eine  Vormund- 
schaft bestellt  werden. . . .  Demzufolge  besteht  zwar  nadi  Theil  1,  cap.  7, 
^  11,  Ziffer  3,  das  Erziehungsrecht  der  überlebenden  Mutter  an  sich  fcnrt; 
allein  es  wird  auch  dem  aufgestellten  Vormunde  ein  Erziehungsrecht,  und 
zwar  als  unmittelbarer  Au.sfla**s  des  Vormundschaftsrechts,  eingeräumt.  Bas 
vormundschaftlicho  und  das  mütterliche  Erziehungsrecht  bescliräiiken  sirli  in- 
folge ihrer  Concurrenz  gegenseitig;  und  es  mu.'ss  insbesondere  das  niüttor- 
Üche  Erziehungsrecht  mit  den  Grundtötzen  über  die  Tormundsehaftliche  Ge- 
walt in  Einklang  gebracht  werden.  Nach  dem  hier  mit  dem  gemeinen  Rechte 
übereinstimmenden  bayerischen  Landrechte  soll  in  Bezug  auf  die  Erziehung 
der  Kinder  vor  allem  dasjenige  zur  Richtschnur  genommen  werden,  was  der 

*  Deeret  des  Oberappellationsgerichts  su  Cassel  ans  der  Zeit  um  1856,  Im 

Ai-chiv  für  praktische  Recbtswisseuachaft,  Bd.  VI,  S.  93,  96. 

^  Beecbluss  des  bayerischea  Bezirksamtee  la  Neuburg  vom  12.  April  1S89. 
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Yater  selbst  noeh  bei  Lebzeiten  angeordnet  hat;  in  Bmuuiglung  auKtrQck- 

licher  beziij-liVlicr  Anordnungen  aber  isi:  die  Erziehunji^  von  Kindern  ans 
ungemischten  Khen  in  religiöser  Hinsicht  wenigstens  in  derjenigen  Richtung 
2u  leiten  und  fortzusetzen,  weiche  der  Vater  eingeschlagen  hat.  Sowenig 
Raoh  bAyeriiehem  Landreelite  der  Yomnmd  ^lie  Aendernng  des  Qfauibent- 
bdcenntnisaes  seiner  HQndel  verfftgen  kann,  ebensowenig  ist  unter  der  Herr- 
schaft dieses  Landreehts  die  aberlebende  Hutter  befugt,  über  die  religiöse 
Erziehung  der  aus  ihrnr  rnnfessionell  ungemischten  Ehe  hervorgegnngenon 
Kinder  zu  (lisponin  n ,  wonnjxloieh  in  anderen  Reohtsgebieten  eine  derartige 
mütterliche  Berechtigung  vorhanden  sein  kann."*  * 

In  I^itpe-Detmold  wurde  ein  Streit  der  Mutter  mit  den  Vormündern 
ihrer  Tochter  nach  gemeinem  Reehte  dahin  entschieden,  dass  die  Mutter  die 
religiöse  Eizifhtmg  ihrer  Tochter  den  Vormündern  überlassen  musste  *.  Der 
im  Jahre  im  Fürstenthum  Lippe  gcstorbonf^  ovangeHschp  Horr  von  X. 

hatte  durch  Ictztwillige  Verfügung^  anjT^ennlnet ,  seine  drei  Tochter  sollten 
im  evaugelischcn  Glauben  erzogen  werden,  und  die  von  ihm  ernannten  Vor- 
münder sollten  etwaigen  Bestrebungen,  die  Tdchter  zur  katholischen  Kirche 
honibcrzuziehen,  mit  Entschiedenheit  entgefrcnwirken.  Seine  Ehegattin,  die 
ihn  überlebte,  war  im  Jahre  1854  zur  katholischen  lvii\he  fi hergetreten. 
Die  im  Jahro  1851  gcborne  jüngste  Tochter,  Margaretha,  wurde  im  Jahre  1863 
in  eine  protestantische  Erziehungsanstalt  zu  Hihlesheim  gebracht.  Im  folgeu- 
dcn  Jahre  nahm  die  Mutter  das  Kind  wieder  zu  sich.  Das  Vormandschafts* 
gericht  ermächtigte  die  Vormünder,  die  Mutter  „nSthigenfalls  mit  polizei- 
licher Hilfe  zur  Herausgabe  des  Kindes  zu  veranla-ssen*^ Die  polizeilii  lie 
Hilfe  wurde  geleistet.  Die  Mutter  entfloh  mir  ilircrn  Kinde  nach  Belgien  * 
und  wurde  deshalb  auf  (irund  von  §  182  des  lippe'schen  Strafgesetzbuches 
vor  dem  Oriminalgei  ichte  zu  Detniokl  verfolgt  ^.  Inzwischen  wurde  die  Mutter 
im  Wege  des  bürgerlichen  Rechtsstreites  auf  Antrag  der  Vormünder  ver- 
nrtbeiit,  ihre  Tochter  Margaretha  den  Vormündern  binnen  14  Tagen  bei 
Meidung  von  20  Thalem  Strafe  herauszugeben.  Das  Gericht  nahm  an ,  es 
unterlicf^e  keinem  Zweifel,  .dass  nar]>  r"»mi5r  lifMi  sowohl  als  aucli  nach  deutschen 
Rechtsgrundsätzen  die  Sorge  tür  die  Krziehuiig  des  Mündels  zunächst  den 
Vormündern  obliegt,  welche  dabei  nur  an  die  desfallsigen  Anordnungen  des 
vommndsohaftfichen  Geridits  gebunden  sind**.  Daraus  folge,  ^dass  die  Mutter 


'  Ent?cliei(liniü;  des  liayerischen  VerwM'tnnp'^trenchtshnfes  vom  8.  Januar  1800. 
—        iiL'lich  der  „anderen^  Recbtsgebiete  vgl.  z.  B.  uaten,  S.  &0  (Bambergcr 

l^anurecbt). 

*  Zur  jSeit  der  Geburt  des  Kindes  war  die  Ehe  ongemiacht.   Doch  entstand 

durch  Confessionsweclisel  der  Mutter  fiiw  pemischto  V.ht',  mIs  daa  Kind  etwa  drei 
.Tahre  alt  war.  Der  Vnter  starb  im  Jalni-  1862.  E»  hätte  (leshalb  daa  für  die  reli- 
giöse Erziehung  der  Kinder  „in  gemischten  Ehen'*  erlassene  Patent  vom  9.  März  1854 
nebst  der  Undeeherrlleben  Verordnung  vom  7.  Oeiober  1857  In  diesem  Strelt&lle  cur 
Anwendung  kommen  sollen.  Doch  blieb  diese  Frage  unbeachtet.  Die  Entscheidung 
erging  auf  Grund  des  gemeinen  Kechts. 

'  Beschluss  des  Yormundschaftsgerichts  zu  Detmold  vom  30.  April  1864. 

*■  Die  Sage  hat  den  Yorfall  weiter  anigeschmacki.  Danach  verstand  es  die 
„fanatische*^  Mutter,  sich  dem  Kinde  jm  nähern  und  sich,  sowie  das  Kind,  mit  einem 
Seile  durch  das  Fenster  herunterzulassen;  beide  rtilchteten  iiiicli  Kelj^ien ,  wo  das 
Kind  in  einem  Kloster  untergebracht  und  gestorben  sein  soll.  In  Wahrheit  lebt 
Fräulein  Margarethe  von  X.  noeh  heute  bei  Ihrer  Mntter,  aber  nicht  in  Lippe-Detmold. 

*  In  dieser  Strafsache  erging  ein  Beehtsgntachten  der  JuristenfacaltU  au  Jena. 
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des  Pupillen  den  ihr  nach  ilcu  Ge^ietzen  allerdings  zustehenden  Auspruch 
auf  Torzu{;s\veise  Berücksichtigung  in  der  Wahl  des  Erziehen  keinenfalte 
gegen  den  erklärten  Willen  der  Vormilnder  durch  ejgenni&chtige  Zurüek- 
haltting  des  Pflegebefohlenen  durclizusotzon  berechtigt  ist,  ihr  ylelniehr  unter 

allen  Um^ttätiflen  mir  dio  Befu^rniss  zustnht  jenen  ihren  Anspruch  durch  ge- 
eignete Anträge  bei  dem  Vormundschattsgerichte  geltend  zu  mnchen,  welches 
alü  solches  nach  bestimmter  Uesetzosvorschrift '  allein  über  die  iiestimmuug 
des  Aufenthaltes  und  des  Erziehers  des  Mfindels  naeh  rorgängiger  Ber&thong 
mit  dessen  Vonnfindern  nnd  Angehdrigen  endgiltig  xa  entseheiden  hat.** 
Deshalb  unterblieb  eine  Prüfung  der  Frage,  ob  schon  durch  testamentarische 
Verfügung  der  ,Vnr;])i  uc]i  dor  Mutter  „auf  Mitwirkung  bei  der  Eriuehung  ihrer 
Tochter  Margaretha  ausge^t  hlosson  spi" 

In  Lübeck  entscheidet  die  dortige  Vormundschaftsbehörde  (das  Stadt- 
und  Landamt)  nadi  freiem  Ermessen,  mit  Rücksicht  auf  das  Wohl  des 
bevormundeten  Kindes,  über  die  Frage,  wem  die  Erziehung  und  damit  die 
Bestimmung  des  Religionsbekenntnisses  zu  überlassen  sei,  unter  thunlichster 
Uücksicbtnahmo  anf  die  Bestimmiinj^en  des  Vaters'.  Die  katliolisehc  Wittwo 
des  in  Tiul»eck  verstorbenen  lutlierischen  H.  übergab  üirc  beiden  hitiierisch 
getauften  Kinder ,  Conrad  (geboren  23.  October  1879)  und  Elise,  au  ihre 
Schwiegermutter,  die  lutherische  Wittwe  H.  in  Lflbeok,  in  Erziehung,  wäh- 
rend sie  selbst  zu  Berlin  bei  ihrer  verheirateten  Schwester  wohnte  und  in 
einem  Confectionsgeschäfte  arbeitete.  Im  September  1885  brachte  die  Mutter 
ihren  Sohn  Conrad  zu  iliren  eigenen  Eltern,  den  katholischen  Eheleuten  D. 
zu  Lübeck,  um  das  Kind  katholisch  zu  erziehen.  Auf  Antrag  der  väterlichen 
Grossrautter  wurde  der  Knabe  einstweilen  an  diese  Grossmutter  zurückgegeben. 
Das  Stadt-  und  Landamt  nahm  an,  dass  »die  UmSndarung  der  Religion'^  des 
MUndels  Conrad  nicht  gestattet  werden  könne,  und  kein  Grund  vorliege,  der 
aclittingswerthen  väterlichen  Grossrautter  den  Knaben  wefrzuiiehinen ,  zumal 
da  die  abwoscnde  Mutter  des  Kindes  ^es  an  Erfülhinjr  ihrer  Mutterpflichton 
habe  fehlen  lassen,  weshalb  ihrer  Anordnung  nicht  ohne  weiteres  Folge  zu 
geben  sei"  *,  Hierauf  stellte  die  Mutter  den  Antrag,  die  beiden  Kinder  ihren 
Eltern,  den  Eheleuten  D.,  zur  Erziehung  zu  überlassen.  Zur  niheren  Prttfong 
dieser  Angelegenheit  wurde  an  Stelle  des  Vormundes  D.  der  Kaufmann 
Kurl  K.  als  Iiiterimsvormund  bestellt.  Diesen-  nahm  Einblick  in  die  beiden 
Haushaltungen  und  gelangte  zu  der  Ueberzeugung,  dass  der  Knabe  bei  der 
väterlichen  Gro.ssmutter  besser  als  bei  den  mütterlichen  Grosscltern  auf- 
gehoben sei.  Dagegen  d&e  Yormund  K.  war  der  Meinung,  dass  „in  erster 
Linie  die  Mutter  des  Kindes  zu  bestimmen  habe,  wo  dasselbe  bleiben  solle", 


1  L.  1  pr.,  L.  6  D.  ttbi  pupillus  (27,  2);  L.  1  C.  ubi  pupiUi  (5,  49). 
^  Urtheil  des  Generalhofgerichts  zu  Detmold  vom  15.  November  1860. 

*  Die  lllbeck'eche  Vormundschaftsonlntinir  vom  11.  October  1820  bestiromt  in 
g  27 :  „Die  Pflege  der  Person  besteht  in  der  öorgc  tlir  die  körperliche  und  geistige 
EntwiekluDg  derPflegsbefoblenen,  damit  dleadben  durch  tine  auf  Religion  begrOndete, 
ihren  Fkhigkeitett,  Stande  uud  Vermögen  aDgemsssene  Enriehung  su  tugendhatten 
Menschen  und  brauchbaren  Bürgern  möglichst  ausgebildet  werden,  wobei  auf  Be- 
stimmungen dei'  verstorbeneu  Kltorn  thunlichst  Iltlckeicht  zu  nehmen  ist.^  Ea  be- 
stellt .jedoöh  Iceine  GrMetsesvorsehrlft  Itber  die  Frage,  ob  nach  dem  Tode  des  Vaters 
seine  Bestimmung  oder  die  Bestimmung  der  ttberlebendea  Mutter  Ar  die  Confeaston 
des  Kindes  massgebend  ht 

*  Boschluss  des  !Stadt>  uud  Landamtea  au  LUbeck  vom  2ö.  September  188d. 
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und  dass  danach  die  Kinder  den  (irosseltcrn  D.  (iberlat<sen  werden  niüssten. 
Das  Stadt-  und  Lainlatnt  «glaubte  der  Ausführung  des  Vormundes  M.  niclit 
beitreten  zu  können,  ^weil  die  Mutter  durch  ihr  t^aTizcs  oifreiip?!  Verhalten 
genügend  zu  erkennen  gegeben  habe,  dasä  sie  es  an  der  recliten  Erfüllung 
ihrer  Hutterpflichten  fehlen  lasse,  und  demzufolge  sich  selbst  der  Bestimmung, 
wo  ihr  Kind  Bein  solle,  begeben  habe'^.  Zagldeh  wurde  auf  die  von  beiden 
Vormündern  anerkannte  Achtbarkeit  der  Wittwe  H.  hingewiesen,  welche 
das  Kind  von  dor  eiirenen  Mutter  erhalten  liatte  und  in  geordneten  Familien- 
verhältnissen lebte.  Aus  diesen  Gründen  wurde  entschieden,  da«s  der  Knabe 
bei  seiner  väterlichen  Grossmutter,  Wittwe  H.,  bis  auf  weiteres  verbleiben  solle  *. 

Das  holstein'sche  Gesetz  vom  14.  Juli  1863  (§  10)  hat  die  gemein- 
rechtUche  Streitfrage  dahixi  gelöst,  dass  für  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  aus  gemischter  Ehe  die  Entscheidung  des  Yaters  auch 
nach  dessen  Tode  massgebend  bleibt;  dass  aber  die  Mutter  über  die 
Confession  der  Kinder  zu  bestimmen  hat,  wenn  der  Yator  ^n  storben 
ist,  ohne  eine  Bestiinmung  getroffen  zu  haben.  Ein  so  beschränktes 
Bestimmungsrecht  der  Mutter  wird  auch  in  der  Eechtslehre  nach  ge- 
meinem Kechtf'  bisweilen  vertheidigt  ^. 

Dag'o^^en  in  Elsms-Tjithnufien  ergibt  sieli  aus  den  allgemeinen  (Grund- 
sätzen von  Art,  20H  und  371 — 373  des  Code  civil  die  uuboMcliränkte 
Befuguiss  der  "Wittwe,  die  religiöse  Krziehune:  ihrer  Kiuder  zu  leiten 
und  deüigeniüss  die  Confession  derselben  zu  bestimmen  ^.  Denn  die 
Erziehung  Hegt  beiden  Eltern  ob.  Sobald  die  TÜterliche  Erziehung 
durch  den  Tod  des  Yaters  (oder  durch  Geisteskrankheit  etc.)  beendet 
wird,  tritt  das  Erziehungsrecht  und  die  Erziehungspflicht  der  Mutter 
in  Kraft.  Hieraus  folgt  für  Kinder  aus  einer  gemischten  Ehe  der 
Grundsatz,  dass  eine  Wittwe  ihre  Kinder  in  ihrem  eigenen  Religions- 
bekenntnisse erziehen  kann,  obwohl  dieselben  bis  zum  Tode  des  Vaters 
nach  seiner  Bestimmung  in  sniner  Confession  erzogen  wurden.  Die 
Bestimmung  des  Vaters  verliert  ihre  Wirksamkeit  mit  .seinem  Tode. 
Eine  b^tztwillige  Verfiigumr  dos  Vaters,  die  etwa  das  Bestimmungsrecht 
der  Mutter  beschränkeu  wollte,  würde  uugiltig  sein. 

In  den  Füllen  von  Art.  444  des  Code  civil  kann  der  -Üutter-Yor- 
münderin  die  Vormundschaft  entzogen  werden.  Diese  Vorschrift  findet 
anf  die  Erziehung  entsprechende  Anwendung.  (VgL  oben  S.  32,  35.) 
Die  Mutter  kann  daher,  wegen  schlechter  Auffährung  oder  Unfähigkeit 
Yon  der  Erziehung  ihrer  Kinder  ausgeschlossen  werdend  In  solchem 

*  Be«chluss  des  ÖUdt-  uod  Landamtes  zu  Lübeck  vom  13.  November  I8ö5. 

*  Vgl.  2.  B.:  Gönners  Archiv  fOr  OeMtsgebung,  Bd  HT  (1810),  S.  189; 
Gengier,  Deutsohes  Privatrecht,  §  159,  S.  577  der  3.  Annage  von  1876  (es  wrde, 
wann  der  Vater  „vor  getroffener  Bestinirninig"  sterbe,  ,,dtts  P'.nt^clicidiTTjgsrecht  auf 
dte  Mutter  dcvolvirt^) ;  %Vind8Clieid  an  der  oben  (S.  41)  angeiitlirten  Stelle. 

3  Vgl.  z.  B.  Anbry  und  Bau,  Conr  de  droit  etvll  fran<;^i8,  Bd.  VI,  §  560 
(4.  AuA.  1873) :  ^La  puissam»  paternelle  appwrtfent  jk  la  m^re  aussi  bien  qii**u 
p^re.  .  .  .  Ce  droit,  qui  est  en  m^me  tempa  pour  eux  iin  ilevoii  ,  les  antoriee  .  •  • 
ä  dätermlner  le  culte  dans  lequel  Us  [d.  i.  leurs  enfantoj  scront  Cleves. .  .  . 

*  Urthelle  des  Parioer  CMsatlonsbofee  vom  16.  Min  18M  und  27.  Januar  1879, 
Sirey  1864.  1.  166  und  1879.  1.  464;  Dnllos  1864.  1.  891  und  1879.  1.  m 
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Falle  verliert  sie  zugleich  das  Kecht,  die  Keligion  ihrer  Kinder  zu 
bestimmen. 

Gerichtliche  Streitigkeiten  über  das  mütterliche  Bestiinmungät-echt  sind 
im  Gtebiete  dee  rheimachen  Rechts  äiUBergt  eelten.  Unter  der  Herrschaft  zu- 
erst des  rSmiaehen,  dann  des  fransaeisdieii  Reehls  war  folgender  ganz  eigen- 

thümlicher  Fall  zu  entsdioiden.  Die  katholische  Franziska  Yangan  heirateto 
im  Alter  von  vierzehn  Jahren  einen  Friedensrichter  in  Bordeaux,  av\h<1o  von 
ihm  geschieden  nnd  heiratete  in  zweiter  Ehe  im  Jahre  ")  der  Kepiiblik 
den  jüdischen  ^V  echselmäkler  David  Delvaille.  Als  der  zweite  3Iiiim  am 
11.  Thermidor  des  Jahres  9  starb,  war  die  Wittwe  noch  minderjährig,  ob- 
wohl sie  ICntter  von  vier  Kindern  aus  zweiter  Ehe  war.  Der  Code,  wonach 
die  Mutter  ungeachtet  ihrer  Minderjährigkeit  gesotzliche  Yormünderin  ihrer 
Kinder  fi^eweseu  wäre'  und  kraft  der  elterlichen  Gewalt  die  EeliL'ion  ihrer 
Kinder  liütte  bestimmen  köiiiioii,  war  noch  nicht  verkündet.  Es  galt  römisches 
Recht ;  danach  wurde  angenommen ,  die  Jdutter  könne ,  solange  sie  minder- 
jährig sei,  die  yormnnctoehaft  Aber  ihre  Kinder  nicht  ausfiben*.  Deshalb 
wurde  der  jüdische  väterliche  Grossvater  zum  Vormunde  bestellt.  Nach  er- 
rei(  litor  Grossjährig^keit  nahm  die  Mutter  auf  Grund  des  inzwischen  in  Kraft 
^^etrt'tenen  Art.  :}!)()  des  Code  civil  die  ^gesetzliche  Vormundschaft  für  sich  in 
Ausprucli.  Der  väterliche  Grossvater  weigerte  sich,  die  Vormundschaft  niodor- 
zulegeu.  Er  behauptete,  die  Mutter  sei  unfähig  zur  Vormundschaft,  weil  sie 
der  katholisehen  Religion  angehSre,  während  die  Kinder  im  jfidisehen  Glauben 
ihres  Yatr  ;  -  i  zogen  werden  niusstcn.  Unter  den  vier  Kindern  befanden  sieh 
zwei  Knaben,  die  der  Vater  nach  jüdischem  Gesetze  hatte  beschneiden  lassen. 
Nach  dem  Tode  des  Vaters  waren  alle  vier  Kinder  auf  Wunsch  der  Mutter 
getauft  worden.  Der  Appellhof  zu  Bordeaux  nahm  an,  der  Streit  sei  nach 
den  Vorschriften  des  Code  zu  entscheiden;  danach  gebühre  der  Mutter  die 
Vormundschaft  fiber  ihre  Kinder;  auch  sei  die  ReligionsTerschiedenheit,  die 
zwischen  den  Eltern  bestand,  kein  Grund,  der  Mutter  Vormunds( haft  zu 
entziehen.  Es  waren  aber  noch  andere  Ausschlies.snng-s'rrnndp  f?eltend  ;^o- 
raacht.  Auch  fraj^te  es  sich,  ob  und  welche  Massregeln  über  die  Erzieluing 
der  Kinder  zu  tretfeu  seien.  Deshalb  wurde  die  Berathung  eines  Familien- 
rathes  angeordnet*. 

Das  Landgericht  zu  Oldenburg  erkannte  auf  Grand  des  gemeinen 
deutschen  Bechts  das  Recht  einer  Wittwe  an,  das  Reügionsbekenntniss 
ihrer  Kinder  zu  bestimmen  und  demgemass  die  Bestimmung  des  Vaters 
zu  ändern.  Eine  in  entgegengesetztem  Sinne  erlassene  Entscheidung 
des  dortigen  Amtsgerichts  wurde  aufgehoben^ 

»  Vgl.  Art.        und  442  Nr.  1  de*  Code  civil. 

«  Vgl.  NoveUa  118  cap.  6  mit  §  18  J.  de  exenaattonibns  (1,  95)  vnd  L.  ult  C. 

de  legit.  tut.  (5,  30). 

'  Urtheil  des  Appellhofes  zu  Bordeaux  vom  (?.  >rpssldor  des  Jahres  12  der 
Reiiubllk,  im  Journal  du  Palais,  Ud.  IV,  S.  576— Ö79  der  neuen  Ausgabe  (Bd.  VIII 
der  alten  Ausgabe);  bei  S Ire y,  Bd.  IV,  Abtb.  2,  B.  150,  und  In  der  Colleeüon  novo 
velle  von  Devilleneuve  und  Carette,  Bd.  I,  Abth.  2,  S.  201.  —  TJeber  diesen 
„merkwihdi-^en  Rechtsfoll"  findet  sich  eine  Abhandlung  in  Gönners  Arcliiv  f!\r 
Gesetzgebung,  Bd.  III  (1810),  S.  169—202.  —  Wie  der  Beschlusa  des  Familienrathes 
•und  die  aehliessUehe  EntschelduDg  ausfiel,  ist  nicht  bekannt.  Das  etwUinte  Urtheil 
rlcj<  Appellhofes  zu  Bordeaux  enthält  keinen  Anssproob  Uber  die  Frsge,  ob  die  Mutter 
die  Religion  der  Kinder  su  bestimmen  b«t. 
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Die  evangelische  Wittwe  dea  katholisdicMi  Arbeiters  und  Handclämannes 

O.  zu  Tweelbüke  gab  ihrem  Sohne  Johann  TIeinrir'li  0.  eine  evangelische  Kr- 
ziehung.  Der  Vormund  Khides  richtete  an  die  Obervormundschnftsl«  h"»rde, 
das  Amtsgericht  zu  Oldenburg,  den  Antrag,  „dass  der  Pupille  in  der  katho- 
lischen Religion  erzogen  werde**.  Der  Stroit  war  nach  gemeinem  deutschen 
Rechte  zu  entachdden*.  Die  Eheleute  O.  waren  in  Oldenburg  katholisch 
getraut  und  hatten  vor  der  Trauung  zu  Protokoll  des  katholischen  Pfarrers 
vom  1.  ]\rai  1874  das  Vci-s[)re('li(Mi  abi^c^'clicn,  ^dass  siimmtliohe  Kinder  ihrer 
demniiclist  einzu^t  licudm  ?jhe  in  der  kai holischcu  Kirche  er/ojjen  werden 
sollten'^.  Das  Kind  war  katholisch  geraiilt  worden.  Der  Vormund,  der  zu- 
gleich Pathe  des  Kindes  war,  erklärte,  sowohl  kurz  nach  der  Geburt  des 
Kindes,  als  auch  spater  habe  er  ^dem  Vater  das  feierliehe  Versprechen  ab- 
legen müssen,  für  den  Fall,  dass  dieser  früher  versterben  sollte,  für  Erziehung 
des  Kindes  in  der  l<atliolisi'lieii  Iveliij^ion  Sorge  zu  tras'en'*.  Aus  diesen  That- 
sachen  i'oigerte  das  Amtsirerieht,  der  verstorbene  Vater  iiabe  den  l)esttun?iren 
Willen  gehabt,  sein  Kind  katholisch  zu  erziehen,  da  für  die  Anuaiinie,  der 
Vater  sei  in  ^eeer  Frage  später  andern  Sinnes  geworden,  ron  der  Untter 
nichts  Torgebracht  wurde.  In  rechtlicher  Hinsicht  nahm  das  Ämtsgorieht  an, 
die  durch  den  Vater  getroffene  Bestimnumi:-  nnisse  durch  die  Mutter  befolgt 
werden.  Die  Ausübung  des  väterlichen  Rechts,  die  Religion  des  Kindes  zu 
bestimnieu,  „ist  eine  einmalige  Entscldiessung .  welche  für  das  ganze  Leben 
des  Kindes  entschoidond  zu  sein  pflegt.  Wenn  nun  der  Vater  bei  Lebzeiten 
eine  endgiltige  Entsch^dung  über  die  religiöse  Erziehung  des  Kindes  nach- 
weislieh getroffen  hat,  so  ist  die  Mutter  ungeachtet  des  mütterlichen  Erziehnngs- 
rechtes  bei  dem  reclitlieh  anerkannten  Uebergewieht  des  väterlichen  Willens 
offenbar  nicht  befufft,  die  diir'  l»  die  viii'  rll'  he  Kntscboidung  geschaffene  Lage 
aus  eigeiier  Mai  lit\ ollkoumieuiicil  abzuiludern.  es  müssten  denn  l)esondero 
Umstände  vorUegeu,  welche  es  wahrscheinlich  macheu,  dass  der  Vater  seinen 
Entschluss  geändert  habe  oder  später  geändert  haben  wfirde,  falls  er  noch 
am  lieben  ware*^.  iSolche  Umstände  lagen  nicht  vor.  Deshalb  erklärte  das 
Amtsgericht  den  Vormund  für  l>erechtigt,  den  Pflegebefohlenen  in  der  katho- 
liselien  Roligion  zu  erzieJicn  ^  Die  Mutter  lehrte  ^e;x*"n  diesen  Besehluss  in 
Genuissheit  von  Art.  9  des  üeset/.es  vom  10.  Apiii  l.sTO  (und  §  532  der  Civil- 
processorduung;  Beschwerde  ein  und  wurde  nachträglich  zur  Mihrormfiuderiu 
ihres  Sohnes  bestellt.  Das  Landgericht  entschied:  ^Die  Beschwerde  ist  be> 
grflndet;  die  Beschwerdeffthrerin  hat  allein  das  Rec]it ,  den  Pflegebefohlenen 
y.u  erziehen  und  zu  bestimmen,  in  welcher  Rcllgiüu  derselbe  erzogen  worden 
soll"  .  ;mis  fol^renden  (Jründen.  .,Die  Verf'üi;un^-  des  AmtHgerichts,  das8  dem 
A'orinuiide  das  Re«dit  zustehe,  den  PÜegebelohlenen  in  der  katholischen  Re- 
ligion zu  erziehen,  ist  zunächst  insoweit  unrichtig,  als  sie  dem  Vormunde 
daa  Recht  zusprichtf  das  Kind  in  der  katholischen  Religion  zu  erziehen ;  denn 
nach  dem  Tode  des  Vaters  hat  die  noch  nicht  zur  andern  Ehe  geschrittene 
Mutter  als  solche  das  Pici  ht  der  birziehung  und  damit  auch  das  Recht  der 
Erzielmng  in  der  Religion.  Es  fragt  sich  aher.  ob  die  Mutter  verpflichtet 
ist,  das  Kind  in  der  Religion  des  Vaters,  der  katholi.stdien ,  zu  erziehen." 
Diese  Frage  verneinte  das  Landgericht.  »Es  ist  nach  gemeinem  Rechte  ohne 
Zweifel,  dass  die  Mutter,  solange  sie  nicht  zur  zweiten  Ehe  schreitet,  allein 


«  Vgl.  oben  B.  39. 

*  Beachluss  des  Amtsgetiehta  au  Oldenbnig  vom  11.  Mai  1886. 
Sebnldt,  GonleMloii  der  Kinder. 
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das  Erziehungsrccht  Iiat.  Beim  Mangel  entgegenstehender  ausdrücklicher 
partikularrechtlicher  Bestiinirmngen  steht  dem  Tiohon  der  Mutter  etwa  be- 
stellten Vormunde,  solange  die  Mutter  nicht  wieder  heiratet,  nur  ein  Auf- 
eichtsrecht  über  die  Erziehung  dei:  Mutter  zu.  Kraft  seines  Aufsichtsrechts, 
insbesondere  seiner  Flicht,  darauf  zu  teilten,  dass  da«  Sud  Religionsttnter« 
rieht  —  jedoeh  nicht  den  Ton  ihm  bestimmten  —  erhalte ,  mag  der  lAitTor'- 
mnnd,  uii  1  ■  iTt  iliros  Olieraufsichtsröclits  mag  die  Obervormundsehaft  befugt 
sein,  beim  ]\1  issbrauch  des  Erziehungsrechts  der  Mtitter  in  ilas.sellje  ein- 
schränkend und  selbst  aufhebend  einzugreifen.  Aber  die  vom  Vormund  geltend 
gemachten  Gründe  berechtigen  nicht  zur  Annahme  des  Missbrauchs  des  müt- 
terlidien  Erziehungsrechts. "  '  Die  in  dieser  EDtscheidung  des  Landgeridiies 
zu  Oldenburg  entwickelten  Ghrundsätze  dürfen  als  die  in  Oldenburg  hemehen- 
den  angesehen  werden.  Dem  Vernehmen  nach  besteht  bei  den  dortigen 
Amtsgerichten  und  in  der  BovfUkcrunf^  die  Rcchtsan<'icht .  dass  eine  Wittwe 
niclit  iTohindert  werden  kann,  die  Coufession  ihrer  Kinder  zu  bestimmen. 
Streitigkeiten  pflegen  darüber  nicht  vorzukommen.  Erst  durch  die  der  herr- 
sohen^ten  Bechtmnneht  entgegengesetzte  Auf&ssnng  des  Amtsgerichtes  zu 
Oldenburg  wurde  ä&r  erwähnte  Rechtsstreit  yeranlasst. 

Im  Gebiete  des  Bamberger  Landreeihts  geht  das  Erziehnngsrecht 
und  überhaupt  die  elterliche  Gewalt  nach  dem  Tode  des  Yaters  „voll 
und  unbeschränkt  auf  die  uberlebende  Mutter  über".  Daher  wird  die 
Confession  der  Kinder  aus  einer  ungemischten  Elie  durch  die  Wittwe 
bestimmt. 

Die  noch  schulpHiclitige  Katharina  Schuhniann ,  eine  Tochter  i)rorestaii- 
tischer  Eltern  zu  Hollfeld,  im  Gebiete  des  Banibergor  Landreclits ,  drückte 
nach  dem  Tode  ihres  Vaters  den  Wunsch  aus,  in  die  katholische  Kirche  auf- 
genommen zu  werden ;  und  ihre  Mutter  erklarte  bei  dem  katholischen  Pfarr- 
arate  ^ihre  volle  Einwilligung*'  zur  Aufnahme  ihrer  Tochter  Katharina  in 
die  katholische  Kirche.  Da^^  protestantische  Pfarramt  zu  Wonsees  behauptete 
daf^ei^en,  das»  Kind  müsse  in  der  protestantischen  Confession  der  Eltern  er- 
zogen werden ,  weil  es  nach  §  6  der  zweiten  Verfassuugsbeilage  den  Glauben 
noch  nicht  wechseln  konnte.  Der  Yerwaltungsgerichtshöf  nahm  an,  für  diesen 
Streit  seien  „lediglich  die  civilrechtlichen  Grundsätze  und  Vorscliriften  Über 
das  elterliche  Erziehungsrecht  mass^rebeiul" .  da  die  Katharina  St  liuhmann 
„die  eheliche  Tochter  von  Eltern  gleichen  Glaubensbekenntnisses'*  war.  Da- 
nach unterlag  es  ^keinem  Zweifel,  dass  die  Wittwe  Schuhmann  nach  dem 
Tode  ihres  Ehemannes  rechtlich  befugt  war,  über  die  confessionelle  Erziehung 
ihrer  Tochter  Katharina  überhaupt  und  insbesondere  auch  über  deren  Er- 
ziehung in  einem  anderen  Glaubensbekenntnisse,  als  jenem  ihrer  Eltom,  bei 
Mangel  eines  dcsf.alls  entgegenstehenden  civil-  und  stnatsrochtliclien  Zwangs- 
vorl)otes,  J^estimmimg  /u  treffen".  Von  dieser  Berechtigung  hatte  die  Mutter 
Grobrauch  gemacht.  Daher  war  ihrem  Willen  gemäss  die  Tochter  katholisch 
zu  erziehen*. 


1  Beschlnss  des  Landgerfebts  zu  Oldenburg  vom  13.  Oetober  1886.  Eine 
weitere  Beschwerde,  an  das  Oberlandesgarioht,  ist  nach  Art.  9  und  10,  §  1,  des 
Sethes  vom  10.  April  1870  tinstattlmft. 

*  Entscheidung  des  bayerischen  Vcrwalkungsgerichtshofes ,  vom  13.  Mai  1887, 
Sammlung,  Bd.  IX,  Nr.  Sl,  S.  129— ISI.  Ebenso  weit  geht  das  Recht  der  Mutter 
nadi  mehreren  anderen  bayerisöhen  Statniarreohten.  Ygl.  BIttter  fUr  adminbtntive 
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Ebenso  wurde  in  Württemberg  entschieden,  die  katbolisohe  Wiitwe 
eines  katholisehen  Mauues  köune  nicht  gehindert  werden«  ihre  Kinder 
evangelisch  zu  erziehen,  da  bei  ungemischten  Ehen  das  elterliche  Er- 
zlehungareoht  nach  dem  Tode  des  einen  parens  dem  andern  nngetheilt 
zustehe  K 

In  Sachsen- H^f'imar^  und  in  h'eus-s  ölterer  IJnir^  steht  der  Muttor 
nach  dem  Tode  des  Vaters  die  volle  elterliche  (jewalt  m.  !^;ir;ius 
ergibt  sich  ilir  selbständiges  Recht,  auch  das  Jicligiuusbükenutmss  der 
Kinder  zu  bestinmieü.  Dort  ist  also  die  geuieiurechtliclie  Streitfrage 
durch  Gesetz  entschieden.  Doch  gilt  der  bezeichnete  Grundsatz  in 
Sachsen-Weimar  nur  f&r  Kinder  aus  ungemischten  Ehen,  wahrend  für 
Kinder  aus  gemischten  Ehen  Ausnahmeyorschriften  bestehen. 

In  Hamburg  wird  die  Erziehung  der  Kinder  nach  dem  Tode  des 
Vaters  „der  Mutter,  selbst  wrim  sie  zur  zweiten  Ehe  geschritten  ist, 
vorzugsweise  überlassen''.  Doch  müssen  die  Yormünder  „bei  übler 
Behandhmg  oder  Vernachlnssicfunc:  d(>r  Kinder,  wenn  ihre  Vorstellungen 
erfolglos  bleiben,  die  Sache  der  Behörde  anzeigen'"  \  Nach  der  Ham- 


Praxis,  Bd.  XXXV,  S.  372.  Dagegen  nach  teyeriichem  Landreoht  wild  daa  Oegm- 
theil  angenommen.    Vgl.  olion  R  44.  45. 

*  Ministcrialcrlass  vom  21.  August  1843  tmd  Circularnote  dea  Consistoriums 
vom  20.DMemlier  1844,  bei  Sflaklnd  und  Werner,  Rep«torium  der  evangdlaehen 
Kirchengesptze ,  Bd.  TT  (unter  Erzlehtingsreligion) ,  S.  52,  53.  Dagegen  lirliunptet 
Lang,  Personen-,  Familieri-  und  VormtnirlschaftBrerht .  ^  78,  S.  r)03,  die  Wittwe 
habe  «ttur  iu  Oomeiuschaft  mit  dem  Vormunde*^  das  Kecht,  ihre  Kinder  zu  erziehen, 
ebwobl  naoli  seiner  Meinuag  die  elterlielie  Gewalt  ^anf  die  Mutter  allein  flbe^ht*^. 
Dies  wird  daliin  zu  veratehen  Min,  daaa  zwar  im  allgemeinen  die  elterliche  Gewalt 
,,auf  die  Mutter  allefti  übergeht",  dass  iodocli  dio  Erziehungagewalt  ^nr  in  Ge- 
meinschaft mit  dem  Vormunde^  ausgeübt  werden  kann. 

*  Geaeta  vom  37.  Min  1878,  §  1.  Vgl.  darttber  nnten,  Abadmitt  IX. 

3  Verordnung  vom  2.  Juli  1864,  über  lievormundung  Minderjähriger  (Gesetz- 
sammlung des  Ftirstenthums  Reiiss  ;Uti'r«'r  Linie.  18(54.  S.  120,  Nr.  19),  ?  2.  Satz  1: 
^Wittwen  treten  rücksichtlich  minderjähriger,  mit  dem  verstorbenen  Manne  erzeugter 
Kinder  in  die  mit  der  vaterliehen  Gewalt  dea  Veratorbenen  verbundenen  Reohte 
und  Pflichten."  Eine  Bevormundung  tritt  gemäss  §  1  erst  nach  dem  Tode  betdw 
Eltern  ein.  Nach  §  4,  unter  b.  ist  »  in  hcsonderer  Vormund  zu  l)R8tellen,  „wenn 
der  Überlebende  Ehegatte  zu  einer  auderwciteu  Heirat  schreitet^.  Hier  wird  zwi« 
sehen  dem  Vater  und  der  Mutter  nicht  untersidiiedea.  Ea  ist  aniunebhien,  daaa 
die  Mutter  cbenao  wenig  wie  der  Vater  dnreb  Wiederverheiratnng  daa  Eniefanng^ 
recht  verliert. 

*  Die  Hamburger  Vormundschaftsorduuug  bestimmt  in  Art.  22,  der  durch  das 
Oeaeti  vom  14.  Deeember  1868  (Hamburger  Gesetsaammlnng,  1883,  8.  126)  aufrecht 
erhalten  wurde:  „Vormünder  sind  verj^iehtet,  ihre  Mttndd  möglichst  zu  gotteafllroh- 

tigcn ,  gosundon  und  brauchbaren  Menschen  zu  erziehen.  Bei  der  Erziehung  sind 
Stand,  Vermögen  und  Fähigkeiten  zu  berücksichtigen.  Diu  Behörde  ist  jederzeit  be- 
rechtigt, sieh  naeh  der  Verpflegung  und  Efsiehung  der  Mttnd^  an  erkundigen,  und 
nseb  Umständen  eine  Untersuobiing  desbalb  ansnstencn.  Alle  Schullehrer  sind  ver- 
bunden, ihr  xVuskunft  zu  geben,  wenn  «ic  -  i  vorlarigt  Uebrigens  wird  die  Erziehung 
der  Kinder  in  der  Kegel  nicht  ntir  dem  Vater,  sondern  auch  der  Mutter,  selbst  weiui 
sie  ztir  zweiten  Ehe  gescbritlni  lati  vonrogsweiae  ttberlaosoi.  Dodi  baben  die  Vor- 
mttnder,  und  swsr  such  dann,  wenn  eine  Kinkindsohaft  geaiddosseD  worden,  ihr 
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burger  TormandschaftsordEiing  sollen  die  Kinder  ^gut  erzogen  und 
zur  Schule  und  Kirche  gehalten  werden**.  Die  Kinder  sind  ^zu 
gottesf&rohtigen ,  «gesunden  und  brauchbaren  Menschen  zu  erziehen". 
Das  Geeetz  ertheilt  der  Vormundschaftsbehörde  nicht  die  Auff^abo, 
darüber  zu  wachen,  dass  die  Kindor  in  der  Confossinn  des  vfrstorbenen 
Vaters  erzogen  worden  Dio  Yormundschaftsbehörde  kann  ailei  dinixs 
die  cliristüplie  Erziehung  christlicher  Kinder  überwachen*.  Allein 
"(•ogCTiiiner  einer  christliehen  Mutter,  die  in  ihrem  eigenen  Reliijinns- 
bekenntnisse  ihro  Kinder  gut  erzieht  und  sie  zur  Schule  und  Kirche 
ordnungsmässig  anhält,  hat  die  Hamburger  Yormundschaftsbehörde 
das  mfitterliohe  Emehungsreeht  nicht  zu  beschränken,  selbst  wenn  der 
Terstorbene  Vater  einem  andern  christliehen  Beligionsbekenntnisse  an* 
gehörte.  Streitigkeiten  hierüber  gelangen  selten  zur  Entscheidung  der 
Hamburger  VormundschaftHhchörde. 

Ein  einziger  Fall,  der  die  Richtung  der  Keclitsprcehung  erkennen  ISsst, 
kann  hier  anfjffnhrt  werden.  Die  luthorisrho  \Vittwe  des  obcnfnlh  IntliPrischen 
W.  zu  Hamburg  hatte  ihren  ältesten,  lutherisch  getfiutten  Sdiiii  durch  einen 
reformirien  Prediger  eonfirmiren  lassen.  Die  Vormuudschaftübehörde  machte 
den  Yormündeni  bemerklich,  sie  hätten  dem  Yorhaben  der  Mutter  wider- 
sprechen und  bei  Erfolglosigkeit  ihres  Widerspruchs  die  Yormundsehafts- 
bohörde  vor?  dfr  Absiebt  tlr-i-  Mutter  benachriehtiq't^ii  sollen :  baupt<<ricblioh 
wurde  dies  im  Hinblick  auf  die  demnäcbstige  Coiitirtiiarioii  dor  jiiiii^'oren 
Kinder  den  Vormündern  bemerkt'.  Dieser  Beschluss  wurde  in  Gemiissheit 
von  Art.  106  der  Yormundsehaftsordnung  vom  14.  Decemher  1863  durch  die 
Yormünder  mit  Beschwerde  angefochten  und  durch  das  Oberlandesgericht 
aus  folgenden  Gründen  aufgeliobon.  Die  Bestimmung  über  die  religiöse  Er- 
aehuncf  steht  demjenigen  zu,  dor  über  die  Er/irlmng  überhaupt  zu  nntsclioi- 
den  liat,  also  nach  Art.  22  der  Vormuiidscliaftsordnung  vorzucfsweise  der 
Mutter,  isach  Wortlaut  und  Sinn  dieses  Artikels  haben  die  Yormünder  gegen 
die  Brsiehnng  der  Uutt»  nur  dann  einznsdirdfen,  wenn  die  Kinder  ver- 
nachlaBsigt,  übel  behandelt,  schlecht  erzogen  oder  nicht  zur  Kirche  und  Schule 
gehalten  werden.  Das  Gesetz  schreibt  lucht  vor ,  dass  die  Kinder  in  der 
Lebro  derjpni£;"pn  cbristliohon  Kirr'ben'remoiTiNr  haft,  durch  deren  Geistliche 
sie  getauft  sind,  erzogen  werden  müssten.   Zudem  wird  bei  der  ConürmatiuD 


Aagcum(Tk  darauf  /.u  richten,  dass  die  Kiiidoi-  gut  erzogen  und  zur  Ivirclic  und 
Schule  gehalten  werden.  Bei  flller  Behandlang  oder  Vernachlässigung  der  Ivindor 
mttMen  sie,  wenn  Ihre  Yorstelliingen  eifolglos  bleiben,  die  Sache  der  BehSrde  an- 
zeigen." Nach  Art.  7  hat  dif>  MutfrM-.  nSchst  dem  Vater,  „vor  allen  anderen  Vcr- 
wantlten  das  nächste  Anrecht  zur  Vormundschaft  über  ihre  Kinder"'.  Will  sie  „die 
Vormundschaft  nicht  übcruehmeu,  oder  hält  die  Behörde  sie  aus  erheblichen  Gründen 
an  dmelheo  nntttehtig,  so  wird  fDr  eine  anderweitige  Bevomrandvng  gesorgt**. 

*  Die  besonderen  Gesrtzrsvnr^clirifton  dnr  provisorischen  Verordnung  vom 
24.  Octoi>er  1851,  §  6,  für  Khea  Kwischea  Christen  und  Juden,  sind  für  aufgehobcu 
zu  erachten.    Vgl.  oben  S.  29. 

*  In  swet  FMlen,  In  denen  eine  diristllehs  Mutter  eine  zweite  Ehe  mit  einem 
Juden  einging,  bestellte  ä\e  VormTiiidschnffBliehörde  zu  Hamburg  besondere  Pfleger 
(,,Vormfinder  ad  hoc")  mit  dcni  Anttraj^e.  darauf  zu  achten,  dass  die  Kinder  in  der 
christlichen  Religion  weiter  erzogen  würden. 

'  Bescblnss  der  Yorninndschaftshehörde  nn  Hamburg  yom  86.  Oelobcr  1861. 
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«owoM  in  der  lutherischen  als  in  dor  reformirteri  Kin  lic  da«*  upostolisclie 
<j laubt'nfiUekenntiii:?»  abgelegt;  und  beide  Kirchengemeinsehafteii  geliören  zu 
den  Augsburger  Confessiüusverwandteu ,  so  dass  uiu  Confessionswcchscl  uichfc 
Tortiegt,  wenn  ein  latherisch  getauftes  Kind  durch  einen  reformirten  Prediger 
eonfimiirt  wird.  Auch  wfirde  es  den  in  Hamburg  bestehenden  „einträchdgen 
Oesinnunjj-en  der  beiden  evangelischen  Kirchengemeinseliaften  gegeneinander 
Abbruch  thun,  wenn  die  Muttor  von  den  Vormündern  oder  gar  vnn  der  Be- 
hörde in  der  hier  in  Kede  stehenden  Beziehung  in  ihren  Entachliiiiseu  über 
die  Erziehung  ihrer  Kinder  beschränkt  wärde*^  *. 

In  Tielen  Gebieten  dnd  gerichtliche  Streitigkeiten  über  die  reli- 
giöse Erziehung  der  Kinder,  namentlich  aach  der  Kinder  aus  gemischten 
Ehen,  gfinzlich  unbekannt.  Dies  sind  namentlich  die  Gebiete  von  Hohen- 
zollern,  Lauenburg,  Sachsen-Meiningen,  Sachsen- Alteuburg ,  Sachsen- 
Koburg,  Anhalt,  Schwarzburg-Eudolatadt,  Schwarzburg-Sondcrshausen, 
lieusB  jüngerer  linie  und  Schaumburg-Lippe.  Schwerlich  liabcn  dort  dio 
Wittwen,  die  in  j^emischter  Ehe  lebten,  in  allen  rällcn  die  (lewulinhcit, 
ihreXindiT  itn  Keli^iüLisbpkeuntnisse  des  Yatt  rs  zu  erziehen.  Daher  führt 
der  Mangel  an  Stn  iti<^lveiren  über  das  Bestimmungsrecht  der  Wittwe 
(die  zwischen  der  Wittwe  und  dem  N Orniundi»  entsttdieu  könnten)  zu 
•ler  Yermulhuug,  dass  in  dun  bezeichneten  Itechtögebieten  den  Wittwun 
thatsachlich  das  Hecht  zugestanden  wird,  die  Confession  ihrer  Kinder 
zu  bestimmen.  Wie  dem  aber  auch  sein  mag,  jedenfalls  erhellt  aus 
dem  vorstehenden  Berichte,  dass  die  bezeichnete  Bechtsfrage  im  ge- 
jneinen  deutschen  Bechte  streitig  ist. 

Hat  eine  Wittwe  die  unbeschränkte  Gewalt,  die  Confession  ihrer 
Kinder  zu  bestimmen,  so  verliert  sie  dies  Hecht  ni«  lit  dadurch,  dass  sie 
selbst  ihr  Glaubensbekenntniss  ändert.  In  AnerkonnunL'^  dieses 
Grundsatzes  wurde  entschieden,  dass  die  Wittwe  des  jüdischen  Metzger? 
W.  kraft  ihrer  Erziehun[r«,2ewalt  , vollkommen  befugt  war,  bei  ihrem 
Uebertritte  von  der  niosaischen  zur  katholischen  Holigion  auch  ihre 
minderjährigen  Kinder  taufen  und  in  die  katholische  Kirche  aufnelmieu 
zu  lassen''  ^. 

ÜTach  römischem  Hechte  konnte  eine  Wittwe  verlangen,  dass  ihr 
die  Erziehung  ihrer  Kinder  überlassen  wurde;  doch  verlor  sie  das 
Erziehungsrecht  durch  Eingehung  einer  neuen  Elie*.  Nach 
diesen  Grundsätzen  des  romiacheu  Keehts  wird  zuweilen  behauptet,  das 
Erziehungsrecht  der  Mutter  erlösche  mit  ilirer  Wiederverheiratung*. 
Indessen  dürfte  für  das  gemeine  deutsche  Becht  die  Meinung  den 


*  Beschluss  ilcs  hanseatischen  überlandesgericlits  vom  12.  Dccembei  1881. 

•  BajeriBche  Miuisterialentächließsuug  vom  IT.  April  1802,  hvi  G.  Dölliuger 
(v.  8t ran 88),  Bd.  XXIII,  S.  21. 

»  L.  1  und  L.  6  D.  ubl  pwpiUu8  (27,  2);  L.  1  und  L.  2  C.  uM  pupÜtt  (6,  49); 
Nov.  22  cap.  38. 

♦  Z.  B.:  Archiv  für  piaktischc  Itechtswisseuächalt,  Bd.  VI,  S.  71}  Urtheil  des 
olwnteii  Liiid«Bgericbta  zn  Manchen  vom  9.  Mai  1816,  Blfttter  für  Recbtoauwendung, 
Bd.  XLI,  8.  288.  In  diesem  Urtheile  wurde  angenommen,  die  Mutter  verliere  das 
Bniehungarecht,  aofern  es  ihr  nicht  ausnabmsweiae  belassen  werde. 
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TorzTic^  vorclioneu,  dass  jene  Strafe  der  zweiten  Ehe  nicht  mehr  gilt, 
sondern  die  ^luttor  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Erziehung  auch  dann 
behält,  wenn  sie  zu  einer  zweiten  Ehe  schreitet  ^  Dann  kann  sie  die 
Confession  ihrer  Kinder  nach  wie  Tor  bestimmen. 

d)  Recht  iiud  i'tiicUt  des  Voruiimdes  nach  ihm  To<Ie  der  Eltern. 

Wäre  eine  AVittwo  verpflichtet,  ihre  Kinder  in  der  Confession  des 
Vaters  (oder  nach  dessen  BestimnniTin')  zu  erziehen,  so  müsste  die 
gleiche  Verpflichtung  nach  dem  Tode  heiiier  Eltern  für  den  Vormund 
an<!:enonunen  werden,  da  die  Erziehungsgewalt  des  Vormundes  nicht 
■weiter  geht  als  die  der  Mutter.  Erst  unter  Voraussetzung  der  oben 
vertheidigten  Ansieht,  dass  der  Mutter  ein  selbständiges  Bestimmungs- 
reoht  zusieht,  fragt  es  sieb  weiter,  ob  dies  elterliche  Beeht  nach  dem 
Tode  beider  Eltern  auf  den  Tormund  fibergeht. 

Nach  den  Qrundaatzen  des  römischen  Beohts,  fiber  die  Befugnisse 
des  Prätors  in  Vormundschaftssachen  ^,  steht  nicht  dem  Vormunde,  son- 
dern der  obervormundschaftlichen  Behörde  die  Entscheidung  über  die 
Erziehung  der  bevormundeten  Kinder  zu^.  Daraus  könnte  gefolgert 
werden,  dass  die  obervormnnrlschaffliche  Behörde  auch  darüber  Be- 
stimmung zu  trt'ffen  ha))e,  in  welchem  Keligionsbekenntnisse  die  Kinder 
erzogen  werden  sollen.  Allein  es  ist  zweifelhaft,  ob  und  inwieweit 
die  Grundsätze  des  rüaiibciien  Rechts  in  diesen  Fragen  in  Deutschland 
gemeinreclitlichc  Anerkennung  gefunden  haben. 

In  ElsasS'Lotbringen  hal  der  Vormund  gemäss  Art.  450  des  Code 
civil  die  Erziehung  der  Waisenkinder  zu  leiten,  also  auch  die  Con- 
fession derselben  zu  bestimmend  Doch  kann  darüber  eine  Entscheidung 
des  Familienrathes  herbeigeführt  werden.  Eine  Anfechtung  des  Fa- 
mihenrathsbeschlusses  konnte  im  Wege  der  Klage  geschehen,  an  deren 
Stelle  seit  dem  1.  October  1870  die  Beschwerde  getreten  ist. 

Derartige  Streitigkeiten  kommen  auffallend  selten  vor.  Nur  aus  fran- 
zösischer Zeit  können  zwei  Rechtsfälle  niitgetheilt  werdnn  \  FJn  katholischer 
Beamter,  Namens  D.,  verheiratete  sich  zu  Strassburg  im  Jahre  1838  mit 


*  Vgl.  T.  B.  Gerber,  Deutsches  Privatredit.  §  211.  S.  Ü60  (11.  Aufl.). 
»  L.  1  §  1  D.  ubi  pupillus  (27,  2)  j  L.  1  0.  ubi  pupilli  (ö,  49). 

*  Vgl.  SS.  B.:  Burehardl  Im  Areblv  fUr  eivilisttoche  Pnocia,  Bd.  Vm,  8.  188, 
189;  Archiv  für  praktische  RechtBWisscnachaft ,  Bd.  VI,  S.  71,  72;  Erkcnntniss  des 
obersten  Grrichtshofcs  für  Bayern  vom  9.  Januar  1871,  in  SeuffertB  Archiv, 
Bd.  XXXI,  Nr.  243,  S.  311. 

*  VgL  Aubry  und  Ran,  g  III,  Bd.  I,  S.  433,  484  (4.  Aufl.):  „Le  tuteur 
ne  jonit  pas,  cn  ce  qui  concerne  le  gouverucment  de  In  pcrsoiinc  du  mineur,  d'uii 
pouvolr  exolusif;  11  est,  k  cet  ^gard,  soumis  an  controlt-  du  conseil  de  famillt-, 
qui  est  autoris^  h  lui  traccr  des  instructions  sur  le  mode  d'öducation,  sans  pouvolr 
oependani  s'^urter,  en  ce  qul  eoneeme  la  reltgion  dans  laquelle  le  pupille  doit  dtre 
ölev6,  de  la  volontd  manlfaeMe  par  le  donücr  mourant  des  p^sre  et  möre.'* 

^  Neuere  Entscheidungen  sind  in  den  drei  grossen  Urtheilsaammliingen  (Sirey^ 
Dalloz,  Journal  du  Palais)  nicht  zu  Anden 
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einer  Protestantin.  Er  wurde  nach  Algier  versetzt.  Daselbst  wurde  in  dieser 
gemiBohten  Ehe  ein  Sohn  geboren  und  in  der  katholtBchen  Kirehe  getauft 
Der  Vater  starb  im  Jahre  1843.  Darauf  kehrte  die  Mutter  mit  ihrem  Sohne 

nach  Strassbaiii:  zurück.  Im  Jahre  1858,  als  der  Sohn  14  Jalire  alt  war, 
erkrankte  die  Muttor.  Sie  brachte  ihren  Sohn  bei  einem  (»vnnf2;eHs(  hon  ((«'ist- 
lichen unter  und  be;4ab  sich  selbst  in  da^  Krankenhaus  der  prot«  staiitiselicn 
grauen  Schwestern.  Dort  starb  sie  mit  Ilinterlassung  eine»  Testaments,  worin 
de  ihren  protestantischen  Schwager  (Ehemann  ihrer  Schwester)  «im  Vor- 
munde ernannte  und  den  Wunsc}i  aussprach,  ihr  Sohn  möge  in  Strassburg 
erlogen  werden  und  daselbst  den  [Religionsunterricht  von  einem  französischen 
protestantischen  Pastor  erhalten.  Denigemäss  liess  der  Vormund  dm  Waisen- 
kind in  Pension  zu  Strassburg.  Der  katholische  Nebeuvormund  (Bruder  des 
Vaters)  beantragte  eine  Entscheidung  des  Familienrathes.  Dieselbe  fiel  daliin 
aoSf  dass  der  Knabe  im  Lyceum  der  Stadt  Bourg,  wo  der  Nebenvormund 
wohnte,  untergebracht  werden  solle.  Eine  Klage  des  Vormundes  gegen  diese 
Entscheidung  wurde  abgewiesen.  Das  Gerielit  nahm  an,  die  Unterbrlngnng 
des  Knaben  in  Bourg  sei  für  sein  weiteres  F  ortkommen  vortheilhafter ,  als 
sein  Verbleiben  in  Strassburg.  Auch  entspreelie  die  katholische  Erziehung 
dem  Willen  des  Vaters.  Demgegenüber  sei  auf  das  ,in  extremis*  errichtete 
Testament  der  Mutter,  wonach  das  Kind  protestantisch  ersogen  werden  sollte, 
kein  entscheidendes  Gewicht  zu  legen  \ 

Im  anderen  Falle  hatte  der  Vater  die  .Muttm-  überlebt.  D^'r  Schrift- 
steller Baquol  nnd  de.ssen  l^hefrau  zu  Strassburg  waren  jüdisrh(Mi  (üaubens 
und  hatten  fünf  Kinder,  die  in  den  Jaiiren  1842  bis  1851  geboren  waren. 
Der  Vater  liess  sich  am  Weihnaehtsfeste  des  Jahres  1854  durch  einen  Geist- 
liclMn  des  Augsburger  Bekenntnisses  taufen.  Die  Mutter  starb  im  Jahre  1855. 
Die  Kinder  erhielten  durch  Geistliche  des  Augsburger  Bokenntnis.sos  Religions- 
unterricht, wurden  aber  noch  nicht  getauft.  Erst  kurze  Zeit  vor  dem  Tode 
drückte  der  Vater  die  Absicht  aus,  bei  nelegenheit  einer  zweiten  Klie,  ibe 
er  schliessen  wollte,  seine  Kinder  taufen  zu  lassen.  Seine  zweite  Ehelrau 
soUte  Patiiin  ihrer  Stiefkinder  werden.  Am  1.  September  1856,  im  Kranken^ 
hause  der  Diakonissen,  wurde  er  gefragt,  ob  seine  Kinder  getauft  werden 
sollten.  Er  antwortete:  „Natürlich".  Hierauf  erfolgte  die  Taufe  der  fünf 
Kinder  nn  seinem  Siterbebette,  einijje  Stunden  vor  «einem  Tode.  Die  Kinder 
erhielten  einen  jvidischcn  Vormund  und  einen  christlichen  Nebenvormund, 
Der  Vormund  brachte  die  Kinder  bei  dem  Eabbiner  und  bei  anderen  Israeliten 
unter  und  nSthigte  die  ältesten  Kinder,  die  Synagoge  m  besuchen.  Der 
Nebenvormund  behauptete,  die  Kinder  müssten  christlich,  im  Augsburger  Be- 
kenntnisse, er/ogen  werden,  da  sie  naeh  dein  Willen  <b  s  Vaters  getauft  wor- 
den seien.   Der  Eaiuilieurath  ordnete  nüt  vier  gegen  drei  Stimmen  die  jüdische 


*  Urtheil  des  Civiltrihniials  z\i  Strnssbur«?  vom  3.  Jaimar  1SÖ4.  in  dvu  Arreta 
«t  däcislons  de  la  Cour  Imperiale  de  Colmar  et  des  tribunaux  du  ressurt,  aiuiee  löi>3, 
p.269 — ^376.  Die Banptstelle  der Orttnde  lautet:  „.  ..qv«  ce  n'est  qu'au  inipris  de  la 
Tolonte  pAtetnelle  .  .  .  quo  la  märe  a  teutä  de  changer  la  croyaiice  du  mineur;  que, 
dans  ce  conflit,  il  n'y  a  pnint  de  motif  pour  detruirc  cf  qn*a  fait  le  p6re,  dont  la 
volonte  ävidemment  remportc.^^  Diese  Rechtsaasicbt  dürfte  dem  bcstehendeu  Landea- 
rechte  nicht  entopreohen.  Hatte  die  Mutter  «elt  dem  Tode  des  Vi||er8  ihren  Sohn 
proteetantisch  erzogen  und  noch  kurz  vor  ihrem  Tode  (  im  Testamente)  ihren  Willen 
ansgedrftckt,  dass  diese  Erziehung  nach  ihrem  Tode  fortgesetzt  werden  Holle,  so 
konnte  der  Vormund  nicht  gebindert  werden,  den  Willen  der  Mutter  zu  befolgen. 
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Erzieiiuiig  an.  Der  Neben  vorm  und  erhob  hierauf  Klage  gegen  jene  vier  Mit- ' 
glieder  des  Fainilienratlies.  Es  wurde  Beweis  und  O^nbeweis  fiber  die 
WilleiiseTldaruiigen  des  Vaters  erhoben.  Alsdann  A\^rde  durcli  EndurtheU 
des  Tribunals  zu  Strassburg  der  erwähnte  Beschluss  den  Fnuiiliciuatlios  auf- 
gehoben, und  die  Anordnuns;  «^ctroffon,  dass  die  Kinder  in  der  christlichen 
Religion  des  Augsburger  liekonntnisses  zu  erziehen  seien,  weil  der  Vater 
die  Taufe  und  die  christliche  Erziehung,  im  Augsburger  Bekenntnisse,  ernst- 
lich angeordnet  hatte.  Ans  den  nämUehen  Gründen  wurde  eine  Berufung 
gegen  dies  ITrtheil  zurückgewiesen^. 

In  der  letzterwähnten  Entscheidung  dilrffc  o'ino  Awlmünug  dor  rIcliti;:^Gn 
Rechtsansicht  zu  finden  sein.  Danach  hat  zwar  di  r  Yorniund,  unter  Aulsicht 
der  Obervormuudschaf't,  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kiuder  Bestimmung 
zu  treffen;  doch  ist  hierbei  der  Wille  der  Terstorb^en  Eltern  thunliehsfc  am 
berücksichtigen,  namentlich  der  Wille  des  Vaters,  wenn  derselbe,  wie  in 
diesem  Falle,  die  Mutter  überlebt  hatte. 

Die  nämlidieii  flniiKlsätzc  können  nacli  prt'meinem  deutschen  Rochto  als 
die  richtigen  niicrkiuint  worden.  Der  oben  (S.  ^i)  erwähnte  gutachtliche 
Schluss  der  Tsüriiberger  Friedensexecutionsdeputation  vom  14.  (24.)  September 
1650  w;ar  durch  einen  Streit  über  die  religiöse  Erziehung  von  Waisenkindern 
aus  einer  gemischten  Ehe  veranlasst.  Er  ist  zwar  von  keiner  entscheidenden 
Bedciihui^'',  stellt  jetlocli  mit  der  hier  ;ingenoinnionen  Rochtsauffassung  in 
Einklang,  da  er  für  Kiinler  ntis  <roniisrliten  Ehen  i1ie  Rei^'t^l  ausspriclit ,  dass 
dieselben  nacli  dem  'J'ode  beider  l^ltern  nicht  nach  ilirein  (reschlechtc  iretlieilt, 
Sündern  im  Bekenntnisse  des  Vaters  erzogen  wertien  sollen.  Dies  kann  als 
Kegel  angenonunen  werden,  für  den  Fall,  dass  der  Vater,  oder  nach  dessen 
Tode  die  Mutter,  keine  andere  Bestimmung  getroffen  hat. 

Ob  für  das  gemeine  deutaehe  Beoht  ein  förmUcher  Rechtssatz 
dahin  aufgestellt  werden  kano,  dass  Kiuder  aus  gemischten  Ehen  naeh 
dem  Tode  beider  Eltern  in  dem  Heligionsbekemitnissc  des  Yatera  er» 
zogen  werden  müssen,  falls  die  Eltern  keine  andere  Bestimmung  ge- 
troffen hatten,  mag  bedenklich  sein.  Allein  auch  wenn  dem  Yormuude, 
unter  Aufsicht  des  Yorniuutl.seliaftsgerichtes,  ein  Besrininiun^srcelit. 
eingeräumt  wird,  so  liegt  e>  doch  in  der  Natur  der  Saciie,  dass  hei 
Ausübung  dieses  Bestimuiuiig.srechtes  thatsächlich  der  etwa  aus- 
drücklich oder  dui'ch  Handlungen  erklärte  Wille  der  Eltern  und  in 
Ermanglung  einer  solchen  Willensbestimmung  das  Bellgionsbekennt^ 
niss  des  Taters  thunlichst  zu  berücksichtigeu  ist.  Es  kann  daher  leicht, 
wie  das  angeführte  Beispiel  aus  Strassburg  zeigt,  die  Anstellung  Ton 
Ermittlungen  über  den  Willen  des  verstorbenen  Taters  oder  beider 
Eltern  nöthig  werden.  Der  Wille  der  Eltern  kann  aus  Worten  oder 
Handlungen  hervorgehen.  Ein  Beweis  der  übereinstimmenden  Willens- 


*  Urtheik'  des  Tribunals  zu  Strassburg  vom  14.  April  und  20.  Mai  1857  und 
des  App('1!hofo5  zu  Colmai-  vnm  10.  Novcmbrr  IS:')!,  in  den  Arr&ta  et  d^cisioris  de  la 
Cour  Imperiale  de  Colmar ,  auuee  1667  (tome  LIII),  p.  306 — 320 j  Sirey,  1S57,  2, 
62;  Journftl^du  Palais,  1868,  3,  966;  Dallos,  1860,  2,  86.  Vgl.  auch:  Gompte 
rendu  du  procös  des  enfants  Baquol ,  Stra-sbourg  1858,  und  (die  deutsche  Ausgabe 
drr  nämlicben  Schrift)  Berieht  über  deu  Prooess  der  Baqaol'schen  Kinder,  Stran- 
l)urg  1858. 
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meinung  Icann  in  einem  Vertrage  oder  in  einem  bei  der  Trauung  aus- 
gestf'llten  „Reverse"  gefunden  werden,  falls  die  KUt  rn  die  darin  eut- 
halteue  ErldäruTiprbis  7m  ihrem  Tode  nicht  wideirutcn  liahen:  di'sn:leichen 
in  der  Taufe  und  deinnäehbt  bei  Lebzeiten  der  Eltern  betliäti<;reu  reli- 
giösen Erziehung,  falls  die  Eltern  bis  zu  ihrem  Tode  keinen  Wechsel 
darin  eintreten  Hessen. 

Hiernach  ist  es  nieht  gerechtfertigt,  für  das  gemeine  deutsche 
Becht  den  Satz  aufzustellen,  dass  nach  dem  Tode  beider  Eltern  der 
Yormund  berechtigt  sei,  das  Erziehnngsrecht  an  Stelle  der  Eltern  auch 
in  Beziehung  auf  das  Beligionsbekenntniss  selbständig  auszuüben  und 
danach  die  Oonfessiou  der  Kinder  frei  zu  bestimmen  oder  zu  ändern*. 

In  der  Rochtspreohunir  iinc]i  •jomoiiiom  deutschen  Rechte  ist  die  Auf- 
fassung- vorherrschend,  dass  Kinder  uns  L^smischten  Ehen  nach  dem  Tode 
beider  Eltern  in  der  Regel  im  Bekeniitnisge  des  Vaters  zu  erziehen  sind. 
Luise  Maria  Anna  G.  (geb.  am  23.  Juli  1853)  war  die  Tochter  des  pro« 
tetiantiBchen  Gt.  za  Niederrad  (im  Gebiet  der  Stadt  Frankfurt)  und  seiner 
ebenfalls  protestantischen  Ehefrau.  Xaeh  (lern  Tode  beider  Eltern  kam  sie  in 
Pflege  ihres  väterlichrii  Oheims,  dos  rjcdiiliuid  G.  /.n  Xiodorrad.  Derselbe 
war  ebenfalls  protcstaiitisu)»,  wollte  aber  <las  Pllof^ekind  in  einer  ^anderen'* 
Religion  erzieiien.  Kr  behauptete,  sein  Bruder,  der  Vater  des  JCiudes,  habe 
ihn  auf  dem  Sterbebette  gebeten,  als  Vater  für  das  Kind  zu  sorgen.  Das 
Stad^richt  nahm  an,  daraus  kSmie  eine  Absicht  des  Terstorbenen  Vaters, 
die  Religion  des  Kindes  zu  andern ,  nicht  entnommen  werden ;  auch  seien 
„nach  dem  Ableben  des  Vaters  weder  von  der  ülicrkbenflfn  Ehefrau,  noch 
von  etwa  bestellten  Vonniuiderii,  noch  von  dem  PtiegevaLer  in  Ansehunjü:  der 
Ueligionserziehung  der  Kinder  Aeuderungen  statthaft.  Aus  diesen  Gründen 
worden  die  Beivormlinder  des  Waisenkindes  angewiesen,  ^^i'^ltig  darüber 
zu  wachen,  dass  ihr  Mfindel  in  der  protestantischen  Relip:ion,  als  der  Religion 
ihrer  Eltern  und  Geschwister,  er/ogen  werde**.  Zugleich  erhiclr  das  Laiul- 
Justizamt  den  Auftrag,  den  beiden  Bei vormiin (lern  .mit  allen  zur  Erreichung 
dieses  Zweckes  dieidichen  Mitteln,  nöthigentalis  selbs^t  mit  Weguahme  des 
Kindes  aus  der  Pflege  des  Leonhard  G.,  au  Ilaudeu  zu  geiien**. 

In  Hünchen  wurde  ein  Waisenkind,  dessen  filtern  katholisch  waren, 
durcli  den  altkatholisehen  Vormund  in  den  altkatholischen  Religionsunterricht 
geschickt.  Darüber  entstand  ein  Rechtsstreit,  der  nach  bayoriseliem  Land- 
rechto.  in  Uebereinstimraunfr  mit  dem  gemeinen  deutschen  Rechte,  zu  ent- 
scheiden war.    Der  Verwaitungsgerichtshof  nahm  au,  die  altkatholische  Er- 


»  Anderer  Meinung  ist  z.  H.  Fr.  A.  Dürr,  De  potestate  patria  circa  religioocm 
Ifbsrorum,  §  38  fbei  AnUSohmidt,  Tbeeavrus  juris  ecdesiasttoi,  Bd.  VI,  8.  TOO): 
.  .  .  „mm-tuo  patre  matrem,  si  adhuc  superstos  sit,  vcl  tutorctn  Hul)intrar(  hi  po- 
testatpm  patrinin  oiron  rolip;ionPin ,  conaequcTiter  in  sun.  religioiie  educare  poterunt 
pupillum,  licet  illa  a  paterna  tuerit  aiieua.''  Eine  unaugemeasenp  Ausübung  dieser 
Gewalt  könnte  In  den  mcUteo  F&llen  dadurch  verbatet  werden,  das«  ein  Yormimd 
von  demjenigen  ReligionebekeimtniBBe  gewählt  Avird,  bei  wokliom  <lii  Kinder  schon 
bei  Lebzeiten  der  Eitern  erzogen  wurden  oder  erzogen  worden  sollten.  Vgl.  Dürr, 
a.  a.  O.  §  41:  ...  „in  regula  iibcrtatem  conscientiae  pareutum  etlam  ad  pupllloa 
appllcandam  esse  eredo,  vti  edneatio  eoram  nnllis  aliia,  quam  Quadern  religionia,  in 
qua  nati  et  edvcati  sunt,  t  oüsortibus  commiltenda  sit'".  .  . 

*  Besehluss  des  Stadtgerichts  H  der  Freien  Stadt  Frankfurt  vom  7.  October  läö4. 
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ziehuTiG;  dm  Kindes  sei  nur  dann  für  berechtiget  zu  erachten,  weim  sie  ^dem 
"Willen  der  Eltern,  vornelimlicli  des  Vaters,  zwoilelsfrei  encspreche*.  In  dieser 
Richtung  wurde  Beweis  erhoben.  Benelba  ergab,  dan  beide  Eltern  bessüg- 
lich  der  religiösen  Erziehung  des  Kindes  gleiehgiltig  gewesen  waren.  Darauf 
stützte  der  Ycrwaltnngsgericlitsliof  die  Entscheidung,  das  Kind  müsse  in  der 
katholisrlu  ii  Roli^'^Ion  erzogen  werden  und  am  liatholischen  Beligionaunter' 
richte  theilnohuien  *. 

Der  am  25.  Mai  1875  zu  Hollfeld  geborene  Sohn  des  protestantischen 
Ibiurers  Schuhmann  und  s^er  ebenfalls  protestantiBchen  Ehefrau  erhielt  nach 
dem  Tode  beider  Eltarn  einen  kathoHacheo  Tonnund,  den  Oekonomen  Georg 
Böhm  za  Hollfeld ,  der  da^s  Kind  unentgeldlich  in  Pflege  genommen  hatte. 
Derselbe  weigerte  sich,  das  Kind  in  den  protestantischen  Confirmationf«unter- 
richt  zu  schicken,  und  behauptete,  nach  Bamberger  Landreeht  als  Vormund 
berechtigt  zu  sein,  die  rehgiöse  Erziehung  des  Mündels  zu  bestimiuen.  In 
erster  Inttana  wurde  entschieden,  die  katholische  Erziehung  sei  gerechtfertigt, 
weil  „auf  Grund  des  Bamberger  Landredits  und  des  gemmnen  Bechts  an- 
genommen werden  müsse,  dass  das  den  Eltern  während  ihres  Lebens  zu- 
stehende Reclir  der  Kindererziehun»,  und  die  elterliche  Gewalt  über  dieselben, 
nach  ihrem  J'ode  auf  den  ihre  Stelle  eisot/.enden  Pflegevater  und  Vormund 
übergehe''.  Hiernach  sei  Böhm  berechtigt,  „über  die  coufessionelle  Erziehung 
seines  Iffindcls,  und  sdbst  auch  Über  dessen  Erziehung  in  einem  anderen 
Glauben  als  jenem  seiner  Eltern,  beim  Hangel  eines  desfaUs  entgegenstehen- 
den civil-  oder  staatsrechtlichen  Zwangsverbotes,  Bestimmung  zu  treffen^'. 
Auf  Beschwerde  des  protestantischen  Pfarramtes  zu  Wonsees  wurde  diese 
Entscheidung]^  niiffrehoben,  und  die  protestantische  Ei/ieliung  des  Kindes  an- 
geordnet. „Nach  der  liechtsprechung  des  Vcrwaltungsj^ericlitshofes  steht  dem 
Vormunde  «einer  Doppelwaise  eine  selbständige  Verfügung  über  euie  Aende- 
rung  des  Relii^ionsbekenntnisses  seines  Mündeis  nur  dann  zu,  wenn  das  be- 
treffende Civilreclit  demselben  diese  Berechtigung  ausdrücklich  und  vorbehalt- 
los zuerkennt.  Das  im  vorliegenden  Fj'IIo  zur  Anwendun^^  kotnmende  Bam- 
berger Landrecht  enthält  aber  eine  Bcsrunniuug,  durch  welche  die  in  Frage 
stehende  Befugniss  dem  Vormunde  ausdrücklich  und  vorbehaltlos  eingeräumt 
wird,  ebensowenig  als  das  subsidiär  anzuwendende  gemeine  Recht* ' 

3.  Uneheliche  Kinder  \ 

Burchardi  schreibt,  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  bestimme 
sich  gemeinrechtlich  nach  dem  Satsse:  InteiYemente  connubio  liberi 
patrom,  non  interveniente  connubio  matrem  sequuntur.  ,,Eheliche 
Kinder  sind  also  in  der  Religion  des  Vaters  zu  erziehen,  von  der  ja 


*  Eut.scheiduiige'i  den  bayerischen  Verwalt-an^gerichtshofeB  vom  11.  Februar 
und  27.  Mtti  1861,  Sammlung,  Bd.  IX,  Nr.  4,  Ö.  19—33. 

-  BesebluBS  des  Beslrksamts  ra  Ebermannstadt  vom  80.  JuU  1888. 

*  Entscheidung  des  bayerischen  Vervvaltungsgerichtshofes  vom  13.  Februar  1889. 

*  Legitimirte  Kinder  sind  den  ehelich  geborenen  Kindern  glcichgestent.  Dafregen 
bezüglich  der  Brautkinder  kann  eine  solche  Gleichstellung  nach  gemeinem  Rechte 
nicht  zugegeben  werden.  Vgl.  Unheil  des  Reichsgerichte  Tom  28.  Oetober  1881, 
Entsch.  Bd.  V,  S.  168—171,  Daher  finden  die  nachfolgenden  Anefttbrnngen  zwar 
Bichl  auf  legitimirte  Kinder,  wohl  aber  auf  Brautkhider  Auwendung* 
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auch  zu  vermuthen  ist,  daas  der  Vater  selbst  diese  gewälilt  haben 
würde;  uneheliche  Kinder  dagegen  in  der  Roliprion  der  Mutter,  mag 
übrigens  die  Mutter  selbst  die  P>ziehuni;;  halten  oder  <üu  anderer; 
und  so  wird  es  auch ,  soweit  ich  liabe  iu  Erfaluuiig  bringen  können, 
im  ganzen  überall  in  der  Praxis  gehalten."*  Dies  ist  dahin  zu  ver- 
stehen, dasä  die  Mutter  eines  unehelichen  Kindes  berechtigt  ist,  die 
Religion  des  Kindes  zu  bestimmen,  el^so  wie  bei  ehelichen  Kindern 
das  Bestimmnngsreeht  gemeinrechtlich  dem  Vater  zusteht. 

Hieraus  folgt  zunächst  das  Recht  der  unehelichen  Mutter,  ihr 
Kind  in  ihrer  eigenen  Religion  zu  erziehen  oder  erziehen  zu  lassen. 
Dadurch,  dass  der  natürliche  Vater  die  Selbstverpflegung  des  Kindes 
übemimrat,  erlaugt  er  noch  nicht  die  Befugniss,  das  Religionsbekennt- 
niss  des  Kindes  zu  bestimmen. 

Der  evangelische  Zimmermann  M.  zu  Freudenstadt  in  Württemberg  war 
als  natürlicher  Vater  des  von  der  kathoüscheu  unvorplielichteu  A.  zu  Ell- 
waogen am  4.  August  1864  geboren«!  Kinde»,  Franz  Jo.seph  A.,  reehtskräftig 
yerartheilt,  fflr  das  Kind  an  Unterhaltskosten  jährlich  25  Qulden  zu  zahlen. 
Kr  oiniü^te  sicli  mit  der  Mutter  dahin,  dass  er  das  Kind  selbst  in  Verpflegung 
iialim.  Im  Jahre  l'^TO  nahm  die  Mutter  das  Kind  zurück,  ziifnl;;e  eines 
Streites  über  die  rehgiöse  Erzieliung.  Sie  klagte  von  neuem  aut  Zahlung 
der  Uuterhaltsgeldor.  Der  Beklagte  wendete  ein,  er  sei  zur  Selbst  Verpfle- 
gung bereit.  Die  Klägerin  beharrte  auf  ihrem  Antrage,  weil  der  Beklagte 
„das  Kind  gleich  seinen  eheßchm  Kind^n  eTangelmA  erziehen  wolle  und 
unter  diesen  Umstanden  zur  Selbstverpflegung  nicht  Iwreohtigt  sei".  In  erster 
Instan5^  Avurde  die  Klage  abgewiesen,  mit  der  Erwrt£»^nnfr ,  dnss  „der  ausscr- 
eboliclic  Vater  das  Recht  habe,  das  Kind  sollst  in  Verptiegiuig  zu  neliinen, 
und  mit  der  Selbstverpflegung  und  Erziehung  dos  Kindes  der  Vater  auch  das 
Recht  habe,  das  Kind  in  seiner  und  seiner  ehelichen  Kinder  Religion  er- 
ziehen zu  lassen**.  La  der  Berufungsinstanz  gab  schliesslich  di  r  Tlrklagte 
die  Zusage  ab,  „das  Kind  in  die  katholische  Kirche  und  den  katholischen 
Relisri'^iif'unterricht  schickon  /u  wo^Irn''.  Das  Rerufungsgericht  verurtheilte 
den  Beklaq-ten  zur  Zahlung  von  Uuterhaltsgeldern  für  die  Zeit  l)is  zum  ür- 
theil  und  hielt  bezügUch  der  Mohrlbrderung  die  Abweisung  der  Klage  auf- 
recht. Es  führte  aus,  nach  gemeinem  Rechte  sei  der  natürliche  Vater  eines 
uneheUchen  Kindes  berechtigt,  die  Selbst  Verpflegung  ZU  übernehmen,  sofern 
daraus  keine  Nachtheile  für  das  Kind  zu  besorgen  seien.  Eine  solche  Be- 
sorgniss  sei  nach  Lage  der  Sache  ini  allu'<'meinen  nicht  begründet,  da  das 
Kind  im  Familienkreise  des  natürhehen  Vaters  eine  bessere  Verpflegung,  finde, 
als  bei  der  Mutter.  Allein  das  Erziehuugsrecht  über  mk  uneheliches  Kind 
stehe  der  Matter  zu.  Folglich  habe  die  Mutter  die  Confession  zu  bestimmen, 
worin  das  Kind  erzogen  werden  sollr.  Ouri  h  T'obernahme  der  SelbstTer- 
pflegung  erlanp;T'  der  natürliHio  Vater  nocli  iii<'lir  das  Er/If'hnn!:^'*'m'ht.  nament- 
lich nicht  die  Befii^'niss,  die  confe<!''ion{>ll('  Fj  zii  lumt,'  drs  Kimlcs  zu  l)ü!jtimmen. 
„Ea  wäre  eine  in  hohem  Grade  unbillige  Zuniuthung  an  die  uneheliche  Mutter, 
sich  Yon  ihrem  Kinde  selbst  dann  trennen  zu  sollen,  wenn  der  uneheliche 
Vater  es  in  einer  anderen  Religion  erziehen  wollte,  als  [zu]  der  die  Mutter,  in 


1  Archiv  für  civilistische  Praxis,  Bd.  VIII,  S.  189. 

*  Erkenntniss  dea  Oberamtsgericht«  zu  Freudenatadt  vom  25.  September  1812. 
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Uebereinstiinmui)^'  mit  ihrer  eifjenen  religiösen  Auffassung,  es  bestimmt  habe." 
pSolange  daher  der  Beklagte  den  Anspruch  kundgab,  das  katholisclie  Kiud 
der  Klägerin  evangelisch  zu  erziehen,  . . .  hatte  er  die  Selbstverpflegung  unter 
einer  Bedingung  angeboten,  welche  das  religiöse  Erziebungareebt  der  unebe- 
liehen  Mutter  wesentlich  beeinträcbtigcn  würde,*  Damit  rechtfertigt©  sich 
die  Verurtheilung  des  Im  klagten  zur  Zahlung  von  Unterhaltsgcldern .  weil 
sein  früheres  Anerhicteii  wc-^eii  der  daran  geknüpften  unzulässigen  Be- 
dingung rechtlich  unwirksam  war.  Dagegen  das  neueste  Anerbieten  war 
nach  Ansieht  des  Gericbts  biureichend,  am  die  katholische  Erziehung  des 
Kindes  zu  siehern*.  Deshalb  wurde  das  letaste  Anerbieten  des  Beklagten  zur 
Selbstverpflcgung  als  rcditswirksam  anerkannt  ^ 

Andererseits  ist  die  Mutter  eines  unehelicbeo  Kindes  gemein- 
rechtlich  nicht  verpflichtet,  das  Kind  in  ihrer  eigenen  Confossion  zu 
erziehen.  Sie  kann  für  das  Kind  eine  andere  Confession  be^tinimeu, 
<la  „der  Mntter,  wclcluir  di*'  Krziohungspflieht  obliegt,  auch  das  Recht 
der  Jk'stimniung  der  Erzieiiungsroligion  zukommt,  solange  woniorstons 
das  Kind  nicht  durch  eino  naclifolgcudc  Khe  in  die  vollen  Üoclits- 
verüuliiiiäüc  einuä  clielichcü  uict.  Dabei  iat  die  Mutter  nicht  gehindert, 
ihr  uneheliches  Kiud  in  der  Eeligion  seines  uneheliehen  Täters  er* 
ziehen  zu  lassen/^ 

Die  katholisehe  Wittwe  G.  sehiekte  ihren  am  10.  April  1878  geborenen 
unehelichen  Sohn,  Wilhelm  H.,  in  di6  lutherische  Schule  zu  Hildesheim.  Das 
Anit«£^ericht  machte  ihr  die  Auflage,  in  einor  b(\*tinimtoii  Frist  „bei  A^'ormei- 
dung  einer  Strafe  von  25  Mark  nachzuweisen,  dass  sie  selber  in  rochtsgiltiger 
Weise  zur  evangelischen  (lutherischen)  Kirche  übergetreten  sei,  oder  aber 
ihren  genannten  Sohn  beim  evangelisehen  Sehulvorstande  ab-  und  ihn  recht- 
zeitig bis  zum  Wiederbeginn  der  Schule  (Anfangs  des  nächsten  Jahres)  in 
einer  katholischen  Schule  anzumelden"  Diese  Anordnung  wurde  auf  Be- 
scliwcrdo  der  Mutter  aiifirohoben.  Das  Land«^ericht  nahm  an,  es  sei  „ausser 
Frage,  dass  nach  den  Grundsäten  des  gemeinen  Rechts  die  uneheliche  Mutter, 
wie  über  die  Erziehung  ihrer  unehelichen  Kinder  überhaupt,  so  namentlich 
auch  darüber  zu  bestimmen  befugt  ist,  in  welcher  Beligion  dieselben  erzogen 
werden  sollen*^  *. 

'  Es  konnte  „eine  üeiahr,  die  dem  Glauben  des  Kindes  aus  dem  Auieutlialte 
In  einer  evangelitscheu  Familie  und  aus  dem  Besuche  der  am  Wohnort  des  Beklagten 
allein  beatdienden  evangelisehen  Yolkschnle  erwaehsen  konnte,  als  eine  nur  mögliche 

um  80  v.-onicjrr  in  TSeti-ncl.t  kommon  .  ab  ausser  äev  oonfpcsinnellcii  Ausbildung  des 
ivindes  noch  vielen  andeiTU  Interessen  desselben  Krchmiiit;  zu  trafen  ist,  uikI  die 
Erziehung  des  Kindes  bei  dem  Beklagten  viel  bessere  Gaiuntieu  liir  das  ktu-perliclie 
und  g^ige  Wohl  des  Kindes  darbietet,  als  die  bei  der  Klägerin  vnd  ihren  An- 

verwnnclten". 

2  Urtheii  des  Kreisgerichtsliules  zu  Rottweil  vom  22.  November  1872.  Vgl. 
Lang,  Personen-,  Familien-  und  Vormuudscliaitsrecht,  §  SÖ,  S.  566. 

>  Erlas«  des  württembeigisehen  Ministeriums  des  Innern  und  des  Kirchen-  und 
Schulwesens  ^  om  14.  September  1820,  Nr.  4,  im  Ergänzungsband  zum  Regierungs- 
l)latt,  183S,  S.  335.  \\\f  dorn  iiilmüchen  Grundsatze  beruht  die  bayerische  Mini- 
sterialen tbcli  lies»  uug  vom  23.  Müiz  1849  ,  bei  G.  Dö jünger  (v.  8trauss), 
Bd.  XXm,  B.  30. 

^  Verfügung  des  Amtägerichts  zu  Uildeshcim  vom  23.  Ociober  1884. 

^  Beschlttss  des  Landgericlits  zu  HUdesheim  vom  8.  Januar  1885. 
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Die  lutherische  unverehelichte  Doreite  G.  /u  TliMesheim  hatte  ihre  drei 
f?rhtilpfliohticfen  Kinder  zuerst  in  die  ovangeliselu'  Büi-Morsehnlp  fXf^«;o]ilckt, 
Hess  sie  ahor  seit  IHf^i  in  (Vw  katholische  Volkssrlmlo  i^olicn,  angeblich  des- 
halb, weil  sie  ihrem  inzwischen  verstorbenen  katholischen  Bräutigam  ver- 
sproohen  hatte,  die  Kinder  in  dar  katholisdien  Religion  zu  ennehen.  Der 
8chu1inapeetor,  der  Polizeidireetor  and  der  Amtariehter  meinten,  die  lutiierische 
Matter  sei  geaefatlich  verpflichtet,  die  Kinder  in  die  lutherische  Schule  /u 
schicken.  Tlanrej^en  erklärte  das  Landgericht,  es  sei  „ai!«!ser  Frage,  dass  nach 
den  Grundsätzen  des  gemeinen  Recht?«  der  nnohcliohcii  Mutter  das  Erziehungs- 
recht über  ihre  unehelichen  Kinder  zusteht,  dans  sie  demgemäss,  wie  über 
die  Erziehung  dieser  Kinder  Oberhaupt,  so  namentlich  darUber  zu  bestimmen 
befugt  ist,  welcher  Religion  dieselben  zugeführt  werden  sollen''.  Aus  diesen 
Gründen  wurde  das  Recht  der  Mutter  festgestellt,  ihre  Kinder  in  der  ka- 
tholifjcheii  lioligion  zu  erziehen.  Eine  weitere  Bp<;r'hwerde  des  yormimdcs 
und  des  W  aisenrathes  wurd''  /.uriirkgewiesen ,  weil  ,in  dem  der  uneheiiclieii 
Mutter  naeli  dem  gemeinen  Kechte  zustehenden  Rechte  zur  Erziehung  ihrer 
unehelichen  Kinder  auch  die  Befugniss  zur  Bestimmung  der  Confession,  in 
welcher  die  Kinder  erzogen  werden  sollen,  enthalten  ist,  und  daher  diese 
Befugniss  als  der  unehelichen  Mutter  zustehend  so  lauere  angesehen  werden 
mu':s,  als  ihr  dieselbe  nicht  durch  eine  klare  Bestimmung  des  Gesetzes  ent- 
zogen ist"  *, 

Die  lutherische  Ehefrau  des  katholischen  Malers  M.  zu  Hildeshetm  wollte 
ihre  beiden  unehelichen  Kinder,  die  zu  Zarrentin  in  Hecktenburg<-6chwertn 
lutherisch  getauft  waren,  katholisch  erziehen.  Das  Amtsgericht  war  der 
Meinung,  es  komme  hier  das  m»  oklcuLm pri^che  Recht  zur  Anwendung,  und 
danach  niüssten  die  Kinder  in  der  Religion  erzogen  werden,  worin  sie  getauft 
waren.  Es  erliess  deshalb  an  die  Mutter  die  Aufforderung,  den  Nachweis 
zu  erbringen,  dass  die  beiden  Kinder  die  lutiierische  Schule  in  Hildesheim 
besuchten,  widrigenfalls  ihr  des  Erziehungsrecht  fiber  die  beiden  Kinder  ge- 
nommen werde  *.  Dif  so  Viioi  dnuTig  wurde  auf  Beschwerde  der  Matter  durch 
das  Landgericht  nuf>x(  hob(Mi.  Die  Frage  wnr  nach  gemeinem  Rechte  zu  ent- 
scheiden. ^Nacli  (liosom  aber  i-!t  es  unzweifelhaft,  dass  dir  uneheliche  Mutter, 
wie  über  die  Erziehung  üu-er  unehelichen  Kinder  überhaupt,  so  namentlich 
auch  darüber  zu  bestimmen  befugt  ist,  welcher  Religion  dieselben  zugeführt 
werden  sollen,  und  einem  Zwange  in  dem  Tom  Amtsgerichte  angenommenen 
Sinne  nicht  nnterliegt**  *. 

Die  Mutter  eines  unehelichen  Kindes  ist  nach  gemeinem  Rechte 
befugt,  die  einmal  getroffene  Bestimmung  über  die  religiöse  Erziehung 
de-?  Kindes  zu  ändern. 

n-  cvaiiq-f  lische  Ehefrau  des  katliolischen  Maurers  Knoll  gebar  im 
Augusc  1874,  dem  dritten  Monate  seit  Abschluss  ihrer  Ehe,  eine  Tochter 
und  bezeichnete  als  den  Tater  dieses  Kindes  den  eTangelischen  Metzger 
Rost.   Sie  hatte  am  30.  Mai  1874  eine  schriftliche  Erklärung,  vor  Zeugen, 

*  Beschlüsse  des  Landgerichts  zu  Uilriesheim  vom  9.  Juli  1885  uud  des  Ober- 
landesgerichtB  zu  CJelle  vom  12.  November  1886.  Vgl.  unten,  Abschnitt  m  (Hannover)  j 
auch  WeatflUlsehes  Volksblatt  vom  23.  September  und  5.  October  1885. 

'  Beachluss  ilra  Amtsi^erichts  zu  Hildeshcim  vom  5,  October  1888. 

3  Beschlusa  des  Landgerichts  zu  Hildesheim  vom  6.  December  1888.  Vgl.  Köl- 
nische VolkBzeitung  vom  20.  Jftmwr  1889  («TOitos  Blatt).  —  Eine  weitere  Beschwerde 
wurde  nicht  erhoben. 
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daliin  abgegeben,  das  unelieliche  Kind,  welches  sie  domiiriclist  <^eliären  werde, 
solle  katholiscb  erzo*Ten  werden.  Im  Jahre  1881  widerrief  sie  diese  Erklärung, 
^^eihlein  wollte  sie  tlies  Kind  protestantisch  erziehen,  während  ihr  Ehemann, 
der  zugleich  Vormund  des  Kindes  war,  die  kathohsche  Erziehung  vorlangte. 
DieBon  Streit  hatte  der  bayerisclie  Yerwaltungsgeriehtihof  naeh  gemeinem 
deutschen  Recht  zu  entscheiden.  Der  Gerichtshof  entsprach  dem  Antrag 
der  Mutter.  „Margaretha  Knoll ,  die  Mutter  der  'Mima  Crescentia  Ciin;er, 
hat  vermöge  des  ihr  über  dieses  Kind  zustehenden  Erziehungsrechtes  am 
30.  Mai  1874  hinsichtUch  der  religiösen  Erziehung  desselben  selbständig 
erstmalige  Verfügung  getroffen.  Dieselbe  hat  auf  Grand  des  gleioliw  Bechts, 
und  ohne  dass  ein  gesetzliehe«  Yerbot  entgegengestenden  wäre,  jene  erst- 
malige Bestimmung,  und  zwar  zu  einer  Zeit  abgeändert,  in  welcher  das 
3Iädrhe2i  Maria  Crescentia  eben  erst  in  die  Periode  der  religiösen  Erziehung 
eingetreten  .  .  .  ist.**  * 

Nur  einer  jüdischen  Mutter,  die  ihr  uneheliches  Kind  hatte  taufen 
lassen,  wurde  das  Recht  versagt,  das  ffind  später  wieder  im  mosaisehen 
Glauben  zu  erziehen*. 

Nach  dem  Tode  der  Hutter  kann  ein  Becht,  die  religiöse 
Erziehung  ihres  unehelichen  Kindes  zu  bestimmen,  dem  natürlichen 
Vater  nicht  zugestanden  werden,  selbst  wenn  er  die  Unterhaltskosten 
übernimmt  ^.  Die  Yormundschaft  hat  den  Willen  der  verstorbenen 
Mutter  zu  lieacliten. 

In  folgenden  Fällen,  worin  die  ifuttcr  iMiie  ausdrückliche  Bestimmung 
nicht  getroffen  hatte,  wurde  auf  Grund  des  gemeinen  Rechts  entschieden, 
die  Waisenkinder  müssten  in  der  Confession  der  Mutter  erzogen  werden. 
Die  im  JuK  1877  ledig  gestorbene  katholische  Maria  Reichert  hinterliess  zwei 
Kinder  im  Alter  von  sechs  und  sieben  Jahren ,  die  im  Waisenbause  zu  Nörd- 
lingen  untergebracht  wurden.  Es  fra^,'te  sicli,  in  welcher  Confession  die  Kindor 
m  erziehen  seien.  Eine  IJestiinmuiifi;  der  verstorbenen  Mutter  üi)er  die  Re- 
ligion, worin  die  Kinder  erzogen  werden  sollten,  lag  nicht  vor.  Deshalb 
entseMed  der  Gerichtshof,  die  Kinder  seien  in  der  Religion  ihrer  Mutter,  also 
katholisch^  zu  erziehen  ^  —  Die  am  25.  Februar  1873  zu  lindau  geborene 
Katharina  Maria  Tauscher  wurde  katholisch  getauft.  Die  katholisdie  Mutter, 
Maria  Tauscher,  starb  ledig  am  27.  April  1873.  Wittwe  Wachtor  zu  Lindau 
nahm  das  Kind  zu  sich  und  erzog  es  in  der  evangolisrlien  Confession, 
olme  Widerspruch  der  Grossmutter  und  des  katholischen  Ptarramteü.  Nach 
dem  Tode  der  Wittwe  Wächter  übernahm  die  Ladnerin  Emma  Tauscher, 
eine  Schwester  der  Mutter,  im  Jahre  1887  die  weitere  Erziehung  des  Kindes. 
Sie  wollte  das  Kind  wieder  katholisch  erziehen.  Auch  das  katholische  Stadt- 


*  Entscheidung  des  bayerischen  Vei  waltungagerichtshofee  vom  9.  December  1881, 
Sammlung,  Bd.  m,  Nr,  88,  6.  4B8— 448.  —  Dsg^gen  in  der  spitem  Rectatspredinng 

blieb  die  Frage,  ob  der  Mutter  eines  unehelichen  Kindes  das  firele  Beatimmvngarecht 
zustehe,  unentschieden.    Vgl.  dariilier  Abschnitt  TV,  unter  A. 

*  Vpl.  bayerische  Ministeiialeiitöchliessung  vom  14.  Februar  1836,  bei  Ö.  Döi- 
linger,  Bd.  TIH,  Nr.  80,  S.  Ö4,  66. 

^  Vgl.  wihttembergische  ConsMorial^CSiMailarnote  vom  17.  October  1868,  Im 
J^epertorium  von  Sttskind  und  Werner,  Bd.  II  (unter  Ersiehnngirellgion), 
Nr.  Ü2,  S.  66. 

*  Entscheidung  des  bayerischen  VerwaltnngsgerIchtBhofiM  Tom  10.  Juni  1881, 
Sammlung,  Bd.       Nr.  16,  S.  88-94;  Yerings  Archiv,  Bd.  XL\m,  8.  8S8— 881. 
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pforramt  St.  Peter  zu  München  Terlangte,  das  Kind  solle  dem  katholigehen 
Glaubensbekonntnissc  zui-ückf^c^^eben  werden.  Das  protestantisclie  Stadtpfarr- 
amt widersprach  diesem  Antrage.  Der  Vormund  sprach  sieh  ebenfalls  gegen 
den  Antnig  des  katholischen  btadtpfarramtes  aus;  und  das  Auitsgericlit  zu 
Lindau  ertheilte  za  dieser  Erklärung  die  oberroriiiundschaftliche  Genehmigung, 
indem  es  annahm,  dasa  der  Vormund  nadi  gem^nem  Rechte  befugt  sei,  die 
Gonfession  des  Kindes  zu  bestimmen.  Die  Polizeidirection  zu  München  hatte 
diesen  Streit  zu  entsobculen.  Sie  ordnete  die  katholische  Erziehung  des 
Kiiideä  an  Eine  Rescliwerdo  des  profestantischen  Stadtpfarramtes  zu  München 
gegen  diesen  Beschluss  wurde  kostenpflichtig  zurückgewiesen.  „Dass  das 
Erziehungsrecht  der  Terstorbenen  Mutter  in  seinem  Tollen  UmfiMige,  d.  i.  mit 
dem  Redite  der  selbständigen  YerfBgnnjif  fiber  die  Aenderung  des  Religions- 
bekenntnisses des  Mündels,  auf  den  Vormund  übergegangen  sei ,  könnte  nur 
dann  anerkannt  werden ,  wenn  durch  das  betreffende  Oivilrecht  demselbeti 
diese  Berechtigung  ausdrücklich  und  vorbehaltlos  cinp^cräumt  werden  würde. 
Im  vorliegenden  Falle  hat,  da  die  Vormuudscliaft  in  Lindau  getührt  wird, 
und  das  Lindaner  Statatarreefat  einBohllgige  Bestimmungen  nicht  enthllt, 
das  gemeine  Recht  zur  Anwendung  zu  kommen.  Dies  Redit^  aber  enthSlt 
eine  Bestimmung  der  fraglichen  Art  ebenso  wenig.,  als  das  bayerische  Land- 
recht, wenn  etwa  letzteres  wegen  dos  Aufenthaltes  der  Tauschor  in  München 
in  Frage  kommen  könnte.  Demg-emäss  stellt  sidi  der  vom  katholischen  Stadt- 
pfarramtc  «?cstellte  Antrag  als  ^gerechtfertigt  dar.'* ' 

In  Sachsen- Meimn<jen  ist  diese  Frage  durch  Landesgesetz  entschieden. 
„Uneheliche  Kinder  werden  im  Qlanbenabekenntmss  der  Mutter  er- 
zogen, sofern  diese  nicht  ein  anderes  bestimmt,  wozu  ihr  die  Befugnisa 
insoweit  zusteht,  als  bei  ehelichen  Kindern  dem  Täter."  *■  Eine  landes- 
gesetadiohe  Yonohrift  für  ScKksm^Koburg  wpncht  den  nämlichen  Grundsatz 
ans.  Indessen  kann  die  Mutter,  wenn  sie  verheiratet  ist,  ihr  Bestim- 
mungsrecht nur  mit  Einwilligung  ihres  Ehemannes  ausüben.  „Das 
Kind  wird  in  dem  Glaubensbokonntniss  seiner  Mutter  erzogen,  sofern 
diese  nicht,  bezieheutlicii  mit  Einwilligung  ihres  Ehemannes,  ein  anderes 
bestimmt."'*  Die  Landesgesetze  von  Sachsen-Kobur^-  uml  Saelisen- 
Meiniagen  enthalten  zwar  über  die  Erziehung  unehelicher  Kinder  einige 
allgemeine  Vorschriften,  wonach  ein  Vertrag  der  Eltern  über  die  Er- 
ziehung des  Kindes  zulässig  ist,  ferner  das  Emehungsreelit  der  Mutter 
entzogen  werden  kann,  und  nach  ihrem  Tode  die  Erziehungspflieht 
auf  ihre  Eltern  übergebt*.  Doch  ergibt  sich  ans  dem  Zusammenhange 
dieser  Yorschriften,  dass  sie  auf  die  Bestimmung  des  Glaubensbekennt- 
nisses ohne  Einfluss  sind.  In  lUuss  äUenr  LiM$  stehen  uneheliche 


*  Beschlusa  der  Polizeidirection  zu  München  vom  15.  November  1R87.  In- 
zwischen hefknd  sich  das  Kind  «eit  Oekober  1881  >vieder  iii  Lindau,  bei  der  Ehe- 
frau Wehner. 

«  Vgl.  V.  Weber,  Darttellwig  etc.,  Bd,  IV,  Theü  1. 

'  Entacheiduiig  des  baysriiehen  Verwaltungsgerichtshofes  vom  26.  Apaü  1888. 

♦  Meiniiigisolie.s  Oesetz  vom  0.  Beptember  1844,  Art  JO,  Absatz  4. 
&  Koburgisches  Uesele  vom  28.  Juli  1858,  Art.  37. 

•  Meintogtaebes  Geieti  ▼om  9.  Beptember  1844,  Art  20—23}  KobnrgiacheB  6e- 
aeta  Tom  38.  Juli  1808,  Art.  6,  7,  8,  18  und  14. 
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Kinder  unter  gesetzlicher  Yormundsdiaft  ihrer  Mutter.  Ist  die  Mutter 
selbst  noch  minderjährig,  so  wird  ein  besonderer  Ynrmund  bestellt*. 
Hieraus  ist  zu  folgern,  dass  die  Mutter  in  der  Kegel  befugt  ist,  auch 
das  Religionsbekenntniss  der  Kinder  zu  bestimmen,  dass  also  in  dieser 
Beziehung  die  ürundsätze  des  gemeinen  Kechts  gelten. 

4.  AigonommeBe  Kinder. 

Die  Annahme  eines  Pfle*;ekindes  (aluiniius),  die  sogenannte  Pflog- 
,  kindschaft,  hat  keine  faniilieurechdiclie  Wirkung.  Sie  begründet 
kein  Erziehungsrecht.  Leben  noch  die  leiblichen  Eltern,  die  das 
Kind  in  Pflege  gegeben  haben,  so  behalten  sie  das  Erziuhungsrecht 
und  damit  das  Reohti  die  Oonfeasion  des  Kindes  zu  bestimmen.  Sind 
die  leiblichen  Eltern  gestorben,  so  ricbtet  sieb  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  nach  den  für  Waisenkinder  allgemein  geltenden  Grund- 
sätzen (vgl  oben,  Ö.  54—58). 

Aus  diesem  Grunde  wurde  in  dem  oben  (S.  58)  erwähnten  Falle  gcgen- 
übt  '-  t'iTH'rn  KftHioli]<f'n.  ffoorg  Böhm,  der  ein  Waisenkind  von  beiderseits  Pro- 
testant isclien  Eltern  in  Fliege  genommen  hatte,  die  Entscheidung  getroffen, 
dass  er  nicht  berechtigt  sei,  das  Kind  kathoUsch  zu  erziehen,  weil  er  „eine 
nach  civilreditlichen  Orundsätsen  erfolgte  Adoption  nicht  behaupten  konnte, 
die  einfädle  Annahme  eine»  Kindes  in  Verpflegung  aber  elterliche  Beolite 
nicht  erzeugt*. 

Bei  der  adoptio  minus  plena  des  römischen  Kechts  würde 
der  nämliche  Grundsatz  anzunehmen  sein.  Denn  eine  solche  Annahme 
an  Killdesstatt  begründet  keine  väterliche  Gewalt,  sondern  hat  nur 
die  Wirkung,  dass  der  Adoptirte  ein  gesetzliclies  Kindeaerbrecht  er- 
langt^. Dagegen  durch  adoptio  plena  oder  arrogatio  wird  die 
väterliche  Gewalt  begründet;  daraus  folgt  das  Erzieliungsrecht  und 
damit  die  Befugniss,  die  Keligion  des  Kindes  zu  bestimmen.  Auch 
die  einer  Frau  durch  Bescript  gestattete  Adoption  in  soktinm  libe- 
roram  amissorum  hatte  die  Wirkung,  dass  die  Adoptiymutter  über 
■  das  angenommene  Kind  die  Keobte  einer  leiblichen  Mutter  erlangte; 
daraus  kann  gefolgert  werden,  dass  ihr  die  Befugniss  zustehe,  die 
Religion  des  Kindes  zu  bestimmen. 


*  Vgl.  Verordnung  vom  2.  Juli  1864,  ttber  Bevormundung  Minderjähriger  (6e- 
setssammlnng,  1864,  Nr.  19,  8.  130),  §  1,  Absats  2:  „AuMereheliehe  Kinder  sind 

zu  bevormunden,  wenn  deren  Mutter  stirbt.  Lpvor  «io  die  Volljnhripkcit  erreicht 
h&ben."  §  2,  Satz  2:  „Müttern  unehelicher,  nicht  durch  nachfolgende  Ehe  legiti- 
mirter,  Kinder  stehen  ttber  letztere  auf  die  Dauer  der  Minderjährigkeit  derselben 
voTmandaehaftttebe  Rechte  sa.**  g  4:  ^Wlhrend  der  Dauer  der  vlterlieboi  Gewalt 
und  der  in  g  2  gedachten  Verhältnisse  soll  dem  !\Tinrleri"ihrigen  nur  dann  ein  he- 
aonderer  Vormund  bestellt  werden:  .  .  .  d)  wenn  der  Vaier  des  Minderjiilirigen 
oder  deaeen  nach  §  2  zur  Bevormundung  desselben  berufene  Mutter  selbst  noch 
mindeijlUirig  iei**  .  .  . 

*  L.  tO  C  de  adoptionlbue  (8,  48);  g  3  J.  de  adopUonibue  (1,  11). 
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Naeh  gemeinem  deutschen  Bechte  können  Eheleute  gemeinschallb- 
lich  ein  Kind  ftdoptiren.  Die  Fähigkeit  der  Frauen,  zu  adoptiren,  ist 
allgemein  anerkannt.  Die  Begründung:  eines  KindesTerhältnisses  ist 
heute  „ala  der  eigentliche  Zweck  der  Adoption  anzusehen*  An 
Stelle  der  väterliehen  Gewalt  ist  die  elterliche  Gewalt  irctreten.  Im 
übrigen  aber  2:elton  im  f^rmeinen  deutschen  Ixeclite  nooh  heute  die 
Grundsätze  des  neuesten  rümischen  Rechts  über  Adoptioneü.  Es  fohlt 
ein  Erenüü:ender  (Jruud  für  die  Annahme,  daas  der  Unterschied  einer 
vollkonimenen  und  unvollkommeneu  Adoption  (adoptio  plena  uüd  miuus 
plena)  im  gemeinen  deutschen  Rechte  beseitigt  sei.  Folglich  ist  an- 
zunehmen, dass  die  Erztehungsgewalt  und  damit  das  Becht,  die  reli- 
giöse Erziehung  des  Kindes  zu  bestimmen,  dem  AdoptiTvater  oder 
den  Adoptiveltern  nur  im  Falle  einer  Tollkommenen  Adoption  (d.  h. 
bei  einer  Adoption  durch  den  Grossvater,  die  Grossmutter  oder  die 
Grosseltem)  und  im  Falle  einer  Arrogation  (d.  h.  bei  Annahme  eines 
von  elterlicher  Gewalt  freien  Kindes)  zusteht.  Doch  nehmen  viele 
Jv'^'^lit.slehror  an,  nach  li^emeinem  deutsclien  Rechte  werde  <'i?u'  Kr- 
zieiiuTi^'sg'ewalt  des  AdDptivvaters  auch  im  Falle  einer  unvollkommeueu 
Adoptirtu  fadoptio  minus  plena)  begründet*.  Daraus  würde  folgen, 
dasa  auch  in  diesem  Falle  der  Adoptivvater  die  Religion  des  Kindes 
bestimmen  könne  ^. 

Wer  ein  von  den  Eltern  ausgesetztes  Kind,  ein  Findelkind, 
aus  Mitleid  aufgenommen  hat  und  verpflegt,  ist  zur  Erziehung  des 
Kindes  berechtigt,  so  dass  die  leiblichen  Eltern,  wenn  sie  sich 
spater  melden,  ihr  Kind  nicht  zurückfordern  können.  „Nec  enim 
dicere  suum  poterit,  quem  pereuntem  contemsit."  Durch  die  Aus- 
setzung verlieren  die  Eltern  ihre  Rechte  über  das  Kind.  Die  (dter- 
liche  Gewalt,  und'  damit  das  Erziehungsrecht,  geht  auf  die  Pflege- 


<  VgL  Urtbell  des  Reicbsgeriolits  vom  16.  November  1881 ,  Entlob.  Bd.  VT, 
Ö.  171—178. 

*  Vgl.  z.  B. :  Stolz  el  im  preus-ischcn  Jtisttzmtni«tcrialMatt .  1874,  S.  153; 
A.  S.  Bobiiltzp  in  V.  Holtzendort'fs  Rechtslexikon,  unter  Adoption;  Wind- 
acheici,  Pandekten,  §  524,  Note  8,  Bd.  II,  S.  981.  —  Dieser  Meinung  steht  ent^ 
gegen,  dass  nach  aiudr&eldieber  Gesetsesvonchrift  des  rSmisohen  Rechts  hei  der  adoptio 
minus  plena  dio  Kcclilo  di^r  ViUcrliclion  Ocwalt  nicht  dorn  Adoptivvfitrr,  sondern 
dem  leiWiclicii  Vater  zustehen,  tind  daaa  keine  genOgendeu  GrUnde  vorliegen,  die 
Reception  dieser  einzelnen  Gcaetzesvorscbrift  zu  bezweifeln. 

*  Ygl.  Uber  diese  Frage:  Stobbe,  Deutsches  Privatrecht,  Bd.  IV,  S.  383 
(1884);  Richter  (Dove),  Kirchenrecht,  ^  264,  Note  23,  S.  8ß5  (1.  Aufl.).  Beide 
sprechen  allgemein  von  der  Adoption,  ohne  zwischen  adoptio  plena  und  minus 
plena  zu  unterscheiden.  Sie  hi  handeln  die  Frage  mehr  de  lege  ferenda ,  als  de  l^e 
lata.  Stobbe  meint,  ca  sei  ^angemessen,  dass  der  Adopttwater  ftbcr  die  religiöse 
Erziehung  dos  Kindes  zu  entscheiden  hat".  Dove  dagegen  spricht  sich  gegen  die 
Befugnis?  der  Adoptiveltern  aus  ,  ,,dio  confeasionclh'  Erziehung  der  Adoptivkinder 
ohne  ausdrückliche  Zustimmung  der  natürlichen  Eltern  zu  ändern",  weil  „das  bloss 
ctvilreebtUehe  Baad  der  Adoption  naeh  dentscher  AufiGkssung  den  natttrliehen  Banden 
der  Blntsverwandtsdmft  nicht  gleichsteht". 

Behmidt,  CMiftMiOD  der  Xind«r.  5 
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eitern  des  Findelkindes  über  Hieraus  ergibt  sich  die  Bereeb» 
tiguug  der  Pflegeeltern,  die  religiöse  £r2iehuDg  des  Findelkindes  zu 
bestimmen'. 

5.  Verträge. 

Landesgesetze,  wonach  die  Confession  der  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  durch  Vertrag  rechtsgiltig  bestimmt  werden  kann,  bestehen  noch 
heute  iu  Frankfurt  a.  M.,  in  den  Q-ebieten  der  preussischen  Amtsgerichte 
zu  Orb,  Hilders  untl  Weyhers,  in  den  Königreichen  Bayern,  Sachsen 
und  Württemberg,  im  Grossherzogthum  Hessen,  in  Mecklenburg- 
Schwerin,  in  Sachsen- Weimar,  in  Lippe-Detmold  und  in  Waldock- 
Pyrmont^.  Ueber  die  Voraussetzungen  und  Wirkungen  solcher  Ver- 
träge weichen  die  Gesetze  der  genannten  Gebiete  voneinander  ab. 
(Vgl.  unten,  die  Abschnitte  IV,  V,  VI,  VIII,  IX.) 

In  anderen  Landesgesetzen  sind  solche  Verträge  für  ungiltig  er- 
klärt, nämlich  im  preussischen  allgemeinen  Landrechte  und  in  der 
Declarataon  vom  21.  November  1803,  ferner  in  Holstein,  Hannover, 
Enrhessen  und  Nassau,  in  Baden  und  in  Braunschweig. 

In  Elsass-Lothringen  ergibt  sich  die  Ungiltigkeit  derartiger  Ver- 
träge aus  Art.  1388  des  Code  civil*.  Aus  dem  nämlichen  Gesetzes- 
futikel  folgt  die  gesetzliche  Unvcrbindlichkeit  der  einem  Geistlichen 
o<ier  einem  Verwandten  des  Ehegatten  in  dieser  Hinsicht  gemachten 
Versprechungen  ^. 

In  den  übrigen  Tin  ilen  des  deutschen  Reichs  ist  die  Frage  der 
ßechtagiltigkeit  von  Verträgen  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen 
deutschen  Rechtes  zu  benrtheilen. 

£s  ist  ein  fester  Grundsatz  des  gemeinen  Rechts,  dass  Eltern, 
die  in  ungemischter  Ehe  leben,  miteinander  über  die  religiöse  Er- 


*  L.  2  nnd  3  C.  de  infantibus  expositia  (8,  52). 

*  Vgl.  Bnrchardl  im  Archiv  fbr  eiviUstisehe  Praxis,  Bd.  Vm,  8.  171,  173. 

3  In  Hamburg  ])ostaiul  ein  solches  Gesetz  für  Ehen  zwischen  Christen  und 
Juden,  nach  §  6  der  provisorischen  Verordnung  vom  24,  Ociober  1851.  Doch  tot 
dasselbe  für  aufgehoben  zu  erachten.    VgL  oben,  S.  29. 

*  Sirey-GUbert,  Art.  1388,  n.  2  (8.  Anll.  1885):  „L*  Convention  que  les 
fillcs  seront  i^lovdes  dans  la  religion  de  la  m6re,  et  les  fils  itaa  Celle  du  p6re,  n'eat 
püiut  rivilfmciit  o1ili(^atoire>'  Vfjl.  dartibor  z.  B. :  Dali  07,  Contrat  de  mariagp. 
u.  116j  Marcade,  Art.  138«,  n.  IU  und  IV;  Demolombe,  Art.  1388  (Bd.  VI), 
n.  396;  Anbry  tind  Ra«,  §  d04,  Bd.  V,  S.  366  (4.  Aufl.);  Laurent,  Bd.  XXI, 
n.  120;  Baudry-Lacantinerie,  Art.  1388,  n.  7«,  Bd.  HI,  S.  4;  F.  Geigel, 
Staatskirchonrccht,  S.  235.  23ß  (ISSJ)-  Nur  A.  Kodiere  et  Paul  Pont,  Traitf^ 
du  contrat  de  mariage,  tome  I,  n.  ü3  (1865),  vertheidigen  die  Meinung,  dass  auf 
Anrufen  der  Mutter  die  Oerlobte  entsdieiden  könnten,  ,^qui  doivent  ee  d^oid«r  par  1p 
plus  grand  intörAt  moral  des  en&nts*^  —  Anderer  Meinung  ist  G.  E.  Weise,  Archiv 
der  Kirchcnrechtswisscnschaft.  Bd.  TT,  S.  ILO — 121. 

5  Aubry  und  Rau  a.  a.  O.:  „Quant  k  reiigagement  qu'ils  prendraient,  Tun 
envecs  Tautre^  ou  envert  un  tlers,  de  fkire  äever  lenr«  enfants  dans  les  dogmes 
de  teile  ou  de  teile  religion,  il  aerait  deatituA  d'dllcaeitö  clvile.'* 
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aehang  ihrer  Kinder  keinen  bindenden  Vertrag  schlieaseu  könneu  \ 
und  da«  ebenso  wenig  die  Mutter  eines  nnehe Hohen  Kindes  debsen 
Religion  durch  Tertrag  mit  irgend  einer  Person  in  einer  sie  binden- 
den Weise  bestimmen  kann,  weil  solche  Vertrüge  mit  der  Bechtsord- 

nung  in  AViderspruch  stehen.  Der  nämliche  Grund  spricht  für  die 
Ungiltigkeit  der  Verträge  über  die  Confession  der  Kinder  aus  ge- 
mischten  Ehon.  Docli  werden  solche  Verträge  von  vielen  Schrift- 
btelleru  für  giltig  erachtet  2.  Auch  wurde  die  Giltigkeit  solcher  Ver- 
träge in  vielen  Landosgesetzen  des  18.  und  19.  Jahrhunderts  voraus- 
gesetzt ^  Es  bedarf  daher  die  Frage,  ob  Verträge  über  dii-  Confession 
der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  nach  gemeinem  deutschen  liechte 
giltig  sind,  einer  nfihern  Untersuchung  \ 

Nach  gemeinem  deutschen  Rechte  ist  ein  Vertrag  über  die  Con- 
fession Yon  Kindern  aus  gemischter  Ehe  für  erlaubt,  also  für  zu- 
lässig zu  erachten.  Den  Brautleuten,  die  eine  gemischte  Ehe  schliessen 
wollen,  kann  nicht  Terwehrt  werden,  sich  über  die  Confession  ihrer 
künftigen  Kinder  zu  verständigen  und  darüber  durch  Erklärung  vor 
dem  Pfarrer  oder  in  Form  eines  förmlichen  Vertrages  eine  Verein- 
barung /u  treffen.  Eino  solche  Vereinbarung  kann  für  zweckmässig, 
nützlich  und  wünschenswerth  erachtet  werden.  Sie  kann  sogar  noth- 
wendig  sein,  wenn  die  Brautleute  in  der  katholischen  oder  in  der 
evangelisciien  Kirche  getraut  zu  werden  wünschen. 

Die  Geistlichoü  haben  nach  den  Gcsetzeu  ihrer  Kirche  zu  prüfen, 
ob  und  unter  welchen  Bedingungen  sie  bei  einer  gemischten  Elie  die 
Trauung  Tomehmen  dürfen.  Sie  können  nach  gemeinem  deutschen 
Bechte  nicht  gehindert  werden,  die  Gesetze  ihrer  Kirche^  zu  befolgen. 

*  Vgl.  z.B.  V.  Hörmann,  in  der  bayerisoheo  Kammer  der  Abgeordnetem  vom 
4.  Mai  1881,  Protokolle,  S.  740. 

*  VfL  s.  B.:  Job.  Jao.  Moser,  Von  der  teutsctaen  ReHglonsVerftoBung  (1774), 
Buch  1,  Kap.  4,  §  20,  S.  68,  auch  §  21,  S.  71;  Glück,  Pandekten,  B.  II,  S.  260 
(2.  Aufl.  1800);  üanz,  DentRchos  Privatrecht,  Bd.  VI,  §  569,  S.  178—180  (3.  Aufl. 
1801) i  ö trabe,  Rechtliche  Bedenken,  Bd.  I,  Bedenken  144,  (2.  Auü.  S.  76); 
C.  E.  -Wala»,  Archiv  für  Kirchen  rechts  wiMenscbafb ,  Bd.  n  (1831),  8.  10«— 124  j 
Mittermaier,  GrundsSlse  dos  gemeinen  dettteehen  Privatrechts,  §  115  (7.  Aufl., 
J84Ö,  Bd.  I,  S.  327);  Maas  in  Verin^^s  Archiv,  Bd.  VII  (1802),  S.  248. 

*  Vgl.  die  Sammlungen  bei  v.  Ivamptz,  Jahrbücher  lür  preussische  Cicsets- 
gebtiug,  Reehtawiesenaeliaft  und  BeclitavorwaHung,  Bd.  LI  (und  in  besonderer  Aus- 
gabe von  1838),  «id  bei  V.  Linde,  In  der  Zettsehrift  SHt  Civilreelit  und  Proeen, 
n.  F,,  Bd.  III. 

*  Die  Frage  wird  hier  de  lege  lata  und  im  letzten  Abschnitte  de  lege  ferenda 
bebandelt. 

*  Nach  den  Qeeeteen  der  katholischen  Kirche  sind  gemischte  Eben  verboten; 

von  diesem  Verbote  (dem  aufschiebenden  Ehehindfirnis-e  der  gemischten  Ehe)  kann 
nur  der  Papat  dispensiren;  doch  kann  dies  päpstliche  Recht  den  Bischöfen  Uber- 
tragen werden.  Die  Dispensation  wird  erat  nach  Erfüllung  gewisser  Bedingungen 
und  nach  thunlichster  SicherstoUung  dersdben  (opportunis  oautlonibus)  ertheilt. 
Darüber  gelten  feste  Grundsätze;  die  Ausführung  derselben  im  einzelnen  erfordert  Be- 
stimmungen, die  nach  Zeiten  und  Jjändern  verschieden  sind.  Vgl.  z.  B. :  A.  Lehm- 
knbl  in  den  Stimmen  aus  Maria-Laach,  Bd.  XXV  (1883),  S.  352— 354  j  H.  Läm- 
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Der  Staat  hat  nicht  einmal  ein  Interesse,  die  Befolgung  der  Kirchen- 
gesetze über  gemischte  Ehen  zu  liindern  *.  Die  preussischo  Oabinets- 
ordre  vom  17,  August  1825  vertrat  einen  au'l^^rn  vStandpunkt.  Dass 
katholische  Geistliche  von  Yerlobten  verschiedener  ConfessioD  ein  Yer- 
sprecheu  katholischer  Erziehung  aller  Kinder  verlangten,  erklärte  die 
Cabinetsordre  für  einen  „Missbrauch'',  der  „niclit  gestattet"  werden 
könne.  Sie  erliess  also  ein  Verbot  für  Befolgung  kirchlicher  Vor- 
Bchriften*.  Ein  solches  Yerhot  findet  sich  noch  in  einigen  Ghesetzen 
anderer  Reehtsgehiete*.  Auch  wurde  es  im  Jahre  1838  durch  den 
prenssischen  Minister  Ton  Eamptz  yertheidigt     Allein  die  Unhaltbar- 


mer,  Institutionen  des  katholiscbea  Kirchenrecbts,  §  136,  S.  386—388  (1880).  Solche 
Vorschriften  wurden  vom  päpstlichen  StnMe  seit  d«m  Jahre  1880  aameötlidi  für  vlde 
deutsche  LandestfaeUe  «rlassen.  Vgl.  Breve  des  Papstes  Pins  VIEL  „Litterls  altere*^  vom 

25.  Miirz  1830,  nebst  Instruction  des  Cardinais  Alban i  vom  27.  >T:4--  1830,  für  Köln, 
'Frier,  Paderborn  und  MQnster^  Breve  Gregors  XVI.  „Summo  jugiter*'"  vom  27.  Mai 
1832,  nebst  Instruction  des  Cardinalstaatssecretärs  Bemetti  vom  12.  September  1834,  an 
die  hayerlsehen  Bischöfe;  Breve  desaelbw  Papstes  vom  23.  Mai  1848,  an  den  En- 
biscliof  Von  Freiburg.  Diese  Urkunden  sind  in  zaldrcichen  Werken  abgedmckt,  z.  B. 
Icürzlich  bei  Lftinz,  Die  Elievorschrift  des  Concils  von  Trient,  S.  148 — lö7  (l888). 
Danacik  wird  die  Dispensation  nur  dann  ertheilt,  wenn  alle  Kinder  katholisch  erzogen 
werden  sollen.  In  der  R^l  wird  darOher  ein  eidliches  oder  eidesstatfllobes  Ver- 
sprechen beider  Brautleute  erfordert  ;  und  der  Pfarrer  darf  die  Dispensation  nur  dann 
nachsuchen,  wenn  er  sich  von  der  Ernstlichkeit  des  Versprechens  und  von  der  Mög- 
lichkeit der  Erfüllung  Uberzeugt  iiat.  Köunen  oder  wollen  die  Brautleute  diesen 
YoTsehriften  der  Icatholisohen  Kirche  nicht  gemfigen^  so  dürft«  katholische  Geistliche 
die  Trauung  nicht  vornehmen.  Nur  unter  gewissen  Voraussetzungen  ist  eine  passive 
Apsistonsr  erlaubt.  Mit  Rlick-^icht  auf  diese  Gesetze  der  katholischen  Kirche  wurden 
vom  preussischcn  evangelischen  Oberkirchenrathe,  vom  bayerisclien  protestantischen 
Oberconsistorinm  und  von  anderen  Yertretem  der  evang^sehen  Kirchen  enispieehende 
Anordnungen  fUr  protestantische  Trauungen  erlassen. 

*  Vgl-  z.  B.  Döllinger,  Ueber  gemischte  Ehen,  eine  Stimme  zum  Frieden, 
8.  14,  15  (1838).  Danach  ist  „durchaus  keine  Nothwendigkeit  vorhanden,  die  katho- 
lische Oelstliebkeit  m  einer  ihrem  Gewissen  und  ihrer  Ueberzeugung  widerspreehenden 
Handlungsweise  zu  zwingen  .  .  .  Wenn  die  Verlobten  ilbereinkommen,  ihre  Kinder 
katholisch  erziehen  zu  lassen,  so  wird  der  katholische  Priester  ihnen  die  Einsegnung 
ertheilenj  boscbliesaen  sie  aber,  sie  dem  Protestantismus  zuzuwenden,  so  wird  es 
der  protestantische  Geistliche  sein,  der  die  Trairang  venricbtet.  Hier  ist  also  In  der 
That  keine  Schwieri^eit ;  und  von  der  katholischen  Seite  ist  man  gerne  bereit^  das 
gleiche  Recht  der  protestantischen  Geistlichen  anzuerkennen." 

'  Schon  im  Jahre  1819  hatte  der  König  „das  Verfahren  der  katholischen  Geist- 
liehen** mlssbilligt.  Vgl.  das  Pnblieandum  vom  1.  Mit»  1818}  bei  Hermens,  Hand- 
buch der  Staatsgesetzgebung  etc.,  Bd.  II.  S.  073,  ß74.  Deshalb  bemerkte  die  Gabineto» 
ordre  von  1825,  da.ss  jener  'NTiasbraucli  ,. fortdauere". 

3  Vgl.  z.  B.:  das  königlich  sächsische  Mandat  vom  19.  Februar  1827,  §§  53, 
54;  das  holstein'sche  Oeseti  vom  14.  Juli  1868 «  g  6j  ein  vom  Senat  der  Freien 
Stadt  Lübeck  erlagst  ne.s  Regulativ  fQr  die  römisch-katholische  Gemeinde  tu  Lübeck 
vom  14.  Juli  1841,  Art.  10. 

^  Sammlung  einiger  Land^gesetze  über  gemischte  Ehen,  in  Bd.  LI  der  Jahr- 
bfleher  und  in  Sonderausgabe  von  1838,  S.  120:  „Die  Bestimmung  der  Religion  der 
Kinder  aus  gemischten  Eben  gehört  nicht  lum  kirchlichen  Gebiet;  Staatsgesetae, 
Oberau  aber  nicht  Kirchengesetse,  enthalten  die  Vorschriften  darttber,  und  die  Kfarche 
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keit  dieses  Standpunktes  ergab  sich  aus  den  „Kölner  Wirren",  die 
dahin  führten,  dass  die  preussische  Regierung  anf  Einmischung  in  die 
kirchliche  Ijchandlunc:  der  gemischten  Elien  f2:änz!ieh  verzichtete  *. 
Damit  kelirte  sie  zu  dem  Grundsatze  zurück,  der  dem  gemeinen  Eechte 
entspricht. 

Während  der  Ehe  können  die  Eltern  an  der  vor  der  Ehe  ge- 
troffenen Vereinbarung  febthalteii,  bie  können  da«»  dem  Geistlichen 
bei  der  Trauung  gegebene  Yersprechdn  erfüllen.  Sie  können  aber 
auch  eine  neue  Vereinbarung  treffen.  Hatte  vor  der  £be  keine  Ver- 
ständigung stattgefunden,  so  kann  dieselbe  wahrend  der  Ehe  nacb- 
gebolt  werden.  Der  Tater  kann  z.B.  der  Kutter  nachgeben,  dass  die 
Kinder  in  ihrer  Confession  erzogen  werden.  Wird  die  h&ulig*  betonte 
Vertragsfreiheit*  der  Eltern  in  diesem  Sinne  verstanden,  so  ist  da- 
gegen nichts  zu  erinnern.  Der  AVille  der  Eltorn  ist  „gemäss  einer 
Forderung  des  Naturreclits  bei  ilcr  Hpstimniung;  der  reiigiusen  Er- 
zielnmq-  der  Kinder  allein  nmssgebend"  ^  Dieser  ürundsatz .  ist  auch 
im  geuiemen  deutschen  Rechte  anerkannt. 

Es  sind  also  Verträge  der  Brautieute  oder  Ehegatten  über  die 
Confession  von  Kindern  aus  gemischter  Ehe  nach  gemeinem  deutschen 
Rechte  für  erlaubt  und  insofern  für  zulässig  zu  erachten.  Auch 
können  solche  Vertrüge  in  gewissem  Sinne  eine  rechtliche  Wirkung 
haben.  Die  Urkunden  nämlich  über  einen  solchen  Vertrag  dienen  als 
Beweismittel  dafür,  dass  die  Eltern  die  beurkundete  Willenserklä- 
rung abgegeben  haben.   Wird  diese  Willenserklärung  bis  zum  Tode 


selbst,  noch  weit  mehr  aber  ihre  Diener,  etehen  nicht  über,  sondern  unter  dem  Staate 

und  der  Staat^fiesetzgebung." 

1  Die  kutiiolischea  Pfarrer  und  Bisehöfe  konnten  das  staatliehe  Verbot  nicht 
befolgen,  ohne  die  Kirchengeeetse  zu  verletzen.  Deshalb  erbaten  sich  die  betheiligten 

Bischöfe  Verhaltimg^vorschrlftcn  von  Papst  Leo  XIT.  Die  Antwort  erging  in  dem 
ohpn,  S.  68,  erwähnten  Breve  von  Piua  YllL  Ein  Erlass  de»  Königs  vom  28.  Ja- 
nuar 18  3Ö  scliwächte  das  in  der  Cabinet«ordre  vom  17.  Auguat  1836  enthaltene  Verbot 
ab,  Indem  er  bestimmte,  es  aolle  den  Cu  istlichcn  mu  i  f  rsagt  sein,  „sich  ein  förm- 
Uchea  Versprechen  üher  die  Erziphunf:  der  Kinder  iu  der  katholischen  Rclipion  gnben 
zu  lassen;  hescheidene  Erkundigungen  seien  dem  katholischen  Seelsorger  nicht  ver- 
boten j  glaube  derselbe,  die  katholische  Trauung  nicht  vornehmen  »u  dttrfen,  eo  ent^ 
eehelde  awiaohen  ihm  und  dem  katboliaehen  Brauttheile,  welcher  allein  darüber  Be- 
•chwerde  zu  führen  lict'ugt  ist,  der  Diöccsan1dRch(jf.  hei  dessen  Ausspruch  ra  alsdann 
«ein  unahündcrliches  Bewenden  habe,  ohne  daas  ein  Verfahren  bei  den  Staatsbehörden 
iUttfinden  soll' ,  Dann  wurde  durch  Abkommen  des  preuasiechen  Unterhtodlera 
Grafen  Brühl  mit  dem  CardinalataataBecretär  Lambruschini  vom  23.  bia  24.  Scpteml)er 
1841  die  Behandlung  der  gemischlen  Eluni  den  Bischöfen  ülxrlassen,  und  auf  Eiu- 
niiscliunp  seitens  des  ?taatsr*'t;ierung  Verzicht  geleistet.  (nLu  mani^re  de  traiter  les 
mariages  mixtes  dependrii  uuiiiuement  de  la  d^cision  des  6v6quos,  etle  Gouvernement 
B'abstiendra  d'y  intcrvenir.*')  Vgl  B.  Hübler,  Bheschliessung  und  gemischte  Ehen 
In  Preussen,  nach  Recht  und  Brauch  der  Katholiken,  S.  30,  GO,  91-101  (Berlin  18S3) 

«  Vgl.  z.  B.  J.  H.  Böhmer,  Jus  eccleslasücum  Protestantium,  Üb.  3,  tit.  42, 
§  5 :  ...  „potest  eniui  maritus  suo  juri  in  fevor«B  uxorte  renuudare  et  ei  indul- 
gere,  ut  in  ejus  rellgionie  saeris  educentur  in&ntee.'^ 

»  Bollesheim  im  Literarischen  Handweiser,  188Ö,  Nr.  476  und  476,  S.  167, 


Digitized  by  Google 


70  Zweiter  Abwliiiitt.  Qebiiei  des  gemeinen  Beehta. 

boidor  Eltern  nicht  geändert,  so  ist  sie  in  derBegel  für  die  Yormuad- 
schaft  massgebend.    (Vgl.  oben,  S.  56.) 

Allein  eine  jrauz  andere  Frage  ist  es,  ob  Verträge  über  die  Con- 
fession  dor  Kinder  aus  gemischten  Ehen  giUi^  sind,  daa  heisst,  ob 
sie  Verpflichtungen  erzeugcu,  deren  Erfüllung  erzwungen  werden  kann. 
Dieäe  Frage  ist  zu  vemeinen.  Die  Erfüllung  eines  Bolelien  Vertrages 
ist  nach  gemeinem  Beeilte  niolit  dem  gerichtlichen  Zwange  nnterworfen, 
sondern  dem  Gewissen  der  Eltern  überlassen,  ahnlich  wie  das  bei  der 
kirohltchen  Traaung  auf  Befragung  des  Geistlichen  vor  dem  Altare 
von  beiden  Brautleuten  eidlich  abgegebene  Versprechen,  einander  Liebe 
und  Treue  zu  bewahren,  bis  in  den  Tod.  Auch  ein  solches  gegen» 
seitiges  Versprechen  enthält  einen  Vortrag,  der  zulässig  ist  und  sogar 
wichtige  und  hoiligo  Verpflichtungen  erzfuigt.  Doch  darin  l:ein 
bürgerlich  giltiger  Vertrag  zu  finden,  da  die  Erfnllung  der  angelobten 
Verpflichtungen  niclit  erzwungen  werden  kann,  sondern  vom  Gewissen 
der  Ehegatten  abliängt*. 

Wäre  ein  Vertrag  über  die  Confession  der  Kinder  gütig,  so 
müsstea  die  Eltern  auf  Antrag  einer  berechtigten  Person  zur  Erfül- 
lung des  Yertrages  gezwungen  werden.  Mindestens  würde  die 
Mutter  gegen  den  Vater,  und  der  Vater  gegen  die  Mutter,  auf  Er- 
füllung des  Yertrages  klagen  können.  Wäre  die  Giltigkeit  des  Ver- 
trages in  I  rn  Sinne  anzuerkennen,  dass  nur  die  Eltern  gegeneinander 
auf  Erfüllung  klagen  könnten,  so  würde  dies  Recht  geringe  praktische 
Bedeutung  haben,  da  solche  Klagen  der  Mutter  gegen  den  Vater, 
oder  gar  des  Vaters  gegen  die  ^lutter,  nicht  leicht  bei  Gericht  er- 
hoben werden.  Indessen  selbst  iu  diesem  beschränkten  Sinne  rauss 
die  Giltigkeit  von  Verträgen  über  die  Confession  der  Kinder  verneint 
werden.  Solche  Verträge  sind  nach  gemeinem  Kochte  ungiitig,  weil 
sie  der  Rechtsordnung  und  der  in  Deutschland  anerkannten  Gewissens- 
freiheit widerstreiten. 

Es  ist  nämlich  unmöglich,  die  durch  die  Ehe  begründeten  per- 
sönlichen Bechte  und  Pflichten  der  Ehegatten  durch  Verfrag  zu 
ändern,  z.  B.  durch  eine  Vereinbarung,  dass  die  Pflicht  der  ehelichen 
Treue  dem  Manne  erlassen  werde,  oder  dass  der  Wohnsitz  der  Ehe- 
gatten nicht  durch  den  Mann,  sondern  durch  die  Frau  bestimmt  werden 
solle,  oder  dass  der  Frau  die  Pflicht,  dem  Manne  /u  folgen,  erlassen 
werdet  oder  dasa  bei  Streitigkeiten  unter  den  Ehegatten  der  Mann  sich 
dem  Willen  der  Frau  unterwerfen  müsse.  Deuu  die  rechtliche  Stellung 
des  Mannes  zu  seiner  Ehefrau  steht  über  aller  Privatwillkür.  Sie  gehört 
zu  dem  jus  publicum,  quod  privatorum  pactia  mutari  non  potest. 

Namentlich  sind  die  Pflichten  der  elterliehenGewalt  so  abso- 
luter Natur,  dass  sie  durch  Verträge  nicht  geändert  werden  können*. 

'  Vgl.  V.  bavigny,  System  des  heutigen  römischen  Rechts,  Bd.  III,  §§  140,  141. 

*  Vgl.  Jacobson,  Evangelisches  Kirchenrecht,  S.  560,  Note  6  (1864). 

*  Vgl.  z.  B.:  Archiv  fftr  civillttiMhe  Praxis,  Bd.  Vm,  S.  188;  Ministerlalrftth 
Frhr.  v.  Lehmann  in  der  heseieehen  «weiten  Kammer,  14.  Juli  1868,  Prot.  S.  11; 
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Auf  das  Erziehungsreeht  uod  die  Erziehuiigspflicht  kann  der  Yater 

selbst  der  Mutter  gegenüber  nicht  verzichten  *.  „Das  Erzichungsrecht 
der  Eltern  schliesst  eine  sittliche  Pflicht  in  sich,  über  deren  Ausübung 
nicht  in  rechtlich  bindender  Weise  im  voraus  pactirt  werden  kann; 
zwar  nicht  der  Abschluss  eines  solchen  Vertrages,  wohl  aber  seinä 
Durchfulirimg  mittels  liechtszwaugcs  würde  oreffeTi  die  guten  Sitten 
Verstössen."  ^  Eltern  können  ihre  Kinder  einem  Erzieher  oder  einer 
Erziehunijsanstcilt  anvertrauen.  Sie  können  sich  aber  Tii(dit  durch  Ver- 
trag ihres  Kechtes  und  ihrer  Ptliciit  begeben,  über  die  ErziehuDg  der 
Kinder  Bestimmung  zu  treffen.  Ein  solcher  Vertrag  würde  die  Eltern 
von  ihrer  eigenen  Verantwortlichkeit  nicht  befreien.  „Uugiltig  würde 
die  Bestimmung  sein,  dass  die  Befugniss  des  Erziehungsberechtigten, 
das  Kind  jederzeit  zurückzunehmen,  ausgeschlossen  sein  sollte.*  *  Das 
Täterliche  Bestimmungsrecht  ist  „unveräusserlich',  das  heisst,  ein  Vater 
kann  nicht  gezwungen  werden,  einen  Vertrag  zu  erföllon ,  worin  er 
die  Freiheit  der  Ansübimg  seines  Erziehimgsrechtes  vom  AVillei]  seiner 
Frau  abhängig  o^emacht  har  *.  Das  Recht  nnil  die  Ttlicht  der  Eltern 
dauert  biö  zur  Beendigung  der  Erziehung;.  Darauf  kann  nicht  ver- 
zichtet werden^.  Geschiedene  Eheleute  können  freilich  über  die  Er- 
ziehung ihrer  Kinder  ciaeu  in  der  Hauptsache  giltigeu  Vertrag  «chliessen; 
doch  kann  selbst  „einem  solchen  Vertrage  mit  Ilücksicht  auf  das  aus 
dem  elterlichen  Verhältnisse  fiiessende  Erziehungsrecht  und  die  Er- 
ziehungspflicht, sowie  mit  Bücksicht  auf  die  vor  allem  zu  berücksich- 
tigenden Interessen  des  Kindes  selbst,  keine  unbedingt  bindende 
Wirkung  beigelegt  werden ;  es  können  Tielmehr  die  zwischen  den  ge- 
wesenen Ehegatten  getroffenen  Vereinbarungen  nur  unter  der  aus  der 
Natur  des  Verhältnisses  sich  ergebenden  Bedingung  Geltung  haben, 
dass  der  Ehegatte,  welchem  die  Erziehung  des  Kindes  vertragsmässig 
uberlatsaen  ist,  seiner  Ptlicht  zur  Erziehung  zum  Wohlo  des  Kindes 
genügt;  es  ist  dem  andern  Ehegatten  der  Einwand  zu  gewähren,  dasb 
nach  den  von  ihm  anzugebenden  und  eventuell  nachzuweiseudeu  That- 
sacheu  anzunehmen  sei,  daas  die  Erziehung  und  Pflege  des  Kindes 
geShrdet  sein  würden,  foUs  dieselben  jenem  überlassen  würden.^* 


Motive^  zur  bessiachen  Regierungsvorlage  vom  24.  Mai  187(,  S.  10 j  Urtbeil  dea 
preuBsisolieii  ObertribunalB  vom  16.  Februar  1874,  inSenfferts  Archiv,  Bd.  XXXI, 

Nr.  23,  S.  26,  27. 

«  Urtheil  des  Reichsgerichts  vom  21.  Dec.  1886,  Entsch.  Bd.  XVil,  S.  129,  130. 

«  Urtheü  des  Reichsgerichts  vom  22.  April  1882,  Entsch.  Bd.  X,  S.  116.  Vgl. 
ftueh:  Urtheil  des  Oberlmdeegericbts  su  K6I11  vom  5.  Mbs  1885,  Rheinieclies  Archiv, 
Bd.  LXXV,  Ahth  I,  S.  IIG;  T.antUagsverhandlungoii  xme  Vereinbarung  des  Olden- 
burgiechen  Ptauts^rundi^esetzes,  löli),  S.  589 — 591. 

'  Motive  üum  Entwurf  eines  birrgerlichen  Gesetzbuches  £tir  das  deutsche  Raidi, 
Bd.  IV,  S.  762. 

*  Vgl.  z.  B.  Univeraitätskanzler  Dr.  Wasserschlehen,  in  der  hessischen 
ersten  Kanim«»r.  17.  .Tun!  IST.«*,  Prot.  S.  589.  500. 

*  Vgl.  z.  B.  Miuistetiahath  Weber  in  der  niimliqheu  Sitzung,  Prot.  S.  600. 

*  Urthetl  des  Reichsgerichts  vom  4.  Mai  1888,  Entsch.  Bd.  XXI,  S.  161,  162. 
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Was  hier  von  der  Erzielmng  überhaupt  gesagt  ist,  gilt  auch  vou 
der  religiösen  Erziehung.  Die  Eltern  haben  ihre  Kinder  gewissenhaft 
zu  erziehen.  Eiuo  Gowissenepflicht  kann  durch  Vertrag  nicht  geändert 
werden.  Daher  ist  ein  Vertrag  nicht  bindend,  worin  der  Yater  vfr- 
sprochen  hat,  die  Kinder  in  der  Contession  der  Mutter  zu  erziehen'. 
Sowenig  sich  die  Eltern  vertragsmässig  verpflichten  künueu,  „andere 
ihnen  gesetzlich  obliegende  Verpflichtungen  nicht  zu  erfüllen",  ebenso 
wenig  können  sie  nach  den  Grundsätsen  des  gemeinen  deutschen 
ReehtB  die  GoBfeseion  der  Kinder  darch  Vertrag  bestimmen'. 

Zur  Begründung  der  Ungiltigkeit  eines  Vertrages  über  die  Con- 
fesslon  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  wird  häufig  nodi  bemerkt,  «die 
Religion''  oder  «der  religir>se  Glaube"  könne  nicht  Gegenstand  eines 
bürgerlichen  Vertrages  sein^.  Dieser  Ausdruck  ist  unrichtig  oder  wenig- 
stens ungenau.  Denn  Gegenstand  des  Vertrages  ist  hier  nicht  die 
Religion  oder  der  Glaube  selbst,  sondern  nur  die  religiöse  Erziehung 
oder  der  rdig-iüse  Unterricht*.  Allein  gerade  ein  solclicr  Vertrair.  ühor 
die  religiöse  Erziehung,  ist  nach  den  oben  cuiwickeiten  Gründen  un- 
giltig,  weil  er  gegen  die  Rechtsur Jaung  vorstösst^ 

Die  üngiliigkeit  der  Verträge  über  die  Confesbion  der  Kinder 
aus  gemischten  Ehen  folgt  aus  der  im  deutschen  Beiche  anerloinnteB 
Gewissens  fr  eiheit^  Letztere  setzt  voraus,  dass  religiöse  Ueber- 
zeugungen  geändert  werden  können.  Von  diesem  Standpunkte  aus 
ist  es  unstatthaft,  eine  Verpflichtung  einzugehen,  die  mit  späteren  reli- 
giösen Ueberzeugungen  in  Widerspruch  treten  kann.  „Da  sich  Ueber- 
zeugungon  und  Ansichten  ändern,  so  ist  es  absolut  unmöglich,  solche 
für  alle  Zeiten  unabänderlicli  durch  Vertrag  feststellen  zu  wollen."  ' 
Ein  äusserer  Zwang-  in  Sachen  des  Glaubens  und  des  Gewissens  ist 
mit  der  Gewissseustrciheit  unvcrcmbar.  Sowenig  eine  durch  Vertrag 
übernommene  VerpHichtung,  in  einer  bestimmten  Confession  zu  ver- 
bleiben, erzwuDgeu  werden  kann,  ebenso  unstatthaft  ist  der  Zwang  zur 

*  Vgl.  I.  B. :  Commiseioiiaberieht  der  badisehen  sweitai  Kammer,  1860,  6.  Bei- 

lafjieheft,  S.  306;  Becker  und  Seitz  in  der  heasiaclien  z-weiten  Kammer,  15.  Juli 
ISfi;^,  Prot.  S.  T,  44,  43 j  Zcntgraf  und  Ministcrialrath  Weber  in  der  hessischen 
ersten  Kammer,  17.  Juni  1Ö78,  Prot.  S.  588,  593,  594. 

*  Vgl.  Minieterlalrath  Weber  in  der  beseiscben  zweiten  Kammer,  28.  Januar 
1878,  Prot.  S.  67. 

*  Z.B.  Bhmtfchli.  Deutsches  Privatreclit,  §  220,  S.  636,  657  (3.  Aull.,  von 
Daiui.  Iöö4j:  „Der  religiöse  Ulaube  ist  i^eiii  übject  des  bilrgerlichea  Vertrages  und 
ntesfc  sieh  dnreb  die  Formen  des  CtvOrechte  weder  fossoi  aoeh  bewahren.'* 

*  G.  E.  Weiss,  Archiv  der  Kirehenreohtawiasenschafli,  Bd.  n,  S.  110—118 
(183t). 

*  Vgl.  z.  B. :  Mittcr maier  in  der  Themis,  Bd.  I,  S.  8,  21,  22}  Zentgraf  in 
der  hessisehen  ersten  Kammer,  17.  Juni  18?8,  Prot.  S.  694. 

^  Vgl.  z.  B. :  Commissionsbericlit  der  badischen  aweiten  Kammer,  1  SCu.  6.  Bei- 
lagcheft,  S.  306,  307}  Dumont  in  der  heasiachen  «weiten  Kammer,  15.  Juli  1863, 

Prot.  b.  38,  39. 

V  Vgl.  die  AuflaehuBsberidite  der  heaiiaoheu  sweiten  Kammer  m  den  Proto- 
koll«! vom  9.  Jairaar  imd  29.  Juni  1878»  Nr.  367,  S.  4,  6,  und  Nr.  476,  S.  6. 
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Erfüllung  des  Yersprechens ,  die  Kinder  in  einer  bestimmten  Confes- 
aion  zu  erziehen.  -Ein  Vertrag  also  zwischen  Verlobten  oder  Ehe- 
gatten über  die  [religiöse]  Erziehung  ihrer  Kinder  entbehrt  aller  recht- 
lichen Wirkung,  der  Vater  wird  dadurch  in  seinem  Rocht  nic]it 
beschränkt,  weder  der  Frau  noch  ihrer  Kirche  erwächst  daraus  ein 
rechtlicher  Anspruch."* 

Aus  allen  diesen  Gründen  ergibt  aich  die  Ungiltigkeit  dar  \er- 
träge  über  die  Confession  der  Kinder,  so  dass  nicht  einmal  diejenigen 
Personen,  die  den  Tertrag  gesoUosaen  haben,  n&mlieh  die  Eltern, 
gegeneinander  auf  Erfüllong  des  Yertrages  klagen  können.  Noch 
weniger  kann  irgend  einem  Britten  ein  Elagerecht  zustehen.  Ware 
ein  Vertrag  über  die  religiöse  Erziehung  in  dem  Sinne  giltig,  dass 
die  Eltern  gegeneinander  auf  Erfüllung  des  Vertrages  klagen  könnten, 
so  würde  dies  Recht  folgerichtig  mit  dem  Tode  der  Eitern  auf  ihre 
Kinder  vererbt  werden.  Denn  obwohl  der  Vertrag  die  Erziehung 
der  Ti'imlicheii  Kinder  betraf,  die  zugleich  Mitcrbeu  oder  alleinige 
Erben  sind,  so  ist  daraus  doch  die  Unvercrblichkeit  des  Klagerechtes 
uiclit  ohne  weiteres  zu  folgern.  Es  würden  also  nach  dem  Tudc  des 
Vaterö  seine  groösjährigen  und  minderjiihrigen  Kinder,  letztere  ver- 
treten durch  ihren  Vormund,  gegen  die  Kutter  auf  Erfüllung  des  Yer- 
trages klagen  können.  Ebenso  würde  nach  dem  Tode  der  ICutter  eine 
Klage  der  Kinder'  gegen  den  Yater  aus  dem  Vertrage  statthaft  sein. 
Anderen  Verwandten  würde  ein  solches  Klagerecht  nicht  zustehen. 
Selbst  diejeuiireu  Verwandten,  die  als  Zeugen  bei  Errichtung  des  Ver- 
trages der  Brautleute  oder  Eheleute  mitwirkten,  könnten  eine  Klage 
auf  Erfüllung  des  Vertrages  nicht  anstellen.  Keineufalls  kann  nach 
gemeiDCtn  deutschen  Rechte  den  KirchcTi-  oder  Seh  ulbehörden 
ein  Reclit  zugestanden  werden,  die  Erfüllung  der  Verträge  über  die 
Confession  der  Kinder  aua  gemischten  Ehen  zu  boaeliren.  Nur  durch 
Landesgesetze  ist  ein  solches  Recht  im  Königreich  Sachsen  den  Scliul- 
behörden  und  in  Bayern  den  „geistlichen  Oberen"  zugestanden.  Die 
Annahme,  dass  ein  unter  den  Brautleuten  < oder  Eheleuten  geschlos- 
sener Vertrag  als  Vertrag  zu  Gunsten  der  Kirche  zu  betrachten 
sei,  steht  im  „Widerspruch  mit  den  allgemeinsten  Grundsätzen"^  des 
gemeinoD  Rechts.  Aus  Verträgen  zweier  Privatpersonen  können  Bechte 
und  Verbindlichkeiten  nur  unter  ihnen  selbst,  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen auch  für  und  gegen  dritte  Personen  entstehen,  immer  aber 
nur  Rechte  und  Verbindlichkeiten,  die  dem  Privatrechte  anj^elniren. 
Es  ist  nach  gemeinem  Rechte  nicht  ni'>^^iich,  durch  einen  derartigen 
Vertrag  ein  öit'entUches  Recht  zu  sckatieu. 

1  Pttchta,  EinleUnng  In  dts  Recht  der  Ktrebe,  8.  93}  Richter,  Kirchen- 

nebt,  g  237  (5.  Aufl.)- 

*  Die  mindeririliri^eti  Kinder  müsstcn  durcli  finen  Pfte2:er  vertreten  werden. 

9  Vgl.  «.  B.:  Hofrath  Schmidt  in  der  badiachen  ersten  Kammer,  24.  Auguät 
1S60,  Protokellheft  8.  ITOj  Becker  in  der  hessiBchen  sweitra  Kemmer,  1$.  Jult 
1863,  Prot  S.  8. 

0 

Digitized  by  Google 


7i  Zweiter  Abselmitt.  Oebiet  des  gemeinen  Rechte. 

Die  Frage,  ob  etwa  ans  dem  Westfölischen  Frieden  oder  aus 
sonstigen  Quellen  des  deutschen  Staatsreclits  die  Giltigkeit  der  Ter- 
träge  über  die  Oonfession  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  herzuleiten 
sei,  ist  ebenfalls  zu  verneinen.  ' 

Mau  hat  die  Behauptung  aufgestellt,  die  Giltigkoit  solcher  Ver- 
trage folge  aus  dem  im  Weatfälisclien  Frieden,  Art.  5,  §  1,  au- 
genommenen  allgemeinen  Grundsatze  „ut  quod  uni  parti  juatom  est, 
alten  quoque  sit  justum"  K  Diese  Meinung  ist  oflPenbar  unbegründet. 
Mag  die  Bechtsfrage  naeh  der  Giltigkeit  solcher  Verträge  bejaht  oder 
vemeittt  werden,  so  bietet  die  Anerkennung  dieses  für  E^tholiken  und 
Evangelische  gleichmässig  giltigen  Grundsatses  keinen  begründeten 
Anlass,  über  Verletzung  der  Gleichberechtigung  der  anerkannten  Ee- 
ligionsparteien  zu  klagen.    (Vgl.  oben,  S.  36.) 

In  den  badischen  nnd "  hessischen  Kammerverhandlungen  über 
solche  Verträge  wurde  an  das  jus  reform  and  i  der  Landesherren 
erinnert,  mit  der  Andeutung,  dass  daraus  die  Giltigkeit  jener  Verträge 
erklärt  werden  könne.  ^Im  allgemeinen  wurde  seit  dem  Westfälischen 
Frieden  anerkannt,  dass  die  Ehegatten  in  Ländern  oder  Orten,  in 
welchen  die  drei  christlichen  Confessionen  zur  Religionsübung  bereoh« 
tigt  waren,  yollkommene  Tertragsfreifaeit  über  die  religiöse  Erziehung 
ihrer  Einder  gemessen,  dass  dagegen  in  demjenigen  Ländern  oder 
Orten,  wo  nur  eine  Confession  freie  Religionsübung  hatte,  dem  Landes- 
herrn die  Bestimmung  über  die  religiöse  Erziehung  der  aus  einer  ge- 
mischten Ehe  erzeugten  Kinder  zustehe."^  „Die  Jjandesherren  hatten 
sieh  die  Befu<;niss  beigelegt,  über  die  Religion  in  ihren  T.andeu  über- 
haupt zu  bestimmen;  sie  kounteu  also  auch  bestimmen,  dass  die  Kinder 
von  Angehihigen  der  Augaburger  Confession  in  der  katholischen  Landes- 
religion erzogen  werden  mussten,  und  umgekehrt,  nach  dem  Grund- 
satze: cujus  regio,  ejus  et  religio.  Im  Westfälischen  Frieden  kam  man 
dahin  überein,  dass  den  Angehörigen  der  drei  berechtigten  Confessionen, 
wo  sie  nicht  bloss  tolerirt  waren,  die  patria  potestas  in  Bezug  auf  reli^^öse 
Eindererziehung  in  Zukunft  wieder  zustehen  solle,  also  in  den  Landen, 
wo  sie  vermöge  des  Kormsljahres  1624  freie  Religionsübung  anzu- 
sprechen hatten.  Es  wurde  damals  jedoch  die  Beschränkung  beigefögt, 
dass  durch  Eheverträge  dieser  Bestimmung  derogirt  werden  könne.** 

Allerdings  beruhen  die  bestehenden  Landesgesetze  über  die  Con- 
fession der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  auf  der  Voraussetzung,  dass 
überhaupt  UKjhrere  lleligionsbekonntnisse  im  Staate  geduldet  werden. 
Insofern  besteht  ein  gewisser  Zusammenhang  zwischen  jenen  Landes- 

*  Jo.  Ulr.  de  Gramer,  ObservAt.  juris  «niverai  iomil  paisl,  obe.  494,  S.  136. 
'  Commissionsbericht  der  bftdisohen  zweiten  Kammer,  Verbandlnogiii  von  1859 

bis  1860,  Bcilagehcft.  S.  300. 

*  Mijüsterialrath  Weber  in  der  hessischen  ersten  Kammer,  17.  Juni  1878, 
Prot.  S.  587.  —  In  dieser  und  in  der  vorcrwäbnten  Ausführung  fehlt  eine  deutliclte 
Meinnngsftussernng  über  die  Frage,  ob  Iftr  Erfüllung  der  beceicbneten  Verträge 
Staatahilfe  gewährt  werden  musste. 
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geseteen  und  dem  jus  reformandi.  Auch  die  GeistcsrichtuDg,  die  zul- 
Anerkeanunc:  do8  jus  reformaodi  (zu  dem  verwerflichen  Grundsätze 
^cujus  est  regio,  ejus  est  rclicrio")  fnbrfe .  erklärt  den  Erlass  von 
Landesgesetzen  über  die  Corifession  der  Kinder.  Allein  weiter  hängt 
die  Frage,  in  welcher  Coufession  ein  Kind  nach  den  Lande^i^^esützen 
zu  erziehen  ist,  nicht  davon  ab,  ob  und  inwieweit  einer  Religionsgesell- 
schaffc  freie  Religiousübung  (exercitium  religionis)  zusteht.  Die  Tor- 
sohriften  über  das  exercitium  religionis,  auf  Grund  des  jus  reformandi, 
sind  im  WestfiLlischen  Frieden,  im  Heichsdeputationshauptschlusse,  in 
der  Kheinbnndsacte  und  in  anderen  Quellen  des  deutsclien  Staatsreohts 
enthalten.  Dagegen  Yorschriften  über  die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder  aus  gemischten  Ehen,  namentlich  auch  über  die  Frage,  ob 
und  mit  welchen  Wirkungen  Verträge  darüber  giltig  sind,  finden  sich 
nicht  in  den  allgemeinen  Quellen  des  deutschen  Staatt^reehts,  sondern 
nur  in  Landesgesetzen.  Mithin  ist  die  Giltifrkeit  von  Verträgen  über 
die  Confessioa  der  Kinder  aus  gemischten  Üben  durch  das  jus  refor- 
mandi nicht  zu  begründen. 

Es  kann  sich  nur  nocli  fragen,  ob  etwa  aus  dem  Schlüsse  der 
Nürnberger  Friedensexecutionsdeputation  vom  14.  (24.) 
September  1650  (oben,  8.  34)  der  Bechtssatz  herzuleiten  ist,  dass 
Vertrage  über  das  Beligionsbekenntniss  TOn  Kindern  aus  gemischten 
Ehen  als  giltig  angesehen  werden  müssten.  Die  Frage,  die  der 
Deputation  vorgelegt  wurde,  war  so  gcfasst,  als  ob  pacta  dotalia  über 
die  Religion  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  selbstverständlich  be- 
folgt würden  oder  befolj^rt  worden  müssten;  und  die  Antwort  enthält 
die  Bestimmung,  „dass  in  alle  Weg,  da  pactii  dotalia  vorhanden,  die-, 
selbe  zuvörderst  in  acht  genommen  und  observiif  werden  sollen  und 
müssen".  Soll  das  den  Sinn  haben,  dass  die  ErfüUuni^  von  Yertrairen 
über  die  religiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  getnisciiten  Elien  erzwungen 
werden  könne?  Dies  ist  zweifelhaft.  Der  gutachtliche  Schluss  war  näm- 
lich durch  einen  Rechtsstreit  Teranlasst,  der  die  religiöse  Erziehung  von 
Waisenkindern  betraf.  Mit  Rücksicht  hierauf  kann  der  Schluss  dahin 
verstanden  werden,  dass  Waisenkinder  aus  gemischten  Ehen  in  dem- 
jenigen Bekenntnisse  erzogen  werden  müssten,  das  ihnen  die  Eltern 
durch  pacta  dotalia  bestimmt  hätten.  Wäre  dies  der  Sinn  des  gut- 
achtlichen Schlusses,  so  würde  darin  kein  Ausspruch  über  die  Frage 
zu  finden  sein,  ob  und  inwieweit  derartige  pacta  dotalia  für  die  Elrcni 
selbst  verbindlich  sind.  Auch  sonst  lässt  iJer  gutachtliche  Schluas  noch 
manche  Frage  offen,  z.  B.  ob  der  Ehevertrag,  wenn  er  überhaupt 
Eechtsgiltigkeit  hätte,  von  den  Eltern  durch  neuen  Vertrag  geändert 
werden  könnte,  ferner  ob  die  Abrede  des  Ehevertrages  dahin  gehen 
kann,  daas  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  von  der  jedesmaligen 
Yerstöndigung  der  Eltern  abhängen  solle.  Kurz,  es  kann  über  den 
Sinn  des  gutachtlichen  Schlusses  gestritten  werden.  Müsste  derselbe 
aber  dahin  yerstanden  werden,  dass  pacta  dotalia  über  die  Coufession 
der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  als  giltig  oder  gar  als  unabänderlich 
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aozusehen  seien,  so  würde  es  siofa  weiter  fragen,  ob  dieser  Satz  ffir 
das  Gebiet  des  gemeineu  Beofates  Gesetzeskraft  hat*.  Diese  Frage 
ist  zu  Temeinen.   Zunächst  muss  bezweifelt  werden ,  ob  die  zur  £Dt- 

scheidung  einzelnnr  „Restitutionsföllo"  berufene  Fricdenaexecutions- 
deputation  überhaupt  die  AufpiUe  hatte,  allgemeine  Kechtasätze  äuf- 
ziistellon,  und  ob  eiue  derarti-^e  Befugniss  selbst  nach  Abreise  der 
iiieisteii  Gesandten  den  zurückgebliebenen  Gesandten  zustand.  Hutten 
aber  auch  diese  Gesandten  innerhalb  der  ihnen  ertheiiten  Zuständig- 
keit gehandelt,  indem  sie  einen  gutachtlichen  Schluss  des  bezeichneten 
Inhalts  abgaben,  so  würde  daraus  noch  nicht  folgen,  dass  dies  Gut- 
achten die  Kraft  eines  Gesetzes  hätte.  Es  liegt  auch  kein  Grund  zu 
der  Annahme  vor,  dass  dies  Ghitachten  im  Beicbstage  als  (besetz  er- 
klärt, und  dass  es  als  solches  amtlich  verkündet  worden  sei*. 


^  Die  geiDÜss  Art.  16  de»  Westlftlischen  Friedens  sur  VoUsiebiing  desselben 

gebildete  „Friedonsexfentionsdeputiitioii'*  trat  im  Jahre  1649  zu  Nürnberg  zusammen 
und  erledigte  ihre  Hauptaufgabe  durch  AUschluss  des  Interimsrecosscs  vom  II. 
(21.)  September  1649  und  des  Hauptrecesses  vom  16.  (26.)  Juui  1650.  Im  lotstern 
wurde  In  Betreff  der  Restitution  „ex  espite  Amnistlae  et  gravaminum**  der  Yorbebalt 
gemacht,  da^s  ...luch  ktlnftig  von  den  Deputatis  intra  fros  mense?  erledigende  ca.sus" 
gehörig  vollzogen  werden  sollten.  „Was  nemlicheti  j^ulclier  gestalte  entweder  all- 
bereit hievor,  oder  in  erstgedachteu  Terminen,  oder  denen  nächst  darauif  folgenden 
drey  Monaten,  von  denen  Deputatis,  oder  durch  die  ausasehreibende  Fürsten,  oder 
vernrflnote  Cornraissariog ,  in  krafft  des  Instrumenti  Pacis,  arctioris  modi  exequendi, 
auch  jtrneliminar  rmd  gegeinviirtigen  Haupt  Uecpssi,  und  dencnaolhen  gemä?;s.  decidirt. 
cxequirt,  oder  verglichen,  oder  noch  erörtert,  exequirt  und  verglichen  wird,  das  soll 
also  fest  und  unverbrQcblieh  gehalten,  und  dawider  keines  andern  Orts  am  Kaleer- 
lielu  n  Hof-  oder  Cammer-  oder  anderen  Gerichten,  wie  die  namen  haben  mögen,  aof 
einigerley  weiss  oder  weg  nicht  angenehmen,  sondern  simplicitcr  abgewiesen,  In- 
sonderheit aber  de  facto  einige  turbation  oder  attentata  dargegeo  nicht  vorgenohmen 
werden."  DemgemXss  sollten  „die  ad  punctum  Amnistiae  et  Qravaminnm  verordnete 
Deputati  continuirlich  bey  demselbigen  Collegio  verharren  und  innerhalb  der  be- 
stimpten  Zeit  von  dero  Herren  Principalen  keineswegs  avocirt  werden."  .  .  .  (Vgl. 
Fricdens-Executions-Uaupt  Recess.  Wie  derselbe  im  nahmen  Kayserlicber  und  zu 
Sidfafweden  Königl.  Hayat.  Mayat,  durdi  dero  dann  Gevollraftehtigte  bOchst  Comraan- 
dirende  Generalitäten  und  Plmlpotentiarien,  mit  Zuthun  und  beyseyn  der  8&m])tlichen 
Chur-Füraten  und  Stände  anwesenden  Herren  Gesandten,  Iläth  und  Bottschaftea ,  in 
deas  Hell.  Römischen  Reichs  Statt  >tiirnberg  abgehandelt,  verglichen,  und  den 
26.  JuDii  Styli  novi  Anno  1650  allerseits  unterschrlebipn ,  besiegelt,  ratÜleirt  und 
endlich  commutirt  worden.  Cum  Consensu  speciali.  Im  Jahr  1650.  S.  Ifi,  17.)  — 
Zu  den  nachträglich  erörterten  ..ReptitutionBrallcn"  gehörte  die  Beschwerde  des  ka- 
tholischen Magistrats  zu  Augsburg  gegen  die  dortigen  Evangelischen,  denen  vor- 
geworilen  wurde,  dass  sie  vier  Waisenkinder  aus  dem  katholische  Waisenhauae 
widerrechtlich  in  das  i  vangeliache  Waisenhaus  verbraeht  hätten.  Aus  Anlass  dieser 
Beschwerde  wurden  mehrere  Reehtsfragen  aufgestellt,  von  denen  hier  nur  die  dritte 
zu  berücksichtigen  ist.  (Vgl.  oben,  S.  33,  34.)  —  Die  Bcratbung  darüber  erfolgte 
erst  nach  der  Alwete  der  meisten  Gesandten ^  via  aus  v.  Meiern ,  Buch  13,  §  1, 
zu  Anfang,  Bd.  II,  S.  762,  hervorgeht.  Oleiohwohl  fragt  es  sidi,  ob  in  dem  gut- 
aelitlii'lien  Schlüsse  vom  14.  (24.)  September  1650  ein  Rechtssatz  zu  finden  ist,  der 
eine  giltige  l:^rgän2ung  des  W  estfälischen  Friedensvertrages  enthält. 

'  Es  ist  auffallend,  dass  jener  gutachtliche  Besdilass  bei  v.  Meiern  weder  im 
Berichte  Aber  die  Sitzung  vom  14.  (24.)  September  160O,  Bueh  18,  §8,  Bd. 
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Auf  den  genannten  "gutachtlichen  Schluss  berief  sich  die  evangeliaefae 
Klie-^'attin  »U^s  kathoHschen  Dragoncr-Obcrston  Grafen  und  ITrrrn  von  Castell, 
geborene  Grälin  von  Dettingen,  in  einem  Rechtsstreite  mit  ilucni  Ehegatten 
über  dm  religiöse  Erziehung  ihres  einzigen  Sohnes,  des  Grafen  Leopold 
Friedriob  von  Castell.  In  der  Heiratsverschreibiing  hatte  Graf  von  Castell 
versprochen ,  er  wollo  die  in  der  Ehe  geborenen  Kinder  «zu  der  Religion 
Augsl)ur^isoh(>r  Oonfossion  auferzielu  n ,  keineswegs  aber  die  hierinfalls  be- 
nöthigte  Iiiforniation  sperren  lassen"  Der  Sohn  wnrde  durch  die  verwitt- 
wete  Frau  Herzogin  von  Württemberg,  geborene  Grähn  von  Oettingcn ,  rine 
Schwester  der  Gräfin  von  Castell,  zu  Kirchheim  in  der  Augsburger  Confession 
erlogen.  Im  Mai  1689  liess  der  Vater  den  damals  etwa  zehn  Jahre  alten 
Sohn  „auf  einen  Augenblick"  zu  sich  kommen.  Er  nahm  ihn  dann  mit  sich 
und  brachte  ihn  nach  Wien ,  in  die  österreichische  Landschaftsakademie. 
Er  weigerte  sidi ,  den  Sohn  an  die  Mutter  odf-r  an  dio  Tant«'  borans/ugcben, 
indem  er  sich  auf  die  Pflichten  seiner  väterlichen  Gcwalr  stiK/to Div  Mutter 
nnd  deren  Schwester  riefen  das  Corpus  Evangelicorum  um  lieistand  an.  Sie 
behaupteten,  der  gntachtliehe  Schluss  vom  14.  September  1650  finde  «ob 
identitatem  rationis  et  deiinitionis  generalis"  auf  nllo  gemischten  Ehen  An* 
Wendung.  Daher  müsse  der  Knabe  auf  Grund  der  Ehepacten  in  der  Augs- 
burgcr  Confession  so  lange  rrzogen  worden  ,  bis  er  dir  anno«  diseretionis  er- 
reiche *.   Das  Corpus  Evangelicorum  unterstützte  diese  Klage  bei  dem  Keichs- 


8.  7fi4,  noth  im  Sehlussberiehte  der  Bvsngdieeh«!  Oceandtan,  Bd.  II|  S.  671,  Nr.  2—4, 

er%vähnt  ist.  Nur  der  Bericht  i'ibcr  die  Sitzung  vom  7.  (17.)  Nov«nber  IföO,  Buch  13, 
21,  Bd.  IT.  S.  801,  enthält  eine  Bezugnahme  auf  das.  ,.w«h  sonst  wegen  der  väter- 
lichen Gewalt ,  kral't  deren  ein  Kind  in  seines  Vaters  Keligion  .  .  .  erzogen  werden 
solle,  verkündet  worden  war*',  unter  Verweisung  auf  §  3  (S.  754) ,  wo  ein  solcher 
Bescfatnss  nicht  ataht.  Tgl.  unten,  S.  83.  Brst  durch  do^  Interceesionsschreiben  des 
Corpus  Evangelicorum  votd  14.  Mal  1690  scbcint  jener  gutnclitlichc  Schluss  bekannt 
geworden  zu  sein.  Daraus  wurde  er  spfiter  öfters  abgedruckt,  uameiitlich  bei  Joh. 
Jac.  Moeer,  Tentsehes  Staatsrecht,  Theil  22,  8.  179  (Leipzig  1746),  und  bei 
Eberh.  Chr.  W.  v.  Schau  rotli.  Sammlung  aller  Cnnclusoriim ,  Sclirciben  und 
Verband Itinpen  des  Cnr})oris  Evanpolicrirum ,  Bd.  I,  S.  319  (Keircnsbiirg  1751). 
Umfangreiche  Acten  Uber  die  Verhandlungen  der  Nürnberger  Friedcnsexecutions- 
deputation  werden  im  k.  k.  Haut-,  Hof«  imd  Staatsarchiv  zu  V^ien  aufbewahrt 
Doch  ist  es  daselbst  (nach  einer  gütigen  Mittheilung  Sr.  Excellenz  des  Herrn  Archiv- 
directors  von  Arneth  vom  1.  April  1800)  „bei  eifrigster  N/icbforscliunc:"  nicht  gc- 
Inngen,  in  diesen  Acten  „auch  nur  die  entl'enitesten  Auhaltspunlite'*  darüber  auf- 
raflnden,  ob  die  Ntirnberger  FriedensexeeiitloDsd^utation  Jenen  gutacbUicben  Schluss 
Oberhaupt  gefasst  hat,  dali«*  nocb  weniger  dartiber,  ob  und  wie  jener  Beaclüuss  zur 
Nacliaclitung  öffentlich  bekannt  srrmaclit  worden  ist.  Daa  Protokoll  des  kaiserlichen 
Abgesandten  Dr.  Isaak  Volmar  tiber  die  mündlichen  und  scbriftUcben  Verhandlungen 
umfasst  fQnf  Foliob&nde,  erwähnt  aber  weder  jenen  gntachtlichtti  Schlnss  noch  die 
voranegi^angene  Rechtsfrage.  Ebenso  wenig  findet, sich  davon  irgend  etwas  in  den 
Oesandtschaftsberichtcn  der  beiden  kfii^^erlichen  und  des  "isterroiclnschcn  Abgesandten. 

*  Extract  der  Heiratsverschreibung  vom  15.  Sept.  1670,  beiChr.  Casp.  Londorp, 
Acta  publica,  Theil  16,  S.  370  (1718).  —  Nach  der  Denkschrift  vom  8.  Aug.  1689,  bei 
Londorp,  8.  868,  war  der  Graf  von  Castell  rar  Zeit  der  HeiratsversehrsibaBg  sdbst 
evangelisch  ;  doch  trat  er  später  (vermiitblicb  bald)  zur  katboli^cben  Religion  tUier. 

2  Schreiben  des  (trafen  von  Castell  vom  5.  (!&.)}  30*  und  3L  Mai  1689,  bei 
Londorp,  Theil  16,  S.  370  und  371. 

>  Zwei  Denkschriften  vom  8.  Aug.  186U  (von  derGilfln  von  Castell  und  der  vwwitt- 
wetea  Henogin  von Warttemberg),  bei  L  o  n  d  o  rp ,  Th.  16, 8. 868—872  (Buch  18,  cap.4). 
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hofrathc,  indem  68  ebenfalls  geltend  machte,  nach  jS[assgabe  des  genannten 
8cli]us?os  sei  nur  in  Erman^liinp:  von  Ehepacten  ^auf  die  väterliche  Gewalt 
liilli«,'  zu  leflLTtin  ii'* ;  wo  aber,  wie  hier,  Ehepacten  geschlossen  seien,  raüssten 
„selbige  zuvörderst  in  Aclit  genommen  und  observirt  werden"*.  Deshalb  wurde 
gebeten,  der  BeiebshoffatJi  möge  anordnen,  dass  der  junge  Graf  ungesäumt 
seiner  Matter  zurückgegeben  werde  Der  Reicbshofrath  theilte  die  (  ingekom- 
menen Klagen  dem  Grafen  von  Casfoll  zur  Verantwortung  mit  ^  Der  Graf 
erklärte,  er  sei  nicht  go>:onnen,  f^oinon  Sohn  zurüekzugobon ;  er  liabe  nicht 
gegen  die  Ehepacten  gehandelt,  sondern  „das  Kind  wirklieh  in  das  zehente 
Jahr  in  der  Augsburger  Confession  auferziehen  lassen  und  es  nie  gehindert 
oder  die  Information  gesperrt*^;  es  sei  in  dieser  Religion  genugsam  unter- 
richtet worden;  darüber  sei  die  Unterweisung  ^in  civilibus  et  politicis,  wie 
auch  in  der  Latinität,  ne2:lii,nrt  worden**;  von  der  katholischen  Religion  habe 
er  seinem  Sohne  nichts  gesa^^t;  wolle  (lerselbo  aus  eigenem  Antriebe  zur 
katliolischen  Religion  übertreten,  so  könne  kein  Gewissenszwang  gegen  ihn 
ausgeübt  werden'.  Der  Reichshofrath  Hess  diese  Erklärung  an  die  Gräfin 
und  deren  weitere  Ausffihrongen  dem  Grafen  sastellen^  Im  Yerlaafe  des 
Rechtsstreites  verbrachte  der  Vater  seinen  Sohn  nach  Parma.  Hierauf  richtete 
das  Corpus  Evangelieorum  an  den  Reichshofrath  die  erneuerte  Bitte,  dafür 
zu  sorgen,  dass  der  Knabe  scldeunigst  an  die  Mutter  oder  Tante  zur  evan- 
gelischen Erziehung,  auf  Grund  der  geschlossenen  Ehepacten,  zurückgegeben 
werde  ^  Der  Strtit  nahm  dadurch  dn  Ende,  dass  der  junge  Graf  „erschossen 
wurde''  ^  In  diesem  Falle  war  nioht  die  Gtltigkeit  des  Vertrages,  sondern 
die  Tragweite  desselben  unter  den.  Eltern  streitig. 

In  mehreren  anderen  Ivedifsstreitigkeiten,  die  seitdem  iU)er  die  religiöse 
I''rzit'hung  von  Kindern  aus  gemischten  Ehen  vor  dem  Reichsliot'ratlie  geführt 
wurden ,  schenkte  der  Reichshofrath  dem  Inhalte  der  Ehejiacten  Beachtung. 
Doch  findet  sich  keine  ausdrückliche  Entscheidung  des  Beichshofrathes  fiber 
die  Frage,  ob  die  Eltern  untereinander,  oder  gar  dritte  Personen  gogen  den 
Vater  oder  die  Mutter,  auf  Erfüllung  von  Verträgen  fibw  die  religiöse  Er- 
ziehung von  Kindern  aus  gemischten  Ehen  klagen  können.  In  den  Pr^n  ess- 
Schriften  des  achtzehnten  Jahrhunderts  für  diejenigen  Betheiligten,  die  eine 


*  Intercessionalschreiben  des  Corpus  £\ angelicurum  vom  14.  Mai  i69ü,  bei 
Londorp,  Theil  17  ,  8.  465--4ß7  (Buch  30,  eap.  15),  and  bei  v.  Sebanroth, 

Bd.  I,  S.  317— 3in. 

^  Decrete  des  Rcichahofraths  vom  10.  und  31.  August  1690,  hei  Londorp, 
Theil  17,  S-  457,  iS'r.  2,  und  bei  Moser,  Teutsches  Staatsrecht,  Theil  22,  S.  180, 
181  (Bneb  8,  eap.  114,  §  26). 

'  Schreiben  des  Grafen  von  Caatell  an  den  Agenten  Schrimpf,  vom  26.  November 
1690,  bei  Londorp,  Theil  17,  S.  457,  Nr.  3,  158,  und  hcl  Moser,  Theil  22,  S.  181. 

*  Decrete  des  Heichsboi'raths  vom  10.  und  23.  Januar  1691,  bei  Londorp, 
Tbeit  18,  S.  861,  263,  und  bei  MoBer,  Tbett  22,  S.  182. 

*  Intercessionalschreiben  vom  30.  Aufjust  1691,  bei  Londorp,  Theil  IR,  ?.  262, 
263,  bei  v.  Schauroth,  Bd.  I,  S.  320,  321,  und  bei  Moser,  Theil  22,  S.  182. 

*  Moser  schreibt  darüber,  Theil  22,  S.  182;  „Weil  aber  die  Menschen  nicht 
XU  bewegen  waren,  Reebt  und  Billigkeit  m  erkennen,  oder  dazn  behilflich  zu  sein, 
«0  trat  Gott  (wie  Er  auch  sonst  so  oft  in  dergleichen  contra  Catholicos  handgreiflich 
gethan  hat)  Selbst  in  das  Mittel,  und  der  Graf  musste  erleben,  dass  dieser  sein 
einiger  Sohn  bei  jungen  Jahren  im  ledigen  Stand  erschossen  wurde,  mithin  er,  und 
die  hinter  ihm  stdcMi,  ihren  Zweck  nieht  erreichten,  hingegen  in  denen  Actis  publii^e 
die  nota  perfldiae  auf  ihrem  GedächUilas  bis  an  da«  Ende  der  Tage  liegen  bleibt'^ 
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Ei  füllini^'  des  Vertrages  über  die  reli^'u'i^e  Erziehung  der  Kiiulor  vcrlani^ten, 
wurde  meines  Wissens  niemals  auf  den  gutachtlichen  Schluss  vom  H,  (24.) 
September  1650  verwjeseu. 

Die  evangelische  Johanna  GotUieb,  gebome  von  Berlichiugcu ,  Wittve 
des  um  1716  gestorbenen  katholischen  Freiherrn  Carl  Christoph  Ton  Aufsess, 
wollte  ihren  Sohn,  der  beim  Tode  des  Vatois  erst  drei  Jahre  alt  war,  OTan- 
j^a'lisch  erziehen  Auf  liesdnverde  eines  vätorliclion  Yorwandton,  des  Bam- 
ber;^er  Capitulars  Carl  Dietrich  von  Aufsess,  erging  an  die  beiden  Reiohs- 
ritterorte  Gebürg  und  Steigerwald  ein  iki'ehi  des  Keichahoirathcs,  die  :£wisclicn 
dem  Bittiiener  und  der  Wittwe  Ton  Auftei«  entstandenen  Irmngen  „per 
suhdelegatos  utrinsque  religionis'^  zu  untersuehen,  «zuTörderst  die  Einsicht 
des  väterlichen  Testaments  und  etwa  errichteten  Pcu^onnfi  dotalitm'^  an- 
zustellen und,  ^was  darinnen  zu  Entseheidung  sothaner  Irrungen  dienlich 
sich  befindet"^,  Jloissii,'  in  Acht  zu  nehmmi,  mmt  „die  von  Supplicanten  an- 
gedeutete Kitterordnung  und  Observanz,  auch  übliche  Gebrauch  unter  der 
Frfinkischen  Bittersohaft*,  genau  in  Erwägung  zu  aehen,  haupt^Uieh  aber 
darauf  zu  achten,  «in  welcher  Befigion  der  verstorbene  Vater  in  seiner  Lebens- 
zeit den  immündigen  Sohn  auferziehen  und  unf erweisen  lassen  wollte"  . .  . ' 
Die  "Wittwe  von  Aufsess  erklärte,  ihr  Ehegatte  Jiabe  kein  Testament  hinter- 
lai>8en,  ihr  aber  „anbefohlen,  ihren  Sohn  in  der  evangelischen  Religion  auf- 
zuerziehen*^ ;  es  sei  ,,von  der  educacione  libcrorum  in  einigen  pactis  dotaUbus 
nichts  enthalten,  weniger  dergleichen  je  zwischen  ihnen  errichtet  worden" : 
auch  in  der  Rittersohi^ordnung  stehe  darüber  nichts,  und  eine  beständige 
Observanz  habe  sich  über  die  Religion  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  nicht 
gebildet;  der  Vater  linbe  den  Knaben  nie  katholisoli  erziehen  lassen,  und 
der  väterliche  Oheim  habe  nach  dem  Tode  dea  Vaters  lange  Zeit  nichts  da- 
gegen erinnert,  dass  der  Knabe  in  der  evangelischen  RcUgion  erzogen  werde ; 
daher  kdnne  der  Knabe  nicht  gezwungen  werden,  die  katholische  Beligion 
anzunehmen Aus  den  weiteren  Verhandlungen  und  dem  darüber  erstatteten 


»  Vgl.  A.  Faber,  Bd.  LV  (cap.  1),  LVI  (cap.  5),  hVTL  (oap.  8),  LVIEt 
(cap.  5),  LTX  (cap.  2);  v.  Schauroth,  Bd.  I,  S.  3—34. 

»  Beichahofrathadecrct  aoe  Jüaxenburg  vom  13.  Mai  1728,  bei  A.  F a  b er,  Bd.  LV, 
8.  19—21  (vgl.  Bd.  XCVm,  S.  74),  und  hei     SoliftTiroth,  Bd.  I,  S.  12,  18. 

»  V.  Schauroth,  Bd.  I,  S.  11,  12.  —  Während  dioaes  Rechtsstreites  trat  «in 
Zwischenfall  ein.  Frau  von  Aufsess  wollte  am  12.  Mai  17-2,S  mit  ilirem  Sohne  von 
Wiiatenstein  nach  Bayreuth  fahren.  Auf  diesem  Wege,  auf  Bamberger  Gebiet,  im 
Dorfe  Sicherizberg,  wurde  die  Kutsche  duich  den  Oheim  (Vaterbruder)  dea  Knaben, 
den  Major  Christian  Emst  Freiherrn  von  Aufsess,  angehalten.  Derselbe  nahm  der 
Mutter  den  KnaTien  fort  und  brachte  ihn  nach  Bamberg.  Auf  Antrag  der  Mutter 
erging  ein  zweites  Decret  des  Reichshofrathea  aus  öraas  vom  28,  Juni  1728  (bei 
A,  Faber,  Bd.  LV,  S.  29-31,  und  bei  v.  Schauroth,  Bd.  I,  S.  20,  21).  Darin 
ward«  dem  M^jor  Freiherrn  von  Auftess  befohlen,  das  geraubte  Kind  an  die  Mutter 
zurtlckzugeben ,  liei  Strafe  von  7Avan7:i£^  Mark  löthigen  Goldes,  mit  gleuhzeitiger 
Lad  iTii',  innerhalb  zwei  Monaten  vor  dem  Reichshofrathe  zu  erscheinen.  Das  Decret 
wurde  dem  Major  von  Aufsess  durch  einen  Notar  und  awei  Zeugen  Jiugestellt.  Der 
Mi\}OT  erklärte  dem  Notar,  sein  Bruder  habe  ihm  auf  dem  Sterbebette  anempfohlen, 
fttr  die  katholiscTie  Erziflumg  de?  Kindes  Sorfje  zn  trafen,  wie  der  Ortspran-er  Tje- 
zeugen  k«nne;  zudem  habe  er  über  den  Knaben  nicht  mehr  zu  verfUgen,  da  der- 
selbe Domherr  von  Bamberg  geworden  seij  dalaer  müsse  der  Streit  mit  dem  Dom- 
kapitel von  Bamberg  ansgemacbt  werden.  Vgl.  A.  Faber,  Bd.  LV,  S.  87 — 61,  imd 
V.  Schau roth,  Bd.  I,  S.  21—34. 
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Berichte  ersah  der  Reich shofrath ,  .dass  kelno  gewisse  Ordnung  oder  be- 
ständige Observanz  sich  finde,  in  welcher  Rehgion  dip  in  einom  raatrimonio 
mixto  erzeugten  Kinder  nach  Absterben  des  Vaters,  so  zur  katholischen  Re- 
ligion sich  bekannt  und  gethan,  hinterlassen,  annebenst  auch  keine  Ehe- 
Paota,  worinnen  Füniehimg  geschehen,  m  was  Religion  die  zurückgebliebenen 
unmündigen  Kinder  uiitpfwiesen  werden  sollen,  errichtet  worden**.  Der  Reichs- 
liofrafh  vorwies  deshall)  die  Sache  an  die  kaiserliche  Commlssion  der  Reichs- 
rittorschatt  in  Franken  zur  näheren  Untersuchung,  ,anf  was  Weise  in  dem 
Falle ,  als  zumalen  der  gegen  vrärtige  ist,  wann  keineEiie  - Pacta,  darinnen 
deutlidie  Abredung,  in  welcher  Beli^on  die  Kinder,  da  ein  Ehegatte  TW 
dem  anderen  mit  Tode  abgehet,  ssu  eradehen,  «wischen  beiden  Ehelenten 
unterschiedener  ReHürion  enthalten,  vorhanden  seynd,  der  Weg  zu  allau 
arfjerlichom  Shiff  innl  r)is[)utat.  durch  Vorschreibung  einer  deutlichen  und* 
i^'ewissen  Ordnung  iiires  Ermessens  am  fO^liehsten  abgeschnitten  werden 
könnten**  *.  Es  wurde  dann  in  einem  Termine  von  der  kaiserlichen  Commis- 
sion  über  den  Streit  rerhandelt';  und  die  Matter  suchte  auf  baldige  fint- 
scheidong  hinzuwirken,  damit  der  Bohn  ihr  endlich  zurfidkgegeb^  werde*. 
Ob  und  wie  der  Streit  entschieden  wurde,  mt  aus  den  vorliegenden  Berichten 
nicht  7M  er<<ehpn.  Die  Decrete  des  Reichshofrutlis  beruhten  auf  der  Voraus- 
setzung, Uass  eine  etwaige  Eheberedunp^  über  die  (Jonfession  der  Kinder  be- 
achtet werden  müsse.  Doch  war  in  diesem  Falle  eine  soleiie  Eiieberedung 
nicht  errichtet;  daher  wurde  über  die  bindende  Kraft  derselben  keine  förm- 
liche Entscheidung  erlassen. 

Im  Hochstifte  Osnabrück  ergingen  einige  Entscheidungen  des  Geheimen 
Rathes,  worin  Verträge  über  die  Oonfession  von  Kindern  aus  gemischten 

*  Reichshofrattradecret  ▼om  31.  Junt  1739,  bei  A.  F aber,  Bd.  LV,  S.  50—63; 
.loh.  Jac.  Moser,  Auserlesene  Reichshofraths  Conclusa,  Stück  2,  S.  182 — 164 
(Leipzig  unrl  RayrcufTi  1740).  —  Gegenöbrr  diesem  Bescheide  führte  das  Corpus 
Evangelicorum  in  einem  lotercessionalschreiben  vom  12.  Juli  1729  (bei  A.  Faber, 
Bd.  LV,  8.  63— T4,  und  bei  t.  Sebaurotb,  Bd.  I,  8.  8—36)  aus,  es  handle  sich 
um  das  Yerbrecben  eines  Land«  und  Religionsfriedensbruches;  darüber  sei  nicht  im 
Wege  ,^eines  InT^t:v('ili):^en  Processus  Ordinarii^V  pondf^rn  im  sclileunigstrn  Mandats- 
process  („processua  mandati  celerrimos^)  zu  eutscheiden.  Es  wtu-de  beantragt,  die 
AiMfBhnmg  des  Beldiddes  au  Terachiebai,  bis  das  geraubte  S^ind  an  die  Matter  m- 
Tttckgegeben  worden  sei.  Dies  Schreiben  hatte  keinen  Erfolg.  Das  Corpus  Evan- 
gelicorum klngtf  in  einem  weitern  Intercc^sionalschreiben,  vom  6.  September  1730 
(bei  A.  Faber,  Bd.  L.Vn,  S.  58-78,  und  bei  v.  Schauroth,  Bd.  I,  S.  31—33), 
darüber,  dsss  der  Capltalar  und  der  Major  von  Aufsess  (vielleicht  auch  sogar  die 
Mitglieder  der  kalaerlieben  Untersuebungseommisston)  die  UntMSuebtmg  auftubalten 
suchten,  bift  sie  sagen  könnten,  das  Kind  habe  „nunmebro  ohndispiitirlicli  annos  dis- 
cretionis  erreicht";  mit  dem  Antrage,  den  „elfjährigen"  Knaben  an  einem  sichern  evan- 
gelisoben  Orte  unterzubringen  und  den  Major  von  Aufsess  für  dejisea  Religions-  und 
Lssdfrledensbrucb  gebtthrend  su  bestrafen.  —  Der  Kuabe  muss  damals  nicht  erst 
flf,  sondern  schon  etwa  siebenzchn  .Talnc  alt  gewesen  sein,  wenn  er  hei  dem  Tode 
des  Vaters  (1716)  drei  Jahre  alt  war.  Doch  wird  der  Geburtstag  des  Kindes  in  den 
vorliegenden  ActenstQckcn  nicht  erwähnt. 

*  CommissionsprotokoU  aus  Nttmberg,  vom  30.  December  1780,  bei  A.  F ab  er, 
Bd.  LVni,  S.  167—188. 

'  Schreiben  der  verwittweten  Frau  von  Anfscss  an  das  Corpus  Evangelicoram 
vom  22.  September  1731  und  11.  Juli  1732,  bei  A.  Faber,  Bd.  LIX,  S.  113—115, 
und  Bd.  LX,  S.  863-~-866.  Damit  sehlieasan  bei  A.  Faber  die  Berichte  Uber 
diese  Sache. 
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Ehen  enröhnt  waren.   Der  kathoUscIie  Schneider  und  Bfirger  Ssnneniann  m 

Quakenbrück,  dessen  evangeUsehe  Ehefrau  im  Jahre  1742  gestorben  war, 
wurde  fiir  bofus^t  orklHrt,  seino  Tochter  katholisch  zu  rrTiiohon.  Es  wurde 
behauptet,  er  liabo  seiner  Ehefrau  versprochen  ,  die  Tochter  iu  der  evan- 
gelischen Confession  zu  erziehen.  Diese  Behauptung  war  beweislos  und 
wurde  deshalb  nicht  weiter  beachtet  ^  —  Die  katholische  IHlttwe  des  im 
Juni  17*42  Terstorbenen  evangeliaehen  Bürger»  Heinrich  Jacob  Cramer  tu 
Qaakenbrück  wurde  für  berechtigt  erachtet,  nicht  nur  ihre  Tochter,  sondern 
auch  ihre  drei  Söluie  katholisch  zu  erziehen,  ^wider  den  ausdrucklichen 
Buch«?taben  der  Ehepacten** ,  wonach  die  Söhne  dem  Vater,  und  nur  die 
Töchter  der  Mutter  fol^^^cii  sollten.  Es  wurde  »ngenommeu,  „das»  diesem 
*  ungeachtet  die  Enddiung  der  sSmmtlichen  Kinder  der  überlebenden  Mutter 
Terbleibe,  jedoch,  wie  sich  von  seilet  TorsteVe,  dieselbe  Terbnnden  sei,  in 
puncto  elii^endae  religionis  den  Kindern  beiderlei  Geschlechts  die  freie  Wahl 
zu  Itelissen'' ;  dass  nämlich,  „wonnj:^lcieh  pacta  inter  conjugos  inita  in  medio, 
und  selbige  attendirlich  seicTi ,  dennoch  die  in  Art.  3  Capitulationis  per- 
petuae  Osnabrugensis  tentgestellte  Erlaubmss  den  Eltern  sowohl  unbenommen, 
als  auch  den  Kindern  frei  bleiben  müsse,  eine  in  dem  Westfälischen  Frie- 
densschluas  zugelassene  Religion  nach  dem  Gewissensantrieb  erwählen  zu 
können'*  ^  —  Die  katholische  Wittwe  eines  evangelischen  Mannes,  Namens 
Baarts,  eines  Eigenbchörigon  des  Grafen  von  Baars,  hatte  aus  dieser  Ehe 
einen  Sohn  und  heiratete  in  zweiter  Ehe  wieder  einen  evangeliselun  Mann. 
Letzterer  verpflichtete  sich  bei  Uebernahme  des  Bauerngutes  gegenüber 
dem  gräflichen  Rentmeister  Meyer,  sein  Stiefkind  in  der  proieatantiachen 
Religion  2u  erziehen,  widrigenfalls  der  Gutsherr  berechtigt  sein  sollte,  das 
Kind  wegzunehmen  und  auf  Kosten  des  Colonen  erziclien  zu  hissen.  Dieser 
Vertrag  Aviirde  für  ungiltig  erklfirt:  zugleich  wurde  der  Mutter  das  Recht 
zugestanden,  ihr  Kind  in  die  katholische  Schule  zu  schicken  und  katholisch  zu 
ersiehen —  Wegen  dieser  Entscheidungen  crlicss  das  Corpus  Evangelicorum 
ein  Sdireiben  an  das  Corpus  Oatholicorum  \  Letzteres  liess  sich  jedoch  auf 
weitere  Erörterungen  nicht  ein,  sondern  crklärt<\  die  Besehwerden  seien  erledigt  ^ 
Tm  Rechtsstreite  Hber  die  confessionelle  Erziehung  dos  Prinzen  Karl 
Vietor  von  rsenburg  -  liirstein  nahmen  die  Entscheidungsgründe  des  (  )l)er- 
appoliationsgcrichtsS  zu  Cassel  Bezug  auf  die  Eheberedung  vom  Jaliro  l^Mi. 
Doch  leiteten  sie  daraus  nichts  weiter  her,  als  dass  der  Terstorbene  Vater 
bei  Gelegenheit  jener  Bheberodung  die  Bestimmung  getroffen  habe,  die  ihm 
gesetzlich  zustand.  Es  wurde  ausgeführt,  die  vom  verstorbenen  Vater  ge- 
troffene liestirniiiung  über  die  confessionelle  Erziehung  seines  Sohnes  könne 
dur(!li  die  Mutter  nicht  geündert  werden  Hier  bildete  also  die  Eheberoduiig 
nur  einen  Beweis  der  vätcrUchen  Bestimmung  (vgl.  oben  S.  ßi),  70). 


»  A.  Faber,  Bd.  XCVm,  Ö.  76,  97,  98,  105. 

*  A.  Faber,  Bd.  XCVm,  8.  76,  76,  94—97,  104,  105. 
»  A.  Faber.  Bd.  XCVin,  8.  7«,  77,  84—87,  102,  103. 

*  PromemorJa  ad  Cnrpns  Catholicnrum  a  Coiyon- F-vaiicrrlicontm  vom  22.  >fai  1748, 
beiA.  Fftber,  Bd.  XÜVUI,  S.  79-83,  und  bei  v.  Schauroth,  Bd.  II,  53.279—283. 

*  Schreiben  der  katholischen  Oesandtacbaften  vom  IB.  Jnni  1752,  bei  A.  Fsber, 
Bd.  CrV,  S.  92—96,  und  bei  v.  Schauroth,  Bd.  IU,  S.  999. 

*  Decret  rles  Olicnippi-llationsf^f  riclits  zu  Cassel  aus  der  Zeit  um  1855,  im 
Archiv  für  praktis*  )ie  Rechtswissenschaft,  Bd.  VI,  S.  93,  94.  Vgl.  über  diesen  Rechts- 
fUl  oben,  8.  4a,  44,  und  unten,  Abschnitt  III  (Kurhessen). 

Seliinidt,  OoufMiloo  d«r  Kinder.  6 
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Auch  soust  hat  sich  über  die  Frag:e,  ob  die  Erfüllui)^  der  T«rb%e 
über  die  (^oiifi-ssionellp  Kr/.iolmn;?  der  Kiiulor  ans  gemischten  Elien  orzwungon 
werden  könne,  im  Gebifte  des  gomoiiuMi  doutsclieii  Keclits  keine  einzige  aus- 
drückliche Entscheidung  ermittehi  lassen.  Bcrüiut  wurde  diese  Frage  in  der 
oben  (S.  49,  50)  ervihnten  Eiitoe)i«idaii||f  des  Landgerichtes  zu  Oldenburg.  Es 
handelte  sieh  damals  nicht  um  einen  Eherertrag  o^^'  sonstigen  zwischen  den 
Klu'l outen  oder  Brautleuten  abgeschlossenen  Vertrag,  sondern  um  ein  vor 
der  katholischen  Tiannng  seitens  beider  Brautlotite  fjo freu ^ her  dem  katho- 
Hschen  Pfairer  nbgegebenes  Vorsprechen,  siimmtliclie  Kinder  katholisch  zu 
erziehen.  Dies  Versprechen  wurde  für  ungiltig  augesehen.  Zugleich  verwies 
das  UrAeil  auf  die  Eammerverhandlungen  \  worin  die  Ansicht  Tertreten  war, 
dass  Tertrüge  über  die  Beügion  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  als  giltig 
nicht  betrachtet  werden  könnten. 

6.  Daner  der  religiösen  Brziebnng. 

Die  reii^^iüse  Erziehung  dauert  so  lauge,  wie  die  Erziehung  über- 
haupt, jedoch  längstens  bis  zur  Erreichiuig  des  XJnteracheidungs- 
alters. 

Seit  dem  Westfölischen  Frieden  ist  im  Gebiete  des  jetzigen  deutschen 
Beiches  jedermann  berechtigt,  eine  der  im  Staate  geduldeten  Eeli- 
gionen  zu  wählen,  sobald  er  das  Uuterscheidungsalter  erlangt  hat'. 
Die  Frage,  wann  ein  Kind  das  Unterscheidungsalter  erlangt,  wurde 
oftmals  angeregt,  jedoch  gemeiurechtlich  nicht  gelöst. 

Die  Xürnberger  Friedensexecutionsdn  j>ntJition  nahm  in  der 
Sitzung  vom  lU.  (20.)  August  1G50  Kenntniss  von  der  oben  (6. 33,  34,  75)  erwähnten 
Beschwerde  ßber  vier  Waisenkinder,  die  in  Augsburg  aus  dem  katholischen  iu 
das  evangelische  Waisenhaus  verbracht  waren.   Die  Eiitholischen  verlangten, 

*  Der  Entwurf  des  äitern  Ötaalsgrundgcset^es  enthielt  in  Art.  07,  Absatz  2, 
folgende  Vonclirift :  „Kinder  sollen  in  der  Religion  des  Yatras  efsogea  werden,  wenn 
nicht  die  Eltern  vor  dei-  TAie  bei  einer  mit  Geschäften  der  ^iwilliges  Qttricbtsbar- 
keit  betrauten  bftrgerliclieii  i^el-iirde  eine  andere  Bestimmung  vctrinbai-t  haben."  Der 
Ausschuss  vermochte  diesem  Vorschlage  nicht  beizuti'eten,  „indem  er  das  Rpclit,  zu 
beettmmen,  in  weleher  Religion  die  Kinder  erzogen  werden  aollen,  als  ein  unver- 
Avsserliches  Erziehungürecht  der  Eltern  betrachtete  und  es  sogar  fttr  unmondieoh 
hielt,  wenn  Eltern  vor  Eingeluiiig  der  Ehe  durch  Vortrag  unabändorli.  li  die  religiöse 
Erziehuug  der  Kinder  l'eststellten,  wovon  sie  später,  bei  veränderter  eigener  religiöser 
TJeberzeugung,  nicht  abgehen  durften.  Auch  zeigt  die  Erfahrung  genügend  die  trau- 
rigen Folgen  solcher  Zwangsbestimmungea ,  die  sudem  der  Niehteinmlsohnng  des 
Staates  in  daj>  ulifjin^c  Oohict  gerndczn  wiftersprechen,  und  auch  wohl  kaum  wirk- 
lich auszuführen  sein  würden".  Öo  entstand  die  Vorschrift,  die  seitdem  in  ^  2. 
Art.  84  des  revidirten  Staatagrundgesetzes  überging.  Danach  haben  diejenigen,  „denen 
nach  bürgerlichen  Geeetaen  die  Enidningsreehte  mstehen^  auch  die  Religion  bu  be- 
stimmeTi.  Dies  hat  nach  der  Entstehungsgeschichte  den  Sinn,  dass  die  Pfliobt  und 
das  Recht  der  Eltern,  die  religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder  m  bestimmen,  ebenso  wie 
ttberbaupt  ihr  Erslehungsrecht  und  ihre  Erziehungspflicht,  unveräusserlich  ist,  also 
durch  Vertrag  nicht  geludert  werden  kann. 

2  Vgl  z.  B.:  A.  Faber,  Bd.  CIV,  S.  87,  88;  Moser,  Von  der  teutschen 
Religionsverfaasung ,  Buch  1,  cap.  I,  §§  19,  25,  S.  65,  66,  76—80;  Bnrchardi 
im  Archiv  für  civilistische  Praxis,  Bd.  VIII,  S.  187,  188;  D.  G.  Strub e,  Eecht- 
liche  Bedenken,  Nr;  144  der  alten  und  Nr.  76  der  neuen  Ausgabe. 
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die  Kinder  solUen  wählen,  welchem  Religionsbekenntnisse  sie  folgm  wollten. 

Die  Evangolischen  behaupteten  dage||^n,  die  Kinder  st  Ion  noch  zu  jung, 
um  solche  Wahl  treffen  zu  können.   Deshalb  wurde  der  Deputation  fol- 
gende Frage  vorgelegt:  ^Wann  ein  Waisenkind  diojenisro  Koliirion,  weither 
€8  respeotu  Parentum  zugetheilt  werde,  nicht  annehmen  wolle,  wie  sodanu 
mit  selbigem  zn  Terfohren  sei,  und  wie  man  die  annos  discretionig  zu  regu- 
liren  liabo?*   Die  Deputation  beschloss,  zunächst  die  Bvangellschen  über  die 
Heselns  ci  dn  des  katholischen  Btadtmagistrats  zu  hören  ^    ^«Sonnabends  den 
14.  (24.)  .S('j)tcinber  IflöO  wurde  im  Doputations-Rath  anfänglich  das  Concopt 
der  Antwort  an  die  Ötadt  Augsburg  vorgenommen,  die  dortigen  Keligions- 
Differentien  betreffend*  Als  man  aber  aaf  die  deteiminationem  annorum  dis- 
eretionis  kam,  waren  beiderseits  religionsverwandte  Stände  darin  TerBcliiedener 
Meinung.   Catholici  wollten  das  zehnte  Jahr,  Evangelici  das  achtzehnte 
.Talir  setzen,  da  ein  Mensch  mit  Vernunft  sich  doterrainiren  könno,  zu  welcher 
Kfli.Ljion  er  sich  hegeben  wolle.    Weil  man  f^icii  nun  nieht  darüber  verp^loiehen 
konnte ,  wurde  von  beiden  Seiten  auf  zwei  berühmte  Theologos  comproniittirt, 
und  zwar  ex  parte  Catholicorum  auf  den  Pater  Iforeellum,  Societatis  Jesu, 
zu  Bamberg,  von  den  Augsburgisdien  Oonfessions-Yerwandten  aber  auf 
D.  Johann  Dilherrn,  Pri  iliu'('i*n  zu  S.  Sebald  in  Nürnberg,  mit  dem  Verlass, 
dass ,  wann  solche  lioidc  Männer  in  ihrer  Moinung  diesfalls  tilioreinstimmtcn, 
es  dabei  unveränderlich  hlcibon  sollte.    Wo  aber  nicht,  hätte  mau  sieli  weiter 
darüber  miteinander  zu  vernehmen.**^    .«Donnerstags  den  7.  (17.)  JSoveraber 
1650  wurde  im  Deputations-Rath  die  Quaestion  de  aniüs  discretionis  wied^ 
Torgenommen,  wie  viele  Jahre  nämlich  erfordert  würden,  dass  ein  Mensch 
sich  nach  der  Freiheit  seines  Gewissens  zu  einer  lieligion  bekeimen  möge, 
ungeachtet,   was  sonst  wejren  der  väterlichen  Oowalt,  kraft  deren  ein  Kiiul 
in  seines  Vaters  Religion  bis  an  dieselben  anuos  di-icretionis  erzogen  werden 
solle,  concludirt  worden  war.    Man  konnte  sicii  aber  darüber  auch  diesmal 
nicht  vergleichen ,  indem  die  Augsburgisohen  Oonfessions-Yerwandten  auf  die 
Determination  eines  gewissen  numeri  annomm  drangen,  um  allen  künftigen 
Streitigkeiten  in  dieser  Materie  vorzukommen,  die  Catholici  hingegen  solche 
Determination  allemal  auf  die  Discretion  und  auf  das  rTutaehton  ilirer  Reli- 
giösen und  Geistlichen  ausgestellt  sein  lassen  wollten,  welche  in  jedem  casu 
singulari  aus  dem  anzustellenden  oxamine  solches  zu  detorniiniien  hätten.*  • 

»  v.  Meiern,  Buch  12,  §  12,  S.  681. 
*  v.  Meiern,  Buch  13,  §  3,  S   754,  T.lö. 

'  V.  Meiern,  Buch  13,  §  21,  Ö.  804.  —  In  einer  spätem  Sitzung  wurde  über 
dieselbe  Frage  ohne  Ergebniss  weiter  verhsaddt.  Vgl.  v.  Meiern,  Buch  13,  §  27, 
S.  S12,  813:  „Sonnabends  den  7.  (n.)December  1650  kamen  die  noch  rfickständigen 
AugsbtirRischen  DifTerenticn  vor,  .  .  .  über  vier  WHisenkiiulcr,  welche  aus  dem  ka- 
thoiisciien  in  das  evangelisciie  Waiseuiiaus  zu  Augsburg  vor  einem  Jahr,  sub  con> 
ditione  libertatis  conscientiae,  abgefolgt  worden  waren,  bisher  aber  etliche  und  swanslg 
Wochen,  sub  nomine  cateehitatlonla  et  inforaationis,  versperrt  gewesen.  Selbige 
vier  Kinder  prätcndirten  die  Calliulu  i,  dass  sie  lierausgegeben,  und  ihnen  freigestellt 
Averden  sollte,  welche  Religion  die  ntuniiühr  annciinien  wollten.  Die  Augsburgische 
Conteasionaverwandten  aber  verweigerten  solches  zu  thun,  weil  die  Kinder  noch  zu 
jung,  und  leep.  nur  vlervelra,  swölf  und  sehn  Jahre  alt  -wftren,  mithin  die  annoe 
discretionis  noch  nicht  erreicht  hätten.  Dieser  Ptreit  veranlasste,  auf  die  Erörterung 
der  Frage  überhaupt  zu  gedenken  ,  an  detcnninari  possit  certus  annorum  numerus, 
quo  pueri  vel  adoiescentes  suiticieutem  cenaeautur  habere  discretionem  Romano- 
Cathollcae  vel  Augoetanae  Confeeelonis.  Die  Cathollel  woUtNi  steh  dasu  nicht  ver- 
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Die  beiden  Ghilaehten  kamen  zu  verscluedenen  Ergebnlaaen.  P.  Marcellus 
führte  aus,  es  sei  unzulässig,  ein  bestimmtes  Lebensalter  nllp-emein  festzu- 
setzen*. Da^ror^-on  D.  Dilhcrr  war  der  INrninunf^,  es  müsse  ein  LelxMisalter 
von  mindestens  sechzehn  Jahren  angenommen  werden,  mit  liiicksicht  auf 
die  im  Tridentinum^  sessio  25^  de  regularibus  et  monialibus^  cap.  15,  ent- 
haltene YoTsehrilt,  dass  zur  Ablegung  eines  Orden^lfibdes  ein  Lebensalter 
von  sechzelin  Jahren  erforderlich  sei;  doch  bedürfe  die  Frntre  noch  genauerer 
Prüfung*.  Montage*  den  17.  (27.)  Februar  IGäl  berieth  der  Deputatioiisrath 
wieder:  „1)  .  .  .:  2)  wegen  einisrcr  von  den  Catholicis  auf  die  Seite  go- 
schaflften  Waisenkinder;  3)  wegen  der  Determinirung  der  annorum  discre- 
tionis,  sstt  Ergreifung  einer  andern  ReUgion.  Ad  2)  hielten  Erangelici  dayor^ 
die  Waisenkinder  müssten  wieder  zur  Stelle  geschafft,  und  die  Restitution 
derselben  verfügt  werden,  cum,  qni  dolo  possidore  desiit,  pro  possessore 
tenenttir Catbolloi  liingoEfen  rorrerirtor .  weil  die  Kinder  licreits  vor  dem 
Monat  Martio  hinweggenommoii  worden ,  da  das  Decretum  des  Deputatioiis- 
'Oonvents  erst  publicirt  worden  sei,  auf  welches  man  jenseits  fundire,  so  wäre 
keine  Restitution  vonndtben.  Ad  3)  dcclaririen  Evangelici,  dass,  wie  sie  vor 
diesem  in  puneto  annorum  diaeretionis  bis  auf  ein  Jahr  voneinander  gewesen 
wären*,  also  wollten  sie  solches  nachgeben,  und  das  fünfzehnte  Jahr  pro 
tprmino  disrretivo  sofzen.  Toriielmilich  aber  in  <ler  gecrenwärtigen  Aw^'^- 
burgisclion  Sache  diese  Determination  nnf  das  Verbleiben  der  Kinder  im 
WaiKenhaus,  pro  sublevando  acrario  publico,  verstanden  haben.  Hingegen 


stehen,  vorgebend,  sie  könnten  per  eonsolentfem  eolche  Frag«i  nieht  determtairen. 

Es  schlugen  aber  endlich  dieselben  selbst  vor,  beiderseits  GoistUebe,  weil  in  deren 
Prof'easion  diese  Snchc  cigentlldi  einschlage,  dartiher  zn  vernehmen,  ^vorein  aucli  die 
Evangelici,  doch  citra  causae  praejudicium  et  saltem  pro  int'ormatione ,  willigten} 
und  wurde  katbolischeraeite  ein  Jesuit  sn  Bamberg,  Nsmene  Pater  Maredln»,  der 
einen  grossen  Kamen  eines  besonders  friedfertigen  Mannes  hatte,  von  selten  der 
Evangelieorum  aber  der  Senior  zu  Nürnberg.  D.  Dilherr,  vorgescldagon,  welclie  ihre 
Meinung  über  abgedachte  Frage,  nach  den  Anlagen  sub  I  und  II  darauf  eröffneten, 
nnd  hatten  die  Catbolici  selbst  kein  Bedenken ,  des  D.  Dilhemn  Bedenken ,  wegen 
der  darinnen  gezeigten  Erudition,  zu  preisen." 

1  P.  Man  ein  Bedenken,  bei  v.  Meiern.  Buch  13,  §  27.  Anlage  I,  S.  813.  814. 
Der  Sebluss  lautete:  „Peccant  igitur  omn^,  qui  ejusmodi  pueros  vel  adolescentes  a 
religione  catholies  nitnntnr  abdncere;  'violant  juris diotionem  Eccleeiae,  cai  Uli  spontc 
se  Bnbjeeenint ;  denique  agnnt  contra  Instrumentum  Pacts,  quo  omnibus  in  Imperio 
(  oiK  editur  Hbertae  religlonis  caftholicse  vel  Angustanae  COnfessionis  professtonem 
acccptandi.^ 

'  D.  Job.  MicIuMil  Dtlherms  Bedenken,  bei  v.  Meiern,  Buch  13,  §  27,  ö.  Ö14, 
816.  Der  Scblnse  lautete:  „Ex  jam  dlctie  evidentiseime  eluceseit,  ezpeetandnm  omnino 

esse  annum  ad  minlmum  deilmtim  Rcxtiim;  et  addendnm  ulterius  aliquid  temporis, 
ut,  qui  cprtflin  slbi  elcrturUH  est  religioiicin  ,  prnpositi  sui  qualitatem  accTirattssime 
expendat.  Quamvi»  hic.  quoad  infallibtlem  aetatis  detinitlonera ,  certi  aliquid  apo« 
dlettoe  statni  nen  peseit,  sed  haee  omnia  tantnm  probabiliter  disputentur:  cum  eir- 
cumstantiamm  varietas  obvenire  queat  inexpectata,  et  properaodum  infinita  Quo 
vero  modo  hujusmodi  di^eretionis  exploratio  eit  postmodo  institnenda,  aiterins  est 
quaestionis,  et  indaginis  uberioria.^ 

*  Danach  hatte  sieh  also  der  in  der  Sitsnng  vom  7.  (17.)  Deoemher  1660  vor- 
getragene Thatbestand  dadurch  geindert,  daes  die  Katholischen  sieb  inswiseben  in  Be- 
sits  der  vier  Kinder  gesetzt  hatten. 

*  Wann  und  wie  beide  Tbeile  sich  soweit  näherten,  dasa  sie  nur  noch  um  ein 
Jabr  stritt«!,  ist  aus  v.  Meiern»  Bericht  nicht  an  ersehen. 
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dissentiren  Catholici  in  beiden  Stfioken,  weil  da»  efstere  ad  Theologiam  ge- 
höre, und  sich  unter  denen  Weltlichen  nicht  ausmachen  Hesse;  wegen  dee 
Verbleibens  im  Waisenhaus  aber  in  dem  Exef^utionsrfcoQ^  hcroits  Vorsehung 
geschehen  wäre."*  Bei  dem  Sohl u^^s  dos  Coiigresäeiü,  im  Juli  1B51,  übergaben 
die  Gesandten  der  evangelisclieii  Koichästäude  einen  summariächen  Bericht 
Uber  die  abgesehlossenen  Beratliangen.  Darin  bemerkten  sie  folgendes  fiber 
die  Waisenkinder  in  Augsburg  und  fiber  die  annoa  diseretlonia.  ^Die  auf 
eine  Seiten  geschafften  Waisenkinder  betreffend,  ist  deren  Restitution,  weil 
die  Wegschaffun;]:  in  fraudem  decisionis  collegii  vorgangen,  a  doputatis  be- 
reits erkannt  worden.  Die  ivatholischen  Dcputirton  aber  haben  nach  der 
Hand  ihres  Theils  diese  Meinung  unter  dem  Vorwand,  dass  selbige  Kinder 
nicht  mehr  herbei  geschafft  werden  können,  geändert  —  Wegen  der  Maria 
Stüberin,  welche  bereits  bei  den  Evangelischen  gebeieht  nnd  conunnnicirt, 
und  daher  von  den  Katholischen  ohn  allen  Fug  vertuscht  worden,  halten 
Beputati  Aut,'sburi?ischor  Confession  die  Restitution  vor  billig.  Catholici  neo:ant. 
—  Quüad  anuoä  discrctionis  ist  man  im  CoUegio  erstens  soweit  korumeu,  dass 
die  Deputati  Augsburgischer  Confession  hierzu  sechzehn,  die  Catholici  aber 
allein  fQnfzehn  Jahr  bestimmt,  nnd  man  also  nur  um  ein  Jahr  von  einander 
gewesen  -,  hernach  haben  die  Gktholici  sich  geändert,  und  die  annos  discretionis 
darauf  ^'cstellt,  wann  eine  Person  das  erstemal  zur  Beicht  und  Coniinuulon 
adniittin  würde,  und  endlich  alles  der  geistlichen  Decision  überlassen,  alle- 
girend,  dass  solches  den  prineipiis  suae  reiigionis  gemäss  sei.  Das  liaben 
nun  die  Deputati  Augsburgischer  Oonfessioa  endlich  ratione  der  katholischen 
Kinder  dahingestellet  sein  lassen.  Hingegen  aber  ratione  der  evangelischen 
Kinder  dahin  gegangen,  dass  selbige  per  principia  suae  reiigionis  et  juris 
communis  vor  dem  sechzehnten  Jahr  niclit  pro  discretis  zu  halten.'"  '  Die 
beiden  Ict/tcn  »Sätze  scheinen  folgenden  binn  zu  haben.  Die  Oesandten  der 
evangelischen  Heichsstäude  wollten  „ratione  der  evangelischen  Kinder""  nicht 
dnlden,  dass  dieselben  Tor  Ermehung  des  Alters  von  sechsehn  Jahren  zur 
katholischen  Kirche  ftbertrilten.  Dag^en  „ratione  der  katholischen  Kinder*^ 
wollten  a»  „dahingestellt  sein  la-Hsen^,  ob  dieselben  schon  mit  einem  firfiheren 
Alter  zur  evangelischen  Kirche  übertreten  ir.imton. 

Im  Laufe  des  ach  tz  e  )i  nten  Jahrliunderts  wurde  bei  Streitigkeiten 
über  die  confessionelle  Kiudererziehung  auf  das  Unterscheidungsalter  häutig 
hingewiesen,  jedoch  über  die  Frage,  wann  dies  Alter  erreicht  werde,  keine 
Entscheidung  ersielt. 

Im  Jahre  1726  wurde  das  Corpus  Evangelicorum  durch  die  Salzburgisohe 
Gesandtschaft  ersucht,  sich  bei  der  Stadt  Regensburg  dafür  zu  verwenden, 
dass  dem  katholisc  hen  Jlans  Brüger  seine  mit  einer  evanfrelischen  Frau  er- 
zeugten drei  Kinder  herausgegeben  würden,  die  im  (evangeUschen)  Waison- 
hanae  jsn  Begensburg  sich  befanden.  Hierauf  erhielt  der  Vater  seine  jüngere 
Tochter,  im  Alter  von  elf  Jahren,  und  seinen  Sohn,  im  Alter  von  neun  Jahren, 
zurück.  Seine  ältere,  sechzehn  Jahre  alte,  Tochter  wurde  zurückbehalten, 
..weil  sie  die  annos  discretionis  bereits  erreicht  hatte,  und  sieh  weigerte,  den 
katholischen  (ilaubeu  auzuueiuuen''  \ 


1  V.  Meiern,  Buch  U,  §  2,  S.  825. 

*  Ueber  diese  Angabe  vgl.  oben,  S.  84,  Note  4. 

3  v.  Meiern,  Buch  14,  §  12,  S.  866,  611. 

«  Vgl.  die  Denkschrift  vom  S8.  Mftn  1748,  bei  A.  F aber,  Bd.  XCVm,  S.  73. 


Zweiter  Abschmlt.   Gebiet  des  gemeinen  Rcebts. 


Seit  dem  Jahre  1727  schwebte  bei  dem  Reichshofrathe  ein  Rechts* 
streit  über  die  religiöse  Erziehung  der  vier  Sühne  des  zu  Königshofen  am 
20  Antust  1726  gestorbenen  Obersten  Karl  Friedrich  von  Ertlial.  dfs!»on 
Ehogatriii  (geb.  von  Schaumberg)  vor  ihm  gestorben  war.    Beide  Kitern 
waren  evangelisch  und  hatten  ihre  Söhne  im  nämlichen  Bekenntnisse  erzogen. 
Die  vier  Sohne  waren  am  81.  Januar  1712,  am  5.  Norember  1714,  am  2.  Juli 
1717  und  am  21.  September  1718  geboren.   Der  nächste  Agnat  und  gesetz- 
liche Vormund,  Bruder  des  Vaters,  der  Landrichter  und  Kriegspräsident  von 
Erthal  zu  Würzburg,  war  katholisoh.    Dorsolbe  veranlasste  den  evangelischen 
Hofmeister  Schwenk!,  mit  den  Kiinlerii  am  15.  September  172fi,  drei  Wochen 
nach  dem  Tode  des  Vaters,  nach  Würzburg  zu  kommen.    Dort  legten  die 
vier  Kinder  in  der  Jetuitenkirche  am  15.  December  1726  das  katholische 
Glaubensbekenntnis«  ab,  nachdem  sie  zwei  Monate  lang  Vormittags  und 
Nachmittags  (horis  ante-  et  pomeridianis)  durcli  den  Josuitenpator  Seyfri(>d 
unterrichtet  worden  waren.    Hierüber  erhoben  die  evangelischen  mütterlichen 
Verwandten  Bescbvverde,  die  durcli  das  Corpus  Evangelicorum  unterstützt 
wurde.    Es  wurde  behauptet,  der  tutor  legitimus  sei  „propter  diversam  reli- 
Ulionem  suspectus*;  daher  sei  der  Bitterort  Baunaoh  auf  Grund  eines  kaiser- 
lichen Privilegs  vom  21.  Juli  1688  berechtigt  und  Terpflielitet .  an  Stelle  dB» 
tutor  legitimus  (oder  wenigstens  neben  ihm)  einen  evangelischen  Vormund 
zu  ernennen  und  mit  der  Erziehung-  der  Kinder  zu  betrauen.    Der  Religions- 
wechsel der  Kinder  sei  nach  den  lieiclisgesetzen  nicht  zu  berücksichtigen, 
weil  die  Kinder  den  Unterschied  der  katholischen  und  evangeüschen  Rehgion 
noch  nicht  Terstehen  kdnnten.   Sie  seien  daher  offenbar  durch  „moralischen 
Zwang*  von  der  evangelischen  zur  katholischen  Religion  hinübergezogen 
worden.    Der  Reichshofrath  ernannte  eine  üntersiu  luinjrscommission  und  ver- 
fügte, die  Kinder  sollten  „zur  Frequentirung  der  katholischen  Kirchen  und 
Schulen  wider  ilaen  Willen  nicht  angehalten"  werden.    Die  Kinder  erklärten, 
sie  seien  frei  und  ungezwungen  zur  katholischen  Religion  übergetreten, 
was  der  Kriegspräsident  Ton  Erthal  ebenfalls  versicherte.   Auf  weiteren  B6> 
scbluss  des  Reichshoflraths  wurden  die  Kituler  persönlich  vernommen.  In 
diesem  Streite  wurden  von  der  Juristenfacnltät  Halle  dreimal  und  von  der 
Juristent'ai  ultiit  Wiir/)un;4'  /weitual  Rechtsgutacditen  abgegeben.    Die  erste- 
ren  gingen  dahin,  dass  die  Erziehung  der  vier  Kinder  einem  e\ an;^'elischen 
Vormunde  fibertragen  werden  mClsse;  die  letzteren  dagegi  ii  verthei(Ugten 
die  Gesetzmässigkeit  des  Religionswechsels  K  Ob  und  wie  dieser  berühmte 
Rechtsstreit  entschieden  wurde,  ist  aus  den  yorliegenden  Actenstficken  nicht 
zu  ersehen. 

Ein  Bruder  der  oben  (S.  79)  erwähnten  katholischen  Karl  Christopli 
und  Christian  Ernst  Freiherrn  von  Aufsess,  der  evangelische  Ludwig  Karl 


*  Decrcte  des  ReichsholVyths  vom  8.  März  uud  4.  Mai  1728;  Notariatsact  vom 
3.  Juli  1738',  Erkllrnng  yom  16.  Juli  1728;  Beechluss  des  Reiehehofratbs  vom 

1.  September  1729;  Vcrnelimung  vom  14.  März  1730;  die  drei  Rechtsgutachten  der 
Juristenfacaltät  Halle  (das  erfte  vom  Noveinher  1728):  die  heidcn  Rcchtsgu lachten 
der  JuristenfactUtäl  Würzburg;  Intercessionsschreiben  des  Corpus  Evangelicorum 
▼om  6.  oder  7.  September  1730.  Alle  diese  Actenstflcke  sind  gedruckt  bei  A.  Faber, 
Bd.  LVn,  cap.  3,  S.  48  83  (1731),  Bd.  LVni,  cap.  4,  S.  49-146,  Bd.  LDt, 
eap.  1,  S.  1  -112  (1732).  Den  Schlus.s  bildet  d!e  Verfügung:  ,,FiRt  votnm  ad  Im- 
pcratorem".  Vgl.  auch:  J.  II.  Böhmer,  Consultationum  et  decisionura  juris  tora.  I 
pars  I,  p.  8—71  (Haloe  1733);  v.  Sehauroth,  Bd.  I,  S.  26—80. 
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Freiherr  von  und  zu  Aufsess  auf  1!  vonhoff,  dessen  Ehegattin,  Kafliarina 
Barbara,  q;^^).  von  niMmli  TisffMn ,  ebenfalls  evangelisch  war,  starb  im  Jahre 
1727.  In  scinoDi  Trstiinicnro  vom  13.  Juni  1727  hatte  er  zum  Vonniiinle 
seiner  drei  Kinder  den  mütterlichen  Grossvater,  Xlaus  Ludwig  von  Brandeu- 
stein  in  Wüstenstein ,  ernannt  und  den  Wunsch  ausgedrückt,  seine  Kinder 
möchten  in  der  evangelischen  Religion  erzogen  werden.  Das  älteste  Kind, 
Friedrich  Ludwig,  war  am  2.  September  1717  geboren.  Dieser  Knabe  ent- 
lief seinem  Vormunde  ((Jlro^<Ivnter)  nns  dessen  TTnuso  im  Jaln-f  T7;'0,  angeblich 
aus  Anlass  einer  Züchtigung.  Kr  hr\^ab  sicli  nach  Bambcrii:  /n  -^fiiiern  Vetter, 
dem  katholischen  Hauptmann  Karl  Dietrich  Jobst  Freilierru  von  Auf»ess 
(nachdem  er  bereits  zweimal  evangelisch  communicirt  hatte).  Der  Vormund 
behauptete,  das  Kind  sei  in  Bamberg  durch  seinen  Vetter  zur  katholischen 
Religion  verleitet  worden.  Er  beauftragte  einen  Notar,  das  Kind  aus  Bam- 
berg abzuholen  und  ihm  znrnckzubringon.  P(  i-  Hiuiptmann  von  Aufsess  er- 
klärte dem  Notar,  er  wolle  soinnn  Vetter  an  der  Rückkehr  nicht  hindern, 
aber  auch  nicht  dazu  zwingen.  Der  Knabe  selbst  wurde  zur  Rückkehr  durch 
den  Notar  aufgefordert  und  versetzte,  ^waa  er  femer  in  Wüstenstein  machen 
solle,  da  er  nunmehr  katholisch  geworden  sei;  sein  Herr  Grosspapa  solle  nur 
die  Ynrnnmdschaft  aufgeben  und  sich  um  ihn  weiter  nicht  bekümmern". 
Der  Notar  stellte  vor,  dass  der  Knabe  die  zur  Wald  iler  l<;it]ii>lischen  Reli- 
gion erforderlichen  Jahre  iincli  niclit  erreicht  habe.  Docli  niusatc  der  Notar 
ohne  den  Knaben  zurücl<kehreii '.  Der  Vormund  (Grossvater)  wendete  sich 
wegen  dieser  «neuen  Aufsessischen  Religionsbeeintnichtigung''  an  das  Corpus 
Evangelicorum,  mit  der  Bitte ,  einen  kaiserlichen  Befehl  zu  erwirken .  dass 
ihm  der  Knabe  zur  evangelischen  Erziehung  zurückgegeben  werde.  Das 
Corpus  Evangelicorum  theilte  dies  Srbreibni  dem  Gesandten  des  Fiirstbi^chofs 
zu  Bamberg  mit  und  ersuchte,  die  scijkuuigste  Auslieferung  des  Knaben 
„cum  effectu  zu  verfügen"  ^  Ob  diesem  Ersuchen  entsprochen,  oder  die 
Sache  dem  Beichshofrathe  zur  Entscheidung  vorgelegt  wurde,  geht  aus  den 
vorliegenden  Berichton  nicht  hervor*. 

In  «1er  oben  (S.  39)  erwähnten  Streitigkeit  über  die  Fr/itOinng  des 
am  17.  SeptoTiibor  1735  prebor<'n<>n  Ludwig  Adam  von  Zedtwitz  wurde  die 
Frage  des  Unterscheidungsalters  nur  berührt.  Der  Knabe  war  um  Pfingsten 
1747,  also  im  Alter  von  elf  Jahren,  iu  der  evangelischen  Kirche  zur  ersten 
Communion  zugebissen  worden,  worQber  sich  die  Mutter  beklagte.  Das 
Corpus  Evangelicorum  bemerkte,  ein  Kind  könne  zur  ersten  Communion  zu- 
gelassen werden,  bevor  es  die  annos  diseretionis  erreiche.  Die  evangelische 
Kirche  habe  für  dio  Zulassung  zur  ersten  Onnimunion  kein  bestinmitf»^  Alter 
vorgeschrieben.  Eine  katholische  Mutter  könne  nicht  darüber  urtlieiien,  ob 
ihr  evangelischer  Sohn  die  nöthige  Reife  erlangt  habe,  um  in  der  evange- 
lischen Kirche  communiciren  zu  können.  Dies  sei  eine  Frage  der  Seelsorge, 
die  den  Glaubensgenossen  des  Sohnes  überlassen  bleiben  müsse*. 


*  Bericht  des  liotars  Wagner  vom  5.  Januar  1781»  bei  A.  Faber,  Bd.  LX, 

S.  356—359. 

>  Schreiben  an  das  Corpus  Evangelicorum  vom  29.  Mat  1781  und  Schreiben 
ex  parte  Corporis  Evsagelicorum  vom  18.  Juli  1181,  hei  A.  Faber.  Bd.  L!X, 

S.  116—121.  134. 

»  A.  P'aber,  Bd.  LIX,  S.  116-134,  xmd  Bd.  LX,  S.  349—362. 

*  Vorstellnngeachrelben  des  Corpus  Evangelicorum  vom  25.  Octoher  1747,  bei 
A.  F  ah  er,  Bd.  XCVn,  S.  530— »22  (1750). 
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Im  Jahre  1748  beklagten  sicli  die  Protostaiiten  im  Hochstifte  Osnabrück 
darüber,  dass  Kinder  katholisch  erzoü;eii  würden,  die  mch  dem  Bekenntnisse 
ihres  verstorbenen  Vaters  oder  uacli  dem  Inhalte  von  Klicpacten  dem  evan- 
gelischen Bekenntnisse  angehörten  (Tgl.  oben  S.  38,  39,  81).  Das  Corpus 
Evangelicorum  unterstützte  diese  Beschwerden*.  Als  dieselben  sich  dann 
wiederholten  richtete  das  Corpus  Evangelicorum  ein  neues  Schreiben  an  das 
Corpus  Catholiconim  mit  dorn  Ersuolion,  anziicrkennon ,  ^dassi  die  anni  dis- 
cretioiii.s  in  quae»tii>iie  bloüü  dann  für  erreichet  zu  halten,  wenn  ein  Kiud 
das  vierzüliute  Jahr  wirklich  vollendet  habe'' Die  katholischen  Gcsandt- 
sohaften  erviederten:  „In  Ansehung  des  vorhabenden  NormatiTi  wird  etwas 
Dnrchgaii^'i;X( /u  machen,  vni  deswillen  wohl  schwer  fallen,  weil  die  Ver- 
fassung und  das  Herkommen  in  mancherlei  Reichs-Territoriis  sehr  diflferent 
ist,  und  nlso  in  dem  einen  nicht  allozoit  das,  was  in  denen  anderen  applicable 
sein,  und  hier  und  da  den  wirklich  vorhandenen  Anordnungen  entgegen 
laufen  möchte.  Man  hat  ebendaher  die  Sache  von  solcher  Wichtigkeit  ge- 
funden, dass  man  Tor  allen  Dingen  bei  bSohst-  und  hohen  Principalen,  Oberen 
und  Committenten,  Instructionen  hierüber  einzuholen  sich  vermüssigt  geachtet, 
und  also  das  Fernere  liierüLer  zu  nu?:scrn  sicli  uoeli  vorbehalten  muss."  * 
Die  hier  vorbeliaitone  weitere  Aeu.-^serung  unterblieb*.  Damit  erledigte  sich 
der  Vorschlag  des  Corpus  Evangelicorum,  so  dass  die  evangelischen  Reichs- 
stande daran  nicht  mehr  gebunden  waren,  wie  in  dem  Schreiben  vom  14.  April 
1752  bereits  angekündigt  war.  Darin  wurde  eine  dreimonatliche  Frist  zur 
Antwort  gestellt,  da  sonst  «evangelische  höchste  und  hohe  Stände  sonder 
längeres  Zuwarten  ml  retorsionem  juris  iniiiui  in  ihren  evangelischen  Landen 
zu  versehreiten  sich  gemüssijTf-  sehen  sollteir.    (Vgl.  ol)eii,  S.  85.) 

Eine  Entscheidung  des  Keichshotrathes  über  die  Frage ,  ob  ein 
bestimmtes  Lebensalter  als  Unterscheidungsaltor  anzunehmen  sei,  oder 
gar  ein  Keichsgesetz  über  diest  i  rage,  ist  nicht  ergangen.  Dalier 
können  nach  gemeinem  deutscheu  liechte  Kinder  die  lieligiou  frei 
wählen,  sobald  sie  die  für  eine  solche  Wahl  erforderliche  Einsicht 
erlangt  habend  Es  ist  also  nicht  gerechtfertigt,  gemeinrechtlich  das 
vollendete  vierzehnte  Lebensjahr  als  Ilnterscheidungsjahr  anzusehen'. 


'  Promemoria  ad  Corpus  Cfttholiooram  a  Gorpore  Evangelioorom  vom  S2.  Mai 
•  1748,  bei  A.  Fabor,  Bd.  XCVIII,  S.  79—83. 

*  V.  Schauroth,  Bd.  III,  S.  9S4,  ü85,  unter  Jir.  56. 

'  Promemoria  ad  Corpus  Catholicorum  a  Corpore  EvaDgelicurum  vom  12.  April 
1752,  Bd.  CIV,  S.  89—92;  v.  Sehaaroth,  Bd.  HI,  S.  907,  998. 

*  Schrcibon  tlor  katliolischcn  Gesandtschaften  vom  15.  Juni  1752.  bd  A.Fabary 
Bd.  CIV,  S.  92—90,  und  bei  v.  Sciiauroth.  Bd.  III,  S.  9^9,  lOÜU. 

*  Vgl.  auch  z.  B. :  Moser,  Von  der  teutscheu  Heichsverfassung ,  Buch  1, 
cap.  4,  §  2ft,  S.  79  (1774). 

ß  Vgl.  z.  B.:  Puch  tu,  T^inh-itung  in  das  Recht  der  Kirche,  S.  102  (1840); 
Qaupp  in  Boscbers  Zeitscbrüi  f&r  Ireiwillige  Gerichtsbarkeit,  Bd.  XXIX,  B.  19 
ble  27  (1887). 

'  Vgl.  Dembarg,  Pandekten,  Bd.  III,  §  36,  S.  70  (1887).  Dort  steht  im 

Text :  „Nach  dem  vierzehnten  —  dem  sogen.  Unterscheidungsjahre  —  kann  daa  Kind 
sein  religiöses  Belcenntniss  selbständig  bestimmen."  In  der  Note  ist  hinzugefügt: 
„Der  BegriiT  der  Unterscheidungajabre  wurde  reichageaetziich  nicht  festgestellt 
und  blieb  gemeinreclitllcb  bantritten;  meist  nahm  man  an,  dase  das 
viersehnte  Jabr  das  mas^beade  «ei.**  Die  Worte  des  Textes  und  der  Note  sind 
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Landesgesetze  erfordern  zum  BeligionswechBe]  ein  Alter  yon 

vierzehn  Jahren  in  den  alten  preassiachen  Pro viuzcn  (mit  Ausnahme 
von  Neuvorpommern  und  Rügen,  sowie  Hohenzollern),  ferner  in  Han- 
nover und  Nassau,  iu  Bruunschwcip:,  Lippe-Detmold,  Mecklenburg- 
Scliworin  und  Oldenburg  ^  Tin  Königreich  Sachsen,  in  Schwarzburg- 
Sondershausen  ^  und  iu  Reuss  älterer  Linie  ist  ein  Alter  von  vierzehn 
Jahren  als  Untcrächeidiingsalter  für  den  Fall  festgesetzt,  dass  die  Kitern 
Dissidenten  werden.  Ein  Alter  von  sechzehn  Jahren  wird  iu  Frank- 
fürt  a.  M .  und  in  Baden  2um  Religionswechsel  allgemein  erfordert. 
Ein  Alter  von  achtzehn  Jahren  ist  in  Knrheasen,  fiaehaen-Weimar  und 
Waldeck  gesetzlich  Torgeschrieben.  Ein  Alter  yon  einundswanzig 
Jahren  erfordern  die  Gesetze  Ton  Bayern  und  Königreich  Sachsen 
(hier  mit  der  erwähnten  Ausnahme  für  Dissidenten).  In  Württemberg 
herrscht  Streit  über  die  Frage,  ob  und  wie  dort  das  Unterscheidnngs- 
alter  gesetzlich  bestimmt  ist.    (Vgl.  Abschnitt  VI.) 

Hiernach  bestellen  keinf  Torschriften  über  das  sogenannte  Unter- 
scheidungsalter in  -N'euv  »:  p  inii  in  und  Rügen,  in  Hohenzolleru,  Schles- 
witj,  Holstein,  Lauenijurg,  Honibur«;  v.  d.  H.,  ferner  in  Anhalt,  in  den 
Hauseätädten,  im  ürosslierzogthuin  Hessen,  in  Mccklenburg-Strelitz,  in 
Reuss  jüngerer  Linie,  iuSachsen-Alteubur^,  -KuUui^,  -Gotha,  -Meiningen, 
Sohaumburg-Lippe,  in  Schwarzburg-Rudolstadt,  endlich  in  £lsass-Loth- 
ringen.  In  allen  diesen  Lfindem  dauert  die  religiöse  Erziehung  solange, 
bis  das  Kind  die  nöthige  Einsicht  erlangt,  um  das  Religionsbekenntniss 
selbst  wählen  zu  können.   Es  gilt  der  ^an  sich  richtige*  Grundsatz', 


schwer  mitetnandcr  zu  vereinigen  Die  Meimiiig  Dcrnburgs  geht  vielleicht  dahin, 
das  Unterscheidtmgsalter  sei  durch  G  ewoli  n  Ii  e  i  t  8  re  c  ]i  t  finl"  Vollendiiiic  des  vier- 
zehnten Lebensjahres  festgesetzt  worden.  Doch  fehlt  der  Beweis  eines  solchen  Cie- 
wohnheitBreohteB.  Nicbt  durch  Oewohnheitareeht,  sondern  erst  durch  geaetsliche 
Vorschrift  des  preussischen  Allgemeinen  Landrechts  wurde  für  das  Gebiet  dieses 
Gesetzbuches  das  ünterschcidungsaltcr  auf  das  vollendete  vierzehnte  LebeMjjabr  fest- 
gesetzt.   Vgl.  Gaupp  in  Bosch ers  Zeitschrift,  Bd.  XXIX,  S.  24. 

*  Die  derUher  fn  Art.  34,  §  1,  des  oldeuhuTglBehen  revidirten  Bteatsgrundgesetsee 
enthaltene  Vorschrift  erklärt  sich  aus  den  Begierungsentwurfe  (Art.  07),  der  an  der 
Einmischung  in  das  elterliche  Krziehungsrecht  bezüglich  der  religiösen  Erziehung 
noch  festhielt.  Vgl.  Verhandlungen  des  Landtages  zur  Vereinbaruüg  des  Staats- 
grundgeeetjses  f&r  des  Oroeehenegthmn  Oldenbuig,  1849,  8.  580-691. 

'  Schw&rzbnig-Sonderhausen'sches  Gesetz  vom  1.  Vlli.r/.  1872,  §  1,  Absatz  3. 
^onst  ist  das  Alter  von  vierzelm  .Taliren  nicht  ohne  weiteres  als  I'nterscheidungaalter 
anzusehen.  Vgl.  Höchstes  Kescript  vom  10.  Märs  1838  (Gesetzsammlung,  1838,  S.  17), 
g  1 :  „Die  Entlassung  aus  der  Scbule  darf  nicht  eher  erfolgen ,  als  bis  erstens  das 
vierzehnte  Jahr  vollendet  und  zweitens  das  Schulziel  In  den  wesentlichen  Gegoi» 
stSnden  des  Unterrichts,  insbesondere  aher  eine  deutliche  Einsicht  in  die  Wahrheiten 
der  Religion  erreicht  worden  ist."  Die  Scblussworte  deuten  an,  dass  die  „deutliche 
Binsieht  in  die  Wahrheiten  der  Religion**  mit  Vollendung  des  liensehnten  Lebens- 
jahres n^t  immer  eneieht  iat.  Den  Gmndsats  von  g  1  des  Gesetzes  vom  10.  Mira 
1838  -vir  lcrholt  das  Gesetz;  Uber  daa  Volksschuhvesen  vom  6.  Mai  1852  (Gesets- 
sammiung,  1852,  Ö.  öö)  in  §§  49  und  51,  mit  der  Ausnahme  von  §  52. 

•  Richter,  Kirchenrecht,  §  238  (5.  Aufl.);  Glttck,  Pandekten,  Bd.  II,  S.  260, 
261,  Not«  10  (2.  Aufl.). 
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der  die  Fähigkeit  zum  Wechsel  des  Keligionsbekenntnisses  „von  der 
individuellen  Reife  abhängig  macht".  Dieser  Grundsate  gilt  auch  in  den 
oben  (S.  29,  30)  erwähnten  Ländern  für  Kinder  aus  ungemischten  Ehen, 
soweit  die  betreffenden  Landesgesetze  sich  nuf  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  (oder  auf  solohe  und  auf  uneheliche  Kinder)  beschränken. 

7.  ABspruoh  der  Kirohe,  Polizei  und  Schale. 

Ein  Recht  der  Kirche,  durch  ihre  Vertreter  Staatshilfe  dafür 
zu  begehren,  daas  die  Kinder  in  der  ihnen  durch  Terti-ag  oder  Gesets 
bestimmten  Confession  erzogen  werden,  wie  solches  in  Bayern  auf 
Grund  einer  besondem  Gesetssesvorschrift  besteht,  kann  nach  gemeinem 
deutschen  Bechte  schon  deshalb  nicht  anerkannt  werden,  weil  das  ge- 
meine deutsche  Recht  ülx  rhaupt  keine  besonderen  Yorschriften  über 
die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  enthält,  sondern  die  Bestimmung 
der  Confession  denjenigen  überlässf,  denen  die  Ers^ichung  der  Kinder 
obliegt.  Preilieh  ist  nach  gemeinem  dciitscheu  Kochte  die  Frage 
streitig,  ob  und  inwieweit  die  Ohervormundsehaft  berufen  ist,  sich  um 
die  religiöse  Erzieliunix  bevormundeter  Kinder  zu  bekümmern,  nament- 
lich ob  sie  darüber  bindeude  Anweisungen  an  die  Mutter  oder  au  die 
Vormünder  der  Kinder  ertheilen  kann.  (Vgl.  darüber  oben,  S.  41 
und  54.)  Soweit  der  Vormundschaftsbehörde  die  Aufeicht  über  die 
religiöse  Erziehung  der  bevormundeten  Kinder  zustellt,  kann  nie- 
mandem, also  auch  nicht  den  geistlichen  Oberen,  verwehrt  werden, 
Anzeige  bei  der  Yormundschiiftsbehörde  zu  machen,  wenn  bezüglich 
der  rnlirriösen  Erziehung  der  Kinder  Fehler  gemacht  werden.  Allein 
ein  Recht,  gegen  Anordnungen  der  Obervormundschaft  über  die  reli- 
giöse Erziehung  der  Kinder  Besoli werde  zu  führen,  steht  den  geist- 
lichen Oberen  nach  gemeinem  Rechte  nicht  zu. 

Das  Oberappellationsgericht  zu  Cello  nalim  einmal  dits  Gegenthcil  an. 
In  der  bereits  oben,  S.  42,  erwähnten  Vormundschaftssache  hatte  das  Ober- 
gericht entschieden,  die  Mutter  sei  befngt,  ihr  Kind,  das  sie  hatte  taufen 
lassen,  christlich  ZU  erziehen.  Die  Entscheidung  ^vui-de  nicht  durch  den  jü- 
dischen MitvormunJ.  sondern  durch  den  Landesrabbiner  angefochten.  Das 
Oherappenationsgericht  nahm  an,  die  rierechtif^uTig  des  T.andosrabbiners  sei 
„nicht  zu  bezweifeln'*.  Möge  derselbe  auch  nicht  befugt  sein,  mit  der  Mutter 
und  den  Vormflndern  im  Wege  Rechtens  darüber  zu  streiten,  ob  die  Kinder 
im  Christenthum  zu  erziehen  und  der  Mutter  zu  belassen  seien ,  so  sei  der- 
selbe „docli  wohl  berechtigt,  etwaige  Bedenken  über  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  bei  der  Oliervormiindscliaft  aurli  in  (1(  r  höheren  Instanz  geltend 
zu  machen  und  eine  geiiörige  Vertrerung  der  Unmündigen  zu  beantragen"  *. 
Indessen  diese  Bemerkungen  waren  nicht  zutreffend,  da  der  Landesrabbiner 
ein  förmliches  Rechtsinittcl  gegen  die  Entscheidung  des  Oborgerichts  eingelegt 
hatte.  Seitdem  hat  die  Rechtsprechung  des  Oberlandesgerichts  zu  Celle  den 
richtigen  Grundsatz  anerkannt,  dass  den  geistlichea  Behörden  ein  Beschwerde- 

'  Entscheidung  des  Obcrappellationsgerichts  zu  Celle  vom  10.  Februar  1846, 
oben,  B.  43. 
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recht  in  Yormundschalissacheii  nacli  gememera  Rechte  nicht  xasteht  (vgl. 
darüber  Abschnitt  III,  unter  D.). 

Selbst  in  denjenigen  deutschen  Bundesstaaten,  worin  besondere 
Gesetze  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  bestehen,  ist  ein 
Recht  der  geistlichen  Oberen,  die  Befolgung  dieser  Gosetzesvorschrifteu 
zu  überwachen,  im  Zweifel  nicht  anzuerkennen.  Die  geistlichen  Oberen 
sind  nicht  Wächter  der  ;Staats,i!:esetze.  Es  kann  also  eine  derartige 
Befugniss  den  geistlichen  Oberen  nur  insoweit  zugestanden  werden, 
als  sie  aus  einem  Landesgesetze  sich  ergibt. 

In  denjenigen  deutschen  Bundesstaaten,  worin  nach  Landesgesetz 
die  Erfüllung  von  Verträgen  über  die  religiöse  Erziehung  Yon  Kindern 
aus  gemischten  Eben  auf  Antrag  eines  Betheiligten  durch  die  Staats- 
gewalt erzwungen  wird,  ist  die  Frage,  wer  zu  einem  derartigen  An- 
trage berechtigt  ist,  ebenfalls  nach  den  Landesgesetzen  zu  beantworten. 
Es  kann  nicht  als  selbstTerständlich  angesehen  und  noch  weniger  als 
ein  Grundsatz  des  gemeinen  deutschen  Iicchts  anerkannt  werden,  dasa 
solche  Verträge  zu  Gunsten  einer  Kirche  geschlossen  würden,  und  dass 
deshalb  den  Tertretern  der  betrefFunden  lürche  ein  I£lagcrecht  auf  Er- 
füllung zustehe.    (Ygl,  oben,  S.  78.) 

Nach  gemeinem  deutscheu  Rechte  steht  weder  den  Staats- 
polizeibehör d eu  noch  den  Schulau fsichtsbehör den  die  Be- 
fiigniss  zu,  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  zu  wachen.  Zwar 
behauptet  Sintenis :  „Zu  welcher  Beligion  oder  Confession  die  Kinder 
erzogen  werden  sollen,  ist  nach  Staats-  und  kircbenreohtlichen  Regeln 
zu  beurtheilen";  und  er  meint,  es  sei  selbstverständlich,  „dass  die 
Obrigkeit  vermöge  ihrer  Polizeigewalt  bei  gänzlich  verkehrter  und 
verwerflicher  Erziehung  des  Täters"  einschreiten  dürfe  Allein  die 
"Richtigkeit  dieser  Sätze  mus.s  brsfritten  werden.  Den  Polizeibehörden 
ist  nacli  gemein oni  Rechte  nicht  erlaubt,  sich  um  die  väterliche  Er- 
ziehung zu  bekümmern  oder  gar  Yorsehriften  über  die  religiöse  Er- 
ziehung der  Kinder  zu  erlassen.  Ebenso  wenig  steht  eine  derartige 
Befuguiös  den  Schulbehörden  zu.  Vielmehr  haben  die  Schulbeiiördeu 
bei  Zuweisung  eines  Kindes  in  den  Religionsunterricht  sich  nach  der 
Bestimmung  desjenigen  zu  richten,  der  die  Erziehuogsgewalt  hat. 

'Sintenis,  Das  ganeine  deutache  CivUreeht,  Bd.  m,  S.  177  (8.  Avfl.  1369). 
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In  Preusscn  cribt  es  zalilroiche  Gosetzesvorschriften  über  die  Con- 
fession  von  Kindern  aus  ^MMnischteu  Ehen.  Im  grössten  Tlieile 
der  alten  Provinzeu  gilt  darüber  die  Declaration  vom  21.  Xovember 
1803  nebst  einigen  Bestimmungen  des  Allgemeiuen  Landreclits.  Die 
Declaration  wurde  im  Jahre  1625  auf  die  weatlichen  Provinzen  und 
im  Jahre  1867  auf  das  Tormalige  Oberamt  Meisenheim  auagedalmt. 
Daneben  bestehen  andere  GesetzeeTorsohriften  für  die  Provinz  Han- 
nover (einschliesslich  des  Jadegebiets),  för  das  yormalige  EurfUrsten- 
thum  Hessen,  für  das  vormalige  Herzogthum  I^assau  und  für  das  Ge- 
biet der  vormaligen  Freien  Stadt  Frankfurt.  In  den  Gebieten  der 
Amtsgerichte  zu  Weyhers,  Hilders  und  Orb  gelten  die  Vorschriften 
der  bayerischen  zweiten  Yorfassungsbeilage.  In  Biedenkopf  und  den 
übrigen  vormals  grossherzoglich  hessischen  Gebictsthcileo  haben  die 
Vorschriften  d(!r  Verordnung  vom  27.  Februar  1820  die  nämliche 
Geltung,  wie  im  Grossherzogthum  Hessen*.  In  vielen  der  bezcich- 
notuu  Gebiete  erstrecken  sich  die  besonderen  Landesgesetze  auch  auf 
die  religiöse  Erziehung  von  unehelichen  Kindern,  während  für 
Kinder  ans  unge  mischten  Ehen  die  Grundsätze  des  gemeinen  deutsehen 
Bechfs  gelten.  Für  alle  Kinder  gelten  die  Grundsätze  des  gemeinen 
deutschen  Bechts  in  IfeuTorpommern  und  Rügen,  in  Hohenzollern, 
Lauenburg  und  im  vormaligen  Amt  Homburg  v.  d.  H.  Auf  den 
Grundsätzen  des  gemeinen  Kechts  beruhen  auch  die  besonderen  Landes- 
gesetze in  Holstein  und  in  Schleswig.  lieber  den  Geltungsbereich 
des  geraeinen  Rechts,  mit  Einschluss  von  Holstein  und  Schleswig,  ist 
im  zweiten  Abschnitte  gesprochen.  Die  Landesgesetze  der  übrigen 
angeführten  Gebiete  sollen  im  nachfolgenden  einzeln  erläutert  werden. 

Indessen  das  Verfahren  bei  Streitigkeiten  über  die  religiöse 
Erziehung  der  Kinder  ist  für  die  gauze  Monarchie  im  wesentlichen 
einheitlich  geordnet  durch  die  Vormundsobaftsorduung  und  das  preus- 
sisohe  AnsfÜhrungsgesetz  zum  deutschen  GMohtsver&ssungsgesefase. 
Die  Yormundschaftsordnung  hat  die  bestehenden  Landesgesetze 
über  die  religiöse  Erziehung  aufrecht  erhalten,  zugleich  aber  über  das 

1  An  den  Amtsgerichten  zu  Meisenheim  und  zu  Biedenkopf  sind  Streitigkeiten 
Uber  die  religia««  Eniehung  von  Kindern  «ue  gemLsohten  Eben  noch  nicht  vorgekommen. 
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Emehungsreoht  der  Matter,  über  die  Pflioliten  dea  Yormundes  und 
über  die  Aufgaben  dea  Yormundschaftageriobta  Torsebriften  erlasaen, 
die  auf  die  Anwendung  jener  Landeagesetze  von  recbtliohem  Einflüsse 
sind.  Eb  empfiehlt  sich,  zunächst  die  für  die  ganze  Monarchie  ge* 
meinsamen  Yorschriften  zu  erläutern  und  erst  dann  den  Rechiazastand 
nachzuweisen,  der  sich  auf  rirund  <ler  verschiedenen  Landeagesetze  in 
den  einzelnen  iteohtsgebieten  gebildet  bat. 

A,  Die  gsnme  II onar eitle. 

1.  ZoBtandigkeit  der  Behörden. 

jS^ach  den  allgemeinen  prenssiseben  Gesetzen  haben  weder  die 
Staatspolizeibehdrden  noch  die  Ortsbebörden,  weder  die  Schulbebörden 
noch  die  Kirchenbehörden  darüber  zu  wachen,  dass  Ejnder  in  dem 
durch  die  Landesgesetzo  bestimmten  Religionsbekenntnisse  unterrichtet 

und  erznc^en  werden.  Noch  wenT2:er  «teilt  d(;nselben  die  Entscheidung 
«iarüber  zu,  in  welchem  Keligion  lu  kenntnisse  ein  Kind  nach  gesetz» 
lieber  Vorschrift  erzogen  werden  muss. 

^Die  S  ch  ul  bell  ü  r  d  e  n  haben  nur  dahin  zu  selieu,  dass  die  Kinder, 
sei  es  durch  Privatunterricht,  sei  es  in  Privat-  oder  öffentlicheu  Schulen, 
den  nothwendigen  Unterricht  empfangen.  In  welcher  Confession  die- 
selben erzogen  werden,  darüber  haben  die  Schulanfaiobtsbebörden  über- 
haupt nicht  zu  waehen.  tJeber  das  letztere  zu  befinden,  ateht  den- 
jenigen zu,  welehe  gesetzlich  f&r  die  Erziehung  dea  Kindea  zu  sorgen 
haben"  . .  .  ^  Tst  ein  evangelischer  Yater  mit  der  katholischen  Mutter 
darüber  einig,  dass  ihr  Sohn  katholiaohen  Beligionsunterricht  einhalten 
soll,  so  kann  der  Vater  nicht  gezwungen  werden,  das  Kind  in  eine  evan- 
gelische Schule  zu  Hcliicken  *.  Er  kann  eine  katholische  Schule  selbst 
dann  auswählen,  wenn  er  niclit  di^  A})sicht  hat,  das  Kind  der  katho- 
lischen Kirche  zuisuführen.  In  eineiii  solchen  Falle  mag  der  evange- 
lische Seelsorger  dem  evans^elisehen  Yater  vorstellen,  „welche  Folgen 
der  Mangel  au  coufessionellem  (evangelischeu]  lieligionsunterricht  für 
die  spätere  Aulhahme  aeines  Sobnea  in  die  eTangelische  Kirche  mit 


*  ErUss  des  CdlinamlnfBters  von  Mahler  vom  34.  September  1870,  in  Stiehl« 

Centraiblatt  ftlr  die  gesammte  Unterrichtsverwaltung,  1870,  S.  624.  Die  weitere 
Ausfllhrung  daselbst  lautet:  ..Es  ist  /.iiiiÄchst  ein  AtisAhss  der  vütprlichen ,  und  wo 
sie  fehlt,  der  vormundscbaftlichen  üewalt.  Sind  diese  Gewalten  in  ihrer  freien 
Entsebllestiing  geaetslieh  beselnfiikt,  ao  iet  ee  die  Aufgabe  der  Geriobte,  die  Aof- 
rechtbaltiiiig  dieser  Beschränkungen  zu  wahren,  soweit  es  in  ihrer  Macht  liegt.  Die 
Schulaiifsichtsbehttrdc  aber  hat  hiermit  nichts  zn  thuii.'^  Auch  dio^e  Ausfiihnini: 
war  im  Jahre  1870  für  das  Gebiet  des  Allgemeinen  Landrechts  zutreffend.  Seitdem 
iit  In  der  VorraiindeehafteoTdDiing,  §  28,  ftlr  die  ganze  Monarobie  das  Enttidiviigsrecht 
der  Mutter  anerkannt,  so  daae  der  Gegensati  von  vftterlicher  und  vormvndacbafQieber 
Gewalt  jetzt  nicht  melir  ganz  richtig  ist. 

2  Nur  in  dem  Gebiete  der  Amtsgerichte  zu  Orb,  Weyhers  und  Hilders  findet 
eine  Ausnahme  atatt,  zufolge  von  §  23  dar  bayerfeohen  aweiten  VerCasanngabeilage. 
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sich  fahren  mva».  Die  Schulaufsichtsbehürde  kanu  dem  eTangelisclien 
Yater  die  Benutzung  der  katholiBchen  Schule  nicht  untersagen/  Es 
ist  also  unstatthaft^  gegen  einen  evangelischen  Tater  S  c  h  u  1  v  e  r  s  ä  u  m- 
nissstrafen  deshalb  zti  verhängen,  weil  er  seinon  Sohn  nicht  in  die 
evangelische  Schule  schiclit,  zu  der  er  ciageschult  ist*. 

Ein  evanoroli><phpr  Mann  und  dessen  katholische  Ehefrau  wollten  ihren 
Sohu  katholisch  erxielien  und  schickten  ihn  in  die  kathoUsche  Schule.  Die 
stfidtische  Schuldepataüon  verlangte,  das  Kind  müsse  die  evangelische  Sehule 
besuchen.  Als  die  Eltern  diesem  Verlangen  nicht  nachkamen,  wurden  Schul- 
versäamnissstrafen  gegen  sie  festgesetzt.  Dies  Verfaliren  (üklärtc  der  CuUus- 
minister  mit  Recht  für  unstatthaft.  .,Die  städtische  Schuldeputation  ist  nicht 
die  Bohörde,  welche  Stroiligkeiten  über  die  confessionelle  Erziehung  der 
Kinder  aus  gemischten  Ehen  zu  entscheiden,  oder  die  von  dem  Voramnd- 
sehaftsgeiiehte  getroffSsnen  Entscheidungen  za  vollstreckoi  hat.*^  .  *  *  Die  Be* 
folgong  dieses  Grundsatzes  „schützt  die  Schulbehörden  vor  Uebergriffen  in 
ein  ihrer  Competenz  nicht  zugänghche-s  Gcbiei,  .sowie  vor  dem  Vorwui-f 
des  GeM'issenf Zwanges,  und  sichert  andoroisoits  dio  Ausluhrung  des  Gesetzes 
in  höherem  Grade,  da  den  Yormundsciiatrsgerichten  wirksamere  Mittel,  als 
den  Schulbehörden  zu  Gebote  stehen,  renitente  Vormünder  zum  Gehorsam  zu 
bringen ,  oder  ungesetslichen  Widerstand  der  Angehörigen  des  Cnranden  za 
breiten. "  ^  Ebenso  missbilligte  der  Cultusministcr  dio  Verhäng  ung  von  Schul- 
versäumnissstrafen  gegenüber  dem  oTungfliscluMi  TTäussler  X.,  der  seinen  Sohn 
nicht  in  die  cvant^elijjf'hc,  sondern  in  die  katholische  Schule  i^esehickt  hatte'. 

„Der  eheliche  Vater  ist  nach  den  Greaetzen  das  Haupt  der  Fa- 
milie, und  als  solclies  ist  er  allein  gesetzlich  berufen  und  befähigt,  bei 
allen  Einschulungen,  sowohl  den  Behörden  als  auch  den  Vorstehern 
der  Schalen  gegenüber,  die  bestimmende  ErklSrung  abzugeben,  ob 
sein  Eind  einer  evangelischen  oder  katholisohen  Sehule  zugeführt 
werden  soll.**  Dieser  in  der  preussischen  ünterrichisverwaltang  an- 
erkannte Grundsatz  findet  auf  Kinder  aus  gemischten  Ehen  ebenso 
wie  auf  Kinder  aus  ungemischten  Ehen  Anwendung.  Hierbei  ist  folge- 
richtig unter  öffentlichen  und  Privatschulen  nicht  zu  unterscheiden. 
Es  können  also  evangelische  Eltern  ihre  Kinder  in  eine  katholische, 


<  Erlasa  des  CultusministerB  von  Mflhler  vom  39.  November         in  Stiehls 

Centraiblatt,  18ü2,  S.  723,  724. 

'  Erlass  des  Cultusministers  von  Betlimann-HoUweg  an  das  Provinzialscbul- 
coUsgium  sn  N.  vom  6.  Mftn  1860  ^  in  St  Ich  Is  Oantralblstt,  1860,  S.  346  )  346. 

Zugleicli  erginir  am  namHelieu  Tage  ein  Erlass  des  Jtistiziiuuiaters  und  Cultusministers 
an  die  verelieliclitc  S.  {hei  Stiehl,  18G0,  S.  244),  worin  es  hiess:  „Im  Füll  fernerer 
Schulversäumniase  Ilireä  Suimes  wird  die  ätüdtibche  Schuideputation  weitere  Ötraf- 
masarsgelii  gagea  Sie  und  Huren  Ehemann  nicht  ferner  ergreiften,  sondern  die  vor- 
gekommenen Schulversäumnisse  bei  dem  königlichen  Vormundschaftsgerichte  zur  An- 
zeige bringen,  welches  let?;tere  cliircli  die  ihm  su  Qebote  stehenden  Mittel  seinen  An- 
Ordnungen  Nachdruck  verschaffen  wird.^^ 

'  Erhus  des  Cnltuaminiaters  von  Mtthler  vom  39.  November  1862.  in  Stiehls 
Oentralblatt,  1862,  S.  728,  724. 

*  Vgl.  die.  von  der  st'äfltischpn  Schiildeputation  in  Berlin,  mit  Genehmigung  des 
ProvinzialschuIcoUegiums  der  Provinz  Brandenburg,  veröffentlichte  Zusammenstellung 
vom  14.  Febiuer  1868,  in  Stiehls  Centcelblntt,  1867,  S.  487. 
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und  katholisclie  Eltern  ihre  Kinder  in  eine  evangelische  PriTatschule 
schicken.  Somit  kann  die  Genehmigung  von  Privat  schulen  nicht  an 

die  Bedingung  geknüpft  werden,  dass  in  eine  katholische  Privatschule 
nur  Kinder  katholischer  Eltern,  und  in  eine  evangelische  Privatschule 

nur  Kinder  evangelischer  Eltern  aufgenommen  worden  dürften. 

Das  Cultusinjüisterium  hat  flies  nicht  vollständig  anorlcannt.  Es  gil>t  m. 
da^s  einer  katholischen  Privatschule  nicht  verwehrt  werden  kann,  Kinder 
aus  gemischten  Ehen  aufzuuehmeu,  ^wenn  die  Erklärung  der  Eltern  über  die 
Aufnahme  ihres  Kindes  in  die  katholische  Privatschule  dem  Lehrer  derselben 
schriftlich  übergeben  wird'^.  Dagegen  nimmt  <  s  be/.uglich  der  Kinder  aus 
iiftfjomischten  Ehen  an,  „dass  in  oino  katliolisi.lie  Privnt^Jfhulo ,  welche  nur 
wegen  des  nachgewioscueu  Bedürfnisses  eines  aiinoinessoiieii  l'Jomeiimruiiter- 
ricbts  für  katholische  Kinder  concessionirt  wird,  Kinder  evangelischer  Eltern 
nicht  aufgenommen  werden  können,  wenn  für  deren  Unterrieht  durch  öffent- 
liche Schulen  ausreichend  gesorgt  ist.  Kach  diessm  Grundsätze  wd  auch 
bei  Concessionirung  evangelischer  Privatscliulon  rücksichtlieh  der  Aufnahme 
katholisclior  Kinder  verfaiin-Ti."  '  Diesem  Yerfaliren  stellen  i-editliche  Be- 
denken ent'j^egen.  Sind  evangelische  Eltern  gesetzlich  berechtigt,  ihre  Kinder 
in  katholische  Schulen  zu  schicken^  so  können  sie  in  Ausübung  dieses  Rechtes 
durch  die  Verwaltung  nicht  beschrankt  werdoi.  Sie  sind  befugt,  für  ihre 
Kinder  eine  Privatschule  zu  w&hlen.  Eine  Besdufinkung  in  der  Ausfibung 
dieses  elterlichen  Recht»  wird  aber  durch  die  bezeichneten  Massnahmen  der 
Schulvorwftltung  herbeigeführt. 

Der  katholischen  Bchuln  zu  S.  mul  anderen  Soliuloii  in  Selilosien  war 
bei  Ertheilung  der  Concession  die  Besclwänkung  auferlegt  wordeu,  „nur 
Kinder  rdmlsohkaihoKscher  Väter  aufzunehmen*.  Auf  Besehwerde  des  Fürst- 
bischofs von  Breslau  veranlasste  der  Cultusminister  die  königliche  Regierung, 
jene  Beschränkung  .,dahin  zu  modificiren,  dass  nur  Kindt  r.  deren  Eltern  beide 
katholisch  sinfl,  oder  Kinder  aus  gemischten  Ehen,  welche  nach  der  an^^drück- 
lichen  Erkliiriinij^  beider  Eltern  in  der  katholischen  Ivelii,'ioii  erwsren  werden 
aollen,  aufgenommen  werden  dürfen"  Es  blieb  also  die  liesehränkung  be- 
stehen, dass  Kindw  einer  katholischen  Wittwo,  wenn  der  Vater  evangelisch 
war,  in  solche  Schulen  nicht  aufgenommen  werden  dürften.  Damit  wollte  der 
Ifinisier  eine  Verletzung  der  gesetzlichen  Vorschriften  über  den  Religions- 
unterricht der  Kinder  aus  gemiscl>ten  Ehen  verhüten.  Doch  steht  die  Ueber- 
wachung  dieser  Vorschriften  nicht  dem  Cultusminister.  sondern  den  Vorraund- 
scliaftsgerichten  zu.  Daher  ist  die  in  jenem  Erlasse  des  Cultusministcrs 
enthaltene  Beschränkung  nicht  gerechtfertigt. 

Für  Kinder  aus  gemischten  Ehen,  die  nach  Bestimmung  des  Vaters  in 
der  Oonfossion  der  Mutter  unterrichtet  werden  sollten,  hatte  die  königliche 

*  Erlasä  des  Gultusmluisters  von  MUlüer  vom  29.  Juli  1SÜ2,  iu  Stiehls  Cen- 
tralblAlty  1862,  8.  671.  —  Dass  eine  sehriftllche  Erldürung  der  Eltern  genüge,  wurde 

auch  im  Erlasse  des  nämlichen  Ministers  vom  5.  November  1863,  bei  Schneider 
und  V,  Bremen,  Das  Volksscbtilwcsen  im  jiroiis^iöohpn  Staate,  Bd.  III,  S.  132  (IS87), 
anerkanai.  Es  muas  aber  auch  eine  mundiiehe  i^IrkiaruQg  der  Eltern,  desgleichen 
eine  »ohriftliebe  oder  mltndUche  BrUKning  des  Vote»  genfigen. 

'  Erlaö.s  dos  Cultusministers  von  Bethroann-Holhveg  an  den  Fürstbischof  Förster, 
vom  B.  Juni  1859,  in  Btiehls  CentralWatt.  1859,  ?  4^8.  —  Im  selben  Sinne  er- 
gingen Erlasse  des  Cultusminiaters  vom  0.  März  IdOu  uud  ö.  November  Lötiö,  bei 
Schneid  er  und  -?.  Bremen,  Des  Yolkaeelmlweeen,  Bd.  11^  S.  189. 
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Begienm^  zu  KSnigsberg  die  Änordnanfif  getroffen,  die  Erklärang  der  Eltern 

über  ihren  gemeinsamen  Willen  müsse  „in  einer  bestimmten  Form,  nämlich 
durch  Abgabe  derselben  vor  dem  Landrathe,  woboi  diojcnin^e  vor  dem  Richter 
oder  Notar  treif^^elassen  ist,  erlcennbar  gemacht  worden".  Der  Minister  hielt 
diese  Anordnung  aufrecht*.  Die  nämliche  Anordnung  vrurde  kündioh  in  einer 
an  das  Abgeordnetenhans  gerichteten  Bittschrift  des  katholischen  Pferrers 
Limmer  zu.  Passraheim  in  08t])roii8sen  bekämpft,  dagegen  durch  einen  Re- 
gierungsvertreter vertheidigt.  Die  Bittschrift  wurde  der  Re^nennig  zur  Er- 
wjigung  fiborwiesen,  weil  die  Gesetzmässigkeit  der  Anordmmg  bezweifelt 
woirde*.  Dieser  Zweifel  ist  begründet.  Jene  Anordnung  widerspricht  nicht 
nur  den  Torerwähnten  Ministerialerlaasen  yom  29.  Juli  1862  und  5.  November 
1863  (oben,  S.  95),  soi^em  ist  auch  mit  den  gesetzUchen  Yorsehriften  nidit 
zu  vertun  igen.  Eine  AVillenserklaning,  die  dem  Vater  unbeschränkt  nach  ge- 
setzllclior  Vorselirift  zusteht,  kann  nicht  durch  Formvorschriften  einer  Ver- 
waltungsbehörde eingescliränkt  werden. 

Aus  demselben  Grunde  kann  der  Lehrer  uiclit  verlangen,  dass  der  Vater, 
der  dne  derartige  Willenserklärung  abgegeben  hat,  persfhdich  vor  dem  Lehrer 
erscheine,  um  die  schriftliche  Erklärung  sa  bestätigen*. 

Mit  dem  Tode  des  Vaters  geht  die  Erziehungsgewalt  auf  die 

Mutter  über.  Sie  kann  darin  durch  die  Gesetze  über  die  Confes- 
sion  der  Kinder  beschränkt  sein,  besonders  bei  Erziehung  von  Kindern 
aus  gemischten  Ehen.  Doch  steht  die  üeberwachung  dieser  Gesetze 
in  Prenssen  nicht  den  Schulbehörden,  sondern  den  Vormundschafts- 
corichten  zu^.  Folf^lich  kann  eine  Wittwe  durch  die  Schulaufsichts- 
behörden  nicht  gehindert  werden,  ihre  Kinder  in  eine  Schule  zu 


^  Erlau  des  Cnltusministers  voa  Gosslor  vom  6.  Augast  1886,  hei  Schneider 
und  V.  Bre  men.  Das  Volksschulwescn,  IM.  III,  S.  93ö. 

«  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  21.  Mai  1890.  Vgl.  dazu  den  Bericht 
der  Uitterriehtscommission  vom  21.  Mftn  1890  (t.  B.  In  der  OemunU,  Beitage  au 
Nr.  76  vom  2,  April  1890). 

Die  beiden  ältesten  ivinder  de«  cvangelisclicn  Arbeiters  A\igtist  R.  zu  Katto- 
witz  und  seiner  icatholischen  Ehefrau  liatten  in  der  dortigen  Simultanschule  am  evan-^ 
geliaehen  Religionsunterrichte  thellgenoDmeii.  Um  Michaeli  1881  Überbrachte  der 
älteste  Sohn  ein  Schreiben  des  Vaters,  wonach  die  Kinder  fortan  am  katholischen 
Religionsunterrichte  tlieilnehmer  sollten.  Der  Rectnr  S.  bezweifelte  die  Echtheit  der 
Unterschrift  des  August  R.  und  bestellte  denselben  zur  persönlichen  Vernehmung  zu 
eich.  Darauf  erhirit  er  am  18.Noireni1>er  1881  eine  Verfügung  des  Kreisschulinpectors, 
dass  die  beiden  Kinder  am  katholischen  Religimisimterrichte  theUsmiehmen  h&tteo. 
Diese  Verfügung  wurde  befolgt,  bis  beide  Eltern  im  Jalirc  1883  starben.  Nacbtrilg- 
lich  wurde  über  die  Rechtmässigkeit  der  vom  Kreisscbulinspector  getroffenen  An- 
ordnung Yor  dem  Kammeigerichte  gestritten.  Eine  weitere  Beschwerde  des  evange- 
lischen Pastors  K.  lUhrte  nXmlieh  aus,  der  KielsiehvUnspeetor  sei  anm  Erlaea  jMier 
Verfügung  nicht  befugt  gewesen:  und  damit  werde  die  Begründung  der  angefochtenen 
Entscheidung  de»  Landgerichts  hinfällig.  Dieser  Angriff  war  verfehlt.  Denn  es  waren 
die  Voraussetzungen  von  §  82  II  2  des  Allgemeinen  Landrecbts  i'estgestellt.  Daher 
rnusete  der  katholische  ReliglonenntexTlcht  fortgeaetet  werden,  ohne  dasa  es  n5thig 
wnr,  die  Rechtmässigkeit  jener  Verfügung  zu  prüfen.  In  diesem  Sinn  erging  der 
iJeschluss  des  Kamniergericlits  vom  23.  Fnbniar  1885  (Im  kirchlichen  GesetS'  und 
Verordnungsblatt  des  evangelischen  Oberkirciienraths,  1886,  S.  7 — 14). 

*  Vgl.  den  Eiiaaa  vom  8i.  September  1870,  oben  8.  93. 
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aebicken,  die  ihrem  eigenen  Heligionsbekenntnisse  entspricht,  aneh 
wenn  der  Yater  einem  andern  Bekenntnisse  angehörte 

Ein  Krcisf^ericht  Imtte  als  Vormundsuhaftsgericht  (am  28.  April  1868) 
entschieden,  die  Rinder  des  verstorbenen  Arbeiters  N.  zu  N.  seien  in  der 
evangelischen  Oonfession  zu  unterrichten.  Die  königliche  Regierung  niciute, 
raok  gesetzliober  YorMbrüt  mfiaaten  jene  Kinder  in  der  katholiachen  Reli- 
gkm  natenidbtet  werden.  %e  liess  deshalb  die  Kinder  ans  der  evangelisehen 
Schule  ausweisen.  Diese  Anordnung  wurde  auf  Beschwerde  des  Kreisgerichts 
ruckgängiof  ijemaolit.  Der  Minister  schrieb:  „Ife  k!)M?i  daliiiiirestellt  bleiben, 
ob  narb  den  besleliendon  (icsetzen  die  N.'schpti  iviiidur  evangelisch  oder 
katholisch  erzogen  werden  müssen.  Die  KnUclieidung  hierüber,  sowie  die 
Verantwortlichkeit  fOr  die  üebereinstimninng  der  Entsoheidung  mit  den  be- 
siehenden Gesetzen,  llUlt  lediglich  den  YonnnndschaftshehÖrden  anheim.  Es 
ist  nicht  Aufgabe  der  königl.  Regierung,  von  einer  abweicbenden  materiellen 
Anffassnnj»  ans,  der  Durcbführung  der  von  dem  Vormundschaftsgeriehte  ge- 
trollenen  Anotdmiiifi:  Iliudeniisse  in  den  Weg  zu  legen.  Vielmehr  hat  die- 
selbe, wenn  »ie  die  Entscheidung  des  königl.  Kreisgerichts  materiell  für  niclit 
richtig  eiacbtet,  sich  darauf  zu  beschränken,  die  Entsebeidung  des  yorgesetzten 
Appellationsgerichts  herbeizuführen,  resp.  diejenigen,  welche  mit  der  Enisch^- 
dung  des  königl.  Kreisgerichts  nicht  zufrieden  sind,  auf  diesen  Weg  zu  Ter- 
weisen/ ' 

Die  katholische  Wittwe  eines  evangelischen  Arztes  in  Cassel  f»nb  ihren 
beiden  Söhnen,  deren  Yoimünderin  sie  war,  eine  kalhulischo  Erziehung,  ob- 
wohl dieselben  nach  der  kurhessisehen  Yerordnung  Tom  13.  April  1853  bis 
zum  Alter  von  vierzehn  Jaliren  im  Glaubensbekenntnisse  des  Vaters  erzogen 
werden  sollten.  Die  Kinder  besuchten  das  Gymnasium  zu  Cassel,  nahmen 
aber  nielit  nm  cvan^eli^^ebon  Roligionsunterrirl^to  dos  Gymnasiums,  sondern 
am  Kelii^ionsunterrichte  der  katholischen  Volksschule  theil.  Sic  waren  bereits 
zur  Beichte  gegangen,  als  ihnen  (durch  den  Gymnasialdirector  oder  durch 
den  Cultusmira'ster)  die  Wahl  gestellt  wurde,  entweder  am  eTangelisehen  Be- 
ligjonsunterriebto  theilzunehmen  oder  die  Sebale  zu  verlnssrn.  Die  Mutter 
unterwarf  sich  diesem  Verlangen  und  liess  die  Kinder,  weil  ihr  die  Entfernung 
vom  Gymnasium  als  unthiinlieh  erschien,  am  evangohschen  Religionsunter- 
riehtü  theilnehmen.  Hierauf  wurden  die  Kinder  evangelisch Der  in  diesem 
Falle  auf  die  Mutter  ausgeübte  Druck  war  nicht  gerechtfertigt,  da  weder  nach 
der  kurhessisehen  Yerordnung  Tom  13.  April  1853.  noch  nach  anderen  Ge- 
setzen den  Schulaufsiehtsbehörden  das  Recht  zusteht,  darülter  zu  wadien,  ob 
die  Kinder  in  der  pfesotzmiissi^en  Oonfession  erzogen  werden 

Eine  Wittwe  führte  bei  dem  Oultusininisteriurn  TJesehwerde  über  die 
Entscheidung  eijies  Landgerichtes,  wonach  sie  ihre  Kinder  im  Glaubensbe- 
kenntnisse des  Vaters  unterrichten  lassen  Milte.  Der  Oultusminisler  ertheilte 


*  Im  Widerapruche  hiermit  steht  eine  mit  Genehmigung  den  Provinzlalschvl- 
ColleginTTis  erlassene  Anordminp  der  städtischen  SchuldcputÄtion  zu  TSerlin  vom  14.Fe> 
broar  1863,  in  StiehU  Centraiblait,  1869,  S.  48ö,  4ä9,  unter  Nr.  10  und  11. 

*  Erlaas  des  GnltnsiniBistsn  Ton  Mttbler  von  9.  Juli  1868,  in  Stiehla  Oes- 
tvalblatt,  1869,  S.  63.  Seit  dem  1.  October  1879  ist  an  Stelle  des  Kreisgerichts 
das  Amtsgeric  ht,  vmd  an  Stelle  des  AppellatioMgerIcbts  dss  Landgericht  getreten. 

3  I^ach  einer  brieflichen  Mlttbeilung. 

^  Ygl.  Erlass  des  Cnltoamlnisters  von  MUhler  an  die  Regierung  zu  CssaeE  vom 
24.  September  18T0,  in  Stiebls  Centralblatt)  1870,  S.  638,  634;  oben,  8.  98. 
Sohmldt,  OonlMBloii  der  Ktader.  ^  7 
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den  richtigen  Bescheid,  es  könne  der  Mutter  ^nur  ül)(  ilijsscii  bleiben,  den 
Weg  der  Beschwerde  an  das  Kammergericht  einzuschlagen,  da  die  Eutscliei- 
dung  darüber,  in  welchem  GlaabensbekemitniBBe  nach  den  bestehenden  Ge- 
setzen die  Kinder  zu  erziehen  smd,  lediglich  den  Tonnuiidschaftsgericliten 
zusfcehf^  *.  In  Uebereinstimniung  liirrniit  Ijcnicrkfo  der  Minister  in  cirior 
andern  Sache,  die  ein  iinphplielus  Kimi  betraf  :  rriitung  und  l!intschei- 

dung  der  Fi-age,  ob  der  Vormund  und  die  uneheliche  Mutter  durch  die  ge- 
schehene Walil  der  Schule  und  der  confessLonelltn  Unterweisung  den  ihnen 
obliegenden  Pflichten  der  Erziehung  zuwiderhandefai,  gehört  zur  Zuständigkeit 
des  vormundscliaftlichen  Gerichts,  und  es  muss  Ihnen  überlassen  bleiben,  die 
Entscheidung  des  Gerichts  herbeizu^hren.*'  ^ 

Nach  dem  (besagten  ist  eine  finsscliliessliclie  Zuständigkeit  der 
Vormun  dsc  hafts  1  T-i  eil  t  e  in  dem  Sinne  anzunehmen,  dass  keine 
andere  Behörde  l>efugt  ist,  die  Befolgung  der  gfesetzlichen  Vorschriften 
über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  zu  überwachen  ^  Denn  das 
Gesetz  hat  diese  Aufgabe  nur  den  Yormundschaftsgericbteu  übertragen. 
Als  Vormundschaftsgerichte  sind  seit  dem  1,  October  1879  die  Amts* 
geriehte  berufen,  in  Form  von  Besohlfissen  Streitigkeiten  über  die  reli- 
giöse Endehung  der  Kinder  za  entscheiden.  Gegen  die  BeechlÜBse  des 
Amtsgerichts  findet  Beschwerde  statt,  worüber  äüs  Landgericht  entscheidet. 
Die  Beschlüsse  des  Landgerichts  unterliegen  einer  weitem  Beschwerde, 
die  zur  Zuständigkeit  des  Kammergerichts  gehört,  in  gewissen  Fällen 
aber  einem  andern  OLerlaudesgerichfro  überwiesen  werden  kann. 

Die  Möglichkeit  ist  nicht  ausgeschlossen,  im  Wege  dos  ordent- 
lichen (' i  V i  1  {)  r  0  c esses  über  die  religiöse  Erzicjhung  eineö  üindes 
/u  streiten.  Vim  solcher  Streit  kann  z.  B,  unter  geschiedenen  Ehe- 
leuten vorkuminen,  soweit  derselbe  nicht  nach  den  betreffenden  Landea- 
gesetzea  zur  Zuständigkeit  des  Vonnundschaftsgerichts  gehört*. 

Auch  Streitigkeiten  über  Herausgabe  eine«  Kindes  behufs  der  religiösen 
Erziehung  können  zu  Klagen  und  Entscheidungen  im  "W^e  des  ordentiichen 


1  Vgl.  Germania  vom  26.  September  18S9,  2.  Blatt. 

^  Erlass  des  Cultusministcrs  von  Gossler  vom  B.  Juni  1889,  in  der  Zeitschrift 
Der  katholische  Seelsorger,  1890,  S.  274.  —  Ueber  diese  Zuständigkeitsfrage  herr?iclit 
grosee  Unsicherheit  nicht  bloss  bei  Wittwen,  sondern  auch  bei  Behörden.  So  crlieas 
8.  B.  die  kftaigllehe  Beglernng  zu  Menebmg  am  24.  November  1881  an  ^nen  Local- 
schulinspector  die  Weipunfr,  ein  iiTichnliclics  Kind,  das  mich  Bcätimmung  der  evan- 
gelischen Mutter  die  katholische  Schule  besuchte,  „bei  Vermeidung  von  Zwangsniass- 
regelu"  aus  der  katholischen  Schule  entfernen  zu  lassen.  Vgl.  Seelsorger,  1890,  S.  273. 
Die  kttniglicbe  Regierung  zu  Wieebaden  belehrte  durch  VerfQguiig  vom  2.  Novonber 
1887  die  Direitoion  sJlmmtlicher  Voll<.ssiliuli'n  ['ihev  iVw  ;j:esetzlichen  Vorsohritten, 
deren  Ucberwacluing  den  Schulbehärden  nicht  zustellt.  Vgl.  unten,  F.  Der  Kreis- 
schulinspector  Schröter  berichtigte  eine  Nachricht  des  Westpreussischen  Volksblattee 
an»  Moeker,  ohne  zu  beachten,  da««  ihm  eine  Ueberwsehung  der  betreffenden  0«efaieB- 
Vorschriften  nicht  zustand.  Vgl.  die  Artikel  aus  Thorn  in  der  Germania  vom  2.  Oc- 
tober 1889,  2.  Blatt,  und  vom  10.  October  1889,  2.  Blatt. 

^  Uinrichs  stellt  dies  in  Frage,  ohne  die  Gründe  für  eine  entgegenstehende 
Meinung  zu  entwiekeln,  im  Arehiv  fBr  dvillstiiehe  Praxis,  Bd.  LXXV,  8.  116,  117. 

♦  Vgl.  z.  B. :  das  Urtheil  des  Reichsgerichts  vom  14.  MFaz  ISSH.  EntscL.  Bd.  ^XITT, 
Nr.  i^l,  S.  384— 3S8j  Preuaeiaches  JuBtizministerialUztt,  1889,  S.  1»5— IQt. 
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Civilproeesses  fuhren.  Die  lutherische  Wittwe  des  im  Jalire  1863  au  Hockeln 
bei  Ilildesheim  gestorhenen  katholischen  Steinhauers  AViechers  verzog  mit 
ihren  (h-ei  Töclitern  nach  Heersum.  Die  jüngste  Tochter,  ]\ragdalona  (fie- 
beren am  26.  September  1863),  besuchte  von  Heersum  au.H  die  kathohsehe 
Schule  zu  Grasdorf,  bis  der  lutherische  Pastor  Xrüger  zu.  Bartholfelde  das 
Kind  im  Jahre  1875  mit  Zustimmung  der  Mutter  2tt  sich  nahm.  Hieraus 
entstanden  Streitigkeiten,  womit  aiifJinglich  das  Yormundschaftsgericht  befjwst 
wnrdo  Alsdann  erhob  der  ]\ritv(irmund  Bremer  pyogen  Pastor  Krüger  im 
ordciitlic'lieii  Civilprocesso  eine  Kla;jfo  mit  dem  AiitraL''«' ,  der  Beklagte  mö£re 
verurtheilt  werden,  die  Magdalena  Wiechers  an  den  Kläger  oder  an  die  ^'or- 
mundschaft  herauszugeben,  la  erster  Instanz  wurde  der  Beklagte  nach  dem 
Klageantrage  yemrtheiH*.  Auf  Berufung  des  Beklagte  wurde  in  zweiter 
Instanz  die  Klage  abgewitNon.  Es  wurde  ausgeführt,  der  kliigerische  Vor- 
mund liabe  zwar  nach  §  27  der  Yormundschaftsordnuiig  SoriJjo  dafür  zu  tra;^on, 
dass  Magdalena  Wiechers  katholisch  erzogen  werde;  er  könne  Anträge  stellen, 
um  ^die  Mutter  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  anzuhalten,  ja  nöthigenfalis  ihr 
das  Eraiehungsreeht  zu  entziehen".  ADein  solange  dies  m<dit  geschehen  sei, 
habe  die  Mutter  nach  §  28  der  Vormundschaftsordnung  «darttber  Bestimmung 
zu  treffen,  wer  die  Erziehung  leiten,  und  wo  das  Mündel  zu  diesem  Zwecke 
sich  aufhalten  sollte,  falls  die  Mutter  selbfst  die  Erziehung  zu  leiten  nicht  für 
zweckmässig  erachtete".  Es  sei  unbestritten,  dass  sich  das  Kind  „mit  Tor- 
wissen und  ausdrücklicher  Genehmigung  der  Mutter  bei  dem  Beklagten  auf- 
halte*. Daher  rechtfertige  sich  ,die  Weigerung  des  Beklagten,  dem  klagenden 
Vormunde  oder  der  Vormundschaft  das  Kind  herauszugeben'^'. 

2.  Aufgaben  des  Vomiuudscliaftsgericlits  (Amtsgerichts). 

a)  Einleitaog  der  Vomnndschaft. 

Naoh  §  17  der  Vonnundschafltoordnung  vom  5.  Juli  1875  ist  die 
Mutter  zur  Vormundschaft  berufen,  sofern  ihr  nicht  ein  vom  Vater 
ernannter  Voi-mund  Torgeht.  Nach  §  18,  Absatz  2,  kann  sie  mit  ihrer 
Zustimmung  übergaiige&  werden,  wenn  Umstände  eingetreten  sind,  die 
ihre  Bestellung  zur  Vormünderin  als  naclitlioilig  für  die  Mündel  er- 
scheinen lassen.  Erhebt  sie  gegen  ihre  Uel»orgehuug  Widerspruch,  so 
ist  die  Entscheidung  des  Beschwerdegerichts  einzuholen. 

*  Pastor  KrUger  stellte  bei  dem  Amtsgerichte  den  Antrag,  ihm  das  Kind  su 
belassen.  Das  Amtsgericht  su  Hildesheim  lehnte  diesen  Antrag  durcli  BescUuas  vom 

i'C.  Sciplfmbcr  187R  nb,  indem  es  erklärte,  das  Kind  miTssc  katlinlisch  erzogen  werden. 
Eine  Beschwerde  des  Pastor»  Krüger  gegen  diesen  Jieaclxluss  wurde  durch  Bescbluss 
des  Obergerichts  zu  Hildesheim  vom  23.  November  1876  «nrUckgewieeen.  Dann 
forderte  das  Amtegerieht  mit  Verfügung  vom  4.  Januar  1877  den  Pastor  ErQger 
auf,  das  Kind  an  den  Milvormund  Bremer  herauszugeben.  Diese  Anordnunp;  -wurde 
auf  Beschwerde  de»  Piistors  Krüger  durch  Beachluss  des  Obergericbts  su  Ilildeaheün 
vom  1.  März  1877  aulgehuben. 

*  Urtbwl  des  Obeigeriehts  su  GSttingvn  vom  37.  Mün  1877. 

'  Urtheil  des  Appellationsgerichts  zu  Celle  vom  17.  Juli  1877,  unter  Aufhebung 
•eines  im  sell)en  Sinne  erlassenen  T'ni^cliorsnmsurtheils  vom  5.  Juni  1877.  —  Ein 
Auszug  dieser  Entscheidung  (mit  irriger  Jahreszahl)  steht  in  Francke's  Sammlung 
der  Entoeheidungen  von  1860—1880,  S.  142  (Celle  1881). 

7» 
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Ein  Protestant,  der  mit  einer  Katholikin  yerheiratet  w«r,  haiCe  vor  der 
Trauung  seiner  damaligen  Braut  und  dem  katholiBchen  Geistlichen  improehen» 
seine  Kinder  katholisch  zu  erziehen,  jedoch  kurz  vor  seinem  Tode  durch  ein 

gerichtliches  Codicill  das  hezeichnete  Versprerhon  ztirückjronommpTi ,  mit  der 
Bostiinnnin^r.  dass  seine  Kinder  ovanji^olisch  cv/Mgcn  werden  sollton.  Zugleich 
Hatto  er  einen  evangelischen  Vormund  ernannt.  Dieser  lohnte  auf  Grund  von 
§  23,  Nr.  3  und  7  der  Yormundachaftsordnung  und  zugleich  ^aua  Gfönden 
der  OpportunitSt*^  die  Yormundachaft  ab.  Die  HuUer  wnrde  aufgefordert, 
einen  anderen  Vormund  in  Vorschlag  zu  hringen.  Sie  nahm  die  Vormund- 
schaft für  sich  solbst  in  Anspruch.  Das  Amtsgericht  erklärte  dies  für  nnzu- 
lässig  und  bostollte  einen  evangelischen  Vormund.  Eine  Beschwerde  dor 
Mutter  wurde  zurückgewiesen.  Das  Landgericht  nahm  an,  das  Codicill  de» 
Yaters  lasse  den  WiUen  erkennen,  «dass  der  Erblasser  seine  Ehdrau  und 
deren  ka^Usche  Yerwondte  kraft  seiner  väterlichen  (Gewalt  von  der  Yor^ 
mundschaft  über  seine  Kinder  habe  aumohliessen  vollen*;  und,  obwohl  der 
vom  Vater  ernannte  Vormund  die  Vonnnndsehaft  aus  gesetzh'chcn  (xründen 
abgelehnt  habe,  so  habe  doch  ^niunerhiii  der  väterliche  Wille  zunächst  die 
Entscheidung,  ehe  das  Gesetz  beruft";  das  Vormundschaftsgericht  sei  nach 
§§  18  und  19  befugt  gewesen,  unter  üebergehung  d&r  ICutter  einen  andern 
Yormund  nach  Anhörung  des  Waisenrathes  zu  berufen,  weil  „in  Hinblick 
auf  die  väterlichen  Wünsche  die  Bestellung  der  Mutter  als  nachtheiKg  für 
die  Mündel**  zu  erachten  sei.  Audi  sei  es  nnerlieblieh ,  dass  der  ernannte 
Vormund  vom  Waisenrathe  ^nur  als  Gogenvorniund  in  Vorsehlaf^  gebracht 
worden  sei"  Die  Mutter  erhob  weitere  Beschwerde  mit  der  Behauptung, 
doss  der  Beschhus  des  liandgcrichts  auf  Yerletzung  von  §§  17,  18  und 
19  der  Yormundsehaltsordnung  beruhe.  Diese  Beschwerde  wurde  aus  fol- 
genden Gründen  zurückgewiesen.  „Durch  §  18  der  Yormundschaftsordnung 
ist  dem  Vormundschaftsrichtor  und  dem  Beschwerdegerichte  die  Befufjniss 
erjln  i];^.  die  im  5^  17  daselbst  zur  Vormundschaft  Berufenen  zu  über<^ehen, 
falls  durch  die  Berufung  für  die  Mündel  Nachtheile  zu  befürchten  sind. 
Yon  £eser  Befugniss  hat  der  Yormundschaftsrichter  Gebntueh  gemacht  und 
somit  dem  Gesetze  entsprechend  verfahren.  Ob  die  Berufung  der  Be- 
schwerdeführerin zur  Vormünderin  ihrer  Kinder  für  diese  nachtheilig  sein 
werde,  und  ob  die  Gründe,  wekbe  die  Vorderricliter  dahin  angeführt  haben, 
genügen,  diese  Frage  entzieht  sidi  der  Beurthcilung  des  Kammergerichts, 
weil  dieselbe  eine  thatsächlicbe  un<i  keine  Rechtsfrage  ist . .  .  Ist  aber  durch 
die  Berufung  der  ICutter  zur  Yormfinderin  ein  Nachtheil  ftir  die  Mfindel 
zu  befürchten,  so  ist  §  18  nicht  falsch  angewendet,  und  sind  §§  17  und  19 
nicht  verletzt.**  * 


>  Beschlass  des  Landgeriehts  zu  Glatz  vom  4.  .Tali  1881. 

*  Entsclieidunp  des  Kammergcrichta  vom  5.  Septemher  1881,  In  der  Juristischen 
Kuodscbau  für  das  liathollacbe  Deutschland,  1882,  S.  65j  Roakov4ny,  Supple- 
nenta,  toin.  II,  S.  188—189.  —  Hierbei  wurde  verksant,  dsss  die  Yorschriften 
ftbcr  das  Verfaliren  verletzt  waren,  und  dass  wogen  dteser  OesetzesverleteuDg  die 
weitere  Beschwerde  sich  rechtfertigte.  Nac'-  fl'^m  Schhis<*9atze  von  §  18  war  nSralich 
das  Amtsgericht  zur  Entscheidung  nicht  betugt.  Es  hätte,  falls  es  die  Mutter  Uber- 
geb«!  wollte,  von  Amtswegen  die  Entsöheidung  des  Landgerlehts  einholen  mOseen. 
Folglieh  mnsste  auf  Beschwerde  der  Mutter  der  Beschluss  des  Amtsgerichts  wegen 
Unznstündigkoit  desselben  iuif^M'Loben  werden.  Da  dies  nicht  geschehen  war,  so 
musäte  das  Kammergericht  auf  die  weitere  Beschwerde  den  Besohluss  dee  Land- 
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h)  AMtkt  fiW  die  Mli|i^»m  Eniehonfr. 

Die  VormuudBchaftsüitluuug  beatimmt  in  §  28:  „Der  Mutter  des 
Mündels  steht  dessen  Erziehuag  unter  der  Aufsicht  des  Torrn uudes 
zu^;  und  in  §  51,  Absatz  1:  «Das^Yormundscbaftsgerieht  hat  über 
die  gesammte  Thatigkeit  des  Yormundes  die  Aufsieht  zu  führen.*  Die 
entsprechenden  Vorsehriften  des  gemeinen  deutschen  Reehts,  des  All- 
gemeinen Landrechts,  des  rheinischen  Civilgesetsbuohes  und  der  in 
den  einzelnen  Landesthcilen  bisher  giltig  gewesenen  sonstigen  (}e- 
setre  sind  durch  §  102  aufgehoben.  Also  steht  im  ganzen  Gebiete 
der  proussischen  Monarchie  die  religiöse  Erziohung  ehelicher  Kinder 
nach  dem  Tode  des  Vaters,  desf^leichen  die  roligiüsr  Ijziohuiig-  aller 
uneheliclien  Kinder,  der  Mutter  zu,  unter  Aufsicht  des  Yormundes 
und  Oberaufrficht  des  Amtsgerichts. 

^'ach  §  28,  Absatz  2,  bleibtiu  die  betitehendeu  Yorbchriften  über 
die  religiöse  Erzbhung  der  Kinder  in  Kraft.  "Wo  darüber  besondere 
OesetzesTorscbriften  bestehen,  müssen  dieselben  Ton  der  Matter  bei 
Erziehung  ihrer  Kinder  befolgt  werden;  darüber  hat  der  Tormund 
die  Au&ioht  zu  führen,  der  seinerseits  auch  hierin  unter  Aufsicht 
des  Amtsgerichtes  steht.  Das  Amtsgericlit  hat  daher  gesetzlich  das 
Kocht  und  die  Pflicht,  sich  in  die  religiöse  Erziehung  bevonnundeter 
Kinder  oinziimischen,  wenn  dabei  die  gesetzlichen  Vorschriften  ver- 
letzt werden. 


gerluhts  auiucbcn.  Zugleich  konnte  es  in  der  Sache  selbst  den  Beschluss  des 
AmtegericMB  anfhelien  und  die  8«cbe  an  daa  Amtsgericht  sur  anderweiten  Vet- 
Ittgung  zurückweisen.  —  Uebrigcns  enthielt  der  Beschluss  des  Landgerichts  keine 
genfij^oiulo  Ffststfllung  der  Voraussotznngcn  von  S  18,  Absatz  2.  Es  müssen 
^Umstände  eingetreten'*  sein,  welciie  die  Bestellung  des  gesetzlich  bcruicmn  Vor- 
-mundes  als  iiaditheUig  fllr  den  MBndel  erachetnen  laasen.  Eine  Feetatellmig  eolcher 
ünistUndt'  war  im  BcaclilnSM  des  Lniidgeriehts  nieht  enthalten.  Zufolge  der  mangol- 
haftin  Feststellung  war  nicht  deutlich  r.u  erkennen,  ob  die  Entscheidung  in 
der  Sache  selbst  auf  Oesctzesverletzung  bcrulite.  Im  ersten  Theile  fülirten  die  . 
ßntaelieidtingsgrande  des  Landgerlehts  ans,  daas  der  Wille  des  Vaters  dahin  ge- 
gangeii  sei,  die  Mutter  von  der  Vormundschaft  auszusclUiessen,  und  dieser  Wille 
„SunSchst  die  Entscheidung  habe,  ehe  das  Gesetz  beruft".  Diese  Ausfillirung  V(»r3tie*a 
g^n  §  Ii.  Denn  danach  steht  dem  Vater  nur  das  liecht  zu,  einen  Vormund  zu 
emsnnen;  es  ist  ihm  nicht  die  Befngnias  ertheilt,  die  Mutter  Ton  der  Vonttundsehaft 
fftr  alle  Pille  auasnschllcasen.  Ob  aber  auf  diesem  Rechtsirrthume  die  Entscheidung 
bernhtc,  war  •werben  der  weiteren  Ortindc  zweifellmft,  die  auf  §  18  verwiesen,  (l'mg 
etwa  die  Meinung  des  Landgerichts  dahin,  die  „eingetretenen  Umstände^  von  denen 
§  18  spricht,  seien  in  der  Verschiedenheit  des  religiösen  Bdcenntnteaes  an  flndeo,  so 
wOrde  diese  Annahme  auf  einer  Verletzung  von  §§  18  und  19  hemht  baben,  da 
nicht  hei  der  Bestelluntr  eines  durcli  d;i.s  Gesetz  berufenen  Vormunde«,  sondern  nur 
bei  der  ^Auswahl*''  eines  Vormundes  auf  das  religiöse  Bekenutuiss  des  Mtlndels 
Rücksicht  zu  nehmen  ist.  (Schon  nach  §  Zi9  II  18  des  Aiigenielnen  Landrecbts  war 
der  blosse  Unterscbted  der  Religlonspartel  unter  Christen  kein  hinreichender  Grand, 
die  Mutter  von  der  Erzieliung  ausznschliessen.  Derselbe  Orundsutz  gilt  auch  nach 
g  28  der  preussischen  Vormujidschaftsordnung.  Noch  weniger  ist  die  Verschieden- 
heit des  lieiiglonsbekenntnisses  ein  Hindemiss,  der  Mutter  die  Vomnradschaft  ra 
übertragen,  wosu  sie  durch  Qesets  berufen  ist.) 
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Dies  wuTflo  in  folgendem  Rechtsfalle  vom  Amtsgerichte  verkannt.  Die 
evangelische  Witrwe  des  zu  Oekershausen,  im  Kreise  Marburg,  am  25.  Januar 
1875  gestorbenen  katholischen  TaglÖhncrs  F.  schickte  ihre  (kathollscli  getauften) 
drei  Kinder ,  deren  Tormünderin  sie  war,  in  die  eyangeliselie  Sehlde  nnd  in 
den  ewngeHschen  Religionsunterricht.  Der  katiholische  Pfarrer  zu  Marburg 
stellte  auf  Grund  der  kurhessischen  Verordnung  vom  13.  April  1853  im 
Januar  1884  bei  dorn  Amtsororichto  zu  Marbiirg  den  Antrag,  dio  Witt^vc  F. 
anzuhalten,  dass  ihre  Kinder  katholiäcli  erzogen  würden  und  die  katliolische 
Schule  besuchten.  Auf  Befragen  erklärte  die  Mutter- Vormünderin,  sie  wolle 
ihre  Kinder  lutherisch  erziehen ,  weil  sie  seihst  lutherisch  sei.  Es  wurde  ihr 
eröffnet,  «dass  ScHciis  des  Torraundschaftsgerichts  der  Erziehung  der  Kinder 
in  der  protestantischen  Religion  nichts  entgegenstehe*.  Zui2:lci(li  erlioss  das 
Amtsgericht  an  den  katholischen  Pfarrer  die  Verfugung,  dass  seinem  Aiitraij:e 
nicht  entsprochen  werden  könne.  .»Der  Vormundschaftsrichter  hat  nicht  die 
Befugniss,  sich  in  die  Erziehungsmassregeln  der  Vormünderin,  wohin  die  Be- 
stimmungen fiber  religUSse  Ensiehnng  der  Kinder  gehören,  va  mischen,  solange 
die  Vormfindenn  die  Kinder  nicht  schlecht  erzieht,  und  eine  goleh  schlechte 
Erziehung  vorliegend,  zumal  da  die  Mutter  protestantisch  ist,  in  der  Erziehung 
der  Kinder  zum  Protostautismus  nicht  ^^efuiiden  werden  kann.**  *  Diese  Ent- 
scheidung war  nach  28  und  51  der  Vormundsehaftsordnung  uicht  gerecht- 
fertigt. Sie  wurde  auf  Beschwerde  des  katholischen  Pfarrers  aufgehoben. 
(Ygl.  unten,  S.  123,  124.) 

Aus  dem  mütterlichen  Erziehungarechte  folgt,  dass  die  Mutter  bei 
der  religideen  Erziehung  ihrer  Kinder  nur  durch  die  darüber  erlassenen 
besonderen  Gesetze  beschränkt  wird.  Müssen  nach  einer  besonderen 
Geset2sesTorschrift  Kinder  mis  gemischten  Ehen  nach  dem  Tode  des 
Vaters  in  seinem  Glaubeusbekenntniase  unterrichtet  werden,  so 
genüq'f  die  Mutter  dem  Gesetze  dadurch,  dass  sie  den  Kindern  Unter- 
richt im  Glaubensbekenntnisse  des  Vaters  ertheilen  lässt;  sie  kann 
dann  nicht  etwa  noch  weiter  durcli  Anordnungen  des  Amtsgerichtes 
in  der  religiösen  Erziehung  ihrer  Kinder  bescliräukt  werden.  Ist  eine 
"Wittwe  nach  dem  betretl'endeu  Landesgesetze  befugt,  die  Coufeasion 
ihrer  Kinder  zn  bestimmen,  ao  kann  ein  HisabrauclL  der  Erziehungs- 
gewalt nicht  darin  gefunden  werden,  dass  die  Mutter  bei  der  religiösen 
Erziehung  ihrer  Kinder  eine  Bestimmung  des  Terstorbenen  Taters  un- 
beachtet lässt. 

Während  das  Erziehungsrecht  der  Mutter  in  §  28  (mit  der  darin 
enthaltenen  Beschränkung)  ausdrücklich  anerkannt  ist,  so  fehlt  eine 
entsprecdiende  Yorschrift  für  den  Fall,  dass  beide  Eltern  todt  sind. 
Es  ist  niclit  gesagt,  dass  dem  Vo  rni  u  n  d  e  die  Erziehung  der  Waisen- 
kinder zusteht.  Mag  die  Mutter  noch  leben  oder  ,t;cstorben  sein,  so 
liegt  dem  Vormtmde  nach  §  27  ^die  Sorge  für  die  Terson"  düb  Mün- 
dels üb;  und  nach  §  51  hat  dus  Amtsgericht  über  die  gesammte 
Thätigkeit  des  Vormundes  die  Aufsicht  zu  füliren.  Daneben  ist  auch 
der  Waisenrath  durch  §  53  berufen,  die  Au&icht  über  das  persönliche 
Wohl  des  Mündels  und  über  dessen  Erziehung  zn  führen.  Aus  diesen 

*  VerfUgnng  de»  AmtogerichtB  sn  Marburg  vom  38.  Juia&r  188i. 
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allgemeinen  Yorschriften,  in  Verbindung  mit  §  102,  ist  zu  folt^eru,  dass 
zwar  dif^  Er/iehnng;sreohte,  dlo  den  Eltern  zustanden,  aut'  den  Vor- 
mund nicht  ühergelu'U,  dass  aber  glelohwohl  der  Vormnod.  unter  Auf- 
sicht des  Amtagerichtos,  die  Aufgabe  hat,  eine  Erziehungsanstalt  oder 
eine  Person  zu  bestimmon,  der  die  Erziehung  des  Kindes,  und  damit 
zugleich  die  religiöse  Erziehung,  anvertraut  werden  soll.  Damit  ist 
nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Vormund  selbst  die  Erziehung  übernimmt. 

Mag  nun  der  YoTiiniiid  die  Erziehung  seihet  üheinommen  hahen 
oder  nur  die  Aufsicht  darüber  führen,  so  hat  er  jedenfalls  Sorge  zu 
tragen,  dass  die  gesetzlichen  Yorschrifien  über  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  befolgt  werden.  Es  fragt  sich,  ob  er  hierbei  nur  (wie  die 
Mutter)  an  Gesetzesvorschriften  oder  zugleich  an  Anweisungen  des 
Amtsgerichtes  gebunden  ist.  Die  Entscheidung  dieser  Frage  hängt 
von  der  allf^emeinen  Frage  ab,  welche  Stellung  der  Vormund  zu  dem 
Vormundscliaftsgerichte  nach  der  preussischen  Vormundschaftsordnung 
einnimmt.  Die  eine  Meinung  geht  dahin,  der  Vormund  habe  in 
den  Schranken  des  Gesetzes  selbständig  zu  handeln ;  nur  bei  einer 
Pflichtwidrigkeit  de»  Vurumudes  sei  das  Amtsgericht  berufen, 
einzuschreiten  und  die  erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen.  Nach 
der  andern  Mehiung  ist  das  Yonnundschaftsgerioht  berechtigt,  auch 
die  Zweckmässigkeit  der  TomYormunde  getroffenen  Massnahmen 
zu  prüfen  und  demgemSss  alle  diejenigen  gesetzlich  zulässigen  Anord- 
nungen zu  treffen,  die  zum  Wohle  der  Bevormundeten  als  angemessen 
erscheinen  ^ 

Daf5  Kammergerirlit  sprach  sich  im  Jahre  1881  im  Siniu'  (U  r  letzliTcn 
Meinung  aus.  Kin  katholisches  Wai'seTikind  war  vom  stiidti{»ehen  Waiseiihause 
an  die  evangelisclien  Elieleute  W.  in  Pflege  und  i^rziehung  gegeben.  Der 
katholische  Yormund  stellte  bei  dem  Amtsgerichte  zu  Duisburg  den  Antrag, 
das  Kind  dem  W.  abzunehmen  und  zunächst  bei  ihm,  dem  Vormunde,  nnter- 
zubringon ,  weil  das  Kind  bei  \V.  im  evangelischen  Bekenntnisse  erzogen 
werde  ^.  Nach  Anhörung  beider  Theilc  gab  das  Amtsirerielit  dem  \V.  auf, 
das  Kind  an  den  Vormund  herauszugeben.  Eine  Beschwerde  des«  W.^  gegen 
diese  Entscheidung  wurde  durch  das  Landgericlit  zu  Duisburg  zurück- 
gewiesen, und  zwar  aus  dem  Glmnde,  ^weil  die  Sorge  für  die  Person  des 
Mündels  nach  §  27  der  Yormundsehaftsordnung  dem  Vormunde  obliege,  und 
gegen  seine  Massnahmen  das  Vormundschaftsgericlit  nur  bei  etwaigen  Pflicht- 
widrifjkeiten  einzuschreiten  habe*.  Hiergegen  legte  W.  weitere  Brscliwerde 
ein,  die  das  Kanuner^ericlit  aus  fol^ifenden  Gründen  für  begründet  erklärte. 
,,Nach  §  51  der  Vürmuudscimttöürduuiig  hat  das  Vorniundschaftsgericht  über 
die  gesamrate  Thätigkeit  des  Vormundes  die  Aufsieht  zu  fShren,  mithin  auch 

*  Vgl.  über  diese  Streitfrage:  M.  E.  Er  eins,  Erörteningcn  aus  dem  Gebiete 
des  Vomoudachattsrecüta,  S.  3 — 27  (Berlin  187 ü);  U.  Deruburg,  Vormundscbafts- 
recht,  S.  69—75  (3.  Aufl.  1886,  von  M.  Scliult<eiiateiii);  Mottv«  zum  Entwnrf 
eines  bürgerlichen  Gesetzbuchea  fttr  das  dentsebe  Eeieli,  Bd.  IV,  S.  1023. 

'  Es  wäre  vielleicht  nicht  n^thiff  c;owe=?en ,  einen  solclien  Aiitrap;  hei  dem 
Amtsgerichte  zu  stelleu,  da  der  Vormund  direct  mit  dem  Waisenliause  verlmndeln 
konnte. 

■  lieber  die  Znllsslgkeit  dieser  und  der  -wettern  Beschwerde  vgl.  nnten,  8. 120, 198. 
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über  die  Art,  wie  der  VoriiuirKl  der  nacli  '27  ihm  oblicgondeu  Verpflichhmp:, 
für  dif!  Person  des  Mündels  zu  soigen,  genügt.  Das  Gesetz  beschränkt  diese 
Aufsicht  und  eiu  infolge  derselben  statthaftes  Einschreiten  des  Yormund- 
schaftsgerichts  keineswegs  nnr  auf  die  Falle  Yorgckommener  Pfliditwidrigkeit 
des  YormiuideB.  .  .  .  Indem  das  Landgericht  seine  Thatigkeit  anf  den  FaD 
einer  vorgekommenen  Pflichtrerletaung  beschränken  will,  hat  es  den  an- 
gofülirfeii  §  51  verletzt,  und  sein  nur  auf  diesem  Grunde  beruhender  Beschluss 
war  ebenso  aufzuhol)en,  wie  die  triiiieren  Besehlüsse  des  Amtsgerichts,  welche 
gleichfalls  lediglich  die  Ansicht  des  Vormundes  als  entscheidend  ansehen.''  ^ 
Deshalb  vnrde  dem  Amtsgerichte  aufgegeben,  ^darfibei?  zu  befinden,  ob  die 
Emehung  des  Mündels  bei  dem  Voraunde  dem  Wohle  desselben  zati%licher 
erscheine,  als  sein  Verbleiben  bei  W.,  und  das  demgemäss  für  zweck- 
mässig Eraolitete  anzuordnen'' 

In  späteren  Entscheidungen  hat  das  Kaniinergericht  die  entj3re^onp^o<«etzte 
Bechtsansicht  vertreten.  Dies  geschah  bereits  im  Jahre  1884,  in  zwei  Fällen, 
worin  eine  Iiosong  der  Rechtsfrage  hätte  Termieden  w^en  kSnnen,  weil  die 
Mutter  noch  l^te  und  deren  Erziehungsrecht  als  entscheidend  angesehen 
werden  konnte.  In  der  mnen  Sache  war  der  Vormund  mit  der  Mutter  einig; 
in  der  andern  Sache  war  die  Mutter  seb)*r  Yormunderin.  Das  Kammer- 
gericht entschied  aber  die  Frage  allgemein  nach  (b  r  rechtlichen  fcjtcliung  des 
Vormundes.  Im  erstem  Falle  handelte  es  sich  um  die  Frage,  ob  das  Vor- 
mundschaf tsgeridit  anordnen  könne^  „die  Kinder  in  die  kaäiolische  Probstd- 
schule  zu  schicken**  Das  Kammergerieht  erklärte,  eine  solche  Anordnung 
sei  unstatthaft,  weil  sie  über  das  Recht  der  Aufsicht  hinausgehe.  Das  Amts- 
gericht sei  „nicht  bereclitigt,  derart  in  die  Verwaltung  de>;  Vormundes  ein- 
zugreifen, dass  es  ihm  direet  die  Art  der  Ausführung  einer  ihm  obliegenden 
VerpHiclitung  vorschreibt .  .  .  Das  Amtsgericht  würde  von  seinem  Aufsichts- 
rechte nur  dann  Oebrauefa  machen  kdnnen,  wenn  der  Vormund  pflichtwidrig 
handelte.'' '  Im  andern  Falle  handelte  es  sich  um  die  Frage,  ob  die  Mutter 
(Vormünderin)  genöthigt  werden  könne,  die  Kinder  in  die  katholische  Sclmle 
zu  schicken.  Das  Kammergericht  verneinte  diese  Frage,  erst<^ns  auf  Grund 
des  miitter Hellen  Rechtes  und  zweitens  auf  Grund  der  A^irniuridschaftsord- 
nung.  In  letzterer  liinsicht  wiederholte  es  wörtlich  den  angefüiirten  Ent- 
scheidungsgrund Ton  dem  erstmm  Falle  \ 

Noch  deutlicher  erhellt  die  neuere  Bechtsansicht  des  Eammergerichts 
aus  einer  Entscheidung  vom  Ende  des  Jahres  1887.  Es  handelte  sich  nicht 
um  das  Erziehungsrecht  der  5Iutter,  sondern  lediglich  um  die  Reclite  die 
dem  Vormunde  nach  der  Yormundschaftsordnung  zustehen.  Der  (kuriiobseiie) 
Vormund  Sch.  hatte  die  evangelischen  Waisenkinder  J.  in  einer  von  barm- 


*  Die  Entscheidung  des  Amtägerichta,  worin  dem  Autruge  des  Vormuiidci»  eut- 
Bprochen  wurde,  konnte  jedoch  dAbin  ausgelegt  werden,  dase  dem  Antrage  kdne  Be- 
denken entgegenstanden,  und  dass  es  als  angemessen  und  zweckmässig  erschien,  dem 
Antrage  des  Vormundes  zu  entsprreheti.  Dann  war  im  Beschlüsse  des  Amtsgerichts 
keiuenfalls  ein  Heclitsirrthum  zu  finden,  so  dass  es  auf  Entscheidung  der  beii«>ichneten 
Rechtsfrage  nicht  ankam. 

2  Besehliu»  des  KammergeriehtB  vom  4.  September  1881,  Jahrb.  Bd.  H,  Nr.  38^ 
S.  45,  40 

'  Beschluss  des  Kammergerichts  vom  27.  October  18ä4,  Jahrb.  Bd.  Y,  Kr.  2ö 
S.  68-65. 

*  Beeehlnas  Tom  34.  November  1884,  Jahrb.  Bd.  V,  Nr.  86,  8.  66—69. 
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liemgen  Schwestern  geleiteten,  kathotisohen  Ei/ielmnc^sanstalt  zu  Elberfeld 
untern^c]>racht.  Von  dort  aus  besuchten  die  Kinder  die  evaiifjelische  Schule. 
Der  Coiitnihvaisourath  beantragte  bei  dem  Amtsgerichto  oiiio  Anweisung 
an  den  Vormund,  die  Kinder  aus  jener  Anstalt  herauszunehmen  und  ander- 
weitig nntenubringen.  Das'  Amtsgeridit  kfante  den  Antrag  ab  K  Auf  Be- 
sdiwetde  des  CentadwaiBenratbes  mirde  die  Entsehoidung  des  AmtsgeridiiB 
aufgehoben,  und  der  Vormund  angewiesen,  die  Kinder  aus  der  erwähnten 
Erzichuncrsanstalt  horau5?7:uTiplimon  Auf  woitoro  "nesehwerde  d(>s  Vormundes 
wurde  die  landgerichtliche  Entscheidung  aufgehoben,  und  die  Saelie  an  das 
Landgericht  zurückgewiesen.  Das  Kauunorgericht  stützte  sich  auf  die  Declaration 
Tom  21.  KoTember  1808^  die  nnr  den  Be%ioi»unterricht  betrifft  (vgl.  darüber 
diesen  Abschnitt  unter  B.  und  C).  Zugleich  nahm  es  stillschweigend  an,  der 
Vormund  könne  in  seinen  Anordnungen  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
durch  das  Amtsi^c rieht  nicht  weiter  beschränkt  werden,  als  nach  jenem  Gesetze 
geboten  sei.  .,Es  steht  daher  auch  <Trundsät7,lich  nichts  entgegen,  dass  Mündel, 
welche  in  der  evangelischen  Religion  zu  unterrichten  sind,  von  dem  Vormunde 
in  dnem  katholischen  EIrziehungriiause  untergebracht  werden.  Nnr  dann, 
wenn  in  einer  solchen  Anstalt  Yerhlltnisse  herrschen,  oder  Einrichtungen 
getroffen  sind,  welche  geeignet  erscheinen,  die  Wirkungen  des  den  Kindern 
in  ihrer  eigenen  Religion  erthoilteii  T'^ntorrichts  ^u  gorährden  oder  zu  ver- 
eiteln, wird  der  Vormund  —  eventuell  auf  Weisung  des  Vormundschafts- 
gerichts ~  die  Mündel  aus  einem  solchen  Erziehungshause  zu  entternen 
haben.  Nach  alledem  hat  der  Yoiderrichter  durch  die  abstracto  Aufttellung, 
dass  die  Erziehung  der  Oesohwister  J*  in  der  lutherischen  Religion  mit  ihrer 
Unterbringung  in  einem  katholischen  Erziehungdiause  nuTereinbar  sei,  das 
Gesetz  verletzt.''  ^ 

Nach  riehtigor  Auslegung  des  Gesetzes  ist  der  neueren  Rechtsprechung 
des  Kammergerichts  zuzustimmen,  da  in  der  Vormundschaftsordnung  von  1875 
das  Bestrebrat  ausgedrückt  ist,  dem  Vormunde  eine  möglichst  selbständige 
Stellung  einzuräumen,  im  Qegensatse  zu  der  Vormundschaflsordnung  des 
Allgemeinen  Iiandrechtes. 

e)  Berttcksichtigang  von  Anträgen. 

Die  Oesetate  enthalten  keinen  Ausspruch  über  die  Frage,  wer  be- 
rechtigt ist,  wogen  der  religiösen  Erziehung  bevormundeter  Kinder 
bei  dem  Amtsgerichte  Anträge  zu  stellen.  Aus  allgemeinen  Gründen 
ist  ein  Unterschied  zu  machen.  Da  nämlich  das  Amtsgericht  als  Vor- 
mnnrlschaftsgcrielit  schon  von  Amtswegen  vcrpHichtet  ist,  für  Befol- 
gung der  gesetzlichen  Vorächriften  über  die  religiöse  Erziehung  bevor- 
mundeter Kinder  Sorge  zu  tragen,  hü  hat  es  jeden  Antrag  und  jede 
Anzeige  zu  IjeacliCuü,  worin  der  Auiass  zu  einer  vonuuudschaftlicheu 
Anordnung  gefunden  wird.  Insofern  können  Anzeigen  und  Anträge 
eelbst  von  unbetheiligten  Personen,  unter  Umständen  sogar  Eingaben 
Yon  unbekannten  Terfassem,  Ansprach  auf  Beachtung  verdienen.  Allein 

*  Beachluss  des  Amtsgericlita  [zu  Elbi  rfelcl""  vom  5.  Mai  18S7. 

*  Beschluss        TjMTulgerichts  zu  Elberfeld  vom  3Ü.  September  1887. 

9  Beschiu9ä  dc3  Ivaminergerichta  vom  12.  December  188T,  in  der  K&lniachen 
Volksisituiig  Tom  80.  Decsmber  1887,  Nr.  860. 
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eine  andere  Frage  ist  es,  ob  jedem  Staat sliürger  ein  förmliches  Autrags- 
reoht  in  jeder  Vormundschaft  zusteht.  Wäre  diese  Frage  zu  bejahen, 
80  würde  das  Amtsgericht  verpflichtet  sein,  über  Anträge  unbethei- 
Hgter  Personen  förmlicho  Entscheidungen  zw  treffen;  auch  würde  dann 
kaum  die  Folgerung  ub/.uweisen  sein,  dass  jeder  Antragsteller  G:eireu 
die  Entscheidung,  wodurch  sein  Antrat:^  zurückgewiesen  wurde,  iie- 
sch werde  erheben  könnte.  In  diesem  Sinne  ht  ein  Antragsrecht  un- 
betheiligter  Personen  nicht  anzuerkennen.  Vielmehr  sind  nur  die- 
jenigen für  berechtigt  zu  erachten,  bei  dem  Vormundschaftsgerichte 
über  die  religiöse  Erziehung  beTormundeter  Kinder  Anträge  zu  stellen, 
die  zur  Tertretung  der  Kinder  berufen  sind  oder  selbst  ein  gesetz- 
liches Becht  Terfolgen.  Yon  diesem  Standpankte  ans  muss  angenommen 
werden,  dass  ein  solches  Recht  dem  Vormunde  und  dem  Waisenraflie 
zusteht,  da  beide  die  Aufsicht  über  die  Erziehung  der  Kinder  zu 
führen  haben.  Ebenso  unbedenklich  steht  ein  Antragsrecht  wenigstens 
in  der  Regel  der  Mutter  zu;  eine  Ausnahme  kann  dann  angenommen 
werden,  wenn  der  Mutter  nach  §  28  der  Vorraundschaftsordnung  das 
Erziehun<;;8reeht  entzogen  ist.  Es  ist  streitig,  üb  ein  solches  Antrags- 
recht (im  engern  Sinne)  den  Schul-  und  Kirchenbehürdeu  zustehe. 

Einige  Entscheidungen  des  Kammergerichts  können  so  verstanden  wer- 
den, als  ob  ein  Antragsrecht  (im  engem  l^no)  sowohl  dem  Sohnlin- 
spector*  als  auch  dem  Pfarrer"  unbeschrankt  zustehe. 

In  anderen  Entscheidungen  des  Kammergerichts  ist  für  das  Antragsrecht 
des  Pfarrers  und  sonstiger  bei  der  "Vormundschaft  nicht  nnmittelbnr  hethei- 
ligter  Personen  und  Behörden  eine  doppelte  Schranke  gebogen.  Jkn  dem 
Amtsgerichte  in  Wormditt  hatte  ein  evangelischer  Pfarrer  den  Antrag  ge- 
stellt, den  für  die  Kinder  des  Oastwirths  N.  bestellten  katholischen  Vormund 
auf  Grund  von  §§  19  und  63  der  Vormimdschaftsordnung  wegen  Pflicht- 
widrigkeit ;ii>7Msf>rzcn ,  weil  die  Kinder  evangelisch  erzogen  werden  müssten, 
und  der  Vormund  di<!  ihm  doshalb  durch  das  Gesetz  aufoHegten  Pflichten 
vernachlässige.  Das  Kaniraergcricht  erklärte,  dieser  Antrag  sei  unstatthaft 
(unzulässig)  gewesen,  „weilGeistUche  in  Vormundschaftssachen  nur  zur  Stellung 
Yon  Anträgen  legitimirt  erachtet  werden  können,  welche  lediglich  die  religiöse 
Erziehung  der  Mündel  nach  Vorschrift  der  Gesetze  betreffen,  eine  solche 
unmittelbar  bezwecken;  der  liier  vcrfoli:^tc  Autrai?  überschreitet  diese  Grenzen, 
insofern  er  die  B  es  o  i  t  i  ,t,Mi  u  oiuos  -,M^hörig  bestellten  Vormundes 
betreibt"  —  Eine  zweite  Schranke  tindet  das  Kammergericht  im  Interesse 
des  Handels.  «Darch  das  Institut  der  Vormundschaft  und  Pflegschaifc  ver- 
folgt der  Staat  den  Zweck,  das  Wohl  der  Mttndel  su  fördern.  Zur  Wahr- 
nehmung der  K(  (  lito  der  Mündel  beruft  er  Vormünder  und  Pfleger.  Diese 
letzteren,  sowie  «lie  Eltern  der  Mündel  .  .  .  sind  daher  in  vormundschaft- 
lichen Anf;:elc£^enheiten  zur  Anlu  iiigung  von  Anträgen  .  .  .  berechtigt.  Dritten 
Personen  und  Jieliörden  steht  diese  Befugni,ss  nach  dem  Zweck,  welchen  das 
Vonnnndschaftswesen  Torfolgt,  nur  insoweit  zu,  als  sie  Interessen  des 


>  Bc?c!ilnss  vom  5.  März  1883,  Jahrb.  Bd.  IV,  Nr.  3G.  S.  79. 
2  Beschlüsse  vom  30.  October  1884  und  23.  Februar  1885,  Jahrb.  Bd.  V,  An- 
hang ZQ  Nr.  26,  S.  69  und  70. 

'  BcBcblnsB  vom  20.  September  1686,  Jahrb.  Bd.  VI,  Nr.  5  und  17,  S.  IS  vnd  88. 
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Kindes  allein  oder  mit  ihren  eigenen  Interessen  wahrnehmen.  Dies  gilt 
infibosondere  auch  dann,  wenn  es  sieh  um  die  religidse  Erziehung  der  Mandel 

handele  .  . 

Dieser  Standpunkt  des  Kamraergerichts  ist  iiii  ht  lialttiar.  Hätten  die 
Pfarrer  überhaupt  ein  förmliches  Rechte  bei  den  Amtsgerieliten  bezüglich  der 
religidsen  Erziehung  beTonnundeter  Kinder  Anträge  zu  stellen,  so  würden 
nur  diejenigen  TOn  ihnen  gestellten  Anträge  unstatthaft  sein,  die  etwas  Qe> 
f?et.'v.'ir|riL'i^-<  oder  sonst  Unstattliaftos  begehrton.  Es  köniit«'  und  müsste  /.  B. 
der  Antrag  eines  Pfarrers  für  unstatthaft  erklärt  wcrdon ,  der  dahin  frin^r, 
den  Vormund  so  lange  einzusperren,  bis  er  eine  ihm  auterlegte  VerpHichtung 
erfüllt  habe.  Dagegen  ein  AÄtrag,  den  Vormund  wegen  Verletzung  seiner 
Amtspflichten  abirasetzea,  könnte  nicht  unstatthaft,  sondern  höchstens  vn- 
b^rondei  sein.  Auch  ein  Antrag,  der  den  Interesse  des  ^fündols  wider» 
«spricht,  könnte  nicht  als  unstattlinft ,  «^nndern  hörhstcns  als  unbegründet  er- 
klärt werden.  WA\eit  das  Interesse  des  Mündels  /,u  beriii'ksi('hti<rcn  ift'.  Allein 
es  rechtfertigt  sich  die  Annahme,  dass  einer  Öchulbehürde  oder  Kirclien- 
behürde,  einem  Sehulinspector  oder  einem  Ffisrrer,  ein  eigentliches  Antrags- 
recht  in  Vormnndschaftssachen  überhaupt  nicht  zusteht,  da  ihnen  ein  solches 
Recht  durch  kein  Gesetz  ijei^eben  ist.   (Vgl.  oben,  S.  90,  91.) 

In  Hannover  wurde  früher  angenommen,  die  K  m -in  mw  a  1 1  s  chaf  t 
sei  bereehriu't,  über  die  relicriöse  Erziehung  hevnnnutideter  Kinder  Anträ^^e 
bei  den  Vormundschaftsbehördeu  zu  stellen Doch  wurde  diese  Meinung 
mit  guten  Gründen  bekämpft  ^  Wäre  ne  richtig,  so  stände  jetzt  der  Staats- 
anwaltschaft  jenes  Recht  za^ 

i)  üraitUnag  ven  ThatsaehcB. 

In  der  YonnundschaftBordnnng  fehlen  YorBchriften  über  die  Frage, 
wie  das  Yormundschaftsgcricht  streitige  Thatsachen  feststellen  kann^ 
Die  Frage  ist  daher  nach  allgemeinen  Rechtsgrandsätsen  EU  boanr- 
worten.    Danach  hat  das  Gericht  die  Betheiligten  zu  boren  und  die 

vorgelegten  Sehriftst lii^ke  zu  prüfen.  Auch  kann  es  Zeugen  vemohnion. 
Die  Vorschriften  der  ( 'ivilprocessordnung  über  VerneliinTniL'-  und  Be- 
eidigung der  Zeugen  können  in  Vormundschaftssachen  sitiu^cniiiss  an- 
gewendet werden.  Doch  ist  ein  Zeugnisszwang  in  Vormundschafta- 
sacheu  für  unstatthaft  zu  eracliten. 

e)  Befolgung  der  Clesetse. 

Die  uacli  §  28  der  Vormundbchattdorilnung  iu  Kraft  gebliebenen 
gesetzlichen  Vorschriften  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 

1  Bfisdilusa  vom  3.  Januar  1888,  Jahrb.  Bd.  VII,  Nr.  19,  S.  41. 

*  Vgl.  hlertllier  unten,  P.  108. 

»  Diese  Meinung  stützte  sich  auf  §  32,  Nr.  5  des  Gerichlsverfaasungsgeseuea 
vom  31.  März  18Ö9.  Vgl.  Neues  Magazin  fllr  lumnover^sebes  Recht,  Bd.  I,  8.  61, 
63,  und  Zeitschrift  für  hannover'sches  Recht,  Bd.  HT.  S.  2S2.  30S. 

♦  Braun  in  Jer  Zeitäcltrift  flJr  hannoTSr^sehes  Recht,  Bd.  IU,  S.  808—811. 

s  Goit'tz  vom  24.  April  1878,  §  58. 

«  Derartige  Bestimmangea  fliideu  sich  z.  B.  lu  §  S  des  badisehen  Geaetses  vom 
6.  Februar  1879. 
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müssen  von  allen  bei  der  Beyonnundung  der  Kinder  Betheiligten  be* 
folgt  werden.  Nicht  blos  für  die  Mutter,  den  Vormund  und  den  Waisen- 
rath,  sondera  anch  für  das  Yormundschaftsgericht  ist  die  Beobachtung 

des  Oesotzes  vorgeschrieben.  Kein  Gesetz  ertheilt  dem  Yormund- 
sfhjift-sq-ei'ichte  die  Befus^niss,  eine  Abweichung  von  den  gesotzlichen 
V  oracliriften  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  zu  gestatten. 
Die  Obervormundschaft  stellt  in  Preussen  den  Gerichten  zu,  deren 
Aulgabe  es  ist,  in  allen  Fällen  das  Gesetz  anzuwenden,  selbst  wenn 
daraus  Unzuträglichkeiteu  sich  ergeben  sollten.  Denn  solche  würde 
niohi  das  Bericht,  sondern  der  Gesetzgeber  zu  Yerantworten  haben. 
Zudem  beruhen  die  Qesetzesvorschriften  Über  die  religiöse  Erziehung 
der  Sander  auf  dem  Bestreben  des  Gesetzgebers,  allen  Streit  nach 
festen  Yorschriften  zu  entscheiden.  Mit  diesem  Zwecke  der  Gesetze 
würde  ein  freies  Ermessen  des  Gerichts  unvereinbar  sein.  Eine  Be- 
fuj^niss  dos  Vormundsehaftsgerichts,  aus  vermeintlich  wichtigen  Grün- 
den von  strenger  Befolgung  des  Gesetzes  abzuweichen ,  würde  auch 
für  das  Ansehen  dos  Gerichts  vcrhängnissvoU  sein.  Denn  in  jedem 
Sti-eite  über  die  religiöse  Erzieh  im ir  würde  der  unterliegende  Theil 
leicht  geneigt  sein,  die  Entscheidung  (ies  Richters  anf  dessen  religiösen 
Standpunkt  zurückzuführen  oder  gar  die  Unparteilichkeit  des  Richters 
in  Frage  zu  stellen.  Endlich  müsste  die  Gestattimg  eines  freien  Er- 
messens bei  Anwendung  der  Gesetze  Über  die  religiöse  Erziehung  zu 
emer  Bechtsunsicherheit  fuhren,  die  noch  schlimmer  wäre,  als  die 
Geltung  harter  Gesetze. 

Freilich  ist  der  Yormundschaftsrichter  berufen,  das  Recht  und 
Interesse  der  bevormundeten  Kinder  zu  beschützen;  das  Yormond* 
schaftsrecht  kann  dem  öffentlichen  Eechte  verglichen  oder  dazu  ge- 
rechnet werden;  auch  mögen  die  Yormundschaftsgerichte  in  mancher 
Hinsiciit  eine  ähnliche  .Stellung  einnehmen,  als  die  Yerwaltungsbehörden, 
die  nach  Zwecknuissigkeitsrücksichten  zu  handeln  habend  Allein  jeden- 
falls findet  das  freie  Ermessen  eine  Schranke  in  den  gesetzlichen  Yor- 
schriften über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder,  die  unter  keinem 
Yorwande  vom  Yormundschaftsgerichte  verletzt  werden  dürfen. 

Niehtsdestoweniger  glaubte  das  Eammergerieht  in  den  Jahren  1887  und 
1888,  von  einer  strengen  Beobachtung  der  Landesgesetze  mit  Rücksicht  auf 
das  ^Voll^  der  Kinder  abweichen  zu  dürfen.  Die  evangelische  Wittwo  Daring 
starb  /u  Halle  im  Jahic  wo  ihr  katltolisclier  Ehemann  im  Jahre  1881 

gestorben  war.  Die  ältesie  Tochter,  Aniulic,  war  am  27.  Xüverabor  1877 
geboren,  und  wurde  im  Jahre  1883  in  die  evangelij^che  Schule  uulgcuümmeu. 
Dies  geschah,  wie  die  Mutler  angab,  ,,durch  gütige  Yermittlung  des  Stadt- 
schulraths Krähe*".  Die  jüngere  Tochter,  Anna,  besuchte  nach  dem  Tode 
der  .Mutter  die  nämliche  Schule.  Beide  Kinder  waren  bei  ihrem  evangelischen, 
mütterlielien  Grossvater  in  Pflege.  Xach  gesetzlicher  Vorschrift  mussten  die 
Waisenkinder  katholischen  lieügiousunterricht  erhalten.   Dahin  richtete  sich 


*  Vgl.  Hinrichs  im  Archiv  für  die  civilistische  Praxis,  Bd.  LXXV,  S.  115, 
117,  116. 
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ein  Antrag:  des  YormundeB.  Das  Amtsgericht  wies  den  Antrag  zurück*; 
(lio-o  Entsc'lK'ifhmjn^  wm-d«»  zwar  duroli  das  Landfrcricht  aiif^cdioboii  ^  jodoch 
durch  das  Kaniraergeneht  ^ebiUigt  ^.  Das  Kammorgoricht  ordnete  mit  Rück- 
sicht auf  das  «moralische  Wohl  der  Mündel'*  die  Fortsetzung  des  eTaiigelischen 
Beligionsunterriohtt  an,  obwohl  es  aaerkannfte,  dass  bade  Kinder  nach  dem 
Wortlante  des  Oesetoes  in  der  katholischen  Beli^on  hätten  nnterrichtet  werden 
müssen.  Die  Vorschrift  der  Declaration  von  1803  kann  nach  damdiger  A1l^;icht 
des  Kammer<roriclits  „(latiii  niclit  Platz  greifen,  wenn  dtircli  ihrr»  rü  ck  s  i  o  Ii  f  s- 
1  o  s  c  Anw  V 11  (1 11  n  g  das  Wohl  der  Mündel  nii;ht  gefördert,  sondern  in  Frage 
gestellt,  gefährdet  wird.  Dieser  Fall  liegt  aber  dann  vor,  wenn  ein  Mündel, 
welches  längere  Zeit  in  einer  YOn  der  Oonfession  des  Vaters  yerschiedenen 
Beligien  erzogen  worden,  lediglich  anf  Qmnd  der  Declaration  su  einer  an- 
dern, als  der  von  ihm  bisher  gelehrten  Religion  übergeffihrt  wird  .  . 
Amalie  B.  hat  bfreits  ohne  Einspruch  des  Vormundei?  odor  vormundschaft- 
licJu'u  Gerichts  seit  liuii^or  als  drei  Jahren  evangelischen  Keligionsunterricht 
erhalten  . .  .  Dazu  tritt ,  dass  das  Kind  in  der  Familie  seines  Grossvaters 
unterhalten  und  erzogen  wird  *, . .  Indem  das  Landgericht  ohne  Beachtung 
des  rdigiSsen  Wohls  der  Amalie  B.  deren  katholische  Erziebung  antHrdnete, 
hat  es  das  Gesetz  verletzt.  Muss  es  aber  hiernach  bei  der  durch  das  Vor- 
mundschaftsgericht anf^oordneton  ernn^elischen  Erziehung  der  Amalie  B.  ver- 
bleiben, so  ergibt  sich  hiemus  weiter,  dass  ihre  Schwester  Anna  B.  gleich- 
falls in  der  evangelischen  Religion  zu  unterrichten  ist".,.*  An  dieser 
Begründung  hielt  das  Kammergericht  in  zwei  spateren  Entseheidungen  fest, 
die  ans  anderen  Chünden  sieb  rechtfertigten,  daher  einer  so  bedenklieben 
Stütze  nicht  bedurften 

Seitdem  aber  hat  das  Kammergericht  wieder  einen  andern  Standpunkt 
eingenommen  \ 

f)  Zwangsmittel  des  Antsgeriekts. 

Ifacb  §  51,  Absatz  2,  der  TormundachaftsordnuDg  ist  das  Amts- 
gericht befugt,  gegen  den  Vormund  Ordnungsstrafen  zu  yerhängen. 
«Eine  Ordnungsstrafe  darf  den  Betrag  Ton  dreihundert  Mark  nicht 
fibersteigen."  Mithin  kann  die  Ordnungsstrafe  nicht  in  einer  Fraiheits« 


*  Beschlnss  des  Amt«geric)its  xn  fitlle  vom  10.  Mst  16S7,  in  der  Gennaiii» 

vom  11.  Aiigust  1887,  Nr.  180.  1.  Blatt. 

2  Beschluss  des  Landgerichts  zu  Halle  vom  2ö.  Juni  1887,  in  der  Germania 
vom  20.  August  1887,  Nr.  188,  2.  Blatt 

>  Beaehlius  des  Kanmergerichts  vom  10.  October  1887,  Schlesische  Volkszeitung 
vom  16.  November  1887  (Morgen-Ausgabe);  Germania  vom  27.  November  1887, 
Nr.  272,  2.  Blatt:  Veringa  Archiv,  Bd.  LIX,  S.  170—180;  Köhlische  Volks- 
zeitung vom  17.  AprU  1888,  1.  Blatt;  B.  Httbler,  Die  reUglöse  Erstehvng  der 
Kinder  ans  gemtiebten  Eh«i,  8.  25—28  (Berlin  1888). 

♦  Am  namllclipn  Tage  crliesB  das  Kammn  jrcricht  einen  Beschluae  in  entgegen» 
gesetztem  Sinne,  der  in  diesem  Abschnitte,  unter  B.  zu  erwähnen  ist. 

5  Beschlüsse  vom  2.  Januar  und  6.  Febniar  1888,  Jabrb.  Bd.  VIT,  Nr.  19,  S.  40—43, 
and  Oermania  vom  11.  Anguat  1888,  Nr.  183.   Vgl  nnter  B.  dieses  Abschnittes. 

6  Beschlüsse  vom  26.  November  1888.  14.  und  27.  Mai  1880,  Jahrb.  Bd.  YJll, 
Nr.  20,  S.  50.  und  Kirchliches  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  des  evangelischen  Ober- 
kirchenraths, 1889,  S.  125—133.  —  Alle  diese  Beschlüsse  aollen  unten  nÄher  be- 
sprooben  wüden* 
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strafe,  sondern  nur  in  einer  Geldstrafe  bestehen.  Auch  eiue  Umwand- 
lung der  Ordnungsstrafe  in  Haft  oder  Gefängniss  ist  beim  Mangel 
einer  darüber  iü  der  Vormundschaftaordnung  getroffenen  Bestimmung 
für  unstatthaft  zu  erachten^.  Die  Yorsehrifteu  des  Strafgesetzbuelios 
über  Umwandlung  von  Geldstrafen  finden  auf  solche  Ordnungsstiaieu 
keine  Anwendung,  da  der  Yormundschaftsrichter  nicht  die  Stelle  eines 
Strafrichtera  einnimmt,  imd  ebensawenig  der  Ungehorsam  gegen  An- 
ordnungen des  Yormnndschaftsrichters  als  eine  strafbare  Handlung  an- 
gesehen werden  kann*. 

Im  Sinne  yon  §  51  sind  die  Ordnungsstrafen,  die  das  Amtsgericht 
gegen  den  Yormund  verhängen  kann,  nioht  zu  den  Disoiplinar-,  son- 
dern zu  den  Executiv- Ordnungsstrafen  zu  rechnen.  „Es  ist  also 
dem  Gerichte  gestattet,  dem  Vormunde  Handlungen  oder  Unterlas- 
sungen bei  Strafe  anzubefehlen  und  im  Fall  der  Zuwiderhand  hing  diese 
Strafe  festzusetzen.  Dagegen  kann  das  Gericht  nicht  etwa  begangene 
Pflichtwidrigkeiten  des  Yormuüdeb  naciiträglicli  mit  einer  disciplinaren 
Strafe  belegeu,  welche  vorher  nicht  angedroht  war."* 

Die  Statthaftigkeit  der  ürdnungöstrafe  ist  dadurch  bedingt,  dass 
die  Handlung,  die  erzwungen  werden  soll,  gehörig  bezeichnet  wird, 
und  dass  die  Erfüllung  dieser  Handlung  möglich  ist. 

Koch  enger  begrenzte  das  Eammergerieht  die  Befugniss  zum  Erlasa  einer 
Ordnungsstrafe  in  folgendem  Bechtsfalle.  Die  evangelische  Wittwe  des  katho- 
li'^<  ]i(M)  Stotidiaiiors  H.  zu  Nassau  war  nach  gerichtliclM  n  Entscheidungen  rcr- 
pliiehtet,  ihre  Kinder,  deren  Vormünderin  sie  war,  katliolisch  zu  erziehen*.  Am 
16.  März  188G  zeigte  der  katholische  Pfarrer  zu  Nassau  an,  dass  die  beiden 
Kinder  nieinals  den  (Gottesdienst  und  den  Beichtanterricht  besnehten.  Das 
Amtsgericht  erliess  an  die  Mutter  die  Anweisung,  ihre  Kinder  und  Mündel,  Wil- 
helmhie  und  Johann  Philipp,  ^durch  Anwendung  der  ihr  zustehenden  Zucht- 
mittel"  üum  Besuche  des  Tleichtunterriehts  und  zum  wenigstens  sonn-  und 
festtäglichen  Besuche  des  katholischen  Gottesdiensten  anzuhalten*.  Eine  Be- 
schwerde der  Mutter  gegen  diesen  Beschluss  wurde  zurückgewiesen,  weil  „der 
Besuch  des  Beichtauterrichts  einen  Theil  des  Unterrichts  in  der  katholischen 
Religion  bildet,  aber  auch  der  Besuch  des  Gottesdienstes  wihrend  des  schul- 
j)flichtigen  Alters  als  zur  religiösen  Erziehung  gehörend  angesehen  werden 
muss**  .  .  .  ^  Auf  weitere  Beschwerde  der  Mutter  wurden  beide  Beschlüsse  aul- 
gehoben, mit  der  Bestimmung,  dass  die  auf  Grund  derselben  beigetriebene 
Ordnungsstrafe  erstattet  werden  sollte.  Es  wurde  angenommen,  §  51,  Ab- 
satz 2,  der  Vormundsehaftoordnivig  sei  durch  die  angdbchtene  Entscheidung 
verietst  Die  <1ort  zugelassenen  .Ordnungsstrafen  sind  Executivstrafen  und 
seteen  voraus,  1}  dass  für  die  Handlung,  welche  vo^euommen  werden  soll,  eine 


*  Vgl.  hiergegen  JBeachlusa  des  Amtsgeridits  zu  Liebenburg  vom  19.  August 
1884,  unten,  S.  114. 

*  Vgl  Oppenhoff,  Stre^esetsbuob,  §  38,  Nr.  21  (II.  Aufl.). 

3  H.  Dernhurg  (M.  S  ch  u  1 1  z  e  n  s  t  e  i  n),  Vormuiulschaftarocht,  S.  79,  80. 
^  Besclilü33e  des  Amtsgcriclits  zu  Nassftu  vom  1.  October  188d  und  dee  Land- 
gerichts  zu  Limburg  vum  20.  December  1863. 

^  «Verfügung*^  des  Amtigeriohts  sn  Nsnsn  vom  32.  HSn  1886. 

*  Beeelilnaa  des  Landgerichte  in  Linbnrg  vom  34.  Mai  1886. 
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gesetzliche  Verpflichtung  besteht,  und  dass  dieselbe  von  dem  Willen  des  zu 
Bestrafenden  aussehlicsslicli  abhängt  (vgl.  §  774  der  Civilprocrssordnung),  2)  dass 
die  bei  Strafandrohuag  i^t  IVinlcrte  Handlung  oltjuctiv  ^^^cniigend  präcisirt  ist'".  Es 
feiiite  hier  (wie  das  Kammergericht  annahm)  au  diesta  beideu  Voraussetzungen. 
«Besoliwerdefiihreriti  kann  nicht  dafQr  yerantwortUcli  gemaclit  werden,  dass 
ein  von  ihrer  Willenisbestimmung  nicht  allein  abhängiger  Zweck  nicht  erreidit 
worden  ist"  ...  Sie  ^»weist  insoweit  lücht  ohne  Grund  darauf  hin,  dass  es 
Sache  des  Lehre ,  dr-^  "Waisenraths  und  dos  Vormundsr]i!ift'-'"'ri('lits  sei,  ilir 
Disciplinarrecht  selbst  zu  fiben,  wenn  sich  ihr,  der  Mutter,  eii^eiics.  nach  ihrer 
Ueberzeugung  zu  übendes  Zuchtrecht  als  unzulänglich  erweise.  Die  von  dem 
Landgericht  zu  Limburg  gebiIHgte  Verfügung  des  AmtsgeriehiB  zn  Nassaa 
fordert  demgeniäss  selbst  nur  Anwendung  der  der  Matter  zu  Gebote  stehenden 
Zuchtmittel.  Bei  Mangel  jeglicher  Bestimmtheit  kann  solche  Auflage  nicht 
die  Grundlage  zur  Verhüngung  von  Ordnungsstrafen  im  Sinne  des  §  51 
werden.'^  Es  blieb  dem  Amtsgerichte  „überlassen,  in  der  baciie  selbbt  auder- 
weite  Verfügung  zur  Förderung  des  verfolgten  Zweckes  zu  treffen" 

Eine  Ordnungsstrafe  wegen  Nichtbefolgung  einer  Anordnung  darf  nach 
Ansicht  des  Kammergerichts  nicht  angedroht  werden,  bevor  der  Vormund 
sich  geweigert  hat,  der  Anordnung  Folge  zu  leisten.  Ein  katholischer  Vor- 
mund lutherischer  Kinder  iiatte  dieselben  in  einer  katholischen  Erziehunpf;?- 
unstalt  zu  Elberfeld  untergebracht*.  Es  wurde  ihm  unter  Androhung  einer 
Ordnungsstrafe  aufgegeben,  die  Kinder  aus  der  erwähnten  Anstalt  hcraus- 
sunehmen  und  anderweitig  unterzubringen.  Das  Kammergerieht  fand  in  der 
voreiligen  Androhung  der  Ordnungsstrafe  eine  GesetzesTM^letsung ,  die  zur 
Aufhebung  der  Entscheidung  führte.  ,,Durch  die  Befugniss  zur  Verhüngung 
von  Ordnungsstrafen  sollen  den  Gerichten  die  Mittel  gewährt  werden,  den 
Vormund  zur  Befolgung  der  ihm  ertheilten  gerichtlichen  Weisungen  anzu- 
halten. Ordnungsstrafen  können  daher  nur  angedroht  werden,  wenn  Grund 
für  die  Annahme  vorhanden  ist,  dass  der  Vormund  den  gerichtlichen  Anord- 
nungen Folge  zu  leisteil  iii(  lit  bereit  und  geneigt  sei.  In  der  vorliegenden 
Sache  hat  sich  jedoch  der  Vormund  in  der  A'erhandlun;r  vom  27.  September 
1Ö87  zur  Befolgung  des  Inndgeriehtliohen  Beschlusses  Ix  ieit  erkliirt.  Er  hat 
zwar  in  jener  Verhandlung  das  Vurmundscluiftsgericht  ersucht,  die  Entschei- 
dung des  Kammergericht«  über  jenen  Besehluss  herbeizuführen,  nicht  aber 
dessen  Befolgung  von  dem  Ausfalle  der  kammergerichtlichen  Entscheidung 
abfaan^g  gemacht** . . 

Erreichen  die  gegen  den  Yormund  verhängten  Ordnungsstrafen 
nicht  ihren  Zweck,  so  kann  dem  Vormunde  die  Vormundschaft 
entzogen  werden,  auf  Grund  von  §  63,  Absatz  1,  der  Vormund- 
schaftsordnung. Danach  ist  ein  Vnrmimd,  der  sich  pflichtwidrig  er- 
weist, vom  Vormundachaftsgerichte  zu  entaetzen.  Ausserdem  kann 
einer  Mutter,  mag  sie  Vormünderin  ihrer  Kinder  sein  oder  nicht,  ge- 
mäss §  28,  Absatz  1,  der  Vormundschaftsorduung  aus  erheblichen 


1  Besehluss  des  Kammergerichts  vom 

^  lieber  die  Berechügung  su  diesec^Ias^bme  vgl.  dieaea  Abschnitt  unter 

B.  und  U.  //'Jy^ 

*  BesoblQSS  des  Kaimneigeriehts  Aroiff^lQ.  DeMteb^f-1867,  in  dir  R|»hüschen 

Volkssftitmig  vom  80.  December  1887, pTr.  960.  •fi^jr^^',*  .  ^iv.'  aL 
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Gründen,  nach  Anhörung  des  Vormundes*,  sowie  des  AVaisenrathes, 
die  Erziehung  der  Kinder  durch  da«  Yormundschaftsgehcht  ent- 
zogen werdon. 

Die  Wittwe  Heers  in  Horniannburf^  hatte  nach  einer  Anordnung  des 
Amtsgerichts  zu  Bergen  dafür  zu  sorgen,  ilms  die  Vorbereitung  zur  Confir- 
mation  ihres  Kindes  nieht  durch  Pftstor  Harms  (der  aus  der  lutherischeo 
Landeskirche  ausgeschieden  war),  sondern  durch  den  an  seine  Stelle  boruibnen 
Pastor  Platbner  oder  durch  einen  andern,  der  lutherischen  Landeskirche  an- 
gohöriirf  n  r^eistlichen  j^oscliehe.  Sie  erklärte^,  sie  wordo  imtor  keinen  Um- 
ständen der  Anordnung  des  Gerichts  FoIf^(>  leisten.  Daltei  beharrte  sio  trotz 
wiederholter  Vorstellungen  des  Vormundschaftsrichters.  Daher  wurde  ihr, 
nach  Anhjbrung  des  Vormundes  und  Waisenrathes,  das  Erztehungsreeht  ab- 
erkannt. Sie  l^e  gegen  diesen  Besohluss  Beschwerde  ein.  Das  Obergnicht 
wies  die  Beschwerde  zurück,  indem  es  die  Aberkennung  des  Erziehungsrechts 
der  Sac1ila;,'e  entspronhend  fand*. 

Zu  grösseren  Woitenmgen  führten  zwei  andere  Falle,  in  denen  eine 
WittAve  gezwungen  werden  sollte,  ihre  Kinder  in  der  durch  das  Gesetz  be- 
stimmten Confession  zu  erziehen.  Diese  Confession  war  im  einen  Falle  die 
katholische,  im  andern  die  lutherische. 

Die  katholische  Wittwe  des  ebenfalls  katholischen  Gastwirths  G.  zu 
Hildesheim  war  nach  prerichtlichen  Entscheidungen'  verpflichtet,  ihro  beiden 
jüngsten  ehelichen  Kinder,  Mario  und  Theodor,  katholisch  zu  erziehen.  Sie 
scldckte  dieselben  in  die  evangelische  Schule  und  wurde  durch  mehrere  Ver- 
fügungen des  Vormundschaftsgerichts,  unter  Androhung  Yon  Ordnungsstrafen, 
aufgefordert,  die  Kinder  in  die  katholische  Schule  zu  schicken.  Die  Ordnungen 
strafen  wurden  auch  festgesetzt*.  Alles  dies  blieb  erfolglos.  Darauf  beschloss 
das  Amts^ro rieht,  der  Mutter  die  Vormundschaft  über  die  beiden  Kinder 
zu  entziehend  Die  Mutter  beschwerte  sich  über  diese  Entscheidung,  indem 
sie  ausführte,  sie  habe  sich  keiner  Pflichtwidrigkeit  schuldig  gemacht;  sie 
habe  die  Kinder  in  die  städtische  Bfirgerschnle  geschickt;  und  die  Frage,  ob 
sie  berechtigt  ^ei,  ihre  Kinder  in  «  ine  evaii<;elische  Schule  zu  scllieken,  sei 
noch  nicht  endgiltig  ontschioden.  Die  Beschwerde  wurde  aus  folgenden  Grün- 
den zurückgewiesen.  Eine  Pflichtwidrigkeit  im  Sinne  von  §  63  der  Vorraund- 
schattsordnung  „liegt  vor,  wenn  der  Vormund  unter  Nichtachtung  der  ihm 
in  dieser  Beziehung  von  dem  Vcnrmundschaftsgerichte  ertheilten  Anweisungen 
die  Mündel  in  einer  andern  Religion  erziehen  ISsst,  als  welcher  sie  nach  dem 
Gesetze  zugeführt  werden  sollen.  Dies  fallt  aber  der  Beschwerdeführerin  zur 
Last,  Sie  liat  den  wiedorholtrn  Aiin;iL''>n  des  Vormundsdiaftsirerichts ,  ihren 
Kindern  und  Mündeln  eine  Erziehung  in  der  katliolisclien  Keliirion  zu  theil 
werden  zu  lassen,  keine  i:<'olge  geleistet,  weil  sie  nach  ihrer  Auffassung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  sich  hierzu  nicht  Terpflichtct  glaubt.  Diese  Annahme 
steht  indessen  jetzt  als  unhaltbar  fest,  nachdem  auch  die  von  der  Beschwerde- 

^  Ts^t  die  Mutter  selhnt  VormUnderin,  so  moss  gemias  g  86,  Abeats  1,  ein  Pfleger 
bestellt  uad  gehört  werden. 

*  Bflschlnsa  des  groaaea  Seaafs  des  Obe^eriebts  zu  Gelle  vom  I.  April  1878, 
in  der  Zeitschrift  fQr  hannover'sdies  Reeb^  Bd.  X,  8.  272-^274. 

»  Vgl.  ohfii   S.  43. 

*  BesclilUsse  des  Amtsgerichts  eu  Hildesheim  vom  25.  Jaot,  10.  Juli,  1,  und 
28.  August  1884. 

*  Beseblnse  des  Amtsgsriditi  zu  HUdeshelm  vom  29.  December  1884. 
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führcrin  ei^riffene  weitere  Beschwerde  von  tk  ni  königliclien  Oberlandesgerichte 
7M  CcHo  am  fl.  d.  M.  znrfir'ko^o'wic'jen  ist.  D;is  Verhalten  der  Beschwerde- 
führerin ist  daher  als  ein  ihrer  Ptiicht  als  Vorraünderin  zuwidcrlfuifendes  an- 
zusehen.** '  Durch  Verfügung  vom  25.  März  1885  ermächtigte  das  Amts- 
gericht den  Vormund  f  bezüglich  der  Marie  G.,  die  am  25.  September  des- 
Mlbeii  Jahres  (also  ein  halbes  Jahr  später)  Tiwzehn  Jahre  alt  wurde,  von 
weiteren  Schrittfil  behufs  ihrer  Ueberführang  zur  katholischen  Religion  ' 
zustehen^.  Dagegon  bezüglich  des  Tlicodor  O-,  sctzto  dns  Amtsgericht  die 
Massregeln  fort,  womit  die  katholische  Erziebmm'  des  Kindes  durfbjreführt 
werden  sollte.  Hierauf  schickte  Witfcwe  O.  ihren  6ohu  Thoodoc  iu  das  Aiidreas- 
Bealgymnaeium  2U  Hildeaheim.  Das  Amtsgericht  hielt  dies  Gjfmnarinm  fOr  eine 
protestantische  Schule  nnd  gab  deshalb  der  Mutter  auf,  ihren  Sohn  in  die 
katholische  Centralschule  zu  schicken Durch  einen  weitem  ßeschluss  des 
nämlichen  Gerichts  wurde  der  Wittwe  G.  da<?  Firziehmigsrefli  t  über  ibron 
Sohn  entzogen,  weil  sie  die  Auflage,  ihn  in  die  katholiselie  CentraLsehule  zu 
schicken,  nicht  befolgt  hatte*.  Gegen  beide  Beschlüsse  erhob  Wittwe  G.  Be- 
Bchwerde.  Daa  Landgericht  sog  nähere  Erkundigung  über  das  Andreas-Real- 
gymnasium ein.  Dasselbe  war  zu  Ostern  1865  eröffnet  worden,  auf  Grund 
eines  mit  der  Stadt  Hildesheim  geschlossenen  Vertrages.  Die  Schule  sollte 
keinen  bestimmten  eonfessi(»nellen  rbarakfrr  h.iben ;  (bieli  sollte  snwobl  für 
biHierische  als  auch  für  katholische  Kinder  Keligionsimterricht  durch  Le Iiier 
liires  Bekenntnisses  erthcilt  werden,  sobald  die  Schüierzalil  der  Ix'Mctteuden 
Cottfession  mhtdestens  15  be^ug.  Bisher  wurde  kein  katholischer  Beligions- 
nnterrioht  ertheilt.  Naeh  diesen  Ermitttungen  worden  die  b^den  genannten 
ßeschlflsse  des  Amtsgerichts  aufgehoben.  Das  Landgericht  nahm  zwar  eben- 
f-ilU  niK  drt'=>i  die  gesetzliebfn  Vorschriften  über  die  religiöse  Erziehung  tmr 
dann  gewahrt  .seien,  wenn  das  Kind  in  einer  Schule  seiner  Confe^ssion  oder 
in  einer  paritätischen  Schule  untergebracht  werde.  Doch  war  ilas  Andruas- 
Bealgymnasium  als  ein  paritätisches  anzusehen.  Deshalb  meinte  das  Land- 
geri(ät,  es  könne  der  Wittwe  G.  nicht  verwehrt  werden,  ihren  Sohn  in  diese 
Schule  zu  schicken.  Aus  diesen  Gniiide!]  missbilligte  das  Landgericht  die 
Entscheidung,  wodurch  der  Mutter  das  Er/.iehuugsrecbt  entzogen  war.  Es 
blieb  dem  Amtsgerichte  überlassen ,  dafür  zu  sorgen ,  dass  Theodor  G. ,  an 
Stelle  des  protestantischen,  katholischen  lieligionsuntcrriclit  erhielt \  In 
Verfolg  dieser  Entscheidung  erliess  das  Amtsgericht  an  Wittwe  G.  wiederholt 
die  Aufforderung,  ihrem  Sohne  Theodor  Unterricht  in  der  katholischen  Reli* 
gion  ertheilen  zu  lassend  Durch  einen  dritten  Beschluss  wiederholte  es  die 


*  Besehlnsa  des  Landgerichts  zu  Hildesheim  vom  19.  Februar  1885.  Die  Ent- 
scheidung war  inaofcrn  fc!ilcrliaft.  nls  sie  die  Pfliclitwidrif^keit  im  Unfjehorsam  gegen 
Anordnuiigr-n  faixl ,  üt>er  deren  Rechtmäjäsigiveit  erat  im  Laufe  des  Verfahren«  end- 
giltig  entüchiedeu  wurde.  Vgl.  die  Entscheidung  vom  11.  Februar  1886,  unten,  S.  114. 

*  Dies  rechtfertigte  sieh  nach  den  oben,  S.  89,  90^  entwicdcdtMi  GnindeStiea,  wenn 
das  Goriclit  der  Meinung  war.  daH:i  >Tario  G.  nach  ihren  Gel=;tesc;abcn  mit 
la'/j  Jahren  das  Untprscheidungsaltcr  erreicht  hatte.  Denn  die  ia  der  Verordnung 
vom  31.  Juli  1826  enthaltenen  Vorachritten  über  ein  Unterscheiduugsalter  finden  auf 
Kinder  ans  nngemiscbten  Ehen  kehie  Anwendung. 

'  Beschluss  des  Amtsgericlita  zu  Hildesheim  vom  20.  April  1885. 

*  Beschluss  vom  2.'i.  April  188.').  *  Beschluss  vom  2.  Juli  ISS.'). 

*  BescblQsse  des  Amtsgerichts  zu  Hildesheim  vom  1.  September  und  26.  Üo- 
toher  1885. 

Bebmldt,  OonftMlOD  der  Kinder.  8 
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Anfforderimg,  mit  der  Androhuug,  das»  ihr  im  Falle  des  Ungehorsams  die 
Erziehung  verde  genommen  Verden.  Wittwe  Ot.  legte  gegen  diese  drei  Be- 
schlüsse wieder  Beschverde  ein.  Bevor  darüber  entschieden  war,  wiirdc  der 
Mütter  <l;is  Er7:iohunj2:srecht  entzogen  Auch  hiergegen  erhoVi  sie  Bej«el»werde. 
Da^  Landgericht  wies  die  erstere  Beschwerde  als  unbegründet  zurück,  weil 
"Wittwe  G.  verptiichtet  war,  iliren  Sohn  in  der  katholischen  Keligion  zu  er- 
riehen, und  unter  BerQcknclitigung  ihres  Verhaltens  die  Androhung,  ihr  das 
Erziehnngsrecht  zu  entanehen,  ids  gerechtfertigt  erschien.  Dagegen  auf  die 
andere  Beschverde  wurde  der  Besohluss  des  Amtsgerichts,  der  die  ESntziehung 
(Us  Er/.iehungsreclites  bereits  ausgesprochen  liatte,  um  desifs-illen  aufgehoben, 
weil  das  Amtsgericht  den  Erfolg  der  eingelegten  Beschwerde  .ibwarion  niusste, 
bevor  es  die  in  dem  angefochtenen  Beschlüsse  enthaltene  Androhung  ver- 
virklichen  durftet  Am  23.  August  1887  vurde  Theodor  0.  vierzehn  Jahre 
alt.  Mit  diesem  Alter  exklSrte  er,  er  wolle  lutherisch  vwden.  Auf  Omnd 
dieser  Erklärung  wurde  ilim  der  Besuch  des  katholischen  Religionsunterrichts 
erlassen In  dieser  Siielie  wurde  also  schliesslich  der  Wille  der  Miittpr  und 
ihrer  beiden  Kinder  durchgesetzt,  trotz  aller  Anordnungen  der  (icrichte. 

Die  Zwangsmittel  des  Amtsgerichts  erschöpften  sich  ferner  in  folgendem 
Beohtsfalle,  der  seiner  Zeit  in  öffentlichen  Blättern  viel  besprochen  vurde. 
Die  katholische  Wittve  dw  am  1.  Juni  1877  (im  Irrenhause  zu  Hildesheim) 
gestorbenen  lutherischen  Fabrikarbeiters  Kjreikenbohm  zu  Ringcllieim  musste 
ihre  drei  Söhne,  deren  Yormündcrin  sie  war,  Wilhelm  (geb.  2  >.  September 
1871),  Alben  lueb.  5.  Januar  1874)  und  Heinrich  iixel».  12.  April  1876),  in 
der  lutherisciien  Religion  erziehen.  Sie  scliickte  die  Kinder  bis  Ostern  1884 
in  die  lutherische»  seitdem  aber  in  die  katholische  Sdiule.  Das  Amtsgericht 
gab  ihr  auf,  die  Kinder  vieder  in  die  lutherische  Schule  zu  schickend  Als 
sie  diesen  Anordnungen  nicht  gehörig  nachkam,  wurden  durch  mehrere 
Strafbefehle  Ordnungsstrafen  gej^'en  sie  nniredroht  nnd  festgesetzt  ^  Durch 
einen  weiteren  Beschluss  wurden  die  tosl^^eselzten  Geldstrafen,  von  50  Mark, 
100  l^laik  und  300  Mark,  wegen  Uuein/iehbarkcit  derselben  auf  Grund  von 
%  51  der  Tormundschaftsordnung  und  §§  28,  29  des  Stra^esetzbuehes  in  eine 
Öefangnissstrafe  von  62  Tagen  nmgevandelt  f.  Wittve  Ereikenbohm  vurde 
zur  Verbüssung  der  Gefängnissstrafo  am  4.  October  1884  eingezogen  und 
erklärte  bei  ihrer  Vernelnnnns:  vnm  desselben  Monats,  sie  sei  bereit,  ihren 
Kindern  lutherischen  Religionsunterricht  ertheilen  zu  lassen.  Das  Amtsgericht 
hielt  diese  Erklärung  für  verspätet  \  Die  Mutter  verbüssto  die  (iefängniss- 
strafe  bis  zum  5.  Deeember  1884.  Während  dieser  Zeit  fasste  das  Amts- 
gericht, nadi  Anhörung  des  Mitvormimdes,  sovie  eines  neubestellten  zveiten 


^  BescUflaBe  des  Amtsgerichts  sn  HÜdeshetm  vom  Ifi.  Deeember  1885  und 

16.  Januar  188(5. 

*  Beschluas  des  Landgericht»  zu  Hildesheim  vom  11.  Februar  ISSü. 
»  Verfügung  des  Amtsgerichts  zu  Hildesheim  vom  16.  October  1887. 

*  Braehlttsse  des  Amtsgerichts  su  Liebenburg  vom  10.  April  und  1.  Mai  1884. 
^  Strafbeschlaase  d«s  Amtsgerichts  su  Liebsnbufg  vom  10.  und  23.  Usl,  4.  Juni 

und  2.  Juli  1884. 

*  Beschluss  des  Amtsgerichts  zu  Liebenburg  vom  19.  Auguöt  1884.  Diese  An- 
ordnung var  unstatthaft  (vgl.  oben,  8.  110).  Wittve  Krelkenbohm  «hob  jedoch 

hiergegen  keine  Beschwerde. 

^  Dies  war  ein  Tlechtslrrtlnim  (vgL  oben,  S.  110).  Doch  vurde  auch  in  dieser 
Richtung  keine  Besciuverde  erhoben. 
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, Mitvormundes*  und  des  'Waisenrathcs,  den  weiteren  Bescliluas,  der  Mutter 
die  Vormundschaft  imd  zu?:leii  h  dio  Krzioliung  ihrer  TCimlpr  zu  ontziclicn  ^ 
Der  Amtsrichter,  die  beiden  \'ürmünder  und  der  AVaiscni arli  hit  lteii  es  ferner 
für  notUwendig,  die  Kinder  von  der  Mutter  zu  trennen  und  nie  ht  in  Kingei- 
heim,  sondern  in  einer  rein  lutherischen  Gegend  und  möglichst  getrennt  von- 
einander unterzubringen.  Dies  gesehah  dnreh  VermitUung  der  Pestalozzi- 
Stiftung,  mit  der  die  Vormünder  einen  Vertrag  abaohlosaen.  Daraufhin  wurden 
die  drei  Kinder,  und  zwar  AVilhelni  dein  Kirchenvorsteher  M.  zu  Fuhrberg^ 
Albert  dem  Viertelmeier  D.  zu  Otteuliagen  und  Heinrieh  dem  Köthiier  K. 
zu  Loccum  in  Pflege  gegeben.  Die  lutherischen  Pfarrer  dieser  Orte  wurden 
ersucht ,  die  religiöse  Enstehung  zu  überwachen.  Es  wurde  Sorge  getragen, 
dass  die  Vorpflegungskosten  nicht  der  Matter  zur  Last  fielen ,  sondern  aus 
anderen  Mitteln  bestritten  wurden.  Die  Mutter- Vormünderin  wurde  von  diesen 
Anordnungen  am  11.  IS^ovember  18*^1  (im  0 efangni<555e)  in  Kenntnis«  gesetzt. 
Sie  widersprach  mit  dem  Bemerken,  es  sei  ihr  ,gar  niclit  recht,  dass  ihre 
Kinder  von  der  Wohlthat  fremder  l^eute  leben  müssten  oder  gar  der  Ge- 
meinde zur  Last  fielen'^.  Alsdann  erhob  sie  Beschwerde  gegen  den  Beschlüsse 
wodurch  ihr  die  Vormundschaft  und  die  Erziehung  ihrer  Kinder  entzogen 
worden  war,  und  gegen  alle  späteren  Anordnungen.  Das  Landgericht 
WTC?;  die  Beschwerde  zurück.  Es  nnhm  an,  pre^feTiriber  dem  wahrend  eines 
halben  Jahres,  trotz  aller  Vorstellungen  und  Htrafverf ügungcn ,  hartnäckig 
bekundeten  Willen  der  AVittwe  Kreikonbohra,  dem  Gesetze  die  Achtung  zu 
versagen,  könne  ihrer  Tersicherung,  wonach  sie  jetzt  ihren  Yerpflichtungen 
genügen  wolle,  keine  Bedeutung  beigelegt  werden;  daher  sei  ihr  da^  Er- 
ziehini<^sre(ht  mit  Recht  entzogen  worden.  Die  wcitei'en  Massregeln  seien 
allerdings  hart,  J^owohl  für  die  ^fuffer  als  auch  für  die  Kinder  (wie  das 
Amtsgericht  selbst  im  Berichte  hervorgehoben  hatte);  doch  müsse  auch  in 
diesen  Funkten  das  Verfahren  des  Amtsgerichts  gebilligt  werden.  Es  sei 
nothwendig,  die  Kinder  Ton  der  Mutter  zu  trennen,  da  bei  der  Mutter  der 
«mste  Wille,  die  Kinder  der  lutherischen  8<'1iule  /it  überlassen,  mßht  ange- 
nommen werden  könne,  und  auch  die  Kinder  durch  ilir  liisherii^es  Verliaiten 
bewieson  hätten,  dass  sie  dem  Ver^neho,  sie  in  die  lutherische  Schule  in 
Ringellieira  zu  bringen,  «icii  wiilorscizteu.  Die  Trennung  der  Kinder  von- 
einander und  ihro  Unterbringung  an  Tersphiedenen  Orten  sei  zur  Erreichung 
des  beabsichtigten  Zwecks  ebenfalls  als  nothwendig  anzusehen  Eme  weitere 
Beschwerde  der  Wittvve  Krelkenbohm  wurde  nur  insoweit  erhoben ,  ,als  das 
Landi^erieht  (\s  bei  dvv  l'iiit/.iehiing  des  E  r  /  i  e  h  n  n  g"  r  e  c  1i  t  e  s  der  P»o- 
schwordeführerin  belassen  hatte".  Das  Kammorgericlir  erachtete  dies(  iJe- 
scliwerde  für  begründet  und  hob  demgemäss  die  angefochtene  Entsclieidung 
insoweit  auf,  als  darin  der  Mutter  das  Erziehungsrecht  entzogen  war^ 


*  BesohlnsB  des  Amtsgerichts  zu  Liebenburg  vom  17.  October  1884. 

*  Beselüius  des  Iiandgeriobts  sn  UUdttheim  vom  8.  Januar  1885. 

*  Beschluss  des  KammtTiroricht?  vom  16.  Mär/  1885,  .lahrb.  Bd.  V,  Nr.  25  A, 
S.  56—63.  Auf  S.  58  ist  ein  Druckfcliier  zu  berichtigen.  Die  erste  Beschwei'de 
richtete  sich  gegen  den  Beschluss  vom  17.  Octobcr  1884  und  die  späteren  (nicht 
die  firttheren)  Anordnungen  des  Yormundsehaftagerichta.  Der  Bericht  hebt  ferner 
nicht  deutlich  hervor,  dass  die  weitere  Beschwerde  nur  das  KrTiichmicrareclit  be- 
traf. Die  Entschpidnnpscrihide  pn)<rpn  auf  Fragen  ein,  die  nicht  /u  entscheiden 
waren.  Kamcntlich  deuteten  sie  an,  der  Wittwc  Kreikeubohm  sei  die  Vormundscliaft 
mit  Bedit  entsogen  worden  j  dagegen  s^en  manche  der  übrigen  Massrc^ln  nioht  ge- 

8« 
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Das  T.amlprericht  luitto  in  TTohereinstimmunfr  mit  dem  Amtsgerichte, 
angenommen,  Wittwp  Kreikeni>olim  sei  nicht  geeignet,  die  lutherische  Er- 
ziehung ihrer  Kinder  zu  gewährleisten ;  daher  mfissten  die  Kinder  ihrein 
Einflnsae  und  ihrer  ümgel>ttiig  entzogen  werden,  Bade  Gerichte  fanden  in 
der  Nothwendigkeit ,  die  lutlierieche  Erziehung  der  Kinder  zu  sichern,  ^er- 
hebliche Gründe''  im  Sinne  von  §  28  der  Yormund>oliaftsordnuug,  Das  Kara- 
mer^ericht  fand  hierin  dio  Behauptung,  die  Sraarsl>oli«irUon  seien  vorptlichtet, 
„uiciit  nur  religiöse  Unterweisung  der  Kinder  nach  ihren  Vorsciirifteu  her- 
beizuführen, sondern  zugleich  das  Ausharren  bei  der  Confession,  aueh  über 
die  Unterseheidungsjahre  hinaus,  zn  gewShileistra  und  alle  diesem  Zwecke 
dienenden  Mittel  aufzuwenden*'.  Die  Aufstellung  eines  solchen  Bechtssatzes 
enthielt  eine  Gesetzosverletzung.  Das  Kammergericht  führte  weitor  ans,  or- 
heliliclie  Gründe  im  Sinne  von  §  28  Ifif^on  nur  dann  vor,  wenn  festgestellt 
sei,  „dass  die  Gesaramtzwecke  der  Erziehung  unter  Leitung  der  Mutter  nicht 
zu  erreichen  sind";  T,nuT  in  dem  nach  allen  Seiton  m  erwägenden  Interesse 
der  Mfindel"  könne  der  Mnl^r  die  Erziehung  entzogen  werden;  die  Hass- 
regel könne  und  müsse  „unter  rmständen  zur  Walirung  der  im  Gesetze  er- 
forderten religiösen  Erziehung  beschlossen  werden**,  wenn  das  Verhalten  der 
Muttor  „din  Oosamraterziehung  dor  Kindor  gefährde'*;  dajr'i^oii  sei  die  Mass- 
nahmo  unstatthaft,  wenn  „nur  die  religiöse  Erzieliung  der  Kinder  in  Betracht 
gezogen"  sei  ^  Das  Landgericht  habe  auch  insofern  das  Gesetz  verletzt,  als 
es  eine  Massregel  billigte,  worin  es  selbst  eine  Härte  fand.  Die  Stellung  der 
Vormundschaftsbehörde  zu  den  l^lündeln  kenne  sie  »zur  Strenge  im  vollsten 
Sinno,  aber  nicht  zu  ^rassiialMiieii  borechtigon.  wolnho  i\h  hartr  mit  unzweifcl- 
liafton  orliolilichen  Nachtlioileii  voi-biindon  sind,  während  der  dadurch  be- 
zweckte Vortheil,  der  religiöse  Unterricht  in  der  Confession  des  Vaters  im 
Sinne  des  Gtesetzes,  ohne  solche  Härte  erreichbar  ist" Jü^ach  dieser  Ent- 
scheidung des  Kammwgerichts  stellte  das  Amtsgericht  der  Wittwe  Kreiken- 
bohm  frei,  die  Kinder  wieder  an  sich  zu  nehmen,  dieselljen  von  den  drei 
Wohnorten  der  Pflegeeltern  abzuholen  und  die  dazu  erforderlichen  Kosten 


rechtfertigt  gewesen.  Auf  diogpn  Thcil  der  Entscheidunfrsgründe  ist  kein  erhebliches 
Gewicht  zu  legeo,  weil  auf  ihnen  die  Entscheidung  nicht  beruhte.  Wäre  es  übrigens 
Angabe  des  Kaminergeriohts  gewesen^  das  Verfohren  des  Amtsgerichts  nach  alko 
lUebtungen  7.u  bt m  thoilen,  so  hStte  «s  auch  prttfen  selten,  ob  die  Verlttgung  einer 
(Jeftngn issstrafe  statthaft  wm: 

*  Ausführlich  bekämptt  wurde  diese  Ausfuhrung  in  einem  Beschlüsse  des  Land- 
gerieltts  zu  Hfldeeheim  vom  11.  Februar  1886,  auf  Beschwerde  des  Wittwe  G.  VgL 
oben,  S-  114. 

^  Diese  Ansiclilen  sind  iiacli  den  E;<'snt^licbcn  Vorscliril'ten  nicht  fjcrechtfertig^t. 
Das  Gesetz  enthält  in  §  28  iceine  Andeutung  darüber,  was  unter  „erheblichen  Grün- 
den'* zu  Terstehen  sei.  Es  enthUt  keine  Besehrftnkung  in  dem  Sinne,  dass  die  Mass- 
juibme  nur  dann  verhängt  werden  dürfe,  wenn  sie  ohne  Härte  durchftihrbar  oder 
zur  Erreichung  der  Gcsammtzwecke  drr  Erzielnmc  nnvermoldliob  si-i.  Vielmehr 
überläset  es  die  Eotacheidong  jener  Frage  dem  Vormundschalltsgerichte,  das  dar- 
über den  Vormund  und  den  Waisenrath  hören  muss.  Also  hätte  die  Botsehtiduiig 
des  Landgerichts  und  Amtigerichta  auf  Verletzung  des  Gesetzes  beroht,  wemi 
die  Anordnung  ohne  vorherige  Anbiirung  des  Vormundes  oder  des  Waisenrathes 
erlassen  worden  wäre,  oder  iu  der  Begründung  der  Massregel  dio  FeststeUung 
fehlte,  dsBS  erhebliche  Gründe  fUr  die  Anordnung  vorlagen.  Dagegen  in  der  tliat> 
s&ehlichen  Würdigung  der  ^»hebUchen  OrOnde'^  war  eine  Gesetsesverletaong  nicht 
zu  finden. 
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sich  selbst  zu  beschaffen  ^.   Sie  beschwerte  sich  fiber  den  letzten  Theil  dieser 

Entscheidung  mit  der  Bebaaptung.,  die  Kosten  müssten  vom  Vormunde  oder 
Amtsrichter  getragen  worden.  Die  ncsrli werde  wuide  zurückgewiesen.  Es 
war  eine  ATiordimiig  rückgängig  /.u  machen,  die  das  Gericht  zur  Durch- 
führung einer  goMctzlicheu  Vorschritt  erlassen  hatte.  Mithin  gehörten  die 
Kosten  zu  den  VormiuidschftfrskoBten.  Die  Kinder  hatten  kein  Yermögea. 
Es  fehlte  ^an  einem  Pflichtigen,  der  fttr  diese  Kosten  aufzukommen  hätte**. 
tJebcr  die  Frage,  ob  ein  Dritter  diese  Kosten  verschuklot  habe  und  deshalb 
ersatzpflichtig  f^ei .  konnte  nicht  im  Wege  der  Beschwerde,  somlern  nur  im 
Wege  dor  ordentlichen  streitigen  ( lerichtsbarkeit  entschieden  werden.  ^Da 
es  somit  sowohl  au  Mitteln  zur  iiestrcitung  der  fraglichen  Kosten,  wie  an 
«inom  zur  Beschaffung  deraelb«!  Pflichtigen  mangelte,  so  konnte  das  könig- 
liche Amtsgericht  nur,  wie  geschehen,  der  Beschwerdeführerin  die  Abholung 
der  Kinder  auf  ihre  Kosten  anheimstellen.'*  * 

S.  Aufgaben  des  Landgeriehts. 

u)  Ziiiitänili?k<>it  und  Verfahren. 

Nach  §  10  der  Vormundsehaftsordnung  findet  gegen  die  Anord- 
nungen des  Torraundsobaftsgerichts  Beschwerde  statt.  Es  können  also 
auch  die  über  die  religiuse  Erziehung  bevoruiundeter  Kinder  erUissoneu 
Aiiordninigen  des  Amtsgerichts  mit  Beschwerde  angefochten  werden. 

Die  Entscheidung  über  die  Beschwerde  erfolgte  nach  §  10  der 
Yormundschafrsordnung  im  Bezirke  des  xlppeUationsgerichtshüiea  /.a 
Culu  durch  daa  Landgericht,  im  Bezirk  des  Appellationsgerichts 
zu  Celle  durch  das  Obergericht  und  in  den  übrigen  Landestheilen 
durch  das  Appellationsgerioht.  Jetzt  entscheidet  über  solche  Be- 
sohwerdeo  im  ganzen  Gebiete  der  Monarchie  das  Landgericht*.  Die 
Beschwerde  wird  bei  dem  Amtsgerichte  oder  bei  dem  Landgerichte 
eingelegt.  Sie  ist  an  keine  Frist  gebunden  und  kann  bei  dem  Land> 
gerichte  ohne  Mitwirkung  eines  Anwaltes  eingelegt  werdend 

Das  Landgericht  kann  nach  i^ij  1  und  10  der  Vormundschafts- 
ordnung  nur  zufolge  einer  Besdiwordc  an  Stelle  des  Vormundschafts- 
gerichts entscheiden.  Es  kann  also  nielit  etwa  von  Amts  wegen 
über  die  religi(i>se  Erziehung  hevormuudeter  Kinder  Bestimmungen 
treffen.  Eine  solche  Befuguios  iät  auch  vom  Standpunkte  der  Aufsicht 
nicht  zu  rechtfertigen.  „Denn  weder  wohnt  dem  Landgerichte  als 
solchem  das  Becht  dw  Aufsicht  über  die  Amtsgerichte  bei,  noch  liegt 


1  Il«Bcfalu88  de»  Amtegerichts  zu  Liebenburg  vom  26.  April  1885. 

*  Beiehlaas  des  Landgerichts  zu  Hildesheitn  vom  4.  Juni  18S5  Vermuthlich 
{«♦  es  fifr  Mutter  trotzdem  milgUch  geworden,  iliro  Kinder  zurückzulioien.  ^Vilht'hn 
kreikenbohm  erklärte,  sobald  er  vierzehn  Jahre  ait  war,  aeiaen  Austritt  auä  der 
Ivtheriselien  Ktrcbe,  um  katholisch  zu  werden,  woxsuf  Ihm  ein  katholiseher  Vormund 
bi'strllt  wurde.  Ob  Albert  uud  Heinrieh  Kreikenhohm  am  lutherischen  Bekenntnisse 
festhalten,  iat  nicht  beltannt  geworden. 

»  Geaetz  vom  24.  April  1876,  §  4U,  vgl.  §  26,  Absatz  1. 

*  Oeeets  vom  ö.  Juli  1675,  §  10,  Absetz  S  und  8. 
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ia  dem  Aufeichtsrechte  die  Befugniea,  sachlich  unricbtige  Entschei- 
duDgen  des  nachgeordneten  Gerichts  aufzuheben;  vielmehr  gewährt 
dasselbe  nur  die  Befagnisa,  die  ordnungswidrige  Ausführung  eines 
Amtsgeschäftes  zu  rügen  und  zu  dessen  rechtzeitiger  und  sacbgeniä.sser 
Erledif!:un^  tu  crmahnen.  Bas  Landgericht  kann  also  nicht  aTidcrs  in 
Thätigkeit  gesetzt  werden ,  als  durch  eine  von  berechtigter  öeite  ein- 
geleirte  Beschwerde.  Was  ohne  solche  Yoranlasäuug  seitens  des 
Landgerichts  geschehen  ist,  muss  für  nicht  rechtsbeständig  erklärt  und 
wieder  aufgehoben  werden,  wenn  es  von  den  geordneten  Vertretern 
des  Mündels  mittels  weiterer  Beseliverde  verlangt  wird/  ^ 

Bei  Zurückweisung  einer  Beschwerde  ist  das  Landgericht  (nach  den 
Qnmdsätzcn,  die  für  alle  Rechtsmittel  gelten)  nicht  berufen,  einen  Zweifel 
gegen  deiijenii^en  Thcil  der  Entscheidung  anzuregen ,  der  nioht  angpfochton 
ht.  Noch  weil  iget-  darf  es  das  Amtsgericht  zu  einer  erneuerten  Prüfung 
darüber  vei'anlasseu  ^. 

In  der  Beschwerdeinstans  kann  die  Streitfrage  nicht  wesentlich  geändert 
werden,  wie  das  Kammergericht  in  folgendem  Falle  anerkannte.  Die  kdnig> 
liehe  Regierung  zu  Aachen  hatte  bei  dem  dortigen  Amtsgerichte  beantragt» 
einer  katholischen  Mutter  die  Vormund'^'^lüifr  über  ihre  beiden  Töchter  zu 
entziehen  und  einen  andei-en  Vormund  zu  liestelleii,  der  die  jüngere  Tochter 
zur  Tlieihiahme  am  evangelischen  Religionsunterrichte  anhalten  sollte.  Das 
Amtsgericht  lehnte  diese  Antrage  ab.  Die  königliche  Begierang  erhob  hier- 
gegen Besehwerde*.  Sie  r^e  in  der  Beschwerdeinstanz  die  Frage  an» 


^  Beschluss  des  Ohcrlandesgcrlchts  j!u  Celle  vom  2.  MHrz  1883.  —  Im  Wider- 
spruche hiermit  steht  ein  Beschluss  des  Landgerichts  zu  Breslau  vom  12.  October 
1880t  Vering«  Archiv,  Bd.  LI,  S.  188,  vnd  bei  RotkovAny,  Supplementa» 
Bd.  II,  S.  182,  188.  Das  Amtsgericht  zu  Breslau  hatte  die  evangelische  EntaliUllg 
zweier  Kinder  anfreordnet.  Die  katholische  Muttt-r  weigerte  sich,  die  Anordnunp  zu 
befolgen.  £3  wäre  daher  Sache  des  Amtsgerichts  gewesen,  von  Amtswegen  oder  auf 
Antrag  die  mr  DnrehlUhningr  der  Anordnung  geeigneten  weiteren  Verf&gnngen  zu 
treffen.  Die  städtische  Schuldeputation  wandte  sich  aber  direct  an  das  Landgericht, 
mit  dem  Antrage,  die  Entscheidung  des  Amtsgerichts  zu  bestätiiren  und  zur  Durch- 
fniit  uDg  zu  bringen.  Das  Landgericht  hätte  diesen  Antrag,  da  derselbe  an  unrich> 
tiger  Stelle  angebraelit  war,  ale  unstattheffc  verwerfen  oder  der  Kürze  halber  an  das 
Amtsgericht  abgeben  sollen.  Es  verfahr  aber  nicht  so,  prüfte  auch  nicht  die  Be- 
rechtigung der  Antragstellcrin,  traf  ebenso  wenig  eine  Entscheidung  nach  ihrem  An- 
trage, sondern  entschied  von  Amtawegen  in  entgegengesetztem  8lnne,  indem  es  das 
Amtsgericht  anwies,  „anderweit  dahhi  VerfBgung  zu  trdfen,  dass  die  Mündel  auch 
fernerhin  in  der  kaliiolisehen  Religion  zu  erziehen**  seien. 

'  Aii(>h  liiergrgen  wurde  in  folgendem  Fnlle  Verstössen.  Die  katholische  Wittwe 
des  evangeliacheii  GerichtsvoUzieliers  a.  D.  Friedrich  Erdmann  J.  hatte  über  einen 
Beachlnss  des  Amtsgerichts  su  Orb  Beschwerde  erhoben,  weil  darin  entschieden  wnr, 
dass  sie  ihre  vier  Söhne  evangelisdi  ensiehen  rofisste.  Die  Beeehwerde  wurde  durch 
Beschlusa  des  Landj^crichts  zn  Hanau  vom  31.  Decombcr  1880  zurückgewiesen.  Be- 
züglich der  beiden  Töchter,  die  nach  der  nämlichen  Entsciieidung  katliolisch  er??op:€n 
werden  sollten,  lag  keine  Beschwerde  vor.  Gleichwohl  bemerkte  das  Landgericht  in 
den  EntscheiduDgsgrllnden:  .  .  .  „Es  wird  Sache  des  Icanigllehen  Amtsgerichts  sein, 
sei  OS  von  Amtswepcn,  sei  es  auf  weitere  Anregung  iaeitens  des  Pfarramtes,  zu  prüfen, 
oll  angesicl'.ts  der  neu  hervorgetretenen  Thatsaclieii  seine  am  3.  August  1889  in  An- 
sehung der  Tochter  ertbeilte  Entsclieidung  auireclit  zu  erhalten  sei,  oder  nicht.** 

*  Ueber  dteStstthsftigkelt  dieser  und  der  weitern  Beschwerde  vgl.  unten,  8. 120. 
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ob  der  Mutter  auf  Gruud  von  §  28  der  Vormuiidsch.iltäordnung  das  Er- 
asiehungsrecht  zu  entssiehen  sei.  Die  Beschwerde  wurde  'zurückgewiesen. 
Eine  weitere  Bescliw^de  der  königlichen  Begiemng  stützte  sieh  anter  an- 
derem darauf,  dass  in  der  angefochtenen  Entscheidung  die  Frage  des  Er- 
zieliiin<,r<r«Mhtos-  nirht  popriift  worden  sei.  Dieser  Angrift"  wurde  für  unzu- 
lässig erklärt,  aus  folgenden  (iründen.  „In  die  Heschwerdeinstanz  kann  immer 
nur  dasjenige  Fundament  gebracht  werden,  welches  bereits  in  der  crsteu 
Instanz  zur  Erörterung  gestellt  war,  und  die  Frage  nach  der  Entziehung  des 
mfitterlichen  Erziehongsrechts  bewegt  sich  auf  einem  ganz  anderen  recht- 
lieben und  thatsilchlichen  Boden,  als  die  Frage  nach  der  Entsetzung  von  der 
Vormundschaft"  .  .  . ' 

Pie  Vorschrift  von  ^  55  des  Ocsetzos  vom  24.  April  1878,  wo- 
nach die  §§  535 — 538  der  deutschen  Civilprozessordnimg  entsprechende 
Anwendung  finden,  ist  nach  ihrer  Stellung  mir  auf  weitere  Beschwer- 
den zu  beziehen.  Doch  fehlt  eine  Vorschrift  für  das  Verfahren  des 
Landgerichts  auf  die  erste  Beschwerde.  In  Ermangelung  besuiiderer 
Bestimmungen  können  daher  auch  hier  die  Vorschriften  der  Civilproceaa- 
ordnung  entsprechende  Anwendung  finden*.  Danach  kann  die  Ent- 
scheidung ohne  Torgängige  mündliche  Verhandlung  erfolgen.  Auch 
ist  es  nicht  nothig,  eine  schriftliche  Erklärung  des  Gegners  zu  fordern. 
Es  kann  aber  eine  mündliche  Verhandlung  angeordnet,  oder  eine  sohriflk- 
liche  Gegenerklärung  erfordert  werden. 

Auch  für  die  Ermittlung  streitiger  Tbatsacbeu  können 
die  Vorschriften  des  Civilprozessordnung  sinngemäss  angewendet  werden. 
(Vgl.  oben,  S,  107),  Jedenfalls  ist  es  schon  nach  allgemeiueu  Hechts- 
grundsätzen unzulässig,  die  unmittelbar  betheiligten  Personen  als  Zeugen 
zu  beeidigen. 

Gleieiiwuhl  wurde  in  folgendem  Falle  anders  verfahren.  Der  im  Jahre 
1875  zu  Wetzlar  geborene  Sohn  des  katholischen  Schneiders  K.  und  sefaier 

evangelischen  Ehefrau  wurde  katholisch  getauft  und  war  nuch  nicht  ein  Jahr 
alt.  als  der  Vater  starb.  Die  Wittwe  wollte  dies  Kind  evangelisch  erziehen, 
während  der  katholische  Pfarrer  die  katholische  Erziehung  verlangte.  In 
der  Bescliwerdeinstanz  Wem  das  Landgericht  zu  Limburg  die  Mutter  des 
Kindes  durcli  das  Aintsgericht  zu  Wetzlar  als  Zeugin  eidlich  vernehmen'. 


*  BeseUnss  des  Kammergwtchts  vom  27.  Mai  1889,  im  kirchlichen  Oeaets-  und 

VcrordnungsMatt  des  evanpi'liscben  Oberldrclifiiraths,  ISSO.  S.  130,  131. 

2  Dasfs  die  Vorschriften  von  §  535  im  Falle  einer  Beschwerde  gegen  die  Au- 
ordnung  tles  Vormundschaftsgerichta  entsprechende  Anwendung  finden,  wurde  In 
folgendem  F«Ue  SAerkannt.  Die  Wittwe  O.  eriioh  Beschwerde  gegen  einen  Besehlnss 
des  Amtsgerichts  zu  Hildesheim,  \voflui\h  ilir  fiiif  Ornnd  von  5  6:^  der  Vormund- 
achaftsordruing  die  Vonmindsohnft  über  ilirc  Ivinder  entzogen  war.  Als  diese  Be- 
schwerde vom  Amtsgerichte  an  das  Landgericlit  Übersendet  wurde,  waren  die  Acten 
nicht  SV  erlangen,  weü  de  sufolge  der  von  der  nlmlicben  Wittwe  Q.  gegen  einen 
andern  Beschluss  erhobenen  weitern  Beschwerde  dem  Knmmrrgciichte  Uberreicht 
waren.  Au«  diesem  Anlasse  wurde  dtircli  RpscMuss  des  Landgerichts  zu  Hildesheim 
vom  16.  Januar  1885  auf  Grund  von  §  535,  AbsaU  2  und  ö,  der  Clvüproceasordnung 
die  Yolkichnng  der  beiden  durch  die  Wittwe  6.  angefochtenen  Beeehltteee  augeeetot. 

•  Das  Amtsgericht  zu  "Wetzlar  durfte  dies  Ersuchen  nicht  ablehnen,  nach  §  87 
des  Gesetze«  vom  24.  April  1678,  in  Verbindung  mit  §  159  des  Qericht8verf.-Geaetces. 
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Auf  Grand  ihrer  Auuage  nahm  es  als  erwiesen  an,  dass  der  Vater  die  evan- 
gelische Erziehung  des  Kindes  auf  dem  Sterbebette  genehmigt  habe.  Das 
Landgericht  schenkte  dieser  Aussage  Glauben  und  bestätip:te  deslialb  die  Ent- 
srlH'Mnng  des  Amtsgerichts,  wonach  das  Kind  evangelisch  erzogen  wer^ 
deu  mussie^ 

1>)  Znlftssing  von  Besehwerdei. 

In  §  10  der  Tormundsohaftsordnimg  ist  nicht  gesagt,  wer  zur 
Erhebung  der  Besehwerde  berechtigt  sei.   Hierfiber  besteht  Streit'. 

Viele  behaupten:  jeder,  der  am  Mündel  ein  Interesse  nehme,  könne 
die  Beschwerde  anbringen.  Diese  Meinung  wurde  in  den  Kammer- 
verhandlungen überBerathungder  Vormundschaftsordnung  ohne  Wider- 
spruch geltend  gemacht.  Indessen  nach  allgemeinen  Grundsätzen  über 
dio  Xatiir  eines  R'^chfsmittels  kann  eine  Beschwerde  gegen  Anord- 
nungen des  Yornmudschaftsoerichts  nur  deu  Betheiligten  zugestanden 
werden.  Hierbei  ist  es  unerheblich,  ob  die  Anordnung  des  Vormund- 
fichaftögerichts  von  Aratswegen  oder  auf  Antrag  ergangen  ist.  Ein 
Antragsteller,  dessen  Antrag  durch  das  V(nrmundschaftsgericht  zurück- 
gewiesen wurde,  kann  gegen  diese  Entscheidung  nicht  in  allen  FSllen, 
sondern  nur  dann  Beschwerde  erheben,  wenn  er  zu  den  Antragsbereoh- 
tigten  im  engeren  Suine,  d.  h.  zu  den  Bethetligten,  gehört. 

Unbedenklich  kann  die  Mutter  Beschwerde  gegen  einen  Be* 
schluss  erheben,  wodurch  an  ihrer  Stelle  ein  anderer  zum  Vormunde 
ernannt  wurde ^.  Ebenso  unbedenklich  ergibt  sich  aus  §§  28  und  53 
der  Vormundsrhaftsordnung  die  Berechtigung  des  Vormundes  und 
des  W a i  s  eu  r  a  t  Ii  e  s  gegen  Anordnungen  des  Aintögerichtes  über 
die  religiöse  Erziehung  bevormundeter  Kinder  Beschwerde  zu  erheben. 

Das  Kammorgericht  nimmt  an,  der  bisherig©  PflegCTater  eines  bevor- 
mundeten Kindes  könne  ^e  Bescliwerde  erheben,  wenn  ihm  durch  Anord- 
nung des  Amtsgerichts,  zur  Sicherung  der  religiösen  Ersiehung,  das  Kind 
abgenommen  ist  *.  O'gl-  hiergegen  oben,  S,  04.) 

Ebenso  wurde  folgender  Rechtsfall  durch  das  Oljorlandesgericht  zu  Frank- 
furt entschieden.  Nach  einer  Anordnung  dt;s  Amtsgerichts  zu  Nassau  sollte 
ein  Waisenkind  katiioliseh  erzogen  werden.  Ein  Schwager  des  Vaters,  der 
Schreiner  P.  B.,  hatte  das  Kind  in  Pflege.  Auf  des»^  Beschwerde  ordnete 
das  Landgericht  zu  Limburg  die  evangelische  Erziehung  des  Kindes  an.  Eine 
weitere  Besch  werde  des  Vormundes  rügte  Verletzung  von  §§  27  und  10  der 
Vorraundscliaftsordnung,  mit  der  IVhauptung,  danach  habe  der  Vormund,  in 
Gemeinschaft  mit  dem  Vormundschaftsgerieht ,  die  religiöse  Erziehung  des 


*  Besehltiss  des  Landgerichts  m  Limburg  vom  S2.  April  1884. 

*  Vgl.  z.  B.:  Dernburg,  Lehrbuch  des  preussischen  Privatrechts,  Bd.  m, 
S.  237  (3.Aun.  1884);  D  e  r  n  b  u  rg  (S  cli  u  1 1  z  c n  s  t  c  i  nj  .  Vorraundsdiaftsrecht,  §  23, 
S.  91 — 93;  M.  £.  £cciU3,  Erörterungen  aus  dem  Gebiete  dos  Vormundschaftsrechts, 
S.  84 — 40;  Otto  Lftwenstein,  Die  Vormundscbaftsordnung ,  S.  17,  18  (2.  Aufl., 
Berlin  1878). 

»  Be«chhi33  des  Kammergericht?  vom  15.  August  1882,  Jahrb.  Bd.  III,  Nr.  23,  S.44, 

Beschluss  des  Landgerichts  zu  Hüdeaheim  vom  2d.  November  1883. 
'  Beaehluss  vom  4.  September  1881,  Jahrb.  Bd.  II,  Nr.  23,  S.  45. 
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Mündels  zu  leiten,  daher  sei  P.  H,  zur  ErluOiUTiq:  «Icr  «M-stfni  l'escliwerde 
nicht  berechtigt  gewesen.  Das  Uberlamlesgerieht  veruari  diese  liiige  aus 
folgenden  Gründen.  ,Die  Pflegebefohlene  ist  durch  ihre  Mutter  der  Fürsorge 
und  Eraehung  ihres  Oheims  P.  B.  anvertraut,  und  dieser  untensieht  sich  seit 
dem  Jalire  1881  der  übcrnoniniciicii  Aufgabe.  Als  Yerpfleger  und  Erzieher 
Mündels  stehr  ihm  das  Boschwcrih'rocht  in  I'o/cnp^  auf  Anordnungen  des 
Vormundschafts^jcrichts  zu,  durch  welche  er  sein  Interesse  und  Recht  als 
Yerpfleger  und  Erzieher  für  geschmälert  erachret.  Es  braucht  daher  nicht 
untoraucht  zu  werden,  ob  ihm  als  nahem  Angehörigen  des  Mündels  auch  aus 
denen  verletztem  Recht  ein  Beschwerderecht  zusteht.'*  * 

Die  Frage,  ob  ein  solches  Beschwerderecht  einem  Kirchen  vors  tan  de 
ziiJ^tehe,  wurde  in  der  l\e<'hfsprechnTi<>  für  einen  r  vn n  ?ol  i s o  h o  n  Kirchen- 
rath bejaht,  dagegen  für  einen  katholischen  Kircheuvorstand  mit  Rück- 
sicht auf  das  Gesetz  Tom  20.  Juui  1875  verneint.  Der  Pfarrer  M.  zu  Weil- 
hnrg  eriioh  in  seiner  Eigenschaft  als  VorsitBender  des  dt^goi  evangdiBchen 
Eirchenraths  Beschwerde  gegen  einen  Besehluss  des  Amtsgerichts  zu  Wdl" 
bu^f  über  die  religiöse  Erziehung  zweier  Kinder.  Das  Landgericht  zu  Lim- 
burg erachtete  die  Beschwerde  für  zulässig,  weil  „5;  10  der  Vormnndsoliafts- 
ordnung  für  das  Recht  der  Besehwerde  keine  Schranke  zieht,  solches  viehnehr 
jedem  zuerkennt,  welcher  das  Wohl  des  Mündels  für  geschädigt  hält"  -. 

Die  evangelisdie  Wittwe  des  Icatholischen  Dr.  h*  zu  Weilburg  erzog 
ihre  Kinder  in  der  evangelisdien  Religion.  Ein  Antrag  des  katlMÜsehen 
Kirchenvorstandes ,  wonaelv  die  Wittwe  L.  angehalten  werden  sollte ,  ihre 
Kinder  in  der  kathohselien  Confession  nnterrichten  zu  lassen  und  zu  erziehen, 
wurde  durch  Besehluss  des  Amtsi.'eri(  hts  /u  Weilburg  abgelehnt.  Eine  Be- 
schwerde des  katholischen  Kirclieuvorstandes  gegen  diesen  Besehluss  wurde 
Terworfen.  Es  wurde  «rwogen,  „dass  der  §  10  der  Yormundschaftsordnung 
zwar  das  Recht  der  Beschwerde  gegen  eine  Anordnung  des  Yormundschafts- 
gerichts  allgemein  gewährt;  dass  dasselbe  jedoch  nicht  deshalb  einem  jeden 
im  Interesse  des  Mündels  zusteht,  sondern  nur  dem  Vorletzten  selber" ;  ferner 
.,dass  nach  5J  des  Oesetzes  vom  20.  Juni  1875  dem  Vorstände  der  katho- 
lischen iviroheiigenieinde  nur  die  Verwaltung  des  Vermögens  derselben  zu- 
steht, hiemach  der  Kirehenvorstand  als  durch  die  angefochtene  Entscheidung 
des  Amtsgerichts  verletzt  nicht  angesehen,  und  daher  als  zur  Beschwerde 
nicht  le;^itimirt  erachtet  werden  kann''  Auch  wurden  dem  Kirchenvnrstande 
die  Kosten  der  Keschwerde  auferle*?^.  Auf  eine  vom  Vorsitzenden  des  ge- 
nannten Kirchenvorstandes  erhobene  weitere  Beschwerde  wurde  der  Besehluss 
des  Luudgerichtfi  insoweit,  als  darin  dem  Beschwerdeführer  die  Kosten  auf- 
erlegt waren,  aufgehoben,  im  übrigen  aber  die  Beschwerde  als  unbegründet 
zurückgewiesen.  Es  wurde  aus<;eliilu  t,  das  Gesetz  vom  20.  Juni  1875  befasse 
den  Kirchenvorstand  nur  mit  der  Vermögensverwaltung,  und  der  in  §  57, 
Absatz  2,  dieses  rJesetzes  vorgesehene  Ausnalmiefall  liege  nicht  vor.  Somit 
habe  das  Landi^n  richt  die  in  52  ff.  des  Gesetzes  vom  24.  April  1878  be- 
zeichneten lieehtsnormen  nicht  verletzt.   Die  Verfassung  der  evangelischen 


>  Bsschlnas  des  Oberlandesgeriohto  sii  Fraiikftirt  vom  10.  December  1883. 

*  Beseliluse  des  Landf^erichts  z\i  Tiimburg  vom  16.  Februar  1885.  —  Die  Un- 
riclitiRkeit  des  in  diesem  Beschlüsse  Angegebenen  Entschoidttugagruudea  ist  in  der 
lulgeuUeu  Entscheidung  des  nimlkihen  Landgerichts  anerkannt. 

*  fiesehliiss  des  Landgerichts  zu  Limburg  vom  1.  December  1885.  Yerwiesen 
wurde  auf  Dernbnrg,  Yonnandschaftsrccht,  8.  66  (2.  Aufl.)» 
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Kirclieji^romeinden  sei  „eine  ^^nln(lsä^/lif•h  verschiedene,  nicht  in  gleicher  Weise 
eingeschränkte".  Es  liege  daher  kein  Widerspruch  darin,  dass  in  einer  andern 
Sache  die  Yom  Vorsitzenden  des  evangelischen  Kirchen  Vorstandes  erhobene 
Beschwerde  für  solfissig  erachtet  war.  Dagegen  sei  die  Yerurtheilung  des 
ßeschwcrdoführers  zn  den  Kosten  uioht  gerechifertigr,  weil  er  die  Beschwerde 
nti-lit  in  seinem  persönlichen  Intoreaae,  sondem  im  Interesse  der  Mündel 
erhoben  hatte 

In  einem  anderen  Falle  erachtete  das  Kammergericht  die  Legitimation 
eines  eTangeliaehen  Oemeindekirehenrathes  zur  Beaehw^efohrung 
ffir  «zweifellos*^.  Der  evangelisdie  Pastor  K.  zu  Eattowitz  hatte  bei  dem 
dortigen  Amtsgerichte  beantragt,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Kinder  des 

evaTi5^rlis(']KMi  Arljelters  R.  und  seiner  katholischen  Wittwo  in  der  nvan^^cdischen 
ContoHsioii  erzogen  würden.  Das  Amtsgericht  lehnt«  den  Autrag  ab;  und 
daü  Landgericht  zu  Beuthen  wies  die  hiergegen  erhobene  Beschwerde  des 
evangelisc^ea  Gemeindekirehenratha  su  Eattowitz  ^  unbegründet  zurück, 
indem  ea  die  Le^timation  des  Gemeindekirchenrathes  zur  Besehwerde  dahin- 
gestellt sein  liess.  Eine  weitere  Beschwerde  des  genannten  Oemeindekirclien- 
rathes  wurde  für  z^il,"I'!f>i^^  oraclitot  aus  folt^^endeii  Ciründen.  ^Die  Le<,'itimarion 
des  Geineindekirchenraths  zur  Erhebung  der  Beschwerde  im  Interesse  der 
Geschwister  R.  erscheint  nach  §  IG  der  Synodalordnung  vom  10.  September 
1873  zweifellos,  da  danach  der  Gemeindekirchenrath  die  religiöse  Erziehung 
der  Jugend  zu  beachten  und  die  Interessen  der  Kirchengemeinde  in  Bezug 
auf  die  Schule  zu  vertreten  hat,  überdies  aber  der  Ortsgeistliche,  dessen  Sorge 
zunächst  die  in  Rede  stehende  Angelegenheit  unterliegt,  dem  Oenieindekirchen- 
rath  angehört/  '  Auf  der  nämlichen  Reehtsansicbt  beruht  eine  neuere  Ent- 
scheidung, worin  die  Zulässigkeit  der  von  einem  evangelischen  Gemeinde- 
kirchenrathe  erhobenen  Beschwerde  nicht  in  Frage  gestellt  wurde 

Ton  grosser  praktischer  Bedeutung  ist  die  Frage,  ob  den  Pfarrern 
das  Beoht  zusteht,  Anordnungen  des  Yormundschaftsgeriohts  mit  Be- 
schwerde anzufechten.  Sie  ist  im  Gtebiete  der  Amtsgerichte  zu  Orb, 
Weyhers  und  Hilders  schon  auf  Grund  von  §  23  der  bayerischen 
zweiten  Verfasaungsbeilagc  zu  bejalien.  Auch  sonst  würde  die  Frage 
nach  Massgabe  der  einzelnen  Laudesgesetze  zu  bejahen  oder  zu  ver- 
neinen sein,  wf  ni!  darin  Yorschriften  über  diese  Frae^e  zu  linden 
wären*,  da  weder  in  der  Vormimdschaftsordnuug  noch  iu  anderen  für 
die  ganze  Monarchie  erlassenen  Gesetzen  besondere  Vorschriften  über 
jene  i'rage  zu  finden  sind.  Soweit  aber  die  Landesc^esetze  keine  Vor- 
schrift enthalten,  muss  die  Frage  hier  erörtert  werden. 

Die  Rech^prechung  fiber  diese  Frage  ist  noch  unsicher.  Ein  kathoUseher 
Pfarrer  verlangte  vom  Amtsgerichte  su  Lüdenscheid  Abhilfe  gegen  die  Ifass- 
nahme  eines  Vormundes,  der  zwei  katholische  Kinder  in  eiiier  protestantischen 
Familie  nntcrgebraoh^  liatte.  Der  Antrag  wurde  :il»gelehnt,  und  eine  Be- 
schwerde des  Pfarrers  wurde  vom  Landgerichte  zu  Hagen,  als  unbegründet, 

1  Bcschluss  des  KammergerlditB  vom  18.  Januar  1886. 

-  Beschluss  des  Kainmergerichts  vom  23.  Februar  1885,  im  kirchlichen  Gesetz- 
und  Verordnungsblatt,  1888,  S.  11.  —  Allein  ans  der  Synodalordnung,  etnem  Kirchen- 
gssetse,  kann  das  Beschwerderecht  nicht  hergeleitet  werden. 

'  Beschluss  vom  U.  Mai  1889,  im  kbcU.  Oesets- und  yerordD.-BUtt,  1889,  S.  126. 

^  Vgl.  s.  B.  Aber  die  bsanover'sche  Verordnung  von  1826  unten,  D. 
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ziirückf^ewicscn.  Das  Kamtnergericht  wies  aueh  oino  i^-eitere  Beschwerde 
des  IMarrors  als  unhof»ründet  zurück.  Es  sclu'iiir  hierbei  angedeutet  zu  hahpn, 
dass  die  Frage,  ob  das»  Recht  zur  ersten  und  zur  weiteren  Beschwerde  dem 
Pfarrer  überhaupt  zustand,  unentschieden  bleiben  soUe  —  In  einer  andern 
Entscheidung^  bemerkte  das  Kammorgericht:  ,,Ueber  die  Frage,  ob  der  Pfarrer 
für  seine  Person  zur  Einlegung  des  Rechtsmittels  als  legitimirt  anzuerkennen 
sei,  war  zur  Zeit  koino  Entscheidung:  zu  treffen,  weil  er  ein  dcrarti<:^os  Roclit 
seinerseits  nicht  geübt  hat,  darüber  uueh  von  dem  Landjjoriphte  eine  Ent- 
scheidung nicht  getroffen  ist."  Der  Pfarrer  hatte  niinilich  in  seiner  Eigen- 
schaft Torsitsender  des  katholischen  KirchenTorstandes  die  Beschwerde 
erhoben 

Das  Amtsgericht  zu  Lennep  hatte  auf  Antrag  eines  katholischen  Pfarrers 
die  Anordnung  getroffe?!,  die  Kinder  der  Fabrikarbeiter;;;  0.  sollten  katholiseh 
erzogen  und  deshalb  aus  dem  evangelischen  Waisenhause  eutlernt  werden. 
Gegen  diesen  Bcschluss  erhob  das  Presbyterium  der  evangelischen  Gemeinde 
zu  B.  Beschwerde.  Das  Landgericht  zu  Elberfeld  betrachtete  die  Beschwerde 
als  zulässig,  wies  sie  aber  als  unbegründet  zurück.  Zufolge  einer  TOm  Pres- 
byterium erhobenen  weiteren  Beschwerde  wurde  der  Beschluss  des  Amts- 
gerichts zu  Lennep  aufgehoben .  und  nach  dem  Antrage  des  Presbyteriums 
entt^cliiedcn Damit  erkannte  das  Kammergericht  (stillschweigend)  an ,  dass 
die  Beschwerde  des  Presbyteriums  gegen  den  Beschiuss  des  Vormundschafts- 
gerichts  zulässig  gewesen  sei.  —  Das  Amtsgericht  zu  Herford  traf  Qber  ein 
bevormundetes  Kind  die  Anordnung,  dass  es  in  der  OTangeUselu  n  Religion 
zu  erziehen  sei.  Eine  Beschwerde  des  katholisclien  Pfarrers  zu  I  Terford  gegen 
diese  Entscheidung  wurde  durch  das  Landsreridit  zu  Bielefeld  als  unbegründet 
zurückgewiesen.  Das  uüniliche  Schicksal  hatte  eine  weitere  Beschwerde  des 
erwähnten  Pfarrers.  Die  Zulässigkeit  der  ersten  und  weiteren  Beschwerde 
wurde,  soweit  ans  dem  yerdffentlichten  Berichte  zu  ersehen  ist,  nicht  in 
Zweifel  gezogen,  also  thatsächlich  angenommen \ 

Audi  in  Entsclieidungen  anderer  Ocriehto  wurde  vorausgesetzt,  dass  die 
kirchlichen  Beliörden  befugt  seien,  gef;en  Beschlüsse  der  Amtsgerichte  über 
die  Kcligion  der  bevormundeten  Kinder  Beschwerde  zu  erheben 

Ebenso  entschied  das  Oberlandesgericht  zu  Cassel  folgenden  Rechtsfall. 
Der  katholische  Pfarrer  zu  Marburg  erhob  Beschwerde  gegen  einen  Beschiuss 
lies  dortigen  Amtsgerichts,  worin  der  evangelischen  Wittwe  des  katholischen 
Tai^inimcrs  F.  gestattet  war.  ilire  Kinder  protestantisch  zu  erziehen.  Das 
Landgericht  nahm  an,  die  Legitimation  des  Beschwcnleführers  sei  nicht  zu 
beanstanden,  weil  „nach  der  aus  den  Berathungen  der  \  «»t  inundschaftsordnung 
sich  ergebenden  Absidit  des  Gesetzgebers  die  in  §  10  gegeu  die  Anordnungen 


*  Beschiuss  vom  15.  Märx  1880,  Jahrb.  Bd.  I,  Nr.  4,  S.  3,  4. 

*  Beaehlnsa  vom  18.  Jsnnar  1880.   Vgl.  oben,  S.  121,  122. 

»  Beschiuss  vom  30.  October  iS^i  .    Tnhrb.  Bd.  V.  S.  Gn  (Anhang  zu  Nr.  26). 

*  Ikscliluss  vom  26.  November  1888,  Jahrb.  Bd.  Vlil,  Nr.  20,  8.  ÖO,  51. 

^  In  dienern  Situic  ergii^en  z.  B.  Beschlüsse  des  Landgerichts  zu  Esien  vom 
34.  August  1887,  des  Lsadgeriobts  sa  Frankfint  a.  M.  vom  15.  November  1888,  in 
der  Rundschau  der  juristischen  Gesollschnft  zn  Frnnl^fnrt  n.M.,  1889,  S.  88ff.  (worin 
eine  Beschwerde  des  Consistoriums  zu  Cassel,  als  vorgesetzter  Dienstbehörde  des 
evangelischen  Pfarramtes  zu  Preungesheim,  gegen  Beschlüsse  des  Amtsgerichts  ztt 
Bockenheim  lllier  die  rdiglOse  Eriiehnog  der  Johanna  B.  für  sullssig  ertditet  wurde), 
und  des  Lsndgetichts  su  G81n  vom  26.  August  1889. 
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des  Vormnndscliaftsi^ericlits  zu^^elassene  Beschwerde  im  Interesse  des  Mündels 
von  jedem  ausgeübt  werden  könne'.  Zugleich  wurde  die  Beschwerde  für 
begründet  erklärt,  daher  unter  Aufhebung  der  angefochtenen  Verfügung  die 
Anordnnnj^  {getroffen,  dass  die  Kinder  katholisch  zu  erriehen  seiend  Die 
Mutter- Vormünderin  erhob  weitere  Beschwerde,  die  vom  Kamraergericht  auf 
Grund  von  §  56  des  Gesetzes  vom  24.  Ain'il  1878  an  das  Oberlandesgerielit 
zu  Cassel  überwiesen  Avurde*.  Die  weitere  Heseliwcrde  stützte  sich  unter 
anderm  auf  die  Behauptung,  dass  der  katliolische  Pfarrer  zur  Erhebung  der 
ersten  Beschwerde  nicht  befugt  gewesen  sei.  Das  Oberlandesgericht  verwarf 
di^  Rflge  mit  der  Erwä^g,  ndass  §  10  der  Yormandscha^rdnun^^  ganz 
allgemein  eine  Beschwerde  g^^n  die  Anordnungen  des  YormundschaftsgerichtS 
zwijisst:,  oline  die  Befii^ni?i3  7.\ir  Einlegung  derselben  auf  bestiniinte  Personen 
zu  beschränken,  und  bei  Berathung  derselben  der  Oesetzgeber  theils  aus- 
drücklich,  theils  stillschweigend  von  der  Auffassung  ausgegangen  ist,  es  solle 
jedwedem,  der  im  Interesae  des  Mündels  handelnd  auftritt,  die  Beschwerde 
zustehen;  daas  aber  aueh  diejenigen  Bechtslehrer,  welche  trotzdem  den  Kreis 
der  Berechtigten  auf  die  durch  die  Anordnung  des  Vormundschaftsgerichts 
Verletzten  hesrliiiiiiken  fw  u'  Eeeius  und  Dernburo;).  im  Falle  einer  behaupteten 
Verletzung  der  die  bestellenden  Voi  seliriften  über  die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder  aufrecht  erhaltenden  Bestimmung  des  §  28,  Absatz  2,  der  Vormuud- 
sdiaftsordnung  die  Vertreter  der  staatlich  anerkannten  Beligionsgesellschaflen 
zur  BeschwerdefÜbmng  legitimirt  erachten;  dass  deshalb  die  Befugnias  dm 
Pfarrers  W.  xu  Marburg  zur  Besehwerde  gegen  die  Anordnung  des  Amts- 
gerichts zu  Marburg  vom  28.  Januar  1884  mit  Unrecht  von  der  Beschwerde- 
führerin angefochten  ist.'' ' 

Dagegen  in  folgendem  1*^11  nahm  das  Kammergericht  an,  den  Geist- 
lichen stehe  ein  solches  Beschwerderecht  nicht  zu.  Ein  eTangelisdier  ert- 
licher stdlte  bei  dem  Amtsgerichte  zu  Wormditt  den  Antrag,  einen  Vormund 
abzusetzen,  weil  derselbe  den  gesetzlichen  Verpflichtungen  bezüglich  der 
rehgiösen  Erziehung  seiner  Mündel  nicht  nachgekommen  sei.  Das  Anitsirerielit 
leimte  den  Antrag  ab,  und  der  (leistliche  legte  hiergegen  Beschwerde  ein. 
Das  Kaniniergericht ,  das  später  zufolge  einer  weiteren  Beschwerde  mit  der 
Sache  befosst  wurde,  erklärte,  schon  die  erste  Beschwerde  sei  unzulässig  ge- 
wesen, aus  folgenden  Orfinden.  ,Es  steht  dem  betheiligten  Geistlichen  frei, 
Anzeigmi  an  das  Vormundschaftc^ericht ,  wie  an  die  Aufsichtsbehörde,  zu 
brinpren ,  um  einer  nach  seitior  Ansicht  dem  Gesetze  widerstreitenden  oder 
niclit  vollständig  genügenden  Leitung  der  religiösen  Erziehung  entgegenzu- 
treteji.  Wenn  aber,  wie  im  vorliegenden  Falle,  die  geltend  gemachten  That- 
saehen  erörtert  sind,  und  die  Vormundschaftsbehorden  demnächst  zu  einer 
Ton  der  Auffassung  des  Geistlichen  abweichenden  Beurtiidhing  des  Ver- 
halten-^ (los  Vormundes  gelangt  sind,  so  ist  das  Interesse  der  Mündel,  dessen 
"Wahrnehmung  allein  den  Geistlichen  zui-  liosehwerdefülirung  legitimiren 
kann,  vollständig  gewahrt,  die  hervortretende  Differenz  der  lleurtheilung 
beider  Behörden  aber  im  Beschwerdewege  nicht  zu  weiterem  Austrage  zu 
bringen *. 

*  Bpschhiss  des  Landc;orich(3  zu  Marburg  vom  26.  Mftn  1884. 
'  Beachluss  dca  Kamiuergerichts  vom  19.  Mai  1884. 

*  Beschlnss  des  OberlandeBgerichts  zu  Caa«el  vom  17.  Juni  18S4. 

*  Besehluss  des  Kammeorgerichts  vom  20.  S^tember  1886}  Jahrb.  Bd.  VI 
Nr.  5  und  17,  8.  12  und  88. 
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Sonst  liat  dft$  Kammergierichk  die  ßereohÜgun^  zur  Erhebung  der  Be> 

Sfhwprdo  von  einer  Untcrsi'lipidunpr  :ii)hrm<j:iuf  rromaeht.  Es  nimmt  an,  nur 
Eltt'rn,  Vormiintier  und  Ptlegcr  seien  uiibeschriiiikt  befugt,  Beschwerdo  ^o^ren 
eine  Entscheidung  des  Amtsgerichts  zu  erheben ;  dagegen  sei  die  Beseiiwerde 
anderer  Peraonen,  munentlieh  aadi  die  Beeehwerde  einer  kirchlichen  Behörde, 
nur  dann  znläsdg,  wenn  sie  im  Interesse  der  Kinder  erhoben  werde. 
Diese  neclitsauffafiRung  ist  in  der  zuletzt  erwähnten  Ent^i  lieidung,  vom 
20.  Septoniber  188fi.  nur  angedeutet,  dfigogen  in  folgendem  Kalle  entselieidcnd 
gewesen.  Das  Anirsgorieht  zu  Deursch-Krone  hatte  einen  Antrat^  der  könig- 
lichen Regierung  zu  Marienwerder,  über  die  religiöse  Er/.ieliung  bevormundeter 
Eioder,  abgelelmt.  Eine  Beschwerde  der  Regierung  gegen  diesen  Beschluss 
wurde  in  der  Besehwerdeinstans ,  vom  Landgerichte  zu  Schneidemfihl,  als 
zulässig  behandelt,  dagegen  infolge  einer  weiteren  Beschwerde  vom  Kam» 
mergericht  (unter  Aufhebung  des  lanilf^oriclitlu lion  Ro*«chlusses)  als  unzuliissig 
verworfen.  Das  Kammorgericht  führte  aus,  ein  Besehwerderecht  stehe  der 
Regierung  nur  insoweit  zu,  als  dieselbe  die  Interessen  der  Kinder  allein  oder 
gleichzeitig  mit  ihrm  eigenen  Interessen  rerfolge;  die  an  das  Landgericht 
zu  Schneidemfihl  gerichtete  Beschwerde  lasse  aber  nicht  erkennen,  dass  sie 
im  Tnfere'iso  der  Kinder  erhoben  wurde Diese  Ausführung  des  Kammer* 
gerichts  passt  auch  auf  Geistliche.  Dnnaeh  würden  Oeistlif^lie  /ur  Beschwerde- 
führunq-  gegen  Entscheidungen  der  Anitsi,'onchte,  über  die  religiöse  Erziehung 
bevorDiundctcr  Kinder,  mit  der  Beschriinkung  befugt  sein,  die  das  Kammer- 
gericht bezüglich  des  Antragsreohtes  (vgl.  oben,  S.  106,  107)  annimmt. 

Nach  richtiger  ICeinimg  sind  ebzelne  Geistliche  oder  geistliche 
Behörden  überhaupt  nicht  berechtigt,  Anordnungen  über  die  religiöse 
Erziehung  mit  Beschwerde  anzufechten,  da  ihnen  eine  solche  Befog- 
niss  durch  das  Gesetz  nicht  eingeräumt  worden  ist.  (Vgl.  oben,  S.  90.) 

Diesen  l^fandpuiiT^t  vertreten  die  Oberlandesgerichte  '/n  Frankfurt  -  und 
Celle.  In  der  Vonnundschafr  iila  r  den  Sohn  des  Ilau-u  irtlij*  Ü.  zu  Alten- 
sothrieth wurde  durch  Beschluss  des  Amtsgerichts  die  katholische,  dagegen 
auf  Beschwerde  des  Consistoriums  zu  llaunover  durch  Beschluss  des  lamd- 
gerichto  die  lutherische  Erziehung  des  Hfindels  angeordnet'.  Eine  im  Ein- 
verständnisse mit  der  Mutter  durch  den  Voi  tnund  erhobene  weitere  Beschwerde 
rügte:  sowold  in  der  Ziiln^snng  der  Besehwerde.  aU  auch  in  der  Entsohei- 
(lung  seihst  seien  Gesetzesverletzungen  zu  tindon.  Hie  Verhandlung  und 
Entscheidung  wurde  dem  Oberlandesgerichte  zu  Celle  überwiesen.  Dasselbe 
erachtete  den  ersten  Angriff  als  begründet  und  hob  deshalb  die  angefochtene 
Entscheidung  auf.  Es  erklärte  also  die  erste  Beschwerde  ffir  nnzulSswg,  und 
zwar  aus  folgenden  Gründen.  .,Die  Interessen  des  Mündels  gegen  das  Vor- 
rnundschaftsgericht  wahr/.nneh?neii ,  knnn  nur  derjenige  für  befugt  erachtet 
Averden,  den  das  Gesotz  mir  der  A'ertretuug  der  Interessen  des  Mündels  be- 
auftragt hat.  Abgesehen  davon  konnte  ein  Beschwerderecht  nur  bei  dem- 
jenigen anerkannt  werden,  der  durch  die  obervormundschaftliche  Anordnung 
wirÜich  besehwert,  d.  h.  in  seinen  eigenen  rechtlichen  Interessen  verletzt 


*■  Beschluss  des  K«mmergerichts  vom  3.  Januar  1888,  Jahrb.  Bd.  VII,  Nr.  7 

und  19,  8.  11,  40—43. 

*  Beschluss  des  Obcrhiudesgerichttszu  Frankfurt  vom  9.  Juli  18H5,  unten,  S.  129, 130. 

•  Beschlüsse  des  Amtsgerichts  zu  Bergen  vom  1.  September  1882  und  des  Land- 
gerichts SU  Lüneburg  vom  18.  November  1882. 
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iBi.  Weder  der  eine  iioch  der  andere  Gesiohtspiuikt  trifft  bei  den  kirehlicheo 

Aiifeichtsbühörden  zu*"  .  .  .  ^ 

Steht  den  kirchlichen  Behörden  kein  Kecht  zu,  Entscheidungen 
desYormundscIiaftsgericht  über  dasReligi'^n^i^iekcnütniss  bevormundeter 
Kinder  mit  Bescliworde  anzufechten,  so  muss  der  nämliche  Grundsatz 
auch  für  Scliulbehörden  entsprechende  Anwendung  finden.  Es  ist 
also  z.  B.  ein  Schulinspcoto r  nicht  berechtigt,  solche  Beschwerde 
zu  erheben.    (Vgl.  oben,  S.  y3  und  98.) 

Das  Eamm^geriebt  irt  andere  Meinaiig.  Ein  Sdiulüwpector  etellto  bei 
dem  Amt^ricbte  zu  Bunzlau  den  Antrag,  ein  Kind  sur- Theilnabme  am 
katholischen  Beligions-  und  Boiohtunterrichte  in  die  katholische  Schule  zu- 
rückführen /n  lassen.  Dci-  Aiifrafr  wurde  abgelehnt.  Auch  eine  Beschwerde 
des  Schulinspectors  wurde  niolit  als  unzulässii;  verworfen,  sondern  als  unbe- 
gründet zurückgewiesen.  Auf  weitere  Beschwerde  des  Schulinspectors  wurde 
seinem  Antrage  entsproeben,  also  seine  Berechti^^uag  zur  Besehwerdefuhrung 
anerkannt  *. 

4.  Anfgaben  des  Kammergerichts  und  anderer  Oberlandesgerichte. 

Beschwerden  in  Vonnundschaftssachen  wurden  bip  zum  Jahre 
1849  in  letzter  Instanz  durch  das  Ministerium  entschieden.  Seit  1849 
bis  1879  war  in  diesen  Sfidion  in  den  alten  Provinzen  das  Appella- 
(ionsir-ericdit  alleinige  Besch werdeinstanz so  dass  dessen  Eurscheidung 
nicht  weiter  angefochten  werden  konnte,  mithin  die  Bildung  einer  ein- 
heitlichen Rechtsprechung  unmöglicli  war.  Nach  10  der  Vormuud- 
schaftsorJüuug  vom  5.  Juli  1875  blieben  die  Euischeidungen  der  Be- 
schwerdegerichte endgiltig.  Erst  seit  dem  1.  October  1879  findet  gegen 
die  Entsclieidttng  des  Beachwerdegerichts  daa  Beehtamittel  der  weltern 
Beschwerde  statt  ^,  jedoch  nur  wegen  Öesetzesverletzung. 

a)  PSmliclikeiten  ein«r  weitem  Beschwerde. 

Jede  weitere  Beschwerde  inuss  dem  Kauimergerichte  vorgelegt 
werden.  Dasselbe  hat  darüber  in  der  Regel  auch  zu  entscheiden. 
Doch  bat  es  die  Terhandlung  und  Entscheidung  dem  Oberlandes- 
geriehte  des  betreffeiiden  Bezirks  zu  überweisen,  wenn  die  Beschwerde 
ausschliesslich  auf  Verletzung  einer  Rechtsnorm  gestützt  wird,  die  im 
Bezirke  des  Kammergerichts  nicht  gilt.  Auch  kann  es  die  Verhand- 
lung und  Entscheidung  dem  Oberlandesgerichte  des  betreifenden  Be- 
zirks überweisen,  wenn  eine  der  als  Tcrletst  bezeichneten  Rechtsnormen 


^  F.csrliluss  rloH  Ohprlandesgerichts  zu  Celle  vom  2.  MHrz  1883.    Die  Ent- 
sclieidung  atützte  »ich  zugleich  auf  die  haunover'Scbe  Verordnung  vom  äl.  Juli 
Die  dannf  besfigllcheii  Qrflnde  sind  unten,  unter  D.,  mltgetheilt 

'  Beschlius  des  KamnucrgertelitB  vom  5.  MXn  1888,  Jahrb.  Bd.  IV,  Nr.  80, 
8.  79. 

'  Verordnung  vom  2.  Januar  1849,  §  35,  Absatz  2. 
*  Gewts  ▼om  24.  April  1878,  §  40,  Abaata  3. 
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im  Bezirke  dea  Kammergericlites  nicht  gilt^  80  können  die  Ober* 
landesgeriohte  zu  Obssel,  Frankfurt,  Hannover,  Kiel  nnd  Stettin'  be- 
rufen wf'nlen,  Streitigkeiten  in  Yormund^cbaftssachen  über  die  reli- 
giöse Erzieliung  zu  entscheiden. 

Die  weitere  Beschwerde  ist  an  keine  Nothfrist  ji:ebunden.  Sie  ist 
bei  dfim  Lan(1i:^er!''lirt'  einziilef;Gn ,  kann  jedoch  in  drinj^enden  Fällen 
sofort  bei  dem  Kammer^erichte  erhoben  werden.  Rio  kann  zu  Pro- 
tokoll des  Gericlitsschreibers  erklärt  werth'n.  Sonst  erfolgt  die  Ein- 
legung durch  Einreichiiug  einer  Be8chwer(li\-ichrift,  die  in  der  liegel 
durch  einen  Rechtaauwalt  unterzeichuet  sein  muss.  Nur  öffentliche 
Behörden  können  eine  solche  Beschwerde  schriftlich,  ohne  Zuziehung 
eines  Rechtsanwalts,  erhebend 

Pfarrer  sind  nicht  öffentliche  Beamte ,  und  Pfarrämter  sind  nicht 
öffmtliche  Behörden.  Wenigstens  entspricht  diese  Meinung  dem  ge- 
wöhnlichen Sprachgebrauch e.  Es  muss  daher  die  Beschwerdeschrift 
eines  Pfarrers  von  einem  Rechtsanwälte  unterzeichnet  sein^. 

Das  Knmmer<3^en<-ht  nimmt  das  Hegentheil  an.  Die  Picsclnveiilcschrifr 
eines  katliolix'heii  ri'arreis  gegen  einen  ßeschhiss  dos  Laiidi^orirhts  zu  J lagen 
war  von  keinem  Reolitsftiiwaltc  unterschrieben,  wurde  aber  trotzdem  zu/^elasseii, 
weil  der  Beschwerdeführer  ^in  seiner  Eigenschaft  als  Seelsorger,  also  als 
Verwalter  des  Pfarramts,  Beschwerde  erhoben'*  hatte  und  deshalb  «als  öffent- 
liche Behörde"  angesehen  wurde  *.  Ebenso  wurde  die  (als  weitere  Besehwerde 
behandelte)  „Berufung  dos  ovanj^elischen  Pfarramtes  /u  Anfonau*'  gegen  eine 
Knt8cheidun|}:  des  Landgerichts  zn  Hanau,  für  fnrineli  /ulässifj  angeselien, 
obwohl  sie  nur  die  Untersehritt  des  Pfarrers  trug  ^  Desgleichen  wurde  eine 
wtttere  Beschwerde  d^  katholischen  Pfarramtes  zu  Nastätten  gegen  einen 
BeschlnsB  des  Landgerichts  zu  Wiesbaden  vom  13.  Februar  1885  auf  Grund 
von  §  5ß  des  Gesetzes  vom  24.  April  1878  vom  Kammergerichto  an  das 
Oberlandcsgerielit  zu  Frankfnrt  überwiesen,  obwohl  sie  vofi  oin^m  Koohts- 
anwalte  nifht  unterzeichnet  war.  Sie  wurde  also  ffir  forniell  /.uläs(sif>-  eraeiitet. 
Das  Oberhtudesgericht  zu  Frankiurt  verwarf  die  Beschwerde  nicht  wegen 
Mangels  der  Unterschrift  eines  Rechtsanwaltes,  sondern  aus  einem  anderen 
Grande  (vgl.  S.  129)  ^ ;  es  scheint  also  ebenfalls  anzunehmen,  daas  ein  Pfarr- 
amt als  öffentliche  Behörde  im  Sinne  von  §  53  des  Gesetzes  vom  24.  April 
1878  angesehen  worden  könne.  —  Dairoij'cn  die  vom  „Vorsitzenden  eines 
katholischou  Kirchenvorstaudes''  erhobene  weitere  Beschwerde  muss  nach  An- 


*  Oesctas  vom  24.  April  1878,  §  51  (in  Vcrl.iiulung  mit  ^  40.  Absats  1,  imd 
§  26,  Absatz  1)  und  §  56;  Allerhöchster  Erlass  vom  1.  September  1S79. 

'  Die  Obeiiajidesgerichte  zu  Kiel  und  Stettin  haben  dem  Vernehmen  nach  solche 
Entscheidniigen  noob  nicht  erlMten. 

'  Gesetz  vom  24.  April  1878,  §  53,  Absatz  1  und  2. 

^  Ob  ein  Pfarrer  weitere  Beschwerde  erheben  kann,  i«t  eine  «weite  Frage,  die 
sogleich,  S.  128,  129,  su  prüfen  ist. 

*  Besehlnas  d««  Kammergericbts  Tom  16.  Mftn  1880,  Jahrb.  Bd.  I,  Nr.  4,  S.  8. 
®  BesohluiB  des  Ksmmeigeriehts  vom  16.  November  1689  (in  einer  Sache 

ans  Orb). 

^  Beschlüsse  des  Kammergerickts  vom  23.  März  1885  und  det»  Oberlandes- 
Berichts  SU  Frsnkfort  vom  9.  Jnli  1886. 
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sieht  des  Kammcrgcrichl«  von  einem  Rechtsanwälte  unterzeichnet  sein,  da 
ein  solclier  Vorsitzender  ^persönlich  nicht  die  Eigenschaft  einer  öffentlichen 
Behörde  für  sich  in  Anspruch  nehmen  kann''  K 

b)  Bereehtig^g  zur  Erliebung  i'iuer  vveiterii  liesclnwrde. 

lieber  die  Frage,  wer  dio  vom  Landg^erichro  in  der  Besohwerde- 
instanz  erlassenen  Beschlüsse,  ül)er  die  religiöse  Erziehung*  der  Kinder, 
mit  weiterer  Beschwerde  anfechten  kann,  bestehen  keine  hesunderen 
Vorschriften  (mit  Ausnahme  von  §  23  der  bayerischen  zweiten  Ver- 
fassungsbeila^e  für  die  vormals  bayerischen  Gebietstheile).  Es  ist 
daher  nach  allgemeinen  Grundsätzen  anzunehmen,  dass  dies  Kechts- 
mittel  „nur  den  unmittelbar  bei  der  Entscheidung  betheiligten  Per- 
sonen zusteht,  zam  weiteren  Schutz  der  ihnen  zustehenden,  durch  die 
getroffene  Entscheidung  verletzten  Bechte'^ In  dieser  Hinsicht  gelten 
för  die  weitere  Beschwerde  dieselben  Grundsätze,  wie  f&r  die  erste 
Beschwerde.   (Vgl.  oben,  S.  120—126.) 

Dem  Yormundschaftsgerichte  kann  ein  Recht,  gegen  die 
Entscheidung  des  Landgerichtes  weitere  Beschwerde  zu  erheben,  nicht 
zugestanden  werden,  (hi  es  verptiichtet  ist,  die  in  der  Beschw^rde- 
instanz  erlasseneu  Entscheidungen  auszuführen,  selbst  wenn  dieselben 
nach  seiner  ^feinung  unrichtig  sein  sollten.  Es  ist  dalier  unstatthaft, 
falls  die  Entscheidung  des  Beschwerdegorichts  den  Anträgen  des  Vor- 
mundes entsprochen  hat,  „zum  Zweck  der  Erhebung  einer  weiteren 
Beschwerde*^  einen  Pfleger  zu  bestellen. 

Der  Vormund  der  Waisenkinder  Amalie  und  Anna  Baring  hatte  bei 
dem  Amtsgerichte  zu  Halle  beantragt,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Kinder 
katholisch  erzogen  würden.  Das  Amtsgericht  hatte  den  Antraj^  abi^clelint. 
Auf  Beschwerde  des  Vormundes  ordnete  das  Landgericht  an,  di((  Kijider 
sollten  im  katholischen  Glaubensbekenntnisse  unterrichtet  werden.  Dm  Amts- 
gericht bestellte  hierauf  den  mütterlichen  QrossTater  d«r  Kinder  zu  ihrem 
Pfleger,  behufo  Erhebung  einer  wetteren  Beschwerde.  Dieselbe  hätte  aus 
den  angegebenen  Gi  li  i  1  n  als  unzulässig  verworfen  werden  sollen.  Sic  wurde 
aber  zugelassen.  Das  Kammergericht  war  der  Meinung,  der  Beschwerde! iiliror 
sei  zur  Erhebung-  i\pr  li(\«  liwerde  «sowohl  nach  §  10  II  3  des  Allgemeinen 
Landrechts ,  als  auch  dadurch  legitimirt ,  dass  er  spociell  zum  Zwecke  der 
Erhebung  jener  Beschwerde  als  Pfleger  der  Mfindel  bestellt  wordm*  war'. 

Auch  die  weitere  Beschwerde  eines  evangelischen  Gemeinde- 
kirchenrath es  wurde  ffir  zulassig  erachtet  \ 

*  Besehltiss  des  Kamme^riebte  vom  IB.  Janttsr  1888.  DanAeb  bUfee  di«  Be- 

scliwt nk'  auf  Grund  von  %  55  des  Oeselses  vom  24.  April  1878,  in  Verbindung  mit 
§  537  dtT  Civilprorr^snrriimn^,  als  tinznlässig  venvurfen  werden  sollen.  Niclitsdesto- 
wcDiger  hat  das  Kammergericht  die  Beschwerde  als  zulässig  behandelt  und  bezüglich 
des  KoBtenpnnktes  die  ^gefoehtene  Enteebeidung  geändnt.  Vg^.  oben,  S.  121,  122. 

'  Vgl.  Beeeblnss  des  Kammergeriehts  vom  6.  Februar  1882»  Jsbrb.  Bd.  in, 
Nr.  3,  S.  6,  7. 

^  Beschluss  des  Kaxnmergericbts  vom  10.  October  1887,  in  Yerings  Archiv, 
Bd.  LK,  S.  176—180. 

*  Beeeblnss  vom  14.  Mai  1889,  Im  kircUL  QeMtE*imd  Verordn^-AIatt,  1889,  S.  126. 
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Desgleiehen  hat  dos  Kamincrgericht  in  mehreren  Fallen,  die  TomPreg* 

bytoriuni  einer  evangelischen  Geniciiidc  orholiene  weitere  Beschverde  zu- 
gelassen,  ohne  dio  Stattlmftiir^-OTt  derselben  in  Zweifel  zu  ziehen 

Dagegen  hat  das  Oberlandesgerielit  zu  Frankfurt  a.  M.  in  folgendem 
Rechtsfalle  die  weitere  B^chwerde  eines  Pfarrers  als  unzulässig  verworfen. 
Durch  einen  Beachtiu»  des  Amtsgerichte  zu  Nastätten  war  angeordnet  worden, 
den  Mündel  Wilhelm  W.  in  der  katholischen  Religion  zu  erziehen.  Diese 
Entscheidung  '\^nlrde  auf  Besoliwerdn  des  Vormundes,  Gegenvormundes  und 
Waisenrathes  durcii  tlas  Landgericht  zu  Wiesbaden  geändert.  Danach  sollte 
der  Mündel  in  der  evangelischen  Keligiou  erzogen  werden.  Der  katholische 
Pfarrer  erhob  weitere  Beschwerde.  Das  EüUDmergcricUt  überwies  die  Sache 
an  das  Oberlande^richt  zu  Frankfurt.  Die  Beschwerde  wurde  alf  unzulässig 
verworfen,  weil  nach  Ansieht  des  OberUindesgerichts  der  Pfarrer  zur  Erhebung 
einer  Beschwerde  nicht  berechtii^'t  war.  l^iV*  Fraj?e,  welclien  l'ersonen  das 
Recht  zusteht,  gegen  eine  Anordiiuiifr  des  Vormundschaftsgerichts  Beschwerde 
zu  erheben,  lässt  sich  aus  der  Yormundschaftsordnung  selbst  nicht  beant- 
worten, da  der  §  10  lediglich  bestimmt,  dass  gegm  die  Anordnungen  des 
Tonnnndschaftsgerichts  Besehwerde  stattfinde,  und  welches  Gericht  Aber  die 
Bes^ehwerde  ZU  befinden  habe,  eine  Bestimmung  darüber,  w  c  r  die  Besehwerde 
erhelifMi  kann,  aber  nicht  enthält.  Die  Frapfe  ist  dcsliall)  in  Ermanj^^liin^- 
einer  besonderen  Regelung  nacli  alli^emeinen  Grundsätzen  zu  beantworten. 
Die  Beschwerde  ist  ein  Rechtsmittel  gegen  eine  beschwerende  Entschei- 
dung oder  Anordnung.  Sie  kann  daher  nur  demjenigen  zustehen,  in  dessen 
Angelegenheit,  und  gegen  welchen  die  Entscheidung  oder  Anordnung  gerichtet 
ist,  mithin  jedenfalls  nicht  einem  nnbetheil igten  Dritten.  Bei  der  Berathung 
der  Vormundscliaftsordnung  ist  zwar,  wie  die  Commissinn=i1)eric1ite  des  TTerren- 
hauses  und  des  Hauses  der  Abgeordneten  ergeben,  melirfacli,  namentlieh  auch 
seitens  der  Regierungscommissarieu ,  angenommen  worden,  dass  im  Interesse 
des  Mfindels  das  Beschwerderecht  einem  jeden  zustehe.  Diese  auch  in  den 
Commentaren  zur  Yormundschaftsordnung  mehrfach  vertretene  Ansicht  findet 
jedoch  in  dem  Gesetze  keine  Sttttze;  Tielmehr  ist  der  Ansicht  derjenigen 
Seliriftsfeller  l)ei/.utreten ,  welche  zur  Beschwerde  im  Interesse  des  Mundeis 
berechtigt  nur  die  durch  das  Gesotz  zur  Vertretung  des  Mündels  und  zur 
Wahrung  seiner  Intcr(»8en  Berufenen  ansehen.  Wäre  es  die  Absicht  des 
Gtosetzcs  gewesen,  fflr  die  Beschwerde  in  Vormundschaffcssaehen  eine  so  wesent- 
iidie  Abweichung  yon  den  allgemeineii  Grundsätzen  über  das  Beschwerde- 
recht einzuführen,  so  wäre  dies  in  dem  Gesetze  selbst  zum  Ausdruck  gebracht 
worden.  Solches  ist  in  keiner  WfM>»e  geschelien.  Xtir  der  In-^tanzenzui?  i-^t 
in  §  10  ^■enrdnet.  Ks  wird  dah<M*  zwar  auch  dem  L'nbetlieiIiLrl"''n  UTibonnjunion 
sein,  im  Interesse  des  Mündeln  dem  Vorniundschaftsgericht ,  welchem  nach 
§  31  der  Yormundschaffemirdnung  die  Aufsicht  über  die  gesanunte  Thätigkeit 
des  Vormundes  und  des  GegeuTormundes  zitöteht,  An^ge  zu  machen,  falls 
er  glaubt,  dass  Vormund  oder  Gegenvormund  diesem  Interesse  zuwiderhandeln. 
Parans  aber  ist  nicht  im  mindesten  eine  Berechtigung  znr  Hesehwerdo- 
führimg  gegen  die  Anordnungen  des  Vorraundschaftsgeri(  lits  herzuleiten, 
weder  für  den  Unbetheiligteu  selbst,  noch  für  den  Mündel.  Im  vorliegenden 
Falle  ist  dureh  die  angdPochtene  Entscheidung  zunächst  ein  eigenes  recht- 


*  Beschlüsse  des  Kammergerichts  vom  30.  October  1884  (Jahrb.  Bd.  V,  ö.  69) 
nnd  vom  Sl.  November  1887,  die  noch  spiter  zu  erwShnen  shid. 

Beb  ml  dt,  OoBfiswiloB  der  Klad«r.  9 
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liehes  Interesse  des  Beschwerdeflihrors  nicht  verletxt.   Derselbe  mag  zwar  in 

seiner  Ki;rensc]uift  als  katholischor  Pfari*er  von  Xastätten  ein  Interesse  daran 
haben,  dass  der  Mündel  nicht  in  der  cvaiisrclischeu,  sondern  in  der  katho- 
lischen Religion  erzogen  werde;  indessen  es  ist  dies  kein  rechtliches  In- 
teresse, und  noeh  weniger  ein  soldies,  welches  das  Bedii  zur  Beschwerde 
befrrOndet.  Ebenso  wenig  ist  der  Besehwerdeffihrer  im  Interesse  desMfindeli 
zu  handeln  belugt.  Selbst  wenn  angenommen  werden  könnte,  dass  die  Bnt^ 
scheiduii«;  do:^  TiaiKltjcricht;^  zu  Wiesbaden  Rechte  des  MTitkIoI^  verletze,  so 
ist  der  Beschwerdet'iilirer  zur  Vertretunjr  des  Mündels  nicht  IxTuton."  *  Diese 
Bechtsausführuugen  stehen  mit  den  geltenden  Gesetzen  überall  in  Einklang^. 

Ein  Ki^lied  de«  Eammeigerichts  schreibt:  ,Der  Entsdieidnngen  fiber 
die  religiöse  Eranehnng  der  Kinder  hätte  sich  das  S^mergerieht  2nm  grossen 
Theilo  überheben  können,  wenn  es  mit  namhaften  Autoritäten  den  geisiliehffli 
Behörden  da»  Bescbwcnirrf^  hr  abgesprochen  hätte."  '  Dicf«  ist  richtig.  Es 
unterliegt  jedoch  uicJit  dem  Ermessen  des  Kammerflrericbts,  eine  Beschwerde 
zuzulassen  oder  nicht  zuzulassen.  Vielmehr  hat  das  Kantmergericht  in  Jedem 
Falle  2a  prfifen,  ob  derjenige,  der  eine  weitere  Beschwerde  erhebt,  znr  Er- 
hebung derselben  berechtigt  ist.  Eine  solche  Untersachnng  fehlt  in  den  Tor- 
Sffentliehten  Entscheidungen  des  Kammergerichts. 

t)  Terlklir«!  des  Oherlandesgerfchts. 

Die  Entscheidong  fiber  eine  weitere  Besohwerde  kann  ohne  münd- 
liche Yerhandliuig  erfolgen.   Es  ist  nicht  einmal  erforderlich,  Tor  der 

Entscheidung  eine  schriffliche  Erklärung  der  Gegenpartei  einzuholen. 
Jedoch  kann  gemäss  §  55  (los  Gesetzes  vom  24.  April  1878,  in  Ter- 
bindung  mit  §  530  der  Civilprocessordnung,  eine  mündliclie  Yerhand- 
lung  über  die  \\eifor(>  ]*es(']nverde  angesetzt,  oder  wenigstens  eine 
schriftliche  GegeuerklüruDf^  orfordert  werden*. 

Das  Kaimner^ericht  hat  von  Amtswegon  zu  prüfen,  ob  die  wei- 
tere Beschwerde  in  gesetzlicher  Form  und  Frist  eingelegt  ist^. 

i  Bescblusa  des  OberlAnd^gerichta  zu  Frankfurt  a.  M.  vom  ü.  Juli  1885. 

*  Vgl.  oben,  S.  135. 

'  Hinriche  im  Archiv  für  die  civilistische  Praxis,  Bd.  LXXV,  S.  131,  WO 
die  Frage,  ob  den  geistlichen  Behörden  ein  Beschwerderecht  susteht,  leider  nldit 
TiDteraucht  iat. 

*  Dos  Kanunergtticht  selieint  von  dieeer  Befngniss  selten  odw  nie  Qebrmuch 

sn  machen.  Infolge  dessen  tritt  bisweilen  der  Füll  ein,  dass  eine  Mutter  oder  ein 
Yormund  mit  einer  uij,irün3t!c:en  wichtigen  Kntsclieidiing  des  Kammern:rrir1its  tUjer- 
rascht  virird,  die  nach  Meuiung  des  Vormundes  oder  der  Mutter  oder  ihrer  Kathgeber 
Abzuwenden  gewesen  wftre,  wenn  des  Kammeigerieht  ihnen  vorher  Gehör  geschenkt 
hätto.  In  der  That  wOrden  manche  Verirmngen  und  Widerspruche  in  den  Ent- 
sclieiflnngen  des  Kammergerichts  vennuthlich  vermieden  sein,  wenn  die  Streitigkeiten 
über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  vor  dem  Kammergerichte  regelmassig  in 
mttndUeher  Verhandlung,  nach  Anhörung  beider  Theile  und  ihrer  Recbtsbeiatände, 
entschieden  würden. 

*  Gesetz  vom  24.  April  1ST8,  §  55,  in  Verbirulun^'  mit  ^  537  der  Civilprocess- 
ordnung, —  Die  Wittwe  ii.  zu  Hildesheim  beschwerte  sich  über  eine  Entscheidung 
des  dortigen  Landgerichts  und  richtete  ihre  Besch  wer  descbrift,  die  von  keinem  Rechts- 
anwalt nnterae&iAnet  war,  an  das  Land^rlcht  sn  HUdeshet»,  „respeetiTe  das  könig» 
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Di'^'  weitere  Beschwerde  kaiiu  nur  darauf  g:estützr  werden,  dass 
die  Eatdcheiduüg  des  Beschwerdegoridirs  auf  eiuer  Verletzung  des 
Gesetzes  berulio;  die  BeMcliwerde  inus»  eine  Bezeicliuuug  der  verletz- 
ten liechtbüorm  cuilialtüu;  doch  ist  eine  unrichtiije  JJezeichnung  der 
Terletzten  Bechtsuorm  unschädlich*.  Das  Kammergericht  hat  von 
Amtewegen  zu  prüfen,  ob  diese  ForinTorsohriften  erfüllt  sind.  Ist  dies 
nicht  der  Fall,  so  nmss  die  Beschwerde  als  unzulässig  yerworfen  werden. 
Ebenso  ist  za  Tedahren,  wenn  die  Beschwerde  an  sich  unstatthaft  ist, 
z.  B.  wenn  dem  Besehwerdef&hrer  ein  Recht  zur  Besehwerdeltihmng 
nicht  zusteht^. 

Ist  die  Beschwerde  an  sich  statthaft,  auch  in  der  gesetzlichen 
Form  und  Frist  eingelegt,  so  ist  weiter  zu  prüfen,  ob  die  angefochtene 
Entscheidung-  auf  einer  Uesetzosverletzun^^  beruht.  Die  Gesetzesver- 
letzung  kann  sich  auf  das  Yerfahreu  oder  auf  da6  materielle  Kecht 
beziehen.  Im  letztern  Falle  ist  die  Rü^e  einer  Gesotzesverletzuug 
nur  dann  begründet^  weuu  die  Entscheiduugsgründe  des  angefochtenen 
Beschlusses  ersehen  lassen,  dass  die  Entscheidung  auf  einem  itochts- 
irrthum  beruht.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  muss  die  Beschwerde  als 
unbegründet  zurückgewiesen  werden.  Namentlich  darf  also  auf  die 
in  der  Beschwerde&chrift  etwa  enthaltenen  „neuen  thatsächlichon  An- 
führungen überhaupt  keine  Rücksicht  genommen  werden*'.  - 

bt  in  der  Beschwerdeschrift  ein  Verstoss  gegen  das  Ver- 
fahren gerügt,  und  über  den  Grund  dieser  Beschwerde  aus  dem 
Inhalte  der  Acten  nicht  i^enü-^-endo  Aufklärung  zu  erlangen,  so  kaun 
vor  endgiltiger  Entscheidung  über  die  weitere  Beschwerde  ein  Be- 
weis erforderlich  werden.  Ergibt  sich  daraus,  dass  die  Hüi^o  ge- 
rechtfertigt ist,  so  muss  die  Entscheidung  aufgehoben,  und  die  Sache 
zur  weitern  "Verhandlung  und  Entscheidung  an  das  Landgericht  zurück- 


liche Oberlandesgericlit  in  Celle"*.  D&ä  Laiidgericbt  überreichte  die  Bescliwerde  dem 
K*inm«igerichte.  Es  wfirde  d«m  richtige  Yrnfabran  entoproch«a  babot,  -wenn  du 
Kammergericbt  diese  Beschwerde  als  unzulässig  verworfen  hätte.  Das  Kammer- 
gericbt  lehnte  jedoch  durch  Vernigrung:  vom  19.  Januar  1885  die  Kntscheidung  ab, 
weil  die  Beschwerdeführerin  sich  nicht  an  das  Kammergericht  gewendet  hatte.  Uier- 
Avf  -wurde  die  Besebwerdesebrift  d«m  Oberlandesgericht  sn  Gelle  vorgelegt  Dasselbe 
wies  die  Beschwerde  durch  Beschluss  vom  6.  Februar  1885  „angebrachterraassen'' 
ab,  weil  naeli  ,5  50  das  Kammprsrpricht  ausscblic'-sHch  zustiinditj,  und  die  Bf'~ch\verde 
weder  zu  Protokoll  de«  üerlchtsschreibers  erklärt,  noch  von  einem  Rechtsanwälte 
nnteneiehiiet,  also  unaal&asig  war.  Dies  Verfahren  war  nloht  gani  riebtig.  Das 
Oberlandesgericht  zu  Celle  konnte  nur  durch  einen  T'eborweifiungsbcschluss  des 
Kammergerichts  gemäss  §  50  des  Gesetzes  vom  24.  April  ISIS  zur  Entsi licidung 
berufen  werden.  Ein  solcher  Beschluss  lag  nicht  vor.  Andererseits  hatte  das  Kammer- 
gericbt die  Entscheidung  bereite  abgelehnt,  so  dass  die  Abgabe  der  Sache  an  das 
Kammergerieht  keinen  Erfoli:;  versprach.  Daher  hätte  das  Oberlandesgericbt  die  Be- 
nchwerde  werben  Uti7UBtjtndig;k«-it  des  angerufenen  Gerichts  verwerfen  sollen, 
1  Gesetz  vom  24.  AprU  1878,  §§  52,  53. 

*  Geaeta  vom  34.  April  1878,  §  55,  in  Verbindung  mit  g  S87  der  Ctvilproeess- 
Oidnung. 

'  Beaehluss  des  Kammergerichta  vom  16.  Miliz  IfiSö,  in  der  Saclic  Kreikenbohm. 

9* 
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gewiesen  werden.  Beruht  die  angefochtene  Entscheidung  auf  oiner 
Verletzung  des  materiellen  Reclits,  so  fragt  ei?  sich,  ob  iu  der  an- 
gefochtenen Entscheidung  alle  (liejeni,i>-cn  thatsächlichen  T'>!=tstellungen 
enthalten  sind,  die  zur  xinwendnug  des  Gesetzes  jjenügen.  Ist  dies 
der  Fall,  so  hat  das  Oberliuidesgericlit  bei  Aufhebung  der  angefoch- 
tenen Entscheidung  zugleich  in  der  Sache  selbst  zu  eutscheiden.  Sind 
dagegen  noch  thatsächliche  Ermittlungen  nüthig,  so  hat  das  Ober- 
landesgericht nur  die  Entscheidung  des  Landgerichts  aufzuheben  und 
die  Sache  zur  anderweiten  Yerhandlung  und  Entscheidung  an  das 
Landgericht  zurückzuweisen.  Bas  Oberlandesgerioht  ist  also  nicht  be- 
fbgt,  zur  Aufklärung  der  Sachlage  eine  Zeugenvernehmung  oder  sonstige 
Beweisau&ahme  anzuordnen  oder  seinerseits  eine  Beweiswardigung 
vorzunehmen. 

Gegen  die  hier  bezeichneten  gesetzlichen  Yorachriften  wurde  häufig 
Terstosscn. 

In  zahlreichen  Eutscheiduugen  des  Kanimergericht»  finden  sich  Aus- 
fütuuugen,  die  eine  unzulässige  Feststellung  von  Thatsachen  enthalten.  Da- 
hin  gehört  z,  B.  die  Ausffihrung,  das  Wohl  der  Waisonkinder  Baring  werde 
nach  Lage  der  Sache  gefährdet,  wenn  sie  der  geset/Ii(  bcn  Vorsrhrift  gemäss 
katholisch  erzogen  würden';  ferner,  die  religirise  Erziehung  der  Hedwig  N. 
könne  als  beendet  auf^esohpn  werden,  da  das  Kind  bald  vierzehn  Jahre  alt 
werde*;  es  entspreche  dem  Interesse  der  Kinder  Kreikenbohm ,  wenn  ihrer 
katholischen  Mutter  die  Vormundschaft  entzogen ,  und  ein  hitherischer  Vor- 
mund fflr  die  Kinder  bestellt  werde';  es  liege  zu  einem  Vorgehen  gegenüber 
der  Wittrvve  des  Kardenset/ers  S.  an?;  5^  63,  AbsaU  l,  der  yormand«chalto> 
ordnun^]^  kein  genfip^endes  Material  vor  *. 

Auch  das  Oberlandesgoricht  zu  Frankfurt  a.  M.  verstiess  gegen  die  be- 
zeichneten Grundsätze  iu  folgendem  Falle.  Bin  KioA  aus  gemischter  Ehe 
wurde  nach  dem  Tode  des  evangelischen  Vaters  durch  die  katholische  Mutter 
in  "Württemberg  katholisch  erzogen.  Kurz  vor  dem  Tode  der  Mutter  nahm 
ein  väterlicher  Verwandter  das  Kind  mit  sich  iiaeh  Xassau.  wo  er  ihm  eine 
evangelische  Erziehung  gab.  Der  Yormumi  verlangte  die  Fortsetzung  der 
kathohsehen  Erziehung.  Hierauf  Avurde  durch  das  Amtsgericht  zu  ^Sassau 
die  kathoUsche,  dagegen  iu  der  Beschwerdeinstanz  durch  das  Landgericht  zu 
Limburg  die  evangelische  Erziehung  des  Kindes  angeordnet.  Eine  weitere 
Beschwerde  des  Vormundes  machte  geltend,  die  Entscheidung  des  Beschwerde- 
gerichts  beruhe  auf  einer  rre^etzesverler/un«;,  weil  sie  sieh  auf  das  nassauische 
Gesetz  stütze,  während  c1<m-  Füll  iiaeli  wiirtteniber^isehen  (Jesetzen  zu  ent- 
scheiden sei.  Die  Sache  wurde  dem  Oberlandesgerichte  zu  Frankfurt  über- 
wiesen. Dasselbe  ordnete  eine  Beweisaufnahme  an.  Es  Itess  Zeugen  über 
die  letzten  Brkl&mngen  der  Mutter  vernehmen.  Hierauf  wies  es  die  weitere 
Beschwerde  zurück,  indem  es  auf  Grund  einer  Zeuf^enaiiasage  für  festgestellt 
erachtete,  dass  die  Mutter  in  ihrer  letzten  Krankheit,  kurz  vor  ihrem  Tode, 


*  Besehlnts  vom  10.  October  1887,  in  Ve  rings  Archiv,  Bd.  LIX,  S.  17ft~180. 
«  Besclihi?s  vom  20.  September  18Sfi,  Jahrb.  Bd.  VI,  Nr.  17.  S.  33. 

»  Beschlasö  vom  16.  MÄra  1886,  Jahrb.  Bd.  V,  Nr.  25  A,  S.  50—63. 

*  Beschluaa  vom  27.  Mal  1Ä89,  Im  kirohlichcn  Oesets-  und  Vevordnnngtblatt, 
1889,  8.  139-~lSd. 
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«die  Eniehttng  des  Kindes  in  der  Religion  des  Vaters  selbst  angeordnef* 
habe.   Zur  Rechtfertiguug  des  eingeschlagenen  Verfahrens  bemerkte  es: 

^Da  in  Vormundschnftsisachen  die  Feststellung  einer  für  die  Führunir  der 
Vormundsclmft  erlichliclien  Thatsache  (causae  coo^nitio)  Ofticinlthätifi^keit  des 
Eichters»  ist,  so  koiiuto  es  keinem  Bedenken  unterliegen,  den  P.  B.  zeugeu- 
eidlich  zu  vemehnen,  obgleich  es  der  frühere  Beschverdeführer  ist/  * 

Einmal  wurde  ein  Beschluas  des  Amtsgerichts,  beror  derselbe  ang^ochten 
war,  durch  das  Kammergericht  aufgehoben was  unstatthaft  ist.  (Vgl.  S.  1 1 7, 1 18.) 

Besonders  fehlerhaft  war  das  Vorfahren  des  Kammergericlits  in  folgen- 
dem Falle.  Das  Amtsgericht  zu  Orb  hatte  als  VormuuiUchattsgericht  auf 
Grund  von  §  14  der  bayerischen  zweiten  Verfasaungsbeilage  entschieden,  von 
den  seehs  Geschwistern  J.  müsston  die  vier  Brüder  in  der  evangelischen  Con- 
fession  ihres  verstorbenen  Vaters,  und  die  beiden  Schwestern  in  der  katho- 
lischen Confession  ihrer  Mutter  erzogen  worden.  Hiergegen  hatte  nur  die 
Muttor- Vornifinderin  Roscliwordo  orhoben.  Sie  behauptete.  berecliti<;r  zu  sein, 
auch  ihre  »Sohne  katholiscli  zu  erziehen.  Das  Landgericht  erklärte  bezüglich 
der  beiden  älteren  Söhne  die  katholische  Erziehung  für  gerechtfertigt,  indem 
es  annahm,  dass  bezüglich  dieser  (katholisch  getauften)  Kinder  die  katholische 

*■  Beschlüsse  des  Obcrlandesgericbte  su  Frankfurt  a.  M.  vom  22.  October  und 
10.  Deeember  1888.  —  Hiergegen  tot  mancherlei  su  erumem.  Der  Pflegevater  P.  B., 

der  selbst  Pai-tei  war,  durAe  kelnenfklla  als  Zenge  vernommen  und  vereidigt  werden. 
Das  Obprlaiidesgericht  hatto  alter  überhaupt  keine  Officialthätigkeit  zu  entwickeln. 
Es  hatte  zu  prüfen,  ob  die  weitere  Beschwerde  zulässig  und  begründet  war.  Die 
Beschwerde  war  nur  dsim  begrilndet,  wemi  die  angefochtene  Entscheidung  auf  einer 
Gesetz» verletsniig  beruhte.  Fand  das  Oberlandesgeridit  in  der  Entscheidung  des 
Landgerichts  keine»  Gesetzesvcrlct/unf:;,  so  liätte  es  die  weitere  Bescliw  erde  als  un- 
begründet zurückweisen  sollen.  Beruhte  die  Entscheidung  des  Landgerichts  auf  eiuer 
Gesctzesverletzung,  so  rechtfertigte  sich  die  Aufliebuog  der  augefocbteoen  Entschei- 
dung; doch  konnte  ehie  gleiebsettige  Entscheidung  in  der  Sache  selbst  nur  dann  er* 
folpen,  wenn  dazu  die  Feststellungen  des  Tiandgericlits  nusroleliton ;  andernfalls  hätte 
die  öache  zur  anderweiten  Verhandlung  und  Entscheidung  an  das  Landgericht  zurück- 
gewiesen werden  müssen.  Die  Anordnung  eines  Beweises  und  die  Bewetowttrdigung 
stand  dem  Oberlaadeegerichte  nicht  sa. 

*  Die  evangelische  "Wittwe  des  katholischen  Steinhauers  II.  wurde  durch  Be- 
schluBs  des  Amtsgerichts  zn  Nassau  \om  22.  März  1880  aufgefordert,  durch  Au- 
-wendung  der  iiir  zu  Gebote  stehenden  Zuchtmittel  ilirc  beiden  Kinder  zum  Besuche 
des  katholischen  Beichtnnterrlchts  nad  des  katholischen  Gottesdienstes  anzuhalten. 
Eine  Beschwerde  der  Mutter  gegen  diese  Entsclieidung  wurde  durch  Bcscbluss  des 
Landgerichts  zu  Limburg  vom  21.  Mal  18M  /.urückgewieseu.  Auf  weitere  llescl»werde 
der  Mutter  Avurden  die  beiden  Entsclieidungen  durcii  Beschluss  dea  Kammergerichts 
Tom  13.  Juli  1886  aufgehoben.  Inswischen  hatte  das  Amtsgericht  durch  Beschluss 
vom  8.  Juni  1886  der  Mutter  aufgegeben,  „der  Verfligiuig  vom  22.  März  1886  nach- 
zukommen und  binnen  vierzehn  Tagen  bei  Vermeidung  einer  Ordnungsstrafe  von 
liinf  Mark  darüber  Anzeige  zu  machen''.  Diese  Auorduung  war  nach  §  55  des  üe- 
«etnes  vom  24.  April  1878  und  g  685  der  CivOprocessordnung  sulttsslg,  aber  vid- 
leicht  unzweckmäasig.  Das  Amtsgericht  konnte  die  Entscheidung  des  Kammergerichts 
abwarten.  Nach  der  Entscheidung  vom  12.  Juli  1886  musste  folgerichtig  der  Be- 
schluss vom  S.  Juni  1886  aufgehoben  werden.  Dies  konnte  aber  von  Amtswegen 
nur  durch  das  Amtsgericht  seihst  geschdien.  Sonst  konnte  die  Aufhebung  erst  su- 
folge  einer  Beschwerde  erfolgen,  worüber  das  Landgericht  zu  entscheiden  liatte  Das 
Kammcrgericiit  setzte  sich  über  dieae  formellen  Bedenken  hinweg,  indem  es  icurzweg 
im  Beschlüsse  vom  12.  Juli  1886  den  noch  nicht  angefochtenen  Beaclilusa  vom  8.  Juni 
1886  ebenlUls  aufhob. 
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Endebon^  yon  den  Eltern  vereinbart  worden  sei.  Hiergegen  riehtete  sieh 
eine  Koitore  Besehwerde  des  evangelischen  Pfarrers  R.*.   Die  Berechti<?uii<» 

die?Pri  Pfarrers  zur  Erhebunc:  rlcr  weiteren  Bppchwrrdp  ergab  sich  aus  §  23 
der  bayerischen  zweiten  Verfassungsbeilage.  Doch  konnte  die  Beschwerde 
nur  darauf  gestützt  werden,  dass  die  angegriffene  Entscheidung  auf  Yer» 
letzung  eines  Gesetzes  bembe.  Auch  musste  die  verletzte  Recbtroorm  be- 
zeichnet werden.  Beides  war  niebt  geseheben.  Es  bfttte  daher  die  Besehwerde 
ab  unssaliseig  verworfen  werden  sollen.  Die  Beschwerdeschrift  erhob  gegen 
die  angegriffene  ETitsdieldunr,'  keinen  anderen  Vorwurf,  als  dass  diesel^o  auf 
«Unkenntniss  der  Umstände"  beruhe.  Sie  fährte  aus,  die  Eltern  seien  bis 
zum  Tode  des  Vaters  darüber  einig  gewesen,  dass  alle  Kinder  evangelisch 
erzogen  werden  mdlten;  aneb  hatten,  wie  ein  Sehreiben  des  Superintendenten 
zu  Nordhansen  vom  1.  September  1889  ergebe,  die  sehnlpflichtigen  Kinder 
bis  zum  Tode  des  Vaters  und  noch  länger  am  evangelischen  Religionsunter- 
richte theilgenommen ;  die  katholische  Mutter  habe  snn-nr  «elh«t  verlangt,  dass; 
ihr  Pohn  Friedrich  im  königlichen  Militär-Knaben-Erziehuiigsiustitut  zu  Anna- 
berg in  der  evangelischen  Religion  erzogen  werde,  wie  aus  einem  Schreiben 
TOm  4.  September  1889  erbelle.  Alle  diese  Thatsaehen  hätte  das  Kammer- 
geriebt  nnberücksichtigt  lassen  sollen  *.  Wäre  nämlich  die  Besebwerdc  über- 
haupt zulässig  gewesen,  so  liätto  Joch  das  Kammergericht  nur  prüfen  dürfen, 
ob  die  ang'efochten*^  Entscheidung  auf  einer  Oe^etzesverletzune;  beruhte.  Diej> 
war  nicht  der  Fall  und  wurde  nirlit  einmal  behauptet.  Die  Beschwerde  hätte 
also  (wenn  nicht  aU  uiizuläääig,  so  doch)  als  unbegründet  zurückgewiesen 
werden  sollen.  Statt  dessen  schlug  das  Kammergericht  folgendes  Verfahren 
ein.  Es  forderte  die  Acten  des  Amtsgerii^tes  ein  und  sandte  dieselben  an 
das  Landgericht  „zur  gefiilligen  Erwägung,  ob  nicht  der  Vortrag  in  der 
weiteren  Beschwerde  zu  einer  Aendernng  des  Beschlusses  vom  1 4.  September 
1889  und  zur  Herbeiführung  einer  underweiten  Erörterung  Veranlassung 
gibt''.  Auch  verwies  es  auf  ,,die  divergirenden  Angaben,  welche  bezüglich 
der  Religion,  in  der  die  Kinder  getauft  worden,  in  den  Acten  und  in  dem 
erwähnten  Beschlüsse  enthalten  sind*^ Das  Landgericht  bemerkte,  seine 
frühere  Voraussetzung  (die  beiden  katholisch  getauften  älteren  Söhne  seien 
bei  Lebzeiten  des  Vaters  und  bis  zu  seinem  Tode  katholisch  erzogen  worden, 
und  es  habe  darüber  eine  wenigstens  stillschweigende  Vereinbarung  unter 
den  Eltern  bestanden)  könne  nach  den  neueren  Ermittlungen  und  nach  den 
nachträglich  durch  die  Hutler  selbst  abgegebenen  Erklärungen^  „nicht  länger 

1  Vgl.  oben,  S.  127.  «  Vpl.  oben,  S.  131. 

'  Schreiben  dea  Kammergerichts  an  da«  Landgericht  2U  Hanau  vom  16.  Nu- 
Tember  1889.  —  Das  Ii«ulg«rtebt  bitte  biemnf,  vntör  Rficksendnng  der  Acten,  dem 
Kaminergerichte  erwiedern  sollen,  es  sei  nicht  möglich,  den  in  der  Beschwerdeinstanz 
erlassenen  und  den  BetheiHpten  zu^^estellten  Beschhiss  zurückxnnelimen,  Denn  §  534 
der  Civllprocessordnung  findet  hier  keine  Anwendung,  wie  aus  §  o5  des  Uesetses 
▼om  34.  April  1878  1ier?orge1it.  Dn  Landgericht  ttbersah  aber  dies  gesetaHebe 
Hinderniss.  Es  Hess  sich  atif  die  bezeichnete  weitere  Erörterung  ein  und  traf  durch 
Beschluss  vom  21.  December  1S89,  unter  Aufhebung  des  frBhern  Beschlusaea .  die 
Entscheidung,  dass  die  Beschwerde  der  Mutter  gegen  den  Beschluss  des  Amtsgerichts 
^aueh  in  Anaehang  der  religiösen  Enriehnng  des  Friedrich  und  des  Wilhelm  J. 
zurückgeAviesen"^  wurde.  Es  blieb  also  hei  der  Anordnung  des  Amtsgerichte,  wo> 
nach  alle  Sohoc  evangelisch  zu  erziehen  waren. 

*  Die  Mutter  hatte  am  10.  December  1889  selbst  eiugeräumi,  dass  ihre  Kinder 
bis  nach  dem  Tode  des  Vaters  (bis  su  dem  Umzüge  nach  Orb)  in  Noidhanaen  «alle 
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aufrecht  erhalten  werden".  Insofern  mochte  die  schliessliche  Entscheidung 
den  Vorschriften  von  §  14  der  bayerischen  zweiten  Verfassungsbeilage  ent- 
sprechen. Allein  dies  wurde  nur  dadurcii  ermöglicht,  dass  die  sj-f'sct/Jichen 
Vorschriften  über  das  Verfahren  vom  Kammergerichte  verletzt  wurden,  ujid 
dass  sieh  das  Landgericht  dieser  QesetzesTerletzung  anschless. 

S.  Die  dstlleheii  Provinzen  nnd  ila»  laebiet  des  Ober- 

l»Tif1ePig:crir1itN  Hamm, 

(mit  Auanahine  von  Neuvorpomniem  und  Kiigeii  und  der  im  Patent  vom  21.  Juni  1825 

bezeiclineteu  Gebiete). 

1.  Kinder  In  oder  ans  imgemiBcliteii  Ehen. 

Für  die  ndijjiöse  Erziehun}^  derjeuigen  ehelichen  Kinder,  deren 
Eltern  dem  nämlichcu  Glaubensbekenntnisse  zugethau  siihl,  der  Kinder 
in  „nicht  gemischten'^  Ehen,  finden  sich  im  Allgemeinen  Land- 
rechte  keine  besonderen  yorsobriflen.  Nach  §§  74  und  75  II  2  kommt 
die  Anordnung  der  Art,  wie  das  Kind  erzogen  werden  soll,  haupt- 
sächlich dem  Yater  zu;  „dieser  muss  vonsüglich  dafür  sorgen,  dass 
das  Kind  in  der  Religion  und  nützlichen  Kenntnissen  den  nöthigea 
Unterricht,  nach  seinem  Stande  und  Umständcu,  erhalte^.  Folglich 
hat  hauptsächlich  der  Vater  die  religiöse  Erziehung  zu  bestimmen 
Die  Vorschrift  der  Declaration  vom  21.  November  1803,  „dass  ehe- 
liehe Kinder  jedesmal  in  der  Keligion  des  Viiters  unterriclitot  werden 
sollen",  bezieht  sich,  wie  ihr  Zusammeuhan^  zeiirt,  bloss  auf  Kinder 
aus  gemischten  Ehoii.  Der  Ausdruck  „eheliche  Kindür"  bezeiclmet 
hier  die  in  einer  gemischteu  Ehe  geborenen  (oder  durch  eine  solche 
legitimirten)  Kinder,  im  Gegensätze  zu  etwaigen  unehelichen  Kindern 
des  Yaters  oder  der  Hutter.  Es  sind  daher  für  Kinder  in  unge- 
mischten Ehen  noch  heute  die  allgemeinen  YorBchriften  Ton  §§  74 
nnd  75  massgebend.  Danach  ist  den  Eltern  nicht  verboten,  die  Kinder 
in  einem  andern  Glaubensbekenntnisse,  als  in  ihrem  eigenen,  unter- 
richten zu  lassen,  wie  thatsachlich  zuweilen,  obwohl  nicht  häufig,  j:«- 
schieht^   Das  Bestimmungsrecht  steht  dem  Vater  zu  und  geht  nach 


im  evangelischen  Glanben  erzogen  worden'*  ^eien.  Zudem  hatte  sie  in  einem  Schreiben 
vom  18.  October  ISRD  erklärt,  ihr  Sohn  Friedrich  solle  in  der  königltchpn  Milftar- 
Erziehungsanstalt  zu  Aiuiaberg  auch  femer  verbleiben  und  in  der  Religion,  „welche 
da  DUich,  aneh  fwner  ersogen  werden**,  well  sie  (die  Mutter)  körperlich  leidend  eel 
und  noch  fünf  andere  Kinder  tn  erziehen  liabe. 

<  Zu  demselben  Erpebrifss  gelangt  L.  E.  W.  Sclimidt,  Preussisclics  Familien- 
recht,  S.  603  (1843),  aus  anderen  Gründen.  —  Die  Ausnahme,  dass  ein  von  christ- 
lichen Eltern  geborene«  Kind  „auch  ein  Christ  werden  nnse**,  ist  naoh  §  63  des 
BtfelwgeeetMS  vom  6.  Febraar  1815  nicht  mehr  anzuerkennen. 

*  Nicht  gerade  selten  ist  der  Fall.  In  -üdische  Kitern  ihre  Kinder  oder  ein- 
zelne derselben  taufen  lassen  und  ihnen  demgemäas  eine  christliebe  Ersiehung  geben, 
während  üie  selbst  jüdisch  bleiben.  Gesetzlich  ist  dies  nicht  v^-hotwi.  Vgl.  Midu 
die  Note  von  Kooh  so  §  86  II  1.  Ebenso  kann,  wie  die  nenen  Herausgeber  von 
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dessen  Tode  auf  die  Mutter  über,  wie  aus  §§  64  und  74  zu  folgern 
ist.   Praktiseh  sind  diese  Hechtäfragen  von  geringer  Bedeutung. 

Wird  eine  nicht  gemischte  Ehe  durch  Tod  des  Mannes  gelöst, 
und  tritt  dann  die  Wittwe  /u  einer  andern  Confcssiou  ubor,  so  kann 
es  sich  fniiren ,  oh  nunmehr  die  Yorschriften  der  Declaration  vom 
21.  Novembt'i-  1803  anwendbar  werden.  Die  Frage  ist  aber  zu  ver- 
neinen, dii  die  Eltern  nicht  ^verschiefl^^nen  Glaubensbekenntnissen  zu- 
gethan'^  gewesen  sind,  sondern  erst  nach  dem  Tode  des  Vaters,  durch 
den  Oonfessionswecbsel  der  Mutter,  die  YendiiedexiiLeit  des  Glaubens- 
bekenntnisses entstanden  ist.  Die  Ausnahmevorschriften  der  Declaration 
und  der  g§  76 — 82  II  2  des  Allgemeinen  Landrechts  setzen  nach 
ihrem  Wortlaute  voraus,  dass  die  Eltern  schon  bei  ihren  Lebzeiten 
^  (  l  denen  Glaubensbekenntoissen  angehören.  Folglich  hat  im  vor- 
bezeichneten  Falle  die  ^lutter  nach  §§  64,  74  II  2  des  Allgemeinen 
Landrechts  das  Glaubensbekenntniss  ihrer  Kinder  zu  bestimmen.  Sie 
ist  berechtigt,  die  Kinder  in  ihrem  neuen  Religionsbekenntnisse  zu 
unterrichten,  selbst  wenn  die  Kinder  bis  dahin  im  Eeli^äonsbckenntuisse 
des  Vaters  unterrichtet  wurden.  Das  Kaminergericht  hat  zwar  kürzlich 
das  Gegentlieil  angenomiueu ,  jeducii  zur  Rechtfertigung  dieser  Mei- 
nung keine  Gründe  augefülirt  ^ 

Z,  Kinder  in  oder  aus  gemisohien  Ehen. 

Das  preussisehe  Allgemeine  Landrecht  enthält  im  zweiten  Titel 
des  zweiten  Tbeiles,  §§  76—85,  Yorschriften  über  das  Glaubensbekennt- 
niss der  Kinder  in  oder  aus  gemischten  Ehen*,  die  durch  die  Decla- 
ration vom  21.  Ifovember  1803  geändert  wurden. 

Diese  Gesetzesvorschriften  gelten  vollständig  in  den  Provinzen 
Ostpreussen,  Westpreussen ,  Brandenburg,  Pommern  (mit  Ausnahme 
von  NeuTorporamern  und  Tlügon),  Schlesien,  Sachsen  (mit  Einschluss 
der  ehemals  königlich  säclusischen  Gebiero  Westfoleii  (mit  Ausnahme 
der  im  Patent  vom  21.  Juni  1825  bezeichneten  Gebiete)  und  in  den 
zum  Oberlandesgericht  Hamm  (gehörigen  Thcilen  der  Rheinprovinz*. 
Zwar  sind  die  drei  ersten  Titel  des  zweiten  Tiieils  des  Allgemeinen 
Landrechts  nach  Art.  YII  des  Publicationäpatents  vom  5.  Februar 


Kochs  Commeiitar  (5.  Aufl.)  xu  §  83  bemerken,  ,,der  Bohn  eines  dissidentischen 
Ebepaars  von  aeinem  Vater  der  evangelischen  Kirche  augeftlhrt  urerdeu  (s.  §  7ö  d.  T.)". 

*  Beschlusa  des  Kammergeridita  vom  37.  Mai  1889,  kirehlicheB  Geaeta-  und 
Verordnungsblatt,  1880,  S.  129—133.    Vgl.  unten,  C. 

*  Der  §  83  verweist  auf  die  „vorstehenden"  gesetzliclien  Bestiuunuru'C!'.  T'taher 
heschrUnk^  sich  auch  die  Vorscbriften  über  das  Unterscheiduugsalter  aui  iviuder 
aus  oder  in  gemischten  Ehen.  Vgl.  Koeh«  Commentar  (6.  Aufl.),  su  §  88:  ^Di» 
Vdrschrifl  besieht  elch  nnr  auf  den  Fall,  dasa  die  Eltem  veEaebtedener  Confe«- 
sioit  sind." 

*  Gesetz  vom  15.  November  1816,  §  1. 

*  Patent  Tom  9.  November  1814,  Sg  1,  2. 
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1794  insoweit  nicht  in  Kmft  getreten,  ah  aie  „das  gerade  Gegentheil 
eines  klaren  und  unstreitig  recipirt  gewesen fn  römischen  oder  andern 
fremden  Gesetzes  enthalten'^.  Allein  die  i??;  76 — 85  TI  2  werden  zu 
dejijonif^en  Yorschrifteu  gerechnet,  die  „nur  bisher  schon  zweifelhaft 
gewesene  Rechtsfragen  hestinimeu"  und  deslialb  sofort  Gesetzeskraft 
erlangt  haben.  Uebrigens  besteht  die  „Suspension  der  drei  Titel"  jetzt 
nur  noch  in  einem  Theile  der  Provinzen  Brandenburg  und  Pommern ' ; 
und  dort  mrd  an  der  Gesetzeskraft  der  Yorsohriften  fiber  die  Kinder 
in  oder  ans  gemiscliten  Ehen  nicht  gezweifelt. 

Zu  den  „Ehen  zwischen  Personen  yerschiedenen  Glanbensbekennt* 
nisses"  im  Sinne  der  Dcchiratiou  von  1803  und  des  Allgemeinen  Land- 
rechts  gehören  nicht  blos  die  Ehen  zwischen  Katholiken  und  Prote- 
stanten, sondern  auch  die  Ehen  zwischen  Lutheranern  und  Refor- 
mirten,  soweit  eine  Vereinig-ung  dorselbon  durch  die  „Union*  nicht 
crfol^'t  ist.  Denn  auch  in  sok  Jicn  Ehen  sind  die  Eltern  aVerschiedenen 
(ilaubensbekeuntnisseu  zugethan*"  \ 

a)  BeBcliränkuu^  der  (iesetzeüVor»tliniteu  auf  lU'li^ioiüsnnterricht. 

Die  §§  76—82  II  2  des  Allgemeinen  Landrechts  und  die  Yor- 
schrifteu der  Dechiration  vom  21.  Novemher  1S03  enthalten  Be- 
schränkungen des  elterlichen  Erziehungsrechtes ,  jedoch  nur  bezüi^lich 
der  Ertheilung  des  EiOi^^ionsunterrichts.  ^Uebrigens  benimmt  die  Ver- 
schiedenheit des  l<irclilicheu  Glanbcnsbekenntniöses  keinem  der  Eitern 
die  ihm  sonst  wegen  der  Erziehung  zustehenden  Rechte"  (§  79). 

Es  kann  daher  eine  Wittwe,  die  gesetzlich  Tcrpflichtet  ist,  ihren 
Kindern  Beligionsnnterricht  im  Olaubensbekenntnuse  des  Yaters  er^ 
theilen  zu  lassen,  nicht  gehindert  werden,  nach  den  Geboten  ihres 
eigenen  Glaubensbekenntnisses  im  Familienkreise  mit  ihren  Kindern 
zu  beten,  ihnen  Gebet-  nnd  Erbauungsbücher  von  ihrem  Glaubens- 
bekenntnisse zu  schenken  und  über  die  Lehren  ihres  Glaubensbekennt- 
nisses mit  ihnen  zu  sprechen.  Solange  ihr  die  Erziehung  zusteht, 
hat  sie  auch  die  Schule  für  ihre  Kinder  aus/uwälilcn.  Sie  ist  gesetz- 
lich nicht  verpflichtet,  die  Kinder  in  eine  Schule  vom  Bekenntuisstj 
des  Vaters  zu  scliiekeu^. 

Freilich  können  hiernacli  die  Wirkungen  des  gesetziuässigeii  Re- 
ligionsunterrichts duicli  den  Eiutluss  der  mütterlichen  Erziehung  ge- 
hemmt werden.  Auch  ist  es  in  fielen  Fällen  sdiwer,  die  Kinder  zum 
Besuche  eines  Beligionsunterriohts  zu  zwingen,  der  nicht  in  der  Schule 

•  Vgl.;  Heydemann.  Einleitung-  in  das  System  des  preussischen  Civilrechta, 
Bd.  I,  S.  10—19  (2.  Aull.  1861) j  Förster,  Preusaische»  Privatrecht,  Bd.  I,  §  5. 

*  Eklats  des  Justizmlnisten  vom  25.  November  1813,  bei  v.  Kamptz,  Jahr^ 
bficber,  Bd.  II,  S.  18,  19,  vgl.  unten,  S,  150,  151.  Damals  tvar  die  Union  in  Preusaen 
noch  nicht  eingeführt.  Vgl.  darüber  Richter.  Kirclienreclit,  ^  73.  Note  13  ^'v  Aufl.). 

3  Auf  einer  andern  Rechtiauäicht  beruht  z.  B.  eine  Circularverfüguug  des  Appel- 
lationsgerichts  sn  Breslav  vom  7.  September  1858,  unter  IV,  in  Stieble  Oentral- 
btetk,  1859,  S.  488,  487. 
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ertheilt  wird*.  Allein  praktische  Kütksichten  sind  gegenüber  dem 
beatimnit  ausgedrückten  Willen  des  Gesetzes  nicht  zu  beachten.  Pas 
Gesetz  wollte  die  religiöse  Frziehun^'  nicht  weiter  beschränken,  ala 
durch  Vorschriften  über  den  Keligionsunterriclit;  es  kümmert  sich  nicht 
um  die  Frage,  ob  die  Zugehörigkeit  des  Kinder  zu  der  ihm  bestimm- 
ten Confesaion  für  die  Dauer  gesichert  wird.    (Vgl.  S.  116.) 

Dieser  Auslegung  des  Gesetzes  folgt  die  Uechtsprechung  des  Kammer- 
gerichto.  Danach  »ind  die  geseteliohen  Vorschriften  Bchon  dann  erftlllt,  wenn 
die  Kinder  im  Beligionsbekenntnisso  dos  Vaters  unterrichtet  werden. 
Eine  Wittwe  kann  nicht  genöthigt  werden,  die  Kinder  in  eine  8  c  Ii  u  1  e  vom 
(jlaubonsbekcnntiiisse  des  Vaters  zu  scliicken.  So  wurde  folgender  Rccditstall 
entschieden.  Die  evangelische  Wittwe  eines  katholischen  Mannes,  Namens  St., 
war  gesetzlich  verpflichtet,  ihre  Kinder,  deren  Yormünderin  sie  war,  im 
GlaubenAbekenntnisse  des  Vaters '  nnteniehten  zu  lassen.  Sie  schickte  die 
drei  jüngsten  Kinder  seit  Ostern  1884  in  die  evangelische  Schule.  Das  Amts- 
gericht zu  Burgsteinfurt,  als  Vorraundschaftsgericht ,  gab  der  ^rutter,  unter 
Androhunf]^  ciii'-r  Ordnungsstrafe,  auf,  die  Kinder  wieder  in  die  katholisclie 
Schule  zu  .schicken.  Sodann  erfolgte  die  l-estsetzung  der  Ordnungsstrafe. 
Eine  Beschwerde  der  Wittwe  St.  wurde  durdi  das  Landgericht  in  Münster 
zurückgewiesen.  Allein  auf  weitere  Beschwerde  der  Mutter  wurden  die  Vor- 
entscheidungen aufgehoben,  und  die  Ordnungsstrafen  niedergeschlagen.  Die 
angefochtene  Ents<dici(hini^  herulite  auf  unrichtiger  Anwendung  der  27, 
28  und  51  der  Vormundschaftsordnung,  weil  die  Vorschriften  des  Landrechts 
eine  Beschränkung  der  Mutter  in  der  Wahl  der  Schule  nicht  enthalten.  „Die 
Mutter  als  solche  in  der  Wahl  der  Schale  zu  beschraj^ken  und  sie  durch 
Ordnungsstrafen  anzuhalten,  die  Kinder  in  eine  bestimmt  Schule  zu  schicken, 
dazu  kann  das  Vormundscliaftsgericht  nicht  für  befugt  erachtet  werden« 
Aus  dem  T^r/ieluingsrecht  der  ^fiitter  folf^^te  ihre  Befugniss,  für  ihre  Kinder 
die  evangelische  Schule  auszuwählen,  sofern  nur  für  den  kathoUschen  Keli- 
gionsunterricht  gesorgt  war.  £s  war  daher  zu  prüfen,  <^  der  katholische 
Religionsonterrieht  in  der  oTangelischmi  Volksschule  «dadurch  gewihrlnstet 
werden  kann,  dass  den  Kindern  durch  katiiolische  Qdstliche  oder  Lehrer 
die  nötliige  Unterweisung  in  der  katholischen  ReligioB  ertheilt  wird*^  K 

Ans  dem  b(.'zei(diut'ten  Grundsat?:e  zog  das  Kammergericht  in  einem  nn- 
dereu  Kechtslaile  die  weitere  Folgerung,  daas  ein  Vormund  nicht  zu  tadeln 
sei)  der  auf  Wunsch  der  Mutter  die  Kinder  in  eine  von  der  Mutter  bestimmte 
Schale  schicke.  Das  Amtsgericht  zu  Dortmund  hatte  einen  Vormund  an- 
gewMsen,  die  Mfindel  in  die  katiiofiKdie  Probeteischale  zu  sohidcen.  Der 
Vormund  scliicktc  die  Kinder  auf  Wnnsoh  der  Muttor  in  die  altkatholische 
^'diule.  Es  wurde  dcsliulb  vom  AmtsgenV1it<^  'mtk'  OrdnungKstrafe  gegen  den 
\  ormund  auf^^edroht  und  dann  festi,'esetzt.  Kino  Besehwer<le  des  Vormundes 
wurde  durcli  das  Landgericht  zu  Dortmund  zurückgewiesen.  Dagegen  eine 
weitere  Beschwerde  des  Vormundes  führte  zur  Aufhebung  der  Vorentschei- 
dungen und  zur  Niederschlagung  der  Ordnungsstrafe,  weil  die  §|  27  und  51 
mit  Unrecht  angewendet  waren.   Die  Wahl  der  Schule  stand  der  Mutter  zu. 

*  Die  Bffoli'iüi^'  der  fresetzlichen  Vorschrift  kann  «ojrflr  dahin  l&hten,  dass  ein 
Kind  Uberhaupt  keinen  Religionsunterricht  erhJUt.    Vgl.  anteu,  C. 

*  Besehlus«  des  Kammergerichts  vom  24.  November  16S4,  Jahrb.  Bd.  V,  Nr.  26, 
S.  66—69. 
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Dfts  Amtsgericht  hatte  die  gwtzlichen  Yorgchriften  verletzt,  lindem  es,  ohne 
die  Anordnung  der  Mutter  zu  berücksichtigen,  den  Vormund  dafür  verant- 
wortlich machte,  dnss  die  Kinder  nicht  in  der  Religion  des  Vaters  nnterrichtot 
wurden  .  .  .  Wie  der  Vormund  der  ihm  uud  der  Mutter  obliegenden  l'Hicht, 
die  Mfindel  in  der  katholiBcheu  Religion  erziehen  [unterricliten]  /,u  lassen, 
naehkommen  will,  ist  seiner  und  der  Matter  Entschliessung  anheimgegeben. 
Ob  sie  eine  katholische  Schule  in  Dortmund  wühlen  wollen,  .  .  .  haben  sie  zu 
bestimmen  .  .  .  Auf  die  Anzeii^r  des  Vormundes,  dass  die  Kinder  auf  "Wunsch 
der  Mutter  in  der  altkatholiselieii  Schule  untergebracht  «»eien ,  durfte  das 
Amtsgericht  nicht  sofort  eine  Ordnungsstrafe  gegen  den  Vormund  festsetzen ; 
e«  hatte  vielmehr  nur  zu  prOfen,  ob  damit  den  gesetzlichen  Vorschriften 
ftbcr  die  religiSee  Erziehung  der  Bänder  genflgt  sei,  und  wenn  dies  niobt 
der  Fall  war,  dem  Vormunde  und  der  Mutter  die  Wahl  einer  andern  Schule 
aufzugehen.'^  * 

Genügt  eine  Mutter  der  gesotzliehen  Vorschrift,  indem  sie  ihre  Kinder 
im  Glaubensbekenntnisse  des  Vaters  unterrichten  lüsst,  so  kann  sie  nicht 
gehindert  werden,  ihre  Knder  mit  mdi  in  dieKirehe  zu  nehmen.  Die 
Zeitungen  meldeten  folgenden  Fall.  Ein  Protestant  war  mit  einer  Katholikin 
verheiratet.  Die  Trauung  hatte  in  der  katholischen  Kirche  stattgefunden. 
Auch  liattc  der  Vater  die  Kinder  katholisch  taufen  und  erz:iehen  lassen. 
Später  veiliecs  or  seine  Familie ,  und  sein  Autenthalt  war  nicht  zu  ermitteln. 
Die  Mutter  aaiiiu  ihre  Kinder  regelmässig  mit  sich  in  die  katholische  Kirche. 
Sie  wurde  durch  die  «OberTOrmttndsohaft8bebörde%  das  Landgeridit  zu  Posen, 
„benaohriditigt,  dass,  wenn  sie  ihre  Kinder  noc^  femer  zur  kathoHsehen 
Kirche  führe,  die  Erzie1iun*<:  der  Kinder  ihr  abgenommen  werde'' Yer- 
muthlich  ist  der  Zeitungsbericht  ungenau.  Denn,  abgesehen  von  der  Frage, 
oh  bei  Lebzeiten  des  Vaters  und  bei  bestehender  Ehe  ein  Einp:reifen  des  Vor- 
mundschaftsgerichts in  die  religiöse  Erzieliung  der  Kintier  überhaupt  statthaft 
ist,  80  konnte  der  Mutter  nicht  verboten  werden,  ihre  Kinder  mit  sich  in  die 
katibolisehe  Kirche  zu  nehmen. 

b)  Reiigioisunterrieht  bei  Lebzeiten  des  Vaters. 

Der  Entwurf  eines  Allgemeinen  Gesetzbuches  für  die  preussisohen 
Staaten  Ton  1784  hatte  (nadi  Im  Torbildo  des  schlesischen  Regle- 
ments Yom  8.  August  17Ö0)  für  die  Religion  der  Kinder  aus  gemisch- 
ten Ehen  die  Bestimmung  getroffen,  dass  die  Söhne  dem  Yater,  und 
die  Tochter  der  Mutter  folgen  sollten.  Es  sollte  den  Eltern  nicht  ge- 
stattet a('!ii,  von  dieser  gesetzlichen  liestimmun^  abzuweichen;  Suarez 
verlangte  „eine  ganz  apodiktische  und  unabäiid erliehe  (liltigkeit  der 
gesetzliehen  Bestimmungen,  um  alle  gegenseitigen  Lacessirungen  zwi- 
schen den  Kliegattcu  abzuschneiden" 

>  Bcschlam  des  Kaminergeriohtt  vom  27.  October  1664,  Jahrb.  Bd.  V,  Nr.  25  B, 

5.  63—65. 

*  KdMlaebe  VolkaseHung  vom  9.  MSn  1889,  1.  Blatt,  und  Qeroisiiis  von 

6.  Mftrs  1889,  1.  Blatt,  ans  dem  Kuryer  PosnaAski. 

'  Vgl.  die  BemerkiTTigen  der  Gesctzrcvisorrn  7ti  Ppnsmra  XV.  mitgetheilt  hei 
Benkert,  Religions-  und  Kirchenfreund,  18a2,  Ö.  693,  und  bei  B.  HUbler,  Die 
religiöse  Erziehung  der  Kinder  ans  gemisehten  Eben  im  Qebisi  des  prsasstseben 
Allgemehien  Lendreehto,  8.  4, 
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Diesem  strengen  und  einfachen  Grundsatze  des  Entwurfs  von 
1784  folgten  die  §§  76  uinl  77  II  2  des  Allgemeinen  Landrechts.  Der 
§  76  lautet:  „Sind  die  Klteru  verschiedenen  Glaiibensbekenntuissen 
zugethan,  so  müssen,  Itis  nnf^h  zurückgelegtem  vierzehnten  Jahre, 
die  Söhne  in  der  Religion  de»  A  aterd,  die  Töchter  aber  in  dem  Glau- 
bensbekenntnisHö  der  Mutter  unterrichtet  werden.*  2saoh  dem  Wort- 
laute dieser  Yorschrift  sollte  jede  Abweichung  von  der  gesetslieheii 
Bestimmung  unstatthaft  sein.  Im  Einklänge  hiermit  stand  §  77.  Ein 
Tertrag,  wodnreh  sich  die  Eltein  verpflichteten,  alle  Kinder  im  Glau- 
bensbekenntnisse des  Vaters  oder  der  Mutter  zu  unterrichten  oder 
sonst  von  der  gesetzlichen  Yorschrift  abzuweichen,  war  ungiltig  ^  Gegen 
§  77  wurde  das  Bedenken  geäussert,  er  enthalte  eine  „Beschränkung 
der  natürlichen  Yertragsfreiheit".  Suarez  trat  dieser  Meinung  nicht 
entgegen.  Gleichwohl  vertheidigte  er  die  Yorschrift  aus  Zweckmässig- 
keitsgründen,  indem  er  (hirauf  hinwies,  dass  solche  Verträge  durch 
„Collision  zwischen  lieligiosität  und  Liebe"  veranlasst  würden  und 
später  leicht  zu  ,Keue"  führten*. 

*  Das  heisst,  die  Erfüllung  eines  solchen  Vertrages  kann  uicht  erzwungen  wer- 
den. Der  Vertrafr  ist  nicht  binrlond.  Es  kmiii  uicht  behauptet  werden,  das  preus- 
aisclie  Keclit  verwerfe  die  ^Zuläsaigkeit''  der  Verträge.  Ein  so  ungenauer  Ausdruck 
findet  aich  s.  B.  im  Vorbeiidite  der  entm  Depntation  der  ersten  kön^lieli  dlehel- 
schen  Kammer  vom  27.  S^tember  ISSS,  Lasdtegeacten,  Beilagen  der  ersten  Knnuner, 
1.  Sammlung,  S.  412. 

'  Vgl.  Motive  zur  (ieactzrevision ,  Fensum  XV,  iu  Benkerts  ßeligioaa-  und 
Kirehenfreund,  1883 ,  S.  890,  691,  md  bei  B.  Hfibler  a.  a.  O.  —  Bin  fthnliches 
Bedenken  gegtti  die  Vorschrift  des  §  77  wurde  später  erhoben  und  ebenfalls  nicht 
mit  Rechtsgründen,  sondern  mit  Zweckmässigkeltsrückaichten  beseitigt.  Der  Justiz- 
minister  regte  nämlich  bei  der  Gesetsreviaion  die  Frage  au,  ob  uicbt  §  77  „als  der 
Tolerans  vidersprechend  und  die  Freibeit  beschritnlcend  auftubeben  sein  durfte**. 
(Vgl.  hiergegen  oben,  S.  69,  70.)  Doeh  virurde  er  durch  ein  Gutachten  des  ^linisters 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  bewogen,  die  Frage  fallen  zu  lassen.  Der  Minister 
der  auswärtigen  Ajigelegenheiten  meinte,  ea  könne  „allenialls  zugeigeben"  werden, 
ndass  die  Vorschrift  des  §  77  gewissermasaen  eine  Art  der  Bescbr&nknng  der  natür- 
lichen und  häuslichen  Freiheit  überhaupt  sei**.  Sine  solche  Beschrliikung  sei  al)er 
nothwendig.  Das  Geeetz  mtlsse  ,,den  Protestanten  zu  Hilfe  sein",  um  zu  verhindern, 
daas  qin  jeder  gemischten  Ehe  eine  protestantische  Familie  uuteiiibar  verloren  gehe,  und 
der  Katholieismas  immer  mehr  Platz  greife**.  Denn  jedem  „rechtgesinnten  Kathollken** 
sei  es  „nach  seinem  Glanben  unmi. glich,  seine  Kinder  rnhig  in  einer  andern  Religion 
erziehen  zu  sehen,  wogegen  es  rien  Protestanten  nicht  nn  Beruliigungsf2:rthKlen  fehlt^. 
Vgl.;  Motive  ZOT Gesetzreviaion,  Pensum  XV,  in  Benkerts  Religiona-  und  Kirchen- 
freund,  1882,  S.  691—898;  A.  Franz,  Die  gemischten  Ehen  in  Schlesien,  S.  49~ö2 
(Breslau  1878).  -~  Man  kSnnte  meinen,  Jene  Aasführung  bitte  su  dem  Behliiaae 
fllltren  mil^sen ,  tlass  zwar  nicht  die  evangelische,  wolil  aber  die  katholische  Er- 
ziehung gütig  vereinbart  werden  könne,  weil  es  zur  Keclitfertigung  des  Versprechens, 
die  Kinder  katholisch  zu  erziehen,  „den  Protestanten  nidit  an  BeruhigungsgrUndeu 
fehlt'',  und  weil  die  kaiholisehe  Ensiebnng  der  Kinder  Ar  jeden  „reebl^innton  Ka- 
tholiken'"' eine  Gewissenspflicht  ist.  Allein  jene^  Gutachten  den  Ministers  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  beruhte  auf  der  Annahme,  dasä  auf  das  Gewissen  der 
Katholiken  und  Protestanten  kein  entscheidendes  Gewicht  zu  legen  sei,  weil  sonst 
»der  Katholiciamue  immer  mehr  Pinta  greifs'*,  waa  iureh  die  Staatsgewalt  verbindert 
wwden  mQase. 
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^Erst  in  letzter  Rcdaction*  und  gegen  «Ins  Votum  von  Suarez 
wurde  der  jetzige  §  78  „nachträglich  in  daa  AUgemriiie  Laudrecht 
eingeftigt"  K  Derselbe  lautet:  „Solange  jedoch  Kltcrn  über  den  ihren 
Kindern  zu  ertheilenden  Religionsunterricht  eimg  sind,  iiat  kein  Dritter 
ein  Beoht,  ihnai  darin  m  widersprechen.*  *  Es  wurde  also  den  Eltern 
gestattet,  alle  £inder  im  Religionsbekenntnisse  des  Vaters  oder  der 
Matter  zu  unterrichten  oder  sonst  den  Religionsunterricht  der  Kinder 
unter  Abweichung  von  der  gesetzlichen  Torsehrift  zu  bestimmen.  Doch 
war  eine  Verständigung  hierüber  gesetzlich  nicht  bindend,  da  der 
Ghmndsatz  von  §  77  unverändert  bestehen  blieb.  Sobald  die  Eltern 
unoins  wurdon,  konnte  dor  Vater  ebenso  wie  die  ^Futter  auf  Beobach- 
tung der  gesetzlichen  Vorschrift  bestehon,  wonach  die  Söhne  in  der 
Religion  des  Vaters,  die  Tricbrer  aber  im  Glaubensbekeniituisse  der 
Mutter  unterrichtet  werden  inuasreTi. 

Die  Declaration  vom  21.  November  18Ü3  änderte  den  in  §  76 
enthaltenen  Hauptgrundsatz  und  beliess  den  Vorschriften  von  §§  77,  78 
ihre  entspreohende  Geltung  unter  dem  neuen  Gesetze.  Veranlasst 
wurde  die  Declaration  durch  einen  Reohtsfall.  Ein  katholischer  Mann 
in  Schlesien  stritt  mit  seiner  geschiedenen  OTangelischen  Ehefrau  fiber 
den  ReltgionBunterricht  seiner  Töchter.  Er  wollte  ihnen  katholischen 
Religionsunterricht  ertheilen  lassen,  während  die  Frau  darauf  bestand, 
dass  die  Töchter  dem  Gesetze  gemäss  im  Glaubensbekenntnisse  der 
Mutter  unterrichtet  würden.  Der  Autrag  des  Vaters  wurde  zurück- 
gewiesen. Die  Tr>('hter  mussten  im  Glauhcnsbelcf^Tintnisse  der  Afutter 
unterrichtet  werden.  Aus  diesem  Anlasse  ertorii»  rte  der  Küni;;  ein 
Gutacliteii  über  die  Frage,  „ob  es  nicht  ratlisanier  sei,  clielicho  Kinder 
immer  in  der  Religion  des  Vaters  erziehen  zu  lassen,  damit  der  Uo- 
ligionsunterschied  in  den  Familien,  der  nachtbeilige  Spaltungen  ver- 
anlassen könne,  nicht  verewigt  werde^.  Der  Justizminister  befürwortete 
zwar  die  Aufrechthaltung  des  gesetzlich  ausgesprochenen  Grundsatzes. 
,,Allein  des  Königs  Majestät  befahlen  die  Abänderung  des  Gesetzes, 
als  eine  wirksame  Massregel  gegen  das  PrOBelytcn.'^ystem  der  Katho- 
lischen,  und  so  wurde  die  Verordnung  vom  21.  November  1803  er- 
lassen, wonach  bei  entstehendem  Streit  der  Vater  berechtigt  sein  soll, 
die  Kinder  bis  zu  den  Unterscheidungsjahren  in  seiner  Religion  zu 
erzielien."  ^ 

Aus  der  Declai'atiou  vom  21.  November  lb03  ist  zu  folgern,  .,dass 
bei  Lebzeiten  der  Eltern  die  religiöse  Erziehung  der  Kiuder,  wie  über- 


*  B.  Httbler  a.  a.  O. 

*  E«  -wurde  venftumt,  naeh  dieB«r  EbMehiebnng  den  Entwurf  weiter  nrnsu- 
arbeiten.    Vgl.  darliber  unten,  S.  145,  146. 

*  So  berichten  die  Gesetzrevisoren.  Vfjl.:  Bpiikert,  Religions-  und  Kirchen- 
freund,  1832,  S.  088,  089;  Bornemann,  Preussisches  Civilrecht,  Bd.  V,  279 
(3.  Aufl.);  A.  Fran«,  Die  gemlsobten  Ehen  in  Sehlesien,  8.  68,  54;  B.  Httbler, 
Die  religiöse  Erziehung,  8.  9;  Hinrlehs  Im  Arehiv  l&r  die  olvilistlsehe  Praxis, 
Bd.  LXXV,  8.  tlO. 
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haupt,  80  auch  bei  gemischten  Ehen,  der  freien  Bestimmung  derselben 
überlassen  ist  .  .  .  Dom«];pmäsp  kann  es  auch  nicht  als  gcsctzlieh  un- 
zulässig erachtet  werden,  dass  vertragsmässii?  Bestimmuiiti^cn  fib^r  die 
religiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  gern  lach  leu  Ehen  von  deu  i^fern 
getroffen  werden"  Kur  sind  solche  Yerträge  nach  v?  77  nicht  bindend. 
Der  Yater  iat  „berechtigt,  die  Kinder  in  beiuer  lieligion  zu  erziehen", 
wie  die  GesetzreYisoren  richtig  bemerken'.  Er  hat  aJbdr  audi  das 
Beobtf  die  Unterriohtung  und  Erziehung  im  CtlanbenBbekemitmsBe  der 
KRtter  zu  gestatten.  Er  kann  sogar,  im  EinTeratSncbisae  der  Matter, 
die  Kinder  in  einem  dritten  Gflanbensbekenntniase  erziehen.  Im  wesent- 
Hohen  gelten  also  nach  der  Deolaration  TOn  1803  bei  Lebzeiten  beider 
Eltern  die  Grundsätze  des  gemeinen  deutschen  Rechts.  Wollte  der 
Vater  etwa  wider  den  Willen  der  Mutter  die  Kinder  der  griechiscli- 
kathrdischen  Rrdifrion  oder  der  russischen  Staatskirche,  dem  jüdisclien 
oder  dem  mohammedanischen  Ghiuben  zuführen,  so  würde  die  Mutter 
berechtigt  sein,  zu  widersprechen  und  din  Befolgung  der  gesetzUclieu 
Vorschrift  zu  verlangen.  Es  ^YÜrde  siclä  diinn  fragen,  ob  ein  solcher 
Streit  durch  das  Vormundschaftssgericht  oder  durch  djis  Processgericht 
zu  entscheiden  wäre'.  Indessen  sind  derartige  Streitigkeiten  der  Ehe- 
leute über  die  religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder  bei  den  (3teriehten 
gänzlich  unbekannt*. 

Für  den  Fall,  daea  beide  Eltern  ursprünglich  dem  nämlichen 
Glaubensbekenntnisse  angehörten,  jedoch  der  Vater  oder  die  Mutter 
dies  Bekenntniss  wechselt,  und  damit  die  ursprünglich  ungemischte 
Ehe  in  eine  gemischte  verwandelt  wird,  fehlen  besondere  Bestim- 
mune-eii.  Die  Vorschriften  der  Declaration  von  1808  und  des  All- 
gemeinen Landrccht.s  sind  aber  so  allgemein  gcfasst,  dass  sie  auch  für 
diejenigen  Kinder  gelten,  die  vor  dem  Bekenntnisswechsel,  in  einer 
damals  ungemischten  Elie,  geboren  sind.  Denn  solche  Kinder  werden 
von  Eltern  erzogen,  die  „verschiedenen  Glaubensbekenntnissen  zugethan" 
sind.  Wird  also  eine  ursprünglich  ungemischte  Ehe  dadurch  zu  einer 
gemischten,  dass  der  Tater  sein  Glanbensbekenntniss  ändert,  so  müs- 
sen in  dieser  Ehe  in  der  Begel  alle  Kinder  im  neuen  Glaubens- 
bekennteisse  des  Vaters  unterrichtet  werden,  obwohl  sie  bis  dahin 
der  gemeinsamen  Confession  beider  Eltern  folgten.  Doch  kumi  nie- 
mand den  Eltern  widersprechen,  solange  sie  darüber  einig  sind,  dass 
die  Kinder  den  Beligionsunterricht  im  bisherigen  Glaubensbekennt- 
nisse erhalten. 


1  stiehl,  Ceotralblatt,  1859,  S.  421. 

*  Ebenso  s.  B.  Bornemaou,  Preussisches  CivUreclit,  Bd.  V,  S.  279. 

<  Vgl.  die  Urtheile  des  Beldugeritthta  vom  Ii.  Mün  und  30.  Jnni  1S89, 

Entsch.  Bd.  XXTIT,  S.  385—388;  Justizministcrialblatl,  1889,  S.  275—278. 

*  Vgl.  Hiurichö  im  Archiv  für  civiliaUschf  Praxis,  Bd.  LXXV,  S.  103—105: 
.  .  .  „Hat  man  je  von  einer  derartigen  Procedur,  nur  von  einem  Versuche  einer 
•oldien,  ventommeaf  ...  Praktlsdie  Bedeutang  erlttigwi  diu  BeaUmmiisgeiL  ent 
mit  Auflösnng  der  Ehe.** 
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Ebenso  fehlen  besondere  Vorschriften  für  die  durch  eine  ge- 
miaehte  Ehe  legitimirteu  Kinder.  Nach  §  596  II  2  des  Allge- 
meinen Landrechts  liabeu  legitirairte  Kinder  in  der  Regel  alle  Rechte 
imd  Verbindlichkeiten  eines  ehelichen  Kindet*.  Ks  re(  htfertif>t  sich 
daher  die  Aiinnlune,  dass  die  Vorschriften  der  Declaration  von  lb03 
und  die  entsprecheuden  Vorschriftea  des  All<;enieiiie!i  Landrechts  auch 
auf  die  durch  eine  gemischte  Ehe  legitimirteu  Kinder  Anwendung 
tiudeu,  da  die  EUeru  dieser  Kiuder  verschicdeoeu  Glaubeuäbekeuut- 
niseea  zugethan  siad. 

Die  vorstehenden  Onmdsatze  gelten  auch  dann,  wenn  die  vi t er« 
Hohe  Gewalt  aufhört  oder  beaehrSnkt  wird.  Denn  die  g§  76 
bis  85  enthalten  keine  Ausnahme  für  die  in  §§  255—266  bezeich- 
neten Fälle,  und  sie  stehen  mit  den  Yorschriften  über  die  väter* 
liehe  Gewalt  in  keiner  unmittelbaren  Verbindung.  Wäre  aber  aucli 
eine  solche  Verbindung  anzünehmen,  so  würde  doch  der  Vater  nach 
§>5  2611  zur  Erfüllung  der  mit  d"r  väterlichen  Gewalt  verbunde- 
nen Pflichten  verhattet  bleiben.  Keineufalls  können  die  Rechte  der 
Mutter  dadurch  geschmälert  werden,  dass  der  Vater  die  vätrrliche 
Gewalt  verliert.  Ein  solcher  Fall  trat  z.  B.  dann  eiu,  „wenn  der 
Vater  wegen  grober  Verbrechen  zu  harter  und  schmählicher  Zucht- 
haus-  oder  Festungsarbeit  vemrtheilt''  wurde*.  Dadurch  wurde  in 
gemischter  Ehe  die  Ehefrau  des  Terurtheilten  nicht  verhindert,  ihre 
Kinder  in  ihrem  Ghlaubensbekenntnisse  eu  unterrichten,  wenn  sie 
darüber  mit  ihrem  Ehemann  einig  war,  und  zwar  ohne  Unterschied, 
ob  die  Einigung  vor  oder  nach  Antritt  der  Zuchthausstrafe  erfol^rte. 
Denn  in  beiden  Fällen  trifft  die  Vorschrift  des  §  78  zu.  Es  würde 
auch  unverständlich  sein,  wenn  eine  solche  !Mutfer  nicht  einmal  so 
viel  Hecht  haben  sollte,  als  eine  geschiedene  Ehofrau,  die  Schuld  an 
der  Scheidung  trug. 

Trotzdem  wurde  das  Gegeutheil  in  folgendem  liechtäfalle  augetioninieii. 
Ein  Protestant,  dessen  Eb^rau  katholisch  war,  wurde  zu  Zuchthaus  vemrtfaeilt 
und  verbfisste  seine  Strafe.  Dann  kehrte  er  an  semer  Familie  zurück.  Beide 
Eltern  wollten  ihren  Sohn  katholisch  rr  i  Ii  i  und  schickten  ihn  in  die  katho- 
lische Schule.  Sie  wurden  aber  duii  li  das  Vonnnndschaftsgcricht  <;enr.fhigt, 
das  Kind  in  eine  t  vaiii^'clisrlu'  .Scliule  zu  schicken.  Die  Muiter  beschwerte 
sich  hierüber  an  Allerhöchster  Stelle.  Sie  wurde  alj."!>ehläglich  beschicden, 
durch  folgende  Eröffnung.  ^Xach  erfolgter  Ernennung  eines  Vomiandes 
musste  das  königliche  Vormundsohaftagericht  darauf  halten,  dass  Ihr  Sohn 
in  der  evangelischen  Religion  erzogen  werde,  da  Ihr  Ehemann  evangelisch 
ist,  und  dessen  zuerst  im  Zuchthause  abgegebene  und  nachher  wiederholte 

•  Ob  eine  seit  (Tcltung  des  Stratge.-^eUbuclies  für  das  deutache  Reich  erlolgte 
Verurtheiluag  zu  Zuchthausstraie  die  nämliche  Wirkung  hat,  ist  streitig.  Vgl.: 
di«  Urthdle  des  Retchsgeriebto  vom  7.  Juni  ISflO  (Jastlsminiaterialblatt,  1881,  S.  22), 
betr.  §  704  II  1  Allgemeinen  Laiidreclits,  und  vom  6.  Octobor  1SS5  (Entscli. 
m.  XV,  S.  313,  Rhein.  Archiv,  Bd.  LXXVI,  Abtb  S.  102),  und  vom  Iii.  April 
1886  (Jur.  Zeitschrift  für  Els&as-Lothriugeu ,  Bd.  :vl,  S.  294),  betr.  Art.  232  des 
Code  cMl;  Oppen  hoff,  CommeDtar  xn  §  15,  Note  7  (11.  Anfl.  1888). 
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Erklaru!]g,  dass  sein  Sohn  in  der  katiioH»elicn  Religion  erzogen  werden  solla, 
keine  roclitliclic  Wirkunj^  haben  kann,  weil  or  mit  seiner  Verurtheihinj^  zu 
einer  Zucbrliausstrafe  dio  väterliclie  (Jewalt  verloren  hat  und  dieselbe  auch 
nach  Abbüs5sini<i;  der  .Strafe  nicht  wieder  erlanj^t.**  * 

Durch  den  Tod  der  Mutter  wird  das  Recht  des  Vaters  uielit 
wesentlich  geändert.  Hatte  er  die  Kinder  bisher  im  Bekenutuisse  der 
Mutter  nnterrichten  lasBen,  bo  kann  er  die  darin  enthaltene  Wiliens- 
erklSrung*  Sndem  und  fortan  die  Kinder  in  seiner  Oonfession  unter- 
richten und  erziehen,  ebenso  wie  ihm  dies  bei  Lebzeiten  der  Matter 
zustand.  Er  kann  aber  auch  die  Erziehung  der  Kinder  in  der  Reli- 
gion der  Mutter  nach  deren  Tode  fortsetzen.  Hatte  er  die  Kinder 
bisher  in  seinem  eigenen  Bekenntnisse  erzogen,  so  kann  er  doch  nicht 
gehindert  werden,  die  Kinder  fortan  in  der  Confession  der  Mutter  zu 
erziehen.  Dies  wür<ie  dem  Gesetze  wenigstens  dann  entsprechen,  wenn 
der  Vater  etwa  schon  bei  Lebzeiten  der  Mutter  sich  mit  ihr  dahin 
geeinigt  hatte,  diis;5  er  nach  ihrem  Tode  die  Kinder  in  ihrer  Confes- 
sion erziehen  würde.  Allein,  auch  abgesehen  von  dem  Beweise  einer 
Einigung  der  Eltern,  würde  weder  eine  Polizeibehörde  noch  eine 
Schnlbehorde  gesetzlich  berechtigt  sein,  gegen  die  Bestimmung  des 
Vaters  Widerspruch  zu  erheben  (vgl.  S.  93);  und  ein  etwaiger  Wider- 
spruch seines  Seelsorgers  wurde  Ton  den  Staatsbehörden  nicht  zu  be- 
achten sein.  Ebenso  v  onl^  würde  dem  Yormundschaftsgerichte  die 
Befugniss  zustehen,  in  die  Entscheidung  des  Vaters  einzugreifen 

Tm  .Talire  1804  wollte  ein  evang'eH>;eher  Mann  in  Keiciienhacli  nach  dem 
Tode  seiner  katholischen  Ehefrau  seine  erst  dann  fsehuljiHichtiir  ^^ewordcjien 
Töcliter  in  der  evangelischen  Confession  unterrichten  hissen.  Der  katholische 
Schullehrer  behauptete,  die  Mädchen  müssten  in  der  katholischen  Religion 
unterrichtet  werdm.  Nach  yorstehender  Auslegung  des  Gesetzes  konnte  der 
Vater  seinen  Willen  durchsetzen,  weil  der  Schullekrer  nicht  berechtigt  war, 
ihm  zu  wider^spreehen.  An-^^f^rdem  rechtfertiEfte  «sieh  die  T''nterriehtuiig  in 
der  Religion  dos  Vaters  schon  nach  der  Deelaration  von  1803".  Der  (ielieime 
Staatsrath  gelangte  /u  <ier  »läudicheu  Entscheidung.  Er  stützte  sich  aber 
auf  die  Vorschriften  von  §§  74  und  78  (ohne  die  Berechtigung  des  Schul- 
lehrers  zur  EinmuKshung  in  die  Tfiterliehe  Bestimniung  zu  bem&ngelnX  «indem 
die  Anordnung  der  Art,  wie  das  Kind  erzogen  werden  «oll,  dem  Vater  hauptsächlich 
zusteht,  und  solange  die  Kitern  eini?  ^^ind.  kein  Dritter  ein  Recht  hat,  ihnen 
zu  widersprechen.  Es  kann  also  auch  nach  dem  Tode  der  Mutter  den  katho- 
lischen SchuUelirern  durchaus  nicht  gestattet  werden,  den  Vater  hierüber  ein- 
zuschränken* Es  wurde  mithin  anerkannt,  dan  die  in  §  78  bezeichnete  Wirkung 
einer  Einigung  der  Eltern  auch  nach  dem  Tode  der  Uutter  fortdauert  ^ 


*  Frlasa  des  .Tnstijiministers  Simons  ■and  r!'-f  ('ultusminiaters  vott  Rathmann« 
Hollweg  vom  6.  März  1860,  in  Stiehls  Centralblatt,  1860,  S.  244. 

*  Vgl.  L.  E.  W.  Schmidt,  Preussischee  Famllienrecht,  S.  499. 

*  Erlaas  des  Gebelmcn  Stsatnstiia  (▼.  Reck,  t.  Ooldbedc,  t.  Thnlmetor,  v.  M«8> 
sow)  vom  30.  Juli  1804,  bd.  Rftbe,  Ssmmliuig  prettssiseber  Oesetie  mid  Verozd» 
naugeo,  Bd.  VHI,  S.  128. 

*  Eine  Entacheidung  dieser  Rechtsfrage  hätte  nach  dem  Gesagten  vermieden 
Verden  können. 
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Die  Gesetzesvorschriften  über  den  Religionsunterricht  der  Kinder 
in  oder  aus  gemischten  Ehen  sind  auch  dann  massgebend,  wenn  eine 
Ehe  geschieden  wird.  Die  §§  92 — 107,  über  Erziehung'  der  Kinder 
aus  geschiedenen  Ehen,  finden  auf  die  rehgiöse  ünterrichtiin?  der 
Kinder  aus  gemiscliteu  Ehen  keine  Anwendung,  weil  darüber  be- 
sondere Yorschriften  erlaaaen  sind,  die  das  sonstige  Erziehungsrecht 
der  Eltern  unberührt  lusen. 

Der  kaäioliBche  Metalldreher  H.  zu  Baiersdorf  in  Bayern  und  dessen 
protestantische  Ehe&au  hatten  Tor  Eingehung  der  Ehe,  am  6.  Mai  1876,  zu. 
BaitMsdorf  einen  Yertrac:  j^csphlossen,  wonach  alle  ihre  Kinder  kathohsch  er- 
zogen worden  sollten.  E?!  wurde  in  der  Ehe  eine  Tochter  geboren,  dann 
aber  durch  rechtskräftigesj  Urtlieil  des  Landgerichts  zu  Nürnberg  vom  29.  Sep- 
tember 1884  die  Ehe  gesclüedcn,  und  der  Ehemann  für  den  schuldigen  Theil 
erklärt.  Die  geschiedene  Ehefrau  wollte  ihre  Tochter  protestantisch  erziehen. 
Sie  behauptete  unter  anderm,  der  Vertrag  sei  durch  das  Scheidungsurtheil 
in  Gemässhcit  der  T)estiTnmun;^on  des  pronssisehen  Allgemeinen  Landrechts 
unwirksam  ^q'cwoiHleii.  Durch  den  Verwalturigsgerichtsliof  wurde  dieser  Ein- 
wand verworfen,  und  die  katholische  Erziehung  des  Kindes  angeordnet.  Der 
Gerichtshof  fahrte  aus,  die  Wirkungen  der  IQhescheidung  seien  nach  den 
Vorschriften  des  preussischen  Allgemeinen  Landrechts  zu  beurtheüen ,  weil 
dasselbe  an  dem  Orte  gilt,  wo  die  Ehegatten  bei  Einleitung  des  Ehcschci- 
dunir-^v'  rtahrens  wohnfcn.  Allein  in  §  92  II  2  des  AMii;emeinen  Landrechts 
sei  nur  eine  JRegel  ausgesj)roelien ,  und  aus  den  näheren  Bestimmungen  von 
93 — 100  sei  zu  folgern ,  dass  der  geschiedene  Ehemann  das  Erziehung's- 
recht  nicht  Torloren  habe.  Daher  sei  die  geschiedene  Ehefirau  nicht  betagt, 
dnseitig  fiber  Erziehung  ihrer  Tochter  zu  bestimmen.  Folglich  seien  die 
Bestimmungen  des  Vertrags  vom  Jahre  1876  auch  nach  der  Scheidung  noch 
massgebend  K 

c)  Reli^ionsimterriclit  nach  dem  Tode  des  ^  ater.«. 

Aus  der  Kinschiebung  des  i:  7S  in  den  urs[)rünglichen  Entwurf 
ergab  sich  die  Aufgabe,  hiermit  die  übrigen  Paragraphen  in  Einklang 
zu  setzen.  Namentlich  hätte  die  apodiktische  Fassung  von  §  70  durch 
einen  Zusatz  („in  der  Regel")  ubgcdchwächt,  und  eine  entsprochende 
Aenderung  in  §  83  vorgenommen  werden  sollen,  Koch  wichtiger  war 
die  Frage,  wie  §  80  nach  jener  Einschaltung  lauten  sollte.  Eine 
Prüfung  dieser  Qesetzgehungsfragen  wurde  verabsfinint. 

Der  Wortlaut  des  §  80  passte  nicht  mehr  für  den  Fall ,  dass  die 
Eltern  von  der  ihnen  durch  §  78  gegebenen  Befugniss  Gebrauch  ge- 
macht hatten.  „Auch  nach  dem  Tode  der  Eltern  muss  der  Unter- 
richt der  Kinder  in  dem  Glaubensbekenntnisse  desjenigen  von  ihnen, 
zu  dessen  Geschlecht  sie  gehören,  fortgesetzt  werden.'*   Diese  Y^^' 


*  Entscheidung  des  bayerischen  Verwaltungsgerichtshofes ,  vom  29.  October 
18SG,  Sammhing  Bd.  VIK,  Nr.  34,  S.  151.  —  Wäre  dieser  Rechtsstreit  von  preus- 
sischen Oericbten,  im  Ocbieto  des  Allgemeinen  Landrechts,  zu  entsclteiden  geweaen, 
so  hätte  das  in  §  77  II  S  enthaltene  Verbotagesets  beracketcbtigt  werden  mtteaen. 
Vgl.  nnteo,  Absebnitt  X. 

S«liBildt,  CoDfeutoo  der  Xfndw.  10 
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achrift  war  deuüich,  solange  der  §  78  fehlte,  nämlicli  nach  den  Tor* 
söhligen  des  Entwoife  Ton  1784.  Dagegen  nach  §  78  war  eine  Ab- 
weichung von  der  gesetzlichen  Yorschrifl;  statthaft.   Es  konnten  z.  B. 

alle  Kinder  in  der  Religion  des  Vaters  unterrichtet  werden;  dann 
fragte  es  sicli ,  ob  nach  dem  Tode  des  Vaters  der  Unterricht  aller 
Kinder  in  der  Religion  des  Vaters  fortgesetzt  werden  miisste,  oder 
ob  etwa  mit  dem  Todestage  eine  Aenderung  des  Religionsuntf  rriclits 
geboten  war,  so  dass  fortan  die  Söhne  in  der  Religion  des  Vaters, 
die  Töchter  aber  im  GlaubeDsbekeiiDtnisse  der  Mutter  erzogen  werden 
mussten.  Ersteres  ist  als  richtige  Auslegung  des  Gesetzes  anzunehmen. 
Nach  §  80  muas  der  Religionsnntenieht,  die  Kinder  bei  Leb- 
zeiten der  Eltern  erhielten,  „auch  nach  dem  Tode  der  Eltern  fort- 
gesetzt werden''.  Der  Nachdruck  liegt  auf  dem  Worte  «foTtgesetzt*. 
Nur  die  in  der  Mitte  des  §  80  stehenden  Worte,  „in  dem  Glaubens- 
bekenntnisse desjenigen  von  ihnen,  zu  dessen  Geschlecht  sie  gehören", 
sind  in  §  80,  ähnlich  wie  in  §  76,  zufolge  der  nachträglich  eingeschal- 
teten Vorschrift  von.  §  78  zu  ergänzen.  Eine  ergänzende  Auslegung 
ist  hier  unvermeidlich,  weil  der  Wortlaut  des  §  80  nur  den  Fall  be- 
rücksichtiirt ,  dass  bei  Lebzeiten  beider  Eltern  die  Söhne  in  der  Reli- 
giou  des  Vaters,  die  Töchter  aber  im  Gh^ubensbekenntuisse  der  Mutter 
unterrichtet  wurden.  Es  fehlte  eine  ausdrückliche  Vorschrift  für  den 
Fall,  dass  ein  Kind  bei  Lebzeiten  beider  Eltern  noch  keinen  Keli« 
gionsuntemeht  erhielt,  desgleichen  für  diejenigen  Fälle,  in  denen  alle 
Kinder  in  der  Beligion  des  Taters,  oder  Söhne  in  der  Beligion  der 
Mutter,  oder  Töchter  in  der  Beligion  des  Yaters  unterrichtet  ^rden. 
Für  diese  Fälle  konnte  §  80  nicht  wörtliche,  sondern  nur  entsprechende 
Anwendung  finden. 

Einen  ähnlichen  Redaotionsfehler  enthält  die  Deciaration  vom  21 .  No- 
yember  1803.  Sie  nahm  nur  auf  §§  76 — 78  liücksicht  und  änderte  den 
Grundsatz  von  §  76  dahin  ab,  dass  alle  Kinder  in  der  Confession  des 
Vaters  erzogen  werden  sollten ;  sie  sprach  sich  nicht  darüber  aus, 
welchen  Sinn  der  §  80  unter  Herrschaft  des  neuen  Gesetzes  haben 
sollte.  Ueberhaupt  enthält  die  Deciaration  keine  ausdrückliche  Vor- 
schrift für  den  Fall,  dass  der  Vater  gestorben  ist.  Allein  durch  Aende- 
rung des  §  76  wurde  eine  entsprechende  Aenderung  aller  derjenigen  Tor- 
schriften herbeigeführt,  die  von  jenem  Hauptgnindsaize  abhängen,  also 
nicht  bloss  der  §§  77  und  78,  sondern  auch  der  §§  80—82.  Alle  diese 
Torschriften  sind  nicht  mehr  nach  ihrem  ursprünglichen  VTortsinne  zu 
verstehen,  sondern  müssen  mit  Rücksicht  auf  die  Deciaration  eine 
entsprechende  Auslegung  finden  ^   Es  muss  gemäss  §§  46,  49  der 


*  Ebenso  verhielt  es  sich  mit  dem  (durch  das  RcichsgeaeUs  vom  6.  Februar 
1875  mfgefaolvenen}  §  447  II  11  des  Allgemeinen  Landrechts:  „Sind  die  Eltern  von 
verschiedener  Beltgionspartei,  so  gebührt  die  Tmfe  bei  SSlmen  der  Regel  nitdi  d«m 

Pfarror  dos  Vaters,  sowie  bei  TöcTitern  dem  Pfnrrer  der  Mutter."  Die  Yorsrl  rift 
entsprach  dem  g  76  II  2.  Die  Aenderung  des  §  76  durch  §  78  und  durcli  die  De- 
ciaration von  1803  hatte  die  Wirkung,  dass  bei  einem  in  gemischter  Ehe  erzeugten 
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Einleitimg  zum  AUgemeinen  Landrechto  bei  Auaiegung  der  Declaration 
TOü  1808  auf  ihren  ZasammoihaDg  und  den  darin  ausgesprochenen 
Grund  des  Gesetzes,  sowie  auf  allgemeine  Beohtsgnindsätze  Rficksielit 
genommen  werden.  Demgemäss  ist  eine  Wittwe  berechtigt,  die  Kinder 
in  ihrem  Glaubensbekenntnisse  unterrichten  zu  lassen,  wenn  dies  der 
Einigung  entspricht,  die  zwischen  beiden  Eltern  bis  zum  Tode  des 
Vaters  bestand.  Diese  Rechtsansicht  wird  durch  den  Wortlaut  der 
Declaration  verstärkt.  Wollte  man  nämlich  finnehmcn,  nach  dem  Tode 
des  Vaters  raüssten  die  Kinder  in  der  Religion  des  Vaters  unterrichtet 
werden,  ohne  dass  es  auf  jene  Einigung  der  Eitern  ankomme,  so 
müssto  die  Religionsversehiedenheit  zwischen  der  Mutter  und  ihren 
Kindern  fortdauern,  im  Widerspruche  mit  dem  Zwecke,  der  im  Ein- 
gange der  Declaration  bezeichnet  ist. 

Hiernach  sind  die  §§  SO,  81  jetzt  so  zu  verstehen,  als  oh  sie  fol- 
genden Wortlaut  hätten.  §  80:  „Auch  nach  dem  Tode  des  Vaters 
muss  der  Unterricht  der  Kinder  im  Glaubensbekenntnisse  des  Vaters 
begonnen  oder  fortgesetzt  werden;  docli  findet  auch  dann  §  78  ent- 
sprechende Anwendung."  §  81:  „Auf  eine  in  der  letzten  Krankheit 
des  Vaters  erfolgte  Tieligionsänderung  wird  dabei  keine  Rücksicht  ge- 
nommen." Ik'i  dieser  Ausle^ninij:  des  Gesetzen  müssen  Kinder  aus 
einer  gemiscliten  Ehe  nach  dem  Tode  des  Vaters  in  der  Kegel  in  der 
Religion  des  Vaters  unterrichtet  werden.  Eine  Ausnahme  ergibt  sich 
aber  aus  einer  Verbindung  der  Declaration  mit  §§  78  und  80.  lieide 
Sätze  sollen  unter  d)  und  e),  mit  Berücksichtigung  der  Rechtsprechung, 
näher  erläutert  werden. 

d)  Die  geaetsliele  Regel ,  dass  Kinder  ans  einer  gemischten  Ehe  twdi  nsch  dem 
Tode  des  Vaters  seinem  ClanbensbekennfniHe  folgen. 

Nach  der  Declaration  Ton  1803  müssen  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  in  der  Regel  in  der  Beligion  des  Vaters  erzogen  werden,  nicht 
nur  bei  Lebzeiten,  sondern  auch  nach  dem  Tode  des  Vaters,  so  dass 
eine  Wittwe  das  Glaubensbekenntniss  ihrer  Kinder  nicht  andern  kann^ 

Kinde  die  Parocbialrochtc  lünsiclitlicli  der  Taufe  dem  Pfarrer  derjenigen  Cunfeasion 
zustanden,  „in  welcher  das  Kind  nach  der  Uebereinknnit  der  Eltern,  oder  in  Ermang- 
Iviig  einer  Bolchen,  naoli  den  geaeksliehen  Brntinmungen  zu  enicben  ist".  So  ent- 
schied eine  Allgemeine  Verfügung  des  JnatizminlBteis  vom  27.  October  1855.  auf 
Grand  eines  Allerhöchsten  iBriAsaes  vom  38.  December  1608,  Jvstizminlsterislblstt, 
18ö6j  S.  354,  355. 

*  Eine  Circularverfügung  des  Breslauer  A})pellatlon8gericht8  vom  7.  September 
1858  (in  Stiehls  Centralblsftt,  1858,  8.  425)  bemerkte:  ^Iit  der  Vster  der  ttbei^ 

lebende  Tlieil ,  so  kommt  ihm  die  selVistandigp  Bestimmung,  auch  wenn  sie  von  der 
bisherigen  Vereinbarung  abweicht,  zu,  während  die  Mutter  in  dem  gleichen  Falle  zu 
Abweichungen  hiervon  nicht  berechtigt  ist.'*  Dies  ist  nicht  richtig.  Auch  die  Mutter 
luam  von  der  Yerelabsmng  nurUdctretm.  Dann  muss  sie  ihre  Kinder  nach  der  ge- 
setzlichen Vorschrift  im  Glanhenslirlcenntnisse  des  Vaters  initerrichton  lassen.  Viel- 
leicht wallte  das  A]ipeUatii)nsgericht  sagen,  wahrend  der  Vater  nach  dem  Tode  der 
Mutter  berechtigt  sei,  die  Kinder  in  seiner  Coufesslon  zu  unterrichten,  so  stehe  ein 
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Es  läset  sieh  nieht  beliaupteni  die  Mutter  sei  nach  dem  Tode  des 
Yaters  auf  Oiund  Yon  §  78  befiigt,  die  Beligion  der  Kinder  zu  wfihlen, 
weil  jetzt  der  Yater  nielit  mehr  widersprechen  könne.  Denn  unter 
Einigung  der  Eltern  ist,  „wie  auch  der  natürliche  Wortsinn  ergibt, 
der  gemeinschaftliche  Wille  beider  lebenden  Ehegatten,  und  nicht 
bloss  der  mangelnde  Widerspruch  eines  Verstorbenen  aa  yerstehen^  *, 
Die  Wittwe  hat  also  kein  cig-onos  Bestimmungsrecht. 

Die  ovangelischo  Witfrw'o  l  incs  Kathoükon  Torhoiratete  sicli  in  zweiter 
Ehe  mit  einem  Froteätaiiteu  und  wollte  ihio  Kinder  erster  Ehe  in  der  evan- 
gelisohen  Confewion  erziehen.  Das  Stadtgericht  zu  Erfort,  als  Yonmind- 
sohaftsbehörde ,  untersagte  ihr  dies,  „unter  Androhung  Ton  Geld>  und  Qe- 
flfcttfpBiMatrftfpn " .  Sie  beschwerte  sich  bei  der  Regierung  zu  Erfurt.  Die  Sache 
wurde  vom  Ministerium  der  geistlichen  Anp^elefj;('nhciten  an  den  .Tustizmini^fcr 
abgegeben.  Derselbe  billigte  die  Verf'ü2:uniT;  des  Stadtf^erichts  und  gab  dem 
Pupiileneollegmia  auf,  „die  t^upplicautin  abzuweisen  und  das  ganz  gesetzliciie 
Yerflahren  des  Stadtgerichts  au&echt  zu  erhalten*^  *. 

Die  gesetsdiche  Kegel  kommt  unbedenklich  in  denjenigen  Fällen 
ZOT  Anwendung,  in  denen  die  Kinder  schon  bei  Lebzeiten  des  Yaters 
und  bis  zu  seinem  Tode  sämmtlich  in  seiner  Keligion  Unterricht  er- 
hielten. Hier  ist  ein  Zweifel  nur  darüber  möglich,  ob  etwa  die  Eltern 
sich  giitig  dahin  einigen  können,  dass  die  ELiuder  bei  Lebzeiten  des  Yaters 
in  seinem  Dekenntnisso,  clagegeTi  nach  seinem  Tode  in  der  Confession 
der  Mutter  orzogen  werden  sollen;  ob  also  in  einem  solchen  Falle 
die  Mutter  nach  dem  Tode  des  Yaters  berechtigt  ist,  das  Religions- 
bekenntniss  der  Kinder  zu  ändern.  Die  Frage  dürfte  nach  der  Fassung 
Ton  §  78  zu  verneinen  sein.  Dauach  betrifft  die  Ausnahmevorschriffc 
eine  Einigung  der  Eltern,  die  schon  bei  Lebzeiten  des  Vaters  bestand 
und  ansdrücklieh  oder  dnroh  schlüssige  Thatsaohen  festgestellt  war. 
Bine  blosse  ErUfirung  des  Yaters  in  dem  Sinne,  dass  die  Mntter  nach 
seinem  Tode,  falls  sie  volle,  die  Religion  der  Kinder  ändern  möge, 
durfte  gesetzlich  unwirksam  sein.  Doch  ist  die  Frage  Ton  geringer 
pral vtischer  Bedeutung.  Denn  selbst  bei  Annahme  der  entgegengesotzten 
Meinung  müsste  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Bmstlichkeit  der  Willens- 
erklärung bezweifelt  werden,  wenn  der  Vater,  solange  er  lebte,  die 
Kinder  in  seiner  Confession  unterrichten  Hess. 

Der  katiioliöclic  Sattler  St.  starb  im  Jahre  1883  zu  Burgsteinfurt  mit 
Hinterlassung  einer  evangelischen  Wittwe.  Die  fünf  Kinder  dieser  Eheleute 
waren  samratlich  katholisch  getaafi  und  bis  zum  Tode  des  Vaters  kal3u>Iisoh 
erzogen.  Nur  dio  drei  jüngsten  Kinder  ^varon  beim  Tode  des  Vaters  noch 
schulpflichtig.  Auch  sie  hatten  bis  zum  Tode  des  Vaters  und  nooh  länger 
die  katholische  Schule  besucht.  Die  Mutter  schickte  gleichwohl  die  drei 


eutsprechendea  Recht  der  Mutter  (ihre  Kinder  iu  ihrer  Confession  zu  unterrichten) 
In  der  Regel  nicht  su. 

*  Motive  zur  Geaeterevieioii,  Pensum  XV,  helBenkeri,  RdigioBB-  und  Elrchen- 

freund,  1832,  <?.  095. 

^  Erlaes  des  Justizministers  von  Kircheisen  an  das  PupUiencoliegium  zu  Naum- 
burg, vom  16.  Mat  1819,  bei  t.  Kamptz,  Jahrbücher,  Bd.  XIII,  S.  248,  249. 
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jüncrstpii  KtTidor  um  Ostorn  1884  in  die  evangelische  Schule,  indem  sie  bo- 
hauptete ,  dies  geschehe  in  üeboroinstimmunfj  mit  einer  Erklärung,  die  der 
Vater  vor  seinem  Tode  abgegeben  habe.  Das  Landgcriclit  entscliied  in  der 
Besehwerdemstanz,  die  Kinder  niüssten  katholisch  erzogen  [in  der  katho- 
limhen  Keligion  nntemelitot]  werden.  Die  Hittter  legte  weitere  Beschwerde 
ein  und  rüi^to  Verletzung  von  §  78  II  2  des  Allgemeinen  Landrechts.  Die 
Beschwerde  mu>»ste  zuruckf;;owioson  worden,  da  nach  der  thatsächlichcn  Fest- 
stellunja:  des  Landgerichtes  die  Kinder  bis  /um  Tode  des  Vaters  in  dessen 
Religion  erzogen  waren,  also  die  Voraussetzungen  des  §  78  nicht  vorlagen. 
Bas  "Sammergmeht  entBeliied  ebenso,  jedoch  ans  anderen  Gründen  ^ 

Aueh  diejenigen  Kinder,  die  bei  Lebzeiten  des  Vaters  noch  keinen 
ReligioDBunterrioht  erhielten,  mues  die  Mutter  nach  dem  Tode  des 
Taters  in  der  Regel  in  seiner  Religion  unterrichten  lassen*. 

Sind  die  Eltern,  die  in  gemischter  Ehe  lebten,  beide  gestorben, 
so  mfissen  die  Kinder  ebenfalls  in  der  Regel  im  Glaubensbekenntnisse 
des  Vaters  unterrichtet  werden.  Es  ist  dem  Vormunde  nicht  erlaubt, 
den  Religionsunterriclit  der  Kinder  zu  ändern.  Noch  wenif^er  könneu 
'liejenigen,  die  ein  Waisenkind  aus  gemischter  Ehe  in  Päege  nehmen, 
das  (ilaubenabekenntniss  des  Kindes  ändern^. 

e)  AahDahme  für  den  Fall  von  §  7S,  in  Verbiuduiig  mit  §  80. 

Waren  die  Eltern  bis  zum  Tode  des  Vaters  darüber  einig,  dasB 
ihre  Kinder  im  Glaubensbekenntnisse  der  Mutter  unterrichtet  und  er* 

zogen  werden  sollten,  so  ist  die  Wittwe  bereclitigt,  ihre  Kinder  in 
ihrer  Confession  unterrichten  zu  lassen,  wie  aus  der  Declaratiun  von 
1803,  in  Verbindung  mit  78  und  80,  zu  folgern  ist.  Sie  ist  aber 
dazu  nicht  verpflichtet.  Ks  steht  ihr  frei,  von  der  Einigung,  die  zwi- 
schen ihr  und  dem  veratorbenen  Vater  bestand,  zurückzutreten  und 
ihre  Kinder  in  Gemässheit  der  gesetzlichen  Regel  im  Glaubensbekennt- 
nisse des  Täters  nnterriehten  zu  lassen  ^ 


*  Bcschlrtas  vom  34.  November  1884^  jAlirb.  Bd.  Y,  Kr.  26,  S.  65;  Yeriugs 
Afohiv,  Bd.  LIX,  B.  171. 

'  Ist  die  Muttor  selbst  nicht  berechtigt,  die  Coiifnssion  ihrps  Kiiulcs  zu  ändern, 
f*ü  kiuni  ein  solches  Recht  noch  weniger  einer  Tante  zugestanden  werden.  Doch  war 
das  AppeUatioQSgericht  Glogau  anderer  Meinung.    (Vgl.  unten,  S.  167,  1680 

*  Frdlteh  vrarde  das  Oegentiheil  In  einem  Beehtelidle  sngeDommen ,  der  dem 
§  104  des  Anhangs  zu  753,  753  n  2  des  Allgemeinen  Landrechts  zu  Grundo  liegt. 
Doch  ist  nach  der  Stellung,  dir  diesem  Para/rraphen  gegeben  ist,  die  Annahme  ge- 
rechtfertigt, dass  er  nicht  auf  Waisenkinder,  Bonderu  nur  auf  verlassene  Kinder  be- 
logen werden  kann.   (Vgl.  nnten,  8.  168.) 

*  Die  Willenserklärung  des  Vaters,  dass  die  Kinder  im  Bekenntnisse  der  ^Tutter 
tintorrichtet  werden  sollten ,  ist  also  nicht  etwa  für  eine  Vorschrift  im  Sinne  von 
§  316  II  18  des  Allgemeinen  Landrechts  zu  halten  (der  übrigens  durch  g  102  der 
Yonnnndecliafteordniing  au^elioben  iat).  VgL  L.  B.  W.  Bebmidt,  Prenaaisdies 
Familienrecht,  S.  502,  508.  Danacb  wurden  damals  häufig  die  Kinder  in  der  Con- 
fession dod  verstorbenen  Vaters  erzogen,  wenn  die  IMutter  eich  von  der  Vorzüglich- 
keit dieser  Kcligionsgrundaätzc  Überzeugte,  „ohne  jedoch  sich  selbst  einen  mehr  oder 
weniger  mit  Ubier  Naebrede  verbnadenen  XJebeitritt  xn  gestatten*. 
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Die  BefuglusB  der  Mutter,  ilire  Kinder  in  ihrer  Confession  unter- 
richten zu  lassen,  beschränkt  sich  nicht  auf  die  Fälle,  in  denen  die 
Kinder  schon  bei  Lebzeiten  des  YatorH  den  Ee]if!:ionsunterricht  in  der 
Confession  der  Mutter  erhielten;  sondern  die  nämliche  Befugniss  besteht 
auch  dann,  wenn  die  Kinder  bei  Lebzeiten  des  Vaters  noch  nicht  in  der 
Religion  unterrichtet  wurden,  wohl  aber  die  Eltern  bis  zum  Tode  des 
Vaters  darüber  einig  waren,  dass  dio  Kinder  in  der  Confession  der 
Mutter  unterrichtet  werden  sollten.  Waren  hup  die  älteren  Kinder  bei 
Lebzeiten  des  Taters  im  GlanbensbekenntnisBe  der  Mutter  unterrichtet 
worden,  während  ihre  jüngeren  Geschwister  noch  keinen  Beligions- 
unterricht  erhielten,  so  kann  angenommen  werden,  dass  die  Eltern 
ihre  Kinder  in  der  Beligion  der  Mutter  unterrichten  lassen  w  olltcn, 
also  darüber  einig  waren.  Dann  ist  die  Wittwe  berechtigt,  die  Kinder 
in  ihrem  Glaubensbekenntnisse  zu  unterrichten.  Die  Richtigkeit  dieser 
Reehtsansicht  wird  durch  den  Zweck  der  Declaratiou  Yom  2L  Noyember 
1803  noch  bestätigt. 

Hatto  vor  dem  Tode  des  Yaters  noch  kein  Kind  confessionellen 
Religionsunterricht  erhalten,  so  kuuneu  über  die  Einigung  der  Eltern 
leicht  Zweifel  entstehen.  Bei  der  Beweiswürdig uug  sind  alle  ausdrück- 
lichen oder  thatsächlichen  Willenserklärungen  de»  verstorbenen  Täters 
zu  herficksichtigen.  Ob  die  Trauung  in  der  Kirche  der  Braut  statt- 
gefunden hat,  und  ob  dort  die  Kinder  getauft  sind,  kann  in  einem 
Falle  den  Ausschlag  geben,  in  anderen  Fällen  nach  Lage  der  Sache 
als  unerheblich  erscheinen.  Letzteres  ist  z.  B.  dann  möglich,  wenn 
ein  Geistlicher  leichter  als  der  andere  zu  beschaffen  war,  oder  wenn 
am  Orte  der  Geburt  nur  Geistliche  vom  nämlichen  Glaubensbekennt- 
nisse wohnten,  oder  wenn  persönliche  Beziehungen  die  Wahl  des  Geist- 
lichen bestimmten.  Es  kann  daher  nicht  ein  Rechtasatz  dahin  auff^e- 
stellt  werden,  dass  in  allen  Fällen  die  durch  einen  katholischen  Geist- 
lichen getauften  Kinder  katholi:>ch,  und  die  durch  einen  ovanf^elischen 
Geistlichen  ^etaiiften  Kinder  evangelisch  erzogen  werden  müssten  ^ 

Dass  die  Einigung  der  Eltern  ihre  ÜVirkung  auch  nach  dem  Tode  des 
Vaters  behält,  wurde  in  zwei  Erlassen  des  Jusüsmimsteriams,  aus  d«i  Jahren 
1813  und  1819,  angenommen.  Der  erstere  bezog  uch  auf  emea  lutherischen 
Mann,  dessen  Ehrfrau  rcformirt  war.  Beide  waren  also  verschiedenen 
Glaubriisbckciiuf nissoii  /u.ixothan^'  (vgl.  oben,  137).  Sie  liessoTi  den  eiiizii;cu 
Sohn  und  dio  iiltüste  Tochter  iii  der  lutherischen  und  die  beiden  jüngeren 
Töchter  in  der  reformirten  Kirche  taofen.  Ifach  dem  Tode  des  Vaters  trat 
die  Mutier  zur  katholischen  Eirche  über.  Sie  wollte  ihre  Kinder  im  katho« 
tischen  Olaubenshekenntnisse  unterrichten  lassen.  Der  JustisiiiiiuBter  entschied. 


*  Ein  derartiger  Satz  würde  Übrigens  auch  weder  vom  katbolUchen  noch  vom 
evsngdlscben  Standpunkte  aus  su  billigen  »ein.   Nach  protestantiseheir  Auffessnni; 

wird  das  Kind  nieht  dui'ch  die  Taufe,  sondern  erst  durch  die  Confirmation  in  die 
Kirche  aufgenommen.  Vngogvu  nach  katholisclifr  Lelire  wird  jedes  giltig  getaufte 
Kind  schon  durch  die  Taufe  ein  Mitglied  der  katholischen  Kirche,  mag  die  Taufe 
durch  einen  Oeistlichen  oder  durch  elaen  Laien,  durch  einen  Katholiken  oder  durch 
einen  Protestanten,  geschehen  edn. 
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dass  sie  dazu  n^osotzlich  nicht  berechtigt  sei.  Er  nahm  an,  die  Eltern  seien 
„im  Leben  darüber  einig  o:ewesen,  dass  die  Kinder  zu  derjenij^'on  Relisrion, 
welcher  sie  schon  durch  die  Taute  gewidmet  wurden,  künftig  angeleitet  und  , 
ensogen  werden  soUteii.  Ton  diesem  Uebereinkommen  mah  dem  Tode  des 
Vaters  einseitig  abssaweichen,  war  die  Muitar  umsoweniger  befugt,  da  sie 
selbst,  solange  sie  mit  ihm  in  der  Ehe  lebte,  zur  reformirten. Religion  sich 
bekannte,  und  das  Allgemeine  Landrechf,  TT  2  80  und  82,  überhaupt 
verordnet,  dass  in  der  Regel  nach  dem  Tode  beider  oder  auch  nur  eines  der 
Eltern  der  Unterricht  in  dem  durcli  das  Gesetz  oder  durch  gesotzlich  zulässige 
Vereinigung  bestimmten  Glaubensbekenatmne  fortgesetzt  werden  ■oU'^ . 
Der  andere  Fall  betraf  die  evangelische  Wittwe  eines  katholischen  Mannes, 
die  sich  in  zweiter  Ehe  mit  einem  Protestanten  verheiratet  hatte.  Sie  wollte 
ihre  beiden  Kinder  erster  Ehe  im  eTangelischen  Glaubensbekenntnisse  nnter- 
richten  lassen.  Da^  Vonnundschaftsgericht  zu  Erfurt  unter^nt^te  ihr  dies, 
unter  Androhung  von  Geld-  uud  Gefangnissstrafen.  Der  Justizniinister  billigte 
diese  Entscheidung,  aber  nicht  etwa  deshalb,  weil  Kinder  aus  gemischter  Ehe 
nach  dem  Tode  des  Vaters  unbedingt  (ahgesehen  ron  der  in  §  82  bezeich- 
neten Ausnalime)  in  der  Confession  des  Vaters  erzogen  werden  mUssten, 
gondern  lediglich  aus  dem  Grunde,  Aveil  die  Voraussetzungen  für  die  Ans* 
nähme  von  §§  78,  80  nicht  vorlagen 

Erst  in  einem  Erlasse  des  Juatizmiuistcrs  vom  Jahre  1836  kam  die  ent- 
gegengesetzte Meinung  zur  Qeltung.  Ein  Kind  aus  gemischter  Ehe,  Ton 
einem  evangelischen  Vater  und  einer  katholischen  Mutter,  wurde  nach  dem 
Tode  beider  Eltern  in  ein  katholisches  Waisenhaus  aufgenommen.  Dies  er- 
klärte der  Justizminister  mit  Rücksicht  auf  die  Declaration  vom  21.  Novembei? 
1803  und  auf  §  83  II  2  dos  Allgemeinen  Landrechts  für  unzulässig.  „Die 
Erklärung  des  Vaters,  dass  das  lünd  in  der  katholischen  Religion  erzogen 
werden  soll,  macht  hierin  keinen  Unterschied,  da  nur  den  Eltern,  solange 
sie  einig  sind,  keine  Vorschriften  über  den  Reli^nonsunterrieht  gegeben  wer- 
den können.  Nai  Ii  dem  Tode  des  Vaters  tritt  aber  das  obervormundschaft- 
liche  Gericht  in  die  Kr/iehan;^'srei}ito  desselben,  und  dies  muss  bei  deren 
Ausübung  die  gesetzlichen  Vorschriften  beachten.''  ' 

In  einer  Circularverfügung  vom  7.  September  1858  stellte  das  Appella- 
tionsgericht zu  Breslau  folgenden  Grundsatz  auf.  „Ueber  die  religiöse  Er- 
sitehung  der  Pflegebefohlenen,  welche  aus  reclitsgiltigen  Ehen  geboren  sind, 
entscheidet  zunäelist  der  übereinstimmende  Wille  der  Eltern.  Dieser  Wille 
ist  auch  von  den  VürinuniV-^eltaft^bchörden  vorzugsweise  zu  beachten,  sobald 
dessen  Gewissheit  sich  auf  überzeugende  Weise  feststellen  lässt"  ...  *  Der 
Justizminister  eröffnete  dem  Appellattonsgerichte,  seitens  des  jrustizministeriums 

'  Erlass  des  Jufstijiministers  von  Kirrheisrn  an  d.'v^  Pnpillrnf o]lr<:iiini  zu  Breslau 
vom  26.  November  1813,  bei  v.  kaniplz,  .Jahrliücher,  Bd.  11,  6.  l^j  lü.  —  Es  ist 
nicht  richtig,  dass  die  Wittwe  an  jene»  Ueb«reinkoinro«n  gebunden  war.  Wollte  sie 
aber  von  der  getroffenen  Ebilgung  zurücktreten,  so  musste  sie  nach  der  gesi  fzlichcn 
Vorschrift  alle  Kinder  im  lutherischen  Glaubensbekenntnisse  des  Vaters  unterrichten 
laseen.  Es  war  ihr  gesetzlich  nicht  erlaubt,  den  katholischen  Ileligionsunterricht  für 
ihre  Kinder  zu  bestimmen. 

*  Erlai^ä  vom  15.  Mai  1819,  oben,  S.  148. 

'  Erlasa  des  Justizministf-rs  Mtililrr  vom  8.  August  in  der  JurisiUcben 

Zeitimg  für  die  preussischeu  Staaten,  löäü,  Ö.  Ö*J2, 

*  ClrenlMverfügung  des  Appellstionsgerichts  xa.  Breslaii  vom  7.  September  1658, 
unter  I,  in  Stieb Is  Centralblatt«  1859,  S.434,  425  (ans  dem  Amtsblatt»  1858,  S.  814). 
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sei  „unter  Allerliöchster  Billigung  f^tets  clor  Grundsatz  festgehalten  worden, 
dass  ein  Uel)crcinkommen  der  in  gemisrlitor  Ehe  lehenden  Klt^rü  über  die 
Kiudererzichung  nach  dem  Tode  des  Vaters  iür  das  Vormundschaftsgericht 
nicht  verbindlich  sei,  das»  dasselbe  die  gesetslieben  Yonehrifton  heaehten 
mfiBse,  und  daas  nach  diesen  die  Kinder  aus  gemischten  Ehen  in  der  Con- 
fession  des  Vaters  nnterrichtei  werden  inOsstcn,  und  dass  dabei  nur  die  eine 
au?  §  82  II  2  (los  Allgemoinon  Landrechts  abzuleitende  Ausnalime  statt- 
tintle  .  .  . ;  dass  das  Gesetz  amlcrc  Ausnahmofülle  nicht  kenne ,  und  deshalb 
auch  der  ausdrücklich  oder  stillsciiweigoml  geschehenen  Willensäusserung  des 
Yäters  keine  gesetdiche  Whdknng  beigelegt  werden  könne*  ...  *  Das  Appel- 
lattonsgericht  machte  hiervon  den  Gerichtsbehörden  seines  Bezirkes  IGttheilung, 
mit  dem  Bemerken:  ^Hiernach  erleidet  also  unsere  oben  erwähnte  Oircular- 
verfugung  eine  Modification."  '  Es  unterwarf  i^ich  der  Meinung  des  Jiistlz- 
ministei^,  obwohl  des«:en  Behauptung,  an  der  bezeichneten  Meinung  sei  seitens 
des  Justizministeriums  „bisher  stets  festgehalten  worden'',  mit  den  erwähnten 
Erlassen  Ton  1813  und  1619  nicht  in  Einkhuig  stand*. 

Die  neuere  Meinung  des  Justizministeriums  ist  nidit  haltbar.  Sie  fiber- 
sieht,  dass  in  ^  SO  auf  dem  Worte  „fortgesetzt"  der  Nachdruck  liegt.  Aach 
setzt  sie  an  Stelle  des  i}  80  einen  von  dessen  Wortlaut  ganz  Torschicdenen 
Sinn,  folgenden  Inhalts:  „Nach  dem  Tode  des  Vaters  müssen  die  Kinder  in 
seinem  Glaubüusbekcnntnistie  aucli  dann  unterrichtet  werden,  weuu  die  Eltern 
bis  zum  Tode  des  Vaters  über  einen  andern  Religionsunterricht  einig  waren.* 
£b  ist  aber  auch  „nicht  abzusehen,  warum  der  noch  bei  Lebzeiten  vom  Vater 
geäusserte  Wille  durch  den  Tod  des  Vaters  unwirksam  werden  soll"  *.  Ausser- 
dem widerspricht  jene  ^leinung  dem  Grundgedanken  von  §  78,  dass  §  76 
gemildert  werden  sollte.  JSuarez  vertheidigte  den  neuen  Entwurf,  nachdem 
darin  (gegen  sein  früheres  Votum)  der  §  78  eingeschaltet  war.  Seine  Be- 
merkung bezog  sich  zugleich  auf  den  ebenfalls  nachträglich  eingeschalteten  §  82« 
der  unten  näher  beleuchtet  werden  soll.  Er  meinte,  diese  beiden  Paragraphen 
enthielten  „Abweichungen  von  der  bisherigen  Praxis,  die  sich  aber  nach  den 
Grundsätzen  einer  wahren  Toleranz  vertheidigen  lassen**.  Er  fügte  noch 
eine  Bemerkung  hinzu,  die  nieht  auf  §  82,  sondern  nur  auf  §  78  passte: 
„Es  ist  äusserst  hart  und  stört  uothweudig  den  Frieden  der  Ehe,  wenn  die 


*  Erlass  des  JnstismintBters  an  daa  Appdlationsgwicht  zu  Breslau  vom  0.  Hai 

1859,  aus  dem  Brealauer  Amtsblatt  in  II  i  c  r  g.  r  m  r  n  zels  Preussifichor  Gcricbtszritung 
vom  22.  Juni  1859,  Nr.  27.  S.  4,  vollständiger  in  Stiehls  Centralblatt,  18Ö9,  S.  427, 
428,  und  bei  B.  Hüblcr,  Die  religiöse  Erziehung,  S.  16,  17, 

>  CireularverfDgttng  des  Appellatlmi^^idkts  su  Brealau  vom  10.  Mat  IftftO,  In  ' 

Stic  Iiis  Contnilblatt,  ISoO,  S.  1-27,  -12^.  Das  Wörtohen  „also'*  ^v.ir  nicht  gerecht- 
fertigt, da  nach  §  35,  Absatz  2,  (ior  Yorordming  vom  2.  Januar  1849  in  Sfroitrallen 
uicht  dem  Justizministcr,  sondern  dem  Appellatioasgerlchte  die  Entscheidung  in  letzter 
Instans  niBtand. 

'  Vgl.  nu(  h  die  Motive  zur  GesetzrevieloD,  Pensum  XY,  bei  Benkert,  Beli- 
giODS-  und  Kirchenfreund,  1832,  S.  694,  695. 

♦  So:  die  neuen  Herausgeber  von  Kochs  Landrecht  (Försterj  Johow^  Hinschius, 
AehUles,  Dalcke)  su  §  82,  Im  Oegensatse  su  der  frflheni  Meinung  von  Koch  und 
Förster  (Bd.  III,  S.  591,  2.  Aufl.)  j  Forsch  in  der  Schlesischen  Volkszeitnng  vom 
16.  November  1887,  Nr.  523,  Morgen-Ausgabe.  —  Zu  weit  gehen  L  E.  W.  Schmidt, 
Freussiaches  Familieurecht,  S.  502,  und  Anton,  Prcussische  Auwaltszeitung  von 
Hinsehlvs,  1862  ,  8.  61,  indem  sie  meinen,  die  Eltern  könnten  nach  dem  Tode 
dfle  Vaters  «nicht  mehr  uneinig  werden**. 
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Eltern  über  die  Roli^rion ,  in  welclior  das  Kind  erxogon  wurden  soll,  einig 
sind,  ein  Dritter  aber  sich  ex  officio  darein  mischen  und  aus  falschem  Reli- 
giouseifer  ihren  friedlich  Terabredeten  Erzißhuugsplaii  zerrfltten  will/  '  £r 
sprach  hier  allerdings  ron  dem  «Frieden  der  She*^ ,  also  von  der  LebensiEeit 
beider  Eltern.  Allein  zugleich  "war  er  damit  eiüverstandon ,  Iii  ^äusserst 
harte**  Vorschrift  von  ^  TH  zu  mildem.  Sollte  nun  aber  die  Wirkung  des 
§  78  mit  dem  Tode  des  Vaters  erlöschen,  so  würde  in  §  78  nicht  eine  Mil- 
derung, sondern  eine  Yerschärfong  der  gesetzlichen  Vorschrift  zu  iiudcn  sein. 
Denn  eine  Mutter,  die  ihre  Kinder  bis  zum  Tode  des  Yaiem  mit  dessen  Zu- 
stiminui^  in  ihrem  GlaubensbekenntniBse  untenichten  Hess,  mfisste  vom  Todes- 
tage an  den  Religionsunterricht  der  Kinder  ändern.  Sie  müsate  die  Kinder 
im  Glaubensbelvoniihiisse  dos  verstorbenen  Vaters  selbst  dann  unterriehten 
lassen,  wenn  der  Vater  ausdrüeklieh  das  (repi-entheil  wünschte.  Dies  Ergeb- 
niss  wäre  für  Muttor  und  Kind  weit  härter,  als  wenn  das  Kind  von  Anfang 
an  nach  der  gcsctslichen  Regel  im  GlanheosbekenntniBse  des  Vaters  unter- 
richtet worden  wäre.  Nur  für  diejenigen  Kinder,  dfe  wenigstens  das  ganze 
letzte  Jahr  bis  zum  Tode  des  Vaters  ijn  Glaabnisbekenntnisse  der  Mutter 
unterrichtet  sind,  würde  nach  §  82  eine  Ausnahme  eintreten 

Die  Streitfrage  über  die  Bedeutimg  des  §  80  hat  erst  in  neuester 
Zeit,  seit  dem  sogenannten  Culturkampfe ,  eine  grosse  praktische  Be- 
deutung gewonnen.  Ein  erfahrener  .Praktiker  bezeugt  dies  mit  fol- 
gender Darstellung.  „Der  IndifFerentismua  der  Vormünder  und  der 
Yormuüdschaftägerichte,  wie  der  meisten  kirchlichen  Behörden,  hat 
sehr  häufig  dazu  geführt,  dass  die  gesetzliche  INorm  danmd  ausser 
AnweaduDg  blieb;  thatsäehlioh  wurden  Taterlose  Kinder 
meiftt  in  der  Religion  der  Mutter  erzogen,  bis  durch  den 
eben  berfibrten  Umsohwong  die  Aufmerksamkeit  der  Behörden  auf 
diese  Illegalitäten  gezogen  'wurde.  Plötzlich  wurde  nun  Aenderung 
einer  religiösen  Erziehung  gefordert,  die  für  ganze  Familien  unter 
ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Z  u  s  t  i  in  m  u  n  g  aller  b  c  t  h  o  i- 
1  igten  Behörden  fast  schon  durchgeführt,  jedenfalls  schon  Jahre 
lang  fortgesetzt  war.  Gegen  solche  Eingriffe  erhoben  sieh  die  Ein- 
sprüche der  BetheiligtoD,  eingegeben  und  gefördert  durch  die  um  die 
Seelen  der  Kinder  streitenden  (leistlichen  beider  Kirchen,  bo  dusa  auf 
Fügsamkeit  in  die  Entücheidung  des  Vormundschaftsgerichta  im  altem 
Stile  meht  mehr  zn  rechnen  war;  endlich  wurden  auch  directe  Be- 
schwerden seitens  kirchlicher  Behörden  erhoben.  Hiermit  eröffneten 
sich  neue  Perspectiven  für  die  Praxis'^ ...  * 

Seitdem  haben  viele  Gerichte  an  der  hier  ▼erliieidigten  Auslegung 
des  §  80  fes^ebalten  \  Dagegen  ist  das  Kammergerieht  in  zahlreichen  Eni- 


*  Snarez,  Amtliche  Vortrage  bei  der  Schiusarevision  des  Allgemeinen  Landrechts, 
xn  Thei]  n,  Titel  2,  g§  76—78,  bei     Kampt«,  Jahrbttcher,  Bd.  XLI,  S.  184,  186. 

'  B.  Hübler,  Dir  religiöse  Erziehung.  S.  7,  erlielit  gegen  die  oben  vertheidlgte 
A-a=:legung  des  Gesetzes  den  Einwand,  da??  danach  §  82  ülit-rfUissig  mid  sogar  wider- 
8Ümig  sein  würde.    Dies  ist  aber  nicht  richtig.    Vgl.  darüber  unten,  Ö.  154,  155. 

*  Hinriehs  im  Arehiv  ittr  die  eivflisttoobe  Praxi«,  Bd.  LXXV,  S.  107,  108. 

*  Z.  B«  die  unten,  S.  157,  159,  161,  175  ff,,  cr\vHbnten  Entscheidungen  der 
Lmdgerlclite  m  Beuthen,  Glats,  Arnsberg,  Cöln  und  Elberfeld,  ferner  Entscbeidnngen 
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Scheidungen  der  neuern  Kechtsansiclit  des  JiisHzniiiiisteiiums  jc^ofolirt.  Nach 
Beliauptung  des  KammergerichU  ordnet  §  16  „nur  das  Veihuluiiga  bis 
zum  Tode  des  Yaten**.  «Wenn  diflser  ttirM,  bevor  die  Kinder  das  Alter 
erreieht  haben,  in  wdehem  ihnen  der  Beligionsuntorricht  ertheilt  wird'',  so 
ist  nach  Behauptung  tUs  Kanimergcrichta  nidit  der  Wille  des  yerstorbenen 
Vaters,  sondern  die  Ke;j^»  I  der  Declaration  Tom  2t.  November  1803  mass- 
gebend ,  m  dasö  die  Kinder  im  Religionsl>ol<pnntiiisso  des  Vaters  uiilcr- 
richtet  werden  müssen Das  Kammergericht  lügt  hinzu ,  diese  Auslegung 
dea  Gteaetzeci  sei  ,in  conatantor  Praxis^  angenommen.  Dies  ist  aber  ein 
Irrtiium.  Denn  drei  veröflPentliohto  Entscheidungen  des  Kammergerichts, 
aus  den  Jahren  1885  und  1887  (unten,  S.  158,  150),  beruhen  auf  der 
entgegengesetalen,  nämjich  auf  der  diesseits  Tortbeidigten  Ausi^^g  des 
Gesetzes. 

f)  Die  VorNchriit  vüu  §  >^2,  in  Verbindimg  mit  der  Declaration  von  IWi. 

Im  Entwürfe  eines  Allgemeinen  Gesetzbuches  für  die  preussischen 
Htaaten  von  1784  fehlte  nicht  bloss  der  jetzige  §  78,  sondern  auch 
der  jetzige  §  82.  Die  Vorschriften  von  §§  76  und  80  sollten  aus- 
nahnifelüs  Lrolton.  Man  konnte  nun  meinen,  ebenso  wie  §  76  durch 
§  7B  fremildert  wurde,  so  bnlio  §  80  durch  §  82  eine  entsprechende 
AuüDahme  crhaltco;  der  uröpruugliche  äinn  von  §§  80  und  b2  sei  also 
der  gewesen,  doss  nach  dem  Tode  des  Taten  oder  der  Hntter  die 
Söhne  in  der  Religion  des  Täters,  die  Tochter  aber  im  Qlaubensbe- 
kenntnisse  der  Mutter  hätten  unterrichtet  werden  müssen,  und  dass 
diese  Regel  keine  andere  Ausnahme  gehabt  habe,  ab  die  in  §  82  be- 
zeichnete. Dies  würde  richtig  sein,  wenn  §  80  folgenden  Wortlaut 
hätte:  „Auch  nach  dem  Tode  der  Eltern  müssen  die  Söhne  in  der 
Religion  des  Vaters,  die  Töchter  aber  in  dem  Glaubensbekenntnisse 
der  Mutter  unterrichtet  werden."  Dann  würde  (abgesehen  von  der 
Vorschrift  des  81)  §  S2  in  der  That  die  einzige  Ausnahme  bilden: 
„liat  aber  der  verstorbene  Ehegatte  ein  zu  seinem  Gesehlechte  ge- 
höriges Kiüd,  ^venig8ten8  durch  das  ganze  Jahr  vor  seim  ui  Tode,  in 
dem  Glaubensbekenutuisse  des  andern  Ehegatten  uutenichteu  lasben, 
80  muBs  dieser  ünterrioht  in  eben  der  Art,  auch  nach  seinem  Tode, 
bis  zum  ToUendeten  Tierzehntcn  Jahre  des  Kindes,  fortgesetzt  werden.*^ 
Allein  der  §  80  lautet  anders.  Schon  nach  §  80  ist  eine  Wittwe  be- 
rechtigt,  ihre  Kinder  in  ihrem  Glaubensbekenntnisse  zu  unterrichten, 
wenn  sie  darüber  mit  ihrem  Ehegatten  bis  zu  dessen  Tode  einig  war. 
£s  kann  also  §  82  nicht  den  bezeichneten  Sinn  haben. 

Es  wird  behauptet,  §  82  &ei  ^überhaupt  nur  dann  verständlich, 
wenn  angenommen  wird,  dass  der  §  80  die  Wirksamkeit  der  im  §  78 


des  Ijandgerichts  zu  Breslau  vom  12.  October  1883,  in  Verings  Archiv,  Bd.  LI, 
S.  1S8,  Ro8kov4uy,  Supplcraenta,  Bd.  II,  S.  löd,  und  de»  Landgerichts  zu  Lim- 
burg (in  einer  Sache  aus  Wetzlar)  vom  22.  AprU  1884. 

*  Vgl  2.  B.  die  Beeehlllese  vnin  23.  Fcbroar  1885  und  14.  Mai  1889,  unten, 
a  158  nnd  160—163. 
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nachgelassenen  freien  Einigung  der  Eltern  auf  ihre  Lebenszeit  be- 
scliräiikt,  bei  dem  Tode  eines  der  Ehogaiten  aber  sofort  wieder  die 
gesetzliche  Regel  des  §  76  (Theiluug  der  Kinder  micli  dem  Oest  hlccht) 
in  Kraft  setzen  will"  Dies  ist  nicht  richtig.  Der  §  82  enthielt 
für  den  iibeiiobeüdeii  Ehegatten  eine  Beschränkung,  die  aus  §  80 
nicht  gefolgert  werden  konnte.  Nach  §  80,  in  Verbindung  mit  §  78, 
konnte  der  überlebende  Tater  oder  die  Überlebende  Mutter  an  der 
Einigung  festbalten,  die  bei  Lebzelten  beider  Eltern  bestanden  hatte» 
oder  davon  zurücktreten.  Eine  Ausnabme  von  dieser  letztem  Befug- 
niss  entiiielt  der  §  82.  Hatte  der  Terstorbene  Yater  einen  Sohn  wenig- 
stens das  ganze  letzte  Jahr  Tor  seinem  Tode' im  Glaubensbekenntnisse 
der  Mutter  unterrichten  lassen,  so  musste  dieser  üuterriclit  auch  nach 
dem  Tode  des  Yatera  fortgesetzt  werden,  ohne  dass  es  der  Mutter  er- 
laubt  war,  diesen  Unterricht  zu  ändern.  Das  nämliche  galc  im  um- 
gekehrten Falle,  wenn  der  Yater  die  Mutter  überlebte,  und  eine  Tochter 
wenigstens  das  ganze  Jahr  bis  zum  Tode  der  Mutter  in  der  Keligion 
des  Vaters  unterrichtet  worden  war.  Dann  war  der  Vater  nicht  ein- 
mal berechtigt,  die  Tochter  im  Glaubensbekenntnisse  der  Matter  unter- 
riekten  zu  lassen.  Der  §  82  enthielt  ein  Yerbot,  den 'Religionsunter- 
ricbt  zu  ändern.  Zur  Rechtfertigung  des  Verbots  bemerkte  Suarez, 
dass  «nichts  nachtheiliger  auf  den  Charakter  wirken  kann,  als  ein 
Wechsel  des  Religionsunterrichts  in  diesem  Stadio'^. 

Die  Ausnahme  Vorschrift  von  §  82  betraf  nur  den  Fall,  dass  ein 
Kind  im  Glaubensbekenntnisse  des  überlebenden  Vaters  oder  der 
überlebenden  Mutter  unterrichtet  war.  Für  den  umgekehrten  Fall, 
dass  die  Unterrichtung  in  dem  rrl-uihousbekenntnisse  des  verstor- 
benen Vaters  oder  der  verstorbenen  Mutter  gesehelien  war,  fand 
§  82  keine  Anwendung.  Waren  z.  B.  bis  zum  Tode  des  Vaters  nicht 
bloss  die  Sühne,  sondern  aucli  die  Töchter  zufolge  einer  Einigung  der 
Eltern  in  der  Religion  des  Taters  mehr  als  das  ganze  letzte  Jahr 
nntemchtet  worden,  so  kam  nicht  §  82,  sondern  §  80  zur  Anwendung. 
Es  hing  Tom  Willen  der  Mutter  ab,  nach  dem  Tode  des  Täters  an 
der  bisherigen  Einigung  festzuhalten  und  demgemäss  alle  Kinder  in 
der  Religion  des  Täters  weiter  unterrichten  zu  lassen,  oder  von  jener 
Einigung  zurückzutreten  und  der  gesetzlichen  Regel  zu  folgen,  wo- 
nach die  Töchter  im  Glaubensbekenntnisse  der  Mutter  unterrichtet 
werden  sollten. 

Durch  die  Declaration  vom  21.  ^^ovoniber  1803  wurde  die  Aus- 
nahmevorschrift  von  §  82  geändert,  aber  nicht  beseitigt.  Seitdem  muss 
§  82  so  verstanden  werden,  als  ob  er  lautete:  „Hat  aber  der  ver- 
storbene Vater,  wunigstenö  durch  das  ganze  letzte  Jahr  vor  seinem 
Tode,  ein  Kind  im  Glaubensbekenntnisse  der  Mutter  unterrichten 


*  ß.  Hü  biet,  Die  religiöse  Erziehung,  S.  7. 

s  Da«  Jtthr  ist  vom  Todestage  aurttekaureclmeii.  Also  ist  weder  ein  Kalender« 
jähr  noeh  ein  Sohuljalir  gemeint. 
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lasson .  so  muss  dieser  Unterricht  in  eben  der  Art,  auch  nach  seinem 
Toue,  bis  zum  vollendeten  ^vierzehnten  Jahre  des  Kindes,  fortgesetzt 
werden."  * 

Die  Thatsache,  dass  der  Yater  wenigstens  das  ganze  letzte  Jahr 
bb  zu  Beinem  Tode  ein  Kind  im  Glaubensbekenntnisse  der  Mütter  hat 
unterrichten  lassen,  genügt  zur  Anwendmig  Ton  §  82  auch  dann,  wenn 
der  Yater  eme  Aenderung  des  Retigionsimterricbts  in  Aussicht  ge- 
nommen hatte.  Der  evangelische  Tischlermeister  0.,  dessen  Ehefraii 
katholisch  war,  hatte  vor  seinem  Tode  mehrmals  geäussert,  er  sei 
nicht  damit  zufrieden,  dass  seine  Tochter  O.  katholischen  Religions- 
unterricht erhalte,  und  er  habe  bereits  den  Lohrer  Y.  aufgefordert, 
seine  Tochter  zum  evangelischen  Religionsunterrichte  heranzuziehen. 
Diese  Aeusserungen  waren  unerheblich.  Denn  nach  §  82  ist  „ledig- 
lich die  Thataacbe  entscheidend,  dass  der  Yater  sein  Kind  während 
einer  beatimmtcn  Zeit  vor  seinem  Tode  in  der  ßeligiou  seiner  Ehe- 
frau hat  unterrichten  lassen.  Es  soll  ausschlaggebend  sein  die  durch 
längere  Zeit  Tor  seinem  Tode  gleichmässig  erfolgte  Beth&tigung  seines 
Willens,  sein  Kind  in  dem  Glaubensbekenntnisse  der  Mutter  erziehen 
zu  lassen."  ' 

Hatte  der  Yater  zufolge  emer  gemlss  §  78  mit  der  Mutter  ge- 
troffenen Einigung  wenigstens  das  ganze  letzte  Jahr  bis  zu  seinem 
Tode  das  älteste  Kind  im  Glaubensbekenntnisse  der  Mutter  unter- 
richten lassen,  so  ist  die  Mutter  nach  §  82  verpflichtet,  diesen 
Unterricht  fortzusetzen.  Zugleich  ist  nio  nnch  S  80  bereobtigt,  die 
jüngeren  Kinder  im  nämlichen  Ghiubenöbekenntniisae  zu  unterrichten, 
sofern  die  Voraussetzung  von  §  78  bis  zum  Tode  des  Yaters  vor- 
lag. Die  Kichtigkeit  dieser  Kechtsansicht  folgt  aus  der  Verbindung, 
worin  §  80  mit  §  78  steht,  und  wird  durch  die  Deolaration  vom 
21.  FoTember  1803  noch  bestätigt.  Wäre  das  Gegentheil  anzunehmen, 
so  mfissten  die  Gesehinster  in  yersdiiedenen  Glaubensbekenntnissen 
unterrichtet  werden,  was  mit  dem  Grundgedanken  der  DecUuration  in 
Widerspruch  steht.  Die  Auslegung  des  §  82  ist  also  von  der  oben 
erörterten  Vorfrage  abhängig,  wie  §  80  auszulegen  ist. 

Das  Karamergericht  hat  seine  Meinung  über  Auslegung  des  §  82 
in  der  Zeit  von  1883  bis  1889  dreimal  geändert:  und  es  ist  zu  erwarten, 
dass  der  letzte  btandpuukt  vom  Jahre  18Öi)  bald  wieder  verlassen  wird, 


*  Vgl.  die  Beseblttflse  des  Kammergerichta  yom  6.  April  1886 ,  JAbtT».  Bd.  Yt, 
8.  68,  und  vom  28.  Novemlier  1886,  in  VerInga  Archiv,  Bd.  LVm,  8.  800 

bis  302. 

*  Be«chlu88  des  Kammergericbt»  vom  6.  December  18Ö6,  in  Vc rings  Archiv, 
Bd.  LVn^  8.  802.  —  Der  leiste  Satz  Ist  nur  ineofern  zu  berichtigen,  als  darin  auf 
den  Willen  des  Vaters  entscheidendes  Oewiefak  gelegt  wird.  Es  genttgt  snr  An- 
■wendnnj^  yoti  §  82,  wenn  der  Vfitcr  ilen  brznichneten  Religionsunterricht  daldote 
(geschehen  liess).  Denn  die  Vorschrift  beruht  auf  dem  Gedanken,  dass  „ein  Wechsel 
des  Reli^onsunterrichte  In  diesem  Stadio"  für  das  Kind  nachtheilig  sei.  Vgl.  den 
Beschlnss  des  Kammeigerichts  vom  14.  Mai  1880,  unten,  8.  162,  worin  die  Frage 
jedoob  nieht  entseliieden  wurde. 
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falle  dies  nicht  bereits  geschehen  ist  (worfiber  noch  keine  Nachrichten 

▼orliegen). 

In  den  Jahron  1S83  bis  1^85  ging  dio  ^feiimng  des  KamTnergörichts 
dahin,  wenn  die  Voraussetzungen  von  ^  82  nur  bei  den  älteren  Kindern  zu- 
träfen, so  müssten  diese  im  Glaabensbekenutnisse  der  Mutter,  dagegen  die 
jüngeren  Kinder  in  der  Beüigfon  des  Vaters  unterrichtet  werden.  Wittwe  W. 
wollte  alle  ihre  Kinder  in  ihrer  Religion  unterrichten  lassen*  Der  Vormund 
war  damit  einverstanden,  und  das  Yormundschaftsgerioht  za  Namslau  ent- 
schied im  närnliclien  Sinne,  weil  dpr  Yater  wfHirend  des  ganzen  letzte m  .Taliros 
vor  seinem  Tode  den  ältesten  Sohn  im  Glaubensbekenntnisse  der  Mutter 
hatte  unterrichten  lassen.  Gegen  diese  Entscheidung  wurde  Beschwerde  er- 
hobt. Das  Landgericht  zu  Oeb  «itsehied,  die  drei  jüngsten  Kinder  mflssten 
Ms  zum  zurfix^kgelegten  vierzehnten  Jahre  in  der  Religion  ihres  Vaters  untere 
richtet  werden.  Auch  sollte  ihnen  an  Stelle  ihres  bisherigen  Vormundes,  der 
zur  Confession  der  Mutter  gehörte,  ein  Vormund  von  der  Confession  des 
Vaters  bestellt  werden.  Das  Landgericht  führte  aus,  der  §  82  sei  ein  Aus- 
nahmegesetü,  welches  nur  auf  den  darin  vorgesehyuen  Fall  Anwendung  linden 
könne.  Seien  die  VOTauBsetzungen  ^eees  Paragraphen  fttr  ein  Kind  fest- 
geetellt,  so  dass  dies  Kind  m  der  Religion  der  Mutter  unterrichtet  werden  . 
müsse,  so  sei  daraus  nicht  zu  feiern,  dass  «auch  ohne  weiteres  die  jüngeren 
Geschwister  in  derselben  Religion  7.u  erziehen  seien".  Vielmehr  mfissto  be- 
züglich jedes  einzelnen  Kindes  testgostellt  Averden.  ob  die  Voraussetzung  der 
Ausnahmebestinimuug  zutretie.  Soweit  dies  nicht  der  Fall  sei,  müsstcu  die 
Kinder  nach  der  in  der  Declaration  Tom  21.  November  1803  enthaltenen 
Regel,  also  in  der  Religion  des  Vaters,  unterrichtet  werden.  Eine  weitere 
Beschwerde  gegen  diesen  Bisehluss  wurde  unter  Billigang  der  Gründe  des 
Beschwerdcgorichts  durch  das  Kammergericht  znruekgowiesen  *.  —  Im  Tnlire 
1883  starben  zu  Kattowitz  der  evangelische  Arbeiter  R.  und  dei»seu  katho- 
lische Wittwe.  Von  den  vier  Kindern,  die  katholisch  getauft  waren,  hatten 
die  Iwiden  alteren  seit  1881  katholischen  Religionsunterricht  erhalten.  Der 
evangelische  Pfarrer  stellte  bei  dem  Amtsgerichte  zu  Kattowitz  den  An- 
trag, die  Kinder  in  der  evangelischen  Confession  des  Vaters  unterrichten 
zu  lassen.  Das  Amtsgericht  lehnte  den  Antrag  ab,  in<leni  es  annahm,  der 
Vater  sei  bis  zu  seinem  Tode  mit  der  Mutter  darüber  einig  gewesen,  dass 
alle  Kinder  in  der  kathoUschon  Religion  unterrichtet  werden  sollte.  Eine 
Beschwerde  des  evaugelisehen  Oemdndekirohenratlis  zu  Kattowitz '  wurde 
durch  das  Landgericht  zu  Reuthen  zurückgewiesen  ^  Eine  weitere  Be- 
schwerde des  Kirchenraths  hatte  theitweisen  Erfolg,  Das  Kammergericht  ent- 
schied ,  von  den  vier  Kindern  miissiun  die  beiden  älteren  in  der  katho- 
lischen Confession  unterriclitet  werden ,  weil  bezüglich  dieser  Kinder  die 
Voraussetzungen  von  §  82  erfüllt  seien ;  dagegen  müssten  die  beiden  jünge- 
ren Kinder  in  der  Religion  des  Vaters  erzogen  werden,  weil  die  Ausnahme- 


*  Beschluss  des  Kammergerichts  vom  21.  Mai  1883,  Jnlirl).  Bd.  TV,  Nr.  35, 
S.  Vr-m'ithlich  wurde  die  erste  TJoscliwcrdp  durch  einen  Geistlichen  und  die 
weitere  Beschwerde  durch  die  Mutter  oder  den  Vormund  erhoben.  Ueber  die  Zu- 
lässigkeit  der  eisten  Beschwerde  vgl.  oben,  8.  122—126. 

*  lieber  die  ZulXssl^elt  dieser  und  der  weitem  Beschwerde  vgl.  oben, 
8.  122,  128. 

3  Beschlüsse  des  Amtsgerichts  zu  Kattowitz  vom  10.  December  1883  und  des 
Landgerichts  tu  Beuthea  rovt  10.  September  1884. 
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bestimmun^  des  §  82  auf  sie  nicht  anwendbar  sei,  und  weil  iiacli  dem 
Tode  des  Taten  Yon  einer  Einigkeit  der  Eltern  nicht  mehx  die  Bede 
«ein  könne  ^ 

Diese  Entscheidungen  führten  zu  denjenigen  Gefahren ,  die  durch 
die  Declaration  Yom  21.  November  1803  yerhütet  werden  sollten«  nämlieb 
„den  ReligioDsanterschied  In  den  Familien  zu.  verewigen  inid  dadurch  Spal« 
tungen  «n  erzeugen,  die  nicht  selten  die  Einigkeit  unter  den  Familienmit- 
gliedern zum  i^rosson  Nachtheil  derselben  untori^raben".  Xocli  molir:  Gerade 
die  jüngsten  Kinder,  die  eine  schwache  oder  überliaupt  keine  Erinnerung  an 
ihreu  Vater  liaben  mochten,  und  die  wegen  ihrer  Hiifsbedürftigkeit  der  Mutter 
besonders  nahe  standen,  musston  in  der  Confession  des  Vaters  erzogen  werden, 
wShrend  das  Slteste  Eikid  nicht  dem  Yater,  sondern  der  Mutter  folgte.  Mit 
Recht  wurde  diese  Rechtsprechung  in  den  Jahren  1885—1887  verlassen.  Die 
katholische  AVittwe  des  protestantischen  Tairlöhnors  Garthoff  erzopr  ihre  ffinf 
Kinder  im  katholischen  Religionsbekenntnisse.  Dies  billi.ürte  das  Karamer- 
gericht  mit  der  Ausführung,  dass  nach  den  getroffenen  Feststellungen  bezüg- 
lieh  der  Iltesten  Kinder  die  Voranssetsungein  ron  %  82  mtriflNi,  dass  ab« 
die  jflDgeren  Kinder  ebenfalls  im  Religionsbekenntnisse  der  Mutter  zu  «r- 
ziehen  seien.  „Wird  niimlich  in  Betracht  gezogen,  dass  die  drei  ältesten  Kinder 
des  Verstorbenen  in  dem  kathollsehen  Glaubensbekenntnisse  erjrogen  worden 
sind,  dass  ferner  bezüglich  des  Otto  und  Rudolf  der  Vater dieselben  in  der 
katholischen  Religion  erziehen  zu  lassen,  in  unzweideutiger  Weise  kundgegeben 
hat,  und  dass  hiemach  ansnnehmen  ist,  dass  dersdbe  seine  sammtlichen  Kinder 
auch  nach  seinem  Tode  im  katholisdien  Olanbensbekenntnisse  hat  erzogen 
wissen  AvoUen,  so  muss  den  Torderbeschlüssen  darin  beigetreten  werden, 
dass  bei  einer  entf?efjenjrcsetzten  Auffafüsunp"  im  vorliog'enden  Falle  infolge 
des  Religionsunterschiedes  Uneini<;keiten  unter  den  Familiens^liedern ,  sowie 
Härten  der  empfindlichsten  und  peinlichsten  Art  hervorgerufen  würden.  Dass 
dies  aber  nicht  dem  Geiste  und  der  Tendenz  der  Deelaration  vom 
21.  Kovember  1803  entspricht,  geht  daraus  hervor,  dau  durch  dea  Bieligionfr' 
unterschied  Spaltungen  in  den  Familien  eintreten,  welche  die  Einigkeit  unter  den 
Familiengliedern  zum  Nachtheil  derselben  nntergraben.*  *  —  Ein  zweiter  Pro- 
testant, Namens  Schonrel.  war  mit  einer  Katholikin  verheiratet.  Beide  liatten, 
wie  das  Amtsgericht  feststellte,  bis  zum  Tode  des  Mannes  den  übercinstimmcndon 
Wülen,  ihre  eämmtlichen  Kinder .  katholisch  zu  erziehen.  Ber  Yater  hatte 
„diesen  Willen  namentlich  auch  dadurch  zu  erkennen  gegeben,  dass  er  seine 
Kinder  katholisch  taufen  und  bei  seinen  Lebzeiten  aUe  seine  damals  sclnil- 
plliclitigen  Kinder  in  der  katholischen  Confession  erziehen  liess".  Deshalb 
wurde  entschieden,  dass  ein  jüngeres  Kind,  Hermann,  das  katholisch  jx^tauft, 
jedoch  bei  Lebzeiten  des  Vaters  noch  nicht  schulpflichtig  war,  ebenialls  in 
der  katholischen  Confession  unterrichtet  werden  müsse.  Die  Dedaration  vom 
21.  Kovember  1803  hat  „die  Bestimmungen  des  Landrechts  aufrecht  erhalten, 
wonach  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  der  übereinstimmende 


*  BesRhhiss  des  Kammergerichts  vom  23.  Februar  1885,  Jahrb.  Bd  V.  Nr.  2ß  B. 
S.  70-72,  Kirchliches  Gesetz-  und  Verordnuiigablatt,  1886,  S.  7 — 14 j  Verings 
ArebiT,  Bd.  LIX,  S.  178;  B.  Httbler,  Die  rellgt9se  Erziehniig,  8.  19>-33. 

*  Beschluss  des  KammcrgericlitA  vom  Ift.  Octobcr  1SS5,  in  Verings  Archiv, 
Bd.  LIX,  S.  175;  K;>liii.sche  Voll^szdtung  vom  17.  April  1888,  1.  Blatt.  Im  selben 
Sinne  erging  der  ebendaselbst  erwähnte,  luiten,  S.  170 — 180,  mltgetheiltc  Beschluss 
vom  6.  AprÜ  1886. 
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Wille  der  Eltern  cntsclipidet.  und  die  begonnene  Erziehung  auoli  nach 
dem  Tüdo  des  einen  der  Eltern  in  gleicher  "Weise  fortgesetzt  werden  soll, 
wenn  ihre  i3eitherige  Dauer  eine  derartige  Ahsicht  des  Yorf^torbenen  annehmen 
lässt.  Das  Gesetz  erklärt  also  in  erster  Linie  die  freie  Willensbestimmting 
der  Eltern  fQr  massgebend  . . .  Hiemach  verfolgen  die  jetzt  geltenden  Vor- 
schriften denn  Zweck,  den  frefen  Willen  der  Sltom  hinaehtiich  der  religi^en 
Btalehung  der  Kinder  zu  schützen  und  zur  Geltang  zu  bringen."  Im  vor- 
liegenden Falle  ^würde  sich  die  Anordnung  einer  evangelischen  Erziehung 
des  Mündels  mit  der  oben  entwickelten  Tendenz  des  Gesetzes  nicht  ver- 
einigen lassen ;  sie  würde  sich  als  Härte  der  peinlichsten  und  empfindlichsten 
Art  darstellen  und  geeignet  sein,  ünmfriedenheit  und  UneiDigkeit  unter  den 
FamüiengliedmiL  zu  erzetm;en.  Sie  wfirde  aher  auch  noch  die  Folge  herbei- 
fahren, dass  die  Mitglieder  der  Familie  sich  zu  verschiedenen  Religionen  be- 
kennen,  imd  den  Knaben  Hermann,  der  jahrelang  in  der  Tie1i;^ion  seiner 
Mutter  und  seiner  Geschwister  erzogen  ist.  unter  Zustimmung  des  Vormundes 
und  des  Vormundschaftsgerichls  durch  einen  plötzlichen  Wechsel  gefährden  und 
Torwirren."  *  —  Ein  dritter  Protestant  w«r  ebenfislls  mit  einer  Katholikin  ▼er- 
heiratei  Die  Trauung  war  in  der  katholmehen  Kirche  geschehen.  Die  beiden 
Kinder  waren  katholisch  getauft.  Auch  hatte  das  ältere  Kind,  ein  ^fädchen, 
bereits  katliolischen  Religion«iiTit*'rrIcht  erhalten,  als  der  Vater  starb.  Das  Amts- 
gericht zu  Keiclicnstein  ordnete  an,  das  jüngere  Kind,  Alfred,  müsse  in  der 
evangelischen  Confession  des  Vaters  unterrichtet  werden.  Eine  Beschwerde 
gegen  diese  Entscheidung  wurde  durch  das  Landgericht  zu  Glats  zurfick- 
gewiesen.  Dagegen  auf  weitere  Beschwerde  der  Hutter  wurde  ihr  Beeht  an- 
erkannt, auch  ihr  zweites  Kind  in  der  katholischen  Religion  zu  unterrichten. 
^AVfirde  der  Mündel  Alfred...  in  der  evnngeliachcn  Religion  erzogen,  so 
Avürde,  da  seine  i^futter  und  Sclnvester  katholisch  sind,  der  Rcligionsunter- 
schied  in  die  Familie  eingeführt,  und  eventuell  zum  ISachtheil  des  Mündels 
der  Eintritt  der  in  der  Declaration  aufgeffihrten  Folgen  nahe  gerOckt  werden. 
Die  Anordnung  einer  evangelischen  Erziehung  des  Mfindels  lässt  sich  daher 
mit  der  Tendenz  des  Gesetzes  nicht  vereinigen.  Sie  würde  sich  als  Härte 
der  peinlieh!?\en  und  empfindliehsten  Art  mit  Rücksicht  darauf  darstellen,  als 
bei  der  katholischen  Trauung  der  Ehegatten,  der  katholischen  Taufe  ihrer 
Kinder,  der  kathölischen  Unterrichtung  des  zunächst  schulpflichtig  gewordenen 
Kindes  offenbar  der  geeinigte  und  zum  Theil  auch  bereits  bethätigte  Wille 
der  Ehegatten  auf  die  katholische  Erziehung  sümmtlichor  Kinder  und 
damit  auf  Fernhaltung  d(  s  Keligtonsunterschtedes  der  Kinder  und  der  damit 
verbundenen  Gefahren  gerichtet  war."  ^ 

In  dtesen  drei  Fällen  aus  den  Jahren  1885—1887  entsprachen  nicht  nur 
die  Entscheidungen  selbst,  sondern  auch  ihre  Gründe  der  oben  vertheidigtun 
Auslegung  des  Gesetzes.  Sie  beriefen  sich  mit  Becht  auf  die  Einigung  der 
Eltern,  die  in  der  "Willenserklärung  des  Vater«  ihren  Ausdruck  gefunden 
hatte.  Ebenf'o  gereehtfertigf-  war  Verweisung  auf  den  in  der  Declaration 
von  1H03  ausgesprochenen  Zweck  des  Gesetzgebers.  Denn  dadurch  verstärkt 
sich  die  Annahme,  dass  die  darin  ^^-iederholte  Vorschrift  von  §  78  ihre  Wirkung 


*  BesohluH  des  Kammergericlits  vom  14.  Febraar  1667,  bei  Httbler,  Die 
KligiSse  Erzlelmng,  S.  23,  24. 

*  "Bcachluss  des  Kammergericlit?  vnm  10.  October  1B87,  in  Vc  rings  Arohiv, 
Bd.  LIX,  S.  176 j  Schlesischc  Voikszeituiig  vom  16.  ^Jovember  1887,  Morgen-Aus- 
gabe j  KfVhiis^e  VolkBseHiung  vom  17.  AprU  1888,  1.  Blatt 
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mit  dem  Tode  des  Vaters  nicht  verlieren  kann.  EndliVh  war  die  Berüokaich» 
ti^ng  <ler  Ifärt'^  \yn7.x\  die  frühere  Auslf'g;nng'  de<?  Hesctzcs  führte,  ein  zu- 
treffender Nebengi'und,  der  zur  Bostürkunf^  der  iieueroii  Auslegun"^  diente. 
Denn  jene  Härte  widersprach  dem  Grundgedanken  von  §  78  und  der  Declara- 
tioB  Tom  21.  KoTMülier  1808. 

Die  n£m1iche  Entsclieidiug  wurde  in  einein  ganz  almlichen  Falle  anders 
begründet.  Ein  Protestant,  Namens  H.,  hinfelfiew  eine  katholische  Wittwe 
und  vier  Kinder,  die  bisher  katholisch  erzogen  waren.  Selbst  das  di  itto  Kind 
hatte  schon  länger  als  ein  ganzes  Jahr  bis  zum  Tode  des  Vaters  katholischen 
Eeligionsunterricht  erhulten ,  so  dass  hier  die  Voraussetzungen  von  §  82  zu- 
trafen. Dagegen  das  jüngste  Eind,  Max,  hatte  erst  einige  Woeben  lang  die 
kaiholiaehe  Sohnle  liesnehif  als  der  Vater  starl».  Es  wurde  entschieden,  dass  die 
Mutter  berechtigt  sei,  die  beiden  jüngsten  Kinder  in  der  katholischen  Religion 
unterrichten  zu  lassen.  Die  Entsoheiduno;  reehtferti^^fe  sich  aus  den  oben  ent- 
wickelten Gründen.  Solange  der  Vater  lebte,  waren  die  Eltern  einig  über  den 
ihren  Kindern  zu  ertheilenden  Religionsunterricht.  Also  war  die  Mutter  nach  §  80 
berechtigt,  ihre  Kinder  nacb  wie  Tor  dem  Tode  des  Vaters  in  der  katholischen 
Beligion  za  unterrichten.  Dies  stand  auch  mit  dem  durch  die  Dedaration  von 
1803  ausgedrückten  Willen  des  Gesetses  in  Einklang.  Das  Kammergeriebt 
gelangte  zu  demselben  Ergebnisse  aus  anderen  Gründen.  Den  Hauptgrund, 
der  im  Willen  des  Vaters  und  in  der  Einigung  der  Eltern  zu  linden  war, 
liess  es  gÜDiclich  fallen.  Eä  stützte  sich  noch  auf  den  ia  der  Declaration  von 
1803  ausgedrückten  Zweck  des  Gesetzgebers,  hanptsichlich  aber  auf  einen 
aweiten  Grund,  nämlich  —  das  Wohl  der  Kinder.  „Die  Vorschrift  der  Decla- 
ration kann  nach  der  darin  kundgegebenen  Absicht  des  Gesetzes  nicht  in 
solchen  Fällen  Platz  greifen ,  in  welchen  bei  ihrer  Anwendung  Zustande  ge- 
schaffen würden,  welchen  der  Gesetzgeber  zum  IToil  der  Familienmito-lieder 
und  damit  auch  zum  Wohle  der  Mündel  dui-oh«  Erlaas  der  Declurutiuu  ge- 
rade Torbettgen  wollte.  Wfirde  der  Mündel  imf  Grund  der  Dedaratiott  in 
der  evangelischen  Reli^on  erz<^n,  so  würde  damit'  der  Religionsunterschied 
in  die  Familie,  welcher  er  angehört,  eingeführt,  und  zu  seinem  Nachteil ^ 
der  Eintritt  d<'r  in  der  Declaration  aufgeführten  Folgen  nahe  gerückt  Wör- 
den ...  Es  würde  die  Befürchtung  entstehen,  dass  die  religiöse  Auffassung 
des  Mündels,  welche  sich  bei  ihm  aus  der  Unterrichtung  in  der  evangelischen 
Beligion  gebildet,  in  dem  Verkehr  mit  den  einer  andern  Confession  ange- 
hörigcn  Faniiliengliedern  in  Zweifel  gezogen,  bekämpft  und  angegriffen,  und 
dadurch  dem  Kinde  überhaupt  jeder  feste  religiöse  Halt  geraubt,  oder  dass 
der  Mfindel ,  wenn  vr  die  aus  der  ErtheiUmg  des  licligionRunterriehts  ge- 
wonnenen Lehren  festhält,  dieserhalb  im  Familienkreise  angefeindet  mid  zu- 
rückgesetst  und  durch  alles  dies  in  seinem  religiösen  und  materiellen  Wohl 
emstlich  gef&hrdet  wArde.*^  * 

Aus  den  nämlichen  Gründen  entschied  das  Eamme^ericht ,  dass  die  drei 
jüngsten  Kinder  des  im  Jahre  verstorbeneu  evangelischen  Handschuh- 

machers Oskar  Seidel  und  seiner  katholisehen  Wittwe  in  der  katbolisehen 
Religion  zu  unterrichten  seien  -.  Auch  in  diesem  Falle  war  die  Entscheidung 

^  Beschlues  des  Kammerg erichts  vom  2.  Januar  1888,  Jahrb.  Bd.  VH,  Nr.  19, 
S.  40—43;  Verinf,'s  Archiv,  Bd.  LX,  S.  434—436. 

•  Beachluss  vom  6  Februar  1888,  in  der  Germania  vom  11.  August  1888,  Nr.  183, 
2.  Blatt  Vgl.  Verlags  Archiv,  Bd.  LX,  8.  488,  und  Htthlers  Abhandlimg  von 
1888^  B.  S5.  Ia  der  n&mlichen  Bmüm  hatte  das  Amtsgericht  and  das  Landgericht  au 
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gerechtfertigt  f  da  die  älteriMi  Oescliwister  schon  bei  Lebzeiten  des  Vaters 
mit  de??en  Willen  in  der  katholischen  Rcli^^i'^n  unterrichtet  waren ,  und  ih'v 
Vater  bei  seinen  I-eb/eiteii  und  bis  zu  .seiiiera  Tode  den  Willen  Ijethätii^t 
hatte,  alle  Kinder  katholisch  zu  erziehen.  Doch  wurde  nicht  der  Wille  des 
Vaters,  sondern  das  Wohl  der  Kinder  vom  Kammergeriehte  als  entscheidend 
angesehen. 

Tm  Jalire  1889  kehrte  das  Kammergericht  zu  derjenigen  Reclitsansicht 
zurück,  die  den  Entscheidunj^en  an^  den  Jahren  I^SH  bis,  18*^5  zu  (i runde 
liegt'.  Der  zu  N. ,  einige  Kilometer  von  Silberber^,  in  Überöchiesien ,  am 
30.  September  1885  gostorbeno  evangelische  Schmiedemeister  S.  hatte  eine 
katholische  Wittwe  nnd  drei  Kinder  hinterlassen.  Die  Kinder  waren  evan* 
lis(  h  getauft.  Die  beiden  älteren  Kinder,  Anna  (geb.  1876)  und  Oswald 
(geb.  1>^78),  hatten  anfänglich  die  evangelische  Schule  zu  Silberberg,  dann 
seit  1884  bis  zum  Tode  des  Vaters  und  noch  länf^or  die  katholische  Schulo 
zu  N.  besucht,  auch  in  dieser  Schule  am  katholischen  Iveh;:^ionsunterrichto 
theilgeuommen.  Der  evangelische  Pfarrer  zu  Silberberg  verlangte,  beide 
Kinder  sollten  in  den  evangelischen  Religionsunterricht  zttraekgefQhrt  werden. 
Die  Mutter  erklärte,  sie.  werde  alle  drei  Kinder  in  der  katholischen  Religion 
unterrichten.  Sie  behauptete,  ihr  Mann  habe  die  Absicht  gehabt,  die  Kinder 
katholisch  zu  er/ieheii.  Das  Amtsgericht  ^trat  der  Wittwe  bei"  *.  Der  evan- 
gelische Kirchenrath  zu  SUberberg  erhob  gegen  diesen  Beschluss  Beschwerde  ^ 
Er  machte  geltend,  der  verstorbene  Vater  habe  „tlieüa  wegen  des  weiten 
Weges  nach  Silberberg,  theils  um  Ansgaben  zu  sparen,  theils  weil  er  mit 
dem  evangelischen  Lehrer  in  Differenzen  gerathen  war'" ,  die  beiden  älteren 
Kinder  aus  dem  evangelischen  Unterrichte  zu  Silberbci';^  die  katholi^cbo 
Schule  7M  N.  gebracht;  daraus  sei  nicht  zu  Colt^ern,  ilass  die  Kinder  nach 
dem  Tode  des  Vaters  im  kathüliscben  Unterrichte  belassen  werden  müssteu; 
wenigstens  aber  müsse  das  jüngste  £[ind,  Ida  (geb*  1885),  in  der  evangelischen 
Beligion  ersogen  werden.  Das  Landgericht  wies  die  Beschwerde  «in  betreiF 
der  drei  Kinder*  zurück*.  Auf  Anfrage  erklärte  es  noch  ausdrücklich,  die 
Ent.<clieiilnng  sei  auch  bezüglich  des  jüngsten  Kindes  ergangen*.  Der  evan- 
gelische Oeineindekirclienrath  erhob  weitere  JU  si  hwei-de.  Hierauf  wurde  be- 
züghch  des  jüngsten  Kindes,  unter  Aufhebung  der  Beschlüsse  des  Land- 
gerichts und  des  Amtsgerichts,  angeordnet,  „dass  die  Ida  S.  bis  zum  zurück- 
gelegten  vierzehnten  Lebensj^re  in  der  evangelischen  Religion  unterrichtet 
werde**.  Dagegen  bezGglich  der  beiden  älteren  Kinder  wurde  die  weitere 
Beschwerde  zurückgewiesen.  Zunächst  wurde  ausgeführt,  dass  die  Voraus- 
setzungen von  §  82  nicht  bezüglich  der  Ida  S.,  wohl  aber  bezüglich  der  beiden 
älteren  Geschwister  vorlägen       Alsdann  wurde  das  der  Entscheiiiuui;  ont- 

PotBtlam  zweimal  im  entf^jciirciT/xcsetztcii  Sinne  ent:^c1iipdpi».  Ein  Eescliluss  des  Kam- 
mergerichts vom  23.  .luui  LS61  haltti  die  Sache  iu  die  erste  Instanz  jsurückgewlesen. 

*  Schon  eine  Eatoobeiduig  vom  S6.  November  1888  (unten,  S.  168,  164)  verltcas 
die  Meinung,  dasa  auf  das  Wohl  des  Kindes  Rücksicht  zu  nclimen  sei. 

'  „Verfügung"  des  Amt«irericljts  zu  Fr  «nkpiistein  vom  IG.  December  iSäü. 
Dieser  Bescblusa  (dessen  Wortlaut  mir  nicht  bekaunt  ist)  sciieiiit  sich  auf  alle  drei 
Kinder  erstreckt  su  haben. 

'  Uelier  die  ZulHssigkeit  dieser  und  der  weitern  Beschwerde  v§^.  S>  122,  128. 

*  Beschluss  des  Landgerichts  zu  lilatz  vom  31.  .Januar  1889. 

*  Beschluss  des  Landgerichts  zu  Cilatz  vom  IC.  Februar  lö8ü. 

*  Die  dareuf  besQglieben  Reehtmnsftthruogen  lanteo,  wie  folgt.  „Den  der 
mit  dem  g  78  In  nntrennbarem  Zuaammenhange  atebende  §  80  durch  die  Deelaration 
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gegonstehende  Bedenken  folgendermassen  gewürdigt.  „Müssen  demgeuiHSs 
die  drei  Kinder  in  ycrscliicdcnen  Relij^ionRn  erzogen  werden,  so  läs?t  sich 
allerdin^  nicht  Tcikcnnen,  ilass  dadurch  in  der  Familie  ein  Zustand  hervor- 
gerufen wird,  dessen  Vermeidung  bei  Erlass  der  Declaration  gerade  bezweckt 
wurde.  Indeas  an  der  Entsekeidimg  kann  dieserhalb  niehis  geändert  werden. 
Die  NonUf  welche  er  zur  Anwendung  gebracht  haben  will,  hat  der  Oesetss- 
geber  im  zweiten  Absätze  der  Declaration  klar  und  bestimmt  aiisgpsp rochen : 
Kinder  aus  gemischten  Ehen  sollen  in  der  Keligion  des  Vaters  unterrichtet 
werden.  Von  dieser  J^orm  aber  in  solchen  Fällen  abzuweichen,  in  denen 
die  Befolgung  derselben  nicht  zu  dem  von  dem  Gesetzgeber  beabsichtigten 
Ziele  führt,  kann  dem  Biehter  nicht  gestattet  werden;  bei  einer  solchen 
Beohtsfibuttg  würde  es  sich  nicht  mehr  uni  Interpretation  eines  Gesotzos, 
sondern  um  die  Substituirun«]^  eines  neueii  Tfr^et/es  huTKh'Iii.  Hierbei  ist  in- 
dess  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  der  Vorwurf,  die  Tragweite  der  gegebenen 
Vorschrift  sei  gegenüber  dem  erstrebten  Ziele  nicht  richtig  bemessen  worden, 
jeder  Begründung  entbehren  würde.  Die  landrechtliche  Bestimmung  in  §  76 
rief  in  den  Familien  gemisehter  Confession  ZitstSnde  herror,  deren  Beeeitigung 
als  drinfi;lich  anerkannt  werden  musste.  Hätte  man  es  indes,  was  zunächst 
lag,  lediglieh  den  Vormundschaftsgerichten  anheiingeii'' 1  *  n.  in  jedem  einzelnen 
Falle  nach  eojicretem  Ermessen  die  zur  Wahrung  des  Fauiilienfriedens  ge- 
eigneten Anordnungen  zu  treffen,  so  würde  dies  nothwendigerweise  zu  nicht 
abeehbaren,  durch  persönliche  und  Midie  Yerhältniase  bedingten  Schwan- 
kungen gefOlurt  haben.  Es  musste  sieh  demnach  empfehlen,  mittels  einer 
fest  bestimmten  und  zwar  derjenigen  Norm  durchzugreifen,  bd  weldi^r  sieb 


betroffen  wird,  und  daas  diese  somit  zugleich  die  religiöse  Entehnng  nach  dem  Tode 
der  Eltern  oidnet,  kann  keinem  Bedenken  unlcrlieigein  und  ist  in  constanter  Praxis 

de3  Kammorgerichts  anorliannt.  Nach  dem  r^firenwUrtigen  Stande  der  Oo?ctzc;ebnng 
sind  somit  Kiader  aua  gemischten  Eben  grundsätzlich  in  der  Keligion  des  Vaters  zu 
unterrichten.  Von  diesem  Grundsätze  gibt  es  nur  zwei  Ausnahmen.  Zunächst  näm- 
lich entscheidet  wihrend  der  Ehe  efae  etwaige  'WUlenseinigang  dar  Eltern,  die  je- 
doch, wie  vom  Kammergeriolit  scIioti  molirfarli  ausgesprochen  ist,  nur  so  lange 
■wirksam  sein  kann,  ahs  hcide  Eltern  am  Leben  sind;  und  sodann  soll  gemäss  §  S2, 
falls  der  verstorbene  Vater  ein  Kiud  wälircnd  des  ganzen  letzten  Jahres  vor  seinem 
Tode  in  der  von  der  seinigen  shweldienden  Confewlon  des  sndem  Ehegatten  bat 
unterrichten  lassen ,  dieser  Unterricht  auch  nach  Bcincm  Tode  fortgesetzt  werden. 
Hieraus  ergibt  sich  zunächst,  dass  Ida  S. ,  auf  welche  der  §  ^5  keine  Anwendung 
findet,  in  der  Confession  ihres  Vatcn»  zu  unterrichten  ist,  also  dem  evangelischeu 
Rdlgionsnntenidite  llherwiesen  werden  mnss.  Was  aher  die  heiden  Sltoen  Kinder 
anbetrifft,  welche  der  Vater  während  des  letzten  Jahres  vor  seinem  Ableben  im  ka- 
tholischen Glauben  unterweisen  Hess,  so  ist  nicht  minder  klar,  dass  sie  in  dieser 
Religion  weiter  unterrichtet  werden  müssen.  Inwieweit  die  Gründe,  aus  denen  ein 
Vater  adn«i  Kindern  einen  abweichenden  ReHgionsuaterrieht  so  thdl  werden  liest, 
für  die  Anwendung  des  §  82  an  sich  von  Bedeutuog  sein  können,  kommt  hierbei 
nicht  weiter  in  Frage.  Denn  kcinenfalls  lässt  sich  aus  den  Beweggründen,  \on  denen 
S.  nach  den  Angaben  des  BescbwerdefQhrers  geleitet  sein  soll,  auch  in  ihrem  Zu- 
sanunenwtrken  und  ans  dem  actemnSssigen  Beweiamaterial,  naneiitiieh  den  Anssagen 
des  G.  und  des  Pastors  H.,  herleiten,  dass  S.  ausschliesslich  durch  einen  rein  äusser- 
lichen  Nothstand  dazu  bewogen  worden  sei,  und  daas  er  nicht  die  Absicht  gehabt 
habe,  seine  beiden  älteren  Kinder  dem  kathoüflcben  Glauben  ziuawenden  j  am  wenig- 
sten aber  liegt  ein«  Anhalt  vor  in  der  Annabme,  als  ob  S.  in  dar  Freiheit  seinea 
Willens  besehrlnkt  gewesen  wlre." 
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hoffen  licss,  in  möglichst  groBsem  I^iii fange  das  Richtige  und  SachgemSasd 

zu  treffcni,"  *  Dioso  Aiisfnhnm^^^Ti  beruhen  auf  einer  irrignn  Auslojrung"  dos 
§  80,  und  /war  auf  dem  (Jrmidirrthume,  das»  die  Eimgong  der  Eltern  ihre 
Wirkung  mit  dem  Tode  des  Vaters  verliere. 

3.  ündkelicke  Kinder. 

Das  AUgemeine  Landrecht  sagt  in  Theil  II,  Tiial  2,  §  642:  «TJn- 
eheliohe  Kinder  werden  bis  zum  geendigten  Tiersehnten  Jahre  in  dem 
Glaobensbekenntnisse  der  Mutter  erzogen."  Dies  kann  dahin  yer- 
etanden  werden,  dass  die  Mutter  kraft  ihres  Erziehungsrechtes  „auoh 
über  die  oonfessionelle  Erziehung  zu  bestimmen"  habe^;  in  Ueber- 
einstimmiiTi?  mit  der  Auslegung-,  die  ganz  nhuliclie  Yoräclirifteu  in 
§  21  der  l  ayeriachen  zweiten  Verfassungsbeilage  und  in  i;  0  der 
haiinover'achcn  Verordnimg  vom  31.  Juli  1S26  mit  Bücksicht  auf  die 
Grundsätze  des  gemoinen  Rechts  gefunden  habend 

Allein  das  KaniDiorgericlit  iiimnit  an,  ein  uneheliches  Kind  müsse  un- 
bedingt in  der  Confession  der  Mutter  erzogen  werden,  ohne  dass  dies  durch 
den  Willen  der  Hatter  geändert  werdm  könne.  Die  im  Jahre  1875  ge- 
borene F.  H.,  Tochter  der  evangelisehen  unyereheliehten  F.  H.,  wurde 
evangelisch  getauft.  Zmn  Yormnnde  vrurde  der  StieiVater  der  F.  H.,  Han- 
delsniann  N. ,  bestellt.  Derselbe  war  katholisch.  Er  gab  das  Kind ,  als 
es  ein  Vierteljahr  alt  'Mrnr,  deti  Ehelenton  X.  in  Pflege,  die  dasselbe  in 
der  katholischen  Religion  erzogen,  bis  der  katholische  Vormund  im  Jahre 
1888  starb.  Inawischen  war  das  Kind  dreissehn  Jahre  alt  geworden.  Das 
Amtsgericht  zu  Herford  bestellte  einen  evangelischen  Vormund  und  ord> 
netc  die  evangelische  Erziehung  des  Kindes  an,  ohne,  wie  es  scheint, 
eine  Willenserklärung  der  Mutter  zu  erfordern.  Der  katliolisdie  TM'aiTor 
zu  Herford  beschwerte  sicli  über  die  Anor(linin<^  der  evan^reliselien  Er- 
ziehung %  indem  er  geltend  nmchto,  „da88  die  13 Va  Jahre  alte  l\  Ii.  bisher 
nur  katholischen  Religionsunterricht  erhalten  habe,  und  dass  ihre  reli- 
giöfe  Ueberzeugnng  verwirrt  und  gefährdet  werde,  wenn  sie  genöthigt 
würde,  in  dem  letzten  halben  Jahre  des  Schulunterrltlits  dem  evangelisihen 
Schul nntorrichte  beizuwohnen".  Das  Landgericht  zu  liielefeld  wie.s  die  Be- 
schwerde zurück,  weil  das  Kiud  als  Ftiegekind  im  Sinne  von  §  753  II  2 
des  Allgemeinen  Landrechts  und  §  104  des  Anhangs  nicht  su  betrachten 
war,  und  eine  Abweichung  von  der  m  §  642  II  2  enthaltenen  Vorschrift 
als  unstatthaft  erachtet  wurde.  Eine  weitere  Beschwerde  des  katholisclm 
Pfarrers  wurde  ebenfalls  zurückgewieeen.    Das  Kammergerioht  hielt  die 


*  Besehluss  des  Kammergerichts  vom  14.  Mai  18S9,  im  kirchlichen  Gesetz-  imd 
Verordnungahlatt ,  1880,  S.  125—128.  Auf  der  nämliolien  Kechtsansicht  beruht  der 
daselbst  8.  129—133  abgcdrackte  Bescblass  vom  27.  Mal  1889,  vgl.  unten,  S.  170. 

«  So  wird  §  642  «.  B.  von  Stohhc  (Frivstfedit,  Bd.  IV,  8.  406,  406)  ver- 
etanden. 

3  Vgl.  obm,  8.  60—62,  feiner  imten,  8.  182,  188,  nnd  Abschnitt  IV 
unter  C. 

*  lieber  die  Berechtigung  des  Pfarren  zur  Besehwerde  und  zur  weiteni  Bc- 
•ehwerde  vgl.  oben,  8.  136,  128. 
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Rechtsauffassung  des  Landgerichts  für  zutreffoiul.  Die  durch  das  Oesetz  vom 
14.  März  1871  aufgehobene  Bestimmung  von  §  643  II  2  ^enthielt  die  einzige 
Ausnahme,  welche  der  Gesetzgeber  von  der  Regel  des  §  642  zuhess  und 
mhrt  daher  zu  dem  Schlüsse,  daas  nach  Absicht  des  Gesetzgebers  nur  die  in 
§  648  YoraiiBgeselzten ,  nioht  aber  aucli  noch  andere  VerhSltDisse  ein  Ab- 
wclclieri  von  der  Vorschrift  des  §  642  rechtfertigen  sollten".  Das  Gesetz  hat 
nicht  einmal  mit  Rücksicht  auf  ^  G22  die  Ausnahme  getroffen,  ^dass  unehe- 
liche Kinder,  wenn  deren  Erziehung;  von  dem  Vater  übernommen  worden, 
in  der  Religion  des  letztern  zu  erziehen  seien.  AU  diese  Erwägungen  führen 
zn  dem  Schiasse,  dass  nach  dem  Stande  der  Gesetzgebung  für  die  Frage,  in 
welcher  Belsen  ein  mieheliches  Kind  zu  erziehen  sei,  lediglieb  das  Religions- 
Tte]<enntni8S  der  Mutter,  nicht  aber  andere  Yerhältnisse  in  Betracht  kommen. 
Da  in  dem  vorliegenden  Falle  die  Mutter  der  evangelischen  lieli;z:ion  anj^oliört. 
so  ist  auch  die  Erziehung  de^i  Kindes  in  der  evangelischen  Kellgiou  mit  Recht 
in  den  Vorinstanzen  angeordnet  worden."  * 

Ebenso  entiebted  det  bayerische  Varwaltangsgefichtshof  zwei  Reohts- 
föUe,  worin  die  Vorschriften  des  prenssisehen  Allgemeinen  Landrechts  zur 
Anwendung  kamen:  Eine  katholische  Mutter  wollte  ihr  uneheliches  Kind 
protestantisch  erziehen.  Der  Verwaltuncrf'?;f'richtH]iüf  erklärte,  das  Kind  müsse 
bis  zum  beendeten  vierzehnten  Lebensjahr  kathoUseh  erzogen  werden,  nach 
§  642  Theil  2,  Titel  2.  des  Allgemeinen  Landrechts.  Dadurch  werde  eine 
unbedingte  Verpflichtung  begründet«  so  dass  «auch  die  uneheUdie  Matter 
auf  die  ihr  im  ftbrigen  hinsichtlich  der  Erziehung  ihres  unehelichen  Kindes 
gesetzlich  zukommenden  Yerfngungsreehte  nicht  zurfickgreifen  kann* 

Wird  §  642  so  Terstanden,  dass  die  Mutter  berechtigt  ist,  die 
Confcssion  des  unehelichen  Kindes  zu  beBttmoien,  so  kann  eine  Mutter, 
die  ihr  eigenes  Glaubensbeken ntniss  wechselt,  ihr  Kind  in 
dem  nouen  Bekenntnisse  erziehen.  Dies  Rocht  müaste  ihr  aber  auch 
dann  zu£^cstnnden  werden,  wenn  §  642  als  eine  Gesetzesvorschrift  auf- 
zufassen wäre,  die  das  mütterliche  Bestininiung-srecht  ausschlösse.  Dann 
müsste  das  Kind  bei  einem  (xlaubenswechsel  der  Mutter  in  deren 
neuem  Bekcüutnisse  erzogen  werden,  da  das  Kind  jederzeit  „in  dem 
Glaubonsbekenntnisse  der  Mutter"  zu  erziehen  wäre  K  Für  diese  Aus- 
legung spricht  auch  eine  Vergleichung  mit  §§80,  81,  wonach  bei 
ehelichen  Eindeni  ein  Glaubenswechsel  der  Eltern,  abgesehen  Ton 


*  Der  §  648  Tratet:  „Doch  mnsa,  wenn  der  Vaiw  ^  CbrUt,  die  Mutier  aber 

irgend  einer  andern  Rcligionspartci  zugethan  ist,  ein  solches  unefaeUohflS  Kind,  bis 
nach  zurückgelegtem  vientehaten  Jahre,  in  der  chrisüichen  Religton  ersogen  werden.'* 

Vgl.  oben,  S.  3. 

*  Beschlvss  des  Kammergn-fohts  vom  26.  November  1688,  Jahrb.  Bd.  Vm, 

Nr.  20,  S.  50—52. 

'  Kn(^('!i(  ifiungen  des  bayerischen  VerwaItungep:rrichtahofe8  vom  15.  Fobniar 
1884  (^öammlung,  Bd.  V,  Nr.  41,  S.  138—142,  Blätter  fQr  administrative  Praxis, 
Bd.  XXXV,  S.  182)  und  vom  11.  Juli  IBSS  (Werthmüller).  Vgl.  unten,  Ab- 
«ehaitt  IV  unter  A. 

*  Vgl.  du-  rircularvcrfüguiig  des  Appellationagi  rit^Lts  zu  Breslau  vom  7.  Sep- 
tember 18Ö8  unter  II  (Amtsblatt  1858,  S.  314),  in  istiehls  Ccntralblatt ,  1859, 
S.  426  ,  426:  „Eine  Aenderung  des  ReHgionsbekenntnisaes  der  unehelichen  Mutter 
sieht  auch  eine  Aflnderang  in  der  religiSBen  Enlehung  dee  Kindel  nach  aleh." 
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der  in  §  81  bezeichneten  Ausnahme ,  fSr  die  Kinder  ebenfalls  mass- 
gebend ist. 

Dieser  Ansicht  hat  sich  das  S^mergericht  kfirzUeh  angeschlossen.  Die 
Icatiiolische  Mutter  eines  unehelichen  Kindes  trat  zur  evangelischen  Barche 

über  und  wollte  ihr  „noch  nicht  religionsmündiges  Kind"  cTangelisch  erziehen. 
Das  Amtsgericht  entschied,  das  Kind  müsse  katholisch  erzogen  werden.  Diese 
Entscheidung  wurde  vom  Landgerichte  aufgehoben.  Eine  w  eitere  Beschwerde  * 
wurde  znrttokgeviesen,  aus  folgenden  Gründen.  „Wenn  die  Muttor  die  Cuu- 
fession  vediselt,  so  wird  ein  solches  Rind  nvr  dann  in  der  Religion  der  Matter 
erzogen,  wenn  es  diesem  Wechsel  folgt ;  eine  Ausnahme  ist  in  dieser  Be&ehnng 
nicht  gOEToben.  Es  erscheint  dies  ruich  völliir  gorcchtferti^^t ,  wenn  man  be- 
rücksichtigt, dass  das  Recht  des  Vaters,  die  Verpflegung  und  Erziehung  des 
Kindes  selbst  zu  besorgen,  durch  das  Widerspruclisrecht  der  Mutter  gemäss 
§  62B  beseitigt  werden  kenn;  will  die  Matter  die  Erziehung  des  Kindes 
.  selbst  weiterführen,  so  treffSen  de  keine  andeien^Kaehtheile,  als  solche  rer- 
mögensrechtlicher  Natur.  Daraus  erhellt,  dass  das  Erzidiungsreoht  vorzüg- 
lich ihr  zustellt,  und  somit  auch  die  rehgiöse  Erziehung,  die  nur  einen  Theil 
der  Erziehung  überhaupt  bildet"  . . . '  Dieser  Auslegung  des  Gesetzes  ist 
zuzustimmen 

Frfiher  Tertrai  das  Kammergericht  die  entgegengesetzte  Meinung.  Ein 
im  Jahre  1870  aneh^ch  geborenes  Kind,  deMMm  Mutter  katlH>hsdi  war, 

wurde  katholisch  getauft  und  besuchte  später  die  katholische  Schule  zu 
Buiizlau.  Als  die  Mutttor  nach  Gr.  K.  verzog,  s-cliickte  sie  das  Kind  in 
die  dortige  evangelische  Schule.  Später  trat  sie  selbst  zur  evangelischen 
Kirche  über.  Der  Schulinspector  verlangte,  das  Kind  solle  zur  ThcUnahme 
am  katitolnehen  Beligions*  und  Beiditanterricht  in  die  katlwHsohe  Schule 
sorflckgefOhrt  werden.  Er  steUte  bei  dem  Amtsgeridite  zu  Bunzlau  den 
Antrag',  diese  Zurückführnng  anzuordnen.  Das  Amtsgericht  lehnte  den  An» 
trag  ab,  mit  der  Erwägung,  dfiss  für  die  religi«>se  Erziehung  unehelicher 
Kinder  das  jeweiligo  Glaubeiisbekenntniss  der  Mutter  massgebend  sei.  Aus 
demselben  Grunde  wurde  eine  Beschwerde  des  Schulinspectors  '  durch  das 
Landgericht  in  Liegnitz  znrQckgewiesen.  Dagegen  auf  weitere  Beschwerde 
des  Schulinspectors  wurde  diese  Entscheidung  wegen  Verletzung  von  §  G42 
aufgehoben,  und  das  Amtsgericht  angewiesen,  nach  Anhörung  des  Vormundes 
dem  Antrage  des  Beschwerdeführers  stattzugeben,  wenn  nicht  thatsäclilichc 
rmständc  entgegenständen  \  Die  Entscheidung  des  Kammergericbts  stützte 
sieli  auf  die  Vorscliriiteu  von  ^§  642 — 64G. 

In  §  622  n  2  des  Allgemeinen  Landreohts  ist  besttnmit:  „Nach  zurück- 
gelegtem vierten  Jahre  hängt  es  von  der  "NValü  des  Vater«  ab,  die  Ver- 
pflegung und  Erziehung  des  Kindes  selbst  zu  besorgen,  oder  sie  dei-  ]^rutter 
auf  seine  Kosten  femer  zu  überlassen.*"   Gleichwohl  muss  dann  nach  der 


^  Wer  die  weitere  Besdnv^e  Phöben  hat,  ist  im  Torliegsttden  Berichte  nloht 
gesagt  lieber  die  Statthaftigkeit  vgl.  oben,  S.  128. 

2  BescTihiss  des  Kammergericht?  vom  24.  M&n  1890,  in  der  Zeitschrift:  Der 
katholische  Seeleorger,  1890,  S.  274.  275. 

»  Anderer  Meinung  ist  Feldkamm,  im  Seelsorger,  1890,  S.  276—271. 

*  Ueber  die  ZnJSseigkeit  der  Besobworde  und  der  weitora  Beschwerde  vgl 
oben,  S.  12R,  128. 

^  Beschluds  des  Kammergerlchts  vom  5.  Märs  1883,  Jahrb.  Bd.  IV,  Kr.  86, 
Ö.  79. 
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Beelitsprocbiiiig  des  Esniinergeriohis  dag  Kind  im  GlaubensbekenntBisse  der 
Sfutter  unterrichtet  werden,  da  für  diesen  Fall  keine  Auanahme  TOn  der  in 
§  642  entiudtonen  GeeetsesTOrschiiffc  zugelassen  iat^ 

4.  Angenommene  Kinder. 

Ucber  das  Glauboiisbekenntniss  der  an  Kiodesstatt  angenom- 
menen Kinder  enthält  daa  Allgemeine  Landrecht  keine  besonderen 
Yorschriften.  Xach  §§  681,  687,  690,  692,  716  II  2  entstehen  dureh 
förmliche  Annahme  an  Kindesatatt  die  Rechte  und  Ffftchten  leiblicher 
Eltern  zn  ihren  Kindern.  Folglich  hat  ein  Adoptivrater  in  der  Begel 
gem&ss  §§  74,  75  das  Olaubensbekenniniss  des  angenommenen  Kindes 
sn  bestimmen.  Ist  jedoch  der  Ado^itiTvater  yerheiratet,  nnd  smd  die 
Eheleute  veischiedenon  Glanbensbekamtniasen  zogethan,  so  finden  die 
§§  76 — 82  entsprechende 'Anwendnng;  ebenso  dann,  wenn  Eheleute, 
die  in  gemischter  Ehe  leben,  gemeinschaftlich  adoptiren.  Demgemäas 
ist  ffir  die  förmlich  an  Kindesstaft  aiigenomniPTion  Kinder  das  Glau- 
bensbekenntiiiss  ihrer  leiblichen  Eltern  nicht  mehr  massgebend^. 

Für  die  durch  E  i  n  k i  n  d  s  ch af  t  zusammengebrachten  Kinder 
finden  gemiiss  720  und  7o2  II  2  des  Allgemeinen  Landrechta  die 
nämlichen  Grundsätze  entsprechende  Auwendung. 

Ueber  Pflegekinder  finden  sich  in  §§  753,  754  II  2  nnd  in 
§  104  des  Anhangs  folgende  Yorschriften.  §  758:  «Wer  ein  von 
seinen  EUtem  Torlaasenes  Eind  in  seine  Pfiege  nimmt,  erlangt  über 
dasselbe  alle  persönliohen  Bechte  leiblicher  Eltern.*  §  754:  ,Er  ist 
schuldig,  das  Kind  in  einer  von  den  im  Staate  aufgenommenen  Be- 
ligionen  zu  erziehen,  und  dasselbe  zu  irgend  einem  nützlichen  Gewerbe 
anzuführen."  Anhang,  §  104:  „Den  Pfle^^eelteru  gebührt  die  Bcfug- 
niss,  die  Religion  zu  bestimmen,  in  welcher  die  von  ihnen  angenom- 
menen Kinder  bis  zum  zurückgelegten  vierzehnten  Jahre  ihres  Alters 
erzogen  werden  sollen,  wenngleich  die  leiblichen  Eltern  des  ange- 
nommenen Kindes  einem  andern  Glaubensbekenntnisse  zugethan  ge- 
wesen." ' 


*  Vgl.  HinrichSj  im  Archiv  für  die  civilistische  Praxis,  Bd.  LXXV,  S.  112, 
und  die  oben  (S.  164)  erwähnten  Grflnde  der  Entedkeidung  vom      November  1888. 

*  Vgl.  CircularverfOgung  des  Appellatlonsgericbts  zu  Breslau  vom  7.  September 
1858,  unter  K,  in  Stiehl  3  CentralWntt,  1858,  S.  425:  „Die  selhatandige  Bf  Stimmung 
der  Religion,  in  welcher  Pflegebefohlene  zu  erziehen  sind,  gebührt  a)  dem  Adoptiv- 
vater, b)  den  Pflegeeltern  im  gesetiUclien  Sinne  (II  2  §  768  und  Anbang  §  104), 
e)  dem  unehelichen  Vater  In  betrefT  der  legitim! rten  Kinder/^ 

'  Zur  Reclitfertlj^unfr  dieser  Vorschrift  bemerkt  Koch:  „In  der  Tliat  ist  un- 
findbar,  wer  hierin  den  Pflegeeltern  Vorschriften  zu  geben  ermächtigt  sein  könnte. 
Die  Pflegeeltern  sind  ja  blosse  WobltbSter;  mitbin  bat  eine  Pflegemutter  in  dieser 
Beziehung  eine  grössere  Befogalss  als  die  eheleibliche  Mutter,  die  sich  nach  der 
Religion  des  Vaters  richten  mn?s."^  Dies  ist  lüclit  überzeugend,  da  auch  die  Icih- 
liohcn  Eltern  Woblthäter  ihrer  Kinder  sind.  £a  ist  daher  auJEIallend,  dass  den  Pflege- 
eltwn  ein  Beatlmmimgsrecbt  nuteh^  das  dm  totblicben  Elton  versagt  ist. 
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Die  §§  753  »  754  beliehen  sich  nur  auf  die  Ton  den  leibliclien 
Eltem  verlassenen  Kinder.  Suaiez  hatte  die  Absicht^  „fßr  die  grosse 
Menge  unehelicher  Kinder,  denen  ihre  Eltern  Unterhalt  und  Erziehung 

nicht  geben  können  oder  wollen,  dadurch  zu  sorgen,  dass  andere  gut- 
denkende Bilro;or  des  Staates  durch  die  Rechte,  welche  das  Gesetz 
ihnen  solchen  Falles  einräumt,  aufs^emuntert  werden  inöoliteu,  sich 
solcher  unglücklichen  Kinder  desto  eher  anzunehmen,  und  für  die  Er- 
ziehung derselben  zu  brauckbaren  Mitgliedern  des  Staates  zu  sorgen". 
Diese  Erläuterung  und  der  Wortlaut  der  Gesetzesvorschriften  spricht 
für  die  Auslegung,  dasd  an  Findlinge  und  andere  von  deu  leib- 
lichen Eltern  verlassene  Kinder  zu  denken  ist,  deren  Eltern  in 
vielen  F8llen  unbekannt  sind'.  Hieran  schliesst  sich  der  §  104  des 
Anhangs.  Derselbe  ist  dahin  zu  verstehen,  dass  §  754  auch  dann  An- 
wendung findet,  wenn  die  Eltern  eines  von  ihnen  verlassenen  Kindes 
bekannt  sind,  und  wenn  sie  einem  anderen  Glaubensbekenntnisse  als 
die  Pflegeeltern  angehören  oder  angehörten.  Wer  ein  von  den  leib- 
lichen Eltern  verlassenes  Kind  in  seine  Pflegte  nimmt,  ist  nach  §  754 
und  nach  §  104  des  Anhangs  berechtigt.  'li<»  !'ph'L'"ion  dos  Kindes  zu 
bestimmen;  doch  muss  er  dazu  f^ne  ./lo  im  »Staate  aufgenommeneu 
Religionen"  wählen  2;  er  darf  also  das  Kind  nicht  in  der  Keligion 
einer  bloss  geduldeten  Keligiouagesellschaft  (ini  Sinne  von  §2011  11) 
erziehen^. 

Keinenfalls  kann  g  104  des  Anhangs  auf  diejenigen  BQnder  an- 
gewendet werden,  die  von  ihren  leiblichen  Eltern  an  eine  andere 
Person  in  Pflege.gegeben  sind,  mag  die  Terpflegung  entgeltlich  oder 
unentgeltlich  geschehen  sein.  Dies  wird  durch  772,  773  bestätigt. 
yWenn  jemand  ein  fremdes  Kind,  ausser  dem  Fall  der  Hilflosigkeit, 
cur  Verlegung  und  Erziehung  übernimmt,  so  müssen  seine  Verhält- 
nisse gegen  dasselbe  hauptsächlich  nach  dem  Inhalte  des  darüber  ge- 
schlossenen Vertrages  Vioiirflipilf  wnr^lp'i."  Sonst  erstrecken  sich  seine 
Rechte  und  Pflicliteu  „niciir  weiter,  als  es  der  Zweck  der  übernom- 
menen Erziehung  unmittelliar  erfordert". 

Ein  im  Jahre  18G3  in  gemischter  Ehe  geborener  und  katholisch  getaufter 
Knabe  w  urde  nach  dem  Tode  des  katholischen  Vaters,  des  Taglölmers  X.,  von 
der  evangelischen  Mutter  an  deren  verheiratete  Schwester  zar  Ersiehung 
überhissen.  Diese  Tante  schickte  das  Kind  in  die  eTangelisohe  Schale  und 

*  Vgl.  L.  E.  W.  Schmidt,  Protist ischoa  Familienrccht,  S.  ßtS;  ,.Dt'r  cigcnt- 
Ucbate  Fall  des  Verhältnisses  ist  mithin  der,  wo  die  Eltern  nocli  am  Leben  sind, 
das  Kind  indes  lieblos  verkäsen  oder  ▼ecatoaaen  haben.** 

2  V-;!.  Boriio  mfiiia,  Preuaslsche«  Civilrecht,  Bd.  V,  S.  3S7. 

*  Die  Herausgebt r  <ler  Auflage  von  Kochs  Commentar,  zu  §  754,  inpinrn, 
diese  Vorschrift  sei  durch  Art.  12,  13  und  15  der  Verfassungsurkunde  geändert  wor- 
den. Sie  fügen  hlnsn ;  „Wie  der  leibltehe  Vater  anf  Orand  von  Art.  12  da»  Kind 
in  jeder  beliebigen  Religion  erziehen  lassen  kann,  so  auch  der  PRegevater,  well  er 
die  persönlichen  Rechte  der  väterlichen  Gewalt  l^esilzt/'  AlU-in  das  väterliche  Be- 
stimmungsrecht ist  nicht  aus  Art.  12  der  Verfassungsurkundc,  sondern  aus  g  75  II  2 
des  Allgeffleinen  Idudrecbto  befsnleitsn. 
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liess  es  am  CTangeltBchcn  Eeligionsunterrichte  theilnchraen.  Die  Mutter  er- 
klärte auf  Befrn^en,  sin  habe  ihr  Kind  an  ihre  Schwester  und  deren  Elie- 
mann  ^für  die  Dauer  überlassen" ,  und  sie  habe  nicht  die  Absicht^  daa  Kind 
zurückzuuehnien.  Das  Appellationsgericht  zu  Glogau  billigte  hierauf  die 
Theflnahme  des  Kindes  am  evangelisdien  BeligionsunterricAite,  weil  «der 
§  763  II  2  und  §  104  des  Anhangs  auf  den  vorhegenden  Fall  wenigstens 
analog  anwendbar"  sei*.  Die  Verweisung  auf  §  753  und  der  Ausdruck 
„wenijjstens  analog"  enthält  das  Zugeständniss ,  dass  der  Wortlaut  des  Oo- 
sc'tzes  auf  diesen  Fall  nicht  passte.  Es  war  aber  nicht  gerechtfertigt,  die  be- 
zeichneten Ausnahme  Vorschriften  auf  andere  Fälle  ^analog"  anzuwenden.  Die 
Entscheidung  fahrte  dahm,  dass  die  Tante  des  Kindes  dessen  Bel^ion  be- 
stimmen konnte,  während  ein  solches  Recht  nicht  einmal  der  eigenen  Mutter 
zustand,  die  das  Kind  ihrer  Schwester  überlassen  hatte.  Es  kann  daher 
der  getroffenen  Entscheidunj»  nicht  zufj^estimmt  werden. 

Der  §  104  des  Anhangs*  sUiiiiuit  aus  einer  Circularverordnung  des  Gross- 
kanaders  vom  Jahre  1799,  „wegen  genauerer  Bestimmung  verschiedener  im  All- 
gemeinen Landrechte  und  der  Allgemeinen  Oerichtsordnung  enthaltenen  Yor- 
schriften"  Vielleicht  wurde  dieselbe  durch  einen  Rechtsfall  veranlasst,  der 
zwar  ein  Waisenkind  betraf,  jedoch  so  bebandelt  ^vurde,  als  ob  das  Kind 
von  den  leiblichen  Eltern  verlassen  gewesen  wäre.  In  Schlesien  hatte  eine 
evangelische  adelige  Wittwe  ein  armes  Waisenkind  zu  sich  genommen  und 
als  Pflegekind  behandelt  Das  Kiiid  stammte  aus  einer  gonisehten  Ehe,  von 
einem  evangelischen  Vater  und  einer  katholischen  Mutter.  Es  war  ein  Mädchen. 
Daher  hätte  es  nach  §  76  II  2  des  Allgemeinen  Landrechts  (und  nach  §  4 
des  Reglements  vom  Au;;u<t  IT^O)  im  Glaubensbekenntnisse  der  .Muüer 
unterriehtet  werden  müssen.  Es  war  bereits  zwölf  .labre  alt.  als  der  katho- 
lische Pfarrer  auf  Grund  der  gesetzlichen  Vorschriften  verlangte,  das  Kind 
solle  in  die  katholische  Schule  geschickt  und  im  katholischen  Glaubens- 
bekenntnisse unterwiesen  werden.  Die  Pflegemutter  wollte  das  Kind  im 
evangelischeu  Glaubensbekenntnisse  erziehen ,  auf  Grund  von  §§  753,  754. 
Aut  li  das  Glognuisclie  Olioreonsistorium  hielt  diese  Paragraphen  für  anwendbar 
und  de.shalb  die  evangelische  Erziehung  für  gerechtfertigt  ^.  Doch  zweifelte  es, 


*  Beachliiss  des  AppellationsgericLts  zu  Glogau  vom  25.  October  1875,  b«i 
Johow,  Bd.  V,  Nr.  28,  S.  88,  89. 

*  Circularverordnung  TOSQ  in.  Dtecmlur  1709.  lioi  Rabe,  Sammlung  preussi- 
scher  Gesetze  und  Verordnungen.  lid.  V.  S.  ()73 — 6T.S.  aus  dem  Novum  Corpup  Con- 
stitutionttm,  £d.  X,  S.  2713,  Kr.  74  de  1TU9;  .  .  .  „Da  im  Laufe  dieses  Jaiires  auf 
die  Anfragen  tinveilner  Landefljjnstis-Coll^ioruni  Bescheidungen  erfolgt  sind ,  welche 
sowohl  das  Allgemeine  Landrecht  als  die  Allgemeine  Gerlchtsnrd innig  näher  bestinunt 
und  (Tlinilirt  haben,  80  ist  nöthij^  befunden  worden,  diese  Vorschriften  zu  sammeln 
und  hierdurch  zur  allgemeinen  Kichtschnur  bekannt  m  machen.  I.  Zu  den  §§  76 
und  T58  II  3.  Den  Pflegeeltern  gebOhrei  die  Befugniss,  die  Religion  su  bestimmen, 
iti  Avi  lcher  die  von  Ihnen  angenommenen  Kinder  bis  zum  zurückgelegten  vierzehnten 
J.ihrr  ihres  Alters  erzogen  -werden  soncii ,  -wcnnf^lelch  die  leiblichen  Eltern  des  an- 
genommenen Kindes  einem  andern  Glaubensbekenntnisse  cugethan  gewesen.^  II.  .  .  . 

'  TVIt«  das  Tßaä  von  den  Idbllehen  Elt«n  veitoasen  gewesen,  so  hatte  die 
Pflegemutter,  die  das  Kind  aus  Mitleid  aufgenommen  hatte,  nach  §  754  das  Kind  „In 
einer  von  dem  Staate  atifgpnnmmenon  'ReliL'i'ui".  nftmcntllrb  also  in  ihrer  eigenen, 
der  evangelischen,  Confeasiun  erziehen  können.  Doch  lag  kein  Grund  zu  der  Voraus- 
setzung vor,  dsss  die  leiblichen  Eltern  das  Kind  freiwillig  verlassen  hätten.  Sic 
waren  beide  gestorben.  Daher  musste  das  Kind  nach  S5  76,  80  II  2  im  Glauben»- 


Digitized  by  Google 


Die  vvcstlichea  Proviiuen. 


169 


ob  §  753  ,da]iin  einzuaeluraiiken  sei,  das»  Fflegeeltera  bloss  in  diejenigen 

persönlichen  Koclite,  welche  den  leiblichen  Eltern  zugestanden,  eintreten 
und  succodiren**,  oder  ob  der  Sinn  dahin  2:0h o ,  „dass  Pflcr^opltorn  iilicr  ihre 
Ptlo^Xfkindor  diejenigen  porsönlirhon  Hcciite  erlangen,  welche  ihnen  irchüliren 
würden,  wenn  sie  selbst  deren  leibliche  Eltern  wären Es  meinte,  nach 
der  erstem  Auslegung  müsse  die  Pfle^mntter  das  Kind  im  katholischen 
Glaubensbekenntnisse  der  leiblichm  Mutter  unterrichten  lassen,  irfthrend 
nach  der  letztem  Auslegung  „einer  evangelischen  Pflegemutter  erlaubt  sein 
dürfte,  eine  nnf^onommenc  Pflegetochter,  ohne  Rücksicht  auf  dir»  Religion, 
welcher  die  leibliche  ^Mutter  zugethan  gewesen ,  in  der  ihrigen  zu  ei  zir  ben". 
Das  Oberconsistorium  hielt  die  letztere  Auslegung  mit  Rücksicht  auf  den 
Wortiaat  Ton  §  754  fQr  die  richtige,  trag  jedoch  den  Zweifel  dem  Justiz- 
departement zur  Entscheidung  vor.  Hierauf  erging  die  Resolution,  ^daBS  die 
Pflegemutter  hierin  ganz  in  die  Stelle  der  leiblichen  Mutter  tritt,  und  daher 
in  dem  angezeigten  Falle  der  katholische  Pfarrer  abschläglich  beschieden 
werden''  musste*. 

C«  ]>ic  Gebiete  des  Oberlautlesgerielit««  %ii  C'ölii  iiud  der 
liaiidgerielite  zu  ^"^euwiefl  und  Arnsberg. 

L  Kinder  in  oder  ans  nngemisokten  Ehen. 

lo  einer  ungemischten  Ehe  äind  die  Eltern  berechtigt  und  ver- 
pflichtet, die  religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder  zu  bestimmen}  sind  sie 
uneinig,  so  entscheidet  der  Wille  des  Vaters;  ist  der  Tatet  gestorben, 
so  steht  nach  richtiger  Meinung  da»  Bestimmungsrecht  der  Mutter  zu. 
Darin  stimmen  die  Vorschriften  des  rheinischen  Rechts  und  die  Grund- 
sätze des  gemeinen  deutseben  Rechts  mit  dem  preussischen  Allgemeinen 
Landrechte  überoin. 

Nach  rheinischem  Rechte  ist  daher  für  ungemischte  Ehen  der 
GniTidsatz  anzunehmen,  dass  die  Mutter  nach  dem  Tode  des  Yators 
berechtigt  ist,  die  Confession  ihrer  Kinder  zu  bestimmon  oilor  zu 
ändern.  (Vgl.  oben,  S.  47.)  Folglich  ksnin  die  protestantische  Wittwe 
eines  Protestanten  gesetzlich  nicht  gehindert  werden,  ihre  Kinder  in 
der  katholischen  Keligiou  unteniehteu  zu  lassen,  Sie  verliert  dies 
Recht  nicht  dadurch,  dass  sie  selbst  ebenfalls  katholisch  wird,  oder 
dass  sie  mit  einem  Katholiken  eine  zweite  Ehe  eingeht 

Das  Kammergerioht  ist  entgegengesetzter  Heinung,  indem  es  annimmt, 
eine  solche  Motter  sei  gesetzlich  verpflichtet,  die  Kinder  in  der  OTangelischen 

bekenntnUse  der  Mutter  (dem  katholischen)  unterrichtet  werden,  aofern  nicht  etwa 
der  AnsnahmcfAll  von  §  78  Torlsg. 

*  Rescript  des  Justtedeparteraents  (v.  Goldbek)  vom  25,  Februni  ITÜO,  hc\ 
C.  L.  Stengel,  Beiträgo  Eiir  KenntnJsg  der  Justi/vorfawung  und  der  juriätischen 
Literatur  in  den  preussischen  Staaten,  Bd.  VIII,  S.  1'26  — 130  (Halle  1799);  auch  bei 
Rabe,  Sammlmig  prenssiseher  Gesetse  und  VerordnuDgen,  Bd.  V,  8.  827-^829.  — 
Die  Worte,  dass  die  PHegemutter  „ganz  In  die  Stelle  der  leiblichen  ^rutter  tritt", 
waren  zwpiclfutig.  Doch  halten  sie  nach  dem  Zusammenhange  den  Sinn ,  da??«  die 
Unterrichtung  des  Kindes  nicht  im  Glanbensbekenntnisae  der  leiblichen  Mutter,  son- 
dern in  denajenigen  der  Pflegemutter  erfolgen  sollte. 


j 
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Confession  zu  orzioheii.  Auch  in  einem  solchen  Falle  soll  die  Decluration 
vom  21.  XovcmLer  1803  für  die  Mutter  niris'^L'o'M'Tnl  'join.  Warum  aber  diese 
Declaration,  die  nach  ihrem  Wortlaut  und  Zu>iammenhange  nur  von  gc- 
miachten  Ehen  handelt,  auf  Kinder  aus  ungemischten  Ehen  ebenfalls  an- 
gewend^  werden  boII^  dafür  hat  das  Saamieigiarieht  ktAM  Orfinde  angegeben. 
Die  erangelisehe  Wittwe  des  ebenfalls  evangeÜBcben  Kardensetzen  S.  za 
Aachen  hatte  drei  Kinder,  die  evangelisch  getauft  waren,  Karl  (geb.  1871), 
Elise  (geb.  6.  JuU  1?=^T3)  und  Maria  (geb.  24.  Kov.  1876).  Sie  trat  mit  ihrem 
Öohno  im  März  1887  zur  katiiolischen  Kirche  über.  Die  beiden  genannten 
Töchter,  deren  Yormünderin  sie  war,  brachte  sie  im  Januar  1887  nach  B. 
in  Holland.  Dort  traten  beide  Töchter  am  5.  Juni  1887  ebenfalls  zur  katho- 
lisch«! Kirche  Aber.  Die  Mutter  hatte  inzwisehen  eine  aweite  Ehe  mit  einem 
Katholiken  geschlossen,  war  aber  in  Geraässheit  von  §  64  der  Vormund- 
schaftsordnung ^  f  i  inünderin  ihrer  Kinder  geblieben.  Das  Amtsgericht  ver- 
lanf^tc,  die  beiden  Töchter  sollten  naeh  Aachpn  /.unickkohroii  und  dort  am 
evangelischen  Behgionsunterrichtc  tlicilnohmon.  Als  die  Mutter  diesem  Ver- 
langen nicht  nacUcam ,  wurden  gegen  sie  Ordnungsstrafen  angedroht  und 
festsetzt  und  die  hiergegen  erhobenen  Beschwerden  zurückgewiesm  ^  Als 
diese  Zwangsmittel  ebenfalls  erfolglos  blieben,  stellte  die  Regierung  zu  Aachen 
im  Miirz  1888  bei  dem  Amtsgerichte  den  Antrag,  der  Mutter  die  Vormund- 
schal't  über  ihre  beiden  Tüehtcr  zu  entziehen*.  Das  Amtsgericht  lehnte  den 
Antrag  ab.  Eine  hiergegen  eingelegte  Beschwerde  der  Regierung  liatte  keinen 
Erfolg*.  Auf  weitere  Beschwerde  der  R^emng  wurde  die  Sache  zur  An- 
stellung wdterer  Ermittlungen  hezSglioh  der  confessionellen  Erziehung  der 
Maria  S.  an  das  Amtsgericht  zurückgewiesen.  Die  Gründe  dieser  Entschei- 
dung waren  im  wesentlichen  folgende.  .,Was  die  Maria  S.  anbetrifft,  welche 
noch  nicht  religionsuiündig  ist,  so  kommt  es  auf  die  Declaration  vom  21.  No- 
vember 1803  an,  die  nach  der  Cabinctsordro  vom  17.  August  1825  auch  in 
der  Rheinprovinz  Giltigkeit  hat.*^  *  Daraus  ergibt  sich,  „dass  die  Maria  S. 
bis  zum  24.  Xovember  1890  in  der  eTangelisehen  Confession  unterrichtet 
werden  muss^.  Eine  Abweichung  von  dieser  Vorschrift  „ist  weder  dem  Richter 
noch  einer  l'artei  gestattet."  Es  niuss  daher  „als  gesotzwidri^if  be7:eiohnet 
werden,  wenn  die  Mutter  ihre  jüngste  Tochter  fortdauernd  in  der  katiio- 
lischen Religion  unterrichten  lässf*.  Ob  aber  deshalb  die  Entziehung  der 
Yormundsehaft  sich  rechtfertigte,  mnsste  nach  Ansicht  des  Kammergerichts 
noch  naher  geprüft  werden  \ 


*  Bssehlttaae  des  AmtagerIclitB  sn  Aachen  vom  2S.  Februar,  80.  Mft»  und 
20.  Mal  1887,  und  des  Landgerichts  zu  Aachen  vom  Jahre  1887.  —  Schon  diese 

Beschlüäsc  beruhten  auf  der  irrigen  Meinun};,  'la^s  die  Mutter  gesetzlich  verpflichtet 
sei,  ihre  Kinder  in  der  Confession  des  veräturheneu  Vaterä  unterrichten  zu  lassen. 

*  lieber  die  Berechtigung  der  königlichen  Regierung  zu  diesem  Antrage  und 
Stt  den  späteren  Beschwerden  vgl.  oben,  S.  106,  120,  128. 

'  BeachlüsHc  des  Amtsgerichts  zu  Aachen  vom  27.  Juli  1888  und  des  Land- 
gericfats  zu  Aachen  vom  19.  Februar  1880.  In  diesen  Beschlüssen  \\  urde  angenom- 
men, dsss  sa  der  beantragten  Massnahme  kein  genügender  Grund  vorliege. 

^  An  dieser  Stelle  fehlt  eine  Begrflndnag  der  Meinung,  daes  die  Deolsntton 
Ol  erhatipt  oder  wenigstens  in  diesem  Falle  £Qr  Kinder  ans  einer  ongemlsehten  Ehe 
Geltung  habe. 

*  BesebloBS  des  Kammergerichts  vom  27.  Mai  1889,  kircbiichea  Gesetz-  und 
Verordnungsblatt,  1889,  B,  120—188. 
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Kinder  m  oder  aus  gemisohten  Ehen. 

Durch  die  Oabinetsordre  vom  17.  August  1825  wurde  die  Decla- 
ration  vom  21.  November  1803  auf  die  westlieheii  FroTinzen  ausge- 
dehnt. Dadurch  wurde  in  den  Hauptbestimmungen  eine  Bechtsgleieli- 
heit  der  öatlichen  und  westlichen  f^ovinzen  hergestellt.   Wie  in  den 

ostlichen  Provinzen  (mit  Ausnalimc  von  Neuvorpommem),  so  sollten 
auch  in  den  westliclicn  l^rovinzen  alle  Kinder  aus  gemischten  Ehen 
in  der  Religion  rloä  A'aters  unterrichtet  werden*.  Zu  Abweichungen 
von  dieser  Yorsciirift  darf  kein  Ehegatte  den  andern  durch  Verträge 
verpflichten.  iN'ach  einem  Zusätze  der  Cabinetsordre  aind  „die  zeither 
Ton  Verlobten  dieserhalb  eingegangeueu  Yerptiiclttuugen  als  unver- 
.  bincUich  anzusehen'^.  TJebrigens  bat  in  den  weaüiohen  Provinzen,  ebenso 
wie  in  den  östlichen,  «niemand  ein  Recht,  den  Eltern  zu  widerapreohen, 
solange  selbige  über  den  ihren  Kindern  zu  ertheilenden  Beligionsunter- 
riobt  einig  sind**. 

Verträge  über  die  Confcssion  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen, 
desgleichen  die  darüber  vor  der  Trauung  ausgestellten  Beverse,  sind 

in  den  westlichen,  ebenso  wie  in  den  östlichen,  Provinzen  erlaubt, 
jedoch  in  dem  Sinne  ungiltig,  daas  die  Erfüllung  der  darin  eingegangenen 
Verpliichtung  nicht  erzwungen  werden  kann^ 


*  Der  Zweck  dieser  Anordnung;  soll  eine  Repfhietls^ung  der  evangelisclicii  Kirche 
(eine  ,,BcschUtzuog  des  evangelischen  Glaubens'  )  gewesen  sein.  Es  konnte  *  in  (je- 
winn  iHr  die  evangelisch«  Kirche  gehoiTt  werden,  weil  viele  evangelische  Beamte  auä 
den  üb^tlichen  Provinzen  nacli  den  Rhelnluideii  vcnetst  worden  und  dort  beirateten. 
Vgl.:  G.  Phillip  9,  Kirchpnreclit,  Bd.  III,  S.  5r>3,  Xote  15  (IJ^'iO)  ;  Fr.  Schulte. 
Ueber  gemischte  Ehen.  Ö.  44  (1862).  Auch  Mitte  rmiiier-i  Tlemerkuti^  iiher  .,einL' 
beimliche  Begiiaatigung" ,  in  der  Themia,  Bd.  I,  S.  7,  acheint  auf  jenen  gegen  die 
Oabinetsordre  erhobenen  Vorwarf  hlnradenten.  Heute  wird  jener  Zweck  nicht  melir 
vertheidigt.  —  Cnltxisminlster  von  Raumer  verwahrte  sicli  in  der  Sitzung  der  zweiten 
Kammer  vom  12.  Februar  1853  gegen  d:e  Annahme,  ,,da«s  die  Regierung  noch  auf 
dem  Standpunkte  atehc,  die  Protegirung  der  gemischten  Ehen  uis  ein  wichtigem  Ziel 
der  StaatBkunet  au  betraehten'*. 

*  Die  Germania  vom  23.  Mfirz  1890,  1.  Blatt,  berichtet  folgenden  Rechtsfall. 
Ein  Proteetaut,  Namens  Ulrich  St.,  heiratete  im  Jahre  1875  die  katholische  Anna  O. 
Die  Trauung  fand  am  17.  April  lö7ö  in  der  kaüiolischen  Kirche  zu  ist  Gervasius 
in  Tarier  statt,  nachdem  der  Briuttgam  den  Eltern  der  Braut  die  katholische  Ersidrang 
aller  Kinder  fest  versprochen  und  dem  katholischen  Pfarrer  das  eidliche  Versprechen 
gegehen  hatte,  alle  Kinder  katiiolisch  taufen  und  katholisch  erziehen  zu  lassen  In 
dieser  Ehe  wurden  drei  Söhne  und  awei  Töchter  geboren.  Dieselben  wurden  katho- 
lisch getauft  und  kathollseh  ersogen,  bis  die  Mutter  am  11.  Mira  1889  starb.  Der 
Vater  tibergab  hierauf  den  ältesten,  zwölf  Jahre  alten,  Sohn  dem  evangelischen  Pfarrer 
in  Luxeml)urg  zur  Yorliereitung  für  die  Conflrmatlon  und  gah  ihn  dann  in  die  Lehre 
bei  dem  Schiossermeister  W.  zu  Uettcraoheid  bei  Volbert  in  Rhcinpreusaen.  Dort 
sollte  das  Kind  am  Palmsonntage  in  der  protestantischen  Kirche  eonflrmlrt  werden. 
Die  mQtterlichen  katholischen  Orosseltcrn  hatten  inzwischen  bei  dem  evangelischea 
Pfarrer  zu  LuxemT)urg  und  bei  der  demselben  vorgesetzten  geistlichen  Behörde,  dem 
grosaherzoglicb  sächsischen  Kircbenrath  zu  Weimar,  Einsprache  dagegen  erhoben, 
„dass  ein  katholisch  getauftes  und  eraogenes  Kind  unter  solchen  Verblltnissen  seiner 


Digitized  by  Google 


172 


Dritter  Abaehniti.  PreuBsoi. 


Die  YoTScbriften  der  Beclaration  vom  21.  NoTember  1803  be- 
troffen nicht  die  gesammte  religiöse  Erziehung,  sondern  nur  den 
Religionsunterricht.  Im  selben  Sinne  ist  die  Cabinetsordre 
vom  17.  August  1825  zu  verstehen,  obwohl  die  Einleitung  das  Yer- 
sprechcn  der  Verlobten  crwälmt ,  ihre  Kinder  in  der  katholischen 
Kirche  zu  „erziehen'*,  und  obwohl  sie  sich  auf  ein  Oeserz  der 
östliclion  Provinzen  beruft,  \vonacli  die  Kinder  im  Glaubensbekennt- 
nisöc  des  Yatera  „erzogen"  werden.  Der  Zusammenhang  zeigt,  dasa 
hier  nur  ungenaue  Ausdrücke  vorliegen.  Der  l^iin  der  ^bfaieta- 
ordre  ergibt  siek  aus  dem  entscheidenden  Theile,  der  sich  auf  die 
Anordnung  beschrfinkt,  ^dass  die  Declaration  vom  21.  NoTomber 
1803  auch  in  den  Rhein-  und  Wes Wischen  Provinzen  befolgt"  wer- 
den soll. 

Hiermit  stimmt  die  Rechtsprechung  überein.   In  einer  Yormundschafts- 

Baclie  am  Elberfeld  wm  de  über  die  Fra^o  gestritten,  ob  der  Vormund  durch 
das  Amtsgericht  angewiesen  werden  könne,  lutherische  Kinder  aus  einer 
katholischen  Erziehungsanstalt  herauszunelmien.  Das  Kammergoricht  Ter- 
neinte  diese  Frage  auf  Grund  der  Declaration  vom  21.  November  1803.  Das 
Bedenken,  ob  etwa  der  Wortlaut  der  Cabinetsordre  vom  17.  August  1825 
dahin  führen  müsse,  die  Deelaration  in  den  westlichen  Provinzen  anders  als 
in  den  üstliehen  Provinzen  au=:zulo!:^on,  wurde  iiiclit  einmal  anj^^edeutet .  also 
für  ofreiibar  unbegründet  erachtet.  Uer  Fall  wurde  gerade  so  entschieden, 
als  ob  es  sich  um  eine  Vormundschaftssache  der  östüchen  Provinzen  handelte. 
,Naeh  der  Declaration  vom  21.  November  1803  sind  eheliche  Kinder  jedes- 
mal in  der  Religion  des  Yatare  zu  unterrichten.  Diesem  EMordermsse  wird 
dadurch  genügt,  dass  die  Kinder  in  der  Religion  des  Vaters  Unterricht  er- 
halten. Eine  Vorschrift  dahin,  dass  die  Kinder  von  dem  Verkehr  mit  Per- 
sonen, welche  einer  andern  Confession  angehören,  oder  von  Gelegenheiten 
fern  gehalten  werden  sollen ,  durch  welche  sie  mit  den  Lehren  und  Ge- 
briuehen  einer  andern  ReligionsgeseHschaft  vSShiGe  bekannt  werden,  ist  Ton  dem 
Gesetzgeber  nicht  getroffen  worden.  Das  Gesetz  bezweckt  also  keineswegs, 
die  Kinder  von  solchen  Einflüssen  auszuschliessen ,  welehe  der  Xatur  der 
Sache  v'u--]\  in  einem  Staate ,  dessen  'Mitglieder  verschiedenen  Religions- 
geseHschaft cn  angehören,  auf  den  verscliiedenen  rehgiösen  Gebieten  hervor- 
treten und  geltend  gemacht  werden.  Auf  dieser  Aulfasöuiig  beruht  die 
Bestimmung  in  §  79  II  2  des  Allgemeinen  Landrechts  wonach  die  Yer- 
schiedenheit .  des  kirchlichen  Glaubensbekenntnisses  keinem  der  Eltern  die 
ihm  sonst  wegen  der  Erziehung  der  Kinder  zustehenden  Rechte  benimmt, 
obwohl  gerade  die  Eltern  und  insbesondere  die  Mutter  bei  der  Erziehung 
der  Kinder  im  Stande  sind,  den  weitgreifeudsten  Einiluss  auf  die  religiösen 


Religion  entfremdet  und  evangelisch  confirmirt  würde".  Auch  wurde  der  Fall  ver- 
öfTcntliclit,  „damit  das  evangelische  Consistorlum  in  Coblenz,  der  evangelische  Ober- 
kirchenratli  in  Berlin  und  der  Herr  Cultusminister  von  Gosslor  davon  erfahren".  . . . 
—  Solclie  Scliritte  verspreehon  keinen  Erfolg,  weil  der  protcsUntiscibe  Vater  nleht 
gezwungen  werden  kann,  ein  Versprechen  zu  erHlllen,  das  nacli  den  Staatsgesetien 
(ebenso  wie  nach  gemeinem  deutschen  Tlcclito)  ungiltig  i'^t. 

.  *  Diese  Gcsetzesvorscbriil  hat  für  Rheinpreusscn  keine  Geltung  erlangt.  Vgl. 
unten,  8.  173. 
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Anschauungen  und  Gct'ülilc  ihror  in  einer  andern  Rclit^ion  mitcrriclih'tcn 
Kinder  auszuüben.  Denigemäss  hat  auch  das  Kammergericht  stets  an  dci- 
Auffassung  festgehalten,  dass  die  Vorschrift,  nach  welcher  die  Kinder  in 
der  Religion  des  Täters  zu  erziehen  sind,  grundsätzlich  nicht  Iiinderei  die 
Kinder  in  eine  Sehnte  ron  anderer  confessioneller  Richtang  aufoehmen 
zn  lassen,  sofern  nnr  die  Kinder  yon  dem  dort  ertheilten  Religionsunter- 
richte ausgeschlossen  nnd  in  ihrer  eigenen  Beligion  anderweitig  unter- 
richtet werden/  * 

Es  war  ein  Versehen  des  Kammergerichts ,  dass  einige  "Wochen  Torher 
ein  Besehlnss  des  Amtsgerichts  zu  Cdln  wiederhergestellt  wurde,  worin  einer 
Mutter-Ycnnnttnderin  in  Kippes  bei  CSln  aufgaben  war,  ihre  Kinder  »ans 
der  katholischen  Schule  zu  nehmoi  und  der  erangelischen  Schule  zuzufiiliren*. 
Denn  die  Gründe  des  Kammor2;erifhtf  enfhielten  keine  Andcutmii^,  «las««  von 
der  bisheriin^eii  Kechtsproohuiii;  ab;^o\vichen  wcrdtni  sollte  (vgl.  unten,  ti.  177). 
Das  Amtsgericht  belolgto  die  Entscheidung-  des  Kammergerichts,  indem  es 
TOn  der  Mutter  einen  Bericht  darüber  begehrte,  ob  sie  ihre  Kinder  der  eTan- 
gdisdiien  Schule  wieder  zugeführt  habe.  Jedoch  auf  OcgenTorstellung  der 
Mutter  wurde  diese  Voifup^ing  aufgeh  ob  mi.  und  an  ihrer  Stelle  nur  ein  Bericht 
über  den  evangeliseheii  lit'liirTonsvnitfM-richt  ci-fordert'.  Eine  hieri^egen  durch 
das  Presbyterium  der  evangelischen  Kirche  zu  Nippes  erhobene  IJeschwerdo  ' 
hob  hervor,  dass  die  Kinder  für  deu  Unterrielit  des  evangelischen  Pfarrers 
noch  zu  jung  seien,  daher  ^stweilen  überhaupt  keinen  Religionsunterricht 
erhielten.  Die  Beschwerde  wurde  zurückgewiesen.  Das  Landgericht  führte 
aus,  die  Mutter  genüge  der  gesetzlichen  Vorschrift,  wenn  sie  ihren  Kindern 
cvani^^clischen  Religionsunterricht  crtheilen  lasse ,  und  es  bestehe  noch  kein 
Anlass,  den  Besuch  der  kathoHsclien  Volksschule  zu  verbieten  und  dafür 
den  Besuch  der  evangelischen  Volksschule  zu  begeliren.  Doch  habe  das 
Amtsgericht  gegebenen  Falles  zu  prQfen,  «ob  es  etwa  behufs  Ermogtichung 
einer  gedeihlichen  Brtheilung  evangelischen  Religionsunterrichts  an  die  Mün- 
del geboten  erscheinen  möchte,  dicselbin  niclii  fornor  d<'r  katholiseben 
Volkssdiule  zu  Nippes  zuzuführen  ,  sondern  ihrer  Vorniünderin  aufzugeben, 
wegen  der  religiösen  Erziehung  anderwcito  zweckdienliche  Entschliessung 
zu  treffen*  *. 

Dagegen  die  Vorsschrifteu  des  Allgemeiueu  Land  recht»,  die 
in  den  östlichen  Provinzen  neben  der  Declaration  vom  21.  Noyember 
1803  giltig  blieben,  haben  in  den  Oebieten  des  Oberlandesgerichta 
zu  Co  In  nnd  des  Landgerichts  zu  Kenwied  keine  Gesetzeskraft 
erlangt  ^  Ebenso  wenig  gelten  sie  im  Bezirke  des  Landgerichts  zu 
Arnsberg;  dort  sind  nämlich  nach  §  4  des  Patents  Yom  21.  Juni 


*  Beschl-nss  des  Kammergericlits  vom  12.  December  1887,  in  der  Kölnischen 

Völkszeitung:  vom  30.  Doremlicr  1887,  Nr.  300. 

2  VcritiguDgeu  des  Amtsgcrichta  zu  Cöln  vom  80.  Decembcr  1Ö87  und  20.  Ja- 
nuar 1888. 

*  Ueber  die  Statthnftlgkeit  dieser  Beschwerde  vgL  oben,  S.  122. 

*  Beachhips  des  Landp:crichts  ZU  Cdln  vom  26.  August  1889.  (Die  Beschwerde 
war  erst  im  Juli  1889  erhoben.) 

^  Nur  einen  Zweifel  öber  diese  Frage  äusäerte  der  Cultnsmlnlster  von  Bethmann- 
HoUweg  in  einem  Erlasse  vom  4.  Deeember  1861  (in  Stiehla  Centraiblatt,  1881, 
8.  747),  gegenüber  einer  kdnigUohen  Begi«mng  der  Rh^nprovhu. 
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1825  „die  vollständigen  drei  ersten  Titel  des  zweiten  Theile  vor 
der  Hand  von  der  Anwendung  ausgeschlossen".  Also  ist  die  licchts- 
gleicliheit,  die  mit  der  Cabiuetsordre  vom  17.  August  1825  hergestellt 
werden  sollte,  nickt  in  allen  Einzelheiten  durcligeführt,  sondern  auf 
die  Yorschriften  der  Declaration  vom  21.  jNovember  1803  beacliränkt 
geblieben. 

NaiD6it»ieb  haben  ^  Toiseliriften  yod  §§  80—82  II  2  des  All- 
gemeineD  Landreohts,  über  die  Frage,  in  welchem  Glanbensbekemit- 
niaae  die  Kinder  aus  einer  gemisehten  Ehe  naiih  dem  Tode  des  Vaters 

zu  unterrichten  sind,  in  den  vorbezeichneten  Landestheilen  keine  Qe- 
aetseskraft  erlangt,  da  dieselben  weder  durch  Gesetz  noch  durch  gil- 
tiges Gewohnheitsrecht  auf  jene  Landestbeile  ausgedehnt  worden  sind. 
Mithin  würdi  n  *liejenigen  Rechtsfragen,  die  sich  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen an  §^  *su— 82  II  2  des  Allgemeinen  Laudrechts  anknüpfen, 
soweit  dieselben  nicht  durch  die  Cabiuotsürdro  von  1825  oder  durch 
die  Declaration  von  1803  gelöst  werden  können,  im  Gebiete  des  Ober- 
landesgerichts zu  Cöln  nach  den  Vorschriften  des  rheiuisclioü  Rechts 
und  in  den  Gebieten  der  Landgerichte  zu  Neuwied  und  Arnsberg 
nach  den  GHrondaatzen  des  gemeinen  deutsehen  Bechts  zu  beurtheilen 
sein.  Doch  können  die  betreffenden  Streitfragen  schon  aus  der  Cabiuets- 
ordre von  1825  beantwortet  werden. 

Aus  der  Cabinetsordre  von  1825  sind  folgende  Grundsätze  zu 
entnehmen.  In  der  Regel  müssen  Kinder  aus  gemischten  Ehen  in 
der  Religion  des  Vaters  unterrichtet  werden.  Doch  hat  niemand  ein 
Recht,  den  Eltern  zu  wi'lorgprechen,  solange  dieselben  einig  sind. 
Diese  Vorschriften  sind  auch  nach  dem  Tode  des  Vaters,  der  Mutter 
oder  beider  Eltern  zu  befolgen,  da  die  Cabinetsordre  hierfür  keine 
be-soudereu  Bestimmungen  gegeben  hat.  Mithin  n:iüssen  die  Kinder 
in  der  Regel  auch  nach  dem  Tode  des  Vaters  iu  seiner  Religion 
unterrichtet  werden.  Waren  aber  die  Eltern  bis  zum  Tode  des  Vaters 
darüber  einig,  dass  die  Kinder  in  der  Beligion  der  Mutter  unter- 
richtet werden  sollten,  so  hat  die  Wittwe  gesetzUoh  die  Wahl,  ob 
sie  an  der  bisherigen  Einigung  festhalten,  also  die  Einder  in  ihrer 
Religion  unterrichten  und  erziehen  will,  oder  ob  sie  von  jener  Einigung 
zurücktreten  will;  in  letzterem  Falle  müssen  die  Kinder  der  gesetz- 
lichen Regel  gemäss  in  der  Confession  des  Vaters  unterrichtet  werden. 
Ebenso  kann  df^r  Vater,  wenn  er  die  Mutter  überlebt,  und  wenn  er 
mit  derselben  bis  zu  ihrem  Tode  darüber  einig  war,  dass  die  Kinder 
in  der  Confession  der  Mutter  erzogen  werden  sollten,  hieran  festhalten; 
er  kann  aber  auch  sein  ^Yo^t  zurücknehmen  und  die  Kinder  in  seiner 
eigenen  Religion  erziehen.  Die  Einigkeit  der  Eltern  „über  den  ihren 
Kindern  zu  ertheilenden  Religionsunterricht*'  endigt  nicht  mit  dem 
Tode  des  Vaters  oder  der  Mutter,  sondern  erst  dami,  wenn  der  Ueber- 
lebende  tou  der  thatsäehlich  getroffenen  Uebereinkunft  znriicktritt. 
Also  kann  eine  Wittwe  nicht  gezwungen  werden,  ihre  Einder  in  der 
Confession  des  Vaters  zu  unterrichten,  wenn  sie  mit  dem  Vater  bis 
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zu  dessen  Tode  darüber  einig  war,  dass  die  Kinder  in  der  Confession 
der  Mutter  erzogen  werden  sollten.  Eine  Einigung  der  Eltern  im 
Sinne  der  Declaration  und  des  darin  erwähnten  §  78  kann  für  alle 
Kinder  daraus  gefolgert  werden,  dass  der  Vater  daa  älteste  Kmd  im 
GlaubensbekenntDiBse  der  Matter  bis  zu  «einem  Tode  unterriohteB 
lieea,  vSbrend  die  jüngeren  Kinder  noch  keinen  Religionannteniolit 
erhielten. 

Wäre  die  entgegon<>:esetzt(?  Meinung  anzunehmen,  dass  eine  Einigimg 
der  Eltern  mit  dem  Tode  des  Vaters  von  selbst  ihre  Wirkung  ver- 
liere, so  müsstea  in  den  bezeichneten  Gebieten,  worin  der  §  82  nicht 
gilt,  alle  noch  nicht  vierzehn  Jahre  alten  Kinder  aus  gemischten  Ehen 
ohne  jede  Ausnahme  nach  dem  Tode  des  Vaters  in  seiner  lieligion 
unterrichtet  werden,  selbst  wenn  sie  bis  dahin  im  (Tlaubensbek(^nnt- 
nisse  der  Mutter  jahrelang  erzogen  waren.  Solche  Kinder  müssten 
also  die  Confession  wechaeln.  Die  Mutter  würde  durch  den  Tod  des 
Yaters  verpflichtet  werden,  die  bisher  in  ihrem  eigenen  Glaubens- 
bekenntnisse unterrichteten  Kinder  in  der  Confession  des  Täters  unter* 
richten  zu  lassen,  ohne  dass  unter  irgend  einem  Yorwande  eine  Aus- 
nahme hierron  gestattet  werden  könnte.  Die  offenbare  Unbilligkeit  eines 
solchen  Ergebnisses  dient  zur  Verstärkung  der  oben  (S.  145 — 154)  \er^ 
theidigton  Auslegung  des  §  78  und  der  Declaration  von  1803.  Denn 
ein  solches  Ergebniss  steht  mit  dem  Grundgedanken  beider  Gesetzes- 
vorschriften  in  Widerspruch. 

Niclitsdcstowcniger  hält  das  Kanimcrpccriclit  an  der  l^roiimiig  fest,  dass  nach 
der  DoclaraiiGn  vom  21.  November  IHO'6  eine  Einigung  der  Eltern  ihre  rooht- 
liclic  Wirkung  mit  dem  Tode  des  Vaters  verliere.  Der  evangelische  Fabrik- 
arbeiter Qnmdmann,  dessen  Ehefesn  faitholiseh  war,  hatte  seine  baden  T5chter 
katholisch  taufen  lassen.  Er  starb  im  Jahre  1879,  als  sdne  Eindw,  das 
altere  drei  Jahre,  das  jüngere  ein  halb  Jahr  alt  waren.  Die  Wittwe  starb  im 
Jahre  1883.  Der  Vormund  übergab  die  Kinder  dem  evangelischen  Waisen- 
hause. Auf  Anzeif]fe  des  katholischen  I'iarrer.s  traf  das  Amtaproricht  zu  Lennep 
die  Anordnung,  die  Kinder  sollten  in  der  katholischen  Beligiun  erzogen  uinl 
aaB*dem  eTangelisehen  Waisenhause  entfernt  werden.  Eine  Beschwerde  des 
eTangeliBehen  Presbyteriums  *  gegen  diesen  Beschluss  wurde  vom  Landgerichte 
zu  Elberfeld  als  unbegründet  zurückgewiesen.  Auf  weitere  Beschwerde  des 
Prosl)Tteriums  wurde,  unter  Anfliehung  beider  Vorcntscheiduntren.  da?  Amts- 
gericht zu  Lennep  angewiesen,  darüber  zu  wachen,  dass  die  beiden  Kinder 
in  der  evangelischen  Confession  unterrichtet  würden.  Das  Kammergericht 
fBhrte  ans,  wran  der  Vater  sterbe,  bevor  die  Kinder  das  Alter  fOr  den 
Beligionsanterrieht  erreicht  haben,  so  könne  von  einer  Einigl<eit  der  Eltern 
über  den  ihren  Kindern  zu  ertheilenden  Religionsunterricht  nicht  die  Rede 
gein;  die  Kinder  müssten  daher  nnrh  der  Derlaration  von  1803  in  der  Con- 
fession des  Vaters  unterrii  htet  winden,  auch  wenn  der  Vater  ausdrücklich 
versprochen  habe,  die  Jvinder  in  der  Confession  der  Mutter  erziehen  zu  lassen, 
oder  wenn  der  Vater  eine  solche  Willenserklamng  durch  Handlungen  be- 


*  Ueber  die  Statthafttgkeit  dieser  und  der  weitem  Beschwerde  vgl.  S.  126,  128. 
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thätigt  habe.  Kcinrnfalls  könne  oiiie  Einif^itn;^  der  EUcni  ülior  den  Tod  des 
Vaters  hinaus  wirken.  Dns  Lnnd^n>richt  luibo  die  Declaiatioii  und  den  darin 
erwähnten  §  78  verletzt,  indem  es  annahm,  ^dass  im  vorliegend««  Falle,  wo 
die  betreiFenden  Kinder  bei  dem  Tode  des  Taters  das  dritte  Lebensjahr  nooh 
nicht  fiberschritten  hatten,  ^e  Eltern  bereits  über  den  ihnen  zu  erthcilcnden 
Religionsunterricht  einig  gewesen  seien,  und  diese  Einigung  über  den  Tod  de« 
Vaters  hinaus  ^nrksam  sei*'  *. 

Ferner  liat  das  Kammorgerieht,  im  Gegensjatze  zu  der  hier  oben  ent- 
wickelten liechtsansicht,  wiederholt  angenommen,  dass  anch  §  82  H  2  des 
Allgemeinen  Iiandrechts  in  den  westlichen  Provinzen  Geltung  habe.  Die 
beiden  ältesten  Kinder  des  katholischen  Fabrikarbeiter.s  A.  zu  Elberfeld  und 
seiner  lutherischen  EhetVau,  Wilhelm  Eduard  (geb.  22.  Mär/  1874)  und  Auguste 
Hclonc  fgob.  1.  Februar  1876),  besuchten  die  lutherische  Schule,  bis  der 
Vater  am  20.  März  1885  starb.  Am  U.  desselben  Monats  liatte  der  Vater 
schriftlioh  bestimmt,  ^dass  seine  sämmtlichen  Kinder  von  j^t  an  in  der 
rdmischkatholischen  Religion  erzogen  werden  sollten*.  Er  fragte  einige  Tage 
TOT  seinem  Tode  seine  Ehefran,  ob  sie  mit  jener  Bestimmung  einverstanden 
soi.  Stp  bejahte  diese  Frage,  um  ihren  Mann  nicht  aufzuregen".  Ai:f  Anii  rtg 
des  Kaplans  H.  traf  dn<?  Amtsgericht  die  Anordnnn«?,  dass  die  Geschwister  A. 
aus  der  evangeliselien  Schule  fortzunehmen  und  in  die  katholische  Volks- 
schule zu  sohieken  seien*  Eine  Beschwerde  der  Wittwe  A.  gegen  diesen  Be> 
Bchluss  wurde  zurückgewiesen',  auf  Qrund  derDeoIaration  vom  21.  November 
1803.  Das  Landgericht  nahm  an,  „die  Vorschrift  des  §  82  II  2  des  All- 
gemeinen Landreihts  sei  für  die  Rheitipi'DvInz  und  "Westfalen  nicht  für  an- 
wendbar erklärt,  habe  aber  auch  im  Kechrsgebieto  des  Allgemeinen  Land- 
rechts keine  GeUung  muhr''.  Die  Mutter,  Wittwe  A.,  erhob  weitere  Beschwerde. 
Sie  behauptete,  §  82  gelte  in  der  Rheinprovinz',  und  die  Yoraussetzungen 
desselben  seien  festg^dlt.  Das  i^mmergericht  hob  beide  Beschlösse  auf, 
aus  folgenden  Gründen.  „Mit  Einführung  der  Declaration  vom  21,  November 
180H  in  Rheinland  und  "Westfalen  milssen  selbstverständlieh  auch  alle  die- 
jenigen gcsetzliclien  liestimmungon  als  dort  ij^eltend  ungesehen  werden,  welche 
durch  die  Declaration  vom  21.  November  1603  betrotfeii  werden.  Dies  folgt 
aus  der  Bezeichnung  Declaration  und  aus  der  darin  kundgegebenen  Ab- 
sicht, die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  in  dem  damaligen  Gebiete  Preussens 
gleichniässig  zu  regeln.  Zu  diesen  durch  die  Declaration  betroüenen  gesetz- 
lichen Bestimmungen  gehört  unzweifelhaft  auch  der  §  ^^2  des  Allgemeinen 
Landrechts*...  „Eb.  ist  nieht  anzunehmen,  dass  durch  die  Declaration  die 
auf  das  Vcrhältniss  nach  dem  Tode  des  Vaters  sich  beziehende  besondere 
Vorschrifli  des  §  82  hat  aufgehoben  werden  sollen ...  Es  steht  actenmissig 
fest,  dass  die  beiden  Geschwister  A.,  Eduard  seit  dem  1.  Mai  1880,  Helene 


^  Beschluss  des  Kammergerichts  vom  27.  oder  90.  October  (oder  29.  September) 
1884,  Jahrb.  Bd.  V,  S.  60,  70j  kirchliches  Gesetz-  und  Verordmmpsblatt,  1885, 
S.  16—18}  Verings  Archiv,  Bd.  LIX,  S.  172^  Erlass  dea  evangelischen  Ober- 
hlrchenrattiB  yom  Febmar  1885. 

2  Bcschlttsse  des  Amisgerlebto  su  Elberfeld  vom  9.  Juni  1985  und  des  dortigen 
LandgericlitÄ  vom  5.  Octolicr  1885. 

'  Diese  Behauptung  stützte  sich  darauf,  „dass  es  sich  um  eine  Voräclirift  öffent- 
licher Ordnung,  also  um  eine  Frage  des  inncrn  Staatsrechts  handle,  bezüglich  dessen 
dasLandtecht  tat  der  gsasen  Monarchie,  also  auch  in  derRbetaiproviiu,  Geltung  habe**. 

*  Alles  dies  ist  weder  ^iinzweifeUiaft**  noch  „sdbstvemtiindlich'^. 
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seit  dem  1.  Mai  1882,  bis  zu  dem  am  20.  März  1885  erfolgten  Tode  ihres 
Vaters  die  luthorischn  Schiiln  in  F.lborfold  bosurhf  Imbeu,  beziehunp^sweiso 
in  dem  lutlieriKclien  Ückeuntnisso  ihrer  Mutter  unterrichtet  worden  siud  .  , , 
Die  Anwendung  des  §  82  ist  hiernach  gerechtfertigt"  ...  * 

Der  evangelisehe  Schreiner  Friedrieh  D.  m  Nippea  bei  C$ln  war  mit 
einer  Katholikin  verheiratet.  Die  in  dieser  Ehe  geborenen  ffinf  Kinder 
waren  evangelisch  getauft.  Die  beiden  ältesten  Kinder,  Christine  (geb.  8.  März 
1877)  und  Johanna  (geb.  5.  November  1879),  besuchton  seit  ihrer  SchulpfliL-ht 
die  evangeliiiche  Schule.  Am  6.  März  1887  erklärte  «1er  Vater  schriftlich 
und  vor  Zeugen,  er  wolle  fortan  alle  seine  Kinder  in  der  katholischen  Religion» 
ihrer  Mutter  ennehen.  Bei  dem  Sehniwechsel  wurden  die  beiden  ältesten 
Kinder  aus  der  eTangelisdien  Schule  zur  katholischen  Schule  überwiesen; 
gleichzeitig  wurde  das  dritte  Kind,  August  (geb.  9.  October  1880),  ebenfalls 
in  die  katholische  Scliiilf»  gebracht.  Dies  geschah  am  19.  April  1887.  Am  30. 
desselben  Monats  starb  der  Vater.  Auf  Antrag  iles  Presbyteriums  der  evan- 
gelischen Gemeinde  zu  Nippes  wurde  der  Mutter- Vormfinderin  durch  zwei  Bc- 
Bchlfiese  des  Amtsg^ohts  aafgegel)en,  ihre  drei  genannten  Kinder  aus  der 
katholischen  Schule  zu  nehmen  und  der  evangelisch«  n  Si  hule  zuzuführen 
und  (lifsonjcu  in  der  f'vari<;(.'lisrlion  Confc^-ion  zu  erziehen.  Das  Amtsi^«' rieht 
iialiiM  iui.  eine  Einiguiitr  der  Eitern  im  Siniio  der  Doclaration  vom  21.  No- 
vember 1803  könne  „nicht  über  den  Tod  des  Vaters  hinaus  wirken"*.  Zudem 
spreche  alle  Wahrscheinlichkeit  dafür,  dass  der  Yater  die  im  Schriftstücke 
Tom  6.  MSrz  1687  erklärte  Absicht  «niemals  emstlich  gehabt*  und  „erst, 
als  er  schon  körperlich  und  geistig  der  Auflösung  nahe  war,  wohl  etwaigen 
Beeinflussunp;cn  soiin  r  Umgebung  nachgegeben  liabo  ^.  Dio  !^^uttor  legte 
geG^en  beido  l>esc'hlüs^e  Beschwerde  ein.  "SNiilu-end  der  Beschwerdeinstanz 
wurde  auf  Grund  von  §^  28  und  86  der  Vormundschaftsorduung  ein  Pfleger 
bestellt,  der  die  Rechte  der  Kinder  bezüglich  ihrer  religiösen  Erziehung 
wahren  sollte.  Auch  wurden  drei  Zeugen  niehteidlich  verhört  Der  Pfleger 
sprach  sich  dahin  aus,  dass  die  Kinder  katholisch  erzogen  werden  müssten, 
weil  dios  dem  bestimmt  ausge^iprof^hfmpn  "Willon  des  Vaters  entspreche.  Die 
Zeugenaussagen  bestätigten,  dass  der  im  Öchriftstücke  vom  6.  März  1887 
ausgedrückte  Entschluss  des  Vaters  seit  Februar  1887  wohl  überlegt  und 
ernsÜich  gewesen  war.  Das  Landgericht  hob  deshalb  die  beiden  Beschlösse 
des  Amtsgerichts  auf  und  ordnete  an,  dass  die  drei  Kinder  in  der  katho- 
lischen Schule  und  R<  Ii;;ion  zu  unterrichten  seien  Es  nahm  an,  nach  der 
Cabinetsordre  vom  17.  August  1^2')  entscheide  „die  lef/.te  erkennbare  frein 
Ufbereinkunft*' ,  und  der  bei  Lelj/i-iten  des  Vaters  geäusserte  Wille  werde 
durch  den  Tod  des  Vaters  nicht  uuNvirksam'.  Eine  weitere  Beschwerde  wurde 
dnreh  das  Presbyterium  der  eTangelischen  Gemeinde  zu  Nippes  erhoben  \ 
Die  Entscheidung  des  Kammorgerichts  ging  dahin :  „Der  Beschluss  des  I«and- 
gerichts  vom  11.  August  ls^^7  Avird  aufgehoben."  Damit  traten  die  Bcsclilüsse 
des  AniisiTf  richts  vom  t  '..  .lul!  und  8.  .\u<rHst  1887  wieder  in  Kraft,  wie  die 
Gründe  ausdrücklich  hervorhoben.    Das  Kammergoricht  faud  einen  Kochts- 


*  Bescblttss  des  Kammergeriehts  vom  %  Nov«mb«r  1886,  im  ktrehliohen  Gesetz- 
und  Verordanngsblatt,  1886,  S.  33^36. 

*  Bcächlüaae  des  Anitsgoriclita  zu  Cöln  vom  13.  Juli  und  vom  8.  August  1887. 

*  Beschluss  d(.'s  Laudgerichts  2U  Cöln  vom  11.  August  1887.    Die^e  Eutsclici- 
duiig  war  gerechtfertigt. 

*  lieber  die  Statthaftigkeit  dieser  Beschwerde  vgl.  oben,  S.  128,  120. 
Bebmtdt,  CoaftflBfon  der  Kinder.  13 
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irrthum  in  dem  alli^einoinen  Satze  dos  Laiid<2:enc1it«,  flass  für  die  Bestimmung 
der  RellE^ion,  in  welcher  die  Kinder  erzogen  werden  sollten,  die  letzte  er- 
kennbare Uebereinkunft  der  Eltern  entscheidend  sei.  „Da  der  Tater  von 
der  mit  der  Mutter  getroffenen  Einigung  jederzeit  abgehen  kann,  und 
nicht  za  ermitteln  ist,  ob  er  —  wenn  er  veiter  gelebt  —  bis  sn  dem  Alter 
der  Kinder,  in  ^\oU hem  diese  ihre  Religion  «Iiis t  bestimmen  können,  mit 
der  Ehefrau  einif^  e;ebHeben  wäre,  so  kann  nach  dem  Tode  des  Vaters  von 
einer  Einigung  der  Eitern  ül)er  die  relifriösp  l>zie}iung  der  Kinder  nicht 
die  Rede  sein.  Vielmehr  tritt  mit  dem  Tode  des  Vaters  wieder  die  ge- 
setzliche YoTBehrifft  in  Kraft ,  daM  die  Kinder  in  der  Religion  des  Vaters 
za  unterrichten  sind.  -  Diese  Anrieht  wird  gestützt  durch  den  WorÜant  des 
§  78.  Denn  nur,  solange  als  die  Einigong  der  Eltern  besteht,  soll  es  bei 
derselben  verbleiben.  Eine  Ausnahme  von  der  Rejrel  der  Declaration  tritt 
nur  in  dem  in  §  82  vori^escliriebenen  Falle  ein."  ^  Die  Voraussetzungen  des 
§  82  lagen  niclit  vor.  Das  Kuuunergericht  wiederholte  also  hier  die  niim- 
liehen  GrQnde,  die  oben  (8.  145^154)  bekämpft  wurden;  zugleich  nahm  es 
an,  dass  §  82  auch  in  der  Rheinproyinz  gelte,  ohne  eine  Begründung  diesOT 
Annahme  ftir  nöthig  zu  halten. 

Die  nämliche  ^feinung,  dass  der  §  82  in  C("»1n  irelte,  ^obgleich  derselbe 
weder  in  der  Declar/ition  noeb  in  der  Cabinetsordre  von  1S25  angeführt 
wird",  vertrat  das  Landgericht  zu  Cülu  in  folgendem  Rechtsfalle.  Der  katho- 
lisdie  Anstreicher  August  EL  zu  C9In ,  der  in  gemischter  Ehe  lebte  und  in 
der  eTangeUschen  Kirche  getraut  war,  starb  am  14.  April  1666.  In  seiner 
Ehe  waren  zwei  Sohne  geboren,  Emst  am  10.  Januar  1878  und  Karl  am 
20.  August  1879.  Während  der  letzten  Krankheit,  am  1.  April  1886,  hatte 
August  S.  im  Burgcrbospital  zu  Cöln  schriftlich  und  vor  Zeugen  erklärt,  er 
bereue,  dass  er  seine  Kinder  protestautisch  habe  taufen  und  erziehen  lassen, 
und  er  Tenpreche  an  Eidesstatt,  seine  Kinder  fortan  in  der  katholischen 
Religion  zu  erziehen.  Ein  katholischer  Pfarrer  überreichte  dies  Schriftstfick 
dem  Amtsgeriehte  mit  der  Anzeige,  daas  die  Wittwe  dieser  Erklärung  und 
der  gesetzlichen  Vorschrift  zuwider  ihre  Kinder  evangelisch  erziehe.  Er  be- 
antragte, das  Vormundsohaftsgericht  möge  lUe  ihm  zustehenden  Mittel  an- 
wenden, damit  die  Kinder  in  der  Confession  des  Vaters  erzogen  wurden. 
Das  Amtsgericht  entsprach  diesem  Antrage,  indem  es  die  Ifutter-Yormünderin 
auf  ihre  gesetzliche  Verpflichtung  hinwies,  die  Kinder  in  der  Confesrion  des 
Vaters  zu  erziehen.  Zugleich  bemerkte  es,  dass  sie  ihre  Kinder  „unverzüg- 
lich aus  der  protestantischen  Schule  wegzuntdmien  und  in  eine  katholische 
Pfarrschule  zu  bringen  habe"  *.  Auf  Beschwerde  der  Mutter  wurde  diese 
Verfügung  aufgehoben,  und  der  Antrag  des  katholischen  Pfarrers  zurück- 
gewiesen. Die  Entscheidung  stQtzte  sich  auf  §  82  II  2  des  Allgemeinen 
Landrechts.  „Es  war  der  ausgesprochene  Zweck  der  Cabinetsordre  von  1825, 
das  Recht  der  -weRtliehen  Provinzen  des  Staates  dem  der  ostlichen,  in  welchem 
das  Landreclit  mit  der  Declaration  schon  galt,  gleichzustellen;  und  es  folgt 
daraus,  dass  auch  der  §82,  sowie  er  durch  die  Declaration  geändert  ist,  in 
der  Rbeinprovinz  gilt.*  Nach  der  Cabinetsordre  vom  14.  Mai  1825  begiunt 
die  Schulpflicht  eines  Kindes,  sobald  es  fünf  Jahre  alt  ist.  Daraus  folgerte 
das  Landgericht,  dass  beide  Kinder  bis  zum  Tode  des  Yaters  mehr  als  ein 


*  Bsschluss  des  Esmmergevidits  vom  31.  November  1887. 

*  VerlttguDg  des  AmtBgerlohts  sn  09ln  (Abth.  VI)  vom  29.  Mal  1886. 
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ganzes  Jahr  laug  die  evaugeliscbe  Volksschule  besutiit  und  darin  um  evau- 
geliselien  Religionsunterrichte  tbeilgenommen  hätten «  da»  also  die  Yorans- 
8(  t/u  Ilgen  Ton  §  83  vorlägen.  Demgegenüber  war  die  schriflKehe  Erklarimg 
des  Vaters  ohne  Bedeutung.  ..Wie  die  Folgen  des  §  82  nicht  schon  ein- 
treten, wenn  der  Wille  dos  Vaters  bloss  erklärt  ist.  sondprn  erst  (lann,  wenn 
dieser  Wille  mindestens  durch  oiu  ganzes  Jalir  Itethätigt  worden  ist,  so  muss 
auch,  damit  jene  Folgen  nicht  eintreten,  mehr  gefordert  werden,  als  die 
blosse  Erklftning  dee  Vaters,  er  wolle  die  Erziehung  der  Kinder  ändern. 
Die  Abgabe  einer  solchen  Erklärung,  selbst  durch  die  Schrift  und  an  Eides- 
statt, kann  leicht  lierbeigeführt  werden,  ohne  dass  die  Mutter  der  Kinder* 
davon  Kenntniss  erhält.  Dieselbe  hat  aber  zu  verlangen,  dass  die  Eini;\'irkuTi^ 
auf  die  Willensbestimmung  ihres  Mannes,  zu  welcher  sie  als  Ehegattin  be- 
rechtigt ist,  ihr  nicht  entzogen  wird."  '  Die  Gründe  dieser  Entscheidung  sind 
nicht  stichhaltig.  Nach  der  Oabineteordre  vom  17.  August  1825  durfte  die 
Mutt«r  ihre  Kin*l*  r  in  der  evaugelisehcai  Confession  erziehen,  solange  sie 
darüber  mit  dem  Vater  einig  war.  Eine  solche  Einigunir  hatte  früher  be- 
standen. 8ie  hÖBte  aber  am  1.  April  ISSR  auf,  als  der  Vater  erklärte,  die 
Kinder  sollten  fortan  katholisch  erzogen  werden.  Eine  Berechtigung  der 
Mutter  zur  „Einwirkung  auf  die  Willensbestimmung  ihres  Maniras'^  ist  in 
den  Gesetzen  nicht  Torgesehen.  Wenigstens  kann  eine  ohne  Einwirkung  der 
Ehegattin  abgegebene  Willenserklärung  des  Hannes  aus  diesem  Grunde  nicht 
für  unfjiltil;  erarhtet  werden.  Tvnfren  keine  anderen  nründe  vor.  die  Willens- 
erklärung- des  Vaters  (etwa  wei^eii  Geisteskrankheit  oder  Zwan^'es)  anzufechten, 
80  mussten  die  Kinder  nach  der  Declaration  vom  21,  Isovember  1803  in  der 
katholischen  Keligion  unterrichtet  werden. 

In  einem  FaUe  aus  dem  yormaligen  Herzogthum  Weetfolen  rechtfertigte 
sich  die  Entscheidung  des  Kammergerichts  nach  der  Declaration  vom  21.  No- 
Tember  1803.  Doch  berieft'  sich  das  Kammercrericlit  (uiiiintlii^'erwelse)  auf 
§82  112  des  Allgemeinen  Landrechts,  als  ob  diese  Vorschrift  dort  (icitunij,  liätte. 
Der  evangelische  Überförster  Bewersdorft'  verheiratete  sich  mit  einer  Katholikin, 
nachdem  er  durch  einen  notariell  beglaubigten  Vertrag  Tom  10.  Juli  1870 
mit  seiner  Braut  yereinbart  hatte,  dass  alle  Kinder  katholisch  unterrichtet 
und  erzogen  werden  sollten.  In  dieser  Ehe  wurden  acht  Kinder  geboren 
und  in  der  katholischen  Kirche  getauft.  Die  drei  ältesten  Kinder,  Namens 
Clemens  (geb.  25.  Mai  1873),  Ernst  i'^oh.  2U.  Mai  1875)  und  Paul  (i^eb. 
7.  Nov.  1876),  hatten  seit  erlangter  Schulptiicht  »m  kaihülibchen  iieligions- 
unterrichte  zu  Remerod  tfaeilgenommeUf  als  der  Vater  am  13.  Decembor  1884 
starb.  Die  Wittwe  yerzog  mit  ihren  acht  Kindern  nach  Brilon,  wo  der 
katholische  Religionsunterricht  der  schulpflichtigen  Kinder  fortgesetzt  wurde. 
Das  Presbyterium  der  evangelischen  Gemeinde  zu  Brilon  behauptete ,  die 
Kinder  raüssten  in  der  evangelischen  Confes.sion  de?<  Vaters  unterrichtet  wer- 
den. Demgegenüber  berief  sich  die  Mutter  auf  den  Vertrag  vom  10.  Juli 
1870,  den  der  Vater  bis  zu  seinem  Tode  erfüllt  hatte.  Das  Amtsgericht  zu 
Brilon  entschied  diesen  Streit  dahhi,  daas  die  Hutter  berechtiget  sei.  ihren 
schulpflichtigen  Kindern  katholischen  Religionsunterricht  zu  erthoilen  ^  Eine 
Beschwerde  des  Presbyteriums '  der  eTangeliscben  Gemeinde  zu  Brilon  gegen 

*  BesehlosB  des  Landgerldiis  an  Gdln  7001  80.  Jmil  1886.  Eine  wdtere  Be- 

sidiwerde  wurde  nicht  erhoben. 

*  Beschlusa  des  Amtsgerichts  zti  Brilon  vom  23.  November  1885. 

'  lieber  die  Ötatthal'tigkeit  dieser  und  der  weitern  Beschwerde  vgl.  ä.  121,  125,  129. 

12» 
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diesen  Beschluss  wurde  Yom  Lmdgerichte  zurfickgewicsen  \  Eine  weitere 
Bcscliwcrdo  tlcs  Prcsbytorinms  wiirtlo  ebenfalls  ztirrukt,'e\vtPS0Ti.  'n('zni:^lieh 
der  drei  ältesten  Kinder  stütÄto  sich  die  EntscheiJuiif^-  des  Kammergerichts 
aai'  §  82  II  des  Allgemeiuen  Landrechts,  dessen  Voraussetzungen  festgestellt 
ittaea.  Abo  war  das  Eanunergericht  der  M emung,  data  dieser  §  82  im  yor> 
xnaligen  Herzogthnm  Westfalen  gelte.  Bezüglich  der  ffinf  übrigen  Cteschwister, 
von  denen  erst  zwei,  nämlich  Emilie  (geh.  7.  Marz  1878)  und  Pauline  (geb. 
28.  Juni  187n) ,  schulpfliohtig  geworden  waren,  begründete  das  Kammergericht 
die  Entj^eheidiing,  wie  folgt.  „Die  Declaration  rom  21.  November  1803  liat 
den  §  76  Ii  2  des  Allgemeinen  Landrechts  aufgehoben,  weil  er  die  Einigkeit 
unter  den  Familiengliedern  gefährde,  es  im  fibrigen  bei  den  Bestimmungen 
des  Allgemeinen  Landrechts  belassen  .  .  .  Hat  im  vorliegenden  Falle  be- 
züglich der  drei  ältesten  Kinder  der  Yater  seinen  Willen,  sie  in  der  katho- 
lischen Religion  erziehen  zu  lassen,  in  unzweideutiger  Weise  dauernd  kund- 
gegeben, und  ist  anzunehmen,  wie  das  Landgericht  feststellt,  dass  derselbe 
seine  sämmtUchen  Kinder  auch  nach  seinem  Tode  im  katholischen  Glaabens- 
bekenntmsee  habe  erzogen  wissen  wollen,  so  muss  dem  BescUnsse  des  Land- 
gerichts darin  beigetreten  werden,  dass  bei  Anwendung  der  Regel  der  Decla- 
ration im  vorliegenden  Falle  in  Folge  des  Keliglonsaiiterscliiedes  Uneinigkeiten 
unter  den  Familienmitgliedern,  sowie  Härten  der  emprimliichsten  Art  hervor- 
gerufen werden  >vürden.  Dass  dies  aber  nicht  dem  Geiste  und  der  Tendenz 
der  Declaration  vom  21.  Norember  1803  entspricht,  geht  daraus  hetror,  dass 
diese  verhindern  will,  dass  durch  den  Religionsanterschied  Spaltungen  in  den 
Familien  eintreten,  die  die  Einigkeit  unter  den  Familienmitgliedern  mm 
Nachtheile  derselben  untergruben.  Für  Fälle  der  vorliegenden  Art  mn5»s 
also  für  unstatthaft  erachtet  werden,  zwischen  älteren  und  jünp^eren  Kindern 
in  der  Art  zu  unterscheiden,  dass  über  die  religiöse  Erziehung  sümmtlicher 
Kinder  weder  der  Wille  der  Eltern,  noch  die  gesetzliche  Regel,  sondern 
beide  einander  ausschliessende  Normen  nebeneinander,  d.  h.  für  die  einzelnen 
Kinder  der  Zufall  entsclieidcn  soll,  ob  ihr  Vater  die  Zeit  ihrer  Schnlpflichüg- 
keit  erlebt  hat,  oder  nicht"  . . .  ^ 

3.  üneheliohe,  angenommene  nnd  Pflegekinder. 

Die  im  Allgemeiüen  Laudrechte,  Theil  2,  Titel  2,  enthalteueu 
Vorschriften  Ton  §  642,  über  die  religiöse  Erziehung  unehelicher  Kinder, 
und  Ton  §§  753,  754  nebst  §  104  des  Anhangs,  über  die  religiöse  Er- 
ziehung der  „Pflegekinder^,  haben  in  den  Torbezeichnefen  Bechtsge- 
bieten  keine  Geltung.  An  ihrer  Stelle  gelten  im  Gebiete  des  Ober- 
landesgerichts zu  Oöln  die  Grundsätze  des  rheinischen  bürgerlichen 
Gesetzbuches,  und  in  den  Gebieten  der  Landgerichte  zulieuvied  und 

*  Biischluss  des  Landgeridits  zu  Arnsberg  vom  1.  M'&rz  188G,  üi  Verings 
Archiv,  Bd.  LVIII,  8.  398—800. 

■  Beschluss  des  Kaiainergerichts  vom  5.  April  1886,  Jahrb.  Bd.  VI,  S.  53,  54; 
Sehlcsischc  Volkszeitxing  vom  16.  November  1887,  Morgcn-Ausgahe ;  Kölnische  Volka- 
zeitung  vom  17.  April  1888,  1.  Blatt.  —  Die  Ausführungen  dieser  EntscbeidoDg 
wurden  richtig  sein ,  wenn  §§80  und  82  II  3  des  Allgemeinen  Landreobts  im  vor^ 
maligen  Ilerzogthum  Westfialen  Geltung  hätte.  Die  Entecheidung  rechtfertigte  sich 
Aber  ohne  diese  Grttnde  schon  nach  der  Cabinetsordr«  von  183A.   Vgl.  S.  174,  175. 
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Arnsberg  die  Grundsätze  dos  gemeinei»  dentacken  Hechts.  (Vgl.  oben, 
8.  64 — 66.)  Gerichtliche  Entscheidungen  aus  diesen  Gebieten  sind  fiber 
die  Angedeuteten  Fragen  nicht  bekannt  geworden. 

1^*  Hannover 

1.  Landesgesets  für  ISlteni  Terschiedener  Gonfession. 

Die  Verordnung  Tom  31.  Jall  1826  enthält  Vorschriften  über  die 
religiöse  Erziehung  der  Kinder,  «deren  Eltern  verschiedener  Oonfession 
flind***,  namentlich,  wie  im  Eingänge  gesagt  ist,  „aus  Ehen  zwischen  Per- 
sonen von  einem  verschiedenen  Glaubensbekenntnisse"  ^.  Sie  findet  nach 
diesem  allgemeinen  Wortlaute  nicht  bloss  auf  Ehen  zwischen  Katholiken 
und  Protestanton,  sondern  auch  auf  Ehen  zwischen  Lutheranern  und 
Eeformirten  imd  auf  Ehen  zwischen  Christon  und  Jiidon  Anwendung. 

Sie  erstreckt  sich  niclit  auf  Kinder  aus  un  f^cm  i  schton  Elien. 
Für  solche  gelten  in  Hannover -ilic  Grunds.ätzo  den  gunieioen  deutschen 
liechts.  (Vgl.  S.  2ü,  41,  42.)  Diese  Graniiaatze  bleiben  auch  dann 
massgebend,  wenn  die  Mutter  nach  dem  Tode  des  Vaters  die  Keli- 
gion  wechselt.  Denn  die  Vorschriften  der  Verordnung  yon  1826  setzen 
voraus,  dass  die  Eltern  «TersoMedener  Oonfession  sind'^.  Sie  können 
daher  auf  Kinder,  deren  Eltern,  solange  sie  beide  lebten,  dem  näm- 
lichen Glaubensbekenntnisse  angehörten,  nicht  angewendet  werden. 

Doch  wurde  dies  nicht  immer  in  der  Rechtsprechung  anerkannt.  Der 
lutherische  Pastor  Hnrms  zu  ncrnianiisljur^  trat  in  Gemilsshcit  des  Oosctze» 
vom  14.  Mai  1873  aus  der  evangelisch-lutherischen  Landeskirehe  aus  und 
gründete  die  ^hannover'sche  lutherische  Freikirche* ,  die  sogenannte  Kreuz- 
gemeinde, angeblieh  auf  evangoliflch'latheriscfaer  Lehre.  Er  wurde  seines 
Amtes  entsetzt;  an  seine  Btelle  trat  Pastor  Plathner.  Einige  Wittwen,  die 
bis  zum  Tode  ihrer  Ehemänner  mit  denselben  zur  evangelisch-lutherischen 
Landeskirche  gehört  hatten  ,  sehlosson  sich  der  Freikircln'  nn.  Sie  wollten 
ihrö  Kinder  durch  Harmi;  louiiruiiren  lassen ,  wahrend  die  VorniüuUer  ver- 
langten, die  Kinder  bollteu  durch  Platlmer  confirmirt  werden.  In  anderen 
FSllen  verlangten  umgekehrt  die  Vormünder  die  Confirmirung  durch  Harms, 
während  die  Mütter  die  Confirmirung  durch  Plathner  begelirten.  In  sechs 
Streitigkeiten  dieser  Art  entschied  «las  Amtsgericht  zu  Bergen,  die  KiiuLr 
sollton  dnroli  cifH'ii  ( Jeistliclien  der  f'vaufjcliscdi-lutherischcn  Landrskin  lio  zur 
Conlinnatiou  vorbereitet  werden.  Die  hiergegen  erhobenen  Beschwerden 
wurden  znrQekgewieaen ,  weil  der  Terstorbene  Vater  snr  erangeliseh-Iuthe- 

*  Der  im  .TuBtizminl'tprlalblatte,  1874,  S.  154,  mvnhnte  Celler  Berieht  (ia  den 
Acten  des  Justizministcrinrns,  fol.  2ö7  b.  if.)  ist  mir  nicht  bekannt. 

*  In  §  8  wird  aiuserdem  von  Findlingen  und  sonst  TarlMsenen  Kindern  ge- 
sproolien,  worauf  die  im  Eingänge  der  Verordnung  beselchneteVoiftuMetiung  nicht  passt. 

'  Die  Verordnung  bezwrckte,  Fnmilienstrcitipkrifpn  ?n  vprhintleni  nnd  zugleich 
„der  verderblichen  Einmischung  der  katholischen  Cieistliclikcit  in  das  religiöse  £r> 
siehnngewesen  bei  gemischten  Ehen  möglichst  vorzubeugen^.  Vgl.  Woker,  Ge- 
schichte der  kstholtechen  Kirche  nnd  Qemelnde  in  Hannover  und  Celle,  8.  229,  SSO 
(Pnderborn  1889). 
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risclien  Lan<leskirehe  gehört  hatte  Dafür,  dass  die  Keligion  des  A'atürs 
massgebeiHl  sei,  bezogen  sich  beide  Gerichte  auf  §  3  der  Veioiduung  vom 
31.  Juli  1826«. 

Nach  §  ß,  Absatz  1,  der  Verordnung  vom  31.  Juli  1S26  finden 
die  in  §§  1—  5  für  Kinder  aus  gemischten  Ehen  gegebenen  Vorschriften 
auch  auf  diejenigen  uneheUoh  geborenen  Kinder  Anwendung,  die 
„durch  nachfolgende  Heirat  oder  durch  landesherrliches  Bescript 
yollkommen  legitimirt  sind" ;  ' desgleichen  auf  diejenigen,  ,,welche 
der  uneheliche  Vater  anerkannt  hat  und  in  seinem  Hause,  oder 
doch  auf  seine  alleinigen  Kosten,  ohne  alles  Zuthun  der  Mutter,  er- 
ziehen lässt";  immer  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Eltern  ver- 
schiedenen Glaubonäbckenntnisscii  ang-chörten,  als  dio  Kinder  geboren 
wurden^.  Im  Anschlüsse  hieran  sagt  §  6  im  zweiten  Absätze:  „Andere 
uneheliche  Kinder  folgen  der  Religion  der  Mutter. Für  sich 
allein  könnten  diese  Worte  so  vcrötandeu  werden,  als  müsate  die 
Mutter  ihre  unehelichen  Kinder  in  ihrer  Religion  erziehen.  Doch 
spricht  der  Zusammenhang  für  die  Auslegung,  „dass  uneheliche  Kinder 
gegen  den  Willen  der  Mutter  nicht  mehr  in  einer  ihr  fremden  Con- 
fession  erzogen  werden  sollen,  wie  dies  in  älteren  Gesetzen  zu  Gunsten 
der  herrschenden  Landeskirche  wohl  vorgeschrieben  war,  z.  B.  in  §  3 
der  Verordnung  Yom  25.  April  1713  für  die  Stadt  Hannover^  Nach 
dieser  Auslegung  entscheiden  in  Hannover  die  Grundsätze  des  ge- 
meinen deutschen  Rechtes  über  die  Frage,  ob  die  Mutter  berechtigt 
ist,  die  KeligioQ  ihrer  unehelichen  Kinder  zu  bestimmend   Nach  ge- 


*  BeäohlUsse  des  grossen  Senats  des  Obergerichts  zu  Celle  vom  1.  April  1878 
und  18.  Januar  1870,  tn  der  Zeltselirift  fUr  hannov«r*8ches  Recht,  Bd.  X,  S.  27(K— 278. 

*  Zeitscbrift  för  hannover'scljes  Kecht,  Bd.  X,  8.  280.  —  Auch  der  Heraus- 
geher  Koscher  •v\-nr  der  Meinung',  der  in  ^  3  aTTfpcpprochenc  Batz  treffe  „vermüf^c 
eines  argumeAti  a  minori  ad  ma^ua  dann  zu,  wenn  die  Eltern  während  stehender 
Ehe  gleicher  ConfessioB  wareD,  und  die  Überlebende  Mntter  erst  hinterher  eonvertirt". 
Dies  ist  nicht  richtig.  Ein  Gesetz  über  Kinder  aus  gemischten  Ehen  lässt  durch 
diese  BoaehrHnkung  erkennen,  da«^g  es  auf  Ivinder  aus  ungemischten  Elirn  nitlit  nn- 
zuwenden  ist.  Durch  Anwendung  der  Verordnung  vom  31.  Juli  1826  auf  Kinder 
ftua  ungemischten  Ehen  wird  dieser  Yerordnung  ,,in  unsulässigcr  Weise  eine  Aus» 
dehnung  auf  Verhältnisse  gegeben,  deren  Regelung  nach  dem  bestimmt  auegesproche» 
nen  Willen  des  rie^et/.gf'bfTs  nicht  in  dessen  Absicht  gelepfcn  hat";  es  sind  dahnr 
für  die  Religion  der  Kinder  aus  ungemischten  Ehen  „die  allgemeinen  Grundsätze 
des  Famllienreehts  naesgebend'*.  Vgl.  Besehluas  des  Landgerichts  m  Hildesheim 
vom  29.  October  1884.  —  Uebrigcns  entsprachen  in  allen  jonon  Fällen  die  Ent- 
scheidungen dem  Grtmdsatze,  der  sonst  in  der  hannover'schcn  Hcchtsprcchung  schon 
nach  gemeinem  deutschen  Rechte  angenommen  wurde.   Vgl.  oben,  S.  42 — 44. 

*  Ffir  solche  unehdich  geborene  Kinder  gelten  alle  diejenigen  Vorschriften,  die 
fDr  Kinder  aus  gemischten  Elien  gegeben  sind  und  im  nachfolgenden  erläutert  werden. 

*  Braun  in  der  Zeitsolirift  für  hannovpr'sches  Recht,  Bd.  III,  S.  305. 

*  Besehluas  des  Landgerichts  zu  Hildesheim  vom  8.  Januar  1885.  —  Darin 
warde  ausg^hrt,  die  Annahme,  dass  der  Mutter  daa  Bestimmungsrecht  durob  die 
Verordnung  von  1826  entzogen  sei,  würde  nur  dann  gerechtfertigt  sein,  ^wenn  sich 
eine  dahin  gehende  auadrilclvlicLe  Yt)r.selirlft  fände».  Eine  solche  liegt  nicht  vor,  und 
kann  auch  aus  dem  ausgesprochenen  Zwecke  der  Verordnung,  der  Verewigung  einer 
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raeinem  Rechte  ist  di©  Frage  zu  bejahen.  niernac]i  ist  der  zweite 
Absatz  von  §  6  daliin  zu  verstehen,  „dass  in  Ermanglung  einer  An- 
ordnung der  Mutter  die  Kinder  in  deren  Religion  erzogen  werden  sollen". 

Doshalb  wurde  in  den  oben  (S.  60,  61)  erwähnten  Rechtsstreitii^keiten  nach 
den  Grundsätzen  des  fjorncinen  deutschen  Rechtes  die  Befuf^iii^s  der  katho- 
lischen Wittwe  G.  zu  Hildesheim  anerkannt,  ihren  unehelichen  äohn,  Wilhelm 
in  die  Ittthwisohe  Schule  zu  aclrit^en;  desgleicbMi  die  Berechtigung  der 
lutherischen  unvereheHcbten  Dorette  O,  zu  Iffildesheim,  ihre  drei  Töchter  in 
die  katholische  Schule  zu  schicken.  In  der  letztern  Sache  stützte  sich  die 
weitere  I^cchwerde  des  Vormundes  und  des  Wnisonrnthes  auf  die  Behauptunf», 
das  Laiiilgerieht  habe  den  §  6,  Absatz  2.  doi-  iiannover'sclien  Verordnung 
vom  31.  Juli  1826  verletzt.  Das  Kaiiimergericht '  überwies  die  Entscheidung 
dem  Oberlandesgeriehte  zu  Celle.  Letzteres  wies  die  Beschwerde  zurfick, 
indem  es  ausführte,  nach  dem  Zusammenhange  des  ^  6^  Absatz  2,  mit  den 
voraufgehenden  Bestimmungen,  namentlich  mit  §  5,  sei  es  „mindestens  sehr 
wohl  mögUch,  dass  der  Zweifel  hat  beseitigt  werden  sollen,  welcher  dann 
entstehen  könnte,  wenn  die  Mutter  es  unterlassen  hat,  über  die  religiöse 
Erziehnng  der  Kinder  Bestimmung  zu  treffen" ;  die  vom  Vormunde  behauptete 
Besehränkung  des  mütterlichen  Rechts  könne  ,aus  dem  im  Eingange  der  Ter- 
(Hrdnnng  ausgesprochenen  Zwecke  der  letztern  mit  Sicherheit  nicht  gefolgert 
werden  ,  da  die  Ynrordnung  troiz  dir>=;e<?  von  ihr  vorf()Ii,'f(>u  Zweckes  jeden- 
falls dem  Vater  ausdrücklich  das  lieilit  zui^^estanden  hat,  seine  Kinder  in 
einer  andern  Oontession,  als  der  seinigen,  erzieliei»  zu  lassen";  es  könne 
dahingestellt  bleiben,  «ob  der  Gesetzgeber  bei  Erlass  der  Yerordnung  an 
einen  Fall  der  hier  vorliegenden  Art  gedacht  hat,  oder  nicht,  da  es  sehr  wohl 
denkbar  ist,  dass  der  Gesetzgeber,  wenn  er  an  einen  solchen  Fall  dachte, 
doch  das  Erziohungsrecht  der  Mutter  in  der  hier  fra?}^lichen  Weise  nicht  habe 
beschränken  wollen^ ;  freilich  ständen  nach  dieser  Auslegung  „der  unehe- 
lichen Mutter  in  Beziehung  auf  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  weiter- 
gebende Rechte  zu,  als  der  ehelichen  Mutter  nach  dem  Tode  des  Mannes** 
(imi'lf  hannovor'scher  Rochts|ire(diung,  vgl.  oben,  S.  -12);  doch  erkläre  sich 
dies  durch  die  ,dem  Manne  in  der  Ehe  eingeräumte  überwiegende  Stellung^ 

2.  Sniehmig  in  der  Gonfession  dos  Vaters. 

:Xach  §§  1  und  2  der  Verordnung  vom  31.  Juli  1826  ist  der  Vater 
in  einer  gemischten  Ehe  (ebenso  wie  nach  gemeinem  Rechte  in  einer 
ungemischten  Ehe)  berechtigt,  die  Confeasion  seiner  Kinder  zu  be« 
stimmen.  Nach  g  1  soll  ihm,  als  dem  Haupte  der  ehelichen  Gesell- 
schaft, „die  nneingesohränkte  Befugniss  verbleiben,  bloss  nach  eigener 
Ueberzeugung  zu  bestimmen,  in  welchem  Glaubensbekenntnisse  seine 
ehelichen  Kinder  zu  erziehen  sind**.   £r  hat  also  zu  entscheiden,  ob 

Rellgfonsungleichheit  der  (xeeeliwlster  und  anderer  nahen  Verwandten  vorsubeugen, 

nicht  erwartet  wcrdpii,  da  dem  GcsetzgeW  schwerlich  der  Fall  vor  Augen  gcstnurleu 
hat.  das3  die  unoheiiche  Mutter  ihre  Kind«  einer  Andern,  «ia  ihrer  eigenen  Religion 
zuführen  werde.*^ 

*  Bttcfaloes  des  Kammergeriehts  vom  36.  Oetober  1886. 

3  ßescbluss  des  Oherlandesgerichts  tu  Celle  vom  IS.  November  1885,  vgl. 
oben,  S.  61. 


Digitized  by  Google 


184 


Dritter  AbMsihiiitt»  'Prtmum, 


soine  Kinder  in  seiner  Confession  oder  in  derjenigen  der  Mutter  oder 
in  einer  driften  Coufossion  erzogen  werden  sollen.  Er  kann  festsetzen, 
da88  die  Söhne  ilim ,  und  die  Tüchtor  der  Mutter  in  der  Religion 
folgen  Er  kann  auch  für  jedes  Kind  eine  besondere  BeatimmuDg 
troffen.  Insofern  ist  seine  Befugniss  „uneingeschränkt",  obwohl  da- 
durch eine  Beligionsungleichheit  der  Gteschwister  herbeigeführt  werden 
kann,  der  naeh  dem  ausgesprochenen  Zwecke  des  GesetKes  «so  viel 
wie  möglich*  yorgebeugt  werden  soUte.  Kach  §  2  soll  jeder  Vertrag, 
worin  der  Yater  auf  sein  Bestimmungsrecht  „im  geringsten  v  ziehten 
würde,  nichtig,  mithin  unverbindlich  sein*.  An  diesem  Rechte  des 
Taters  wird  durch  den  Tod  der  ^lütter  nichts  geändert.  Auch  eine 
zweite  Ehe  des  Yators  ist  oliue  EinHass  auf  sein  Eeciit,  die  Beligion 
der  Kinder  erster  Ehe  zu  bestimmen. 

Nach  seinem  Tode  „mnsa  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
80  eingeleitet  oder  fortgesetzt  und  vollendet  werden,  wie  es  dem  vom 
Vater  emstlich  und  fortwährend  gehegten  Willen  gemäss  ist*.  So 
druckt  sich  §  3  aus.  Allein  durch  §§  4  und  d  wird  die  Bedeutung 
des  §  3  YoUstandig  aufgehoben.  Kaeh  §  4  sind  in  der  Regel  alle 
Kinder  in  der  Beligion  des  Vaters  zu  erziehen ;  und  Ton  dieser  Begel 
darf  na  eh  §  5  „lediglich  aus  einem  der  beiden"  daselbst  unter  a.  und 
b.  bezeichneten  Gründe  abgew^ichen  werden.  Die  in  §  4  aufgestellte 
p-eH»'tzlichG  Yermuthnng  ist  eine  bloss  formale  Yermittlnng;  des  §  3 
mit  §§  4  und  5.  Während  nämlicli  nae)^  ?>  die  Eiv.iehunjj,-  „dem 
vom  Yater  emstlich  und  fortwährend  gehegten  Willen"  entsprechen 
soll,  so  wird  nach  §  4  „gesetzlich  vermuthet,  dass  der  verstorbene 
Yater  seine  sämmtlicheu  ehelichen  Kinder,  die  Söhne  wie  die  Töchter, 
in  seiner  eigenen  Beligion  habe  wollen  erziehen  lassen*;  diese  Ver- 
muthung  kann  nur  nach  Massgabe  von  §  5  widerlegt  werden.  Der 
Satz  des  §  3  mit  dem  ersten  Satze  von  §  4  enthält  also  nicht  eine 
Gesotzesvorsclirift,  sondern  nur  eine  Begründung  für  die  in  §§  4  und  5 
aufgestellte  Regel  mit  ihren  Ausnahmen.  Die  Regel  tritt  ein,  wenn 
keine  der  beiden  Ausnahmen  zutrifft.  Die  Meinung,  dass  die  in  §  5 
bezeichneten  Ausnahmen  nur  Beispiele  seien,  ist  mit  dem  Wortlaute 
des  Gesetzes  iiielif  zu  vereinigen. 

Die  in  §  5  unter  a.  aufgestellte  Ausnahme  liegt  vor,  „wenn  der 
Yater  dem  einzigen  oder  den  mehreren  bereits  schulfähigen  Kindern 
bis  zu  seinem  Tode  den  Hauptunterricht  in  der  Religion,  mit  Inbegriff 
der  unterscheidenden  Glaubenslehren,  immer  nur  durch  Geistliche  der 
andern  Kirche  hat  ertheilen  lassen*'.  Im  Gegensatze  hierzu  betriilt 
die  unter  b.  aufgestellte  zweite  Ausnahme  diejenigen  Fälle,  „wo  jener 
Hauptunterricht  in  der  Religion  noch  bei  keinem  der  Kinder  begonnen 
hat*".  Aus  diesem  Gegensatze  folgt,  dass  alle  Kinder  in  der  Beligion 
der  Mutter  zu  erziehen  sind,  M-enn  die  Voraussetzungen  von  a.  auch 
nur  für  das  älteste  Kind  zutreffen. 


Vgl.  z.  B.  Keue«  Arohiv  für  hanuover'sches  Recht,  Bd.  I,  S.  57 — 68. 
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Die  in  §  5  unter  b.  bezeichnete  zweite  Ausnahme  liegt  vor,  „wenn 
der  Vater  bei  seinem  zuständigen  persönlichen  Gerichte  zu  Protokoll 
erklärt  hat,  dass  er  seine  Kinder  in  derEolinion  ihrer  Mutter  erzogen 
wissen  wolle,  aiicli  diese  Erklärung  von  iluri  nachmals  weder  ausdrück- 
lich noch  diircli  die  That  widerrufen  worden  ist  .  .  Aus  dieser  Aus- 
nahmebestimmung folgt,  dasa  die  Tor  einem  unzuständigen  Gerichte 
oder  vor  einem  Notar  abgegebene  Erklärung  unwirksam  ist.  Gänzlich 
bedetttnngslns  ist  also  umsomehr  eine  bloss  sohriftlieh  oder  mündlich 
abgegebene  Erklärung  des  Yaters,  dass  seine  Kinder  in  der  Oonfes- 
sion  ihrer  Mutter  erzogen  werden  sollten.  Ebenso  unwirksam  ist  eine 
stillschweigende  Willenserklärung ,  selbst  wenn  dieselbe  „dem  ernst- 
lich und  fortwährend  gehegten  Willen*  des  Vaters  entspricht.  Mag 
der  Yater  die  ältesten  Kinder  in  eine  Scliule  vom  Bekenntnisse  der 
Mutter  geschickt  und  die  Erziehung  in  der  Eeligion  der  Mutter  ge- 
billigt und  gewünscht  haben,  so  gibt  dies  der  Mutter  kein  Recht,  nach 
dem  Tode  des  Vaters  die  bisherige  religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder 
fortzusetzen.  Ist  keiner  der  beiden  in  §  5  bezeichneten  Ausnahmefalle 
Tollständig  erfüllt,  so  rnnss  die  Wlttwe  ihre  Kinder  in  der  Oonfession 
des  Vaters  erziehen.  Eine  Bemfiing  auf  ihre  GewtssenspHioht  oder 
auf  den  Willen  des  Verstorbenen  kann  sie  Ton  ErfuUang  der  gesetz- 
lichen Verpflichtung  nicht  befreien. 

Aus  §§  4  und  5  folgt  weiter,  dass  die  Berechtigung  des  Vaters, 
die  Söhne  in  seiner  Religion  und  die  Töchter  in  der  Religion  der 
Mutter  zu  erziehen,  mit  seinem  Tode  ihre  Wirkung  verliert.  Hatte 
also  der  Vater  seineu  Sühnen  durch  Oeistliclie  seines  eiiienen  Be- 
kenntnisses und  seinen  Töchtern  durch  Geistliche  vom  Bekenntnisse 
der  Mutter  den  Religionsunterricht  ertheileu  lassen,  so  darf  diese  Er- 
ziehung nach  seinem  Tode  nicht  fortgesetzt  werden,  da  keine  der 
beiden  in  §  5  bezeichneten  Ausnahmen  vorliegt.  Mithin  muss  die 
Matter  fortan  ihre  Töchter  im  Glaubensbekenntnisse  des  Vaters  auch 
dann  erziehen,  wenn  dieselben  den  „Hauptunterrieht,  mit  Inbegriff  der 
unterscheidenden  Glaubenslehren*',  durch  Geistliclie  vom  Bekenntnisse 
der  Mutter,  mit  ausdrücklicher  Zustimmung;  des  Vaters  bereits  erhalten 
haben.   Also  müssen  die  Töchter  ihr  Religionsbekenntniss  ändernd 

Nach  dieser  strengen  Auslegung  des  Gesetzes  wurde  folgender  ■Rerlitsfall 
in  dritter  Instanz  entschieden,  im  Gegensatze  zu  don  Entselieiihiniren  der 
ersten  und  zweiten  Instanz.  Der  katholische  Sclimied  Ludwig  liewer  aus 
Ostcrcappeln  gerieth  im  Jahre  1842  in  VormögcnsTerfall  und  wanderte  im 
folgenden  tTahre  nach  Amerika  ans,  während  seine  lutherische  Eheftau  und 
die  drei  Kinder  zurückblieben.  Es  gingen  über  ihn  keine  sicheren  Nachrichten 
ein,  bis  sich  im  Jahre  1*^50  das  Oerücbt  vorbreitctr ,  er  sei  in  Philadelphia 
gestorben.   Auf  Autrag  der  Muttor  wurde  für  die  drei  Kinder  ein  Vormund 


1  Es  ist  daher  die  Meinung  niclit  haltbar,  die  Braun  in  der  Zeitschrift  für 
])uinover*aeheB  Reclit,  Bd.  m,  S.  S98,  entwickelt,  daw  die  bei  Lebseiten  des 
YatAra  in  der  Keligion  bereits  unterrichteten  Kinder  im  nUralichen  Rdlgionsbekennt«- 
nisae  aneli  nach  dem  Tode  des  Vaters  erzogen  werden  mttssten. 
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bestellt.  Derselbe  brachte  das  älteste  Kind,  Mathilde  (<^ch.  um  1837),  bei 
einem  lutherisrhon  Geistlichen  untor.  Zwei  Brüder  und  der  Stiefvater  des 
Ycrschollpncn  verlangten,  die  Kinder  sollten  katholisch  erzogen  werden. 
Demgegenüber  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  die  älteste  Tochter  mit  Wissen 
and  Willen  des  Vaters  schon  im  Jahre  1842  bei  dem  Intherischen  Orossrater 
in  Lemförde  untergebracht  war,  und  dass  sie  dort  die  lutherische  Schule 
besucht  hatte.  Auch  wurde  beliauptct,  der  Yater  habe  bei  seiner  Abreise 
dem  Kinde  einen  lutliprisohen  Katechismus  geschenkt.  Das  Amt  entschied, 
„dass  sowohl  die  Mathilde  Rewer  als  ilire  beiden  jüngeren  Geschwister  in 
der  lutherischen  Schule  und  im  Intherisohen  Glanben  zn  erziehen  nnd  ra 
oonfirmiren  smen*.  Eine  Berufung  gegen  diese  Entscheidung  wurde  Tor- 
worfen  K  Beide  Gerichte  nahmen  als  erwiesen  an,  dass  der  Vater  die  Absicht  zu 
erkennen  gegeben  habe,  seine  Kinder  lutlieriseli  erziehen  zu  lassen;  sie  meinten, 
daraus  ergebe  sich  das  Recht  der  Mutter,  ihre  Kijider  in  der  lutherischen  Con- 
fession  zu  erziehen,  indessen  auf  weitere  Berufung  öeitens  der  beiden  Brüder 
und  des  Stiefraters  des  Terschollenen  wurde  bezfiglich  der  beiden  jüngeren  Ge- 
schwister *  die  katholische  Erziehung  angeordnet,  aus  folgenden  Gründen.  Was 
in  der  Verordnung  vom  31.  Juli  1826  für  den  Fall  bestimmt  wird,  dass  der 
Vater  gestorben  ist,  musste  auf  den  vorheizenden  Fall  entsprechende  Anwen- 
dung tinden,  „weil,  wenn  auch  rechtlich  nicht  angenommen  werden  kann,  dass 
der  Ludwig  Rewer  nicht  mehr  lebt^  es  doch  unmöglich  ist,  seine  Willens- 
meinung über  die  religiöse  Erziehung  seiner  Kinder  emzuholen*^.  Ifun  lag 
aber  keiner  ^er  beiden  Fälle  vor,  in  denen  es  nach  §  5  erlaubt  ist,  von  der 
in  §  4  gof^ebcnen  Regel  abzuw^'iche]!.  Denn  zur  Zeit,  als  der  Vater  aus- 
wanderte, war  das  älteste  Kind  „erst  im  Anfange  seine«!  siebenten  Lel)en.s- 
jahrs,  also  noch  nicht  in  einem  schulfähigen  Alter".  Öchon  aus  diesem  Grunde 
kimnto  nicht  angenommen  werden,  dass  der  Vater  «seinem  bereits  schulfähigen 
Kinde  den  Hauptunterricht  in  der  Beligion,  mit  Inbegriff  der  unterscheidenden 
Glanbenslelir«!,  durch  einen  GetsUiehen  der  andern  Kirche  habe  ertheilen 
Ifi^s.  n".  Ebenso  w^onicf  hatte  er  vor  seinom  zuständigen  Gerichte  die  Erklärung 
abgegeben,  „dass  seine  Kinder  in  der  Religion  ihrer  Mutter  erzogen  wer- 
den sollten*^ 

Dass  alle  Sjnder  in  der  Confession  der  Mutter  zu  ersiehen  sind ,  wenn 

die  Voraussetzungen  von  §  5  unter  a,  bei  Lebzeiten  des  Vaters  auch  nur 
bezüglich  des  ältesten  Kindes  erfüllt  waren ,  wurde  in  folgendem  Rechtsfalle 
durch  das  Oberappellationsgericht  anerkannt.  Der  im  Jahre  1857  gestorbene 
katholische  Arbeiter  Ignaz  Müller  zu  Schladen  war  zweimal,  jedesmal  mit 
einer  Protestantin,  verheiratet   Er  hinterHess  aus  der  ersten  Ehe  zwei  er- 

*  Entschcidiint^en  des  Amts  Wittlagc-Hunteburg  vom  22.  Jas  HAT  1851,  uad  der 
Justizkanzlei  zu  Osnabrück  vom  10.  Februar  1851. 

*  Besflglicb  der  Mathilde  Rewer  vgl.  unten,  8.  191. 

•»  Bescheid  dca  Olterappellationsgerichta  zu  Celle  vom  24.  Mörz  1851,  im  Ma- 
gazin fUr  hannover'sches  Recht,  Bd.  I,  S.  382 — 388.  —  In  dieser  EntscliPidung  ist 
(wie  der  Blasender  richtig  bemerkt)  die  Ansicht  ausgedruckt  ^  dass  die  Grundsätze 
von  %  5  „nicht  allein  dtna  snr  Anwendung  kommen,  wenn  der  Vater  veratorben  ist, 
sondern  auch  dann,  wenn  es  überhaupt  nicht  möglich  ist,  die  WUIensmeinung  des 
noch  loliendtn  VaUrs  iil>t  r  die  roliprsc  Erziehung  scincrKindcr  r.n  erfahren".  Dies 
würde  anzunehmen  sein,  „wenn  der  Vater  geisteskrank  und  deshalb  uo£&big  wärC} 
seine  WUtenimdonng  su  Snsaem'*.  —  Die  Berechtigung  der  Brfider  und  des  Stief- 
vaters des  Abwesenden  snr  Bemfang  nnd  weitem  Berufiing  wurde  nicht  in  Zweifel 
gMogen. 
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muJiflene  Tochter,  die  dem  protestantischen  Glaabensbekenntiiisse  angehörten^ 
und  aus  der  zweitou  Ehe  eine  sechsjährige  Tochter.  Seine  Wittwe  und  der 
Vormund  wollten  auch  das  Kind  zweiter  Ehe  im  hithorischen  Bekonntnisse 
erziehen.  Doch  ertheilte  das  Amtsgericht  zu  Wöltingerode  dem  Vormunde 
die  Anweisung,  das  Kind  katholiaeh  zu  erziehen,  ä  nahm  an,  der  Vater 
sei  gesetzlich  nicht  yerpflichtet,  alle  Kinder  in  der  nämlichen  Religion  zu  er- 
ziehen ;  und  das  Kind  müsse  gemäss  der  in  §  4  aufgestellten  Regel  in  der 
Religion  seines  Tcrstorbenen  Vaters  erzogen  werden,  weil  bezüglich  dieses 
Kindets  die  Voraussetzmiijoii  der  in  §  5  unter  a.  aufgestellten  Ausnahme  nicht 
vorlügen.  Diese  Entscheidung  wurde  auf  Antrag  der  Kron-Oberanwal tschaft 
durch  den  Oassationseenat  sur  Wahrung  des  Gesetzes  vernichtet.  Der  Gassa- 
ticusscnat  führte  aus,  die  in  §  4  aufgestellte  Regel  erleide  nach  §  5  unter  a. 
„schon  dann  eine  Ausnahme  für  sämmtHche  Kinder,  wenn  unter  den  mehreren, 
KindtM-n  eines  Vaters  das  einziq;e  oder  die  mehreren  bereits  schulpflichtigen 
Kinder  bis  an  seinen  Tod  durch  Geistliche  der  andeni  Kirche  den  llaupt- 
unterricht  in  der  Religion  erhalten  haben".  Diese  Auslegung  entspreche  dem 
Wortlaute  des  Gesetzes,  namentlich  dem  in  §  6  unter  den  Fällen  a.  und  b. 
hervorgehobenen  Gegensätze.  Auch  siehe  sie  in  Einklang  mit  dem  in  der  Ein- 
leitung hervorf:ffthobenen  Zwecke  des  Gesetzes,  wonach  eine  ReligionsTerschieden' 
heit  unter  Geschwistern  möglichst  vermieden  wenlen  sollte 

Dass  alle  Kinder  aus  einer  gemischten  Ehe  nach  dem  Tode  des  Vaters 
in  seinem  Bekennla&ise  erzogen  werden  müssen,  wenn  keiner  d«r  beiden  in 
§  5  bezeichneten  AusnahmeföUe  Torliegt,  wurde  auch  in  folgenden  Ihitsi^ei- 
dungen  angenommen.  Der  lutherische  Arbeiter  Wilhelm  Kreikenhohm  hatte 
bei  seiner  Verheiratung  mit  der  katholigclu  u  AVilholmine  Berpfmann  vor  der 
katholischen  Trauung  versprochen,  alle  Kinder  kathohseh  zu  erziehen.  Er 
starb  am  1.  Juni  1877,  bevor  seine  Kinder  schulpflichtig  waren.  Die  katho- 
lische Mutter  wurde  da^er  für  verpflichtet  erklärt,  diese  Kinder  lutherisch  zu 
erziehen,  da  die  Voraussetzungen  der  Ausnahmebestimmung  von  §  5  nicht 
vorlaLceu  —  Am  28.  October  1887  starb  zu  Klcin-Heere  die  luHu  ri«'lie 
Ehefrau  dos  katholischen  Iläuslins-s  Wilhelm  H,,  dessen  Autenthalt  unhekaiinr 
war.  Der  Vormund  wollte  die  Kinder  lutherisch  erziehen.  Es  wurde  aber 
entschieden,  die  Kinder  mSssten  katholisch  erzogen  werden,  weil  der  Yater 
katholisch  war*. 


•  Urtlieil  lies  Oberappellationpgciicl  ts  zu  Ci'l]f  (Caasationasenat)  vom  4.  Juli 
1859,  im  Neuen  M^^azin  für  haunovcr'aches  Kecht,  Bd.  I,  S.  68 — 71,  und  in  der 
Juriatisefaeii  Zeitung  fDr  dsa  Königreich  Hannover,  Jalirg.  34  (1859),  8.  880— S84; 
im  Auszuge  auch  bei  Franeke,  Sammlung  der  Entscheidungen,  S  141.  142  (Celle 
1881).  —  Tu  diesem  Falle  stammten  die  Kinder  aus  zwei  gemischten  Ehen.  Bezi^g- 
lich  der  beiden  Töchter  erster  Ehe  waren  die  Voraussetzungen  von  §  5  unter  a.  er- 
flillt  Daraus  wurde  gefolgert,  dass  die  Todtter  zweiter  Ehe  in  der  nSmllclien  Con> 
fession  sn  ersiehen  sei.  Diese  Annahme  entsprach  dein  Wortlaate  des  §  5  und  dem 
in  der  Einleitung  ausgpdrückten  Zwecke  der  Verordnnnc;.  —  Dagrpcn  i;it  ü3  für  An- 
wendung des  §  5  unter  a.  unerheblich,  ob  der  Vater  zuerst  in  einer  ungemischten 
Ehe  lebte,  und  ob  er  die  in  dieser  uagemischten  Ehe  geborenen  Kinder  in  der  ge- 
meinsamen Conftsslon  beider  Eltern  ersogen  hat.  Alsdann  können  doch  bezüglich 
einer  gemischten  zweiten  Ehe  die  Vorau«sot?;ungen  des  §  Ö  unter  a.  vorliegen.  Vgl. 
Braun  in  der  Zeitachrill  fUr  hannover'aches  Recht,  Bd.  HI,  S.  2Qö. 

*  Besebluss  des  Amtsgerichts  m  Lfebenburg  vom  t.  Mai  1884. 

'  Beschluss  des  Landgericlits  zu  Ilildeabeim  vom  16.  Februar  1888.  —  Der 
Yormnnd  berief  sidi  auf  §  8  der  Verordaung  vom  31.  Juli  1826,  ttber  die  ^v<m 
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Im  Gegensatze  zu  dieser  Rechtsprechuncr  erging^eii  zwei  obergeriditliche 
Eiitsclioidun^pn ,  worin  nicht  der  in  4  und  5  bezeichnete  Cleset/eöwille, 
soudoni  mit  Kücksicht  auf  §  3  der  Wille  der  Eltern  zur  Geltung  kam  ^ 
Der  im  Jahre  1848  gestorbene  evangelische  EsBigforauer  0.,  dessen  Ehefran 
katholisch  war,  hinterlicss  drei  Söhne  und  drei  Töchter.  Er  hatte  ernstlich 
und  fortwährend  bis  zu  seinem  Toilo  den  ^YilleIl  <:!:<'hegt,  „dass  simiio  Söhne 
im  evangelischen,  und  seine  Töchter  im  kathoÜBchcn  Glaubensbekenntnisse 
erzogen  werden  sollten'* ,  wie  au  seinem  Wohnorte  zu  D.  Gebrauch  war. 
Demgemäss  hatten  bei  seinen  Lebseiten  die  drei  Söhne  eine  eTangelisclie, 
und  die  beiden  älteren  Töchter  eine  ka&olkche  Brziehang  erhalten.  Die 
jflng^te  Tochter,  Sophie,  die  iteim  Tode  des  Taters  erst  awei  Jahre  alt  war, 
hätte  nach  §  4  in  der  cvangolisehen  Confession  erzogen  werden  müssen,  weil 
die  Ausnahmen  von  §  5  nicht  vorlag-en.  Es  wurde  Jedocli  die  katholische 
Erziehung  des  Kindes  angeordnet  Das  Obergerichfc  nahm  an,  die  Vermutung 
des  §  4  komme  erst  dann  sur  Anwendung,  „wenn  eine  Ungewissheit  üb«r 
den  Täterlichen  Willen  vorhanden  ist,  indem  entgegengesetzten  Falls  der  hin- 
länglich constatirte  Wille  des  Vaters  dem  Grundprincip  des  Gesetzes  gemäss 
onts' ]i"i(]p'-.  Es  sei  daher  nach  §H  dem  „hinlänglich  constatirten  väterlichen 
S\  ilicii  ^'euiuss  die  Erziehung  der  Sophie  G.  im  katholischen  Glaubonsbokennt- 
lüsse  fortzusetzen"  ^.  —  Der  im  Jahre  18G8  gestorbene  lutherische  Oaat- 
wirth  D.  zu  X«,  der  in  zw^ter  Ehe  mit  einer  Katholikin  rerheiratet  war, 
wollte  von  den  Kindern  zweiter  Ehe  die  Söhne  lutherisch  und  die  Töchter 
katholiseli  erziehen.  Er  hatte  demc^eninss  den  iiltesten  Sohn  in  die  lutherische 
und  die  beiden  älteren  Töchter  in  die  katliolische  Schule  geschickt.  Auf 
Antrag  der  Kronanwaltschaft  entschied  das  Amtsgericht,  alle  Kinder  zweiter 
Ehe  mfissten  nach  §  4  in  der  lutherischen  Confession  erzogen  werden,  weil 
die  AusnahmOTorsehriflen  von  §  5  nieht  zutrafen.  Die  Mutter  weigwte  sich, 
ihre  beiden  Töchter  in  die  lutherische  Schule  zu  scliickcn.  Es  wurde  d(^shalb 
gegen  sie  eine  Strafverfü^un?]:  erlassen.  Doeli  wurde  dieselbe  auf  licselnverde 
der  Mutter  aufj^elioben.  Das  Ul>ero:ei'icht  führte  aus,  die  beiden  Töchter  seien 
nneli  ^  3  im  katholischen  Glaubeu  zu  erziehen,  „da  aus  den  zu  verschiedenen 
Zeiten  vorgekommenen  Erklärungen  und  Handlungen  des  Verstorbenen  dessen 
ernstlich  und  fortwährend  gehegter  Wille  hervorleuchte,  seine  Töchter  zweiter 
Klie  in  der  katholischen  Religion  erziehen  zu  lassen";  der  §  3  könne  nicht 
..als  müssig  dastehend"  angesehen  werden :  daher  sei  es  „unvermeidlich,  den 
darin  hervorgeliobenen  ernstlich  und  fortwährend  gehegten  Willen  des  Vaters 
-  auch  ausserhalb  der  beiden  Fälle  des  §  5  a.  und  b.  zur  Geltung  zu  bringen'' 

ihren  Kltprn  verlnsscnen  KlnJrr".  Diose  Vorschrift  traf  nicht  zu.  da  die  Kiinjcr  Iiis 
zum  Tode  der  Mutter  in  deren  Fliege,  also  von  der  Mutter  nicht  verlasBon  \v  iren. 
Das  Landgericht  lietis  dies  nneoiscliieden ,  verwarf  aber  die  Beschwerde  des  Vor- 
mnndei,  well  der  Bascbwerdeffthrer  die  Verpflegung  und  Erslehung  der  Kinder  nicht 
flliprnommf'n .  sondern  nur  angegeben  hatte,  ,.r1ic  Kinder  beniiulen  sieb  bpl  ihrem 
,•  miitteriiclien  üroasvater  und  würden  von  diesem  und  ilim  (dem  Yürmiindo)  all- 
mentirt'*.  Dadn  war  die  Uebcmahmc  einer  Verpfllchtuug  nicht  ausgedrückt.  Es 
fehlte  also  auch  dies«  VoransBeteung  des  g  8. 

'  Yd  Stetremann  im  Neurn  ^T.a gazin  Hlr  bannoverscbes  Recht,  Bd.  I,  S.  61 
bis  08,  und  Braun  in  der  Zeitschrift  lür  hannover'scbes  Recht.  Bd.  III.  B.  292. 

'  Entscheidung  des  Obet^^ichts  zu  Oöttingen  von  18Ö9  oder  I8üü,  im  Neuen 
Mageein  für  luumover'eches  Redit,  Bd.  I,  8.  ST^-eS. 

»  Entsfbetdnnp:  d».s  Obergerichts  zu  Y.  vom  10.  Februar  1870,  in  der  Zeitschrift 
f&r  hannoverisches  Recht,  Bd.  III,  S.  281—287.   Vgl.  hierg^n  oben,  8.  184,  18&< 
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8.  Religionsimtorrioht  und  sonstige  religiöse  Erziehung. 

Um  die  gosetzmäsaige  religiöse  Erziehung  zu  sichern,  können  die 
Vormundschaftßgerichte  darüber  entscheiden,  in  welche  Schule  ein 
bevonuuüdetes  Kind  zu  schicken  sei.  Dies  gilt,  na-nientlieh  von  der 
Volksschule.  Denn  die  Erziehung  von  Volkssclinlkiudorn  in  der  durch 
das  Gesetz  bestimmten  Confession  ist  nur  dauu  gesichert,  wenn  sie 
«eine  Schule  der  betreffenden  Confession  besuchen"  ^  Die  Yerord- 
nnng  TOm  31.  Juli  1826  besobrlnkt  sieb  nicht  etwa  (wie  die  preussieche 
Deolaration  vom  21.  Noyember  1803)  auf  Yorsehriften  über  den  Re- 
ligions Unterricht,  sondern  sie  verlangt  eine  gesetzmassige  reli- 
giöse „Erziehun l".  T)io  ganze  Erziehung  soll  den  gesetzlichen  Yor- 
schrifton  eutsprcchcn.  Wo  daher  die  Schulen  nach  Confessionen  getheilt 
sind,  muss  das  Kind  die  Schule  seiner  ConfesBion  besnchen. 

DicFso  strongn  Auslegung  dos  Oosetzos  wurde  in  folgenden  Rechtafäiieu 
•befolgt,  obwohl  sie  zu  harten  Ergebnissen  führte. 

Die  Kinder  des  im  Jahre  18G2  zu  Süliuni  gestorbenen  lutherischeu 
Gärtners  B.  und  seiner  kaüiolischen  Wittwe  sollten  der  gesehslichen  Bestim- 
mung gemäss  luAerisch  erzogen  wcidon.  Der  (kath->lischo)  Vormund  erhielt 
vom  Amtsgerichte  Bockenem  die  Anweisung;.  <lio  Kinder  zum  Besuche  der 
lutherischen  Srliulo  in  Sillium  anzuhalten.  Die  Ivindor  erschienen  niclif  in 
der  lutherischen  Schule,  sondern  besuchten  die  katholische  Schule  zu  \\  oiii- 
denberg.  Es  wurde  daher  die  Anweining  an  den  Vormmid,  unter  Androhung 
einer  ärdnungsstrafe ,  wiederholt.  Der  Vormund  seigte  an,  er  habe  den 
Kindern  den  Besuch  der  lutherischen  Schule  in  Sillium  zur  Pflicht  gemacht; 
doch  hätten  Pic  sich  geweigert,  dorthin  zu  gehen:  die  Mutfer  wolle  Ihre 
Kinder  nicht  zwingen;  er  selbst  ober  könne  und  wolle  .,rolie  (Jewalt"  ir-  gon 
die  Kinder  nicht  üben.  Er  wurde  durch  das  Amtsgericht,  belehrt,  dass  er 
als  Vormund  berechtigt  sei,  Gehorsam  Ton  den  Kindern ,  nöthigenfalls  durch 
körperliche  Züchtigung,  zu  erzwingen,  worauf  er  erklärte,  er  könne  und  wolle 
dir  Kinder  nicht  durch  das  DitF  zur  Schule  jH  irsi  lien.  Das  Amf^gericht  ver- 
urtheilte  schliessHch  den  Yoiniuiul  in  eine  Oidmiiig^strafe  von  zwei  Thalcrn, 
unter  Androhung  einer  weitern  Urduuugsstrafe  von  iuuf  Thaleru.  Der  Vor- 
mund .erhob  Beschwerde,  worin  er  geltend  machte^  sdne  mfindlichen  Befehle 
an  die  Kinder  und  deren  Mutter  seien  bei  dem  beharrlichen  Widerstände 
fruchtlos  geblieben,  und  er  habe  Gewaltniassregeln  nicht  ergreifen  können. 
Die  Beschwerde  >vurdo  zuriick2rr'wic<?eii.  Es  wurde  austrefülirf.  der  Hoschwerdc- 
führer  sei  als  Vormund  vcrptiichtet^  ein*'  di  n  jjesrt/IiclM  ii  N'in-.scliriften  ent- 
sprechende religiöse  Erziehung  der  Kinder  „nöthigenfalis  durch  i\ai\vendung 
fliler  ihm  zu  Gebote  stehenden  Gewaltmittel  wider  die  ungehorsamen  Pupillen 
zu  erzwingen".  Ebenso  habe  das  Amtsgericht  als  oberrormundschaftliche 
Behörde  die  PflichterftUlung  des  Vornmndes  zu  überwachen.  Aus  den  eigenen 
Angaben  des  Vormundes  gehe  hervor,  dass  or  von  den  Zwangsmitteln,  die 

*  Zeitschrift  für  hannover'sches  Recht,  Bd.  III,  >  -'S  1.  Daa  Kammergericht 
mlgshlHigtft  (iie-^e  TJechtsansicht  im  Falli'  Kri'ikcii'iijhm.  Doch  i^t  auf  dieopn  Thcil 
der  EntscheidtuigsgrUnde  kein  erhebliches  Gewicht  su  legen  j  denn  diejenigen  An- 
ordnungen ,  wodurch  die  Wlttwe  Kreitceohohm  aagelialtea  worden  war,  Ihre  Kinder 
in  eine  katholische  Sclmle  zu  schicken,  waren  mit  der  weitem  Beschwerde  nicht  an- 
gefoehtcn,  also  derPrttfüng  des  Kammergeriehts  nicht  unterworfen.  (Vgl.  oben,  S.  115.) 
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ihm  zustanden,  „erscliöpfemlon  OcLraucli  n'n^Tit  ^omaclit"  hatfce.   Daher  8ei 
die  Festsetzung  der  angedrohten  (leUlsfrafe  ^^erochtfertigt 

Die  drei  Kinder  des  am  3.  Mai  1882  -^cn  Hildesheim  gestorbenen  lutherischen 
Ifftlers  S.  und  eeiner  katholischen  Wiitwe  mussten  naeh  gesetdicher  Vorschrift 
lutherisch  erzogen  werden.  Die  Ifutter  sohiokte  die  beiden  ältesten  Kinder 
in  die  katholische  Seminarschule.   Der  "Waisenrath  verlangte,  die  Kinder 
sollten  aus  der  katholischen  Schule  entfernt  und  in  die  protestantische  Schule 
geschickt  weiden.    Das  Amtsgericht  erliess  anfänglich  eine  Verfügung  nach 
dem  Autrage  des  ^Vaisenrathes ,  nahm  dieselbe  aber  auf  Gegenvorstellung 
der  Mütter  zurück  und  beschränkte  sich  auf  die  Anordnung,  dass  die  Kinder 
Ton  der  Mittelstufe  der  Schule  an  nicht  mehr  dem  katholischen  Religions- 
unterrichte Ijeiwohnen,  sondern  besondern  protestantischen  "Religionsunterricht 
erlialten  sollten'.    Auf  Bescli werde  des  Waisonraths  wurde  die  Entscheidung 
des  Amtsgerichts  aufgehoben,  und  die  Mutter-YorraUnderin  angewiesen,  binnen 
einer  Wo^e,  bei  Vermeidung  einer  Geldstrafe  Ton  150  HL,  die  Knd«r  aus 
der  katholischen  Seminarschule  fortzunehmen  und  in  eme  lutherische  Schule 
zu  schicken,  aus  folgenden  Gründen.   Unter  religiöser  Erziehung  im  Sinne« 
der  Verordnung  vom  31.  Juli  1826  ist  ^eino  ernf?tllche,  das  <2:anze  innere 
"Wesen  der  Kinder  erfassende  Heranbildung  derselben  in  der  betreffenden 
Religion"  zu  verstehen.    Dafür  ist  nicht  etwa  „der  Unterricht  in  den  unter- 
scheidenden Glaubenslehren,  auch  nicht  der  eigentliche  Religionsunterricht, 
allein  massgebend,  vielmehr  kommt  dabei  besonders  in  Betracht,  dass  der 
gesamratc  den  Kindern  ertheilte  Unterricht  mit  der  Beügion,  zu  welcher  die 
Kinder  erzogen  werden  sollen,  in  Uebereinstimmurig  steht  oder  doch  nicht 
in  Widerspruch  tritt".    In  coufessionellen  Schulen  wird  bei  Wahl  der  Bücher, 
des  Lehrstoffs,  der  Gebete  und  Aufgaben  „und  insbesondere  bei  Ertheiiung 
des  Beligionsunterrichts  TOn  Anfang  an  auf  die  Confession  besondere  Bfiok- 
sieht  genommen".   Eine  Aufgabe  der  eonfesslonellen  Schule  besteht  darin, 
„dass  sie  die  Kinder  zu  Anhängern  der  betrefTendon  Confession  erzieht  und 
heranbildet".    In  einer  contessionellen  Schule  sind  die  einer  andern  Confes- 
sion angehörigen  Schüler  Einflüssen  ausgesetzt,  die  nicht  geeignet  sind,  sie 
in  ihrer  Confession  zu  eriialten.  Die  kafholisehe  Seminanchule  zu  mides- 
heun  ist  eine  confessionelle  katholische  Schule.  Daher  widerspricht  es  den 
Vorschriften  der  Verordnung dass  die  beiden  lutherischen  Kinder  dort  den 
Unterricht  erhalten.    Aus  §  5  a.  der  Verordnung  ist  nicht  die  Meinung  des 
Amtsgerichts  zu  rechtfertigen,  sondern  das  Gegentheil  zu  folgern.    Denn  die 
Vorschrift  lässt  erkennen,  dass  jeder  Unterricht  für  die  religiöse  Erziehung 
des  Kindes  Bedeutung  hat.  Wäre  die  Auslegung  des  Amtsgerichts  richtig, 
so  raüsste  man  auch  gestatten,  den  Religionsunterricht  abwechselnd  durch. 
Geistliche  der  einen  oder  andern  Confession  ertheilen  zu  lassen'. 

Daij  hannover'sche  Justizministerium  vertrat  denselben  Standpunkt,  in- 
dem es  zur  Ausführung  der  Verordnung  vom  31.  Juli  1826  anordnete,  die 
oberrormundschaftliche  Behörde  habe  „darauf  zu  halten,  dass  die  Kmder  eine 
Schule  besuchen,  welche  derjenigen  religiösen  Erziehung  entspricht,  die  den 

*  Beschluss  dos  OLergcrichta  zu  Hildesheim  vom  24.  Januar  1863. 

*  Beschlüsse  des  Amtsgerichts  zu  Hildesheim  vom  II.  Juli,  17.  August  und 
81.  Ootober  1888.  Das  Amtagericbt  an^te  lo  dam  letsim  BeseUnsse,  mit  Rlick- 
eicht  auf  §  5  a.  der  Verordnung  sei  auf  den  Elemetttanmtenieht  ftr  die  rellglöie  Er- 
clehung  kein  erhebliches  Gewicht  zu  legen. 

'  Beschluss  des  Landgerichts  zu  Hüdesheim  vom  29.  November  1883. 
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Fnpillen  zu  theil  werden  inuss.   Die  Answalil  einer  andern  Selmle,  der- 

jenigen  Confession,  welcher  das  Kind  angebörf,  wird  nur  nu?  dringeiulon 
Gründen,  und  selbstredend  mit  Ausschluss  des  Religionaunterriehts .  zu  «re- 
nehmigen  sein.  Liegen  deraitige  Gründe  jiicht  vor,  so  hat  die  obervormund- 
schaftliolie  Behörde  den  Beraeli  einer  Sehnle  fremder  Confession  nicbt  zu 
gestatten.  Zu  dem  Ende  ist  erforderlichenfalls  durch  den  Vormund  ...  zu 
yerlangen,  dass  das  Kind  Yon  dieser  Schule  zur&ckgewiesen  werde"  ...  * 

4.  Dauer  der  rellgiöseii  Brzieliimg. 

Aus  §  9  der  YorordEung  Yom  31.  Juli  1826  geht  hervor,  dass 
ein  Kind  aus  gemischter  Ehe,  sobald  es  viorzehii  Jalire  alt  ist,  zum 
öffentlichen  Bekenntnisse  und  zur  Anuahiue  eiuer  andern  lleligion 
zugelassen  werden  kann.  Das  Kind  kann  also  im  Alter  von  vierzehn 
Jahren  den  Glauben  wechseln.  Allein  nach  §  7  der  nämlichen  Yer- 
ordnung  hört  die  religiöse  Erziehung  erst  dann  auf,  wenn  das  Kind, 
«nach  zurückgelegtem  yierzehnteu  Lebensjahre  sich  bereits  bei  der 
Confirmation  oder  durch  die  Commuxdon  selbständig  zu  einer  bestimmten 
Kirche  bekannt^  hat.  Ein  solches  Kind  muss  also  nach  Vorschrift 
des  Gesetzes  in  der  Zwischenzeit  von  Vollendung:  des  vierzehnten 
Lebensjahres  bis  zur  .^Confirmation  oder  Comnuinion"  noch  iu  der 
durch  das  Gesetz  bestimmten  Confession  erzogen  ^Verden.  Die  blosse 
Willenserkhii'ung  eines  vierzehn  Jahre  alten  Kindes  ist  nach  gesetz- 
licher Vorschrift  für  die  rtdigiöse  Erziehung  jtitieiitalls  unwirksam. 

Im  Gegensätze  zu  dieser  strengen  Auslegung  des  Gesetzes  verfuhr  das 
Oberappcllationsgericht  zu  Celle  in  folgendem  Falle*  Die  Kinder  des  Schmieds 
Rewer  zu  Ostercappeln  mussten  nach  gesetzlicher  Vorschrift  katholisch  er- 
zogen werden.  Die  älteste  Tochter,  Mathilde,  wurde  im  Laufe  des  Rechts- 
streites vierzehn  Jahre  alt  und  an^^crte  den  Wunsch ,  in  der  lutherisehon 
Confession  unterrichtet  und  couhrmii  t  zu  worden.  Das  Oberappellationsgerieht 
erhess  die  Anordnung,  „die  Matliilde  Rewer  sofort  nochmals  zu  befragen,  in 
welcher  Oonfesuon  sie  zum  Sffentliehen  Bekenntnisse  zugelassen  zu  werden 
wünsche,  nach  Ifiassgabe  der  abzugebenden  Erklärung  aber  die  Vormund- 
schaft anzuweisen,  demp:emäss  weiter  zu  verfahren"*. 

Als  der  evangelische  Essigbrauer  G.  (vgl.  oben,  S.  188)  am  13.  April 
1848  starb,  war  seine  älteste  Tochter  (geb,  am  14.  December  1834)  noch 
nicht  Tierzehn  Jahre  alt.  Sie  war  einige  Wochen  Tor  den  Tode  des  Vaters 
in  der  katiiolischen  Kirche  „confirmirt'^  worden  (Termuthlich  zur  ersten  Com- 


*  Allgemeine  Verfügung  dea  Justizministers  vom  17.  August  1857.  in  der  Ju- 
ristischen Zeitung  für  dno  K'i.nigreich  Hannover,  1S57.  P.  280—291:  'Mugazin  iür 
hannover'sclies  Recht,  Bd.  VII,  S.  475 — 477.  —  Auch  ein  Krlasa  dea  Cultusministera 
Falk  vom  8.  April  1870  aetst  voran«,  der  Vormund  kSime  durch  das  Amtsgericbt 

angehalten  werden,  evangelisclie  Kinder  „aus  der  katholischen  Scluile  zu  nelimcn  und 
in  die  evangelische  Schule  aufnehmen  zu  lassen'*.  Nur  einer  ^veitern  Bestimmung 
der  Verfügung  vom  17.  August  lbö7  trat  der  Erlaas  vom  6.  April  1876  entgegen. 
Vgl.  uaten,  S.  193. 

2  Entscheidung  des  Oberappellations^erlchts  zu  Cdle  vom  24.  Min  1851,  Ma- 
gazin fttr  hannover'adiea  Recht,  Bd.  I,  S.  382—887. 

Digitized  by  Google 


192 


Dritter  Absebaitti  Preiiaseii. 


mauiou  gcgaugeu).  Es  hatte  daher  Dach  ^  0  ein  Straivertahren  gegeu  den 
Geistlichen  f  der  diw  Kind  mit  Ziutunmniig  beider  Eltern  zur  ersten  Com- 
munion  zuliess,  eingeleitet  werden  können.  Auch  hätte  die  Mutter  gezwungen 

werden  können,  -diesem  Kinde  eine  lutherische  Erziehung  za  geben,  bis  das 

Kind  im  Alter  von  14  Jahren  in  der  katholischen  Kirche  communicirte. 
Tharsächlich  wurde  von  solchen  Massregein  abgesehen,  die  dem  menschlichen 
Gefühle  widerstritten,  jedooh  dem  Willen  des  Gesetzes  entsprochen  haben  würden. 

lieber  die  Frage,  wann  die  religiöse  Erziehung  im  Sinne  des  Ge- 
setzes anfängt,  enthält  die  Verordnung  vom  31.  Juli  1826  keine 
Vorschrift.  Es  liegt  kein  genügender  Grund  für  die  Annahme  vor, 
dftss  im  Sinne  dieser  Verordnung  die  religiöse  Erziehung  etwa  erst 
mit  Beginn  der  Schulpflicht  anfange.  Entsteht  ein  Streit  fiber  die 
religiöse  Erziehung  gewisser  Kinder  aus  gemischten  Ehen,  die  bereits 
schulpflichtig  sind,  so  kann  eine  Entscheidung  gleichzeitig  bezüglich 
der  noch  nicht  schulpflichtigen  Geschwister  beantragt  und  erlassen 
werden^. 

5.  Ansprnoh  der  Kirche  oder  Scliiile. 

Nach  §  1  der  Vcrordnuiif;  vom  31.  Juli  1826  soll  dem  Vater  das 
Recht  verbleiben,  die  Religion  seiner  Kinder  zu  bestimmen.  „Niemand 
soll  das  Reelit  liaben,  in  diese  Familien-  und  Erziehungs- Angelegen- 
heit auf  irgend  eine  Weise  sicli  zu  mischen."  Dieser  Satz  ist  in 
§§  S—B  nicht  «usdracklieh  wiederholt,  muss  aber  ex  identitate  rationis 
andi  nach  dem  Tode  des  Vaters  Geltung  haben,  zumal  in  keinem 
sonstigen  hannoTer^schen  Gesetze  etwas  anderes  bestimmt  ist  Daher 
haben  weder  Kirchenbeliörden  noch  Schulbehörden  nach  hannoTer*schen 
Gesetzen  die  Befolgung  der  gesetzlichen  Vorschriften  zu  fiberwachen. 
Ein  solches  Recht  oder  eine  solche  Pflicht  ist  ihnen  ebenso  wenig 
durch  die  Vormundschaftsordnung  übertragen  worden.  (Vgl.  S.  93-98.) 

T>ip'«er  Auffassung  folrrt  die  Rechtsprechun«?  de^^  Oherf^erichts  za  Ilildes- 
lieiin  und  des  Oberlandesgerichts  zu  Cello.  Danach  wird  an  der  enti^^e^eu- 
gcsotztea  Ansicht,  die  in  einem  Urtheile  dm  Oberappellationsgerichts  zu  Celle 
Tom  Jahre  1846  Ausdruck  gefunden  hatte  (vgl.  oben,  S.  90),  jetzt  nicht 
mehr  festgehalten. 

Eine  Beschwerde  des  Pastors  B.  gegeu  eine  Entscheidung  des  Amts- 
gerichts; zu  Peine  über  die  rclii>^iÖ8<»  Erziehimg  der  Kinder  des  verstorbenen 
Arbeitsmannes  O.  wurde  aus  folgenden  Gründen  verworfen:  „In  Erwägung, 
ds88  der  Verordnung  vom  31.  Juli  1826  keineswegs  die  Bedeutung  unter- 
gelegt werden  kann,  als  h&tten  dadurch  der  Eirehe  irgend  weldie  Rechte 
beigelegt  werden  sollen,  dieselbe  vielmehr  den  in  deren  Eingang  au^rficklich 
<^„^«o«,y),.ochenen  Zweck  verf()l':;t,  Sfa^itigkeiten  und  f^pnUnnfren  unter  den 
FiunilitMi  7M  verhindern,  welche...,  diese  Verordnung;'  luitliin  ihrer  Bestim- 
mung nacli  als  entscheidende  Norm  nur  bei  Streitigkeiten  der^gedachton  Art 
unter  den  Eltern,  beziehungsweise  Vormflndern,  anzuwenden,  und  darauf  um- 
somehr  zu  beschränken  ist,  als  nach  §  1  der  Verordnung  niemand  das  Recht 
hat,  in  diese  Familien-  und  £rziehunga-AngeIegenheit  auf  irgend  eine  Art 

'  Vgl.  Zeitoehrtft  fttr  hannover>aeb«s  R«Gltt|  Bd.  in,  S.  262. 
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rieb  einsiuniselieii;  dass  hiemaeli  jedem  Dritten ^  auch  den  Geistlichen, 

das  Recht  einer  Einmischung  abgesprochen  wertlen  muss,  ohne  ein  solches 
Recht  aber  der  Querulant  zur  Sache  nicht  legitimirt  i«t  nnd  fo!p:<'woi>!0  dorn- 
selben  durch  Verwerfung  seiner  Anträge  eine  Beschwerde  nicht  erwachsen 
koHute/  ^ 

Das  Amtsgericht  zu  Bergen  hatte  durch  Besehluss  vom  1.  September 
1882  angeordnet,  dass  die  Kinder  des  Terstorbenen  Hauswirths  0.  m  Altmi- 

sotlirieth  in  der  katholischen  Religion  zu  erziehen  seien.  Eine  hiergegen 
vom  könicrlichen  Consistorium  zu  Hannover  orhobene  Besclnvcrde  'wurdp  zwar 
vom  Landgerichte  zu  Lüneburg  zugelassen  und  für  begründet  erklärt,  dem- 
nächst aber  auf  weitere  Beschwerde  des  Vormundes  als  unzulässig  verworfen, 
aus  folgenden  GrUnden.  «Ein  Recht  der  Kirche,  dass  jemand  in  ihrer  Kirche 
erzogen  worde,  ist  staatlich  nicht  anerkannt.  Es  kam  kaum  ausdrücklicher 
:,l,nros|,,.of lion  werden,  als  in  der  Ausdrucksweise  der  hannover'when  Vor- 
»1  Iii  III!-  vorn  31.  Juli  1826  geschehen  ist,  wonach  bei  Lebzeiten  des  Vaters 
uiuniuud  das  Rocht  haben  soll,  in  diese  Familien-  und  Erziehungsangelegou- 
heit  auf  irgend  eine  Weise  sich  su  misohen,  und  nach  dem  Tode  des  Vaters 
noch  sein  ausdrücklich  ansgesproohener  oder  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  zu 
vermuthender  Wille  massgebend  sein  soll.**  * 

T>er  nämliehe  Orniidsntz  tfilt  bezüglich  der  Schulbehörden.  Dom- 
gemäss  erkennt  das  Cultusministerium  an,  dass  der  Schul inspector  und  das 
königliche  Consistorium  weder  aus  der  Verordnung  vom  31.  Juli  182G,  noch 
aus  dem  Schulgesetze  vom  26.  Mai  1845  die  Befugniss  herleiten  kSnnen, 
«eTangelisehen  Kindern  den  Besuch  der  katholischen  Volksschule  zu  forbieten*^ 


6.  DiflpensatioiieB. 

In  der  oben  (S.  191)  erwähnten  allgemeinen  Verfügung  des  hannover- 
schen Justizministeriums  vom  17.  August  1857  ist  gesagt,  es  sei  der  ober- 
vormundschaftlichcn  Behörde  „nicht  gestattet,  gegen  die  Bestimmungen  der 
Verordnung  Tom  31.  Juli  1826  eine  von  deren  Vorschriften  abweichende 
religiöse  Erziehung  des  Kindes  eintreten  zu  lassen ,  indem  es  hierzu  einer 
ansdrücklichen  königlieben  Dispensation  bedürfen  würde**.  Al?e  mhm  dns 
Justizministerium  an,  der  Küuv^  sei  befugt,  von  Befolgung  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  zu  dispensircn.  Auch  seit  Geltung  der  preussischen  Ver- 
fassungsurkande  wurde  diese  Befiigniss  des  Königs  aus  seiner  Stellung  als 
InhAbers  der  Staatsgewalt  hei^leitet^  Seitdem  kam  jedoch  die  entgegen- 


*  Beschliias  des  Obcrgerichts  zu  Hildesheim  vom  19.  Juni  1861. 

2  Besehluss  des  Oberland^gerichta  zu  Celle  vom  2.  März  1883.  Die  Ent- 
adieidung  stutzte  sieh  sugleich  auf  die  Vorsebrlften  der  Vorarandsehaftaordnimg. 
VgL  darüber  oben,  8.  126,  126. 

3  ErlaBS  de;^  CTiltiiRniinistcrü  Falk  vom  S.  April  1876,  an  das  Amfjrerifht 
zu  Duderstadt.  Das  hannover  sche  Justizministerium  hatte  in  der  oben  (S.  191)  er- 
wähnten allgemeinen  VerfQgung  vom  17,  August  1867  das  GegentheO  angenommen, 
indem  es  die  obervormundschaftlichen  Behörden  anwies,  erforderlichenfalls  „direct 
von  dem  betreffenden  Geistlichen  nnA  T.ehrer  zu  verlangen,  dasg  das  Kind  von  dieser 
Schule  zurückgewiesen  werde,  ja  selbst,  wenn  dem  nicht  entsprochen  würde,  bei  dem 
vorgesetsten  Consistorium,  eventuell  bei  dem  kftnlglfehen  Mtnfsterhim  der  gdstliehen 
und  UnterrichtB-Angelegenheiteu,  lieschwerde  /.n  fiihren". 

♦  Braun  in  fler  Zeitschrift  für  hannover'sehes  Becht,  Bd.  HI,  S.  311 — 813. 
Schmidt,  Oonfeasion  der  Kinder.  13 
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gcset/tf  ^reiinin^r  zur  Geltunjr.  Die  Wittwe  O.  zu  Hildesheim  wendete  sich 
an  die  üiiade  dos  Königs  mit  der  Bitte,  ihr  die  lutherische  Erziehung  ihres 
Sohnes  Theodor  zu  gestatten.  Das  Gesuch  wurde  abschläglich  bescliieden. 
Es  maß»  ihr  eröflfhet,  eine  Beseitigung  der  yom  VormimdschaftBgendiie  ge- 
troffenen Anordnung  ^im  AVoge  der  Allerhöchsten  Gnade  oder  der  Dienstauf- 
sicht  über  das  Vormundscliafts'rerieht'*  sei  „nach  den  bestehenden  Gesetzen 
ausgeschlossen''  ^  Dieser  Meinung  ist  zuzustimmen. 

K.  KnrliesBeii* 

1.  fieltang  des  Gesetses  vom  29.  Ootober  1848  neben  der  Veroidnimg 

vom  13.  April  1853. 

Das  kurhessische  Gesetz  vom  29.  Ootober  1848,  über  Beligions- 
freiheit  und  EinfiihrttDg  der  bürgerlichen  £he»  rief  ^jStdrungen"  hervor, 
zu  deren  Beseitigüng  die  landesherrliche  Terordnung  vom  18.  April 
1853  erlassen  wurde.  Sowohl  im  Gesetze,  als  auch  in  der  Verord- 
nung finden  sich  Vorschriften  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder, 
Dieselben  stimmen  darin  überein ,  dass  sie  nicht  zwischen  Kindern 
aus  gemischten  und  ungemischten  Ehen,  sondern  nur  zwischen  ehe- 
lichen und  unehelichen  Kindern  unterscheiden.  Im  übrigeu  weiclien 
die  Vorschriften  des  Gesetzes  von  denen  der  Verordnung  wesentlich 
ab.  Die  Verordnung  betrifft  die  kbchlicfae  Erziehung  der  Kinder  im 
Alter  von  sieben  bis  vierzehn  Jahren;  das  Gesetz  enthSlt  keine  der- 
artigen Altersgrenzen,  setzt  aber  das  TJnterscheidungsalter  anf  das  voll- 
endete achtzehnte  Jahr  fest.  Nach  Inhalt  des  Gesetzes  ist  die  elter- 
liche Bestimmung  nur  dann  giltig,  wenn  sie  dem  Ortsvorstande  angezeigt 
ist;  nach  der  Verordnung  genügt  zur  formellen  Giltigkeit  d»  Bestim- 
mung eine  ausdrückliche  Erklärung.  Nach  der  Verordnung  ist  d'w 
einmal  giltig  erfolgte  EestiMuiiimüp  für  den  ho/f  ichneten  Zeitraum  un- 
widerruflich; nach  dem  treset/e  kann  die  Ije^tirnnrnng  jederzeit  ge- 
ändert werden.  Ein  Bestimmungsrecht  für  eheliche  Kinder  ist  in  der 
Verordnung  nnr  dem  Vater,  dagegen  im  Gesetze  auch  der  Mutter 
eingeräumt 

Die  verfassungsmässige  Giltigkeit  der  Verordnung  vom  13.  April 
1853  ist  nicht  unbedenklich.  Die  Verordnung  wurde  mit  den  Unter* 
Schriften  des  Kurfürsten  und  der  verantwortlichen  Minister  durch  die 
Gesetzsammlung  verkündigt.  Daher  ist  sie,  sofern  ihre  Giltigkeit  nach 
der  Verfassungslirkunde  vom  Jahre  1852  zu  beurthoilen  ist,  nach  §  83 
dieser  Verfa.ssungsurknnde  „sowrdil  für  die  Gerichte  als  auch  für  alle 
anderen  Staatsbehrirden  massgebend"  |,^cworden.  Ein  Bedenken  liegt 
nur  durm,  dass  die  Giltigkeit  der  Verfussungtiurkunde  von  1852  be- 
stritten ist,  und  im  Jahre  1862  die  Verfassungsurkunde  von  1831 
wiederhergestellt  wurde,  deren  §  95  so  lautet,  als  hätten  die  Gerichte 

*  Schreiben  des  Oberlandesgeriohtapr&Bidenten  in  Celle  «n  Wittwe  O,  vom 
5.  December  188&. 
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die  Yerfassung^smässigkeit  landesherrlicher  YerordnuDgen  zu  prüfen. 
Dies  Bedenken  wird  durch  Art.  106,  Absatz  2,  der  preiissischen  Yer- 
fasöuugsurkimde  nicht  beseitigt,  da  derselbe  auf  die  schon  vor  Kin- 
führuRL'-  dieser  A'erfuübuug  ergangenen  landessherrlichen  Yerorrlmingon 
keine  Anwendung  findet.  Allein  es  lässt  sich  behaupten,  dass  die 
kurhessischen  landesherrliehen  Yerordnungen  vom  Jahre  1S53  nach 
Massgabe  Yon  §  83  der  damals  thatsächlieh  in  Geltung  gewesenen 
YerfasBungsurkande  vom  Jahre  1852  Gliltigkeit  erlangt  haben,  die 
durch  spätere  Wiederherstellung  der  Yerfassmigsurkande  vom  Jahre 
1831  nicht  beseitigt  wurde. 

Thatsächlieh  haben  die  Oerie)  ^  tti  ehrfach  die  Yerordnung  vom  13.  April 
1853  an^ewendot,  ohne  ihre  GiUij  >  r  in  Fraq-c  m  stellen*.  Nur  «'iiMiial 
hatte  das  Überlandcsgoriclit  zu  Cassel  einen  Streit  über  die  Giltigkeit  der 
genannten  Yerordnung  ausdrückHch  zu  entscheiden.  Das  Landgericht  zu 
Marburg  erklärte  auf  eine  Beschwerde  in  Yominndschaftssaehen  die  prote- 
stantische Wittwo  des  kiit hob' Jüchen  Taglöhners  F.  für  verpflichtet,  ihre  drei 
Kiiuler.  deren  Vormünderin  sie  wnv,  in  äor  katliolisclicn  Reli<^iön  /u  erziehen. 
Die  Entscheidung  stützte  sich  aut  4  clor  Verordnung  vorn  IM.  April  1853 
und  war  danach  gerechtfertigt.  Dagegen  nach  §  3  des  Gesetzes  vom  29.  October 
1848  wfirde  Wittwe  F.  berechtigt  gewesen  sein,  ihre  Kinder  in  ihrer  eigenen 
Religion  (evanppeliseh)  zu  erziehen.  Sie  erhob  weitere  Besehwerde,  mit  der 
Behauptung,  die  Yerordnung  von  1853  sei  ungiltig.  weil  sie  mit  dem  Gesetze 
vom  29.  October  1848,  sowie  mit  §  30  dor  Verfassungsurkunde  von  1S'3l 
und  mit  Art.  12  der  preussiischon  Ycrfnssuii^surkunde  in  Widerspruch  stehe. 
Das  Kammergericht  überwies  die  Sache  an  das  Oberlaudesgericht  zu  Cassel. 
Letzteres  wies  die  Besehwerde  surQck,  indem  es  die  Verordnung  von  1853 
für  ^Itig  erklarte*.  Es  fdhrto  hierfär  swei  Gründe  an.  Der  erste  Orand 
lautete:  „weil  die  gedachte  Yerordnung  sich  dem  in  Bezug  genommenen 
Gesetz  crcj^eniibor  als  rcrhts<rilti!::;o  Ergänzung  desscUxm  darstellt**.  Dieser 
Grund  ist  nicht  stichhaltig,  da  das  Gesetz  von  1848  durch  die  Verordnung 
Yon  1853  nicht  ergänzt,  sondern  geändert  ist,  wie  gnade  dieser  Bechtsfall 
dentlidi  zeigt.  Der  zweite  Grund  lautete:  „weil  nicht  «rfindlich  ist,  wie  die 
gedachte  Icurhessische  Yerordnung  durch  §  30  der  im  Jahre  1862  wiederher- 
gestellten kurhessisclicn  Vorf'nssnnfr  von  1831  oder  durch  Art.  12  der  im 
Jahre  1867  eingetührten  preussiscluMi  Yr  rta^^nng  ausser  Kraft  gcsctj^t  sein 
sollte".  Diesem  zweiten  Entscheidungsgrutule  kanii  nach  vorstehender  Aus- 
ffihrung,  mit  Rficksieht  auf  §  83  der  Yerfassungsurkunde  Ton  1852,  zugestimmt 
werden.  Jedenfalls  bestätigt  die  in  letzter  liastanz  ergangene  Entscheidung 
des  Oborlandesgerichts,  dass  die  Yerordnung  Yom  13.  April  1853  als  giltig 
angesehen  wird. 

Bs  fragt  sich  daher,  ob  und  inwieweit  die  Yorschriften  dos  Ge- 
eetzes  Tom  29.  October  1848  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 

*  Erkenntnisa  des  ObentpjMllationsgericbtS  zu  Cassel  aus  der  Zeit  um  1855, 
über  die  Confession  des  Prinzen  Tscnburg-Birstein,  irn  Arcliiv  für  praktische  Rechta- 
wisaenschaft,  Bd.  VI,  S.  96,  ö6j  Erkeantnisse  des  nämliclien  überappeliationsgerichts 
vom  38.  April  18Q0  rmi  15.  MXis  1862,  in  Heusers  AnnAlen,  Bd.  XIV,  S.  867 
bis  272  :  Decret  drs  Appcllntioiugerlobts  lu  Cssnl  Tom  18.Febrttftr  1871,  in  Hcnsers 
Annalen,  Bd.  XIX,  S.  02,  63. 

'  Beschluss  des  überlandesgericbts  zu  Cassel  vom  IT.  Juni  18S4. 

18* 


Digitizeo  by  v^oogle 


1Ü6 


Dritter  Abschnitt.  Preussen. 


durch  die  Yerordnnng  vom  13.  April  1853  aufgeboben  sind,  worüber 
eine  aiisdrücklicbe  Bestimmung  in  der  Yerordnang  fehlt.  Knn  sprechen 

die  §§  1—3  der  Verordnung  nur  von  „Mitgliedern  der  bestehenden 
christlichen  Kirchen" ;  §  4,  Nr.  1,  spricht  von  dem  üebertritte  zu  einer 
^andern"  christlichen  Kirche.  Damicli  rechtfertigt  es  sich,  die  in  §  4 
enthaUcuen  Yorschriften  über  die  ^kirchliclie*'  Erziehun£2^  der  Kinder 
auf  diejonitren  Kitern  zu  beschränken,  die  einer  bestehenden  christlichen 
Kirche  augeliören  ^  Auch  für  solche  Eltern  gelten  aber  nach  allge- 
meinen Auslegungsgrundsätzen  die  Yorschriften  des  Gesetzes  vom 
29.  Octüber  1848  noch  insoweit,  als  dieselben  mit  denjenigen  der 
Yerordnung  vereinbar  sind.  Aus  den  nämHehen  Grfinden  sind  Eltern, 
die  keiner  der  bestehenden  christlicben  Kirchen  angehören,  nicht  den 
Yorschriften  der  Yerordnung  vom  13.  April  1853,  sondern  lediglich 
denen  des  Gesetzes  Yom  29*  October  1848  unterworfen. 

2.  Vorschriften  für  Mitglieder  der  bestehenden  ohrißtlichen  Eirohen. 
a)  Ehelidie  Kinder  im  Alter  tob  sieben  hk  vieriehn  Jahren. 

Jsach  §  4  der  Yerordnung  vom  13.  April  1853  hat  der  Vater  die 
kirchliche  Erziehung  seiner  Kinder  zu  bestimmen.  Die  darüber  vom 
Vater  getroffene  Anordnung  bleibt  für  die  Kinder  von  deren  vollendetem 
siebenten  bis  zu  ihrem  vollendeten  vierzehnten  Lebensjahre  in  der 
Regel  „ein  für  ali(!mal  massgebend",  so  dass  sie  nicht  einmal  durch  den 
Yater  geändert  werden  kann.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  gilt 
nur  für  den  Fall,  „dass  der  Yater  selbst  zu  einer  anderen  christlichen 
Kkche  überträte".  Dann  kann  er  eine  neue  Bestimmung  treffen,  die 
wieder  in  der  Regel  bis  zum  Tollendeten  vierzehnten  Lebensjahre  de» 
Kindes  nnabänderHoh  ist. '  Diese  gesetzlichen  Yorschriften  können  zu 
aufiTallenden  Ergebnissen  fuhren.  Die  ausdrückliche  Bestimmung  eines 
katholischen  Yaters,  dass  seine  Kinder  im  lutherischen  Grlaubensbekeunt- 
nisse  erzogen  werden  sollen,  ist  in  der  Regel  unwiderruflich,  solange 
die  Kinder  s^•enigsten9  siebeii  und  noch  nicht  vierzehn  Jahre  alt  sind. 
Tritt  aber  der  Ynior  selbst  zur  lutherischen  Kirdie  über,  so  erlani^t 
er  ein  neues  Bestimnjungsreeht;  wollte  er  dann  ausdrücklich  bestimmen, 
seine  Kinder  sollten  katholisch  erzogen  werden^,  so  würde  diese  Be- 
stimmung nicht  nur  giltig,  sondern  auch  unabänderlich  sein,  bis  die 
Kinder  daa  Alter  yon  vierzehn  Jahren  erreichen,  oder  der  Yater  zum 
zweiten  Haie  zu  einer  andern  christlichen  Kirche  übertritt. 

Bei  Ausübung  des  Bestimmungsrechtes  ist  der  Yater  auf  die  Wahl 
zwischen  seinem  eigenen  Glaubensbekenntnisse  und  demjenigen  der 
Mutter  nicht  beschränkt.  Er  kann  ein  davon  verschiedenes  Glaubens- 


*  Vgl.  P.  Roth  und  V.  V.  Meibom,  Kurhesuoche»  Privatrecht,  §  128,  8.  467, 
468  (Marburg  I85S). 

*  Vgl.  die  Andeatnng  im  Ericeimtiilsae  d»  OberappellaUonsgericlito  xn  Cassel 
vom  13.  Febrnar  1871,  unten,  S.  187. 
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bekenntDias  für  seine  Kiuider  bestimmcD;  nur  moss  er  seine  Kinder 
im  Bekenntnisse  einer  christlichen  Kirche  erziehen,  da  §  4  der  Ver- 
ordnung eine  „kirclilu  he"  Erziehung  voraussetzt.  Ebenso  weit  geht 
das  neue  BostinimuDi^srecht  des  Vaters  für  den  Fall,  dass  er  zu  einer 
andern  christlichen  Kirche  ubertritt. 

Zur  Giltigkeit  der  vät(?rli(lieii  liestiminung  wird  eine  ausdrück- 
liche Eikläruug  erfordert.  Dies  folgt  aus  §  4,  Nr.  2.  Danach  tritt 
die  Bestimmung  des  Gesetzes  ein,  wenn  der  Vater  „keine  ausdrück- 
liebe  Bestimmung  Über  die  kirciiliehe  Erziehung  seiner  Kinder  ge- 
troffen hat*.  Also  ist  eine  bloss  stillsehweigende  Willenserklärung 
ohne  reehtliehe  Wirkung. 

Dies  wurde  in  folgcndom  Rechtsfalle  übersehen.   Der  katholische  Tag- 

löliner  F.  zu  Iiisfädt,  der  mit  einer  Protestantin  verheiratet  war,  hatte  seinen 
8ohn  in  der  cvangehschen  Kirche  taufen  und  vom  fochsten  bis  drcizelniton 
Lebensjahre  in  der  evangelischeu  Schule  unterrichten  lassen.  Doch  erklärte 
er  kurz  vor  seluom  Tode  dem  katholischen  Pfarrer  yon  E.,  sein  Sohn  solle 
in  der  katholischen  Religion  erzogen  werden.  Auf  Antrag  des  erwähnten 
Pfarrers  eiliess  das  Amtsgericht  zu  Eschwege  an  die  Wittwe,  als  Vormün- 
derin,  die  Aufforderung,  den  Sohn  nach  der  P.cstimmunir  d(  s  Yafers  der 
katholischen  Schule  zuzuführen.  Jedoch  aul  Beschwerde  der  Muttor-Vor- 
niünderin  entschied  das  Appellationsgericht,  dass  die  Mutter  uicht  verpflichtet 
sei,  den  Sohn  in  der  katholischen  Religion  zu  erziehen,  aus  folgenden  OrOnden, 
,J)arin,  dass  der  Vater  des  Curanden  denselhen  in  der  evangelischen  Kirche 
taufen  und  sechs  Jahre  lang  in  der  evangelisclien  Schule  und  somit  auch  in 
der  evangeh'?;c1ion  Re1ip:ion  erziehen  lies»,  licijt  oin  rr'"'nn2:ond  bostimmtpr 
Wülcnsausdruck  des  Vaters  des  Curanden  iu  Betreil  der  kirclilichen  Erziehung 
seines  Sohnes,  und  war  der  innerhalb  des  siebenten  bis  vierzehnten  Jahres 
des  letztem  einmal  erkl&rte  Wüle  des  Vaters  nach  der  Bestinunung  im  §  4 
der  Verordnung  vom  13.  April  1853,  pos.  1,  unabünderlicli,  soft  rn  der  Vater 
nicht  zu  einer  nndorn  Kircliengcmcinschaff  übertrat.  Tictztcrer  Fall  liegt  hier 
nicht  vor;  die  kurz  vor  seinem  Tode  vom  Vutcr  des  Curanden  absfctjcbcne 
Erklärung,  derselbe  solle  iu  der  katliolischen  iieligion  erzogen  werden,  ist 
hiernach  b^eutnngslos.'"  * 

Ein  anderer  Reehtsfall  wurde  in  letzter  Instanz  richtig  entschieden,  jedoch 
aus  nicht  ganz  richtigen  Gründen.  Die  in  den  Jahren  1845—1849  geborenen 
drei  Tochter  do<?  evangohs(>hcn  Gerichtsdieners  Georg  Schlechtwoi]^  und  seiner 
katholisrheii  Ehotrau  wan  n  katholisch  getauft  und  hatten  nach  erreichter 
Schulptlicht  zuerst  in  Marburg  ilie  kathoUsche,  dann  in  Grebenstein  die  evange- 
lische und  in  Volkmarsen  wieder  die  katholische  Volksschule  besucht.  Nach 


•  Decrct  des  Appellationsgerichts  zu  Cassel  vom  13.  Februar  1871,  in  Heusers 
Aniialen,  Bd.  XIX.  S.  62,  63,  und  in  Johowa  Jahrbuch,  Bd.  I,  Nr.  21,  S.  34,  35 
(1872).  —  Diese  Entscheidung  beruhte  auf  Gesetsesverletznog.  Bs  war  festgestellt, 
dass  eine  avadrackliebe  Besttnmnng  des  Yatera  über  die  kirchliche  Erslebung 
des  Sohnes  erat  kurz  vor  «lern  Tode  des  Yafers  getroffen  war.  Diese  Bestimmung 
wnr  massgebend  ,  bis  das  Kind  vierzehn  Jahre  alt  wurde.  Die  aus  früheren  Haod- 
lungen  gefolgerte  stillschweigende  WillenserU&mng  hatte  nach  §  4,  Nr.  2,  der  Ver- 
ordnung vom  18.  April  1858  keine  Wirknng.  Daher  hätte  das  Kind,  bis  es  vierzehn 
Jahre  alt  wurde,  kathnlisc  b  eizo^cn  \vprdcn  mllssen.  Sobald  das  Kind  viersehn  Jahre 
alt  wurde,  trat  das  Bestimm uugareclit  der  Mutter  ein.   Vgl.  S.  201. 
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Angabe  dos  Vaters  hatten  sie,  während  sie  die  cvangehsche  Schule  in  Greben- 
stein besuchten .  katholischen  RoliG^onsunterricht  durch  oiiion  Geistlichen  in 
Cassel  erhalte».  Arn  28.  Mai  18ö7  gab  der  Vater  bei  dem  Bürgermeister  zu 
Volkmarseu  zu  Protokoll  die  Erklärung  ab,  seine  Kinder  sollten  in  der  katho- 
liscben  Religion  erzogen  werden.  Das  Landrathsamt  sa  Wolfhagen  behauptete, 
die  Kinder  niüssten  die  evanirelische  !=«idiulo  besuchen.  Bs  gab  dem  Vater 
bei  fünf  Tlialer  Strafe  auf,  die  Kinder  in  die  evanq-elisnho  Schnlo  zuschicken, 
setzte  später  diese  Strafe  fest,  drohte  eine  weitere  Strafe  an  und  Hess  end- 
lich die  Kinder  gegen  den  Willen  des  Vaters  in  die  evangelisch©  Schule 
übarführen.  Der  Yater  erhob  Klage  gegen  den  Staatsanwalt  Es  worde  der 
Rechtsweg  für  zulassig  erklärt,  und  die  Mittheilung  der  Klage  znr  Yemefam- 
lassung  verfugt  *.  Das  Obergericht  nahm  an,  aus  den  ermittelten  Thatsachen 
gehe  ^dpr  ernstliche  Wille  des  Klägers,  seine  drei  Kinder  in  der  katholischen 
Religion  erzielien  zu  lassen,  in  unzweideutiger  Weise  hervor",  und  die  darin 
enthaltene  Bestimmung  sei  nach  §  4  der  Verordnung  vom  13.  April  1853 
reohtswirksam.  Aus  diesen  Gründen  yerurtheilte  es  den  Staatmnwalt,  «die 
Yon  dem  Landrathsamte  zuWolfhagen  am  H.August  und  1.  September  1857 
gegen  den  Kläffer  au '^i^^ospro ebenen  Strafen  zurückzuziehen .  und  den  Kläger 
fernerliin  nicht  durch  /\van;xsinas8regeln  zu  nöthi^»en ,  seine  genannten  drei 
Kinder  der  evangelischen  Schule  zu  Volkraarsen  zuzuführen'".  Eine  Appel- 
lation des  Staatsanwalts  wurde  zurückgewiesen.  Das  Oberappellationsgericht 
trat  den  Ausffibmngen  des  Obergerichts  bei  und  hob  noch  herror,  dass  durch 
das  Gesetz  vom  29.  October  1848  und  §  4  der  Verordnung  %'om  13.  April 
1853  „eine  selbständige .  das  Staatsholieitsrecht  beschränkende  Berechtigung 
des  ehelichen  Vaters**  anerkannt  worden  sei,  „hiernach  aber  das  durch  diese 
Gcsetzesnorm  festgestellte  Kecht  des  Vaters,  die  kirchliche  Erziehung  seines 
Kindes  zo  bestimmen,  das  Hoheifsredit  des  Staates,  seinerseits  eine  solche 
Bestimmung  zu  treffen,  ausschliesse ;  womit  zug^mch  die  gesetzliche  Befagniss 
gegeben  sei,  dies  Privatrecht  in  seiner  B^;ründung  und  Wirkung  vor  den 
Gerichten  geltend  zu  machen**'. 

'  Erkenntnias  des  OberappellationsgeHchta  zu  Cassel  vom  23.  April  1850,  in 
Heusers  Annalen,  Bd.  XIV,  S.  267 — 269.  Das  Obergericht  hatte  die  Klage  für 
unstatthaft  erkiftrt,  weil  sie  sieh  g^en  einen  Aet  der  ViTentUohen  Gewalt  richtete. 
Daa  Oberappellationsgericht  hob  aber  die  Entscheidung  des  Obergerichts  auf.  in  Er- 
wägung, „dass  es  ein  durch  §  4  der  Verordnung  vom  13.  April  1853  po^ct/lich  an- 
erkanntes Privatrecbt  des  ehelichen  Vaterä  ist,  Uber  die  kirchliche  Erzieimng  seiner 
Kinder  flir  die  Periode  von  deren  vollendetem  siebenten  bis  cum  vollendeten  vier« 
zehnten  T/eliensjahre  massgebende  Bestimmung  zu  treffen;  dass.  wenn  Kläger  eine 
solche  Bestimmung  getroffen  hatte,  dem  Landrathsamte  nicht  die  Bclugniss  znpostanden 
haben  würde,  eine  Ueberführung  der  Kinder  zur  evangelischen  Schule  zu  erzwingen'"'. 

*  Brkenntnisft  des  ObemppdlatiinH^erichie  su  Cassel  vom  1&.  Min  186S,  in 
Heusers  Annalen,  Bd.  XIV,  S.  269 — 272.  —  Hier  ergab  sich  die  Berechtigung 
des  Vaters,  seine  drei  Töehter  katholisch  zu  erziehen,  bezl^plich  der  beiden  älteren 
aus  §  3  des  Gesetzes  vom  29.  October  1848  und  bezüglicli  der  jüngsten  (noch  nicht 
vienehn  Jahre  alten)  ans  §  4  der  Verordnung  vom  18.  April  1858.  Die  vor  dem 
Rflrc^crmeister  zu  Volkmarsen  im  Jahre  1857  abgegebene  Erklärung  war  eine  ^aus- 
drückliche  Bestimmung"  im  Sinne  von  §  4,  Nr.  2.  der  Verordnnnp: ;  sie  war  giltip, 
da  der  Vater  früher  uucii  keine  ausdrückliche  Bestimmung  getrutTcn  hatte  j  sie  blieb 
daher  meesgebend,  bie  die  Kinder  viensdia  Jahre  alt  worden.  Von  da  an  fimd  nidit 
mehr  die  Verordnung,  sondern  das  Gesetz  vom  29.  October  1848  Anwendung.  Da- 
nach hatte  der  Vater,  solange  er  lebte,  su  bestinuneu,  welchem  Qlaubensbekeont- 
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Im  iiämlichou  Rechtsfalle  behauptete  der  Staatsanwalt,  dio  Bostimmun^ 
des  Vaters  müsse  erfolgen,  bevor  das  Kind  .sieben  Jahre  alt  werde;  deshalb 
sd  die  ErklSrnng  des  Georg  Schlechtweg,  wonach  seine  in  den  Jahren 
1845 — 1849  geborenen  drei  Tochter  kathoHsch  erzogen  werden  sollten,  als 
verspätet  anzosehen  und  nicht  zu  berfickßichtigen.  Das  Obergericht  verwarf 
diese  Meinunüf.  ohne  eine  Widorle^nnf::  dorselbcn  für  nötlii;:;'  7m  halten.  Das 
Obcrappelhitionsgericht  schlnss  sirli  den  Aubfülirun;^'en  iles»  Obergeriehts  an 
und  wies  die  eingelegte  Berufung  zurück,  woraus  gefolgert  werden  kann, 
dass  es  ebenfalls  jene  Meinung  des  Staatsanwalts  nüssbilligto.  In  der  That 
enthält  die  Verordnung  vom  13.  April  1863  keine  Vorsclirift  über  die  Frage, 
wann  dio  Erklärung  des  Vaters  erfolgen  müsse.  Folglich  kann  die  Anord- 
nung mit  der  bezeichneten  Wirkung  noch  so  lange  fi^etrofTen  werden,  bis 
das  Kind  die  iu  der  Verordnung  bestimmte  Altersgrenze  von  vierzehn  Jahren 
erreicht  hat. 

Andererseits  kann  die  Bestimmnng  wiAum  vor  der  Qeburt  des  SIndes 
und  selbst  vor  der  Traunng  gHtig  erkl&rt  irerden ,  z.  ß.  zu  Protokoll  des 

Pfarrers,  der  die  l  -n-lili -lir«  Trjumng  vornehmen  soll.  Denn  eine  Erklfirung, 
die  der  Bräutigam  für  den  Fall  abgibt,  dass  Kinder  in  der  Ehe  geboren 
werden,  ist  als  eine  B^timmung  „des  Vaters anzusehen.  Eine  solche  Be- 
stimmung kann  geändert  werden,  bis  das  Kind  sieben  Jahre  alt  wird.  (Vgl. 
unten,  8.  200,  201.)  Sonst  ist  sie  bis  zum  vollendeten  vierzehnten  Jahre  des 
Kindes  unwiderruflich,  mit  der  einzigen  in  §  4,  ISr.  1,  der  Verordnung  be- 
zeichneten Ausnalime*. 

Die  auffallende  Ocsetzes Vorschrift,  dass  die  vom  Vater  ausdrücklich  ge- 
troffene Bestimmung  über  die  kirchliche  Erziehung  seiner  Elnder  nicht  ge> 
ändert  werden  kann,  solange  die  Kinder  wenigstens  sieben  nnd  noch  nicht 
vierzehn  Jahre  alt  sind,  ist  eine  lex  imperfecta,  solange  dw  Vater  lebt,  da 
niemand  den  Vater  :^ur  Refol;,'unf]^  des  fiesetzes  zwiiii^^en  kann.  Namentlich 
steht  den  Schulaufsi<  litsbehörden  ein  solches  Hecht  nicht  zu.  wie  der  Cultus- 
minister  in  folgendem  Falle  anerkannte.  Der  Schneidermeister  N.  zu  N. 
schickte  seinen  Sohn  L.  In  die  ka&olische  PriTatschnle  zu  N.,  obwohl  er 
nach  Annahme  des  Stadtachulvorstandes  und  der  Regierung  zu  Cassel  gemäss 
der  Yeiwdnung  vom  13.  April  1853  verpflichtet  war,  den  Kimhen  bis  zum 
Alter  von  vier/ebn  Jahren  in  der  evangelischen  Confession  zu  i  izieh(  n.  Auf 
Begehren  des  Stailtsciiulvorstandeü  traf  dio  Regierung  zu  Cassel  die  Anord- 
nung, dass  der  L.  N.  der  evangelischen  Stadtschule  zu  überweisen  sei.  Die 
Regierung  wurde  jedoch  auf  Beschwerde  des  Vaters  durch  den  Onltnsminister 
Teranlasst,  jene  Verfügung  rückgängig  zu  machen,  weil  ,dem  Beschwerde- 
führer, auch  wenn  er  nach  dvr  Verordnung  vom  \'^.  April  18n;5  für  ver- 
pflichtet erachtet  wird,  seinen  Sohn  L.  bis  zum  vicrzeliiiteii  I.cljensjahre  in 
der  evangehschen  Confession  erziehen  zu  lassen,  um  deswillen  die  Benutzung 
der  katholischen  Piivatsohale  in  K.  für  seinen  Sohn  nicht  versagt  werden 
kann**,  und  weil  die  Schulaufsiehtsbehörden  überhaupt  liicht  darüber  zu 


nisse  die  Kinder  angehören  sollten,  C.IUig  war  eine  sololic  Bo-stimmnnp:  nur  dann, 
wenn  sie  dem  Ortsvorstande  angezeigt  war.  Doch  war  die$e  Vorschrift,  solange 
der  Vater  lebte,  „ein  Moment  von  untergeordneter  Bedeutung".  (Vgl.  oben,  AbsatE  3, 
und  unten,  8.  SOI.)  Der  Vater  konnte  diese  Bestimmung  jederzeit  widerrufen.  Sein 
Bestimmungarecht  dauerte  so  lange,  bis  die  Kinrlcr  nclif/.clin  Jahre  alt  wurden  und 
damit  die  Befugniss  zum  Wechsel  des  Glaubensbekenntnisses  erlangten. 

>  Gerichtliehe  Eotsclieidungen  über  diese  Frage  sind  nicht  bekannt  geworden. 
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wachen  liabeii,  ob  die  Vorschriften  4er  Verordnung  vom  13.  April  lööb  be- 
folgt werden'. 

Ist  der  Täter  gestorben,  so  miiss  die  Ifutter  dacIi  §  4  der  Yer- 
oidoiing  vom  13.  April  1853  ihre  Kinder  im  Alter  von  sieben  bis 
yierzehn  Jahren  in  der  durch  den  Tater  ausdrücklich  bestimmten  Con- 
fession,  sonst  in  der  Confession  des  Taters,  erziehen.  Solange  hat 
sie  also  selbst  kein  Bestimmungsrecht. 

Im  Einklänge  hiermit  ergingen  Entscheidungen  des  Land^^erichts  zu 
Marbiiff,'  und  des  Oberlandösgerichts  zu  CassoT  fje^^enübor  der  evan^'eiischeu 
Wittwe  des  katholischen  Taglöhners  F.  zu  Ückershausen,  im  Kreise  Marburg 
(vgl.  oben,  S.  102).  Es  wurde  der  Matter  aufgegeben,  ihre  drei  Kinder  „bis 
m  ihrem  Tollendeten  vierzehnten  Lebensjahre  in  der  katholischen  Ckmfession 
za  erziehen",  aus  foI<,'eiiden  Gründen.  .,Da  der  verstorbene  Vater  der  Mündel 
der  kaHiolischen  Kirclif  angehört  hat,  und  eine  Anordnung  desselben  iihov 
die  Erziehung  seiner  Kinder  in  einer  andern  Confossioii  nicht  vorliegt,  so 
sind  dieselben  nach  §  4,  Nr.  2,  der  Verordnung  vom  lo.  Aprii  1853  bis  zum 
vollendeten  vierzehnten  Lebensjahre  in  der  katholischen  Religion  zu  erziehen.'^  * 
Eine  weitere  Bmchwerde  der  Mutter- Vorm ünderin  gegen  diese  Entscheidung 
wurde  zurückgewiesen,  weil  der  angefochtene  Beschluss  ^eine  Oesetzesver- 
letzunf»"  nirgends  orkeTuion*'  lioss Inzwischen  war  die  ältosto  Tocliter  vier- 
zehn Jahre  alt  geworden.  Damit  hörte  für  sie  die  Wirksamkeit  der  Ver- 
ordnung vom  13.  Aprii  1853  auf.  Seitdem  hatte  die  Hattor  nach  o  A&i 
GesetzeB  vom  29.  Oetober  1848  das  Bestimmangsrecht  über  das  Gbiubens- 
bekenntniss  dieses  Kindes.  Sie  konnte  also  nicht  mehr  gehindert  werden,  die 
Tochter  protestantisch  zu  erziolien.  Die  Tocliter  wurde  schon  um  Ostern  1884: 
(ixh  sie  Tn)ch  nicht  vierzehn  Jalire  alt  war)  in  der  protestantischen  Kirclie  con- 
tirmirt.  Ob  die  Mutter  die  beiden  anderen  Kinder  tler  Entscheidung  gemäss 
katfaohseh  erzogen  hat,  ist  aus  den  Tormundschaftsacten  nicht  zu  ersehen, 
und  durfte  zu  bezveifefai  sein,  da  Zwangsmasaregelii  g^n  die  Mutter  weder 
beantragt  noch  von  Amtswegen  erlassen  wurden. 

Ebdielie  Kinder  im  Alter  von  nseh  aicbt  sieben  oder  mehr  als  vierzehn  Jahren. 

Die  Verordnung  vom  18.  April  1853  enthalt  keine  Yorschriften 
für  die  religiöse  Erziehung  derjenigen  Kinder,  die  noch  nicht  sieben 
oder  mehr  als  vierzehn  Jahre  alt  sind.    Daraus  würde,  wenn  diese 

Verordnung  für  sidi  allein  stände,  gefolgert  werden  können,  dass  sich 
das  Gesetz  um  die  religii'jsc  Erziehung  solcher  Kinder  nicht  kümmere. 
Allein  m  anderer  Auslegung  uöthigt  der  Hinblick  auf  das  Gesetz  vom 
29.  Octüber  1848.  Dasselbe  gilt  noch  insoweit,  als  es  durch  die  Ver- 
ordnung nicht  geändert  wurde,  rolglich  gelten  für  Eltern,  die  einer 
bestehenden  christlichen  Kirche  angehören«  bei  der  religiösen  Erziehung 
ihrer  noch  nicht  sieben  oder  mehr  als  Tierzehn  Jahre  alten  £inder, 
desgleichen  für  Yormönder  solcher  Kinder ,  die  Yorschriften  des  Ge- 


^  Erla&s  cleM  Cultusministers  A'on  Mübler  vom  24.  September  1870)  in  8tiehle 
Centralblatt.  ISTü,  S.  (523.  624.    Vgl.  oben,  S.  93. 

"  Beachluss  des  Landgerichts  zu  Maibiu-g  vom  26.  März  1884. 
'  Besehlnas  dea  OberlandesgerichtB  xu  Cassel  vom  17.  Juni  1864. 
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set/es  vom  29.  October  1848.  Danach  hat  der  Vater  das  Glaubeiis- 
bekenntniss  solcher  Kinder  zu  bestiiaiiitn ;  er  kann  diese  Bestimmung 
ändern  und  kann  in  Ausübung  des  lieatimmungürechts  durcli  keinen 
Vertrag  besohrSukt  werden.  Nach  semem  Ableben  steht  das  Bestim- 
mungsrecht ebenso  unbeschränkt  der  Mutter  zu.  Die  Bestimmung 
des  Täters  oder  der  Ifutter  ist  nur  dann  rechtsgiltig,  wenn  sie  dem 
Ortsvoratande  angezeigt  ist;  „andernfalls  folgen  die  Kinder  dem  Be- 
kenntnisse des  Yaters",  so  dass  dem  Vormunde  oder  dem  Yormund- 
scliaftsgerichte  kein  Bestimmungsrecht  zusteht.  Im  Alter  von  aoht- 
zeim  Jahren  ist  das  Kind  berechtigt,  sein  Glaubensbekenntniss  zu 
wechseln;  die  religiöse  Erziehung  dauert  alüo  nur  so  lange,  bis  das 
Kind  achtzehn  Jahre  alt  wird. 

Hiernach  kann  eine  ^Vittxse,  die  in  gemischter  Ehe  lebte,  nicht 
gehindert  werden,  ihr  sechs  Jahre  altes  Eind  in  eine  Schule  yon  ihrem 
eigenen  Bekenntnisse  zu  schicken,  überhaupt  ihx  Eind  bis  zur  Toll- 
endung des  siebenten  Lebensjahres  in  ihrem  eigenen  Beligionsbekennt- 
nisse  zu  erziehen. 

Die  katholische  IVittwe  des  xa  Bockenheim  in  Earhessen  gestorbenen 

und  dort  wohnhaft  gewesenen  evangelischeu  S[)ezereihändler8  B.  verzog  mit 
iliron  Kiii(l(;rn  nach  Bockenheim  und  schickte  ihre  am  29.  November  1881 
geborene  Tochter  Johanna  seit  Osiern  ISäS  in  die  karlioliselio  Schule,  Scitons 
des  evangeliijchen  Pfarramtes  zu  uiigt^siieim  und  de«  königlichen  Oon- 
aistorinms  zu  Cassel  wurde  verlangt,  das  Kind  solle  eyangeliBdi  erzogen  und 
der  eTangelischen  Schule  zugewiesen  werden.  Das  Amtsgericht  zu  Bocken- 
heim, als  Vormundschaftsgoricht,  lehnte  beide  Antrage  ab  Eine  Beschwerde 
des  königlichen  Consistorinms  zu  Cassel '  %Yurde  als  „znr  Zoit  nnznljisfsig" 
verworfen.  Das  Landgericht  nalira  an,  der  Streit  sei  nach  §  4  der  kur- 
hessischen Verordnung  vom  13.  Aprü  1853  zu  entscheiden.  Danach  müsse 
das  Kind  vom  ToUendeten  siebenten  bis  zum  vollendeten  vierzehnten  Lebens^ 
jähre  evangelisch  er/ogen  werden,  da  der  Vater  keine  andere  Bestimmung 
getroflFen  liatte.  Auch  sei  die  ^lutter  „als  YoniiniKlcrin  der  Aufsicht  des 
Vormund-schaitsgerichts  und  der  (  xecutivi^schen  tStrafgewalt  desselijeu  in  Ue- 
mässheit  von  §  51  der  Vormundschaitsordnung  unterworien''.  Mithin  könne 
sie  zur  Befolgung  der  Gesetze  angehalten  werden,  die  ihre  Erziehnngsgewalt 
beschrflnkten.  Allein  eine  Auflage  an  die  Yormünderin,  ihrer  Tochter  Johaima 
evangelischen  Religionsunterricht  erthoilen  zu  lassen,  sei  nicht  zulässig,  solange 
das  Kind  das  siebente  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hatte  ^. 

Desgleichen  gelten  die  Yorschriften  von  §  3  des  Gesetzes  vom 
29.  October  1848  für  die  relif?iöse  Erziehung  aller  derjenigen  Kinder, 
die  das  Alter  von  vierzehn  Jahren  bereit;^  (iireicht  haben,  bis  dieselben 
achtzehn  Jahre  alt  werdeu.  Danach  steht  dem  Yator,  und  nach  seinem 
A Illeben  der  Mutter,  das  Kecht  zu,  das  Glaubensbekenntniss  der  Kinder 
zu  bestimmen. 

*  BcseUUsse  des  Amtsgerichts  zu  Bockenheim  vom  ü.  Juni  und  10.  September  18S8. 

2  Ueber  die  Statthaftigkeit  der  Beschwerde  vgl.  oben,  S.  120,  125. 

3  BeachluBS  des  Landgerichts  zu  Frankfurt  a.  M.  vom  lä.  November  1888,  in 
der  Rundschau  der  jnriatiscben  GeseUsehaft  sn  Fcankftart  a.  M.,  1S89,  S,  88  If. 
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Indessen  liat  die  kurhessisehe  IN  f^htsprechung  die  Richtigkeit  dieser  Satze 
nicht  anerkannt.  Der  refoniiiite  iStandeslierr  Prinz  Victor  Alexander  von 
Lsouburg-l^irsteiu  und  die  kathoUsche  Priuzeasin  Maria  Crescentia  Octayia 
von  Löweii8tei]i>Vrertheiiii«R€«enber^  hatten  Tor  ihrer  Yermählung  durch 
Eheberedung  vom  4.  October  1836  bestimmt,  dass  ihre  Söhne  in  der  refor- 
inirten,  und  ihre  Töchter  in  der  katbohsohen  Oonfession  crzo^^cn  Avorden  sollten. 
Prinz  Victor  Alexander  starb  am  lö.  Februar  1843.  Im  Jahre  1853  begann 
ein  Streit  zwischen  der  Mutter  und  dem  Mitvormunde  über  die  confessionello 
Erziehung  des  am  29.  Juli  1838  geborenen,  abo  bereits  15  J&hre  alten,  Prinzen 
Karl  Victor.  Um  die  weitere  f^iehnng  des  Prinzen  im  reformirten  Glaubens- 
bekenntnisse zu  sichern,  en^g  das  Obergericht  zu  Fulda  der  Mutter  da^^ 
Erziehunp:srecbt,  wogegen  die  Mutter  Resebwcrde  erhob  Sie  machte  geltend, 
die  Entsclieidun«:;  sei  unter  anderm  deshalb  ungcrocbttortigt.  weil  der  Sohn 
mehr  als  vierzehn  Jahre  alt  sei.  Das  Oberappellationsgerielit  verwarf  diesen 
Beschwerdegrund  mit  folgender  AnsfQhrung.  Ein  Recht  des  Caranden,  im 
Alter  von  vierzehn  Jahren  zu  einem  andern  Glaubensbekenntnisse  überzu- 
treten oder  das  seiner  fernem  Erziehung  zu  Grunde  zu  legende  Glaubens- 
bckcnntniss  zu  bestimmen,  könne  aus  §  4  der  Verordnung  vom  13.  April 
1853  nicht  hergeleitet  werden  -.  Denn  die  Bestimmungen  des  kurhessischen 
Kirchenrechts,  die  das  kirchliche  Unterscheidungsalter  erst  mit  dem  vollendeten 
achtzehnten  Lebensjahre  eintreten  liessen,  seien  durch  die  Verordnung  Tom 
13.  A|)rll  18Ö3  nicht  lieseitigt  worden.  Auch  kdnno  die  Verordnung  nicht 
■ii'ii'tsichti^t  liaV>en .  „die  l-'nt-*cheidung  über  den  fernem  confcssionellen 
Uliaiakter  einer  noch  unvollendeten  kirchlichen  Erziehung  von  der  eigenen 
Willensbestimmung  des  Kindes  abhängen  zu  lassen".  Die  Vorschrift  des  §  4 
sei  nur  dahin  zu  rerstehen,  dass  die  Anordnung  des  Vaters  «innerhalb  des 
im  Gesetz  bezeichneten  Erziehungsabsohnittes  kdne  Abfinderang  exleiden 
darf,  ohne  dass  jedoch  nach  Beendigung  dieses  Zeitabschnittes  die  elterlichen 
Rechte  in  Ansehung  der  fernem  religiösen  Erziehung  der  Kinder  erlöschen, 
oder  die  letztere  in  xinsehung  eines  vatorUisen  Minderjährigen  der  fernem, 
nach  Massgabe  der  bestehenden  Verhältnisse  zu  bewiikeudeu  Leitung  und 
beziehungsweise  dem  rormandsdiaftlichen  und  oberrormundschaftlichen  Ein- 
flüsse entzogen  und  der  freien  Willensbestimmung  des  Mnderjährigen  «n- 
heimgestellt  sein  soUte*"  K 


«  VgL  oben,  S.  43,  81. 

*  Dass  diese  Verordnung  vom  Jahre  t853  atif  den  im  Jahre  1888  geboren«! 
Prinzen  Anwendung  fand,  wurde  nicht  in  Zweifel  gezogen. 

^  Decret  des  Oberappellationsgerichts  zu  Cassel  aus  der  Zeit  um  1855,  im 
ArehW  fDr  prakttoche  ReehtBwisBCiudiaft ,  Bd.  VI,  8.  9b j  06.  —  Der  letste  Satz 
beruhtn  auf  einem  Rechtsiritlmme.  Pohfild  der  Prinz  vierzehn  Jalire  alt  war,  galten 
für  seine  religiöse  Erziehung  nicht  die  Vorschrlt^en  der  Verordnung  vom  13.  April 
1853,  sondern  diejenigen  des  Gesetzes  vom  29.  October  1848.  Danach  stand  der 
Matter  das  Recht  an,  das  Qlaiibensbekenntnt««  ihres  Sohnes  zu  beBtinunen,  ohne  dass 
sie  in  Ausübung  dieses  Rechtes  dun-h  die  l^estinnunng  des  Vaters  behindert  war. 
Sie  war  also  berechtigt,  den  Prinzen  katholisch  zu  erziehen.  Die  Begorgnise.  dass 
die  Mutter  von  ihrem  Rechte  Gebrauch  machen  möchte,  genügte  nicht,  um  die  Ent- 
siehung  des  JBnIehungsreehtes  sn  reehtfertigett.  Es  bitte  daher,  wie  die  Mntter  be> 
.tntrngte,  die  Entscheidung  des  Obergerichts  zu  Fulda  aufgehoben  werden  sollen.  — 
Das  Oberappellationsgericht  meinte,  in  §  3  des  Gesetze«  ^ei  ..der  ehelichen  Mutter 
lediglich  eine  subsidiäre  Bestimmuugsbefugnias  für  den  Fall  eingeiüumt  worden, 
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Am  1.  März  1874  starb  zu  Melsungen  der  Drechslenneiater  Jakob  K., 
dessen  Ehefrau,  Atma  Gertrude,  schon  vor  ihm  gestorben  war.  Die  minder- 
jährigen Waisonkimlcr  wurden  durch  ilircii  grossjührigen  Bruder  Heinrich  K. 
bevormundet.  Am  2.  Octobor  1874  ortuhr  der  Aratsrieiiter  zu  Melsungen, 
dftss  der  Briider^Yormnnd  die  am  18.  August  1860  geborene  Katharina  K.« 
sobald  sie  vierzehn  Jahre  alt  geworden  war,  am  18.  August  1874,  aus  der 
Schule  genommen  habe.  Auf  Vorhalt  des  Richters  erklärte  der  Vormund, 
er  glaube  recht  gehandelt  zu  haben,  weil  das  Kind  vierzehn  Jalite  alt  und 
bereits  am  5.  April  1874  ^auf  Verlangen  des  verstorbenen  Vaters"  tlurch 
den  Metropolitan  a.  D.  Vilmar  confirmirt  worden  sei.  Auf  weitere  Auf- 
forderung, das  Kind  in  die  Kirche  zu  schieken,  erklärte  er,  er  schicke  das 
Band  ii  Ii(  in  die  unirte,  sondern  in  die  niederhesstsche  Kirche.  Das  Amts» 
gericht  ordnete  an,  der  Vormund  liabe  dafür  zu  morgen,  „dass  die  Katharina 
K.  diejenige  Kirche  besudie.  welcher  die  Prediger  (der  evangelisch-refor- 
mirten  Kirchej  E.  und  H.  vorstehen" ,  solange  sie  in  Melsungen  sei  *.  Eine 
Beschwerde  des  Vormundes  gegen  diese  Anordnung  wurde  ssurückgewiesen, 
mit  der  Erwägung,  „dass  der  oberTonnnndschi^tlichen  BehSrde  die  Pflicht 
obliegt,  die  religiöse  Erziehung  der  Pflegebefohlenen  zu  überwachen,  mithin 
dafür  zu  sorgen,  das>;  dieselVten  ,  bevor  ihnen  die  eigene  Enheheidung  über 
ihr  religiöses  Belcenntniss  zusteht,  in  derjenigen  Oonfession  erzoiren  und  unter- 
richtet werden,  welcher  der  Vater,  sofern  er  nicht  testamentarisch  ein  anderes 
angeordnet,  bei  seinen  Lebzeiten  angehört  hat;  dass  dies  vorliegend  die 
emmgelisch-reformirte  Oonfession  ist,  wie  solche  in  >i'iederhessen  besteht,  und 
vom  Staate  anerkannt  wird;  somit  in  dieser  Confession  und  durch  vom  Staate 
anerkannte  Geistliclu'  derselben  die  Cumndin  /u  unterrichten,  zu  eonfirmiren, 
sowie  zum  Besuche  dieser  Kirclie  anzuhalten ,  und  die  Oborvormundschaft 
SO  berechtigt  wie  verpHichtet  war,  darauf,  dass  dementsprechend  verfahren 
werde,  himsuwirken'^ 

e)  Undieliche  Kivder. 

2(ach  §  4.  der  Verordnung  vom  13.  April  1853  kann  die  kirch- 
liche Erziehung  eines  unehelichen  Kindes  darch  die  Mutter  bestimmt 
werden.  Zur  GKltigkeit  der  Bestimmung  ist  eine  ausdrackliche  Er- 
klärung erforderlich.  Ist  die  Bestimmung  ron  der  Matter  giltig  ge« 


dass  der  ebellebe  Vater,  ohne  Sber  die  religiöse  Brsiehung  seiner  Kinder  eiae  aus- 

reicliende  Anordnung  zu  treffen,  verstorben  sein  sollte^'.  Diese  Meinung  ist  aber  un- 
haltbar, da  die  Mutter  nach  AbklH-n  des  Vater»  ein  freies  BesUmmnngsrecht  hat, 
wie  in  §  3  des  Gesetzes  deutlich  ausgesprochen  ist. 

*  Verfügung  des  Amtsgerlobts  su  Melsungen  vom  17.  Oetober  1S74. 

*  VerfOgung  des  Appellationsgerichts  zu  Cassel  vom  6.  Februar  1875,  bei 
Johow.  Bd.  V,  Nr.  32,  S.  31.  53.  —  In  diesem  Falle  reoht fertigte  sich  die  pe- 
troltene  Entscheidung  aus  anderen  Gründen.  Es  handelte  sich  um  die  religiöse  Er- 
siehung eines  viersebn  Jahre  alten  Kindes.  Darauf  kamen  die  Vorsobrllten  de» 
Gesetzes  vom  29.  Oetober  1848  zur  Anwen'lms  Es  wurde  nicht  behauptet,  dass 
der  Vater  civ.^  T?r  timmunp:  über  das  Glaubensbekenntniss  seiner  Tochter  dem  Orts- 
vorstande angezeigt  hatte ;  die  Mutter  war  schon  vor  dem  Vater  gestorben ;  dem 
Vormunde  stand  kein  Bestimmungsrecbt  zu;  daher  folgte  das  Kind  naeh  §  8  dea 
Oesetses  dem  Bekenntnisse  des  Vaters.  Der  Vater  hatte  der  evangeliscli- reform Irten 
Oonfeealon,  wie  eolcfae  in  Niederhessen  besteht,  bis  cu  seinem  Tode  angehört.  Also 
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troffen,  so  bleibt  dieselbe  vom  vollcn<b'ton  siphenten  bis  zum  vollendeten 
vierzehuten  Jalirc  dos  Kindes  ein  für  allemal  massgebend.  Zu  einer 
Aenderung  dieser  Bestimmuug  ist  die  Mutter  nur  dann  berechtigt, 
wenn  sie  selbst  zu  einer  andern  christlichen  Kirche  übertritt  ^  Die 
von  der  Mutter  giltig  getrolfone  Uestiramung  bleibt  auch  nach  ihrem 
Tode  massgebend,  bis  das  Kind  yierzehn  Jahre  alt  wird.  Es  ist  nicht 
vorgeschrieben,  dass  die  Erklärung  erfolgen  mttsse,  bevor  das  Kind 
sieben  Jahre  alt  wird;  daher  kann  die  Bestiminnng  nachgeholt  werden» 
bis  das  Kiud  ein  Alter  von  vierzehn  Jahren  erreicht^. 

Uneheliche  Kinder,  über  deren  kirchliche  Erziehung  keine  giltige 
Bestimmuug  von  der  Mutter  getroffen  ist,  folgen  bis  zum  Alter  von 
vierzehn  Jahren  der  Confession  der  Mutter,  Dies  ist  in  §  4  nicht  aus- 
drücklich gesa^rt,  wohl  aber  aus  dem  Zusammenhange  von  §  4,  i^r, 
1 — 3,  zu  entnolunen. 

Für  uneheliche  Kinder  im  Alter  von  vierzehn  bis  achtzehn  Jahren 
kommen  nicht  die  Torschriften  der  Verordnung  vom  13.  April  1853, 
sondern  diejenigen  des  Gesetzes  vom  29.  October  1848  zur  Anwendung. 
Danach  hat  die  Kutter  das  Bekenntniss  dieser  Kinder  zu  bestimmen. 
Sie  kann  also  an  Stelle  derjenigen  Anordnung,  die  nach  §  4  der  Ver- 
ordnung Tom  13.  April  1853  bis  zum  vollendeten  vierzehnten  Jahre 
des  Kindes  ein  für  allemal  massgebend  (bis  dahin  unwiderruflich)  war, 
eine  neue  Bcstimmuno^  trefteu ,  sobald  das  Kind  vierzehn  Jahre  alt 
wird;  auch  kanu  sie  diese  Anordnung-  wieder  ändern,  bis  das  Kind 
das  Unterscheidung'salrer  erreicht.  Ist  eine  solche  Bestinimuiif^  der 
Mutter  dem  Ortsvorstande  an;;ezeigf,  so  muss  sie  auch  nacli  deju  Tode 
der  Mutter  seitens  des  Yoraumdes  und  der  Obervorniundschaft  befolgt 
werden.  Hat  die  Hutter  keine  Bestimmung  aber  das  Qhuibensbekennt- 
niss  des  Kindes  dem  Ortsvorstande  angezeigt,  so  muss  das  Kind  nach 


iBiiBBte  dfts  Kind  In  demsdben  Bekenntniase  ersogen  werden.  Die  Obervornraadeclialt 

war  berechtigt,  die  gesetzmäasige  religiöse  Erziehung  des  Kindes  zu  überwacbea. 
—  Die  in  den  (Irttntlen  des  Appellationsgerichts  enthaltene  Andeutung,  dass  eine 
testamentarische  Anordnung  des  Vaters  hätte  befolgt  werden  miUseo,  ist  nicht  halt- 
bar. Denn  eine  Beetimmnng  des  Vaters  ist  nach  dem  Gesetze  vom  29.  October  1848 
nnr  dann  giltig,  wenn  sie  dem  Ortsvorstande  angezeigt  ist. 

'  YjXl.  Btlfl".  Kurlicssischc.H  Kin  henrccht,  S.  133  (1861) j  Roth  und  V.  Mei- 
bom, Kurhessisches  Privatrecht,  S.  604,  487. 

*  In  einem  Jnetizverwaltnngaberlchte  vom  5.  AprQ  1886  wurde  ausgeführt,  die 
am  16.  December  1872  geborene  (damals  also  du  i/  I  n  Jahre  alte)  Anna  Gertrude  A., 
uneheliches  Kind  einer  reformirten  Mutter,  müsse  bis  zum  Alter  von  achtzehn  Jahren 
im  reformirten  Bekenntnisse  erzogen  werden,  weil  die  Mutter  keine  andere  Bestim- 
nning  getroffen  hatte,  bevor  das  Kind  sieben  Jahre  alt  wurde.  Dies  war  aus  dem 
oben  angegebenen  Qrande  nicht  ridit^  Die  Mutter  konnte  noch  damals  durch  aua- 
drOcklichü  ErklÄrting  ein«  Bestimmung  treffen,  die  bis  zum  vollendeten  vierzehnten 
Lebensjahre  unwiderruflich  war.  Von  da  an  konnte  die  Mutter  frei  bestimmen,  in 
welchem  Bekointnisse  das  Kind  enogen  werden  sollte,  bis  die  Eniehnng  (mit  dem 
Alter  von  achtzehn  Jahren)  aufhörte.  Es  kam  zu  keiner  gerichtlichen  Entscheidung 
in  der  bctrofienden  Vormundschaftssache,  weil  die  Mutter  aus  freien  Stttelcen  ihr  Kind 
iü  der  reformirten  Confession  unterrichten  und  confirmiren  liess. 
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dem  Tode  der  Mutter  iu  ihrem  Bekenntnisse  erzogen  werden.  Dies 
muss  auch  dann  geschehen,  wenn  die  Mutter  ausdrücklich  oder  durch 
schlüssige  Thatsachen  ihren  Willen  zu  erkennen  gegeben  hatte,  daes 
sie  ihr  Kind  in  einem  andern  Glaubensbekenntnisse  erziehen  wollte. 

3.  VorBohriflien  för  Eltern,  die  keiner  der  bestehenden  ohristlioliexi 

Eirohen  angeboren. 

Diejenigen  Eltern,  die  keiner  der  bestehenden  clnistiicheu  Kirchen 
angehören,  haben  auf  Grund  von  ^  o  des  Gesetzes  vom  29,  October 
1848  das  unbesehränkte  Becht,  das  Glaubensbekenntniss  ihrer  Kinder 
zu  bestimmen.  Ueber  die  Dauer  der  religiösen  Erziehung  hat  das 
Gesetz  keine  ausdrüokliohe  Yorschrift  erlassen.  Doch  folgt  aus  §  4 
des  Gesetzes,  dass  Kinder  von  achtzehn  Jahren  der  religiösen  Er- 
ziehimg ihrer  Eltern  nicht  mehr  unterworfen  sind,  da  sie  mit  diesem 
Alter  das  Glaubensbekenntniss  wechseln  können. 

a>  £ltelidie  Kindsr. 

Gehört  der  Yater  eines  ehelichen  Kindes  keiner  der  bestehenden 

christlichen  Kirchen  an,  so  kann  er  frei  bestimmen,  welcliem  Glaubens- 
bekenntnisse das  Kind  angehören  soll.  £r  kann  sich  dieses  vätec- 
liclien  Rechts  nicht  begeben  und  ht  in  Ausübung  desselben  vom 
Willen  der  Mutter  uaablniniri^.  Er  kann  die  einmal  erklärte  Bestim- 
mung jederzeit  widerrufen  oder  ändern,  auch  nach  dem  Tode  der 
Mutter.  Doch  ist  eine  .solche  liestinimnng  des  Yatrr.s  nur  dann  giltig, 
wenn  bie  dem  Ortsvorötaude  augezeigt  iat.  Eine  in  anderer  Forju  ab- 
gegebene Erklärung,  dass  die  Kinder  in  dem  Glaubensbekenntnisse 
der  Mutter  erzogen  werden  sollten,  hat  keine  gesetzliche  Wirkung. 
Danach  ist  z.  B.  die  vor  der  Trauung  in  Gegenirart  des  Geistlichen 
abgegebene  Erklärung  des  Bräutigams,  dass  die  Kinder  im  Glaubens, 
bekenntnisse  der  Mutter  erzogen  werden  sollten,  gesetzhch  ungiltig,  falls 
der  Bräutigam  zu  keiner  der  bestehenden  christlichen  Kirchen  gehört. 

Mit  dem  Ableben  des  Yrtters  geht  sein  Bestimmungsrecht  auf  die 
Mutter  über.  Ahdann  kann  (iie  Mutter  die  vom  Yater  getroffene  Be- 
stimmung ändern  und  ihre  eigene  Bcstiiinnung  jederzeit  durch  eine 
andere  ersetzen.  Auf  dies  Recht  kann  sie  nicht  verzichten.  Eine 
Bestimmung  der  Mutter  ist  ebenfalls  nur  dann  giltig,  wenn  sie  dem 
OrtSTorstande  angezeigt  ist.  Die  Bestimmung,  die  der  Yater  vor  seinem 
Tode  zuletzt  dem  Ortsvorstande  angezeigt  hat,  bleibt  nach  seinem 
Tode  giltig,  bis  die  Mutter  eine  andere  Bestimmung  dem  OrtsTorstande 
anzeigt.  Ist  die  Mutter  vor  dem  Yater  gestorben,  oder  macht  die 
Mutter  nach  dem  Tode  des  Vaters  von  ihrem  Bestimmungsrechte  keinen 
Gebrauch ,  so  bleibt  die  letzte  dem  Ortsvorstande  angezeigte  Bestim- 
mung des  Vaters  wirksam,  solange  die  Erziehung  des  Kindes  dauert. 
Sie  kann  also  durch  den  Vormund  nicht  geändert  werden.  Hatte  die 
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Mutter  den  Täter  überlebt,  so  ist  die  von  ibr  zuletzt  dem  OrtsTor- 
Btande  angezeigte  Bestimmung  für  die  Yormundscbaft  massgebend. 

Ist  weder  durcb  den  Yater  noch  durch  die  Mutter  eine  Bestimmung 
über  das  Q-laubensbekeuntuiss  des  Kindes  dem  Ortsvorstandc  angezeigt 
worden,  so  muss  das  Kind  nach  dem  Tode  beider  Eltern  im  Glaubens- 
bekenntnisse des  Täters  erzogen  werden,  nach  §  3  des  Gesetzes  yom 
29.  October  1848. 

Das  Recht  der  Mutter,  nach  dem  Ableben  des  Vaters  die  kirch- 
liche Erziehung  der  Kinder  zu  bestimmen,  ist  alsjo  ebeusu  unbeschränkt, 
\vie  bei  Lebzeiten  des  Taters  dessen  Bestimmungsrecht  war*. 

Zweifelhaft  ist  die  Frage,  ob  das  Gesetz  yon  1848  oder  die  Ter- 
Ordnung  von  1853  anzuwenden  ist,  wenn  nur  der  verstorbene  Tater 
einer  bestehenden  christlichen  Eirche  angehörte,  oder  nur  die  über- 
lebende Kutter  einer  solohen  angehört Gehörte  der  verstorbene 
Tater  einer  solchen  Kirche  an,  so  konnte  er  das  Glaubensbekenntniss 
seiner  Kinder  dnreli  ausdrückliche  Erklärung  festsetzen,  so  dass  diese 
Bestimmung  vom  vollondcten  siebenten  bis  vollendeten  vierzehnten 
Jahre  der  Kinder  uiiiibünderlicli  wurde.  Danach  könnte  man  meinen, 
diese  Bcütinimunn^  müsse  aucli  uacli  seinem  Tode  befolgt  werden. 
Allein  seiner  Wittwe,  die  keiner  bestehenden  christlichen  Kirche 
angehört,  steht  nach  §  3  des  Gesetzes  das  Recht  zu,  das  Glau- 
bensbekenntniss der  Kinder  frei  zu  bestimmen,  also  auch  die  Bestim- 
mung des  Taters  zu  andern.  Es  fragt  sicl^,  ob  in  einem  solchen 
Falle  §  3  des  Gesetzes  oder  §  4  der  Terordnung  anzuwenden  ist. 
Der  nämliche  Zweifel  entsteht  im  umgekehrten  Falle,  wenn  der  ver- 
storbene Vater  keiner  bestehenden  Kirche  angehörte,  wohl  aber  <lie 
überlebende  Muttor  einer  solrhon  anj^ehort.  l>ei  dem  vorliegenden 
AViderstreito  der  beiden  Gesetzesvorschriften  ist  nicht  auf  die  Rechte 
und  Pflichten  des  Terstorbeneu,  sondern  auf  die  Rechte  und  Pflichten 
des  üeberlebenden  entsolieidoudeö  Gewicht  zu  legen,  weil  die  Aus- 
übung eines  Erziehungsrechtes  in  Frage  steht.  War  der  veratur- 
bene  Tater  Mitglied  einer  bestehenden  christlichen  Kirche,  so  sind 
doch  die  Rechte  der  überlebenden  Mutter,  die  einer  solchen  Kirche 
nicht  angehört,  nach  §  8  des  Gesetzes  vom  29.  October  1848  zu  be-  . 
urtheileii.  Sie  kann  daher  das  Glaubensbekenntniss  der  Kinder,  selbst 
wenn  dieselben  über  sieben  und  uoeli  nicht  vierzehn  Jahre  alt  sind, 
frei  bestimmen,  ohne  an  eine  darüber  durch  den  Tater  getroffene  aus- 
drückliche Bestimmung  gebunden  zu  sein.  Gehört  umgekehrt  die 
Mutter  einer  bestehenden  cliristlirlion  Kirche  an,  während  der  ver- 
storbene Vater  ausserliall)  derseibeu  itand,  so  kommt  für  die  Mutter 
nicht  §  3  des  Uesetzes,  sondern  §  4  der  Verordnung;  zur  Anwendung, 
solange  das  Kind  sieben  bis  vierzehn  Jahre  alt  ist.  Für  dies  Lebens- 
alter der  Kinder  hat  dann  die  Mutter  kein  Bestimmungsrecht;  sie  muss 


*  Vgl.  oben,  S.  303,  308. 

'  Bntsoheidungen  Uber  diese  Frage  sind  nicht  bekannt  geworden. 
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die  Kinder  bis  dahin  in  dem  Glaubenabekenntnisse  erziehen,  welches  der 

Vater  bestimrat  und  dem  Ortsvorstande  angezeigt  hatte.  Sonst  muss 
sie  die  KindoFf  bis  sie  vierzehn  Jahre  alt  werden,  im  Glaubensbekennt- 
nisse des  Vaters  erziehen.  Erst  über  Kinder  von  vierzehn  bis  acht- 
zehn Jahren  hat  die  Mutter  wieder  das  freie  Beatimmangsrecht. 

b)  Unehelicke  Kiader. 

Ist  die  Mutter  eines  unehelichen  Kindes  nicht  Mitglied  einer  der 
bestehenden  christlichen  Kirchen,  so  hat  sie  zu  bestimmen,  welchem 
Glaubonsbektmntnissc  das  Kind  auirehören  soll.  Doch  ist  diese 
stimmuüg  dem  Ortsvorstande  anzuzci^^eü.  Sonst  folgt  das  Kind  dem 
Bekenntnisse  der  Mutter.  Das  mütterliche  Bestimmungsrecht  dauert 
so  huii;L%  bis  die  Erziehung  des  Kindes  beendet  ist.  Die  Bestimmung 
kann  bis  dahin  widerrufen  oder  geändert  werden;  doch  ist  auch  dazu 
die  Anzeige  bei  dem  Ortsvorstande  erforderlich.  Die  Mutter  kann  sich 
dieses  Bestimmungsrechtes  nicht  begeben.  Auch  kann  sie  keine  Be- 
schränkung desselben  durch  Vertrag  übernehmen.  Nach  dem  Tode 
der  Mutter  ist  das  Kind  nach  der  durch  die  Mutter  dem  Ortsvoi  Stande 
zuletzt  angezeigten  Bestimmung  zu  erziehen.  Ist  eine  solclie  Bestim- 
mung nicht  getroffen,  so  muss  das  Kind  im  Glaubensbekenntnisse  der 
Tertorbenen  Mutter  erzogen  werden. 

Zufoli^e  dos  Ileichsdoiiutation.shauptscMusses  vom  25.  Februar 
1803  und  des  Pariser  Friedens  vom  12.  Juli  1803,  sowie  auf  Grund 
des  Patents  vom  30.  August  1806,  wurde  durch  Vereinigung  der  Herr- 
sciiafteu  der  fürstlichen  Häuser  Xassau-Usingen  und  Nassau-Weilburg 
das  Herzogtbum  Nassau  gebildet  Es  war  aus  vierundzwanzig  Landes* 
hemchaften  zusammengesetzt.  Die  Bevölkerung  bestand  fast  zu  gleichen 
Theilen  aus  Katholiken,  Lutheranern  und  Beformirten  ^.  In  jenen 
Oebieten  galten  mannigfache  Gesetze  über  gemischte  Ehen.  Wo  eine 
Staatsreligion  anerkannt  war,  z.  B.  in  Hadamar,  mussten  Kinder  aus 
gemischten  Ehen  in  der  Staatsrt'lij^iou  nrzogen  werden.  In  der  Graf- 
schaft Bassenheim  waren  gemiachte  Ehen  verboten^. 


*  Der  Im  JnatiiministerialbUtte,  1874,  S.  164,  erwähnte  Wiesbadener  Ikriclit 
(in  den  Acten  des  Justizministerinnie ,  fol.  8")  ist  mir  nicht  bekannt.  —  Die  Acten 
des  vormaligen  nasaauiachen  Staatsmimsberiunu  über  Keiigionssachen ,  insbesondere 
die  Verordnungen  Über  die  Religion  der  Kinder  sue  gemischten  Ehen,  befinden  sieb 
Jetst  im  Archiv  der  kttnigUehen  Regierung  ni  Wiesbedea,  Abtbeilwig  für  Eirefaen- 
nnd  Schulsachen. 

*  Vgl.  C.  G.  Firnhabcr,  Viv  nassauiache  Simultan-Voiksschule,  Bd.  I,  S.  4 
(Wiesbaden  1881). 

*  Vgl.:  G.  0.  Firnhftber  a.  a.  O.  Bd.  I,  s.  45,  104  nnd  169j  Rheinischer 
Kurier  vom  6.  September  1886,  Nr.  209,  2.  Ausgabe. 
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Die  für  die  ^SouTeränttätBlande''  eingesetzte  herzogliche  Admini- 
strationseommissioD  zu  Wiesbaden  berichtete  über  den  Fall,  dass  im 
Orte  Reifenberg,  in  der  Tormaligen  Orafiichaft  Bassenheim,  zwei  Per- 
sonen (dem  Gresetze  zuwider)  eine  gemischte  Ehe  schliessen  wollten. 
Sie  regte  den  Gedanken  an,  für  das  gesammte  Herzogtimm  ein  ein- 
heitliches Edict  übor  «i^emischte  Ehen  zu  erlassen,  und  legte  einen  Ent- 
wurf dazu  den  beiden  Fürsten  vor*.  Herzog  Frierlricli  August  lobte 
die  ihm  vorgetragenen  „aufgeklärten  Ideen"  ^.  Audi  Fürst  Friedrich 
sprach  sich  beiflillig  über  den  Bericht  aus^  So  entstand  das  Edict 
vom  22.  und  20.  März  1808,  d.  i.  ein  für  das  vereinigte  llerzogthuui 
erlassenes,  von  Herzog  Friedrich  Angust  zu  Biebrieh  am  22.  Iförz 
1808  nnd  von  Fürst  Friedrich  zu  Weilburg  am  26.  März  1808  voll- 
zogenes und  später  Terkfindetes  Gesetz. 

Das  Edict  entsprach  den  „aufgeklärten  Ideen*  durch  die  Be- 
stimmnng,  dass  fortan  „die  Freiheit  der  Ehen  zwischen  den  Verwand- 
ten der  römisch-katholischen,  der  lutherischen  und  der  reforrairten 
]{('ligion  im  Herzogthutn  auf  koiue  Art  beschränkt"  sein  sollto;  des- 
gleichen durrb  Aufhebung  aller  Gesetze,  die  zu  Gunsten  einer  Staats- 
religion erlassen  waren.  Es  stellte  einen  Grundsatz  auf,  der  für  die 
Angehörigen  der  drei  christlichen  Confessionen  glciclies  Hecht  schaffen 
sollte.  Den  „aufgeklärten  Ideen"  des  Zeitalters  entsprach  es  auch 
darin,  dass  der  Landesherr  für  sich  das  Recht  in  Anspruch  nahm, 
Vorschriften  fiber  die  religiöse  Erziehung  zu  erlassen^. 

Das  Edict  bestimmte,  Kinder  aus  gemischten  Ehen  sollten  «ohne 
Ausnahmen  und  in  allen  Fällen  in  der  Beligion  des  Vaters  erzogen 
werden".  Es  fügte  hinzu:  ^Von  dieser  Verordnung  soll  weder  vor 
noch  wrdirend  der  Ehe,  nnd  weder  durch  mündliche  Abrode,  noch 
schriftliclie  Yerträü^e  abf^egangen,  vielmehr  alle  Verträge  und  Verab- 
redungen solcher  Art  als  gesetzwidrig,  als  null  und  nichtig  in  ZuTknnft 
angesehen  werden."  Ebenso  ausnahmslos  sollten  unelieliche  ivinder 
in  der  lieligion  der  Mutter  erzogen  werden.  Mit  vierzehn  Jahren  sollte 
das  Kind  berechtigt  sein,  die  Religion  selbst  zu  wählen.  Durch  solche 
Bestimmungen  glaubte  der  Gesetzgeber  den  Keim  zu  Zwistigkeiten 
unter  den  yerschiedenen  Religionsverwandten,  in  gerechter  Gleich- 
Stellung,  entfernt  zu  haben.  Das  Gesetz  enthielt  also  ^feste,  sowohl 
den  Vater  als  die  Mutter  absolut  bindende  Normen'^  ^. 


*  Bericht  der  Adiiuiuätratiunscomniissiou  vum  11.  Januar  1808. 

*  Selireib«ii  d«s  Hersogs  Friedrieh  Augitei  aus  Biebrieh  Tom  10.  Jsaiiar  1808. 

*  Schreiben  des  Fürsten  Friedrich  aus  Weilburg  vom  17.  Mirz  1808. 

*  Karl  August  Tittmann  und  Alexander  Müller  lobten  das  nassauischc  Gesetz 
und  gaben  ihm  den  Vorzug  vor  allen  übrigen  deutschen  Landesgesetzen  über  die 
RellgloA  der  Kinder  ans  gemisebten  Ehen,  weil  dnreh  die  Vefsehrift,  dass  alle  Kinder 
der  Religion  des  Vaters  folgen  müssten,  ^aller  Zweifel  gehoben  und  den  Intriguen 
der  katholischen  Geistlichen  vorgebeugt"  "werde.  Yirl.  Archiv  für  die  neueste  Gesetz- 
gebung aller  deutechen  Staaten,  Bd.  VIU,  S.  147,  148,  auch  S.  140  (Stuttgart  i838j. 

'  VgL  Motive  nun  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  dentsehe 
Reieh,  Bd.  lY,  8,  757. 
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Veber  Auaführang  des  Edicts  Ton  1808  entsehteden  die  Yerwaltun^s. 

behörden *.  Bis  gegen  1840  wurde  das  Edict  von  Amtswegen,  selbsf  ;:egon 
den  übereinstimmondon  Willen  beider  Eltern,  vollzogen.  Gesuelie  von  Elti  i  n 
um  die  Erlaiibniss,  ihn'  Kiiuler  im  Religionsbekenntnisse  der  Mutter  zu  er- 
ziehen, wurden  unter  Jliiiweis  aut  die  Vorschriften  des  EdicUs  als  unzulässig 
zar&ckgevieBen.  Das  Amt  ERrine  wurde  durch  Verfügung  der  Landesregie- 
rung vom  11.  August  1821  aufgefordert,  sorgfältig  darfiber  za  wachen,  das« 
die  Geistlichen  beider  Confessionen  das  Edict  von  1806  streng  befolgten*. 
Ein  Erlass  der  Lanrlpsrpq^inruiif^  vom  0.  Tiili  1828  verlangte  von  sämmtlichen 
Schulinspectoren  die  strengsio  Vollzieliuug  jener  „höchst  wohlthätigen  gesetz- 
lichen Bestimmung,  welche  beiden'  Religionstheilen ,  der  eTangelischen  und 
katholisehen  Kirche,  gleiche  Rechte  verleihe*  \  Im  JTahre  1834  billigte  das 
Ministerium  die  von  der  Regierung  beantragte  Bestrafuiir,^  eines  katholischen 
Kaj'lans,  der  beschuldiu't  war,  das  Landrs^esctz  iibor  Miselielien  verlot/.t  und 
einen  evangelischen  Unteitliauen  /.u  einer  Handlung  gegen  jenes  Oosi  t/  ver- 
leitet zu  haben*.  Der  evangelische  Förster  0.,  der  am  16.  November  1828 
mit  der  katholisclien  Anna  M.  katfaoHseh  getraut  war  und  seine  Kinder  in 
den  Jahren  1830  und  1834  katholisch  hatte  taufen  lassen,  wurde  durch  die 
Verwaltungsbehörden geawungen,  beide  Kinder  bis  zum  vollendeten  vierzehnten 
Lebcnsjnhrn  in  den  evangeli^^f  licn  Tveliirionsunterricht  zu  Eppenrod  zu  schicken. 
Der  nämlielio  Zwan«::  wurde  «^egeu  den  evangelischen  Schuhmacher  Gottfried 
J.  ausgeübt,  der  mit  der  katholischen  Ajma  Maria  P.  katholisch  getraut  war 
und  sein  im  Jahre  1888  geborenes  Kind  katholisch  hatte  taufen  lassen.  Er 
nuLsste  dies  Kind  bis  zum  vollendeten  vierzehnten  Lebensjahre  in  den  evan- 
gelischen Beligionsunterricbt  zu  Eppenrod  schicken''. 

Der  Wortlaut  des  Edicts  kann,  in  VerbindoDg  mit  dem  darin 
ausgedruckten  und  sonst  ermittelten  Zwecke  des  Gesetzgebers,  dahin 
verstanden  werden,  dass  schon  bei  der  Gebart  eines  jeden  Kindes  die 

1  Im  Jahre  1816  wurde  die  geaammte  Yerwaltnng  auf  die  Landesregiemng 
ttbertMgen. 

*  Rheinischer  Kurier  vom  0  September  1885,  Nr.  209,  2.  Auagab«,  Ersiehnng 
der  Kinder  aus  Mischehen  (Limburg,  5.  September). 

»  Die  lutherische  und  refoioirte  Conteslon  w«r  seit  181T  imlrt 

*  Diese  auf  Antrag  dea  QeneralsuperiuteadenteQ  Müller  und  auf  Bericht  der 

Adraioistrativcommisaion  frlagscnp  Verftif^ung  vom  0.  '-tH  1828,  bei  Firuhuber, 
Brl.  IT.  S.  239,  240,  484,  lautet:  „Uic  landeslierrliche  VerordnuDg  vom  22.  —  2ü.  iMürz 
ISüö  bestimmt,  daaa  die  Kinder  au»  geiuisehten  Ehen  ohne  Ausnahme  und  in  allen 
Flllen  in  der  Religion  des  Vaters  erzogen  werden  sollen.  Gleichwohl  ist  Uns  die 
Aiizt'it;*'  g(>?clielicn,  tlas3  dieser  höchst  \vohlthäti<,'en  ge?(  tzllchcn  Bestimmung,  welche 
beiden  Keligionstlieilen ,  der  evangelischen  und  Icatholischen  Kirche,  gleiche  Rechte 
verleilit,  nicht  allenthalben  genau  nachgelebt  'werde.  Wir  setieD  Üna  daher  bewogen, 
Sie,  dem  die  Anfsicbt  ttber  den  Unterricht,  mithin  auch  über  den  in  der  Eellgion 
der  schulpflicbtigen  Kiiirler  flbrrtragen  ist,  davon  in  Kenntniss  zu  setzen,  tnid  Ihnen 
die  strengäto  Vollziehung  jener  gesetzlichen  Vorscliritt  zur  ganz  besonderen  Dienst- 
obliegenheit zu  machen,  mit  dem  Bemerken,  den  Wir  bei  ContraventlonaflUIen  Sie 
zur  Vemntwortnng  aidien  vnd  naeh  Umstand«!  atr^ige  Ahndung  werden  ein- 
treten lassen.** 

*  Rheinischer  Kurier  vom  ö.  September  1885. 

6  Diese  beiden  Thatsachen  shid  ama  einem  an  da«  bönigliche  Amt  an  Wall- 
merod erstatteten  Berichte  des  Bürgermeisters  an  Nentershansen  vom  7.  September 
l88o  entnommen. 

8c)im.idt,  GonfesBion  der  Kinder.  14 
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Beligion,  worin  es  zu  erziehen  ist,  unabänderlich  feststeht,  folg- 
lich müsste  ein  in  gemischter  Ehe  geborenes  Kind  in  der  Beligion, 
die  der  Yater  damals  hatte,  aüch  dann  noch  cr/ogm  werden,  wenn 
der  Yater  inzwischen  zur  Religion  der  Mutter  übergetreten,  und 

(lailurcli  die  bisher  gemischte  Ehe  in  o'me  ungemischte  Elie  ver- 
wandelt ist.  Ebenso  müsste  ein  unehelicli  geboreuos  Kind  iu  der  Con- 
fessiün,  welche  seine  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt  harte,  auch  dann  y or- 
bleiben, wenn  die  Mutter  ihre  Confession  wechselt,  oder  das  Kind 
durch  nachfolgende  Ehe  legitimirt  wird.  Doch  wurden  zwei  dieser 
,  Fragen  bald  streitig. 

Zuerst  erhob  sieli  die  Frage,  in  welcher  Coufessioii  die  durch  eine  ge- 
mischte Ehe  legitimirten  Kinder  su  erssiehen  sden;  ob  die  Confession 
eines  nndielich  geborenen  Kindes  unabanderUch  durch  diejenige  der  Mutter 
bestimmt  sei,  oder  ob  das  legitimirte  Kind  ebenso  wie  ein  in  der  Ehe  ge- 
borenes Kind  der  Confession  dos  Vaters  folge.  Die  katholische  Anna  Maria 
Sch.  aus  Engers  hatte  in  ledigem  Stande  zwei  Töchter  geboren,  die  ein  refor- 
mirter  Mann,  Clemens  C,  als  die  seinigen  anerkannte.  Beide  Kinder  blieben 
in  Pflege  ihrer  Mutter  m  Engers,  wo  das  ältere  Kind  in  der  Schule  katho- 
lischen Religionsunterriclit  eiliielt.  Tm  .Taliro  1811  heiratete  Clemens  C.  die 
Amia  j^Tariu  Sch.  Dadurcli  wurden  die  beiden  Kinder  legitimirt.  Die  Ehe- 
leute Avoiinten  mit  ihren  Kindern  in  Bendorf.  Die  ältere  Tochter  besuchte 
den  katholischen  Religionsunterricht  und  wurde  durch  den  katholischen  Bischof 
gefirmt.  Im  Jahre  1814,  nach  .dem  Tode  des  Clemens  0.,  warde  die  Wittwe 
durch  den  InÜierisehai  Pfarrer  zu  Bendorf  aufgefordert,  ihre  bddm  T5chter 
ii  der  Confessicm  des  Täters  erziehen  m  lassen  und  demgemäss  in  die  refor- 
mirte  Schule  zu  sohicken.  Die  Regierung  erstattete  hierübpr  Bericht ,  mit 
dem  Antratre,  eine  authentische  Interpretation  dahin  zu  erlassen,  dass  die 
durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  in  der  Religion  ihrer  Mutter  er- 
z<^n  werden  mftssten  \  Der  Herzog  traf  jedoch  eine  Entaoheidnng  nur  filr 
den  einzelnen  Fall  durch  Entschliessung  aus  Weilburg  vom  18.  Mai  1815: 
„Iii  dem  a  erliegenden  Falle  sind  die  unehelich  gezeugten  Kinder  verordnungs- 
mässig  in  der  Religion  der  Mutter  zu  erziehen/  In  diesem  Falle  war  also 
die  katholische  Erziehung  fortausetzen. 

Die  zweite  Streitfrage  betraf  denFall  eines  Religio  uswechsels  des 
Vaters*.  Darfiber  erging  auf  Bericht  der  Landesregierung  vom  26.  Sep- 
tember 1827  ein  Erlass  des  herzoglichen  Staatsministeriums  vom  2.  Januar 
1828.  Es  wurde  entsclneden ,  dass  ein  Vator,  der  7;um  "Rellirionshekenntni^se 
der  Mntter  iibcrrrete,  berechtigt  sei,  die  in  gemischter  Klie  irf'l)orenen  Kinder 
in  der  seit  dem  Rehgiouswechsel  gemeinsamen  Religion  beider  Eltern  zu  er- 
ziehen. Doch  wurde  die  Bichtigkeit  dieser  Auslegung  des  Edicts  im  Jahre 
1840  wieder  in  Frage  gestellt.  Der  mit  einer  Katholikin  verheiratete  etan- 
gelischc  Jakob  Sch.  zu  Faulbach  hatte  seine  fünf  Kinder  katholisch  erziehen 
nnd  uiiterri«  Ilten  lassen,  was  zwar  dem  Gesetze  widersprach,  jedoch  von  den 
liehördcn  nicht  gehindert  wurde.  Im  Jahre  1840  trat  er  selbst  zur  katho- 
Hsdioi  Elrehe  über.   Inzwischen  war  die  evangehsclie  rfarrstelle  durch  euien 


*  Bericht  der  herzoglichen  Kegierung  zu  Ehrenbreitstein  vom  9.  Mai  1815. 

*  TTeber  die  dritte  FTsge,  ob  die  Bdiglon  eines  micIieUolMii  Kindes  durch  Be- 
ligtonswechsel  der  Mntter  bertthrt  vdrd,  liegt  keine  Enlsdieiduag  des  Mintstertnnis  Yot, 
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ariflern  I'farror  besetzt,  der  darauf  hpsfand,  da?s  dio  Kinder  des  Jakoh  Scli. 
dem  evangelischen  Religionsunterrichte  beiwohnen  niüsstnti.  Die  Landc?- 
.regicrung  liess  den  Vater  mit  Strenge  anhalten,  seiiien  Sohu  in  den  evuiige- 
liseheii  Religiomunterriölit  zvi  schicken.  Der  Vater  wandte  sich  an  das  Staa^ 
ministerium  mit  der  Bitte,  zu  gestatten,  daSs  seine  Kinder  nach  wie  vor  den 
katholisclu  n  Unteniclit  besuchen  dürften  und  demzufolge  vom  evangelischen 
Untei  richte  dispensirt  würden  *.  Die  Landesrei^^ierung  sprach  sieh  für  Ab- 
iuiuiuug  des  Gesuchs  aus,  indem  sie  annahm,  die  Religion  der  Kinder  aus 
gemischten  Ehen  sei  nach  dem  Orondgcdanken  und  nach  richtiger  Auslegung 
des  Edicts  Ton  1808  unwandelbar,  ftlmMdi  wie  auch  die  Bellten  eines  un- 
ehelichen Kindes  durch  Legitimation  desselben  nicht  geändert  werden  könne. 
Füe  meinte,  es  müsse  unterstellt  worden,  dass  bei  der  entgegenp^esetzten  Knt- 
schoidung  vom  2.  Januar  1828  die  Höchste  Entschlicssung  vom  1>!.  Mai  \Hlo 
nicht  vorgelegen  habe.  Auch  machte  sie  auf  die  Xachtheile  aufmerksam, 
die  nach  der  Entscheidung  vc^m  2.  Januar  1828  im  Falle  eines  mehrfachen 
Religionswechsels  des  Vaters  für  die  Kinder  eintreten  mfissten  Der  Referent 
de:?  Staatsministeriums  trat  diesen  Ausführungen  entgegen.  Er  aussorb'  sith 
über  beide  Rechtsfragen.  Für  den  Fall  eines  Religionsweehsels  des  Yaters, 
meinte  er,  sei  die  „authentische  Interpretation  vom  26.  Deccmber  1827''  mass- 
gebend'. Danach  habe  das  Ediot  den  Sinn,  dass  bei  einem  Ueberbitte  des 
Vaters  zur  Beliglen  der  Mutter  die  ffinder  bis  zur  Erreichung  des  Untere 
scheidiingBjahres  in  der  jetzt  gemcinschaftitchen  Religion  beider  Eltern  er- 
zogen werden  könnton.  Die^e  Entscheidung^  ?ei  nach  Wortlnnt  und  Absieht 
des  Gesetzes,  sowie  nach  di'n  Grundsätzen  der  Vernunft  und  Tlunianität,  ge- 
rechtfertigt. Es  sei  eine  Grausamkeit,  wenn  beide  Eltern  gezwungen  werden 
sollten,  die  Kinder  in  einer  andern  Religion  zu  erziehen,  als  in  ihver  eigenen. 
Der  Staat  könne  sieh  um  die  Religion  der  Kinder  nur  so  lange  kümmern, 
als  die  Ehe  eine  gemischte  sei.  —  Die  Höchste  Entschliessung  vom  18.  Mai 
1815  sei  aus  der  Eigenthümlichkeit  des  einzelnen  Rechtsfalles  zu  erkliiren 
und  dürfe  auf  andere  Fälle  nicht  angewendet  werden.  Es  müssteu  vielmehr 
die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  auch  in  Beziehung  auf  die 
Beligion  den  ehelichen  Kindern  gleichstehen,  also  nach  richtiger  Auslegung 
des  Edicts  Ton  1808  in  der  Religion  des  Vaters  erzogen  werden.  In  diesem 
Sinne  befürwortete  der  Ministerialreferent  einen  Fiflass  in  der  Fassung,  die 
demnäehst  angenommen  wwrdo*.  Auf  Ministerialvortrag  erging  schon  am 
27.  Jjjinuar  1841  die  Entscheidung  des  Her-togs  (die  Resolutio  Serenissimi): 
,Wir  genehmigen  die  Anträge  Unseres  Ministerial-Referenten.*  Das  herzogliche 
Staatsministerium  ertheflte  am  30.  Januar  1841  der  Landesregierung  die  An- 
weisung, die  „authentische  Interpretation"  den  GeistUchen  beider  Confessionen 
bekannt  zu  maehen.  Die  Landesregierung  zögerte  mit  Ausführung  dieser 
Anordnung  und  erhob  eine  Gegenvorstellung.  Sie  machte  geltend,  es  werde 
nöthig  sein,  die  authentische  Interpretation  durch  das  Verordnungsblatt  zu 
Verkünden.  Zugleich  wiederholte  sie  ihre  Bedenken  gegen  die  getroffl&ne 
Entscheidung,  w^odurch  der  Grundsatz  der  ITnablnderlichkeit  der  für  die 
Kinder  aus  gemischten  Ehen  bestimmten  Beligion  verlassen  werde.  Auch 

<  Gesuch  Tom  10.  Deceml)«  1840. 
*  Berieht  vom  30.  Deeembcr  1840. 

'  Hiermit  war  der  Srlass  dea  hersoglichen  Stsatominiateriunui  vom  2.  Januar 
1828  gemeint. 

^  Gutachten  des  Minialerialreferenten  vom  19.  Jaauar  1841. 

14* 
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meinte  sie,  die  authenlasche  Interpretation  sei  unvollständig,  da  sio  den  Fall 
nicht  berücksichtige,  dass  sich  eine  bisher  ungemischte  Ehe  durch  Rcligions« 
Wechsel  des  Mannes  in  eine  gemischte  verwandelte.  Endlich  befürwortete  sie 
Be?!HmmuTiq"pn  für  den  Fall,  dass  der  eheliche  Frieden  durch  Geistliche  ge- 
stört werde  ^  Das  Staatsministcrium  trat  diesen  Einwendungen  entgegen  und 
forderte  die  Begiening  zam  Erlass  der  nöthigen  YerlDgungen  anf  *. 

Hierauf  erging  folgendes  Generalresoript  der  Landesregierung  am 
22.  September  1841 .  „ Dem  hohen  Mtnisterialerlaase  Tom  30.  Jannar 
1.  J.  zufolge  haben  Seine  Herzogliche  Durehlaudit  siolt  gnädigst  be- 
wogen gefanden,  die  Yerordnung  vom  22.-26.  März  1808  über  die 
Erziehung  der  Kinder  aua  gemischten  Ehen  authentiscli  dahin  zu  inter- 
prctiren,  dass  1)  die  religiöse  Erziehung  der  noch  nicht  vierzehn  Jahre 
alten  Kinder  eines  zu  einer  andern  Oonfossion  überfi^etTCtcncn  Täters 
in  der  neu  an^i-enoraiiiciien  Confcssion  des  letztern  bis  zum  bestimmten 
Unteröcheidungsjahre  und  alsdaun  etwa  eintretender  eigener  Walil  der 
Kinder  geschehen,  und  2)  unehelich  geborene  Kinder,  welche  vor  er- 
langter Mündigkeit  durch  nachfolgende  Ehe  ihrer  Mutter  le^iimiirt 
irord^,  in  der  Religion  des  Täters  erzogen  werden  sollen.  Wir  be- 
auftragen Sie,  in  Torkommenden  FSUen  sich  hiemach  zu  bemessen.*  * 

Die  „audientischo  Interpretation liess  keine  Ausnahmen  zu.  Sie 
hätte  also  selbst  dann  befolgt  werden  müssen,  wenn  die  Ausführung 
zu  einer  Härte  führte,  z.  B.  wenn  steh  ein  ähnlicher  Fall  ereignete, 
wie  der  durch  Höchste  Entschliessung  vom  18.  Mai  1815  in  entgegen- 
gesetztem Sinne  entschiedene  Rcchtsfall.  Indessen  das  Ministerium 
gestattete  in  einzelnen  Fällen  eine  Abweichung-  von  den  durch  die 
j,authentis(]ie  Interpretation"  festgestellten  Grundsätzen. 

Die  katholische  Margaretha  S.  zu  Sonnenberf^  hatte  in  ledigem  Stande 
eine  Tochter  geboren  und  den  natürlichen  Vater  dieses  Kindes,  den  evange- 
liachen  Friedrich  D.,  geheiratet,  wodareh  das  Eind  legitimirt  wurde.  Der 
Vater  starb,  und  die  Mutter  wurde  auf  Grund  der  authentischen  Inter- 
pretation vom  22.  September  1841  aufgefordert,  ihre  inzwischen  dreizehn 
Jahre  alt  gewordene  Tochter,  die  bisher  katholi^schen  Rclio-ionsunterricht  er- 
halten hatte,  fortan  zum  Besuche  des  evangelischen  Rehgionsunterrichtes  an- 
zuhalten. Sie  bat  um  die  Erlaubniss,  das  Eind  nach  wie  vor  katholisch  zu 
erziehen.  Die  Landesregierung  sprach  sich  fQr  Ablehnung  des  Gesuehs  ans^ 
auf  Orund  der  auf  Ii  on  tischen  Interpretation  vom  22.  September  1841.  In- 
desgen entschied  das  Staatsministerium  durdi  Erlags  vom  3.  September  1^43 
mit  Rücksicht  nuf  die  Sachlage,  dass  von  einem  Zwange  gegen  die  Tochter 
der  Bittstellei'iu  zum  Besuche  des  evangelischen  Religionsunterrichts  abzu- 
sehen sei.  Im  nämlichen  Sinne  erging  eine  Entscheidung  dos  Staatsministeriums 
vom  n.  December  1842  über  die  Religion  des  Heinrich  H.  aus  Wiesbaden, 
obwohl  in  dieser  Sache  die  Landesregierung  bemerkt  hatte,  es  sei  zur  Ver- 
meidung von  Collisionen  der  Geistlichen  beider  Gonfessionen  wunschenswerth. 


*  Bericht  der  LaDdcsregieruag  vom  21.  April  1841. 

'  Erlus  fl«8  StäatsmiDiaterlitiiia  vom  18.  September  1841. 

'  Vgl.  F  i  I-  n  ti  ri  b  0  r  ,  Bd.  H,  &  260. 

^  Bericht  der  Landesregtermig  vom  29.  Angnat  184S. 
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die  autbentische  Inierpfetation  toiü  22.  September  1841  ausnahniBlw  durch- 

mffibrcn  *. 

Auch  für  Kinder,  die  in  einer  gemischten  Ehe  geboren  waren, 

ertheilte  das  Staatsiiiinistoiium  bisweilen  im  Wej^e  der  Dispensation  die 
Erlaubniss,  sie  in  der  Confession  der  Mutter  zu  erziehen. 

Die  evangehsche  Wittwe  des  kathoHschen  II.  liatto  ilire  Tochter  Anna 
Margarethe  PhiUppine  nach  Yorschrift  des  Kdicts  katholisch  erziehen  müssen. 
Sie  schloss  eine  zweite  Ehe  mit  dem  evangelischen  Buchbinder  Christian  B. 
zu  Namau.  Letetorer  bat  um  die  ErlaubnlaSf  seine  Stieftoditer  in  den  evan- 
gelisehon  Confirraanden-Unterriclit  zu  schicken.  Das  Staatsministerium  ge- 
wiUirte  ihm  diese  Erlaubnis^  auf  Bericht  der  Lamiesregierunj^  rom  18.  März 
1843.  Die  nämliche  Erlaubniss  wurde  in  inclirercn  ähnlielien  Fällen  ^\inter 
den  obwalteuden  Umständen'*  ertheilt.  Die  Landesregierung  glaubte  darin 
emen  Grundsatz  finden  zu  dfirfen  und  b^Orwortete  damit  ein  gleichartiges 
Gesuch  des  Steigers  H.  zu  Langendembach*.  Bas  Staatsministerium  miss- 
billigte  die  Aufstellung  eines  Grundsatzes,  der  mit  dem  Edict  TOn  1808  sich 
nicht  verein i^on  Hess,  ertheilte  aber  auch  in  diesem  Falle  «ausnahmsweise^ 
die  erbetene  Erlaubniss  ^ 

In  iler  Anwendung  des  Edicts  vou  1808  beschränkte  sich  der  Zwang 
auf  Ansetznng  von  Schalstrafen.  Blieb«!  solche  Strafen  ohne  Erfolg,  so 
wurde  von  der  Strenge  des  Gesetzes  leicht  dispensirt.  In  der  Mehrzahl  dieser 
Dispensfälle  fiel  die  Entscheidung  dahin  ans,  dass  die  erbetene  katholische 
Erziehung  der  Kinder  erlaubt  wurde  ^. 

Schon  vor  Erlass  des  Generalrescripta  vom  22.  September  1841 
wurde  auf  Preussen  hingewiesen.  Die  Landesregierung  rieth,  mit 
Verküodung  der  Klatscheidung  vom  30.  Januar  1841  zu  warten,  bis 
die  Verhandlungen,  die  damals  zwischen  Preussen  und  dem  päpstlichen 
Stuhle  schwebten,  zum  Abschlusa  gekommen  seien*.  Der  Minibtcrial- 
refereut  lobte  die  Yürscbrift  von  §  78  II  2  des  preussischen  Allge- 
meinen Landreehts,  wonach  niemand  ein  Becht  hat,  den  Eltern  zu 
viderspreohen,  solange  dieselben  über  den  ihren  Kindern  zu  erthei- 
lenden  Beligionzanterricht  einig  sind;  er  meinte,  dieser  Satz  entspreche 
der  richtigen  Stellung,  die  der  Staat  in  dieser  Angelegenheit  einzu- 
nehmen habe,  und  es  müsse  deshalb  das  Edict  von  1808  möglichst 
im  nämlichen  Sinne  vollzogen  werden.  Indessen  mit  Rücksicht  auf 
die  Zeitverhältnisse  und  auf  die  ausdrückliehe  Yorschrift  des  Edicts, 
dass  von  den  darin  gegebenen  Hegeln  nicht  abgewichen  werden  dürfe, 
trug  er  Bedenken,  die  ToUzichung  des  Edicts  von  1808  in  dem  an- 
gedeuteten milderen  Sinne  zu  befürworten 

*  Bericht  der  Landesregierung  vom  29  November  1842. 
>  Bericht  der  Landesregierung  vom  ö.  October  1844. 

3  ErIa3S  des  StMtsmittisterlunM  vom  SO.  Oetober  1844.  —  Auf  diesen  ^lass 
besieht  sich  ^ne  Bemerlrang  im  RhelnUdien  Kurier  vom  ß.  September  1885. 

*  Br>r!cht  der  Landesregierung  vom  30.  Juni  1858  über  eine  Vorstellunf^ 
dea  Ordinariat«  au  Limburg,  bezüglich  der  religiösen  Erziehung  de«  Waisenknaben 
Ludwig  Karl  P.  su  DlUeoberg. 

*  Berieht  der  Landeeregierung  vom  31.  April  1841. 

*  Bericht  des  MiniaterielreSBrenten  vom  19.  J«iio«r  1841. 
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Erat  im  Jahre  1848  wurde  die  Handhabung  des  Edicts  yon  1808 
grundsätzlich  gemildert.  Der  Herzog  bewilligte  die  Forderungen  der 
Nassauer,  die  unter  Nr.  9  Beseitigung  aller  Beengungen  der  verfassungs- 
mässigen Rclig'ionsfreiheit  begehrt  hatten  ^  Darauf  Ycrkündotp  das 
8icherheit8comite,  die  Religionsfreiheit  >)o«tohe  in  unbeschränkter  Aus- 
übung^. Der  Bischof  von  Limburg  meinte,  es  seien  alle  Gesetze  auf- 
gehoben, wodurch  kirchliche  Rechte  beeiutriiehtigt  wurden^.  In  der 
Voi'ttusaetzung,  datss  die  Yorßchriften  des  Edicts  vom  22.  und  26.  März 
1808  ihre  Kraft  yerloren  hStten,  und  dass  fortan  über  die  Beligion 
der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  TertrSge  geschlossen  werden  könn- 
ten»  fragte  das  bischöfliche  Domkapitel  an,  ob  solche  Verträge  vor 
den  Aemtern  oder  vor  den  Landesoberschulthcisscreien  zu  errichteil 
8eien^  Die  Landesregierung  erwiederto,  durch  die  Proclamation  des 
Herzogs  sei  noch  kein  Gesetz  aufgehoben".  Daher  stellte  das  Dom- 
kapitel den  AnTraL',  die  Aufhebung  des  Edicts  vom  22. — 26.  März 
1808  horbGizufiiiiren^  Die  Landesregierung  berichtete  darüber  au  das 
Staatsministerium.  Sie  stellte  die  Entscheid uni;  dem  Ermessen  des 
Staatsministeriumä  auheini,  bemerkte  jedoch  am  Schlüsse  des  Berichts : 
aHinaichtlich  der  YoUziehung  des  Gesetzes  könnte  vielleicht  die  Modi- 
fication,  welche  auch  in  anderen  Gesetzen,  namentlich  in  einer  preus- 
sischen  Terordnung,  welche  im  übrigen  dem  Ediot  yon  1808  zur  Grund- 
lage gedient  hat,  ausdrüoklich  enthalten  ist,  eintreten,  dass  da,  wo 
beide  Eltern  über  die  religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder  aus  einer  ge- 
mischten Ehe  einig  sind,  ihrem  yereinten  Willen  Ton  Amtswegen  kein 
Hinderniss  in  den  Weg  zu  legen  ist.*^' 


1  Proclamation  des  Herzogs  vom  5.  Min  18i8.  —  Die  VeraulAssung  war  eine 
Aber  Bedrückung  der  Altlutberaner  und  Deutsehkatholiicen  bei  dfln  Landstibidcii  er- 
hobene Beschwerde ,  die  der  Abgeordnete  Hergenhahn  (der  Voreiteende  des  Sioher- 
beitscomit^a)  unterstützte. 

*  Proclamation  des  Sit&orheitscomit^s  vom  10.  Wkn  1848. 

*  Hirtenbrief  des  Bischofs  zu  Limburg  vom  9.  MXn  1848.  Vgl.  den  Anftats 
„Erziehung  der  ICinder  aus  Miscliflicii"  im  RbeiniBclicn  Knrfer  vom  15.  September  1886. 

^  Schreiben  des  Domkapitels  an  die  Landesregierung  vom  20.  Mära  1848. 

*  Antwort  der  Landesregierung  vom  29.  M&n  1848. 
^  Schreiben  des  Domkapitels  vom  29.  März  1848. 

'  Bericht  der  Lnndesrec^ierung  vom  10.  Mti'i  1848.  —  Vor  Erledigung'  dieser 
Angelegenheit  hatte  die  Landesregierung  einen  zweiten  Bericht  an  das  Staatsmiui- 
aterinm  sn  orttattcn.  Ss  hatte  n&mlleh  mit  RDc&sicht  auf  die  landesherrliche  Pro^ 
elamation  -vom  ß.  Mai/.  1848  der  katholische  Dekan  P.  das  Kind  eines  evangeliscben 
Vaters  auf  dessen  Verlangen  getanft.  Dagegen  nahm  der  evajigelisclie  Kiichcni  afli  S. 
seinerseits  Anstand ,  auf  Ersuchen  eines  katholischen  Vaters  dessen  Kind  zu  taufen. 
Die  Landesregierung  lusserte  im  Berichte  vom  18.  November  1848 ,  ein  Zwang  zur 
Einhaltung  der  im  Edicte  von  1808  gegebenen  Vorsehrlfteii  sei  nicht  mehr  svllssfg. 
Sie  bat  daher  um  die  Enniuhtigung ,  bis  zur  Erla^^sung  eines  Gesetze?  nacli  dem 
Verlangen  der  Eltern  wilUtihrig  zu  verfügen.  Der  Miniaterialrefercnt  K.  bericlitete 
Vkher  bdde  Vorlagen  am  20.  November  1848.  Mit  dem  Berichte  erklärte  sich  der 
Präsident  Vollpre^ht  einverstanden.  Der  Herzog  schrieb  eigenhändig  hinan:  nDen 
Antrag  des  Präsidenten  VoUpreeht  genehmigt.  Adolph.** 
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So  eotötaud  der  Er  las  s  des  Staatsministoriunis  vom 
7.  Decembev  1848 ^  Derselbe  lautet,  wie  folgt.  „Es  ist  liöehsten 
Ortes  genehmigt  worden»  dass  bei  Yollzieliung  des  Herzoglichen  Edicts 
Tom  22. — 26.  März  1808  achon  jetzt  eine  Modification  der  Bestim- 
mungen desselben  insoweit  eintrete,  dass  hei  gemischten  Ehen,  solange 
die  Eltern  über  die  Frage,  in  welcher  Eeligion  ihre  Kinder  zu  er- 
ziehen seien,  einig  sind,  dem  vereinten  Willen  derselben  von  Amts- 
wegen kein  Hinderniss  in  den  "Weg  zu  legen  ist.  Mit  der  Vollziehung 
des  g'cdacbten  (rosotzes  in  fliescm  Sinne  fallen  dann  auob  die  Anstände 
künftig  hinweg,  welche  sieh  nach  dem  Bericht  der  Herzoglichen  Laudes- 
regierung vom  18.  V.  M.  flogen  die  Berücksichtigung  der  Gesuche  von 
Eheleuten  verschiedener  Cuufession,  ihre  Kinder  durch  den  üeisilichen 
von  der  Confession  der  Ehefrau  taufen  lassen  zu  dürfen,  bisher  er- 
geben haben."  Ton  der  hierin  enthaltenen  Entschliessung  des  Her- 
zogs wurde  das  Domkapitel,  unter  Mittheilung  des  Ministerialerlas&es, 
benaehrichtigt^.  Auch  wurde  der  Erlass  sämmtliohen  eyangelischen 
und  katholischen  Dekanaten  des  Herzogtiiums  mitgetheilt.  Doch  unter- 
blieb eine  öffentliche  Yerkündong,  weil  der  Erlass  als  Anweisung  für 
die  Behörden  betrachtet  wurde. 

Den  (lureli  die;  Vcrordnunf^  vom  7.  Dccember  181^  auf*,'es teilten  Grund- 
satz bestätigte  nuili  eine  Ministerialreöülutiüu  vom  Jahre  ls(.;5  mit  den  Worten: 
Es  entscheidet  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  und  die  Theilnahme 
am  Religionsunterricht  der  einen  oder  andern  Confession  zunächst  und  allein 
der  übereinstimmende  Wille  der  Eltern,  und  nur  wo  ein  solcher  nicht  Tor- 
handen,  die  Confession  des  Vaters'.  Danach  hängt  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  vom  Willen  des  Vaters  ab. 

Der  Vater  kann  nicht  genöthigt  werden,  seine  Kinder  in  einer  andern 
als  seiner  eigenen  Religion  zu  erziehen.  Der  evangeUsche  Johann  Wilhelm  0. 
Ton  der  Hnndsdorfer  Mflhle  hatte  eine  Katholikin  geheiratet  und  Yor  der 
Trauung  dem  katholischen  Pfarramte  in  Nauort  zum  Prot!  1  II  vom  22,  August 
1854  versprochen,  seine  kunftifre  Ehefrau  an  der  katholiseiien  Erzielmnir  ihrer 
Kinder  nicht  zu  hiudt  rii.  Sjiätcr  Avollfce  er  dies  Versprechen  nicht  lialten. 
Deshalb  bat  seine  Ehefrau  in  einem  Gesuche  vom  2.  Januar  1860,  ihren 
Hann  sur  «Erfullun«,^  seiner  contraoClichen  Yerpflichtung"  ansahalten.  Dies 
Gtosach  musste  auf  Grund  der  bestehenden  Gesetze  abschlägig  beschiedra 
werden.  Denn  an  dem  Grundsatze  des  Edicts,  dass  die  vor  der  Ehe  ge- 
fächlossenen  VeT  trütre  über  die  Religion  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen 
ungiltig  (für  den  ^Mann  unverbindlich)  sind,  hat  der  Erlass  vom  7.  December 
1848  nichts  geändert. 

Die  katholische  Ehefrau  des  im  Irrenhause  untergebrachten,  eTangelischen 
Philipp  1).  zu  Heimbach  beantragte  am  5.  April  1854,  ihre  Tochter  vom 
Besuche  des  evangelischen  Religionsunterrichts  zu  di^enriren,  da  dieselbe 

■ 

*  Auch  &a.  In  der  StSodeversammlung  gestellter  Antrag  des  (fortsebrittlicheR) 
Abgeordnrten  Raltt,  sowie  die  Bemühung  des  katholischen  Pfarrers  Jost  zu  Wies- 
luden  soll  zu  diesem  Krl.asse  anf^eregt  Imibpu.    Vpl.  F  i  r  ii  Ii  Ji  b  c  r ,  Bd.  I,  S.  47. 

^  Schreiben  der  Landearegierung  an  das  bisdiöflicho  Domkapitel  vom  19.  De- 
cember 1848,  als  Antwort  auf  im  Antrag  vom  29.  HIa  1848. 

*  Mlnlaterlftlresoltttlon  von  1865,  bei  Firnhaber,  Bd.  II,  S.  190. 
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katholisch  werden  wolle.  Das  Ministerium  iriea  dies  Gesudi  snrftek,  mit  dem 
Bemerken,  dass  ohne  Znstimranng  des  Vaters  eine  Dispensation  tob  der  Vor- 

sclirift  des  Gesetzes  nicht  erfolgen  könne,  dass  daher  die  Tochter  bis  zur 
Yollcndung  (U  s  vici  /cehnten  Lebensjahres  im  Religionsbekenntnisse  des  Vaters 
erzogen  werden  müsse  ^. 

Der  Erlaaa  vom  7.  Deccmber  1848  schützte  den  „vcrtiiueii  Willen"  der 
Mtem.  Daraus  kann  gefolgert  werden,  dass  die  Eltern  selbst  zu  befinden 
haben,  ob  sie  sieh  darauf  berufen  wollen,  daher  z.  B.  einer  kirchlichen  Be- 
hörde kein  Recht  zusteht,  wegen  Verletzung  jenes  Erlasses  Beschwerde  zu 
führt  n.  Im  Jahre  1859  wurden  gegen  den  evangelischen  Schreiner  Ludwig 
L.  zu  J.aiii^en-8("liAvalbach,  der  mit  einer  Katholikin  verlieiratet  war,  Schul- 
Tersäumiiissstrafeu  im  Gesammtbetrage  von  zwei  Gulden  festgesetzt,  weil  seine 
elfjährige  Tochter  Katharina  den  eyangelischen  Schul-Beligioneunterricht  nicht 
besucht  hatte.  Die  Eheleute  L.  hatten  erklärt,  ihre  Tochter  Katharina  solle 
den  katholischen  ReIi<;Ionsunterneht  Ijesudicn  und  lotholisch  er70(:;;pn  werden. 
Hiervon  hatte  der  katholische  Pfarrer  K.  dem  evangelischen  Kaplan  G.,  Ver- 
treter des  erkrankten  Pfarrers  0.,  zu  Langcn-Schwalbach,  schrittliche  Anzeige 
gemacht.  Doch  hatte  Kaplan  G.  diese  Anzeige  lüdit  fQr  genügend  wachtet 
und  den  Vater  aufgefordert,  die  Erklärung  fiber  den  Beligionsunterricht  seiner 
Tochter  ihm  persönlich  abzugeben.  Das  bischöfliche  Ordinariat  zu  Limburg 
führte  Be.^cliwordc.  Die  Landosrcc^ierung  hielt  die  Beschwerde  für  unbegründet, 
indem  sie  annahm,  der  evangelische  Geiftlichp  spi  herepbHj^t,  üher  den  Ent- 
scliluss  des  Vaters  dessen  eigene  Erklärung  zu  verlangen  Das  ätuatsministerium 
liess  dem  Ordinariate  erSfihen,  dass  den  gestellten  Anträgen  sehon  deshalb  nicht 
entsprochen  werden  könne,  weil  dem  Ordinariate  die  Befogniss  fehle,  wegen 
der  dem  Ludwig  L.  angesetsten  Schulstrafen  Beschwerde  zu  föhrai*. 

Seit  dem  7.  December  1848  wurden  Eltern,  die  in  gemischter 
Ehe  lebten,  nicht  mehr  gehindert,  ihre  Kinder  in  der  Oonfession  der 
Mutter  zn  ziehen  ^ 


*  BeschlusB  des  Staatsministeriams  vom  17.  Mai  1854. 

*  Bericht  der  Laadesregieraiig  vom  13.  Aptil  1869. 

'  Erlasa  des  Staatsminiateriums  vom  18.  April  1859.  —  Ob  das  Verlangen 
einer  persönlichen  Erklärung  des  Vaters  gerechtfertigt  war,  blieb  uuentachiedeu. 
Wlie  es  auf  diese  Frage  angekommen,  so  hätte  dieselbe  verneint  werden  mUssen. 
Der  Erlsae  vom  7.  December  1848  enthUt  n&mlich  keioe  Foimvorschrilt  Dahor 
kann  der  Wille  der  Eltern  in  jeder  Form,  selbst  durch  Handlungen,  erklärt  werden. 
(Vgl.  oben,  S.  96.)  Wenn  Katharina  L.  nach  dem  vereinten  Willen  beider  Eltern 
den  katholischen  Kcligionsunterricbt  besuchte  and  katholisch  erzogen  wurde,  so  durfte 
wegen  NiehtbesochB  des  evsageUsehen  ReU^nsiinteiTiobts  eine  SehnlversSumnlss- 
strafe  gegen  den  Vater  nicht  verhängt  werden. 

*  Zufolge  eines  Rundschreibens  des  Obariandesgerichtspräsidenten  zu  Frank- 
furt a.  M.  vom  17.  Juli  1886  berichteten  die  Landgerichte  zu  Wiesbaden,  Limburg 
und  Neuwied,  sowie  dmmflidie  Amtsgericlite  des  vormaligen  Hersogthnme  Nsssan, 
CS  sei  seit  jenem  Erlass  niemals  zur  amtlichen  Kenntniss  gekommen,  da.<?s  Eltern  in 
gemischter  Ehe  gezwungen  wurden,  ihre  Kinder  bis  zum  Alter  von  vierzehn  Jahren 
In  der  Religion  des  Vaters  zu  erziehen,  wenn  sie  Ubereinstimmend  den  entgegen- 
gesetsten  Willmi  hsiteii.  (Das  Amtsgerlobl  sv  Herboni  fllgte  hinsn,  in  der  Stsdt 
Herborn  seien  die  Kinder  mehreren  gemischten  Ehen  in  der  Confcssion  der 
Mutter  erzogen  und  confirmirt  worden.)  Ebenso  lauteten  die  Berichte,  die  im  Jahre 
188Ö  auf  Veranlassung  der  königlichen  Regierung  zu  Wiesbaden  über  die  nämliche 
Frage  von  den  Aemtem  und  Schnlinspeetoren  erstattet  wurden. 
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Der  Erlass  vom  7.  December  1848  ist  ganz  ähnlich  gefasst,  wie 
§  78  II  2  de«  pronssischcn  Allgemeinen  Landreclits.  Solange  die 
Elfern  einig  sind,  soll  ihrem  vereinten  Willen  von  Amtswegon  kein 
liindcrniss  in  den  Weg  gelegt  werden.  Nach  richtiger  Auslegung  ist 
anzunehmen,  dass  diese  llechtswirkung  nach  dem  Tode  des  Vaters 
fortdauert.  Denn  eine  Einigung  der  Eltern  verliert  nicht  von  selbst 
ilire  Wirkimg  durob  den  Tod  des  Yatera.  Kaoh  dieser  Auslegung 
kann  die  Wittwe  nicht  gehindert  werden,  ihre  Kinder  in  ihrer  eigenen 
Gonfession  zu  erziehen,  wenn  dies  dem  hei  Lehseiten  zu  erkennen 
gegebenen  ,,Tereinten  Willen*  beider  Eltern  entspricht,  mit  anderen 
Worten,  wenn  aos  Erklärungen  oder  Handlungen  des  Täters  sein  Eiu- 
verständniss  zu  ersehen  ist.  Hierbei  mneht  es  keinen  Unterschied,  ob 
die  Kinder  schon  bei  Lebzeifoii  des  Vaters  förmlichen  Unterricht  in 
der  Iteligion  ihrer  Mutter  erhielten,  oder  ob  sie  damals  so  jung  Ovaren, 
dass  der  Religionsunterricht  noch  nicht  begonnen  hatte.  Ed  genügt 
die  Feststellung  des  väterlichen  Eiuverstüudnisses,  dass  die  Kinder  in 
der  Gonfession  der  Matter  erzogen  werden.   (Vgl.  S.  145 — 147.) 

Die  YorausBetzungen  des  Erlasses  yom  7.  Deoember  1848  liegen 
nicht  Yor,  wenn  die  Kinder  bis  zum  Tode  des  Taters  in  seinem  Re- 
ligionsbekenntnisse erzogen  wurden,  oder  wenn  die  Willensbestimmung 
des  Vaters  zweifelhaft  ist.  In  diesen  beiden  Fällen  müssten  also  die 
Kinder  auf  Grund  des  Edicts  von  1808  in  der  Keligion  des  Vaters 
erzogen  werden.  Indessen  die  Verwaltung  erlaubte  auch  in  solchen 
Fällen  der  Wittw.e,  ihre  Kinder  iu  ilirem  Glaubensbekenntnisse  zu 
erziehen.  Dies  geschah  mit  Zustimmung  des  Herzogs,  und  z\Yar  nicht 
im  Wege  von  Dispensationen,  sondern  durch  Feststellung  allgemeiner 
Grundsätze.  Schon  eine  CircuUrverfügung  des  evangelischen  Kirclieu- 
senats  vom  14.  Juli  1851  erklärte  mit  Q^nehmigung  des  Herzogs,  im 
Sinne  jener  Yerordnung  müsse  der  alleinige  Wille  des  Täters  oder 
der  Mutter  entscheiden,  wenn  der  andere  Ehegatte  nicht  mehr  lebe* 
i^Es  ist  zufolge  Kinisterial-Resolution  Tom  7.  December  1848  Höchsten 
Orts  genehmigt  worden,  dass  bei  der  Tollziehung  des  Höchsten  Edicts 
vom  22. — 26.  März  1808  eine  Modification  der  liestinimungen  desselben 
insoweit  eintrete,  dass  bei  gemischten  Ehen,  solange  die  Ehern  über 
die  Frage,  in  welcher  Religion  ihre  Kinder  zu  erziehen  seien,  einig 
sind,  dem  vereinten  Willen  derselben,  rcsp.  dem  alleinigen 
Willen  des  Vaters  oder  der  Mutter,  wenn  der  andere 
Ehegatte  nicht  mehr  vorhanden  ist,  von  Amtswegen  kein 
Bindemiss  in  den  Weg  zu  legen  ist/^  Bemgemäss  wurde  auf  eine 
Anfrage  des  grossherzoglich  hessischen  Ministeriums  des  Innern  vom 
24.  Juli  18&8,  unter  Billigung  eines  Berichtes  der  Landesregierung', 
folgende  Antwort  ertheilt.   «Die  Frage  bezüglich  der  religiösen  Er- 


*  OlrenlarverfQgnDg  des  evangcliscliea  EirehenMoatB  an  die  Dekane,  vom  14.  Juli 
1861,  bPT  FiTTilinher,  Bd.  II,  S.  283. 

*  Beriebt  der  Landesregierung  vom  2.  August  IÖÖ8. 
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Ziehung  der  Kinder  aus  gemisoht^'n  "Fhen  ist  in  dem  Herzogthum 
Nassau  durch  die  Innfleaherrliebe  V  erorduung  vom  22.-26.  März  1808 
regulirt  worden.  i>ie  Bestimmungen  dieser  Ycrordnung  koriinien  auch 
dermalen  noch  zur  Auwendung,  mit  der  AIodiKcation  jedoch,  dasä  bei 
gemischten  Ehen,  solange  die  Eltern  über  die  Frage ,  in  welcher  Re- 
ligion die  ETinder  zu  erziebeii  seieb,  einig  sind,  dem  yereinten  Willen 
deiselben,  und  ebenso  in  dem  Falle,  wenn  die  £his  vor  dem  yier- 
zebnten  Lebensjabre  der  Kinder  darcb  den  Tod  eines  der  Ebegatten 
getrennt  wurde,  dem  alleinigen  AYillen  des  überlebenden 
Ehegatten,  bezüglich  der  religiösen  Erziehung  seiner  Sander  Ton 
Amtswegen  kein  Hinderniss  in  den  Weg  gelegt  wird.*  * 

So  trat  im  Yerwaltungswege  die  Anerkennung  des  freien  elter- 
lichen Bestimmungsrechtes  an  Stelle  der  strengen  Vorschrift  des  Edicts 
von  1808.  Die  Vereinigung  des  Herzogtliums  mit  Preussen,  im  Jahre 
1866,  führte  in  diesem  Rechtszustande  koiiiö  Aenderung  herbei. 

Im.  Jahre  1S78  bemerkte  das  Appellatiom^guricht  zu  Wiesbaden  über 
das  Edict  Ton  180B:  «Diese  Verordnuiig  ist  bis  jetzt  nieht  aiudrficklich  auf- 
gehoben; es  ist  jedoch  seit ,  längerer  Zeit  ISsctisdt  zugelassen  wordem,  dass 
die  Eltern  durch  Uebereinkunft  die  Confession  der  Kinder  bestinuiien,  wonach 

dann  nur  im  Streitfalle  der  Oonfossion  dos  Vaters  der  Vorzug  gegeben  wurde."* 
Im  Jahre  187^  wurden  folgende  Kcchtssätze  aufgestellt:  „Kinder  au«  ge- 
mischten Ehen  werden  .  .  .  ia  der  Confession  des  Vaters  erzogen,  wenn  niulit 
der  Vater  mit  der  Matter  darfiber  einverstaiideii  ist,  dass  äs»  Kind  in  der 
Confession  der  Mutter  erzogen  ^\erde''  .  .  .  „Kraft  ihres  Erziehungsrechtes 
kann  die  Mutter  nach  des  Vaters  Tode  darüber  entscheiden,  in  welcher  Con- 
fession das  Kind  bis  zum  ünterselieidungsjahr  zu  erziehen  ist," '  Tn  den 
Jahren  1877  und  1878  wurde  in  den  hessischen  Kammern  mehrfach  auf  K  assau 
in  dem  Sinne  T^rwiesen,  als  ob  dort  das  elterliche  Bestimmungsrecht  gesetz- 
lieh anerkannt  wSre\ 

Die  hier  bezeiehneten  Yerwaltangsgnmdsätze,  die  durch  Ministe- 
rialerlasse  mit  Genehmigung  des  Herzogs  festgestellt  wurden,  müssten 

noch  jetzt  von  den  Yerwaltungsbehdrden,  namentlich  von  den 
Schulbehörden,  befolgt  werden,  wenn  diese  Behörden  überhaupt 

befugt  wären,  sich  um  die  Frage  zu  kümmern,  ob  die  gesetzlichen 
Vorschriften  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten 

Ehen  befolgt  werden  ^. 

Es  Avar  daher  nicht  gerechtfertigt,  dass  ein  Schuldirigcnt  die  katholische 
Wittwe  des  evangelischen  Buchbinders  Seh.  hinderte,  ihre  drei  Kinder  in  den 


*  Schreibca  des  herzoglich  nassauischeu  Sta&tamiuisteriums  aa  das  grossherzog- 
li»h  hessi8«h»  StaataminUrterium  vom  7.  August  1858. 

2  Bericht  de«  Appellationageriebte  zu  Wies1iad«it  an  d«s  Jostliiiiiiiisterittm  vom 
8.  Februar  1873. 

*  Bertram,  Das  nassauiachc  Familien-  und  Vormundscbaflsrecht,  §§  240 
and  288. 

*  Vgl.  z.  B.  die  im  22.  und  23.  grnssberzoglicb  Iicsslächen  Landtage  vorgdcigtMi 
Gesetzentwürfe  üLer  die  Religion  der  Kinder,  in  ihrer  BegrUadmig. 

*  VgL  über  diese  Frage  oben,  Ö.  Ü3 — 08. 
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katholischen  Reli^rionsunterrirhr  zu  scliicken  V  "Denn  die  Mutter  war  hierzu 
nach  dem  Staatsininisteriali  r]as>;o  vom  7.  Au^^ust  1858  berechtigt;  und  diese 
Berechtigung  durfte  der  Idiciiuldirigcnt  nicht  bezweifehi. 

KdrzUch  wurden  alle  Selmlen  dea^Tormaligeii  Herzogthams  Nosma  fOr 
sunnltaiL  erklärt  Hieranf  erhielten  die  Directoren  der  Elementarschulen 
dardk  Verfügung  der  Regierung  zu.  Wiesbaden  vom  2,  November  1887  dne 
Zusamnienstelluiii,'  der  Gruiulsätze,  wonach  beiirtheilt  werden  sollte,  oh  ein 
Kind  aus  gemischter  Hlie  dem  kathoHscheu  od«  r  dem  evangelischen  Religions- 
unterrichte zuzuweiäjeu  sei*.  Dies  war  scliou  tlesliaib  ein  Missgntt",  weil  die 
Schttldirectoren  über  die  bezeichnete  Frage  nicht  zu  urtheilen  haben '. 

Dagegen  die  Gerichte  haben  einen  andern  Standpunkt  einzu- 
nehmen. Seit  dem  1.  Januar  1876  haben  die  YormuDdechaftsgeriohte 
darüber  zu  wachen,  dasa  die  gesetslichen  Yorscbriften  über  die  reli- 
giöse Erziehung  der  beTomnmdeten  Kinder  befolgt  werden.  Sie  müssen 
das  Ediot  von  1808  anwenden,  falls  dasselbe  noch  Gesetseslcraft  hat. 
Der  Erlass  des  Staatsministeriums  vom  7.  December  1848,  der  nicht 
einmal  öffentlich  verkündet  wurde,  konnte  das  Gesetz  nicht  ändern. 
!Noch  weniger  haben  die  seitdem  eingeführten  weiteren  Milderun iren 
des  Edicts  Gesetzeskraft  erlangt.   Die  Meinung,  das  Edict  von  1ÖÜ8 


1  Darüber  berichtete  cki-  luilinspet  tor  /u  Heddersheim  an  die  königliche 
BcgieruDg  zu  Wiesbaden,  am  9.  September  1SS5. 

*  Diese  Grundsätze  lauten:  „§  1.  Eheliche  Kinder  aus  Mischehen  folgen  der 
ConfesBioii  des  Vaters,  auch  hei  dnem  etwaigen  Rdlglonswechsel  deuelben,  e»  sei 
denn,  dMS  beide  Eltern  darüber  einig  geworden  sind,  in  welcher  Religion  ihre  Kinder 
erzogen  -worden  aollen,  und  diese  ihre  übereinstimmende  Willenserklärung  vor  dem 
städtischen  Schulinspector  zu  Protokoll  gegeben  haben.  Dieses  Pro- 
tokoll ist  dem  dehuldirigeiiten  im  Original  voraulegen.  (Vgl.  nassauLsclMS  Qeaete 
vom  22.  —  26.  Mftn  1808,  eingeschärft  durch  Geiicrnl«'  vom  9.  Juni  1828;  nassauische 
MinisterialverfOgung  vom  7.  December  1818.)  —  5  Di.  etwa  vor  oder  bei  der 
Ebescbliessung  abgegebenen  Reverse  iiönnen  als  null  und  nichtig  die  in  §  1  ge- 
forderte WiUencerklftrung  nicht  enetscn.  (Vgl.  GcbcUe  vom  23.-26.  MHrs  1808; 
Entscheidung  des  OberlnndcBgerichts  zu  Frankfurt  a.  M.  vom  17.  Jn!i  — 
§  3.  Eine  einseitige  Willenserklärung  der  Mutter,  wenn  der  Vater  todt  oder  von 
ihr  getrennt  ist,  hat  keine  Giltigkeit,  sondern  die  Kinder  folgen  der  Confession  des 
Vaters.  Weder  der  Vormund  noch  die  Mutter  können  daran  etwas  ftndem.  (Vgl. 
Verfügung  der  königlichen  Regierung  dahier  vom  27.  December  IPS'?;  antlirntische 
Interpretition  des  Edicts  vom  Jahre  1808,  vgl.  Generale  vom  JJ.  September  1841.) 
—  ä  4.  Alle  unehelichen  Kinder  folgen  der  Confession  der  ^.lütter;  nur  wenn  sie 
dnrdi  nachfolgende  Ehe  legitimirt  sind  (unter  den  in  §  1  gegebenen  Einschränkungen), 
dojenigen  de^  Vaters.** 

3  Uobrigens  entspricht  die  Zusammenstellung  nicht  einmal  den  GnindsätKen, 
die  seit  der  Verordnung  vom  1.  December  1848  für  die  Verwaltungsbehörden  mass- 
gebend sind.  Die  genannte  Verordnung  entliftlt  nSmlich  fttr  die  Willenserklärung 
der  Eltern  keine  Formvorschrift.  Tklithin  hätte  §  1  der  Dienstanweisung  dahin  lauten 
sollen,  (lass  Kindrr  aus  Miselu-Lon  dem  Unterrichte  in  der  Religion  ihres  Vaters  zu- 
zuweisen seien,  sofern  nicht  die  Eitern  einen  andern  Willen  xu  erkennen  geben.  Die 
Regierung  zu  Wiesbaden  war  nicht  befugt,  im  Widerspruch  mit  den  angefahrten 
MiniSterialarlasBen  die  Formvorschrift  ein«ttfDhren,  dass  die  Erklärung  beider  Eltern 
dem  Schulinspector  zw  Protfikoll  erklärt,  und  dlea  Protokoll  dem  Schuldirigenten 
vorgelegt  werden  müsse.    Vgl.  oben,  S.  216. 
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sei  durch  Gevrolinheitsrecht  (desuetudo)  aufgehoben,  ist  nicht  haltbar. 
Denn,  obwohl  dem  (jewohuheitsrechte  die  Kraft  zugeschrieben  wird, 
8el))st  Gesetze  umzustossen  \  so  sind  ducli  Erlasse  und  Entscheidung  n 
von  Yerwaltuügöbehörden  Tiiclit  iiusreicliend,  ein  Gewohnheitsrecht  zu 
begründen.  Die  Gerichte  können  daher  den  Erlass  des  Staatsministe- 
riums  vom  7.  December  1848  nicht  befolgen  ^  und  noch  weniger  die 
im  Schreiben  des  Staatsminiateriums  Yom  7.  August  1858  bezeichneten 
Grundsätze  berücksichtigen,  soweit  der  Inhalt  jenes  Erlasses  und  dieses 
Schreibens  mit  dem  bestehenden  Landesgesetze  in  Widerspruch  steht. 
Die  Bechtsverwirrung,  die  dadurch  entstehen  mag,  dass  ein  durch 
TerwaltUDgspraxis  im  wesentlichen  ausser  Anwendung  gekommenes 
Gesetz  von  den  Gerichten  für  rechtsbeständig  erklärt  und  wieder  an- 
gewendet wird,  haben  die  Gericht*  nicht  zu  verantworten.  Ebenso 
wenig'  sind  sie  für  die  Härten  verantwortlich,  die  sich  aus  Anwendung 
des  Gesetzes  ergeben.  Eine  Abhilfe  der  bezeichneten  Uebelstande 
kann  nur  die  Gesetzgebung  herbeifüliren. 

Man  bohauptctf  es  seien  ^die  Gerichte  für  die  Ivechtsbcstilndigkeit  eines 
Gesetzes  eingetreten,  das  die  Yerwaltungsbehördou  als  abgetiiau  augesehen 
hatten'*  ^  Soll  dies  den  Sinn  haben,  dasa  die  unTeränderte  Geltung  de« 
Ediets  Tom  22.-26.  Wbet  1808  dordi  die  Reeht^recshung  anerkannt  worden 
sei,  so  ist  es  nidit  richtig.  Es  hat  sich  über  diese  Frage  noch  keine  feste 
Rechtsprechung  gebildet,  wie  aus  nachfolgender  Ucbei^icht  hervorgelit. 

Der  zu  Oberlahnstoin  am  26.  Juli  1?!79  *^e«torbeno  katliolischo  Ilaiif^ir- 
meiöter  A.  Tli.  war  in  erster  Ehe  mit  euier  i'rotestantiu  verheiratet  gewesen  und 
hinterliess  aus  dieser  Ehe  acht  Kinder.  Im  Jahre  1881  zeigte  der  Yormnnd 
an,  die  Stiefmutter  suche  das  jüngste  Kind,  Fridolin  (geb.  31.  März  1870), 
katholisch  zu  machen.  Der  Ynter  hatte  alle  Kinder  (zufolge  eines  „Aergors**) 
evangelisch  erziehen  lassen.  Er  hatte  jedoch,  wie  die  Stiefmutter  und  der 
katholische  Pfarrer  versicherten,  in  ihrer  beiden  Gegenwart  aus  freien  Stücken 
eiklärt,  er  bereue  die  OTangeliMhe  Ensiehuug  und  wünsche,  dasa  seine  Kinder 
zur  kathoÜBchen  Religion  zurfickkehrten.  Das  Amtsgericht  entsdiied,  Fridolin 
müsse  in  der  katholischen  Eeligion  erzogen  werden,  weil  nach  der  Terord- 
nnng  Tom  26.  Marz  1868  alle  Kinder  aus  gemischten  Ehen  bis  zum  Alter 


*  L.  82  §  1  D.  d«  legibus  (1,  8):  ...  „reetlMime  etlam  iUad  r«c«ptum  est, 

ut  Icgcs  non  so!urn  Buffrapio  legialatoris,  sctl  etiam  tacito  consensu  umnium  per  de- 
suetudinera  abrogentur."  Diesen  Gnindaatz  Viill  der  Entwurf  des  bürgerlichen  Ge- 
seUsbuches  für  das  deutsche  Reich  in  §  2  ändern:  „Gewohnbeitsrechtliche  Uecbta- 
awmen  gelten  nur  iasoweity  ala  das  GesetE  auf  Oewohnbdteraeht  verweist.* 

2  Im  Rheinischen  Kxirier  vom  1,  September  1885,  Nr.  204,  1.  Ausgabe,  unter 
Nassau,  20.  August,  wird  behauptet,  der  Erlass  von  1848  sei  fllr  die  Gerichte  „auch 
jetzt  nocli  masägebeud.  Die  Entscheidungen  der  Gerichte  geiien  nun  auseinander, 
-wenn  es  sich  darum  handelt,  wie  der  vereinte  WlUe  der  Eltern  eonstatiit  eeln  mnes, 
entweder  durch  schriftliche  Erkllirung  vor  dem  zuständigen  Pfarramte  .  .  .  oder 
durch  die  erfolgte  Taufe  durch  den  Geistlichen  einer  bestimmten  Confesäion".  Alles 
dies  ist  unrichtig,  da  derartige  Entsclieidungeu  vuu  Gerichten  nicht  ergaugen  sind. 

*  Ztt  dem  Kapitel  von  den  MiaehelieD  swiachen  Protestanten  -und  KatboUkea, 
aus  dem  Nassauischen,  im  Boten  des  Evangellechen  Vereloa  der  Onstav-Adolf-StiftiniA 
vom  Ib.  April  1884,  Nr.  8,  S.  121. 
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Ton  vierzehn  Jahren  der  Belig^oxt  des  Vaters  folgen  mfisston    Eine  Beschwerde 

des  Vormundes  wurde  zurückgewiesen.  Das  Landgericht  nahm  an,  die  Bo- 
schwerde könne  durch  den  Erlas^s  vom  7.  December  1848  nicht  begrnnd(?t 
werden,  weil  letzteres  „nur  ausspricht,  dass  dorn  vpreinten  Willen  der  KIterii 
über  die  roligioso  Erziehung  der  Kinder  nicht«  in  den  Weg  gelegt  werden 
soll,  wogegen  an  dem  Rechte  des  Vaters ,  diese  Erziehung  abweichend  Ton 
dem  Willoii  der  ^futtcr  zu  bestimmen,  nichts  goämlort  werden  sollf  und  im 
vorliegenden  Falle  A.  Th.  vor  seinem  Tode,  wie  Pfarrer  "\V.  bezeugt,  den 
Wunsch  geäussert  hat,  dass  der  jüngste  Sohn  Fridolin  in  dor  katholischen 
Religion  erzogen  werde"*  Hiernach  legte  das  Landgericht  nicht  auf  den 
Wortiant  des  Edicts,  sondern  auf  den  zuletzt  geäusserten  Willen  des  Ter- 
storbenen  Vaters  entscheidendes  Gewicht.  Auch  wurde  gegen  die  Qiltigkeit 
der  Ministerialverfögung  vom  7.  December  1848  kein  !^  I nl   i  geäussert 

Die  am  22.  August  1872  geborene  Tochter  des  im  Jalire  1876  gestorbenen 
ovani^'elisoheii  I'ergarbeiter?  H.  nnd  seiner  am  30.  August  1881  crostorbonon 
katholisclieu  Wittwe  war  katholisch  getauft  und  erzogen  worden,  wurde  aber 
am  15.  Juli  1881 ,  also  noch  bei  Lebzeiten  der  Mutter,  an  den  CTangelischen 
B.  in  Pflege  gegeben.  Dieser  wollte  das  Kind  evangelisch  erziehen,  während 
der  Vormund  die  Fortsetzung  der  katholischen  Erziolmn^r  verlangte  Das 
Amtsgericht  ordnete  die  katho1ii«ehe  Erziehung  an*.  Auf  Keschwordo  des  B. 
entschied  das  Landgericht,  das  Kind  müsse  evangelisch  erzogen  werden;  denn 
das  Edict  vom  22.-26.  März  1808  besteho  „noch  zu  Recht,  wenn  es  auch 
praktisch  insofern  nicht  zur  Anwendung  gebracht  wird,  als,  falls  die  Eltern 
nach  ihrem  vereinten  Willen  ihre  Kinder  bis  nach  erreichtem  vierzehnten 
LcliP'i^jMhre  derselben  nicht  in  der  Iveligion  des  Yater«!,  sondern  in  der  der 
Mutter  erziehen  lassen,  nicht  von  Anitswet^en  dap;ei;en  eingeschritten  wird'' ; 
nach  den  Bestimmungen  des  Edicts  könne  „der  von  dem  katholischen  Pfarrer 
bezeugte  Wille  der  Mutter  ebenso  wenig,  als  der  vor  Eingehung  der  Ehe  unter- 
zeiohnete,  zunächst  nur  die  Ermächtigung  der  Trauung  bezweckende  Revers 
der  Eltern  in  Betracht  kommen*  \  Eine  weitere  Beschwerde  des  Vormundes 
g'egen  diese  Entscheidung  %vurde  zurückgewiesen.  Das  Oberlandesgericht  be- 
merkte über  das  Edict  vom  22.-26.  März  1808,  es  müsse  „dessen  fortgesetzte 
rechtliche  Qiltigkeit  in  den  von  dem  Landgericht  zu  Limburg  angegebenen 
Grenzen  anerkannt  werden* ;  nach  diesem  Edict  sei  der  Reyers  Tom  21.  Juni 
1872  ungiltig,  und  es  sei  „der  Anwendung  des  Edicts  auf  den  vorliegenden 
Fall  ein  Redunken  niclit  (>ntge;i;enznsefzeii'',  znnial  da  „dio  überlebende  Mutter 
sogar  die  Erziehung  dos  Kindes  in  der  Religion  dos  Vaters  selbst  angeordnet'* 


^  Beschhiss  des  Amtsgerichts  zu  Niederlahnstein  vom  12.  November  1881. 

2  Beschluss  des  Landgerichts  zu  Wiesbaden  vom  2.  Februar  1882. 

3  Die  Eltern  hatten  vor  der  Trauung,  am  31.  Jtml  1872,  dem  kAthollBCben 
Pfitrm  eohrifUieh  erklftrt,  die  Kinder  sollten  katholiscli  erzogen  werden.  Auch  hatte 
die  Mutter,  wie  der  kftnioliscLo  Pfarrer  am  «.  Octnher  1882  bcso1ioiiiij?te ,  nnf  dem 
Sterbebette  den  Wuiist  Ii  geüussert,  ihre  Tochter  möge  (nach  wie  vor)  katholisch  er- 
zogen werden.  Dagegen  behauptete  B. ,  die  Mutter  habe  flm  «ur  eyangelisch«!  Er- 
siehnng  des  Kindes  evmftdiifgt. 

*  BeschluBs  des  Amtsgprlchts  zu  Nassan  vom  7.  April  I8S3. 

*  Beschluas  de^  Landgerichts  zu  Limburg  vom  1.  Juni  1883,  im  kirchlichen 
Anzeiger  des  königlichen  Conslstonains  an  Wiesbaden  vom  15.  Mlln  1884,  Nr.  4, 
beeproelten  im  Boten  des  Evangelischen  Vereins  der  <^stav-Ädo]f-Silft«ne  Yom 
15.  AprU  1BS4,  Nr.  8. 
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und  damit  ^über  die  confcssionelle  Erzielittiig  definitiT  und  mit  rechtlicher 
Wirks<'xml<oit'*  entscliiedon  Imbe  In  dieser  Bcgröndiinfif  kann  eine  Lösung 
der  Frage,  wie  weit  der  Erlaus  vom  7,  December  1848  für  die  Gericiite  bindend 
ist,  nicht  gefunden  werden.  Denn  unter  Annahme  des  Thatbestaudes,  den 
das  Oberlandcsgericht  seiner  Entscheidung  zu  Grunde  legte,  munte  der  Bedif»* 
fall  so,  wie  geschehen,' «itschieden  werden,  mochten  die  Grundsätze  des  Er- 
lasses vom  7.  December  1848  oder  diejenigen  des  Ministerial-Scbreibens  vom 
7.  Ang:nf:t  185?^  massgebend  sein.  Keinenfalls  ist  dio  Entschpidiing  dabin  zu 
v(  rsfehen,  dass  die  unveränderte  Geltung  des  Edicts  vom  22.— 20.  März  1808 
noch  beute  anzunehmen  sei.  Das  Gcgcnthcil  folgt  aus  dem  Satze,  dass  die 
forlgesetzte  rechtliche  Oiltigkeit  des  genannten  Edicts  ,»in  den  vom  Land- 
gerichte zu  Limburg  angegebenen  Grenzen"  anerkannt  werden  mfl^sc. 

Der  am  6.  September  1884  zu  Pissighofen  gestorbene  katliolische  Tas:::— 
löbner  Adolf  W.,  dessen  evangelische  Ehefrau  im  Jahre  1888  gestorben  war, 
hiuterliess  eine  grossjährige  Tochter  und  zwei  minderjährige  Söhne.  AUe 
drei  Kinder  waren  eyangelisch  getauft  und  eyangelisch  erzogen.  Der  Sltore 
Sohn  war  zur  Zeit,  als  der  Vater  starb,  im  Bettungshanse  zu  Wiesbaden  und 
wurde  bald  nachher  evangelisch  confirmirt.  Der  jüngere  Sohn,  Wilhelm, 
war  am  2.  October  1874  geboren.  Er  besuchte  in  der  Volksschule  den  evan- 
gelischen Religionsunterrichf ,  was  die  könifj^liohe  "Regierung',  Abtheilung  für 
Kirchen-  und  Schulsacheu,  mit  Rücksicht  auf  den  landesherrlichen  Erlass  vom 
7.  December  1848  genehmigte.  Doch  Teranlasste  der  Landesdireetor  den 
katholischen  Pfarrer  zu  Nastätten,  über  die  religiöse  Erziehung  des  "Wilhelm 
W.  eine  gerichtliche  Entscheidung  herbeizuführen Der  Pfarrer  bcantraf^to 
bei  dem  Amts^rerichte  zu  Nastätten,  die  katholische  Erziehung  anzuordnen. 
Der  Vormund  und  der  Gegenvormund  erklärten,  sie  hätten  die  Absicht, 
das  Kind  nach  wie  vor  in  der  eTangelischen  Religion  zn  erziehen,  was 
dem  Willen  des  Vaters  und  dem  eigen«i  Wunsche  des  Knaben  entspreche. 
Das  Amtsgericht  ordnete  die  katholische  Erziehung  an,  mit  der  Erwägung, 
dass  die  Vorschrift  des  Edicts  vom  2G.  März  1808  noch  /u  Eeeht  be- 
stehe, und  danach  Kinder  aus  gemischten  Ehon  in  der  Religion  des  Vaters 
erzogen  werden  müssten  Gegen  diese  Entscheidung  wurde  durch  den 
Vormund,  den  QegenTormund  irad  den  Waisenrath  Beschwerde  erhoben. 
Das  Landgericht  erklfirte  die  Beschwerde  für  begründet  und  ordnete  an, 
dass  Wilhelm  W.  in  der  evangelischen  Beligion  zu  erziehen  sei^  weil  es 


1  Bescbluss  des  Oberlandesgcrichts  zu  Frankfurt  a.  M.  vom  10.  December  18S3. 

'  Sehreihen  des  Landeadiieetora  vom  18.  November  1884. 

'  Beschlus'?  (los  Aratagcrichta  zu  Nastätten  vom  28.  December  1884. 

^  Beschlus?  dc5  Lundgcrichts  zu  Wiesbaden  vom  13.  Februar  1885.  Darin 
wurde  ausgeführt,  das  Edict  vom  22.  —  26.  März  1808  sei  nicht  dahin  zu  ver- 
stehen, däss  Kinder  ans  gemischten  Ehen  unter  allen  Umstinden  in  der  Religion 
des  Vaters  erzogen  werden  müssten.  Es  -war,  bemerkte  dos  Landgericht,  flicht  Ab- 
sicht dra  OesctzgeberSj  durch  jene  Verordnung  den  Eltern  die  Bestimmung  Über  die 
religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder  bis  zum  erreichten  vierzehnten  Lebensjahre  zu  ent- 
stehen, aondera  nm  fBr  den  Fall,  daas  die  Eltern  bei  gemisehten  Ehen  Uber  die 
religiöse  En^ehuog  ihrer  Kinder  uneinig  sein  sollten,  die  Bestinunung  zu  treffen,  dass 
dieselben  in  der  Religion  des  Vaters  zu  erziehen  seien.  Dies  ergibt  sich  deutlich 
aus  den  Worten:  zur  Beseitigung  aUer  entstehen  könnenden  Ehe-  und  Familien' 
zioi^hdim.  Das  (Peseta  will  nnr  fDr  den  Fall  einer  derartigen  Unetnlgkeit  Be^- 
Stimmung  treffen,  nicitt  abtr  Avidrr  den  vereinte  Willen  beider  Eltern  denselben, 
besiefauDgsweise  ihrem  Kinde,  eine  ilmen  nicht  zusagende  Religton  auizwingen.  Dnrch 
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annahm,  die  im  Erlasse  Tom  7.  Beeember  1848  ansgeBprochenen  Grnndsatee 

entsprächen  einer  richtigen  Auslegung  des  Erlicts  von  1808  *. 

In  c'moT  andern  Tormundschaftssachc  -sTollff  die  zu  AV(»liiiliafte 
evangolisclie  Wittwe  eines  Katholiken  ihre  scluilptiichtigen  Kinder  evangelisch 
erziehen,  obwohl  dieselben  bis  zum  Todo  des  Vaters  katholisch  erzogen  waren, 
indem  sie  behauptete,  der  Vater  habe  erklärt,  nach  seinem  Tode  konnten 
die  Kinder  evangelisch  erzogen  werden.  Sie  berief  sich  anf  den  Iftmsterial-' 
crla<5s  vom  7.  Pccomhor  ISIS.  Das  Amtsgericht  zu  Nassau  entschied,  die 
Kinder  infisstcn  kntholiscli  erzogen  werden,  weil  das  Edict  vom  22.-20.  Miirz 
1808  massgebend  sei,  und  danach  die  Kinder  der  Religion  des  Vaters  folgten. 
Eine  Beschwerde  der  Mutter  gegen  diese  Entscheidung  wurde  zurückgewiesen. 
Es  wurde  angenommen,  die  Besehwerdeffihrerin  sei  «nicht  berechtigt,  ihre 
bisher  in  der  Religion  des  Vaters  erzogenen  Kinder  vor  erreichter  rnt(  r- 
scheidungszeit  in  einer  andern  Holi^flon  crziolion  zu  lassen .  weil  da^  l-dict 
vom  Jahre  1808  „noch  in  gesetzlicher  Kraft  bestellt  ,  und  in  der  Praxis  nur 
insofern  nicht  gehandhabt  worden  ist,  als,  wenn  beide  Eltern  noch  leben 
nnd  darin  einig  sind,  dass  die  Kinder  in  der  Religion  der  Mutter,  statt  des 
Väter«,  erzogen  werden,  von  Amtswegen  nicht  eingeschritten  werden  soll*^ 


einen  solchen  Zwang  wfirde  gerade  das  Gegentheil  davon  erreicht  werden ,  was  die 

auspesprocliene  Tendenz  des  Gesetzes  ist,  nämlich  zur  ungestörten  Austibung  der  Re- 
ligion beizutragen,  den  Keim  2U  Zwtstlgkeiteu  unter  verschiedenen  Rcligionsverwnndten 
SV  entfernen  und  die  Zttfiriedenbeit  und  also  auch  das  Olftck  der  Unterthanen  vor- 
zfiglich  zu  befiSrdsni.  Deshalb  muss  als  Reebtssais  an^^estalli  werden ;  das  Gesetz 
•will  sich  nur  einmischen,  wo  hrldc  Eltprn  uneinig  pind,  ^Ynllrolld  03  Ijci  deren  Be- 
stimmung verbleibt,  wenn  sie  einig  sind.  Diese  Ansicht  theilt  auch  Bertram 
(Familienrecht,  §  240),  und  spricht  der  Erlass  des  Staatsministcriums  an  die  Landea> 
regtemng  vom  7.  Deeember  1848  als  WOIen  des  Landesherm  aus.  Es  ist  nicht 
erforderlich,  die  Geset7esl^rnft  dieses  Erlfts-ses  zu  prüfen,  weil  duivh  rielitiü;c  Aus- 
legunju'  des  Edicts  vom  Jahre  1808  schon  dasselbe  Resultat  erreicht  wird.  Auch  die 
Regierung  an  Wiesbaden  theilt  die  hier  vertretene  AufTassnng.  .  .  .  Der  Qberein- 
sümmende  Wille  der  Eltern '  des  Mflndels  hat  nun  bis  sum  Tode  derselben  fort- 
bestanden, lind  würde  es  willldlriieh  ?ein .  tmd  der  riehtigen  Auslfpnnc  des  Edictes 
durchaus  widersprechen,  seit  diesem  Zeitpunkte  im  entgegengesetzten  Sinne  zu  ver- 
fahren. Vidmebr  kann  nur  angenommen  werden,  dass  dieser  Wille  bis  zur  Sdib- 
Btlndigkeit  des  Mflndels  in  Bestimmung  seines  Glaubensbekenntnisses  fortwirkt  .  .  . 
Ein  Widerspruch  mit  dem  Eeschlusse  des  Lnndgeriilits  zu  Limburg  vom  1.  Juni 
1883  .  .  .  liegt  nicht  vor.  Denn  dort  war  der  Vater  des  Mündels  evangelisch,  die 
Mtttter  katholisch,  und  die  Mflndel  vmrde  nach  dem  Tode  des  Vaters  mit  Oeneb> 
migung  der  Mntter  evangeÜseb  ersogen,  worauf  die  letztere  auf  dem  Sterbebette  den 
Wunsch  ftiiR?praeh,  dfts  Kind  ml^ge  katholiscli  erzopen  werden.  Hier  Ia^  ein  fiher- 
einstimmcnder  Wille  beider  Eltern  bis  su  deren  Tode  nicht  vor,  und  deshalb  war 
die  Anwendung  des  Edicts  vom  Jahre  1808  geboten.  —  ISne  weitere  Beschwerde 
des  katholischen  Pfiirrers  wurde  als  unzulässig  verworfen.    (V;;!.  oben,  S.  129.) 

'  Diese  Meinung  widerspricht  dem  Wortlaute  xnul  Zwecke  des  Edicts.  Danach 
sollen  die  Kinder  aus  gemischten  Ehen  „ohne  Ausnahme  und  in  allen  Fällen  nach 
der  Religion  des  Vaters  erzogen  werden"*.  Ite  soll  von  dieser  Vorschrift  ^weder 
dnrcb  mfindltclie  Abrede,  noch  durch  schriftliche  Yertriige  abgegangen  werden*^.  Der 
Gesetzgeber  glaubte,  eine  solelu-  Vorsclirift  «ei  notliw<  ri(lig  «.der  angemessen  ,.7nr 
Beseitigung  aller  entstehen  könnenden  Ehe-  und  Familienzwistigkelten'^,  und  es  könnten 
solehe  Zwistigkeiten  nicht  entstehen,  wenn  dte.Kdtgton  der  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  ein  für  allemal  durch  Gesetz  festgesetzt  wflrde. 

*  Beschlnss  des  liandgericbts  zu  Limburg  vom  20.  Deccmt)er  1868.  - 
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Diese  Bemerkungen  über  die  bisherige  Praxis  waren  nicht  richtig.  Nach  den 
Orundsiitzen,  die  das  StaatMiiinisteriinn  am  7.  August  1858  bozoielnieto,  bätto 
die  Mutter  nicht  gehindert  werden  dürfen,  ihre  Kinder  in  ilnom  Religions- 
bekenntnisse zu  erziehen,  lieber  die  Rechtsfrage  aber,  ob  die  Tormundschafts- 
gerbhte  an  den  Erhus  vom  7.  Deoember  1848  ond  die  sjAteren  IGniste^I- 
erlfuae  gebunden  sind,  enthielt  die  Entscheidung  keinen  Anflspruch. 

In  folgender  Entscheidung  des  Landgerichts  zu  Limburg  kann  eine 
Anerkennung  des  Satzes  gefunden  werden ,  dass  die  Yormundsehaftsgerielire 
auf  den  Erlass  vom  7.  Decenibcr  1848  und  die  späteren  Ministerialerlasso 
keine  Küeksicht  zu  nehmen,  sondern  die  Vorschriften  des  Edicts  vom 
22.-26.  ICäras  1806  anzuwenden  hätten.  Der  am  6.  Norember  1878  zu  Weil- 
bnrg  geetorhene  evangelische  £Saenbahnaasistent  W.  war  mit  einer  Eatho- 
likin  verheiratet.  Di  T>au  Überlebte  ihn,  starb  aber  am  7.  -TuTi  1879. 
Beide  hatten  vor  der  Trauung,  am  11.  April  1872,  dem  katholischen  Pfarrer 
eidesstattlich  versprochen,  dass  ihre  Kinder  katholisch  erzogen  werden  sollten. 
Der  iiltesto  Soiiu,  Adolf  Peter  (geboren  am  10.  December  1872),  wurde  nach 
dem  Tode  beider  Eltern  katholisch  erzogen.  Der  Vormund  wollte  auch  die 
beiden  jüngeren  Kinder  katholisch  erziehen.  Es  entstand  hierüber  Streit, 
der  iji  der  Beschwerdeinstanz  dahin  entschieden  wurde,  dass  die  Kinder  in 
der  evangelischen  Confession  erzogen  werden  nnissten.  Das  Landgericht  bezog 
sich  hierfür  auf  die  Vorschriften  des  Edicts  vom  22. — 2G.  März  1808,  mit 
dem  Bemerken,  dass  dieselben  noch  unbestrittene  Geltung  hätten 

Die  entgegengesetzte  Meinung  vertrat  das  Amtsgericht  zu  Weilbnrg, 
indem  es  entschied ,  die  Kinder  des  katholischen  Dr.  L.  und  seiner  evan* 
gelischen  Wittwe  zu  Weilburg  sollten  in  der  Religion  ihrer  Mutter  er- 
zogen werden,  mit  der  Erwägung,  dass  die  Eltern  über  die  evangolischo 
Erzieliüug  der  Kinder  einig  gewesen  seien,  und  dass  es  danach  sieh  recht- 
fertige, von  der  durch  das  Edict  vom  22.— 2G.  März  1808  aufgestellten  Regel 
abzusehen 

Frankfurt  a.  H. 

Im  Gebiete  der  vormaligen  Freien  Stadt  Frankfurt  bestimmt  sich 
die  Religion  der  Kinder  aus  ungemischten  Ehen  nach  den  Orund- 
sätzen  des  gemeinen  deutschen  Rechts  (oben,  S.  Ul,  34).  Dagegen  für 
Kinder  aus  gemischten  Ehen,  aoniefOr  aneheliclie  und  für  Ver- 
la es  ene  Kinder  gilt  noch  heute  die  Verordnung  vom  5.  September 
1811,  zufolge  Gesetzes  Tom  30.  December  1819,  „nur  mit  einst- 
weiliger Gesetzeskraft".  Die  gesetzliche  Giltigkeit  der  Terordnung 
ist  nicht  zu  bestreiten,  obwohl  dieselbe  auffallenderweise,  soweit  sieh 
ermitteln  Hess,  seit  langen  Jahren  nicht  mehr  sur  Anwendung  ge- 
kommen ist. 


^  Beschluas  des  Landgerichts  zu  Lfmbotg  vom  16.  Fsbnwr  1885. 

*  Bcachlusa  des  Amtsj^erichta  zu  Wcilburp  vom  15.  Oclober  1886.  Die  in  der 
nämlichea  Sache  erlassenen  BesohlQsse  des  Landgerichts  zu  Limburg  und  des  Kam< 
mergcrichts  hatten  ni^t  su  prttftn,  ob  der  vom  Amtsgerichte  angegebene  Rechts- 
grand richtig  ad,  da  die  Berechtigung  des  BeMhwordefUirers  zur  Erhebung  der  Be* 
sehwerde  verndnt  wurde. 
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Seit  der  prousHischen  Herrschaft  hiit  sitli  eine  Roehtsprechunf^  über  die 
Verordnung  vom  5.  September  1811  nicht  entwickelt  Die  ältere  Recht- 
sprechung erhellt  aus  einigen  geriehäiehen  Entaeheidungen,  die  in  den  Archiren 
der  Stadt  und  des  AmtsgeriehtB  aufbewahrt  werden  \ 

1.  Kmder  in  oder  aus  gemiscliten  Ekeü. 

Art.  3  der  Verordnung  vom  5.  September  1811  ist  bo  gefasst, 
als  ob  für  die  relijs^iöse  Erziehung  der  Kinder  in  oder  aus  scemiscliten 
Ehen  die  allppemeiuen  Grundsätze  des  olterlichen  Erzi(3hung8recht8 
gelten  sollten.  Es  wird  darin  sogar  ausdrücklich  auf  Art.  373  dos 
(rkeinischen)  bürgürliclien  Gesetzbuches  verwiesen.  Allein  nach  Art.  4 
der  nämlichen  Verordnung  kann  die  lieligiou  der  Kinder  durch  Ver- 
trag beatimmt  werden.  Die  Yorschiiften  über  Giltigkeit  eines  solchen 
Yertrages  finden  sieh  in  Art.  5—7.  Ffir  den  Fall,  daas  ein  giltiger 
Vertrag  über  die  Beligionserziehung  nicht  errichtet  ist,  entbAlt  Art.  8 
eine  gesetsliche  Bestimmung.  Also  bestimmt  sich  die  Oonfession  der 
Kinder  in  oder  aus  gemischten  Ehen*  entweder  durch  Vertrag,  ge- 
mäss Art.  4—7,  oder  durch  Gesetz,  gemäss  Art.  8.  Mithin  kann  das 
in  Art.  3  bezeichnete  freie  Bestimmungsrecht  der  Eltern  niemals  in 
Anwendung  kommen^. 

a)  V^rtraj^sb^mniiiii^. 

Nach  Art.  4  und  5  der  Verordnuni;  vom  5.  September  1811  kann 
der  Vertrag  vor  oder  nach  Abschluss  der  Ehe,  jedoch  nur  in  notarieller 
oder  gerichtlicher  Form  iriltis;'  errielitet  w^crden.  Der  Vertra?  hat  nach 
Art.  6  die  Natur  einer  „beiderbeitigen  freien  UeUereizikunit",  in  dem 
Sinne,  dass  er  „durch  beiderseitige  Einwilligung  der  Brautleute  oder 
Eheleute  aufgehoben  oder  geändert  werden  kann**.  Aus  dem  Zu- 
sammenhange von  Art.  4—6  ergibt  sich,  dass  die  Aufliebung  oder 
Amderung  des  Vertrages  nur  in  notarieller  oder  gerichtlicher  Form 
möglich  ist,  was  den  allgemeinen  Chrundsätzen  über  formelle  Verträge 
entspricht^ 

Im  Einklaiii^o  hiermit  hat  das  vormalige  Stadtgericht  von  Frankfurt 
\vi(!'l.  rlinlt  enti^chieden,  ^dass  die  gemüss  Art.  5  dm-  Torordiiunsr  vom  5.  Sep- 
tember 1811  geschlossenen  Verträge  nicht  durch  blosse  üebereinkuntt ,  son- 

1  Einige  andere  bei  ü  ender.  Handbncli  des  Krankfui-ter  Privatrechts  (i84S), 
enväbnte  Entscheidungen  sind  mit  den  dazu  gehörigen  Acten  !eld«r  casslrt. 

*  Unter  gemisehten  Eben  sind  alle  di^enigen  Ehen  n  verstehen,  in  denen  die 
Ehegatten  \  er!-'c!iird('ncn  RpHpionsbpkpüntTiiPSPn  angehören.  Der  Begrift"  ißt  nicbt 
etwa  auf  Ehen  von  Katholiken  und  Protestanten  beschränkt.  Vgl.  Bender,  Hand- 
buch dc3  Frankfurter  Privetreohts ,  S.  86,  ttber  die  fihen  mit  ,^DentRchkatfaoliken*^. 
Folglicl)  sind  die  VoTSchriften  .  der  Verordnung  vom  Ö.  .  September  ISII  auf  Ehen  von 
Christen  mit  J-udpn  ehonfnll'^  .mznwendcn. 

*  Es  liegt  hier  ein  Redactionst'chler  vor,  der  im  Jahre  1826  in  der  hannover- 
schen Verordnung  wiederholt  warde  (vgl.  oben,  8.  184). 
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dem  nur  diureh  Verträge  von  gleicher  Form  alfgeiuulort  wcrJon  können"  \ 
NamenMich  or^'msren  in  diesem  Siime  Eutscbeidnugen  in  den  Jahren  1841 
und  1647.  unten,  S.  227.) 

Aus  der  Yorschrift  von  Art.  6  folgt,  dass  es  unstatthaft  ist,  die 
Unabänderlichkeit  des  Vertrages  zu  vereinbaren.  Wäre  eiue  solche 
ßestimiimni,'  in  einem  Vertrage  zu  finden,  so  würde  sie  ungiltig  sein; 
es  würde  also  den  Eltern  ungeachtet  dieser  Yerferagsbestimmang  die 
Aenderung  des  Tertrages  freisteben.   (Vgl.  S.  229.) 

Die  Terordnung  enthfilt  keine  Torschrift  über  die  FragOf  wer  die 
Eltern  zur  Erfüllung  des  Vertrages  anhalten  kann.  Eine  solche  Be- 
fügniss  ist  niemandem  ausdrücklich  ertheilt.  Die  Eltern  können  daher, 
solange  sie  über  die  religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder  einig  sind,  von 
den  Bestimmungen  ihres  Vortraj^es  abweichen.  Entsteht  aber  unter 
ihnen  Streit,  so  kann  ein  Ehegatte  gegen  den  andern  auf  Erfüllung 
des  Vertrages  klagen.  Somit  kann  namentlicli  die  Frau  den  Mann  im 
Rechtswege  zwingen,  den  Vertrag  zu  erfüllen. 

Vielleicht  betraf  die  Sache  Ert^y  wider  Frey,  worüber  eine  Entscheidung 
des  Stadtgerichts  im  Jahre  1836  erging,  einen  solchen  Streit  unter  den  Eltern. 
Die  Eheleute  Frey,  die  in  gemischter  Ehe  lebten,  hatten  vor  der  Ehe  durch 
giltigen  Vertrag  verefaibart,  ihre  Kinder  sollten  in  der  Confeanon  der  Mutter 
erzogen  werden.  Die  Kinder  waren  zwar  in  der  Kirche  von  der  Conferaion 
des  Vaters  getauft.  Auch  hatten  .sie  eine  Schule  von  der  Confession  des 
Vaters  besucht.  Allein  das  vor  der  Ehe  jrotrofFene  Uebereinkommen  war 
„hinterher  durch  einen  formlichen  Vertrag  nicht  wieder  aufgelioben".  Also 
mussten  die  Kinder  in  der  Confession  der  Mutter  erzogen  werden*. 

Mit  dem  Tode  des  Vaters  oder  der  Mutter  wird  der  Vertrag 
unabänderlich.  Dies  ergibt  sich  auc»  den  Vorschriften  von  Art.  4 — 6 
und  ist  zum  ITeberfinss  in  Art  7  noch  ausdrücklich  herrorgehoben. 
Demgemäse  ist  der  überlebende  Tater  oder  die  überlebende  Mutter 
gesetzlich  verpflichtet,  den  Tertrag  zu  erfüllen.  «Auch  kann*^,  me 
Art.  6  bemerkt,  , weder  von  einer  obrigkeitlichen  Behörde  noch  tod 
den  Vormündern  gegen  den  bestehenden  Tertiag  etwas  anderes  ver- 
fugt werden." 

Nach  dem  Tode  der  Mutter  ist  also  der  Vater  gesetzlich  ver- 
pflichtet, den  Vertrag  zu  erfüllen.  Das  Amtsgericht  kann  nach  §  86 
der  Vorüiundschaiiaordnung  eiueu  Ptic^er  bestellen,  mit  der  Ermäch- 
tigung, gegen  den  Vater  auf  Erfüllung  des  Vertrages  zu  klagen.  Da- 
gegen ist  ein  Kecht  der  kirchlichen  Behörden,  die  Erfüllung  des  Ter- 
trages  zu  überwachen  und  wegen  Terletznog  desselben  gegen  den 


t  Bender,  Handbuch  des  Fraalcftirter  Privatrechts,  §  30,  S. 

'  Decret  des  Stadtgerichts  vom  8.  Ffhniar  1836  in  Sachen  Frey  v.i'lpr  Frey, 
erwähnt  bei  Beuder,  S.  85,  86.  Die  UntsoheidungBgründe  hoben  hervor,  die  Taul'e 
Mi  nicht  maasgebend,  weil  „die  Tmife  wohl  in  die  christliche  Gemeinschaft,  aber 
nicht  in  eine  der  obrifltUeheii  GonfleBaloiiai  an&immt'^.  Auf  dlMe  Frsgs  wize  es 
jedoch  nur  dann  angekommen,  wenn  ein  förmlicher  Vertrag  durch  eine  formlose  oder 
bloss  stillschweigende  Uebereinkuoft  geändert  werden  könnte. 
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Vater  zu  klagen,  im  Gesetze  nicht  vorgesehen  und  nach  den  Grund- 
aätzen  des  gemeinen  Röthts  nicht  anzunehmen.   (Vgl.  oben,  8,  73.)  . 

Vormals  wurde  ein  .Vater  durch  die  Vormundschaftsbehorde  genöthigt, 
seine  Kinder  auf  Grund  des  mit  der  verstorhonen  Mutter  geschlossenen  Ver- 
trages in  deren  Confession  zu  erziehen.  Der  lutherische  Weinsi^ärtnor  Johann 
Philipp  Nagel  hatte  mit  seiner  katholischen  Braut  durch  notariellen  Ver- 
tra^  yertionbart,  ihre  schon  vor  der  Ehe  geborenen  beiden  Böhne  und  alle 
Kinder,  die  in  der  Ehe  noch  geboren  würden ,  sollten  katholiach  erzogen 
werden.  DIo  durch  (Hcso  Ehe  lef^itiniirfon  beiden  Brautkinder  waren  in  der 
katholisclien  Kirche  getauft  und  besuchten  die  katholische  Domschule ,  der 
ältere  Knabe  seit  April  1842,  der  jüngere  seit  April  1845.  Am  12.  Januar 
1847  starb  die  Hvtter.  Der  Yater  sdiickts  hierauf  die  Kinder  in  die  lutiie- 
rische  Schule  za  Sachsenhausen,  um  sie  fortan  lutherisch  za  erziehen.  Die 
katholische  Kirchen-  und  Schulcommission  beantragte,  das  Stadtgericht  möge, 
fih  Vormundschaftsbehörde,  für  die  beiden  genannten  Kinder  aus  der  Zahl 
der  katholischen  Bürger  einen  Vormund  ad  hoc  bestellen,  der  die  ka- 
tholische Erziehung  überwachen  sollte  *.  Das  Stadtgericht  verfügte ,  die 
beiden  Kinder  sollten  bis  zur  Erreichung  des  ünterscheidongsjahres  in  der 
katholischen  ConfcFsion  erzogen  werden.  Zugleich  bestellte  es  einen  Cnrator, 
der  die  Ausführung;  der  Verfüc^unt;  zu  ulienvaehon  hatte.  Die  Gründe  lauteten, 
wie  folgt.  ^Es  stehet  ausser  Zweifel,  dass  der  iiiesii^e  Bürger  und  Wein- 
gärtner Nagel,  evangelischer  Confession,  mit  seiner  nunmehr  verstorbenen 
Ehefrau,  katholischer  ConfessiOD,  am  7,  Juni  1842  in  der  durch  Gesetz  vom 
5.  September  1811  Torgeschriebenen  Form  einen  Vertrag  dahin  abgeschlossen 
hat,  dass  die  von  beiden  Ehegatten  bereits  erzeugten  und  noch  zu  erzeugen- 
den Kinder  in  der  katholischen  Confession  erzogen  wei  dou  sollen.  Nagel  be- 
hauptet nun  zwar,  er  habe  später,  kurz  vor  dem  Tode  seiner  Ehefrau,  mit 
dieser  mündlich  vereinbart,  dass  die  Kinder  der  katholischen  Schule  ent- 
nommen und  in  der  luäierischen  Confeanon  erzogen  werden  sollten.  Au<^ 
wird  das  Einverständniss  der  verstorbenen  Nagel'schen  Ehefrau  mit  dieser 
Abänderung  durch  die.  obwohl  noch  nicht  eidlich,  vernommene  Zeuy:iu  Jako- 
bine K.  bestätigt.  iVliein  diese  bloss  mündliche  Uebereinkunft  heider  Ehe- 
gatten kann,  wenn  sie  auch  vollständig  erwiesen  wäre,  deshalb  nicht  in  Be- 
tracht kommen,  weQ  auch  die  Abftndemng  eäies  fiber  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  geschloisenen  Vertrags  nur  durch  öffentliche,  beglaubigte  Urkunde, 
wie  Art.  5  des  Gesetzes  vom  5.  September  1811  vorschreibt,  giltig  geschehen 
kann.  Ganz  ebenso  wurde  bereits  in  dem  gleichen  Falle  der  Wittwe  Ohar- 
lotte  Thugut  im  Jahre  1841  entschieden.**  ' 

Keinenfalls  hat  irgend  eine  Behörde  die  Befuguiss,  einen  Vertrag  über 
die  religiöse  Enddinng  Ton  Kindern  aus  gemischter  Ehe  yon  Amts  wegen 
(d.  h.  ohne  Antrag  irgend  einer  Person)  för  nichtig  zu  erklMren.  Niehtsdesto- 

1  D«ä  Öiadtgericbt  Hess  die  Sache  durch  das  Curatelamt  untersuchen.  Der 
Vater  machte  geltend,  die  Kfnder  aelen  In  der  kstholtschen  Sdrale  durch  den  Lehrer 

misshandeli  worden;  deahalb  habe  er  schon  etwa  drei  Wochen  vor  dem  Tode  der 
Mutter  mit  derselben  verabi-pdpt ,  rlass  die  Kindor  fortan  lutherisch  erzogen  werden 
solltoi;  auch  habe  er  dem  katboUachen  Lehrer  schon  am  24.  December  1846  erklärt, 
er  lasse  seine  Ktoder  die  kathoUsche  Schule  nicht  mehr  hesuchen. 

*  Erkenntniss  des  Stadtgericht«  II  vom  17.  Mai  1847,  in  den  Acten  Kagd,  im 
Archiv  des  Amtegericlits  zu  Frankfurt  a.  M.  Die  darin  erwfthate  Entschetdting  vom 
Jahre  1841  iet  mit  den  dazu  gehörigen  Acten  vernichtet 
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weniger  «gingen  derartige  Entscheidungen,  die  auch  sonst  ungerechtfertigt 
wfiron ,  in  fol^rendem  Falle.  Der  katholische  Sauerwasserhändler  T.  wollte 
imeh  (lein  Tode  seiner  lutherischen  ersten  Ehefrau  deren  ebenfalls  lutherische 
Schwester  heiraten.  Im  Ehevertri^e  vor  Notar  B.  vom  28.  Ootober  1842* 
erkiftrte  der  Biftutigam,  es  sm  vereuibart  worden,  sowohl  seine  am  36.  Juni 
1840  jjeLorene  Tochter  erster  Ehe^  als  auch  die  Kinder  /woiter  Ehe  solltoii 
katholisch  erzn2;on  Avorden;  diese  Uebereinkuiift  solle  unwiderruflich  festsrehcri 
und  selbst  nach  seinem  Tode  gehalten  werden  *.  In  der  nämlichen  Urkunde  w  urde 
von  der  Braut  die  Erklärung  des  Bräutigams  nangeuoramen ,  und  deren  Er- 
fflllung  angelobt ;  daam  ertiheOten  die  Eltern  der  Braut ,  ihre  ▼oOkinnniene  elter* 
liebe  Einwilligung  und  Zustirnmung*  *.  Kaeh  dieser  Vereinbarung  erlangte  der 
katholische  Bräutigam  die  kirchliche  Dispensation  von  dem  trennenden  ^e- 
hindernisse  der  Sfhwiiireisrlinft  und  vor\  dem  aufschiebenden  Ehehindornisse 
der  gemischten  Ehe.  Uie  protestantische  ßrnut  bedurfte  von  ihrer  kirchlichen 
Behörde  ebenfalls  einer  Dispensation  vom  Ehehindernisse  der  Schwägerschaft. 
Sie  bogehrte  diese  Dtspensatton  bei  dem  Senate  dnrch  Gesuch  Tom  4.  Norem- 
ber  1842.  Der  Senat  liess  sich  zunächst  den  Ehevertrag  vorlegen,  nahm  von 
dem  Inhalte  Kenntriiss  und  theiltc  dann  die  Acten  dem  Stadtgerichte  mit*. 
Das  Stadtgericht  verhörte  die  Verlobten,  die  Eltern  der  liraut  und  den  Notar 
über  die  GrüJide  der  getroffenen  üebereinkunft.  Hierauf  wurde  der  Vertrag^ 
insoweit  »für  nichtig,  wirkungslos  und  unTerbindliob*  erklart,  aU  darin  eine 
Abrede  über  die  Religion  der  Tochter  erster  Ehe  stand,  und  (wie  das  Stadt* 
gericht  irrig  annahm)  die  Unabänderlichkeit  des  Tertrages  vereinbart  war. 
Zugleich  wurde  dem  Notar  wegen  Verbriefnng  dieser  Vereinbarung  ^oin  ernst- 
licher Verwei'^  ertheilt"  Inzwisclien  hatte  die  Braut  ein  Kind  geboren,  das 
durch  den  lutherischen  Geistlichen  getauft  wurde;  und  der  Bräutigam  hatte 
zu  Protokoll  erklart,  er  würde  den  Vertrag  nicht  errichtet  haben,  wenn  er 
gewusst  hatte,  doss  derselbe  etwas  „Ungesetzliches*'  enthielt,  „wie  er  denn 
auch  jetzt  keineswegs  auf  dem  Vollzug  dieser  Urkunde  beharre,  vielmehr  nur 
wünsche,  dass  seine  sämmtlichen  Kinder  einer  Oonfession  angehören  möchten. 


•  Es  war  übertUissig,  dies  zu  bemerken.  Die  Tochter  erster  Ehe  musste  ^re- 
setzlicli  in  der  Religion  des  Vater?  erzogen  werden.  Dies  war  nach  dem  Tode  der 
Mutter  sogar  unabSttderlidi.  GleiehwoU  mochte  es  mit  Rfidcsicht  auf  die  gewünschte 
kirchliche  Traiuiiip  ZAveckmässig  sein,  besonders  hervorzuheben,  dasa  die  Kinder 
beider  Ehen  in  der  Religion  des  Vaters  crzogeii  werden  sollten,  was  dem  Gesetze 
entsprach.  * 

*  Damit  war  nicht  gesagt,  dass  der  Vertrag  unabänderlich  sein  sollte.  Nach 
Art.  6  der  Verordnunp:  vom  f).  September  11^11  behielten  die  Eltem  dss  Recht,  ihren 
Vertrag  mit  beiderseitiger  Einwilligting  zu  ändern. 

*  Auch  dies  war  ttberfiHssig,  da  die  OUtigkeit  des  Vertrages  von  einer  Zuätim* 
wuig  der  Eltern  der  Brant  nicht  abbing.  Der  gsace  Vertrag  war  nnnOthig,  da  die 
Brantleutc  nielit'*  anderes  vereinbarten,  als  -was  ohne  Vertrag  nach  dem  Gesetze  galt. 
Doch  konnte  den  Brautleuten  kein  Vorwurf  daiaus  gemaciit  werden,  dass  sie  die 
dnrch  Gesetz  getroffenen  Bestimmimgea  durch  Vertrag  wiederholten,  um  denselben 
dem  katholiachen  Pfarrer  vonnlegca. 

♦  Zufolge  dieses  Verfahrens  wurde  Aa-^  Dispenagesuch  ors.t  nach  mehr  als  zehn 
Monaten  erledigt,  obwohl  wegen  Schwangerschaft  der  Braut  möglichste  BescbleuoiguDg 
geboten  war. 

^  De«et  des  Sted^riehts  su  Frankfkirt  a.  M.  vcm  81.  MArs  1848,  Im  Stadt- 
archiv zu  Frankfurt  a.  ^T.  Au":  den  in  den  vorstebendoi  Notea  angedetttetcn  Orftnden 
hatte  der  Notar  den  Verweis  nicht  verdient. 
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und  da  die  beiden  lebenden  lutherisch  getauft  seien,  00  «olle  es  auch  dabei, 

und  1)01  der  mit  somcr  orsten  Ehefrau  desfalls  getroflfenen  Absprache  ver- 
Moibon"  ^  Also  wollte  er  jetzt  allo  Kinder  hitherisch  erziehen,  obwohl  dies 
nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  nioht  erlaubt  ^var^  Es  ist  auffallend, 
datt  die  Behörden  gegen  diese  Oesetzesverletzuug  nichts  erinnerten.  Der 
engere  Senat  erlieM  aus  Anlass  dieses  Falles  eine  allgemeine  Anweisong  an 
die  gemischte  Kirchen-  und  Schulcommiadcm,  ki&nfligMn  ^bei  Ehen,  die  zvii- 
sehen  Personen  verschlodonor  ConfessioTi  i^'-f^oblossen  ■werden ,  jeden  zu  ihrnr 
Kenntniss  kommenden  Fall  «gesetzwidriger  Stipulationen**  in  Betreff  der  Ke- 
ligionserziehung  der  Kinder  sofort  dem  Senat  zur  Anzeige  zu  bringen**  *.  Die 
Braut  emenerte  alsdann  das  {in^wisch«!  in  Yergessenheit  gekommene)  Du- 
penagesttch;  und  durch  Beschluss  des  engem  Senats  wurde  die  Dispeiüali<»i 
(gegen  Entrichtung  der  Gebühr  von  fünf  Gulden)  endlieh  ertheilt,  zugleich 
aber  die  Vernichtung  der  Notnriatsurkunde  ano^cordnet  *.  Die  Vernichtung 
erfolgte  unter  Zurückbehaltung  einer  beglaubigten  Abschrift,  die  für  den 
vorstehenden  Bericht  benutzt  wurde. 

1»)  HfsetzUehe  Bestimniwig. 

Ist  ein  gütiger  Vertrag  über  diu  Relio;ionsbe8tiniiiuin<;'  nicht  ge- 
äcUlossen,  su  müssuu  die  Kinder  in  oder  aus  einer  gemischten  Ehe 
in  der  Religion  des  Vaters  erzogen  werden.  Solange  der  Vater 
lebt,  wiederholt  sich  die  Frage,  ob  und  wie  der  Vater  genöthigt 
werden  kann,  die  gesetzliche  Yorechrift  sa  erfüllen.  Eine  Klage 
der  Mutter  gegen  den  Yater  würde  zulässig  sein,  kommt  aber  nicht 
leicht  vor.  Nach  dem  Tode  der  Mutter  kann  der  Vater  nur  durch 
Klage  eines  Pflegers  seiner  Kinder  gezwungen  werden,  dieselben 
in  seinem  eigenen  Beligionsbekenntnisse  zu  erziehen.  (Vgl.  oben, 
a  73,  226.)«* 


»  Protokoll  des  Stadtgerichts  vom  I '>   März  1843. 

^  Die  mit  der  ersten  Frau  getroffene  „Absprache*"  war  nur  mUndlicb  geschehen, 
daher  gesetalieh  wirkungslos.  Geaekslkli  fcoaate  die  IcaCboUaohe  Hdigton  der  Tochter 
erster  Ehe  nicht  mehr  geladert  werden.   Auch  die  Kinder  zweiter  Ehe  mussten  der 

Religion  des  Vaters  folgen ,  solange  nicht  In  der  dnrch  Art.  ö  der  Verordnuilg  vom 
ö.  September  1811  vorgeschriebenen  Form  etwas  anderes  vereinbart  war. 

*  In  diesem  Fall  war  keine  geaetzwidrige  Sttpulation  getroffen,  W(A1  aber  das 
Verfahren  des  Senats  und  des  Stadtgerichts  geaetswtdrtg. 

*  Sen.  Cond,  vom  8.  Juni  1843. 

'  Seo.  Cond,  vom  12.  September  1843.  Zur  Vernichtung  der  Urkunde  lag 
keine  Vwaalsanuig  vor.  Hfttts  der  Yertrm;  ttherhaviit  eine  ungiltige  Bestimmung 
enthalten,  so  wUide  doch  damit  niclit  der  gance  Vertrag  ungiltig  geworden  sein. 
Utile  per  inntile  non  vitiatnr.  Atich  ^vi(ie^sprach  jene  Anordnung  den  Verfttgnngsn 
vom  31.  März  1843  (oben,  S.  228)  und  vom  17.  Mai  1847  (oben,  S.  227). 

*  Bei  einem  StreltfUle,  der  nicht  Elnder  aus  einer  gemischten,  sondern  Kinder 
ans  einer  nngemlacbten  Ehe  betraf,  bcmerlcte  da.s  Stadtgericht  II  in  den  Entscliei- 
dungsgründen  eines  Bescldusses  vom  9.  Februar  18Ö5,  dass  „auch  bei  der  im  ^  3 
der  Verordnung  vom  ö.  September  1811  dem  Vater  eingeräumten  Bet'ugniss  eine  ober- 
viHnrandschafUidie  Massnahme  .  .  .  nicht  statthaft  sein  wttide**.  Dageigen  vertrat 
4aa  nSmIiche  Gerieht  den  entgsgengesetiten  Rsehtsstandpvnkt  Im  Beseblnsse  vom 
17.  Bfai  1847,  ohen.  S.  227. 
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Nach  dem  Tode  des  Vaters-  müssen  die  Kinder  aus  einer  ge- 
mkeliteB  Ehe,  wenn  kein  gütiger  Vertrag  üher  die  Beligionsbestim- 
mung  getroffen  ist,  in  der  Religion  des  Vators  orzop^en  werden.  Es 
ist  Saclio  des  Vormundes  und  des  Vormund schaftsgerichta,  auf  Grund 
der  obcu  (S.  101)  erwähnten  Bestimmungen  der  VormuiidscLafts Ord- 
nung die  Erfüllung  der  gesetzlichen  VorscLrift  zu  überwachen  und  zu 
erzwingen.  Vormals  war  dazu  die  Obervormundschaft  nach  den  Grund- 
Sätzen  des  gemeinen  deutschen  Rechts  berufen. 

Ein  Decret  de«  Stadtgerichts  ertheilte  der  protestantischen  Wittwe  des 
katlioiischen  Spenglermeistcrs  Joseph  H.  die  Anweisung«  ihre  Tochter  in  der 
römiseh-lcaiholischen  Religion  endehen  zu  lassen«  und  gab  den  Vormündern 
auf,  die  Vollziehung  dieser  Verfügung  zu  überwachen*.  Durdi  ein  ahnUches 
Decret  wurde  nuf  Grund  von  Art.  8  und  11  der  Verordnung  vom  5.  Sep- 
tember 1811  die  protestantische  Wittwe  zweiter  F.he  des  am  15.  October  1851 
gestorbenen  katholischen  Leinwandhündlors  Lud\vig  F.  angewiesen,  ihre  fünf 
Händer  «fortdauernd  in  der  kathoKsehen  Religion  als  der  des  Vaters  zu  er- 
ziehen*. Gleichzeitig  wurde  verfügt:  ^Zam  Zwecke  der  Ueberwaohung  dieser 
Religionserziehung  bis  zum  Tollendeten  sechzehnten  Lebensjahre  jedes  einzelnen 
Kindes  wird  der  Herr  Dr.  jur.  f^iof^ov  der  Wittwe  P.  als  Beivormund  zu^rpfTeben, 
und  hiit  sich  dersolbp  zur  Yeipfiielitung  iu  dieser  Kijj^'enschaft  dahier  einzu- 
finden." -  Ebenso  erhielt  auf  Antrag  des  evangelisch-lutherischen  Consistoriums 
die  katholische  Wittwe  des  lutherischen  TJ.  zu  Oberrad  einen  Beirormund,  der 
die  lutherische  Ernehung  der  Kinder  überwadien  sollte 

2.  Uneheliche  Kinder. 

Die  durch  eine  gemischte  Ehe  legitimirten  Kinder  stehen  in 
BezichonG^  auf  die  Keligionserziehung  den  in  gemischter  Ehe  gebore- 
nen Kindern  gleich*.  Der  natürliche  Vater  eines  von  ihm  aner- 
Ica unten  unehelichen  ivindos  Ist  berechtigt,  die  Religion  denselben 
zu  bestimmen.  Die  Religion  anderer  unehelicher  Kinder  wird 
durek  die  Mutter  bestimmt  „Bei  unehelichen  Kindern,  welche  der 
Vater  anerkannt  hat,  hSngt  die  BeligtonsbestimmuDg  Ton  dem  Vater» 
im  Falle  einer  auf  selten  des  Vaters  nicht  geschehenen  Anerkennung 
aber  yon  der  Mutter  allein  ab."  ^  Hiernach  beruhen  die  Vorschriften 


*  Decret  des  Stadtgerichts  vom  19.  Januar  1646,  in  den  Ueneralacten  des  Amts- 
gerichto  II. 

*  Decret  des  Stadtgerichts  II  vom  13.  Mai  1853,  in  dcü  neralacten  des  Amts» 
gerlchts  IT.  —  In  beiden  Fällon  wurde  die  Verffignng  nn  die  liatholische  Kirohen- 
nud  Schulcommission  amtlich  mitgetheilt.  Dies  deutet  auf  die  oben  bekämpfte  Mei- 
nung, dasB  den  Vertretern  d«r  bethelifgtsn  Kirche  ein  Reeht  snstehe,  die  Befolgung 
der  gesetzlichen  Vorschriften  zu  überwachen. 

^  Bescliluss  des  Stadtgerichts  II  vom  4.  April  1856,  in  den  Oeneralaeten  des 
Amtsgerichts  IL 

*  Erkenntnlss  des  Stadtgertehts  II  Tom  17.  Mai  1847,  ohen,  8.  287. 

^  Ucber  die  Form  und  die  sonstigen  Voraussetznngen  der  Anoilcennung  ist  in, 
der  Verordnung  nichts  gesagt   Es  mag  eine  Anerkennung  gemeint  sein,  die  den 
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über  die  religiöse  Erzieluini;-  unoliolicher  Kinder  auf  dem  Grundsätze, 
dass  die  Religion  durch  die  Eltern  bestimmt  wird,  und  zwar  ent- 
weder durch  den  Yatcr  oder  durch  die  Mutter.  Dies  Bestimmungsrecht 
erscheint  nach  TdIihU  von  Art.  12  und  13  als  ein  Austlins  der  elterlichen 
Gewalt.  Die  Hechte  und  Pflichten  der  elterlichen  Gewalt  sind  unver- 
äusserlich; daher  ist  ein  Vertrag  über  die  Keligion  unehelicher  Kinder 
als  rechtlich  unverbindlich  anzusehen  \ 

3.  Verlftflseue  Kinder. 

Eine  allgemeine  Vorschrift  über  Bestimmnng  der  Beligion  gefun- 
dener Kinder  war  in  Art  14  der  Verordnung  Tom  5.  September  1811 

gegeben,  wurde  aber  durch  das  Öcsetz  vom  20,  December  1810  ausser 
Kraft  gesetzt.  Demzufolge  ist  die  Eeligion  gefundener  Kinder  im 
allgemeinen  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts  zu  bestimmen. 
(Yi^l.  oben,  B.  65.)  JVur  für  Klieleute,  die  in  gemischter  Ehe  leben 
und  die  Sorge  eines  i!:efuüdeneu  Kindes  übernehmen,  enthält  der  noch 
heute  giltige  Art.  15  der  Verordnung  vom  5.  September  1811  eine 
besondere  Vorschrift,  lu  einem  solchen  Falle  „soll  der  Ehemann  die 
KeligionserziehQng  des  Kindes  durch  eine  Erklärung  bei  dem  Orls- 
maxtB  zu  bestimmen  haben*^.  Danach  wird  die  Erklärung  jetzt  in  der 
Stadt  bei  dem  Oberbfirgermeister,  und  in  den  zum  Staategebiete  der 
TOrmaligen  Stadt  Frankfurt  gehörigen  Ortschaften  bei  dem  Ortsvor- 
Steher  abzugeben  sein^ 


Vorscliriftcn  von  Art.  334  da*  (rliciiiisclicn)  hrirgiTliolicii  Ge.-*et/buoh('s  cnt.spriclit. 
Darauf  deutet  die  dem  Art.  335  entspreclx  iide  Ausruilimevorschrift  von  Art.  13  der 
Verordnung:  „Bei  Kindern,  ^velche  ihr  Dasein  aus  einem  Ehebrüche  oder  aus  einer 
BlotsebMide  erhalten  liaben,  in  wdcbeo  FUlen  dem  Vater  nach  ivm  OtvilgeeeCsbuehe 
keine  viuerliclipu  Hechte  gestattet  Werden  kennen,  stdit  die  Rellgionabeetimniing  der 
Mutter  allein  zu." 

*  Im  Oegenaatze  zu  dieser  Rechtsansicht  soll  das  Oberappellationsgericlit ,  in 
einer  Saehe  Seifert,  dnreh  Erkenntnis»  vom  9.  Mftn  1889,  angenommen  haben,  dass 

(llo  Vnreelirlft.  dr«  Art.  12  tiher  die  vom  Vator  nnrr kannten  nnrhrlichen  Kindcr 
nur  „in  Ermanglung  eines  förmlichen  Vertrages"  eintrete.  Vgl.  Bender,  Handbuch 
des  Frankfurter  Privatrechts.  S.  8G.  Doch  kann  die  Richtigkeit  dieser  Angab«  hier 
niebt  geprttft  werden,  da  die  Acten  Seifert,  worin  jenes  Eriienntniaa  eiging, 
caasirt  sind. 

*  Bender  schreibt  (Handbuch  des  Frankfurter  Frivatrechts ,  6.  68 1:  „Fiiid- 
lingskinder,  deren  Verpflegung  der  allgemeinen  Armencomniasion  obliegt,  werden 
naeb  Aer  Observans  naeb  einem  Tumna  untw  den  drei  ohrietlieben  Confianionen  er- 
st^Ben.^  Ea  ist  mir  unbekannt,  ob  diese  Observans  noch  besteht 
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Nachtrag  zum  dritten  Abschnitte  (zu  Seite  139). 

Nach  Sinn  und  Wortlaut  der  Declaratiou  vom  21.  Xovombor  1803  kann 
eine  Withv^e,  vr'if  das  Kammort]^ori(  lit  mit  Recht  annimmt,  grundsätzlich  nicht 
gellindert  werden,  ihre  Kinder,  die  in  der  Confession  des  Vaters  unterrichtet 
werden  sollen,  „in  eine  Schule  Ton  anderer  confessioneller  Bichtang  auf- 
nehmen SU  lassen,  sofern  nnr  die  Kinder  yon  dem  dort  ertheilien  Beligionft- 
imterrichte  ausgeschlossen  und  in  ihrer  eigenen  Religion  unterrichtet 
werden".  Wird  jedoch  durch  Hesucli  dieser  Schule  die  Ertheilnnp:  des  ,2:0- 
setzmässigcn  Religionsunterrichtes  vcrliiiidcrt ,  so  liat  das  Vormimdschafts- 
gericht  „wegen  der  religiösen  Erziehung  anderweit  zweckmässige  Entschlies- 
eung  zu  treffen".  (Vgl.  oben,  S.  137,  138,  172,  173.)  Im  letztem  Falle  Jaaan 
die  Matter  auanahmsweiBe  genöthigt  werden  ^  ihre  Kinder  einer  bestimmten 
Confessionsschule  zuzuführen.  So  wurde  folgender  Fall  in  letzter  Instanz 
richtig  entschieden.  Die  evangelische  Wittwe  des  Katholiken  H.  zu  Dortmund 
hatte  ihren  Sohn  erster  Ehe,  Friedricli  II.,  der  in  der  katholischen  ReH<rioii 
unterrichtet  werden  sollte ,  in  die  evangelische  Volksschule  geschickt.  Sie 
wollte  das  Kind  nnr  am  BeUgtonsanterriehte  der  katholisehen  Yolkseehnle 
theilnehmcii  lassen.  Der  katholische  Scluil vorstand  weigerte  sich,  die  Theil- 
nahme  am  kathülisclujii  liehgionsunterrichtc  zu  f^ostatten.  falls  der  Knabe 
nicht  auch  sonst  die  katholische  Schule  besuche.  Daher  wurde  die  Mutter  für 
verpilichtet  erklärt,  ihren  Sohn  überhaupt  der  katholischen  Volks- 
schule zuzuführen  \  Diese  Entscheidung  des  Yormundsdiaftsgerichts 
wnide  zwar  auf  Beschwerde  d«  Mutter  aufgaben  *,  jedoch  auf  weitere  Be- 
schwerde der  Geistlichen  der  katholischen  Gesammtgcmeinde  zu  Dortmund 
wiederhergestellt,  aus  folgenden  Gründen.  „Nach  jetzig^er  La<>e  der  Sache 
ist  f est f]res teilt,  dass  in  Dortmund  der  Knabe  H.,  wenn  er  die  evangelische 
Volksschule  besucht,  einen  Unterricht  in  dem  katholischen  Glaubensbekennt- 
nisse fiberhaupt  nicht  gemessen  kann.  Zu  Unrecht  nimmt  nun  das  Land- 
gericht an,  dasH  die  gesetzliche  Yorsebrilt  über  die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder  aus  Mischehen  zurückstellen  müsse  jje^enüber  der  in  ihrem  Erziehungs- 
rechtc  liegenden  Befugniss  zur  Auswahl  der  Schule  seitens  der  Mutter.  Nach 
dem  Principe  des  Verhältnisses  einer  Spccialvorschrift  zu  einer  allgemeinen 
Vorschrift  ist  gerade  das  Umgekehrte  der  Fall/  Die  im  Instanzrawege  noch 
nicht  erschöpfte  Frage,  ob  der  katholische  SchulTorstand  mit  Bfleksicht  auf 
§  10  II  12  des  Allgemeinen  Landrechts  im  Sehulaufiuehtswege  angehalten 
werden  könne,  der  Mutter  die  erbetene  Erlaubniss  zu  ertheilen  (wns-  <1i('  knnic:- 
liche  Kegierun^»  zu  Arnsberg  durcli  IJescheid  vom  9.  Januar  löüU  verneint 
hatte),  war  vom  Gerichte  nicht  zu  prüfen,  „weil  eben  nach  der  zeitigen  Sach- 
lage bei  fortdauerndem  Besuche  der  eTangelischen  Volksschule  der  ünterricht 
in  der  katholischen  Beligion  nicht  zu  ermöglichen  sein  würde*  K 


^  Beschluss  des  Amtsgerichts  zu  Dortmund  vom  21.  Januar  1800. 

*  Bcsc]iluä3  dcfi  Landgerichts  zu  Dortmund  vom  5.  März  1890. 

s  Bcächiuaa  des  Kammeigertciitä  vom  7.  Juli  1890.  Vgl.:  Tremonia  vom 
6.  August  1S90;  Germania  vom  10.  August  1890,  1.  Blatt  (Zuschrift  aus  Paderboxn 
vom  7.  August). 
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Bayern. 


A«  Orandsoise  der  bsyerlaeAten  Geamirngt^Haatg* 

Die  zweite  Vcrfassuni;sbeilage  enthält  im  dritten  Kapitel  des  ersten 
Abycbuittes  Yorscliriften  über  die  „Reli^ionsverhäUuisse  der  Kinder 
aus  geiniscliten  Khen".  In  der  Regel  „folgen  die  Söliue  der  Keligion 
des  Yaters;  die  Tochter  werden  iu  dem  Glaubensbekenntnisae  der 
Mutter  erzogen'^.  Eine  Ausnahme  kann  durch  Terirag  bestimmt  Verden. 
Die  durch  eine  gembchte  Ehe  legitimirten  Kinder  werden  den  ehe- 
lichen Kindern  gleichgeaohtet.  Dasselbe  gilt  Ton  denjenigen  natür- 
lichen Kindern,  die  »von  -^inem  Vater  anerkannt  sind*.  Für  andere 
uneheliche  Kinder  und  für  Kinder  in  oder  aus  ungemischten  Ehen 
richtet  sich  die  reliiririse  Erziehung  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen 
Bechta.    rTi-l.  obeu,  S.  31,  44,  50,  58.  <>1,  02.) 

Die  Vuiächriften  der  zweiten  Verfasauii^abeila<4-e,  im  dritteu  lva{)itel 
des  ersten  Abächuittea,  erstrecken  sich  nicht  blofss  uuf  den  Religions- 
unterricht, sondern  auf  die  gesammte  religiöse  Erziehung.  Sie  gelten 
für  ganz  Bayern ^  auch  für  Ausländer,  die  in  Bayern  wohnen*.  Sie 
sind  in  den  Tormals  bayerischen,  jetzt  preussisehen  Gebietstheilen 
(Orb,  "Weyhers  und  Hilders)  noch  heute  in  Krafb. 


*  Ein  Zweifel,  der  hierOber  beattl^eh  der  Pf  als  stifolge  der  Pronralgations- 

tescripte  vom  22.  und  24.  Mai  181$  (Amtsblttt  der  Pfalz,  1818,  S.  717)  bestand, 
wurde  durch  die  Allerhöchsten  Erlasse  vom  5.  und  17.  October  1Ö18  beseitigt.  Vgl.: 
EnteoheiduDg  des  Verwaltungagerichtshofes  vom  ti.  December  1S82,  Sammlung,  Bd.  IV, 
Nr.  78,  8.  356— S58-,  BlStter  fBr  «dmlatstrative  Praxis,  Bd.  XXXIV,  8.  184.  —  In 
Nürnberg,  wo  sonst  in  erster  Reilia  die  NOrnberger  Reformation  mit  ihren  Ad- 
ditionaldeeretcn  und  hilfsweise  das  preuasiselie  Allj^emeine  Landrecht  gilt,  sind  doch 
die  Vorschriften  von  §§  12 — 23  der  zweiten  Verfassungsbeilage  als  unbedingt  ge- 
bietendes Staat^pesets  anntsehen,  da  sie  ^vom  Standpunkte  der  öffentlichen  Beelits- 
Ordnung  atta  positiv  für  das  ganie  Staatsgebiet"  erlassen  sind.  Vgl.  Entscheidung 
des  Verwaltnngsgerichtshofes  vom  11.  ISIilrz  1887,  Sammlung,  Bd.  X,  Nr.  24, 
S.  113 — 120.  Folglich  hat  g  643  II  2  des  preussisehen  Allgemeinen  Landrechta 
(der  in  Prenesen  dvrch  Geseti  yom  14.  MSn  1871  angehoben  wurde)  fttr  Bayern 
k^e  Geltung. 

)  YgL  unten,  Abschnitt  X. 
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Streitigkeiten  über  religiöse  Kindererziehung  werden  in  Bayern 
in  erster  Instanz  von  einer  Yerwaltiinii^sbphörde,  in  zweiter  und  zu- 
gleich letzter  Instanz  vom  Vorwaltuugsgerichtshofe  entschieden.  Die 
Vollstreckung  rechtskräftiger  Entscheidungen  erfolgt  nacli  den  Bestim- 
mungen der  deutschen  Civilprocessordnung  über  ZwangsvoUätreckung. 
In  den  vormals  bayerischen,  jetzt  preusaischen  Gebietatheilen ^gelten 
fSr  die  EntseheiduDg  von  StreiHgkeiten  die  Torechrifteit  der  pieiuai- 
«shen  YormundsohaftBordnungiittd  des  AusfahrungsgesetzesBuiii  Gerit^ts- 
verfaBsnngBgesetze.  (Ygl.  oben,  S.  92,  98^135.) 
« 

B.  IStreitigkeiteii  über  rcligiöi»e  Mindererzieluiiig* 

Streitigkeiten  über  religiöse  Einderensiebong  gebSren  naob  Art.  8, 
19'r.  4,  des  Gesetzes  vom  8.  Aagust  1878  zu  den  TerwaltangsreolttB- 
sachen,  für  welcbe  die  Zuständigkeit  einer  Verwaltungsbehörde  und 
des  Terwaltungsgerichtshofes  Ixgrüadet  ist.  Somit  gehören  solobe 
Streitigkeiten  nicht  tot  die  ordentlichen  Gerichte,  in  Gemäsabeit  von 
§13  des  deutscheu  Gerichtsverfassungsgesetzes. 

1  VorauBsetsimg  eines  Antrags. 

a)  Antrag  für  Kinder  ans  gemiscliteii  Ehen. 

In  einer  Ministerialentsehliessung  vom  Jahre  1842  wurde  ent- 
schieden, die  Befolgung  der  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  reli- 
giöse Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  miläse  selbst  ohne 
Antrag  eines  Betheiligten  (von  Anitswegen)  durch  die  zuständigen  Be- 
hörden erzwungen  werden. 

Es  handelte  sieh  um  die  Frage,  ob  der  königlirho  Unteruufschlägcr  N. 
bei  der  religiösen  Erziehung  seiner  Kinder  die  gesetzlichen  Vorischritten  be- 
folge. Der  Siadiiiiagistrat  erachtete  flieh  zu  einem  Einschreiten  ^insolaage 
nicht  für  befugt,  als  seine  Thätigkeit  nicht  durch  die  Klage  eines  Betbeiligteu 
angorogt  sein  wordc".  Dics(>  Aiiffasstinf;?'  %vurdG  von  der  Ro;jiornng  gebilligt, 
iliii^pf^en  vom  Ministerium  für  irrig  erklärt.  „Die  Regierung  und  deren  VoU- 
zugsorgaao  sind  nach  Vorschrift  des  Titels  X  der  Verfassuugsurkunde  ver- 
pflichtet, den  Vollzug  der  grandgeaetBliehea  Besümmipngen  in  jeder  Beziehung 
und  allenihalben  zu  überwachen,  ohne  hierzu  vorerst  die  Anregung  etwaiger 
Betheiligten  zu  erwarten  .  .  .  Hiernach  kann  es  keinem  Zweifel  unterhegen, 
dass  die  Req'icrnng  und  der  Stadtmagistrat  boreclitigt  und  verpflichtet  sind, 
gegen  eine  wahrgenommene  Uebcrtretuiig  der  in  Frage  stehenden  grund> 
gosetzHchen  Vorschriften  von  Amtswo2^en  oiuzusichreiten''  .  . 

Dieser  Anifasssung  ist  der  Verwalrungsgerichtahof  mit  Recht  ent- 
gegengetreten.   Aus  dem  Wortlaute  und  Zusammenhange  von  §  2'6 


1  MinisterialentsdUiCBSung  vom  12.  Aprtl  1943,  bei  O.  D  5 1 1 i  n  g  e  r  (v.  S trän  a  s), 

Bd.  XXIII,  S.  26. 
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der  zweiten  Yerfossutigsbeilage  erhellt,  das»  die  dort  bezeiohneten 
Personen  und  Behörden  berufen  sind,  die  Befolgung  der  gesetzlichen 
Torschriften  zu  überwachen.  Es  wird  daher  das  amtliche  Einschreitm 

g^cgen  die  Eltern  durch  den  Antrag  einer  betheiligten  Person  oder 
Behörde  bedingt.  Mithin  ist  eine  Entscheidnn<2:  des  Streites  abzulehnen, 
wenn  dem  Antragsteller  die  Berechtigung  zur  Stellung  des  Antrages  fehlt 

Schon  bei  Lebzeiten  beider  Eltern,  die  in  gemischter  Ehe  leben, 
können  dieselben  untereinander  über  die  religiöse  Erziehung  ihrer 
Kinder  streiten.  Alsdann  steht  dem  Yator  gegenüber  der  Mutter^ 
und  der  Mutter  gegenüber  dem  Yater,  das  Becht  zu,  die  Entschei- 
dung der  Yerwaltungsbehörde,  in  letzter  Instanz  die  des  Yerwaltnngs- 
gerichtshofes,  zu  beantragen*.  Ausserdem  können  die  in  §  23  der 
zweiten  Yerfassungsbeilage  bezeichneten  Personen  und  Behörden,  näm- 
lich die  Vormünder^,  die  Pathen,  die  nächsten  Verwandton 
und  dip  u'^e istlichen  Ohereu,  über  die  religiöse  Erziehung  der 
Kiuder  Aiitiai^'e  stellen  und  Beschwerden  erheben. 

Von  besonders  grosser  Bedeutung  ist  das  Eecht  der  „geistlichen 
Oberen".  Dieselben  haben  nach  §  23  über  den  Vollzug  der  ver- 
fassungsmässigen xVnordnungeu  in  Bezug  auf  die  Religionsverhältnisse 
der  Kinder  aus  gemisditen  Ehen  zu  wachen.  «Dies  Recht  der  üeber- 
wachung  schliesst  das  Recht  der  Antragsiellung  und  Beschwerdeföhrung 
an  die  Staatsbehörden  zur  Sicherung  des  YoUzugs  jener  Bestimmungen 
in  sich.**  Die  geistiichen  Oberen  üben  ein  der  Kirche  durch  Gesetz 
zugestandenes  Recht  aus,  indem  sie  verlangen,  dass  Kinder  aus  ge- 
mischten Ehen  in  der  durch  giltigen  Vertrag  oder  durch  Gesetz  be- 
stimmten Eeli<>ion  erzogen  werden.  Die  Ausübung  dieses  Rechtes  ist 
vom  Willen  der  Eitern  unabhängig^. 


'  Entschfiduni^  des  VcTwaltungsgerichtshofes  vom  ."i.  März  1886,  unten,  S.  '236. 
Do  eil  hat  der  Verwaltungsgerlchtabof  fttr  die  ZwangsvoUstrockuug  daa  Gegentheil 
angenommen.    Vgl.  unten,  S.  245. 

*  Tgl.  die  Bnticheldungen  des  Vonvaltungsgerichtshofes  vom  29.  Juli  18,SL 
und  18.  Aprn  1384,  Snmmlttng,  Bd.  IH»  Nr.  30,  S.  210—217,  nnd  Bd.  V,  Ht.  Ö2, 
S.  170  -  182. 

^  Entscheidungen  des  VerwnltnngagerielitBhofee  -vom  6.  Jnni  1885,  Sammlung, 
Bd.  VI,  Nr.  47,  S.  178—182,  ferner  vom  16.  October  1889  (H&rter)  und  vom  23.  Oc 
tober  lfi89,  Sammlung,  Bd.  XT,  Nr.  2,  S.  17— riH. 

♦  Vgl.  die  Entscheidungen  des  Vcrwaltungagerichtshotea  vom  6.  November  1880, 
10.  Juni  1881,  17.  November  1882,  13.  Febninr  1888  ,  29.  Mai  1885,  Snmmlnng, 
Bd.  n,  Nr.  80,  8.  161 ;  Bd.  IH,  Nr.  16,  8.  88;  Bd.  IV,  Nr.  70  und  107,  8.  281  und 
888;  Bd.  VI.  Nr.  4«.  8.  176. 

■"  Niclu  selten  werden  in  der  Pl&lz  beide  Eltern  auf  Antrag  eines  geiatlicheu 
Obern  geawuugen,  ihre  Kinder  in  einer  bestimmten  Confeasion  m  ereieben.  Vgl. 
B.  B.  die  Enteebeidungmi  de«  Verwaltungsgerichtahofes  vimi  21.  Sf"i>tcni])er  1883, 
Sammlung,  Bd.  TV,  Nr.  178,  S.  650-554;  vom  27.  November  1885  (zwei  Entschei- 
dungen), Sammlung,  Bd.  VII,  Nr.  3  und  4,  S.  11  und  16}  und  vom  2.  April  1886, 
Sammlung,  Bd.  VII,  Nr.  38,  8.  183;  Blfttter  Är  admlniatntive  Frule,  Bd.  XXXVII, 
141,  —  Dieu  Entecheidnngen  soUen  nnten,  in  der  Untennehung  über  die  Form* 
Torediriften  fOr  Vertriige,  besprochen  werden. 
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Zu  den  „geistlicheu  Oberen*  im  Sinne  von  §  23  der  ssweiteD 
YerfasMingebeilagc  gehören  die  zuständigen  Pfarrer*  und  an- 
dere zu  der  Seelsorge  för  einen  gewissen  Ort  gehörig  ermächtigte 
Geistliche. 

Demgemäss  wurde  7..  15.  dem  katholischen  Seblossfreistlichen  zu  M.  das 
liecJit  zugestanden,  bezüglich  der  religiösen  Erziehung  von  Kindern  aus  ge- 
mischten Ehen  bei  den  Staatsbehörden  Anträge  zu  stellen  und  Besehwerden 
ztt  erheben'. 

Auch  die  Rabbiner  werden  zu  den  geistliehen  Oberen  im  Sinne  von  §  23 

der  zweiten  Verfassunf^sbeilaf^o  f:;orocliiiPt 

Die  Zuständigkeit  der  Pfarrer  zur  Stellung  solcher  Anträge  erstreckt  sich 
80  weit,  als  ihre  Parochialgewalt  reicht.  Der  in  Himmelkrou  geborene  und 
dort  angeblich  noch  heimatsberedbtigte  Taglöbner  Pachelbel  wohnte  nach  dem 
Tode  seiner  Ehefiran  in  Nürnberg,  uriOirend  seine  fünf  Kinder  im  katholischen 
Waisenhause  zu  Ingolstadt  untergebracht  waren.  Das  protestantische  Pfarr- 
amt zu  TTimmi'lkron  behauptete,  ])Gi  der  rolipi'iöson  Erziehung  dieser  Kinder 
würden  die  güsetzlichon  Vorschriften  verletzt.  Es  stellte  demnaoli  einen  An- 
trag, dem  der  Stadtmagistrat  zu  x^ürnberg  durch  lieschiusa  vom  27.  Februar 
1885  entsprach.  Dieser  Besehlnss  wurde  auf  Beschwerde  des  Yaters  aufge- 
hoben, und  der  Antrag  des  protestantischen  Pfarramtes  wurde  als  unzulässig 
verworfen,  weil  ,.nac]i  den  Bestimmungen  des  Kirchenrechts  die  Parochial- 
gewalt sicli  nur  auf  die  Gläubigen  des  Pfarrsprengels ,  d.  h.  diejoni;;^en  Per- 
sonen erstreckt,  welche  innerhalb  desselben  ihr  Domicil  oder  mindestens  ihren 
Aufenthalt  haben**,  ffiemaoh  fehlte  ,dem  königlichen  protestantischMi  Pfanv 
amte  Himmelkron  die  Sachlegitimation'^.  Ein  Antrag  des  zuständigen  prote- 
stantischen Stadtpfarramtes  in  Nürnberg  lag  nicht  vor.  Daher  wurde  die 
Frage,  ob  die  katholische  Erziehung  der  fünf  Geschwister  PacheJbel  den  ge- 
setzlichen Vorpchrifteu  entsprach,  keiner  Prüfung  unterzogen*. 

Stiefeltern  gehören  nicht  zu  den  nächsten  Verwandten  im  Sinne 
Ton  §  33'.   Ob  ein  AdoptiTTaier  su  den  berechtigten  Personen  gezählt 


*  Minislerialentschlieasung  vom   11.  Septemlier    1837,    bei   G.  Ddllinger, 
Bd.  VIU,  ä.  44  j  zahlreiche  Entacbeidongeu  des  Verwaltungegerichtshofes,  z.  £.  noch  • 
vom  16.  Oetober  1889  (In  ßaehen  HIrtef). 

2  Entscl^eidun^  des  Ve^^valtungsgeriehtllole8  Tom  19.  NoTcmber  1886,  Samiii« 
lang»  Bd.  VIII,  Nr.  38,  S.  162—109. 

'  Vgl.  Entscheidung  des  Yerwaltungsgeriohtsliofes  vom  9.  Mai  1888.  Danaeb 
„kaan  die  Befugnis»  der  Rabbiner,  In  dergleichen  Streitfragen  die  reohtliehen  Intar- 
esMn  der  jtuliaclien  Beligionsgesellschaft  'wahrzunehmen  und  zu  diesem  Zwecke  Be- 
schwerde zu  führen,  angesichts  der  ihnen  nach  24,  30  des  Edicts  vom  10.  Juni 
1813  und  nach  Nr.  4,  ö  der  Normativentschiiessung  vom  25.  Juni  1863  innerhalb 
Jener  ReligtonsgesellMihift  «ukomnenden  Stellung  nicht  b«flw«ifielt  werden".  Bs  blieb 
unentschieden,  ob  das  Beaidiwcrderecht,  „wie  hier,  aus  §  23,  oder  aus  g§  51  und  80 
der  zweiten  Verfasaungsheilage  abzuleiten  i.<;t^^  Doch  kann  sich  das  Becht  der 
Kabbiner  nur  auf  §  23  stützen.    Vgl.  unten,  S.  238. 

«  Entaebeldiing  des  Verwaltnngsgerichtabofea  7001  5.  Min  1866 ,  Sammlunft 
Bd.  vn»  lÜT.  86,  S.  175,  176.  Vgl.  BiAtter  fttr  admtntotrativ«  Prazia,  Bd.  XXXYO, 
S.  147. 

^  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  9.  December  1881,  Sarnm» 
Ivng,  Bd.  m,  Nr.  82,  S.  488,  441.  —  In  einer  Entuheldung  vom  16.  Juni  1881 
(Bd.  III,  Nr.  19,  S.  102—107)  konnte  von  PrttAing  dieser  Bechtefrage  abgeeebea 
V'erden. 
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werden  kann,  ist  itreit^;  diese  Frage  wurde  in  einem  Reehtsfalie  angeregt, 
jedoch  vom  Vorwaltungsgcrichtshofe  nicht  entschieden,  weil  der  Beschwerde- 
führer ^seiiie  Eigenschaft  als  Adoptivvater  nach  Massgabe  der  civilrechtlichen 
Nurnien  über  Adoption  nicht  erbracht"  hatte'.  Blosse  Pflegeeltern  gc- 
hdreQ  keinenfalls  zu  den  berechtigten  Personen,  wie  durch  die  Yoraclirift  yon 
§  19  der  zweiten  Yerfassungsbeilage  bestätigt  wird*. 

Ebenso  wenig  steht  einer  Pflege-  und  Erziehungsanstalt  für  vor- 
wahrlo^sto  Kinder  die  P)efu2rni?*s  5:11,  wegen  der  religiösen  Erziehung  der  darin 
verwahrten  Kinder  aus  gemischten  Ehen  Anträge  bei  den  Staatsbehörden 
zu  stellen.  Demgemäss  wurde  eine  seitens  der  Bezirksrettungsanstalt  zu 
HUpoltsein  erhobene  Besehwerde  Ober  die  religiöse  Erziehung  eines  Kindes 
ans  gemischter  Ehe  als  unzulä.^sig  verworfen,  obwohl  der  katholische  Pfarrer 
zu  Hilpolrstein  Vor<tand  der  Aiistaltsvorwaltimg  war.  Denn  er  hatte  nicht 
in  seiner  Eigenschaft  als  Pfarrer  die  Beschwerde  erhaben.  In  der  nämiiciien 
Sache  erklärte  der  Verwaltungsgerichtshof  die  Verwaltungsmitglieder  für  nicht 
berechtigt,  ^dem  Willen  anderer  entgegen  bestimmend  auf  die  reli^dse  Er- 
ziehung eines  KindM,  welches  ihnen  zur  Pflege  fibeigeben  ist,  einzuwirken 
und  selbständii,'"''  Verfügung  hierüber  zu  treffen".  Er  erachtete  es  für  un- 
erheblich, ob  und  inwieweit  die  Anstalt  das  Kostgeld  der  Kinder  bostritt. 
^Denn  dieser  Umstand  steht  ausser  aller  Beziehung  zu  dem  hier  fraglichen 
Erziehungsrechte.  "*  • 

Die  Lokalschulinspectoren  haben  in  dieser  Eigenschaft  nach  $23 
kein  Recht,  Anträge  zu  stellen ,  namentlich  Beschwerden  zu  erhoben 

Auch  die  Befugniss  der  Vormundschaftsbehörden  zur  Erhebung 
derartiger  Beschwerden  ist  zu  verneinen ,  da  sie  ihnen  in  §  23  nicht  zu- 
gestanden ist.  Der  Verwaltungsgerichtshof  hat  jedoch  diese  Frage,  ob  etwa 
dto  Yormondschaftsbehörde  „für  den  Yormuud  eintreten  kauu"",  noch  un- 
entschieden gelassen.  Es  war  nämlich  in  dem  betreffenden  Reehtsfalie  die 
Beschwerde  nicht  bloss  von  einer  Vormundschaftsbehörde ,  sondern  zugleich 
vom  zui^tändigen  Pfarramte  erhoben;  daher  war  jedenfalls  die  letztere  Be- 
schwerde zulässig  ^. 

b)  Antrup;  für  Kinder  in  oder  aus  uugemiscbteu  Ktieu. 

Solange  eine  ungemischte  Ehe  besteht,  kann  ein  Streit  über  die 
religiöse  Erziehung  der  Kinder  durch  Antrug  der  Mutter  gegenüber 
dem  Yatcr  an  die  zuständige  Yerwaltungsbohördo  s^ebracht  worden. 
Eine  solche  Kechtsverfolgung  ist  aussiehtslos,  da  der  Wille  des  Vaters 
über  die  Coüfeaaion  der  Kinder  zu  entacheiden  hat.  Doch  wird  mitunter 

• 

>  Entscheidung  vom  17.  November  1882,  Sammlung:,  Bd.  IV,  Nr.  69,  S.  230. 
—  Die  Fr.iire  dürfte  zu  vernetnon  sein,  mit  Röcksicht  auf  §^  !!>  und  23. 

'  Entscheidungen  des  Verwaltungsgcrichtshofea  vom  IT.  November  1882  und 

16.  Fehrusr  1888 «  Sammlung,  Bd.  IV,  Nr.  69  und  107,  S.  2S0~-981  und  888—340. 
Ygl.  Blatter  fftr  administrative  Praxis,  Bd.  XXXIV,  S.  133. 

»  Entschcidting  vom  29.  Juli  1881,  Sammlung,  Bd.  III.  Nr.  39,  S.  210,  215. 
*  Entscheidungen  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  17.  November  1882  und 

17.  Juni  1887,  S«nmluiig,  Bd.  lY,  Nr.  60  und  70,  8.  329,  281;  Bd.  IX,  Nr.  82, 
8.  178-184. 

»  EntocbeiduDg  vom  10.  Juni  1881,  Sammlung,  Bd.  III,  Hs.  16,  S.  86. 
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darüber  gestritten,  ob  die  Ehe  als  eine  ttgemiBchte'^  im  Sinne  des  Ge- 
setzes anzusehen  ist  ^ 

Nach  dem  Tode  des  Vaters  können  in  derartig«  n  Srreitip;keiten  auf 
Antrag  des  Vormundes  gegenüber  der  Mutter  Entscheidungen  der  Ver- 
waltungsbehörden und  des  Verwaltungsgerichtshofes  veranlasst  werden. 

Esä  fragt  öicli,  ob  den  „geistlichen  Oberen'*,  z.  B.  den  Pfarrern, 
das  Eecbt  zustellt,  Über  die  religiöse  Ersiehung  von  Kindern  In  oder 
aus  ongemisolLten  Ehen  bei  den  Staatsbehörden  Antrfige  zu  stellen  und 
Beschwerden  zu  erheben.  Nach  richtiger  Auslegung  der  zweiten  Yer- 
fassungsbeilage  ist  diese  Frage  zu  vememen.  Denn  §  23  bezieht  sich  auf 
die  Vorschriften  von  §§  12—22,  ttber  »Kinder  aus  gemischten  Ehen*^. 
Er  enthält  eine  Ausnahmebestimmung,  die  auf  andere  Kinder  nicht  aus- 
gedehnt werden  kann.  Wäre  jene  Befugniss  schon  aus  allgemeinen  Ge- 
setzen herzuleiten,  so  hätte  es  der  besondern  Vorschrift  von  §  23  nicht 
bedurft.  Aus  dem  in  §  39  der  zweiten  Yerfassungsbeilage  den  kirch- 
lichen Oberen  eingeräumten  Rechte,  die  Befolgung  der  „Kirchengesetze" 
zu  beaufsichtigen,  kann  jene  Befugniss  nicht  hergeleitet  werden,  da  die 
Grundsätze  des  bürgerlichen  Bechts  über  die  ^ziehung  nicht  zu  den 
Kirchengesetzen,  sondern  zu  den  Staatsgesetzen  zurechnen  sind.  Ebenso 
wenig  folgt  eine  derartige  Berechtigung  aus  dem  in  §  51  zugesicherten 
„S{?hutze  der  Staatsgewalt".  Denn  der  Schutz  der  Staatsgewnlt  kann 
sich  nur  auf  diejenigen  Rechte  erstrecken,  die  der  Kirche  zustehen.  Ein 
.«solches  Recht  ist  aber  hier  nicht  in  Frage.  Die  entgegengesetzte  Mei- 
nung wiirde  dahin  führen,  dass  ein  Pfarrer  unter  Berufung  auf  §  6, 
der  auf  alle  Kinder  Auwendung  findet,  die  Eltern  in  ungemischter 
Ehe  verhindern  könnte,  die  Religion  ihrer  Kinder  zu  ändern,  obwohl 
eine  solche  Befugniss  der  Eltern  aus  den  Grundsätzen  des  elterlichen 
Erziehungsreehtes  zu  folgern  ist.   (Vgl.  3.  31.) 

Gleichwohl  ist  der  Verwaltangsgerichtshot'  anderer  Meinung,  Er  hält 
nüt  Rfickftiebt  auf  §§  38,  39,  61  der  zweiten  Yerfassungsbeilage  die  geist- 
lichen Oberen  liir  berechtigt,  auch  he/iiglich  der  Kinder  aus  ungemischten 
Ehen  Antrage  r.ii  stellen  und  Beschwerden  zu  erheben.  Solche  Beschwerden 
der  iiusUindigen  protestantischen  Pfarrämter  wurden  vom  Verwnltnngsgerichts- 
hofe  für  zulässig  erachtet,  als  dem  evangelischen  Schreiner  Goüong  das  Recht 
bestritten  wurde,  nach  dem  Tode  seiner  evangelischen  Ehefrau  die  drei  jüngsten 
Kinder  katholisch  zu  erziehen und  als  das  nftmliehe  Recht  der  evangelischen 
Wittwe  Schuhnianii  bezüglich  ihrer  Tochter  Katiiarina  in  Frage  stand In 
oinem  dritten  Falle  hatte  ein  katholisches  Stadtpfarramt  Reschwrrdc  dmüber 
geführt ,  dass  ein  Waisenliind  von  beiderseits  katholischen  Eltern  durch  den 
Vormund  zum  altkatholischüu  Religionsunterrichte  angehalten  wurde.  Die  Be- 
rechtigung des  Stadtpfarramtes  zur  Antmgstellung  und  Besehwerdeföhning 
wurde  anerkannt,  und  zwar  »sowohl  nach  den  kirchenreehtUchen  Normen  fiber 


*  VgL  B.  Eoteoheldiing  des  Verwaltungsgeriehtahofes  vom  38.  Mai  1880, 
Sammlung,  Bd.  I,  S.  381. 

*  Entscheidung  vom  23.  Juni  1882,  vgl.  oben,  S.  35. 
>  Entscheidung  vom  13.  Mai  1887,  vgl.  oben,  S.  50. 
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den  Wirkungskreis  der  katholische»  Pfarrämter  im  allgomoinen,  wir  lünsit  litlich 
des  Lehramtes  im  besoiidern ,  als  auch  vom  SfaTitlpunkte  der  s;?;  :?8  i\\  dor 
zweiten  Verfassimgsboilago  aus'"  *.  An  dieser  Auiiassuu»  hat  der  Verwaltuiigs- 
geriehtshof  aeitdem  festgehalten Der  am  25.  Mai  1875  zu  Hollfeld  geborene 
Andrea»  Scihalmuuin,  Bruder  der  obengenaanten  Katbarin«,  erhielt  diii«h  seinen 
Vormnnd  eine  katholisdie  Erziehung ;  und  das  Bezirksamt  zu  Ebermannetodt 
entschied,  dio  Erziehung  des  Kindrs  im  katholischen  Gkiuhonsbekenntnisso 
sei  fortzusetzen.  Kine  Beschwerde  des  protestantischen  Pfarrers  zu  Wonsees 
gegen  diesen  Besclduss  wurde  für  statthaft  erklärt ,  weU  „die  Pfarrämter  so- 
wohl nach  kirehenreehtliohen  Normen,  als  anch  vom  Stiuidpiuikte  de«  §  38 
und  39  der  zweiten  Verfassungsbeilage  die  rdigime  Erziehung  der  Angehörigen 
ihres  Pfarrsprengels  zu  überAvachen ,  ebenso  verpflichtet  als  herechl^t  fiond, 
und  CS  denselben  daher  auch  zusteht ,  hierbei  nach  §  51,  beziehunj^s weise 
§  80  der  zweiten  Verfassungsbeilage  um  den  staatlichen  Schutz  nachzusuchen'* 

e)  Antrag  für  meheliche  Kinder. 

Nach  §  23  in  Vcrbindunjr  mit  §§  20,  21  der  zweiten  Yerfassuugs- 
beilage  kann  ein  Pfarrer  mit  der  Mutter  über  die  religiöse  Erziehung 
eines  unehelichen  Kindes  streiten.  Er  kann  vor  der  Verwaltungs- 
behörde Antrfige  stellen  und  gegen  die  Entseheidungen  Beschwerde 
erheben. 

Ln  einem  FaUe  ans  dem  Gebiete  des  prensMsohen  AUgememen  Landreehts 

wollte  die  katholische  Mutter  ihr  Kind  protestantisch  erziehen.  Doch  wurde 
auf  Antrag  des  katholischen  Pfarramtes  durch  den  Verwaltungsgerichtshof 

die  katholische  Erziehung  angeordnet*. 

Ist  der  natürliche  Vater  eines  uneheliciien  Kindes  gestorben,  ohne 
dasselbe  im  Sinne  von  ß  21  y.anerkannt''  zu  haben,  so  haben  seine 
Yerwaudteu  nach  §  23  kein  Kecht,  sich  um  die  religiöse  Et/itiiung 
des  Kindes  zu  kümmern,  und  deshalb  Anträge  zu  stellen  oder  Be- 
schwerden 2u  erheben  sofern  sie  nic^t  etwa  zugleich  zu  den  näehsten 
Yerwandten  des  Kindes  geboren. 

Die  in  g  23  bezeiohneten  Personen  können  die  Geltendmachung 
ihrer  Hechte  unterlassen.  Eine  solche  Unterlassung  hat  aber  nicht  etwa 
die  Wirkung,  dass  damit  die  Erziehung  des  Kindes  in  einer  andern  als 
der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Confession  gerechtfertigt  werden  könnte. 

Die  im  Jahre  1873  zu  Lindau  unehelich  geborene  Katharina  Maria  Tauscher, 
deren  katholisrlie  Mutter  einige  Wochen  nach  der  Geburt  starb,  wurde  zu 
Lindau  in  der  evangelischeu  Confession  erzogen ,  ohne  dass  hiergegen  seitens 
der  Qffossmutter  oder  des  katholischen  Pfarramtes  Widerspruch  erhoben  wurde. 
Im  Jahre  1887  kam  das  Kind  nach  Mündien.  Auf  Antrag  des  dortigen 

*  Eutsoheiduiig  vom  11.  Februar  1887,  vgL  oben,  S.  57,  58. 

*  Vgl.  ■.  B.  ancih  die  Entaeheidung  yom  6.  Januar  1890^  oben,  8.  44»  45. 

3  Eiitachpidung  vom  18.  Feinnur  1880,  Sammlnng,  Bd.  XI,  Nr.  12,  8.  86—88. 

Vgl.  oben,  ö.  58. 

*  Entscheidung  dea  Verwaltongsgerichtshofes  vom  15.  Februar  1884,  vgl. 
oben,  8.  164. 

^  Entscheidung  des  Verwaltnngageiichtthofss  vom  16.  Febmsr  1888,  Samm» 
luDg,  Bd.  IV,  Nr.  107,  S.  838—840. 
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katholischen  Pfarramtes  entschied  die  Polizeidirection,  das  Kind  müsse  katho- 
lisch or/roirPTi  worden.  In  einer  Beschwerde  des  protestantifschen  Stadtpfarr- 
amtes wurde  behauptet,  „dass  die  Grossmutter  und  das  katholische  Stadt- 
pfarramt zu  Lindau  der  protestanÜBchen  Erziehung  zugestimmt*^  hätten.  Die 
Beschwerde  wurde  zurQekgewiesen.  ^Demi  der  Orossmiitter  —  welche  als 
Vornifiiitlorin  für  ihre  Enkelin  nicht  bestellt  wurde  —  steht  keinerlei  recht- 
lielio  GewaU  übf  r  ]f^t/iere  ZU ;  und  das  katholi.sclie  ITarraiiit  zu  Lindau  konnte 
zwar  die  Gultcudmachung  des  ihm  nach  §  23  eingeräumten  Rechtes  unter- 
lassen, keineufiaUs  aber  über  die  Erziehung  der  Tauscher  in  einer  andern 
Confeadbii  eine  entBeheidende  Brklärong  abgeben.**  * 

2.  Zuständigkeit  snr  JSntsoheidiiiig. 

Die  Btreitigköiten  über  „religiöse  Kindererziehunj"  gehören  zur 
Zuständigkeit  derjenigen  Districtsverwaltungsbehörde,  in  deren  Amts- 
bezirk die  Eltern  und  Kinder  wohnen  ^.  Hält  sich  das  Kind  nicht  am 
WohQOite  der  Eltern,  sondern  an  einem  andern  Orte  auf,  so  bestimmt 
sich  die  örtliche  Zuständigkeit  nach  dem  Wohnorte  der  Eltern,  da  der 
Streit  die  Ausübmig  der  elterlichen  Etziehnngspflicht  betrifft 

Die  Zuständigkeit  der  Diatrictsverwaltungshehörde  wird  dadurch 
bedingt,  dass  die  religiöse  «Erziehung*^  des  Kindes  begonnen  hat  und 
noch  nicht  beendet  ist. 

Es  fehlt  eine  bcKrnidere  Vorschrift  über  die  Frage,  wann  in  Bayern 
die  religiöse  Kindererziehung  beginnt ;  daher  ist  diese  Frage  nach  der 
vermuthlichen  Äbsiclit  des  (iesetzes,  unter  Berüoksiehtigung  der  sonstigen 
Staatsgesetzgebuug,  zu  beantworten.  Äacli  Annahme  des  Verwaltungs- 
geiichtshofea  beginnt  die  religiöse  Kindererziehung  im  Sinne  des  Ge- 
setzes vom  8.  August  1878  in  der  Begel  erst  mit  der  Schulpflicht^. 

Einen  am  14.  Juli  1883  in  gemiaehter  Ehe  geborenen  Knaben  wollten 
die  Eltern  katholiseh  enueh«i,  während  da8protestantis(  lu;  Pfarramt  behauptete, 

das  Kind  müsse  protcstnntiscli  erzogen  worden.  Das  Bezirksamt  zu  Pirmasens 
entschied  den  Streit  durch  Besehluss  vom  17.  April  l!^.S5  dahin,  dass  der 
Knabe  protestantisch  zu  erzielien  sei,  daher,  sobald  er  schuiptiiehtig  werde, 
die  protestantische  Schule  besuchen  mfisse.  Auf  Beschwerde  der  Eltern  wurde 
dieser  Besehluss  aufgehoben,  und  der  Antrag  des  genannten  Pfarramtes  ab- 
gewiesen,  weil  dasselbe  zu  dem  Antrage  .„nicht  legitimirt''  war.  Ein  Anlass 
zur  pfarramtliehen  Thfitigkeit  auf  Grund  von  5?  28  der  zweiten  Verfassungs- 
beilage lag  7iaoh  Ansicht  des  Verwaltungsgoriclitshofes  nicht  vor,  da  das 
Kind  das  Alter  der  ►Schulpflicht  noch  lange  nicht  erreicht  hatte.  In  der  Regel 
tritt  erst  mit  diesem  Zeitabschnitte  «die  Erziehungsfrage  aus  dem  mnereu 
Familienleben  heraus*^,  so  dass  sie  erst  dann  „eine  öffei^iehe  Angelegenheit 

*  Eutacheidung  des  Verwaltuugsgerichtahoiea  vom  2b.  Aprii  IööÖ.  Vgl.  iS.  63. 

*  Entaeheidnng  des  VerwaltongageriebtslioliBB  yom  30.  Juli  1861,  Sammhnig, 
Bd.  m,  Nr.  39,  S.  210-217.  Vgl.  aucli  die  MinisterialsntsoliliflBBiiDg  vom  SO.  Sep- 
tember 183f?,  bei  G.  DölHnger,  B.l.  VIII,  S.  56. 

'  Vgl.  die  Entscheitlung  des  Verwaltungsgerichtshofes  (Plenum)  vom  23.  Oc- 
tober  1880,  Sammlmig,  Bd.  XI,  Kr.  9,  S.  17—38.  Dieselbe  betraf  ein  Kind,  das  in 
Berlin  die  Schule  besutlite. 

*  Entscheidwig  vom  23.  Janf  1882,  Sammlung,  Bd. IV,  Nr.  40,  S.  III.  Vgl.  8.81. 
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wird",  und  .,voiu  Ötandpunkto  staatlicher  Normen  aus  die  betreffende  Kirclien- 
gemoin^cbaft  mit  ihren  Organen  an  der  religiösen  Erziehung  eines  Kindes, 
durch  17iitefri<^tB0rt]ieilttiig  tiieiliiinuiit''  *. 

Aus  den  nSmlichen  Grttnden  wurde  ein  Antrag  des  katholuchen  Pfarr* 
amtes  zu  Karlsberg  (In  der  Pfalz)  insoweit  zurückgewiesen,  als  er  sich  auf 
die  rflip^'öse  Erziehnnsf  eines  Kindes  erstreckte,  das  zur  Zeit  dos  Antrages 
noeh  nicht  drei  nnd  zur  Zeit  der  Eiitsoheidun<i:  Ictztin-  In'>tanz  kaum  vier 
Jahre  alt  war.  Der  Verwaltungsgorichtöiiof  fand  keinen  Anlass,  j,Yon  dem 
Eintritte  der  öffentlichen  Schulpüiclxt ,  als  regelmässiger  Vorauasetzung  dea 
staatlichen  Eingreifens  in  die  rehgiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  gemisehiter 
Ehe,  bezüglich  der  Henriette  Weyrauch  abzusehen" 

Von  dieser  Regel  hat  der  Verwaltungsgerichtshof  manche  Ausnahmen 
zugelassen.  Ein  bezirk&anitlicher  Beschlus.s  vom  14.  April  1885  entschied 
über  die  religiöse  Erziehung  der  damals  vier  Jahre  und  acht  Monate  alten 
(am  8.  August  1880  gebomen)  Apollonia  Sehehl.  Dies  billigte  der  Yerwal- 
tnngsgerichtshof ,  weil  der  Eintritt  des  Kindes  in  die  öffentliche  Schulpflicht 
«nahe'*  bevorstand  ^.  Der  kaHioliseho  Tiig1f)hnor  Jakob  Rrkcr  Hol'  -vvnr 
durcli  einen  Vertrag,  den  er  mit  seiner  verstorbenen  protostantisehei)  Frau 
geschlossen  hatte,  gesetzlich  verpflichtet,  seine  Sohne  protestantisch  zu  er- 
adelmL  Er  brachte  sie  am  2.  ICSn  1885  im  kathoBschen  Wakenbaose  zu 
Landstuhl  unter.  Auf  Verlangen  des  protestantischen  Pfarramtes  zu  Kieder' 
kirchen  wurden  die  Kinder  aus  dem  genannten  Waiscnhause  entfernt.  Der 
Vater  wendete  ein ,  sein  Sohn  Karl  sei  noch  nicht  schulpfli(  llt![,^  Der 
Yerwaltungsi^erielitshof  verwarf  diesen  Einwand,  mit  Rücksicht  auf  den 
aosschliessÜch  katholischen  Charakter  des  genannten  Waisenhauses*.  Ein 
Streit  fiber  die  rdi^ose  Erziehung  des  Karl  St.  wurde  zu  einer  Z»lt  ent- 
schieden, als  der  Knabe  erst  zwei  Jalire  alt  war,  weil  es  sich  um  die  Frage 
handelte,  oh  dieser  Sohn  einer  jüdischen  Mutter  wider  deren  Willen  auf 
Grund  von  §  21  der  zweiton  Verfassungsboilage  getauft  werden  sollte*.  Im 
Jahre  iööU  wurde  für  die  beiden ,  damals  schuip tüchtigen  Töchter  des 
katholischen  Purzellandrchers  Fischer  und  seiner  protestantisdien  Wittwe, 
zugleich  aber  aueh  fOr  ihren  Sohn  Johann  Adam  die  protestantisehe  Er- 
ziehung angeordnet,  obwohl  dieser  Sohn  am  9.  Februar  1886  geboren,  also 
zur  Zeit  der  Knischcifluii^:  erst  drei  Jahre  alt  war®.  Eben^io  wnrdo  oinn 
Entscheid uni;;  vom  Jahre  188'J  bestätigt,  wonach  die  vier  Kinder  des  Kolo- 
nisten Maderholz  protestantisch  erzogen  werden  sollten,  obwoiü  die  beiden 
jüngeren  Kinder  erst  in  den  Jahren  1883  und  1886  geboren  waren'. 

Das  Endo  der  religiösen  Kindernrziehnng  im  Sinno  von  Art.  8, 
Nr.  4,  des  Gesetzes  vom  8.  August  1S78  tritt  in  der  üegel"  nicht  vor 

»  Entschpidung  vom  27.  Novernbfr  1886,  Sammlimp,  Bd.  VTT,  Nr.  IV,  S.  lö 
bis  19.    Vgl.  Blätter,  für  administrative  Praxis,  Bd.  XXXVII,  ö.  147. 

*  Entacheiduiig  Yom  2.  AprÜ  1886,  Samnliiiig,  Bd.  VH,  Nr.  88,  S.  188—189. 

*  Entscheidung  ▼om  27.  November  1885,  Sammlung,  Bd.  VII,  Nr.  3,  S.  16. 

*  En<sclipidiin£r  vom  U.  Juni  1886,  Sammlung,  Bd,  VTIT,  Nr.  8,  S.  39,  40. 

»  Entacheldting  vom  11.  März  1887,  Sammlung,  üd.  X,  Nr.  24,  6.  llii— 120. 

*  Entsdieidnng  Yom  28.  October  1889. 

'  Entschetduog  vom  8.  Januar  1890.    Vgl.  ol»  n,  S.  44,  45. 
8  Hie  Ausnahme,  die  durch  „Coiifirmatinii  oder  Communion"  unter  gewissen 
Voraussetzungen  begründet  wird,  soll  später  erläutert  werden. 

SehnIdt,  OonftMlon  d«r  RJnder.  16 
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Beendigung  der  allgemeinen  Schulpflicht  ein.  Denn  „die  religiöse  Er- 
zielmng  eines  Kindes  bildet  einen  Bestandtheü  der  Erziehung  überhaupt". 

In  einem  Streite  fibcr  die  religiöse  Erziehung  des  dreizehn  Jahre  alten 
Johann  Albrocht  wurde  die  Zuständigkeit  dor  Distrit  tsverwaltungsbchörde 
an^rcnommen,  weil  dfts  Kiiul  ^iiocli  im  Alter  der  Rehulptiicht"  stand  Ebenso 
lautete  die  Entöclieiduiig  in  äliulicheu  Füllen  xiucli  bezüglich  dos  bereits 
fünfeehn  Jalire  alten  Adam  Beeker  wurde  die  Zusiändigkeitsfrage  bejaht, 
weil  der  Bjiabe  «noeh  im  Alter  der  Schulpflicht''  stand*. 

Der  Verwaltungsgerichtshof  erachtet  sich  für  zuständig,  über  dio  reli- 
giöse ErziehuTis:  einos  Kinde«?  auch  dann  zu  entscheiden,  wenn  im  Laufe  der 
Beschwerdeinstauz  dio  Schulpflicht  des  Kindes  aufgehört  hat.  Nach  einer 
Entscheidung  der  Pohzeidirection  zu  Mflnehen  Tom  21.  Februar  1888  sollte 
der  damals  noeb  sehulpfliehtige,  am  27.  Februar  1872  geborene^  Emst  Kneil- 
protestantisch  erzogen  werden.  Sein  Yater  und  der  katholische  Stadtpfarrer 
legten  Beschwerde  ein.  Letzterer  machte  preltend,  Ernst  Kneil  sei  seit  Ende 
des  jüngst  verhossenen  Schuljahres  nicht  mehr  sehulptlichtig ;  es  könne  daher 
von  einer  Pflicht  der  Eltern  zur  protestantischen  Erziehung  dieses  Sohnes 
nicht  mebr  gesprochen  werden.  Die  Beschw^de  wurde  zurückgewiesen. 
,0b  und  in  welcher  "Wdse  dem  Emst  Kneil  gegenüber  die  religiOse  Erziehung 
in  der  protestantischen  Confession  im  Wege  des  staatlichen  Zwanges  noch 
durclic^eführt  werden  kann,  und  wclclie  Oonsequenzen  sich  etwa  am  der  nach 
§  18  der  zweiten  Yerfassungsbeilage  bis  zum  Unterscheidungsjahre  fortdauern- 
den Zugehörigkeit  des  Genannten  zur  protestantischen  Confession  für  andere 
Fragen  ergeben,  mnss  veranlassten  Falls  der  besondem  Austragung  über^ 
lassen  werden.*** 

Man  könnte  meinen,  die  religiöse  Emehung  dauere  bo  lange,  bis 
das  Kind  selbst  gesetzlich  berechtigt  wird,  die  Beligion  zu  wählen. 
In  der  Tbat  föUt  nach  den  meisten  deutschen  Landesgesetzen  das  Ende 
der  religiösen  Erziehung  mit  Erreichung  des  Unteischeidungaalters  zu- 
sammen. Auch  für  Bayern,  wird  diese  Meinung  vertheidigt  ^,  Dafür 
lässt  sieh  anfuhren,  dasa  die  Torschriften  über  das  Untorscheidungs- 
alter,  in  §§  5 — 7,  und  die  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus 
gemischten  Ehen,  in  §§  12 — 23  der  zweiten  Yerfassungsbeilage,  nahe  bei 
einander  stehen;  und  dasa  nach  §  9  die  Ungiltigkeit  des  Glaubeub- 


^  Entscheidung  des  VenvaltungsgerichtsholiBS  Tom  5.  Kovftmlier  1880,  SainiD* 
lang,  Bd.  H,  Nr.  30,  S.  149—166. 

*  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes  von»  23.  Juni  1882,  Sammlung, 
Bd.  IV,  Nr.  40,  B.  111—116, 

3  Eatscheidung  des  Verwaltungsgeriehtshofes  vom  21.  Beptembsr  1888,  Bamm- 
lung,  Bd.  IV,  Nr.  178,  S.  550—554. 

*  Eatscheidung  vom  10.  October  1888.  —  Ebenöo  entächicd  der  Venvaltuugs- 
gttiehtahof  am  16.  Ootobw  1880  aber  die  leltglöae  Enfebtmg  des  am  6.  Januar 
1872  geborenen  und  seit  Mai  1888  axis  der  Soiint.igsscliule  entlassenen  Georg  Paulus 
Härter,  da  der  angefochtene  Beachlus»  des  Bezirksamtes  Erlangen  achon  am  27.  April 
1887  erlassen  war;  desgleichen  am  20.  November  1889,  über  die  reiigiOae  Erziehung 
der  am  30.  August  1873  geboren«i  Margarethe  Wagner. 

5  Vgl.  z.  B.  Vrrli.indhinfren  der  I^ammer  der  Belehatftihe,  1646-1846,  Bd.  VI, 
S.  3^,  34  CSitzaog  vom  lö.  Mai  1846). 
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wechseis  durch  diejenigen  geltend  gemacht  werden  kann,  welche  die  »Be- 
ligionserziehung'^  zu  leiten  haben.  Zufolge  dieser  Memung  mfissten  die 
Kinder  nach  Massgabe  eines  etwaigen  giltigen  Vertrages  erzogen,  Bonst 
nach  dem  Geschlechto  getheilt  werden,  und  zwar  (nach  einem  in  der 
Kammer  der  lieicharäthe  gebrauchten  Ausdrucke)  ^mittels  eiserner 
Bande",  die  vor  Yollendetem  einundzwanzigsten  Lebensjahre  weder 
durch  das  Ableben  des  Yaters  oder  der  Mutter  noch  durcli  die  'Wünsche 
der  Kinder  geldst  werden  könnten.  Es  kann  aber  nicht  ohne  Koth 
angenommen  werden^  dam  der  Gesetzgeber  den  Gewissenazwaag  8ö 
weit  ausdehnen  wollte.  Daher  ist  die  Meinong  yorzuziehen,  daae  die 
religiöse  Erziehung  im  Sinne  der  zweiten  Teifaasungsbeilage  nur  so  lange 
danert,  wie  die  £radehttng  überhaupt. 

3.  Verfahren. 

Der  Gang  des  Yerfahrens  bei  solchen  Streitigkeiten  bestimmt  sich 
nach  den  Yorschriften  des  Gesetzes  yom  8.  Augast  1878,  Art.  20—28. 

Es  ist  unstatthaft,  den  Antragsteller  (die  Partei)  als  Zeugen  eidlieh  zu 

vernehmen,  wie  aus  §  358,  Absatz  1,  der  Civilproccssordnung  zu  folgern 
ist.  In  einem  Streite  über  die  confessionelle  Erziehung  des  Waisenkindes 
Fridolin  Müller  zu  Augsburg  war  in  erster  Instanz  der  Antragsteller ,  ein 
protestantischer  Pfaner,  als  Zeuge  eidlich  Temommen,  In  der  B^ehwerde- 
instans  wurde  dies  für  fehlerhaft  erklärt,  mit  dem  Bemerken ,  ^dass  der  be- 
eidigten Aussage  des  Idhiigliehen  protestantischen  Pfarrers  B,  jedenfalls  nicht 
die  Bedeutung  eines  selbständigen  Beweismittels  Leigolcrft  worden  kann''. 
^Der  genannte  Pfarrer  hat  den  Antrag  auf  vorwaltimgsreehtliche  Entschei- 
dung über  die  confe^sionelle  Erzieiiung  des  oben  bezeichneten  Kindes  gestellt 
nnd  hiermit  Yon  dem  Bechte  Gebrauch  gemacht,  wdches  naeh  §  23  der  zweiten 
Verfassungsbeilago,  beziehungsweise  nach  constanter  Auslegung  dieser  Yer- 
fassunii^sbestimmnn^,  ihm  als  geistlichen  Obern  zusteht.  Die  Vorinstanz  hat 
denselben  jedoch  in  vollständiger  Verkennung  des  von  ihm  in  dieser  Sache 
eingenommenen  Parteistandpunktes  als  Zeugen  verhört.  Selbst  wenn  solches 
überhaupt  als  zulässig  erachtet  werden  könnte,  wäre  mindestens  eine  eidliche 
Yernehmung  des  Antragstellers  schon  mit  Bücksidit  auf  §  358,  Abiatz  1, 
Ziffer  4,  der  Civilprocessordnung ,  welcher  zufolge  Art.  20,  Absatz  6,  des 
Gesetzes  vom  8- August  I87H  im  Terwaltnnr^sre  'hrüflien  Verfahren  entsprechend 
anzuwenden  ist,  unstattbaft  gewesen.  Die  eui liehe  Aussage  des  königlichen 
Pfarrers  B.  erscheint  hiernacli  lediglich  als  die  durch  Art.  20,  Absatz  7, 
a.  a.  O.  ausgeschlossene  eidliche  Bestätigung  eines  Betheihgten  zum  Zweck 
der  Beweisführung/  ^ 

Die  Eintscheidnng  erster  Instanz  wird  rechtskräftig,  wenn  in  der 
gesetzlichen  Frist  keine  Beschwerde  eingelegt  wird'. 


'  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichtsbofes  vom  13.  Februar  1889. 

'  Vgl.  die  Bntseli^iuigeii  des  Verwaltnngflgerlditsliofts  vom  17.  Deeember  1886 
und  17.  Juni  1867,  Sammlung,  Bd.  VUI,  Nr.  44,  8.  198—106;  Bd.  IX,  Nr.  89, 
8.  178—184. 

16» 
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lieber  Beschwerden  entscheidet  der  Verwaltungsgerichtshof.  Die 
BlitacheiduDg  erfolgt  in  öffentlicher  Sitzung,  nach  mündlicher  Verhand- 
lung. Der  Verwaltungsgerichtshof  hat  nicht  bloss  über  die  Rechts- 
frage, sondern  auch  über  dio  Thatfrage  zu  entacheiden.  Er  ist  also 
an  die  thatsächliche  Feststellung  erster  lustanz  nicht  gebunden.  Er 
kann  eine  Vervollständigung  des  Beweismaterials  anordnen.  Die  Er- 
ledigung eines  solchen  Bcschluasea  erfolgt  nicht  vor  dem  Verwaltungs- 
gerichtshofe, sondern  durch  die  BistrictBTerwaltuncsbehÖrde.  Will  der 
zür  SiütBolidduiig  berufene  Senat*  tob  einer  frfihera  Entseheidang 
über  eine  Bechtefrage  abweichen,  so  mnae  die  Yerbandlnng  und  Eni- 
sobeidnng  an  das  Plenum  des  Gerichtshofes  vcrNvi(3sen  urerden*. 

Der  unterliegende  Theil  hat  die  Kosten  des  Verfithrens  zu  tragen*. 

Eine  Beschwerde  an  den  Landtag,  zur  Wahnmg  des  Gesetzes, 
die  früher  gegen  Entscheidungen  des  Ministeriums  über  die  religiöse 
Erziehung  von  Kiiido'-n  aus  'j:emischten  Ehon  statthaft  war,  kann  gegen 
Entscheiduugea  des  Verwaitungsgorichtshofes  nicht  erhoben  werden*. 
Sie  würde  der  dem  Verwaltungsgerichtshofe  verlieheneu  Stellung  eines 
unabhiinj^i^eu  Gerichtes  widersprechen. 

4.  ZwangsTOÜstreclniiLg, 

Beohtskraftige  Entscbeidnngen  der  DistrictsTerwaltungsbeliSrde  oder 

des  Yerwaltungsgericbtabofea  sind  nach  Art.  46  des  Gesetzes  Yom  8.  Au- 
gust 1878  „im  Zwangswege  mit  denselben  Mitteln  in  Vollzug  zu  setzen, 
welche  zum  Vollzuge  rechtskräftiger  Ilrtheile  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten gegeben  sind".  Es  kommen  also  die  Vorschriften  von 
§§  773—775  der  deutschen  Givilprocessordnung  zur  Anwendung  ^ 


1  Nach  dor  GpsehSftsvertlieilting  gehörte  die  Entecheidung  der  StrcitiRkriten 
über  religiöse  Kindererziehuug  bis  Ende  des  Jahres  1888  an  den  zweiten,  dagegen 
Im  Jahre  1889  aa  den  entoi  Senat. 

*  Bisher  wurde  meines  Wissens  nur  ein  einziger  Streit  über  r  ÜLi  e  Kinder- 
erzielmng  nn  das  Plenum  verwiesen,  und  zwar  dtirch  Beschluss  des  erbten  Senats 
vom  25.  Mai  1889,  Sammlung,  Bd.  XI,  Ö.  17.  —  Durch  diese  Festigkeit  unterscheidet 
ticb  die  BeelitspTeehiiiig  des  baycrüehen  VerwaltnngsgeriditalioJiM  von  derjenigen  des 
preuasischen  Kammergerichts;  ähnlich  wie  das  bayerische  VerfSahrea  bei  Slr^gkciten 
Uber  religiöse  Kinderersiehong  Tor  dem  preosBisoben  Verfahren  den  Vorng  Terdient 
Vgl.  oben,  S.  130. 

*  Ffir  die  Entoelieidimg  dee  Koeteapniiktee  finden  die  §g  87—96  der  dentselieii 

Civilprocessordnunt;  entsprechende  Anwendung.  Wird  die  Beschwerde  eine«  Pfarr- 
amtes ziirtickgewiesen,  so  werden  dem  Pfjirror  porBÖnlich  die  Kosten  der  Beschwerde 
auferlegt.  Wird  die  Bescliwerde  lür  begründet  befunden,  so  hat  der  Gegner  die 
Kosten  sn  tragen.  Bei  Entsdieidnng  dee  Eoeteoponktea  urird  die  Habe  der  Ge> 
bührcn  auf  Grund  von  Art.  162 — 164,  196  und  260  des  bayerischen  Gesetzes  vom 
18.  August  1879  durch  den  Verwalttmgsgerichtshof  festgesetzt.  Jeder  BetheiUgte  hat  die 
Kosten  seiner  Vertretung  in  der  Kegel  selbst  zu  tragen. 

*  Vgl.  BlUtw  für  admlntetratlTe  Praxis,  Bd.  XXXY,  B.  869—371. 

5  An  Stelle  dieser  Vorschriften  dienen  in  Prcusscn,  in  den  vormals  bayerisdMIl 
Oebietstheileu  der  Amtsgerichte  zu  Orb,  Weyhers  und  Hilders,  die  Bestünmnngen« 
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Dor  Verwaltungsgerichtshof  nimmt  an,  ein  Bezirksamt  kdnne  seine  rechla- 
Icräftigcn  T?t'srh]üssc  über  die  rolitriöse  Erzieluinü;  der  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  von  Amtswegen  folino  Antrag)  vollstreckeTi,  Die  katholisch»  Wittwe 
Bösuer  zu  Altenstein  war  nach  einer  rechtskräftigen  Entscheidung  des  Bö- 
2irk8ainte8  zu  Ebern  TOm  20.  Kovember  1886  T6rp£chtet,  ibie  beiden  Kinder 
proteBtantifloli  zu  erziehen.  &ie  rerzog  mit  den  Kindern  von  Alienatein  nftdi 
Pfarrweimeh.  Das  Bezirksamt  zu  Ebern  ersuchte  den  Lokalschulinspector  zu 
Pfarrweisach,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  beiden  Rösner'schon  Knaben  nicht  katho- 
lischen, sondern  protestaTitisdion  T?p]i^Torf5Tmterricht  erhielten.  7iiq:lc'ich  erging 
an  den  Bürgermeister  und  au  die  Geudarmeriestatiou  der  Auftrag,  „auf  ent- 
sprechende Requisition  des  königlichen  protestantischen  Pfammtes  Altenstein 
f&r  Yorfahrnng  der  RosnerWhen  Knaben  zum  protestantischen  Religions- 
unterrichte nnd  des  iiitern  Knaben  zum  Confirmationsunterrichte  Sorge  zu 
tragen".  Darauf  wurde  Em?t  Rösncr  ge^j^on  den  \Yider8pruch  seiner  Muttor 
in  den  protestantischen  Confirmandenunterricht  geführt.  Eine  hiergegen  durch 
das  kaüiudlsche  Pfarramt  zu  Pfarrweisach  erhobene  Beschwerde  machte  geltend, 
der  protestantische  Pfarrer  zu  Altenstein  sei  zn  den  gestellten  Antrilgen  nicht 
zuständig  gewesen.  Der  Yerwaltung^geriehtshof  wies  die  Beschwerde  zu- 
rück, indem  er  bemerkte,  dem  heTieichneten  Proteste  des  katholischen 
Pfarramtes  zu  Pfarrwcisacli  gegen  das  Vorgehen  des  protestantischen  Pfarr- 
amtes zu  Altcnsteiu  könne  „irgend  eine  rechtliche  Bedeutung  schon  deshalb 
nieht  beigelegt  werden,  weil  es  Sache  des  klhoiglidiffli  Bezirksamtes  ist, 
seine  rechtskräftigen  Besehlflsse  aneh  ohne  Anregung  der  Parteien  in  Yoll- 
aug  zu  setzen^  K 

Die  bayerischen  OeeetzesvorBchriften  über  die  religtSse  Erziehung 
der  Elinder,  deren  Eltern  yerschiedenen  Glaubensbekenntnissen  zugethan 
aind,  erstrecken  sich  auf  die  gesammte  religiöse  Erziehung, 
namentlich  auf  die  Keligionsübung.  Die  Districtsverwaltungsbohördo 
hat  daher  auf  Äntrac:  einer  berechti]r,^ten  Person  oder  Behörde  bei  Ent- 
scheidurig  über  die  religiöse  Erziehung"  eines  Kindes  alle  diejenigen 
Anordnungen  zu  treffen,  die  zur  Durchführung  der  religiösen  Erziehung 
als  erforderlich  erscheinen. 


von  S,S  28,  und  G3  der  Vormtindscliaftflordniing^  zur  Durohföhning  der  Anord- 
nungen über  religiöse  Kindererziehung.  Diese  Anordnungen  erstrecken  sich  nach 
§§  12 — 38  der  zweiten  bayeriseboi  YerfitsBungebellsge  auf  die  ganze  religiaae  Er- 
.Ziehung.  Di©  katiiolische  Wtttwc  eines  Protest  n  f  i  wurde  durch  Verfügung  des 
Amtsgerichts  zu  Orb  vom  3.  August  1889  (vgl.  oben,  S.  118)  aufgefordert,  ihre 
Söhne  ^zut  Theilnahme  an  dem  evangelischen  Religionsunterricht«  und  den  evau- 
gdboheo  GotteBdiensteii  adsnhalten**,  mit  folgender  ErSArang:  ^Jiiib  Ausftlhning 
dieaw  Yerlttgang  wird  durch  Nachfrage  beim  zuständigen  Pfarramt  Uberwacht; 
im  Zuwiderhflndlnnpsfalle  ^rtlrdcn  Sic  Geldstrafen  bis  zu  300  Mark ,  sowIp  Ihre 
EntsetaoDg  als  Vormtlnderin  zu  gewärtigen  haben."  Zugleich  wurde  der  zu- 
stSadige  evangeUsche  Pforrer  (ra  Avftoau)  ersndit,  darüber  su  wachen,  das« 
die  bezeichneten  Kinder  ^zum  Besuche  de«  evangelischen  Gottesdienstes  und  Re- 
ligionsunterciehts  angehalten"  würden.  Alles  dies  entsprach  den  gesetsliohen  Yor> 
Schriften. 

t  Entscheidung  vom  17.  Juni  188T,  Sammlung,  Bd.  IX,  Nr.  82,  S.  178—184. 

Hiergegen  ist  einzuw^dSB,  dass  zur  Rechtsverfolgnng  ein  Antrag  nach  g  23  der 
«weiten  YerfaesongsbeUag«  erfordert  wird.  Ygl.  oboi,  8.  286. 
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Der  katholische  Maurer  Christian  Meyer  musste  nach  einer  rechtskräf- 
tigen Entscheidung  seine  drei  Töchter  erster  Ehe  protestantisch  erzielieu  und 
demgemäss  ,an  dem  öffentlichen  protestantisclioii  Religionsunterrichte  ihres 
jeweiligen  Aufenthaltsortes  theilnehmen  lassen".  Er  wurde  für  den  Fall  des 
Zuwiderliandelns  auf  Grund  von  Art  21  des  PoIuoifltrafgeBetzbacheB  Tom 
26.  Decraiber  1871  mit  einer  UxigeliorBamMtrafe  toh  80  Hark  bedroht  Eine 
hiergegen  gerichtete  Besehwerde  des  Vaters  wurde  /urückn^ewiesen.  Zwar 
hätte  die  Androluuig  der  Strafe  nicht  auf  Grund  des  Polizeistrafgesetzbuches, 
sondern  auf  Grund  von  Art.  4fi,  Ahsritz  1,  des  Gesetzes  vom  8.  August  1878 
geschehen  sollen.  Allein  auch  nach  dieser  Gesetzes  Vorschrift  war  die  an- 
gedrobte  Strafe  gerechtfertigt*. 

Die  am  12.  December  1869  unehelich  gcborne  Barbara  W.  za  Altd<»f 
war  nach  einem  rechtskräftigen  Beschlüsse  des  Bezirksamtes  zu  Nürnberg 
vom  21.  Juli  1882  katholisch  zu  erziehen.  Zufolge  einer  Anzeige  des  katho- 
lischen Pfarramtes  zu  Altdorf  wurde  der  Mutter  unter  Hinweis  auf  Art.  46 
dea  Gesetzes  yom  8.  August  1878  imd  §  774  der  Civilproceesordnung  eröffnet, 
«daen  sie  ihre  Toehter  bei  Meidung  einer  Strafe  von  20  Mark  zum  regel- 
mSssigen  Besuche  des  katholischen  ReUgionsunterridites  und  Gottesdienstes 
nach  Massgabe  der  hierfür  festgestellten  Ordnunp^  anzuhalten  habe*^'*.  Nach 
einer  weitern  Anzeige  des  Pfarramtes  setzte  das  Bezirksamt  die  anG;odrohte 
Strafe  fest.  Dieselbe  wurde  auf  Beschwerde  der  Mutter  auf  fünf  Mark  er- 
mässigt.  Der  Yerwaltungsgerichtshof  fShrte  aus,  die  SfandÜM^bohung  sei  ge- 
rechtfertigt gewesen.  Denn  zum  Inbegriffe  der  kathoIiBchen  Eraiehung  gehöre 
„die  Antheilnahme  des  Kindes  am  katholischen  Religionsunterrichte  in  Schule 
und  Kirche,  ebenso  auch  dessen  Anleitung  zur  praktischen  Uebunq^  der  Reli- 
gion durch  den  Besuch  der  gemeinsamen  öffentlichen  Gottesdienste  und  durch 
den  Gebrauch  der  Sacramente".  Die  Mutter  habe  von  den  Verpflichtungen, 
die  ihr  hiemach  oblagen,  einen  Thefl  absiehtiich  oder  wenigstens  schuld- 
hafter  Weise  nicht  erfüllt,  indem  sie  verabsäumte,  das  Kind  des  Sonntags 
vormiftaa^s  zum  Gottesdienste  und  zu  der  anp^eordneten  Zeit  zu  den  Sacra- 
menten  zu  schicken.  Einen  andern  Tlieil  ihrer  Verpflichtungen  habe  sie  er- 
füllt, «Indern  deren  Tochter  zum  Besuche  des  katholischen  Beligionsunter- 
riehtes  in  der  Kirche  sldi  regelmässig  eingefimden  und  auch  an  dem  nach- 
folgenden Gottesdienste  an  Sonntagsnachmitlagmi  teilgenommen''  habe. 
Danach  sei  der  ^für  den  Fall  eines  vollständigen  üngehorsams  angedrohte 
Strafsatz  entspreciiend  zu  ermässigen*^ 

Der  mit  einer  Protestantin  verheiratete  katholische  Postbote  Bayerlein 
musste  seine  beiden  Tüehtor  gesetzlicher  Vorschrift  gemäss  protestantisch  er- 
ziehen. Er  hatte  sie  in  der  Districtsrettungsanstalt  zu  Hilpoltstein  unter- 
gebracht Es  Avurde  ilun  aufgegeben,  die  Kinder  aus  dies^  Anstalt  zurQck- 
zunehmen.  Seine  Beschwerde  gegen  diese  Anordnung  wurde  zurückgewiesen, 
weil  .,dio  religiöse  Erziehung  eines  Kindes  sich  nicht  auf  jene  in  der  Schule 
beschränkt,  sondern  sich  auch  auf  die  häushche  Erziehung  erstreckf,  und 
weil  »in  der  Districterettungsanstalt  zu  Hilpoltstein  die  Erziehung  der  Kinder 


'  Kntscheidung  des  Verwahungsgerichtshofes  vom  15.  Juni  1881,  Sammlung, 
m.  lU,  Nr.  19,  S.  102-107:  Veringa  Archiv,  Bd.  XLVIU,  S.  326—828;  Bos- 
kovdny,  Supplementa,  tom.  II,  S.  131  (1887). 

*  Verfügung  dea  BestrkeamteB  zu  Nflrnberf  vom  4.  Juni  1868. 

*  Entscheidung  vom  11.  Januar  1884,  Sammlung,  Bd.  V,  Nr.  88,  S.  107— 
Vgl.  Blatter  tat  admiaistrative  Praxis,  Bd.  XXXY,  S.  122,  123. 
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nur  nach  katholischen  Grundsätzen  geleitet,  und  aussohliessend  katholischer 
Eeligionsunterricht  daselbst  ertheilt  wird,  mithin  den  Anforderungen  der  Er- 
ziehung dor  Mädchen  in  der  eTangelischoa  Confei$«ion  durch  die  Aufnahme 
deraetben  in  eine  piotostantische  Schule  und  durch  Aniheilnahme  am  prote- 
stantisohen  Religionsunterrichte,  unter  Belassung  derselben  in  der  katholischen 
Rrttun^sanstalt  zu  Htlpoltstein ,  jedenfalle  nicht  Genüge  geleistet  werden 
könnte*  ^ 

Die  katholische  Wittwe  des  protestantischen  Oufctiers  I^Iussbcck  musste 
ilure  beiden  Töchter  zufolge  einer  rediiskräfligen  Entscheidung  proteBtantisch 
erziehen.  Sie  brachte  die  Töchter  in  die  Anstalt  der  Englisdien  Fi^olein 
za  Augsburg.   Auf  Antrag  des  Voi  inundes  (und  auf  Grund  von  Art.  40  des 

Gesetzes  vom  Aiii^ust  1>'7^')  wurde  der  ^Mutter  fiuftref^ebeTi,  bei  Vorraeidung 
von  100  Mark  Ordnungsstrafe  die  Kinder  aus  dem  Unterrichte  und  der  Er- 
ziehung der  Englischen  l:'>äulein  zu  nehmen.  Auf  Beschwerde  der  Mutter 
▼nrde  dieser  Beschlnss  aufgehoben^  und  der  Antrag  des  Vormundes  abgewiesen. 
Es  wurde  ermittelt,  dass  die  beiden  Kinder  protestantischen  Religionsunter- 
richt erhielten  und  jeden  Sonntnp:  den  protestantischen  GottesdiensM^esuelitcn, 
dass  ferner  die  ^futter  aus  eigenem  Antriebe  ilire  Töchter  von  der  Theil- 
nahme  an  der  l'rohnleiclmamsprocession  abgeimlten  hatte,  und  dass  die  Schule 
der  Englischen  Frauldn  auch  Ton  idelen  anderen  protestantischen  Kindeni 
besucht  wurde.  Daraus  folgerte  der  Yerwaltungsgerichtshof,  es  seien  ,,Tom 
öffentlich  rechtlichen  Standpunkte  aus  zureichende  Gründe  nicht  gegeben,  um 
dermalen  ein  Yerschuldi  n  und  eine  Nichterfüllung  der  der  Wittwe  Mussbeck 
zukommenden  Obhegenheiten  anzunehmen'* 

Nach  £;§  773 — 775  der  Civilprocessordauii«^  kann  die  Z^vang'svoll- 
streclvtiTii:-  nur  dann  stattfinden,  wenn  die  Handlungen,  die  vorge- 
nommen oder  unterlassen  werden  sollen,  deutlich  bezeichnet  sind. 

Der  protestantische  Maurer  Nleolnns  Sidon  au;?  Sylbach  lebte  seit  1888 
in  Amerika,  während  seine  katholisi  lie  Ehefrau  mit  den  Kindern  in  Sylbach 
zurückblieb.  Kach  einer  rechtskruitigen  Entscheidung  des  Bezurksanitea  zu 
Hassfurt  7om  27.  Juli  1886  hatte  die  Mutter  iltre  beiden  S5hne  in  der  pro- 
testantischen Cüiifession  zu  erziehen Sie  gab  ihren  Sohn  Lorenz  (geb. 
31.  März  1874)  bei  dem  Oastwirth  Lindner  zu  Srliesslitz  in  die  Lehre.  Die  Prote- 
stanten zu  Bchesslitz  geborten  zu  keiner  protestantischen  Pfarrei,  sondern 
wurden  von  dem  prot(»tantischen  Pfarramte  zu  Bamberg  „in  allen  seelsorgcr- 
lichen  FSUen  eharitativ  bedient".  Zur  I>iirchl1lbrung  der  rechtskräftig  an- 
geordneten protestantischen  Erziehung  des  Knaben  wurden  zunächst  mehrere 
Ifassregeln  getroffen,  die  kernen  Erfolg  hatten \  Hierauf  gab  das  Bezirks- 


^  Kntsclieiduii^^  do^  Vorwaltimgsgeriehisho&s  vom  S9.  Juli  1881,  Ssnunlang} 

Bd.  nr,  Nr.        S.  210—217. 

*  Entacheidung  vom  2Ö.  September  1887,  Sammlung,  Bd.  IX,  Nr.  37,  S.  208 
bis  214. 

»  Sic  behauptete,  ihr  Ehemann  habe  ihr  bei  der  Verheiratung  das  Veraprechen 
gegeben,  die  Kinder  katholisch  zu  erziehen.  Doch  scheint  das  Bezirksamt  angenom- 
men zu  haben,  dass  ein  gütiger  Vertrag  nicht  geschlossen  oder  wenigstens  nicht 
nachgewiesen  war.   (Die  GrOnde  der  Bntseheldimg  vom  27.  Juli  1886  shid  nicht 

WPÖffentUdit.) 

♦  Zuerst  wtir<1e  „dn-^  katholisclse  Pfarramt,  beziehungsweise  die  kntliolische  Lokal- 
SChulinspection  öcheasLitz'"  auigei'ordert,  bei  Vermeidung  einer  üngehorsamsstrafe 
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amt  zu  Hassfurt  der  Matter  auf,  ^innerhalb  /viexzelm  Tttgen.  Y«emeiäuag 
einer  Geldstrafe  yon  20  ICark  ffir  eine  entsprechende  Eraiehung  ihres 
Sohnes  Lorenz  in  der  protestantischen  Beligion  Sorge  zu  tragen  und  sidi 

liioTwofT'pTt  mit  (loTTi  protestaTitisclinn  Pfarramt  Ilntorhohonriod  ins  l'enohmen 
zu  setzen"  Grleicliwolil  wurde  Lorenz  Sidon  nach  wie  vor  „zum  katholischün 
Beligionsunterrichto  und  zur  katlielischen  Keligionsübung  herangezogen". 
Das  Bezirksamt  setzte  deshalb  die  angedrohte  Strafe  gegen  die  Mutter  fest 
nnd  drohte  derselben  für  den  Fall  weitern  Ungehorsams  eine  Executions- 
strnf^  ^  i  Ti  30  Mark  und  im  IJnTennSgmisfalle  eine  ITaftstrafe  von  sechs  Tagen 
an  *.  Dios'^r  IVsclilusF?  -u'urdo  auf  Beschwerde  der  Mutter  aufgehoben ,  au«« 
folgendeil  U  runden.  An  sich  war  die  Zwangsvollstreckung  gegen  die  Mutter 
,uach  Art.  46  des  Gesetzes  vom  8.  August  1878  ohne  Zweifel  gerechtfertigt". 
Allein  die  Anordnung  des  Besdrksanites  Yom  18.  Februar  1888  liess  ^die 
positive  Bezeichnung  der  TOn  i&t  Mutter  bei  Strafvermeidung  vorzunclimen- 
dcn  einzelnen  Handlungen  vermissen'^  und  schloss  „eben  damit  die  ]\I<>glich- 
keit  der  rechtlichen  IJeurtheilung  der  Zulässigkeit  der  aiige<]rolireii  Voll- 
streckungsmassregeln  aus".  Daher  musste  die  Straf  Verfügung  aufgehoben, 
und  «dem  Bezirksamt  Hassfurt  überlassen  werden,  sei  w  gegen  Anna  Maria 
Sidon  unter  genauer  Bezeiehnung  desjenigen,  was  zu  thnn  ihr  auflegt  wird, 
sei  CS  g^en  den  Gaatirirth  Lindner  in  Schesslitz,  als  dermaligen  Lehrherm 
des  Lorenz  Sidon,  die  geeignete  Einschreitang  zu  veranlassen" 

Die  Zwangsvollstreckung  aus  einer  reohtskräftigen  Entscheidung 
über  religiöse  Kindererziehung  erfolgt  gegen  die  Bctheiligten. 

Zu  den  Bethciliirten  können  die  Pfarrer  geliörnn.  Doch  ist  dies 
nur  dann  Rnzuuehmen,  wenn  sie  im  Hauptprocesse  als  X^artei  auf- 
getreten !?ind. 

Die  katholisclie  Wittwe  Klein  v'it"  nach  einer  rechtskräftigen  Entschei- 
dung verpflichtet,  ihren  Öohn  Adoli  in  der  protestantischen  Confession 
seines  Vatm  zu  wziehen^  Der  Besehluss  war  auf  Antrag  des  protestan- 
tisdien  Pfarramtes  zu  Altenbamberg  ergangen,  jedoch  auch  dem  katho- 
lischen Pfarramte  zugestellt  worden.  Es  wnrde  ermittelt,  dass  die  Matter 

von  20  Mark  „Hieb  joglicher  Heranziehung  oder  Zulnssuiiii;  des  Knaben  Lorenz 
Sidon  in  Schesslitz  zum  katholischen  Religiön»unterrichte  und  zur  kalholiseben  Reli- 
gionsftbung  lu  «ntbalten**.  Dieser  Auffordcraiig  wurde  keine  Folge  geleistet.  Dooh 
wurdp  aiioli,  wie  rs  srlietnt,  die  jingedrolito  StraTc  gegen  den  Pfarrer  niclit  feat- 
geselEt.  Dann  wurde  das  Bezirksamt  zu  Bamberg  ersucht,  „flir  den  protestantlsclicn 
Religionsanterricht  und  die  protestantische  Erziehung  dca  Lorene  Sidon  mit  dem  zu- 
stlndlgen  protest«itiscb«Hi  Pfarramte  dte  geeignetai  Musnalimen  zu  treffian^.  Das 
Bezirksamt  zti  Bamlierg  or\vi«^Jertr  mit  Sclireilicii  vom  11.  Februar  1888,  es  könne 
dem  Ersuchen  nicht  ontpprrchfn,  weil  „die  I'rotestniitcn  m  SchesBÜtz  in  keine  pro- 
testantische Pfarrei  eiugepfurrt  seien ,  und  daher  weder  das  protestantische  Pfarramt 
In  Bamberg,  noeh  dn  anderes  protestsatisches  Pfkmnnt  snr  Festsetsung  des  Rell^ 
giousunti  rrichts  fQr  Lofens  Sldon,  solange  derselbe  sieb  In  Sehessliis  anIhsUe»  sn- 
ständig  sei^^ 

*  Bcachluss  des  Bezirksamts  zu  Haasfurt  vom  18.  Februar  1888,  zufolge  einer 
protokollarlseben  Yerwamang  vom  28.  Deeember  1887. 

*  Bcschluas  des  Bezirksamts  zu  Ilnssfurt  vom  10.  April  1888. 

'  Entscheidung  des  Verwaltuugagerichtshofes  vom  28.  Mai  1888,  Sammlung, 
Bd.  IX,  Nr.  79,  S.  404—486. 

*  Besehluss  des  Beiirksamts  su  Eirehhelmbolsaden  vom  IS.  August  1884. 


Digitizeo  by  v^oogle 


ZwaogiTollatveekiuig. 


249 


ihren  Sohn  vom  protestantischen  Religionsunterrichte  abhalte  und  in  der 
katholischen  Kirche  Messe  dienen  lasse.  Das  Bezirksamt  stellte  eine  "Voll- 
ziehung des  Beschlusses  gemäss  Art.  4G  de.s  Gesetzes  vom  8.  August  1878 
in  Aussicht  und  verhängte  demnächst  „wegen  nacligewiesener  Missachtuug 
des  rechtskrKftigen  berirkBamtlichen  Beushlueses'*  ?cgcn  die  Matter  eine 
Haftstrafo  von  einem  Tage  und  gegen  den  katholischen  Pfarrer  Rung 
oiiK'  CioltUtrafo  von  100  Mark  Auf  I^escliwerde  dieses  Pfarrers  wurde  die 
(TQrrnri  thii  vorliiinr,'to  Or(lnullg^^^trafe  aufü^ehohcn  *,  aus  folgenden  Gründen. 
^IS'acii  allgemeinen  Kcclitsregela  kann  ein  rechtskräftiges  ürtheil  nur  gegen 
die  an  dem  Torausgegangenen  ^awite  Betli^gten  zwangsweise  vollzogen 
werden.  An  dem  Streite  über  die  religiöse  Endelmng  des  Adolf  Klein  war 
aber  nur  zunäehst  do-son  Mutter  und  sodann  der  Vertreter  des  königlichen  pro- 
testanfis'clieu  ITarramtes  AUenljainberi:^ ,  letzterer  vom  Standpunkte  §23 
der  zweiten  \'erfassungsbeila^'e  aus,  betheilici^t.  Eine  Betheihgung  und  Partoi- 
stelluDg  des  katholischen  Pfarrers  Rurig  von  Ebernburg  hingegen  bestand  in 
jenem  Streite  nielit,  wenn  sohon  dieser  letztere  als  Träger  des  Pfarramtes 
übungsgemass  und  mit  Hinblick  auf  die  vorangefOlirte  Terfassungamässigc 
Bestimmung  gutachtlich  im  Instructionsverfahren  der  ersten  Instanz  zur  Sache 
gehört  worden  war.  Eine  Parteistellung  wurde  ausserdem  für  den  genannten 
katholischen  Pfarrer  auch  keineswegs  dadurch  goschaften,  dass  dem  Pfarr- 
amtc  eine  Ausfertigung  des  erstinstanziellen  Bescheides  zugestellt,  und  dabei 
Ton  dem  Reehte  der  BesehwerdefQhntng  dagegen  gesproehen  wurde,  yielmehr 
ist  diese  Bekanntgabe  lediglich  ak  eine  Mittheilung  im  Sinne  des  §  23  der 
zweiten  Yf'rfassuii;::;t^l)eilagc  an  die  zur  "Waliniohmun;:^  des  Vollzuges  der  An- 
ordnung über  die  religiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  *jemisehten  Ehen  be- 
rechtigte kirchliche  Behörde  aufzufassen.  Diese  ebencrwähnto  Berechtigung 
be^ift  nun  allerdings  nothwendiger weise  und  namentlieli  im  ffinbliek  auf 
Abschnitt  IV  des  Religionsedietet  Yom  26.  Mai  1818  von  dem  bexeich- 
neten  vorfassungsgosetzlichen  Standpunkte  aus  auch  die  Verpflichtung  in  sich, 
die  einschlägii^e  Rechtssphäre  der  anderen  Kirnhenj2:emoinschaften  und  ihrer 
Angehörigen  und  die  hierauf  fassenden  Anordnungen  zu  achten."  Es  könnte 
daher  „wohl  die  Frage  aufgeworlen  werden**,  ob  eine  Nichtachtung  der  go- 
dacbton  Entscheidung  seitens  des  Pfarrers  Torliege,  und  deshalb  gegen  ihn 
eingeschritten  werden  könne.  „Ein  derartiges  Vorgehen  gegen  den  Beschwerde- 
führer hat  jedoch  jedenfalls  nicht  in  einem  verwaUtins'srechtliehen  Verfahren 
zu  erfoljyen  und  kann  insbesondere  nicht  im  Zwani^svollzui^e  <le^  bezirks- 
amtlichen Boscheides  vom  12.  August  1884  nach  Massgabe  des  Art.  46  eine 
Unterlage  finden,  weil  iu  dem  betreffenden  Streite  das  Pfarramt  Ebernburg 
und  dessen  TrSger  Pfarrer  Bung  nicht  als  Partei  betheiligt  gewesen  sind." 

Ist  gegen  einen  bei  dem  Hauptstreite  nicht  Vetlieiligt  gewesenen  Pfarrer 
eine  polizeiliche  Strafverfii ^ung'  nnf  Grund  von  Art.  21  des  Poli/cii^trafprosctz- 
buches  erlassen,  so  kann  bei  dem  zuständigen  Amtsprichte  auf  gerichtliche 
Entscheidung  in  Gemässheit  vou  4ö3— 458  der  deutschen  Strafprocess- 
ordmmg  augetragen  werden.  Ausserdem  ist  eine  Besehwerde  bei  der  h5hem 
PoliseibehGrde'  aullssig. 


'  Bcschluss  des  Bezirksamt!?  zu  Kirchheimbolanden  vom  10.  Februar  1885. 

'  Kntacheidung  des  Verwaitungagerichtsliofes  vom  29.  Mai  1885,  Sammlunj^ 
Bd.  VI,  Nr.  46,  S.  174-177;  RoskovAny,  8iii»)»lemeiiC«,  iom.  II,  p.  205-316. 

3  In  der  oben  (S.  247)  erwähnten  Sache  hatte  das  Bpzirksamt  „in  Anv  onchin? 
von  Art.  46  d«B  Qesetsea  vom  8.  August  1878  und  §  774  der  CivUprocessorduung^ 
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€.  Kindel*  in  oder  au»  ungemischten  Ehen. 

Ist  eine  bisher  gemischte  Ehe  darch  Glaubeuswechsel  des  Taters 
oder  der  Mutter  ungemischt  geworden,  so  j^folgen  die  Kiader  der  nuB 
gleichen  Religion  der  Eltern".  Diese  Bestimmung  vou  §  18  der  zweiton 
Yerfassiing-sbeilnpo  könnto  zu  der  Meinung  verleiten,  dass  Eltern,  die 
in  ungenii<cht(?r  Ein;  lohou,  gesetzlich  verpflichtet  seien,  ihre  Kinder 
in  ihrem  ei^'^eiien  Glaubensbekeuntuisse  zu  erziehen.  In  der  That  wurde 
diese  Meinung  früher  vom  Ministerium  festgehalten*.  Allein  jene 
Worte  sind  dahin  zu  verstehen,  dass  in  dem  bezeichneten  £^alle  die 
Gtrimdsfttze  des  gemeinen  Rechts  zur  Anwendung  kommen.  Danach 
hat  derjenige,  dem  die  Erziehungsgewalt  zusteht,  die  Oonfession  der 
Kinder  zu  bestimmen. 

Der  Yerwaltungsgcrichtshof  theilt  diese  Auffassung,  wie  aas  der  oben 
(S.  31)  angeführten  Entseheidung  zu  ersehen  ist.   Hiermit  steht  ein  Urthefl 

des  Obersten  Gerichte!  f  -  v  m  Jahre  1878  niclit  in  "Widerspruch,  sondern 
m  Eiüklang.  Die  katholiseheu  Elu'lcufo  Ilofmann  zu  Rasch  hatten  ihre 
sonntugsscbulptiichtigeu  Kiiulcr  in  den  protestantischen  Religionsunterricht  zu 
Rasch  geschickt.  Der  Vater  wurde  auf  Grund  von  Art.  58,  Absatz  1,  des 
Pelizeistrafgesetsbuehes  angeklagt,  weil  er  die  Knder  nidit  in  d«i  katho- 
lischen Beligionsonterrieht  zu  Altdorf  geschickt  hatte.  Er  wurde  in  den 
beiden  ersten  Instanzen  freigesprochen.  Das  Landgericht  zn  Altdorf  stützte 
die  Freisprechung  auf  §§  78  und  84  II  2  des  preussischen  Allgemeinen  Land- 
rechts. Das  Bp/irksgericht  zu  Nürnborg  nahm  an,  Art.  58  des  Polizeistraf- 
gesetzbuches sei  nicht  anwendbar,  wenn  die  Kinder  den  Religionsunterricht 
einer  andern  Gonfession  erhielten.  Der  Oberste  Gerichtshof  vernichtete  diese 
Entscheidung,  weil  nicht  fes^estellt  war,  ^dass  der  Angeschuldigte  die  Ab- 
sicht hegte,  seine  heiden  zur  katholischen  Kirche  sich  bekennenden  Kinder 
dieser  Kirohengesellschaft  abwendig  zu  machcTi".  Solango  die  Kinder  der 
katholischen  Kirche  angehörten  und  der  Sonntags^chulpHicht  unterlagen, 
muBsten  sie  den  katholischen  Religionsunterricht  be^^^uchen 


eine  Geldstrafe  von  20  Mark  g^en  den  katholiscbea  Ötadtpfarrer  Kirchner  an 
Beheasntts  Itotgesetst  und  dne  weitere  Geldstrafe  gegen  Ihn  angedrobt,  obwohl  dieser 
Pfarrer  im  Hauptprocesse  nicht  Partei  gewesen  war.  Eine  Beschwerde  hierüber 
richtote  Kirchner  an  den  Yerwaltungsgerichtshof.  Diese  Beschwerde  \rurtle  (lurc]i 
Entscheidung  vom  23.  Mai  1888  wegen  Unzuständigkeit  des  Verwaltangsgerichtshofes 
an  die  königliche  Regierung  von  Oberfiranken  verwiesen,  weil  das  Bcstrksamt  „In 
eigener  Zuständigkeit  eine  Ungehorsamsstrafe  nach  Art.  IS  des  Poliselstta^gesetM- 
buches  verhängt"  und  nur  Irrthamlicb  sur  Begrttndang  nnriditige  Oesetnsstdlea  an> 
gefuhrt  hatte. 

^  Mlnisterialentsdieldung  vom  81.  Januar  1880,  bei  6.  Dttlllngcr,  Bd.  VIII, 
S.  50:  ..Kinder  aus  ungemisehtcn  Ehen  folgen  dem  Olaubensbekenntnlsse  der  Eltern 
in  Ansehung  ihrer  religiösen  Erziehungj  oiim  Afrulcrnng  darf  nnr  unter  den  durch 
die  j&weit«  Verfassungsbeilage,  §§  5 — 7,  liezeictmeten  Voraussetzungen  eintreten."  So 
erkUren  sich  aueh  die  Mlnisterialentsebllosungen  vom  S5.  Febraar  1886  and  2.  Ja- 
nuar 1837,  bei  G.  Döllinger,  Bd.  Vin,  S.  60,  51. 

>  Urtlieil  (I(  s  Obersten  Gerichtshofes  vom  2.  November  1878,  Eotseheidttngea 
in  Strafsachen,  Bd.  VIII,  S.  530—534. 
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Freilich  gelten  die  §§  5 — 11  der  zweiten  Verfassungsbeilage,  über 
die  Wahl  des  Glaabensbekenntoisses,  für  alle  Staatseinwohner,  also 
auch  für  Kinder  aus  ungemischten  Ehen.  Mithin  liegt  eine  Verletzung 
von  §  G  v  or,  wenn  ein  Kind  vor  erreichter  Volljährigkeit  das  Ghiubons- 
bekenntniss  wechselt.  Allein  bezüglich  der  Kinder  aus  ungemiscliten 
Ehen  ist  der  ^  6  eine  lex  imperfecta.  Denn  niemand  ist  berechtigt, 
gegen  einen  bolcheu  Glaubensweehsel  Einspruch  zu  erheben  (Vgl. 
oben,  S.  238.) 

Für  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  UDgemiscbten  Ehen 
gelten  die  Grundsätze  des  gemeinen  Becbts  ancb  naoh  dem  Tode  des 
Vaters,  der  Mutter  oder  beider  Eltern  (vgl.  oben,  8.  35,  44,  50,  57, 
58),  desgleichen  nach  einer  Ehescheidung.  Wird  jedoch  eine  unge- 
mischte Ehe  durch  Glaubens  Wechsel  des  Vaters  oder  der  Mutter  in 
eine  gemischte  verwandelt,  so  l^ommen  mich  für  die  in  ungemischter 
Ehe  geljorenen  Kinder,  Bolang:e  die  Erziehung  dauert,  die  Vorschriften 
von  §§  12—1-1  der  zweiten  Verfassungsbeilage^  in  Anwendung.  (Vgl. 
unten,  auf  dieser  Seite.) 


II.  Minder  von  Eltern  versehledeneii  Olanbeiui- 

1.  Bezeiolmimg  der  „Kinder  ans  gemischten  Ehen"  und  der  ihnen 

gleichgeachteten  Kinder. 

Die  Vorschriften  von  §§  12 — 22  der  zweiten  Vcrfassungsbeilage  ^ 
stehen  unter  «I  f  r  Ueberschrift  ,ßeligionsverhältnisse  der  Kinder  aus 
gemischten  Ehen".  Sie  sprechen  aber  nicht  blos  von  ehelichen  Kin- 
dern, sondern  auch  von  unehelichen  Kindern  und  von  Findlingen^. 
Auch  finden  sie  nach  Ausweis  von  §§  12  und  20  auf  Kinder  in  ^;C' 
mischten  Ehen  Anwendung,  wenn  die  Eltern  zur  Zeit  der  Gebuit  ui 
ungemischter  Ehe  lebten  oder  damals  noch  nicht  verheiratet  waren. 
Sogar  uneheliche  Kinder,  die  nur  ,too  ehiem  Täter  anerkannt  sind^, 
werden  nach  §  21  „in  Ansehung  der  Beligionserziebung  gleichfolls  wie 
die  ehelichen  behandelt"'.  Also  ist  der  Ausdruck  der  Ueberschrift 
„Kinder  aus  gemischten  Ehen*^  ungenau. 


»Vogel  (BftyeriBdieB  Staatsndit,  S.  164)  hUt  c«  Ar  „nnmlfelhaft,  dMs  mit 

Zustimmung  der  erziehungaberechtigten  Eltern  die  Aufnahme  Minderjähriger  in  eine 
Keligionsgcsellschafl  stattfinden  kann'\  Dieser  Satz  kann  in  dem  oben  bezeichneten 
Sinne  verstanden  werden.    Für  „Kinder  aua  gemischten  Ehen"  gilt  das  Qegentheil. 

*  Für  „Findlinge  und  natttrlt<^e  Kinder**,  deren  Mntter  unbekannt  tot,  gelten 
ausser  §  23  die  besonderen  Vorschriften  von  §  22.  Solche  KiiuTcr  folgen  der  Re- 
ligion desjenigen,  welcher  das  Kind  aufgenommen  hnt,  soferne  er  einer  der  öffentlich 
eingeführten  Ivirchen  angehört,  oder  der  Religion  des  Findlingsinstituts,  worin  ete 
eixogmi  werden.  Anseer  diesen  FUlen  richtet  sieh  Ihre  Religion  nach  jen«r  der 
Mehrheit  der  Einwohner  des  Findungsortes.'* 

<  Diese  S&tce  werden  unten,  S.  258—263,  erl&atert 
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s)  yemlüedeiilielt  im  OlaikeiubekeintiuMeB. 

Die  §§  12 — 18  bezielien  sich  auf  ehelich  geborene  Kinder,  dereu 
Elteru  ^verschiedenen  Glaubensbekenntnissen  zugetluui  sind'' ;  in  §§  20, 
21  finden  sieh  entsprechende  Yorsohriften  für  unehelieh  geborene 
Kinder. 

■  Es  besteht  Streit  über  die  Frage,  ob  die  Bezeichnung  der  ver- 
schiedenen Glaubensbekenntnisse*  in  engerem  oder  weiterem  Sinne 
zn  verstehen  ist.   Früher  herrschte  die  Meinung,  die  §§  12—21  der 

zweiten  Yerfassungsbeilage  köniiton  mir  dann  zur  Anwendung  kommen, 
wenn  der  Vater  und  die  Mutter  zu-  zwei  verschiedenen  der  in  Bayern 
üfTentlich  eingeführten  christlichen  Kirchen  gehörten*.  Im  Jahre  1818 
waren  in  Bayern  nur  die  „drei  christlichen  ölaubeDsconfessioneü*  als 
öffentliche  Kirchen  anerkannt,  \vie  aus  §  24  der  zweiten  Yerfassungs- 
beilage  hervorgeht.  Es  würden  also  nach  der  bezeichneten  Auslegung 
die  §§  12 — 18  den  Sinn  haben,  dass  sie  nur  für  Kinder  aus  denjenigen 
Ehen  gelten  sollten,  die  zwischen  Katholiken  und  Protestanten  oder 
zwischen  Lutheranern  und  Reformtrten  geschlossen  sind.  Ebenso 
würden  §§  20,  21  nur  dann  zur  Anwendung  kommen,  wenn  die  Mutter 
und  der  natürliche  Vater  eines  unehelichen  Kindes  zu  zwei  verschie- 
denen der  in  Bayern  öffentlich  anericaunten  drei  christlichen  Kirchen 
gehörten. 

Für  eine  solche  Auslegung  kann  die  Ueberselirift  augerufen  werden. 
Dieselbe  spricht  vou  „gümischten"  Ehenj  und  der  Sprachgebrauch  ver- 
steht unter  „gemischten"  Ehen  die  Ehen  zwischen  Katholiken  und  Pro- 
testanten, häufig  auch  Ehen  zwischen  Lutheranern  und  Eeformirten, 
dagegen  selten  Ehen  zwischen  Katholiken  oder  Protestanten  und  An- 
gehörigen einer  nicht  öffentlich  anerkannten  Beligionsgesellschaft  oder 
jüdischen  Glaubensgenossen.  Auch  in  §  18  könnte  eine  Bestätigung 
für  die  einschränkende  Auslegung  gefundcoi  werden.  Denn  darin 
werden  die  Ausdrücke  „gemischte  Ehe"  und  „Ehe  von  Personen  ver- 
schiedenen Glaubensbekenntnisses'*  als  gleichbedeutend  gebraucht;  jnieh 
die  darin  enthaltene  Vorschrift  über  eine  "Wirkung  der  „Confirmation 
oder  Conimunion''  logt  den  Gudaukon  nahe,  dass  nur  Ehen  zwischen 
Katholiken  und  Proteütaniün  gemeint  seien.  Zudem  fragt  es  sich,  ob 
die  Gesetzgeber  an  andere  gemischte  Ehen  gedacht  haben  können. 
TJeberdies  weist  der  in  §  15  gehrauchte  Ausdruck  «Yerschiedenheit 
des  kirchlichen  Qlaubenshekenntnisses*  auf  Ehen  unter  Christen 
hin,  da  es  eine  jüdische  ^Kirche"  nicht  giht. 

Aliein  gleichwohl  ist  dem  Verwaltungsgerichtshofc  darin  beisa- 
stimnien,  dass  die  Vorschriften  von  §§  12—21  in  allen  Fällen  zur  An- 
wendung kommen,  wenn  die  Eltern  „verschiedenen  Glaubensbekennt- 

*  Vgl.  die  MinUterialentacbliesBung  vom  20.  Auguat  1857,  ia  Webers  Oesetz- 
und  Verordnangen-Sannlttiig,  Bd.  IV,  S.  684,  erwUmt  bei  O.  S«rtorliiB,  Die 
religiöse  Erzleliung  der  Ktoder  tau  gemlschteii  Ehon  nach  bayerieelieiii  Reoht,  8.  12 
(Nördlingen  1887). 
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nissen''  zugcthan  sind,  mögen  die  Eltern  zu  5£PeDtlich  anerkannten 
christlichen  Kirchen  gehören  oder  Angehörige  von  christlichen  Privat- 
kirchengesellacluifton  sein,  und  dass  sie  selbst  für  Ehen  zwischen  Christen 
und  Juden  gölten.  Dafür  sprechen  zunächst  die  allgemeineu  Ausdrucke 
des  (Tosetzeä,  woriu  von  „religiöser  Erziehung  der  Kinder*^  und  von 
Verschiedenheit  des  „Glaubensbekenntnisses"  die  Eede  ist.  Der  Wort- 
laut von  §§  12—11,  §§  10,  17  und  §§  19—21  bietet  kein  Hinder- 
niss,  die  darin  enthaltenen  Yorscbriften  auf  Eltern  anzuwendeu,  die 
FriTatkirehengeeellschaften  angehören  oder  jüdischen  Glaubens  sind. 
Dies  wird  nicht  dadurch  enkkrSfltet,  dass  eine  besondere  Torscbrift  in 
§18  ihrem  Inhalte  nach  nnr  dann  zur  Anwendung  kommen  kann, 
wenn  die  Vorschriften  des  betreffenden  Glanbensbekenntnisses  eine 
„Confirmation  oder  Communion*'  kennen.  Auf  den  Ausdruck  TOn 
§  15,  worin  von  einem  „kirchlichen"  Glaubensbekenntnisse  gesprochen 
wird,  ist  für  Auslegung  der  übrigen  r\ir!i<;raphen  kein  entscheidendes 
Gewicht  zu  legen.  In  §  22  wird  der  Fall  besonders  hervorgehoben, 
dass  derjenige,  der  einen  Findling  aufnimmt,  „einer  der  öffentlich  ein- 
geführteu  Kirchen  angehört";  dies  führt  zu  der  Vermuthung,  dass  der 
Gesetzgeber  sich  ebenso  in  §§  12  und  14  ausgedrückt  haben  würde, 
wenn  er  die  Torsduiiken  auf  Angehörige  der  öffenMlcli  eingefilhrten 
Kirchen  beschranken  wollte.  Auch  die  Stellung  der  §§  12^21  im 
ersten  Abschnitte,  unter  den  „allgemeinen  Bestimmungen  über  Reli- 
gionsverhältnisse",  ira  Gegensatze  zu  dem  zweiten  Abschnitte,  über 
die  im  Königreiche  bestehenden  drei  christlichen  Glaubensconfessionen 
und  über  andere,  anerkannte  oder  nicht  anerkannte,  Religionsgesell- 
schaften, spricht  für  die  Auslegung,  dass  die  §§  12 — 21  auf  jeden  „Ein- 
wohner des  Reiches'^  zu  beziehen  sind,  ebenso  wie  alle  übrigen  Vor- 
schriften in  den  drei  Kapiteln  dos  ersten  AbschnittPS,  soweit  nicht 
einzelne  dieser  Vorschrifteu  durch  ihren  Inhalt  beschränkt  werden. 
«Die  in  den  §§  1  und  2  der  zweiten  Yerfitssnngsbeilage  jedem  Ein- 
wohner des  Beiehes  gew&hrte  Gewisisens-  nnd  Glaubenslreiheit,  sowie 
die  demselben  nach  §  5  zukommende  Wahl  des  Glaubensbekenntnisses 
bilden,  in  Verbindung  mit  der  elterlichen  Erziehungsgewalt,  die  recht- 
liche Unterlage  für  die  elterliche  Bestimmung  über  die  religiöse  Er- 
ziehung ihrer  Kinder  im  allgemeinen,  und  bei  der  Verschiedenheit  des 
elterlichen  Beligionsbekemifnisses  naeh  Massgabe  der  §§  12 — 23  im 
besondern.  Biese  letzteren  Nonnen  erscheinen  somit  als  Ausfluss  und 
Folge*  [oder  vielmehr  als  Beschiäukung]  „der  in  den  §§  1,  2  und  5 
jedem  Einwohner  verfassungsmässig  zuerkannten  Rechte.  Als  indivi- 
duelle Rechte  haben  dieselben  aber  mit  der  in  den  §§  24  und  25  aus- 
gesprochenen Unterscheidung  der  Glaubensgenossenschaften  als  solche 
und  durch  die  Gegenüberstellung  der  beiden  Arten  kirchlicher  Ter- 
bfinde  nichts  zu  thun;  sie  werden  durch  solche  Unterscheidung  nicht 
betroffen  und  beeinträchtigt."  ^ 


*■  Entacheidnng  vom  11.  Mürs  1887,  SammloDg,  £d.  X,  S.  117. 
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Hieimit  erledigen  sich  die  Fragen,  dUe  mit  Bücksicht  auf  das 
Gesetz  vom  1.  Juli  1834  gelöst  werden  müssten,  wenn  die  Yor- 
schrifteii  von  §§12 — 21  der  zweiten  Verfassungsbeilage  auf  Angchijrige 
der  drei  cliristliclien  Kirchou  zu  bc^achränken  wären.  Durcli  das  ge- 
nannte Gesetz  erlangten  „die  Bekenner  der  unirten  sowohl,  als  der 
nichtunirten  griechischen  Kirche*^  mit  den  Bekennern  der  „drei  christ- 
lichen Kirchengesellschaften'',  die  im  Königreiche  bereits  vcrfassungs- 
mSssig  bestanden,  „gleiche  bürgerliche  imd  politische  Bechte".  Ehen 
zwischen  Protestanten  und  Angehörigen  der  griechischen  Kirche  wfirden 
daher  unbedenklich  als  ,,geniischte"  Ehen  im  Sinne  jener  einschrän- 
kenden Auslegong  des  Gesetzes  anzusehen  sein.  Es  würde  sich  aber 
fragen,  ob  etwa  auch  Ehen  von  Angehörigen  der  unirten  mit  Ange- 
hörigen der  nicht  unirten  griechischen  Kirche,  ferner  Ehen  von  Katho- 
liken des  lateinischen  E-itus  mit  unirten  Katholiken  des  orientalischen 
Kitus  als  „gemischt*  im  Sinne  jeuer  einschränkenden  Auslegung  von 
§§  12 — 18  der  zweiten  Verfassungsbeilage  anzusehen  wären.  Eine 
Prüfung  dieser  I  ragen  kann  zufolge  der  vorstehenden  Auslegung  des 
Gesetzes  unterbleiben. 

^Verschiedenen  Glaabensbekenntnissen  zngethan"  sind  die  Eltern 
auch  dann,  wenn  der  Tater  oder  die  Mutter  einer  freireligiösen 
Gemeinde,  und  der  andere  Theil  einer  anerkannten  christlichen  Kirche 
angehört  *.  Für  den  Fall  aber,  dass  der  Vater  oder  die  Mutter  aus 
einer  anerkannten  christlichen  Kirche  austritt  und  Mitglied  einer  frei- 
religiösen Gemeinde  wird,  ist  der  "Wortlaut  von  §  10  der  zweiten  Yer- 
fassungsbeilage  zu  erläutern.  ^Df^r  TJnbergang  von  einer  Kirclie  zu 
einer  andern  muss  allezeit  bei  dein  emschlägigen  Pfarrer  oder  geist- 
lichen Vorstande  sowohl  der  neugewählten,  als  der  verlassenen  Kirche 
persönlich  erklärt  werden."  Daraus  folgerte  der  Yerwultuugsgerichts- 
hof  im  Jahre  1880,  der  Anstritt  ans  einer  anerkannten  christlichen 
Kirche  sei  gesetzlich  nnr  dann  giltig,  wenn  der  Ausgetretene  in  eine 
andere  christliche  Kirche  in  Gemfissheit  von  §  10  eintrete. 

Die  protestantische  Ehefrau  des  protestanüsehen  ^mmernumns  Hdrger 
stt  Woringen  war  aus  der  protoBtantisehen  Kirche  förmlich  ausgetreten  und 

Mitglied  der  „freien  evangelisch-luthorischen  Gemeinde''  zu  Memmingen  ge- 
worden. Sie  wollte  ihre  Töchtor  auf  Grund  von  §  I  i  der  zweiten  Verfassunga- 
bcilago  nach  don  Religionsgrundsät/en  der  „freien  cvaugelisch-lutherischen 
Gemeinde"  erziehen.  Der  Verwalrungögerichtshof  entschied,  jener  Austritt 
sei  gesetzlich  nnwirkaam ;  daher  habe  der  Vater  nach  -wie  Tor  das  Recht,  die 
religiöse  Erziehung  aller  Kinder  zu  bestimmen*. 

Allein  jene  Anslegang  von  §  10  der  zweiten  Verfassungsbeilage 
wurde  im  Jahre  1888  in  Zweifel  gezogen  und  im  Jahre  1889  durch 
eine  Plenarentscheidung  des  Verwaltangsgerichtshofes  yerworfen. 


*  MiBistarfclenttehlleMttng  Tom  14.  SeptemW  1840,  b«l  Q.  DSllinger 

Strfiuss),  m.  XXTTT,  S.  475. 
2  £nt«ohelduag  vom  28.  Mai  1880,  Sammlung,  Bd.  X,  Nr.  77,  S.  831—336. 
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Der  protestinlisclio  TaglShner  Wilhelm  Eiioth  zu  Enkenbach  in  der  Pfalz 
und  dossen  katholiselio  Ehefrau  wollten  ihren  Sohn  kathoHsdi  orziohon,  wie 
sie  sclion  Tor  der  Ehe  vereinbart  hatten.  Es  -wurde  entschieden,  der  Sohn 
müsse  protesi^antisch  erzogen  werden.  Gegen  diese  Entscheidung  legte  das 
kstholisebe  Ffarramt  BeschwerAe  ein.  Inzwisehen  erklarte  dei*  Tater  yor  dem 
zuständigen  protestantiBelien  Pfarramie  zu  AlÜeiiungen  (am  29.  Januar  1888) 
seinen  Austritt  aus  der  protestantischen  Kirche,  behufs  Uebertritts  zur  frei- 
religiösen Gemeinde  zu  Mannheim.  Dpt  Veljcrtritt  zu  dieser  freireliposen 
Gemeinde  wurde  nicht  nachgewiesen.  Der  Verwaitungsgerichtsliof  wies  die 
Beschwerde  zurück,  hob  jedoch  in  den  Gründen  liervor,  es  bleibe  ^deu  Be- 
ilieiligten  unbenommen,  sofern  dieselben  aus  einem  etwaigen  wirklichen  Uebei^ 
tritte  des  Wühelm  Enoth  in  die  freireligiöse  Gemeinde  oder  auch  aus  der 
von  demselben  bei  dem  könl;^liclieii  protestaniiscben  Pfarramt  Altleiningen  am 
29.  Januar  1888  abgegebenen  Erklärung  Keclite  für  sich  ableiten  zu  können 
glauben,  ihre  bezüglichen  Anträge  in  erster  Instanz  zu  stellen^ 

Die  Plenarentscbetdung  dea  Jabres  1889  erging  in  einem  Falle,  der  die 
religiöse  Erziebung  eines  unehelicben  Kindes  betraf  und  insofern  unten  m 
erwähnen  ist.  (V^^-  auch  oben,  S.  62,  Note  1.)  Doch  wurde  hierbei  die 
Giltigkeit  eines  Glaubenswechsels  geprüft.  Die  ledifj'o  Kosa  Bauer  ans 
Schwarzenberg  a.  S.  hatte  vor  dem  dortis^en  protestau tischen  Pfarramte  am 
23.  Juni  1885  ihren  Austritt  aus  der  protestantischen  Kirche  erklärt  und  war 
am  folgenden  Tage  in  die  freireligiöse  Gemeinde  zu  Nfirnberg  förmlieh  auf- 
genommen worden.  Es  entstand  Streit  über  die  Frage,  ob  dieser  Glaubens- 
wechsel  nach  der  zweiten  Verfassungsbeilage  giltig  war.  Der  hiermit  befasste 
erste  Senat  des  Terwaltungsgerichtshofes  vermochte  sieh  der  Entscheidunir  des 
zweiten  Senats  vom  28.  Mai  1880  nicht  anzuscliliessen.  Deshalb  wurde  die 
Sache  ans  Plenum  verwiesen  *.  Das  Plenum  nahm  an,  jeder  Einwohner  des 
bayerischen  Staates  sei  „nach  seiner  eigenen  freien  Ueberzeugung  berechtigt, 
sein  bisheriges  Glaubonsbekenntniss  aufzugeben,  ohne  irgendwelclie  Hüt  ksicht 
darauf,  ob  es  sicli  bei  diesem  Glnubenswccliscl  um  das  Belcoimtiiiss  eiuer  der 
anerkannten  Kirehengesellschaftcn  oder  einer  uoch  nicht  anerkautiteu  reli- 
giösen Vereinigung  oder  um  ein  Bekenntniss  handelt,  welches  in  einer  ganz 
indiTiduellen  Auffassung  über  Glauben  und  Religion  besteht'^;  wenn  daher 
„ein  Angehöriger  einer  der  anerkannten  Kirchengesellsehallen  aas  derselben 
austritt  und  in  eine  nicht  anerkannte  religiöse  Vereiiilg^ung  eintritt,  oder  aus- 
tritt ohne  jeglichen  Uebertritt",  so  genü'^e  „die  persihiUche  Austrittserklnrung 
vor  dem  Pfarrer  oder  j,'eisrliclien  Vorstände  dei-  verlassenen  Kirche**  (um  den 
Austritt  rechtswirksam  zu  juaehen) Um  die  Meinung  zu  entkräften,  „dass 

»  Entscheidung  vom  4.  Juli  1888. 

>  Entscheidung  vom  25.  Mai  1889,  Sammlung,  Bd.  XI,  Nr.  2,  S.  17. 

>  IVaeh  den  AmfDhmngen  des  Yerwaltungsgeriehtshofes  liegt  eine  LQeke  des 
Gesetzes  vor,  ^weon  die  Pormvorachrift  dea  §  10  nur  zum  Theil  erfüllt  werden  kann". 
Allein  „durch  die  formelle  Vorschrift  dea  §  10  kann  unmöglich  der  in  dem  vorher- 
gehenden §  &  gaius  allgemein  ausgesprochene  Grundsatz,  dass  jedem  Staataeinwohner 
die  Wabl  des  GlanbeosbeikeniitnlMes  nach  seiner  eigenen  freien  Ueberzeugung  Ober^ 
lassen  ist,  beseitigt,  besleliungsweise  der  Glauhenswechsel  auf  eine  der  anerkannten 
Kirchenf^esellschaften  eingeschränkt  werden".  Sonst  wtlrde  der  §  10  mit  1  und  5 
ia  Widerspruch  stehen.  —  Schon  in  den  Kammcrverbaadlungen  vom  Jahre  1868 
bestand  ein  ElnversUbidnies  dardber,  dass  Mitglieder  ^ner  anerluumten  obristUdhen 
Kirdie  aus  derselben  aaistreten  könnten,  um  sich  mit  Dissidenten  an  verheiratetti 
und  daw  ea  dasn  nur  dex  föcinUchea  Auatritteerklkrnng  bedürfe. 
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die  religiöse  Kindercr/ipliung  sich  nur  auf  die  Erriehun^^  in  dou  Lehi'en  der 
RiKM-kanntcn  Kirrlieiij^csonschaftea  y.u  erstrei'kon  liabe"* ,  l)enierkte  der  Ver- 
waitungsgeriehtsliof :  „Es  kann  zugegeben  werden,  dass  man  bei  Erlassuug 
der  Verfassungslirkunde  die  Erriehung  der  ffinder  in  dem  erwähnten  Sinlie 
vorzugsweise  im  Auge  gehabt  haben  mag.  Allein,  wenn  der  Gesetzgeber 
wirklich  gewollt  hätte,  dass  die  Erziehung  der  Kinder  in  den  Leliren  einer 
vom  Stnato  nicht  anerkannten  relin^ioscn  Vereinigung  unbedingt  ausg€Sohl(j.sseu 
sei,  und  eine  solche  nur  in  den  Lehren  der  anerkannten  Kirchengesellschaften 
stattfinden  dürfe,  so  hätte  er  im  Hinblicke  auf  die  Ton  ihm  selbst  anerkannten 
Hauptgrundflätse  der  Glaubens-  und  Gewissensfbeiheit  und  des  den  Eltern 
zunächst  stehenden  Erziehungsrechtes  eine  diesbezügliche  einsehränkende 
Bestimmung  erlassen  müssen.   Dies  ist  aber  nicht  geschehen."  * 

Beziehen  sich  nun  aber  die  Yorsehriften  von  §§  12 — 21  der  zweiten 
Verfassungsbeilage  auf  alle  Kinder  von  „Eltern,  die  verschiedenen 
Glaubensbekenntnissen  zugethan  sind* ,  so  müssen  folgerichtig  auch 
Ehen  zwischen  Katholiken  und  „Altkatholiken"  als  gemischte 
Ehen  im  Sinne  von  §§  12—  18  betrachtet  werden.  Deiiu  die  „Altkatho- 
liküü"  sind  von  der  katliolischeu  Kirclie  ausgeschlossen;  sie  liaben 
selbständige  Gemeinden  gebildet;  sie  verwerfen  das  Dogma  von  der 
Unfehlbarkeit  des  Papstes  und  andere  Lehren  der  katholischen  Kirche; 
sie  sind  daher  einem  andem  G-laubensbekenntniase  zugethan,  als  die 
Angehörigen  der  katholischen  Kirche. 

Oleichwohl  betrachtete  der  Yerwaltungsgerichtshof  die  Ehen  zwischen 

Katholiken  und  ^Altkatholikeu'*  bisher  nicht  als  gemischte  Ehen  im  Sinne 
von       12 — 18  der  zweiten  Verfassungsbcilage.    Er  stützte  diese  Meinung 

,  auf  die  vom  Staatsnilnisterinm  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  am  14.  October 
1871  abgegebene  Erklärung,  dass  in  Bayern  der  Altkatholicisraus  staatsrecht- 
lich als  eine  vom  katholischen  Glauben  Terschiedcno  Confcssion  nicht  gelte  ^. 
An  diese  Erklärung  glaubte  der  Terwaltungsgerichtshof  gebunden  zu  sein, 
Wfall  „die  königlich  bayerische  Staatsregierung  in  Ausübung  der  ihr  ver- 
fassungsmässig, und  zwar  nach  Titel  4,  §  9,  Absatz  5,  der  bayerischen  Yer- 
fassungsurkunde,  dann  nach  28— 3G,  38  und  58  der  zweiten  Veriassungs- 
beilage,  zukommenden  staatsrechtlichen  Zuständigkeit  ihre  Erklärung  abgegeben 
und  damit  die  Richtschnur  für  alle  staatsrechtlich  su  ordnendtti  Angelegen^» 
heiten  auf  diesem  Gebiete  gezogen  habe*^ Seitdem  hat  das  Staatsministe- 
rium am  15.  März  1800  die  Erklärui^;  abgegeben,  dass  „vorerst  die  inner- 
halb der  Ery:diöcesn  München-Freisinc^  wohnenden  Altkatholikeu  von  nun  ab 

*   seitens  der  köuigUchcu  Staatsregierung  nicht  mehr  als  Mitglieder  der  katho- 

>  Etitsdic  idnng  vom  88.  Oetober  1^889,  Sammlung,  Bd.  XI,  Nr.  S,  8.  17—88. 

*  Die  Erklärung  wurde  gegennbcr  der  Denkschrift  der  bayerisclien  Bischof© 
vom  12.  Juni  1888  in  der  Antwort  des  Cullusministeriums  vom  28.  März  1889  auf- 
recht erhalten  tind  wiederholt.  Sie  wurde  damit  begründet,  dass  zur  Verkünduog 
der  Beschlüsse  des  Vaticaniscben  Coneils  Tom  18.  Jiili  1870  dos  königliche  Plsoet 
nicht  ertheilt  sei,  das  sicli  „auch  auf  die  rein  geistlichen  GegpnstSnde  der  Glaubens^ 
und  Sittenlehre"  erstrecke.  Vgl.  hiergegen  die  Schrift  von  Th.  v.  Ilauck,  Studie 
aber  das  PIsoetum  regium  in  Bezttg  auf  Dogmen  und  die  Stellung  der  Altk&thuliken 
in  Bayern  (Regensbufg  1889). 

^  Entscheidungen  vom  17.  Dcoember  1880  und  vom  11.  Februar  1867)  Samm- 
lung, Bd.  VlU,  Nr.  44,  S.  194,  und  Bd.  IX,  Nr.  4,  S.  24. 
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ÜBchen  Kire)ie  betrttditet  und  behandelt  werden*. . . .  Die  Krkl&rung  wnrde  bald 
iiaehher  auf  die  Altkatholiken  in  mehreren  anderen  Diöcesen  und  im  JoK  1890 

auf  «lie  illinp^Pn  Altkatholikon  Bayprüs  .msji^cdohnt.  Ks  bleibt  abzuwarten» 
ob  und  wohliOTi  KiiiHuss  diesü  Erklai'ung  auf  die  Kecht:«iprcchung  des  Ver- 
waltuugsgerichtöhofed  auaübeu  wird.  Allein  nach  richtiger  Auslegung  des 
Gesetze«  and  die  Erklärungen  des  StaaisminijBteriniiiB  Aber  die  Altlmtholiken 
für  Streittgl^iten  über  religiöse  Kindererziehnng  ohne  reehtlicbe  Bedeaiong. 
Muss  zugestanden  werden,  dass  Katholiken  und  ^Altkatholiken"  verschiedenen 
Olaubensbckenntnisscn  zugcthan  sind,  so  finden  die  Yorschriften  von  §§  12 — 23 
der  zweiten  Verfassungsbcilage  Anwendung.  Davon  ist  dor  Streit  über  das 
Placetum  regium  und  das  dadurch  veranlasste  Verhalten  der  Regierung  gegen- 
flber  den  «Alfkatholiken'^  v911i^  unabhängig. 

Auch  Christen  und  Juden  sind  „vorschiedoiKui  ülaubonsbekennt- 
nissen  zugethan".  Daher  gelten  füi-  Ehen  zwischen  Christen  und 
Joden  die  Yorsohriften  von  §§  12 — 29  der  zweiten  Tef&seuogsbei- 
lage.  Es  läset  sieh  nicht  einwenden ,  dass  solche  Ehen  im  Jahre 
1818  (und  bis  zum  Jahre  1875)  in  Bayern  ungiltig  gewesen  seien, 
und  deshalb  die  §§  12—23  auf  solche  Ehen  nicht  bezogen  werden 
könnten.  Denn  nach  den  Vorschriften  des  Code  civil  konnten  in  der 
Pfalz  Ehen  zwischen  Christen  und  Juden  vor  dem  Civilstandsbeamten 
gütig  geschlossen  werden.  Durch  Yerordniing  dor  österreichischen  und 
bayerischen  gemeinschaftlichen  Laudesadministratioiiscummission  vom 
22.  August  1814  wurde  zwar  den  CivilstandsboaTuton  untersagt,  Hei- 
ratsurkunden zwischen  Christen  und  Juden  aufzunchuien.  Doch  ent- 
hielt die  Yerordnung  keine  Bestimmung  für  den  Fall,  dass  dem  Verbote 
zuwidergehandelt  wurde.  Bie  Kiclitigkeit  einer  dem  Terbote  zuwider 
geschlossenen  Ehe  war  daher  nicht  anzunehmen.  Jedenfalls  waren 
die  Yor  dem  22.  August  1814  in  der  F&lz  zwischen  Christen  und 
Juden  geschlossenen  Ehen  als  giltig  zu  betrachten.  Die  Verfasser  der 
zweiten  Yerfassungsbeilage  hatten  daher  Anlass,  falls  die  §§  12—23 
auflohen  zwischen  Christen  und  Juden  keine  Anwendung  finden  sollten, 
„den  beHonderen  Verhältnissen  des  Rheinkreises  in  irgend  eintu*  Weise 
Rechnung  zu  tragen",  so  dass  die  Umgangnahme  hiervon  einen  weitern 
Beleg  für  die  Richtigkeit  der  vorstehenden  Auslegung  bietet*. 

Der  jüdische  Kaufmann  Jalcob  B.  aus  Fürth  sdiloi's  vor  dem  Standes- 
beamten 7A\  München  am  17.  August  1883  die  Ehe  mit  seiner  bisherigen 
Dienstmagd,  der  protestantischen  EUsabeth  W,  Ein  Sohn  der  letztern,  der 
am  25.  Deoember  1878  geborene  und  an  1.  Januar  1879  getaufte  Jakob 
Leonhard  W.,  wnrde  durch  diese  Ehe  leg^timirt^  Die  Mutter  wollte  zum 
Judenthum  übertreten.  Doch  verweigerte  das  Rabbinat  zu  Fürtli  ibro  Auf- 
nahme'; auch  war  ihre  Erklärung,  dass  sie  aus  der  protestantischen  Kirche 


1  Vi,'l.  FntschoidTnig  äcs  Verwaltungfgerichtshofes  vom  0.  T^fai  1888. 

'  Der  Kaabe  war  ein  adulteriiiua,  konnte  aber  nach  den  in  Fflrth  giltigen 
Bechtsgrundsätzen  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirt  werden. 

*  Die  Welgemng  stfitste  sich  auf  das  jttdlsohe  Bitualgesets.  Danach  ist  der 
TJebertritt  zum  Judenthum  nur  daan  Statthaft ,  wenn  er  aus  innerer  UeberMugnng, 
Sobmlflt»  OonfMiloii  der  Kinder.  17 
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austrete ,  nicht  bei  dem  zuständigen  proiestaDtischen  Pfarrer  geBchehen.  Es 
waren  alm  die  für  den  Glanbensweehgel  io  §  10  der  zweiten  yerfaflaungsbei- 
Jage  gegebenen  Torschrifteii  lieinonfalls  erfüllt.  Nun  ■wollten  aber  beide  Eltcrü 

den  jrcnanuten  Solni  im  ifi  lischen  Glauben  erzioben.  Sie  boricfen  sich  auf 
ihren  notariellen  Ehevertraüf  vom  12.  Mai  1882,  wonach  ihre  Kinder  im  jüdi- 
schen Glauben  erzogen  werden  sollten,  und  hilfsweise  auf  §§  14  und  20  der 
.sweilen  Veffaseougsbeilagc.  Demgegenfiber  behauptete  das  protestanüsclie 
Siadtpforramt  zu  Ffirth,  m  TJeberemstimmang  mit  dem  dortigen  Babbinate« 
dasind  nSsse,  da  es  getauft  sei,  in  der protestantiscben Religion  der  Mutter 
erzogen  werden,  in  Gemässhcit  der  Ministerialcntechliossxin!:^  vom  14.  Februar 
1836.  (Vgl.  oben.  S,  62.)  E<i  wurde  entschieden,  dass  (ier  Knabe  in  der 
jüdischeu  lieligion  erziehen  mi\  Diu  gegen  diesen  BeschluäS  vom  prote- 
stantischen Stadtpfarramte  und  Tom  Rabbinate  erhobenen  Beschwerden  wurden 
zurückgewiesen,  weil  die  §§  12 — ^23  der  zweiten  VerfassLin^^'sbeila^c  auf  Ehen 
zwischen  Cbristori  und  Juden  Anwendung  finden^.  Aus  den  nämlichen  C runden 
gelangte  der  Verwaltungsgerichtshof  in  einem  aiidern  Falle  zu  der  Entschei- 
dung, dass  die  jüdische  Mutter  eines  unehelichen  Sohnes,  dessen  natürlicher 
Täter  ein  Christ  war,  berechtigt  sei,  jenen  Sohn  gemäss  §  21  der  zweiten 
Terfassungabeilage  im  jfidisehen  Glauben  zu  erziehe 

h)  Ehelich  «der  nuehelloh  geborene  Khider. 

Die  Vorschriften  von  §§  12 — 14  der  zweiten  Verfasaungsbeilage 
gelten  für  die  in  einer  gemischte  Ehe  geborenen  Kinder,  solange  die 
Ehe  der  Eltern  gemischt  bleibt.  Durch  den  Tod  des  Täters  oder  der 
Mutter  und  durdi  Ehescheidung  wird  keine  Aenderung  bewirkt.  Hdrt 
aber  zufolge  eines  Glanbenswechsels  des  Vaters  oder  der  Mutter  die 
Ehe  auf,  gemischt  zu  sein,  „so  folgen  die  Kinder  der  nun  gleichen 
Religion  ihrer  Eltern".  (Vgl.  darüber  oben,  S.  250.)  Die  §§  12—14 
kommen  zur  Anwendung,  wenn  eine  bisher  mis^emischte  Ehe  durch 
Glaubenswechsel  det^  Vatera  oder  der  Mutter  in  eine  gemischte  vf^r- 
wandclt  ist.  Denn  alsdann  sind  die  Eltern  „verscliicdencn  Glaub oiih- 
bekeuntnissen  zugethau".  Es  gilt  also  aueh  für  die  vor  dem  Glaubeu«- 
wechsel  geborenen  Kinder  die  Torschrifti  dass  die  Sühne  dem  Vater, 
und  die  Töchter  der  Mutter  im  neuen  Bekenntnisse  folgen*,  wenn 
nicht  durch  Tertrag  etwas  anderes  bestimmt  wird. 


frei  von  NcbenrQcksicliteii,  erfolgt.  Namentlich  ist  ea  verboten,  dem  Begehren  einer 
Christin  ZU  entsproehen,  die  zum  Judentbnm  übertreten  will,  om  etaien  Juden  au 

heiraten. 

*  Beseblnes  („SltrangabeaeUnss**)  des  Stadtmagistrats  zu  Ffirth  vom  12.  Au- 
gnat  188G. 

*  Entscheidung  des  Verwaltungsgorichtshofea  vom  9.  Mai  1888.  —  Die  Kosten 
wurden  zur  Hälfte  dem  prot(»taDti«chen  Stadtpfarrer  L.  und  zur  andern  Hälfte  dem 
Bftbbiner  Dr.  N.  auferlegt. 

*  Entscheidung  vom  11.  MSn  1887,  Sammlung,  Bd.  X,  Nr.  34,  S.  118—120. 

*  Ministerialentächliessung  vom  27.  September  lf?4S ,  hei  G.  Döllinger 
(v.  Strauss),  Bd.  XXHI,  S.  29.  —  Ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  die 
eilte  Gommnnlou  oder  die  ConfinsatiOB  eines  Kindes  eine  Ausnahme  von  den  vor- 
etebeaden  gesekdiehen  OnrndeStsen  begründet,  eoU  nnten  g^rfift  werden. 
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Die  durcli  eine  gemischte  Ehe  legitimirten  Einder  werden 
nach  §  20  «in  Beziehung  «nf  den  Beligionauntemeht'  den  eheliehen 

Kindern  gleich  geachtet^,  so  dass  die  Söhne  der  Xteligion  des  Vaters, 
und  dio  Tochter  dem  Glaubensbekenntnisse  der  Mutter  folgen,  jedoch 
durch  Vertrag  eine  andere  Bestimmung  getroffen  werden  kann  Auch 
nichtlegitimirte  natürliclio  Kinder  werden  nach  §  21  „wie  die  ehe- 
lichen" Kinder  behandelt,  wenn  sie  „von  einem  Vater  anerkannt 
sind*.  Vorausgesetzt  wird  hier,  wie  überhaupt  in  §ß  12 — 21,  dass  die 
Eltern  „verscLiedeueu  Glaubensbekenntnissen  zugothun"  sind.  Danach 
kann  die  Beligion  des  Yon  einem  Vater  „anerkannten"  natürlichen 
Kindes  durch  Yerirag  bestimmt  werden*.  Ist  ein  giltiger  Vertrag 
nicht  geschlossen,  so  folgen  die  Söhne  der  Religion  des  Vaters,  die 
Töchter  dem  Glaubensbekenntnisse  der  Mutter.  Daran  wird  durch 
den  Tod  des  natürlichen  Vaters  nichts  geändert*.  Ist  ein  Änerkcnnt- 
niss  bei  Lebzoiten  dos  Vaters  nicht  erfolgt,  so  kann  es  nach  seinem  Tode 
durch  oiu  Anerkenntniss  der  Erben  oder  Any'ollöripon  nicht  ersetzt  wer- 
den, da  nach  §  21  ein  Anerkenntniss  des  Vaters  erfordert  wird^. 

lieber  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  ein  uneheliches  Kind  im  Sinne 
von  §  21  als  von  einem  Vater  „anerkannt"  zu  T)etmclitcn  ist,  wurde  häufig 
gestritte».  Eine  Ministorialcntschliessung  vom  Jahru  1818  entscliied,  es  genüge 
dazu  nicht  die  Anerkennung  der  Vaterschaft,  sondern  es  sei  ausserdem  er- 
forderlich, dan  der  Mami,  der  sich  als  Vater  des  Kindes  angebe,  elterliche 


*  Es  ist  anfifUlend ,  dass  hier  nur  von  dem  „Religionsunterricht*^  die  Rede  ist, 
-wihrend  sieh  sonst  die  §§  12 — ^28  »uf  die  gesammte  Erziehung  eratrecken.  Doeli 
durfte  hier  iaa  'Wtirt  „Religioiieniitenieht'*  den  alUslichen  Sinn  liaben,  wie  die 
^Religionserziehung"  in  ß  21. 

<  Ueber  die  entgegenstehende  MbdetexfAlentechlieBsnng  vom  T.  OetoTwr  1885 
'41^  ttitteii«  8.  366. 

'  Vgl.  z.  B.  die  MInieterlalentsohlieetung  vom  17.  Jnni  1888,  liel  O.  D81- 

linger,  Bd.  Vm,  S.  57,  58. 

*  MinisterialentachUessuiig  vom  14.  Juni  1886,  liel  G.  DttUinger,  Bd.  VIII, 
8»  88.  Ein  von  der  protestantleehen  Mmrie  N.  geborener  Sohn  war  durch  seinen 
natürliclicn  Vater,  den  katholischen  Johnnn  N.,  am  20.  Fchrimr  1824  gcriclitlich 
anerkannt  worden.  Bald  nachher  starb  der  Vater.  Ein  Antrag  des  protestantischen 
Consistoriume,  die  protestantische  Erxiehnng  des  Kindes  «nsucrdnen,  wurde  «urttck- 
gewieaen,  weil  die  Anwendung  von  §  21  der  zweiten  Verfassungsbeilage  dadnnsh 
nicht  a^T?gf■sc■^.l^•R^'^n  wurde,  ,,dasB  Johann  N.  durch  peiron.  Iiald  naeh  Anerkennting 
des  Kindes  erfolgten  Tod  gebindert  worden  ist,  für  dessen  Erziehung  selbst  Öorge 
2u  tragen^.   Vgl.  unten,  S.  260. 

*  Enteebeidung  des  Verwaltnngsgeriolitahofes  vom  16.  Februar  ]BS^.  Saninilunf^, 
Bd.  IV,  Nr.  107,  S.  338—340.  Vgl.  Blätter  flr  administrative  Praxis,  Bd.  XXXIV, 
S.  133.  Die  protestantische  Auguste  Braun  wollte  ihren  unehelichen  Soiin ,  Re- 
migius, protestantisch  ensieben.  Der  aagebUdie  Vater,  der  Icatbolisöhe  Remigius 
OlMcdorfer,  -war  gestorben;  die  Mutter  tmd  swcl  Geächwistcr  des  Remigius  OIht- 
dorfer  hatten  den  Knaben  in  Pflepc  {genommen.  Das  katholische  Pfarramt  verlangte  • 
die  katholiaclie  Erziehung  des  Kindes,  weil  die  Vaterschaft  nach  Lage  der  Sache  fest- 
stand, und  die  Anerkennung  des  Kindes  dureb  die  Mutter  und  die  Sebwestem  des  Ver- 
etoibenen  volkogenwar.  Bs  wurde  jedoch  diese  Anerkenunng  fllr  unerheblich  erachtet, 
und  das  Recht  der  Mutter  snr  protestantiseheD  Eraiehnng  des  Kindes  festgestellt. 

17* 
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Oewalt  aber  das  Kind  ausübe  und  ffir  die  Endehnng  sorget  Im  Jahre  1836 
wurde  zwar  in  einein  Falle,  worin  der  naHlilielie  Vater  duroh  seinen  Tod 

gehindert  wurde,  für  die  Erzielmng  ilcs  Kindes  selbst  Sorge  zu  tragen,  sein 
t^ericlitlichos  Anerkcniitniss  der  Vaterschaft  für  genügend  geachtet,  um  das 
Kind  als  anerkannt  im  Sinne  von  §  21  anzusehen^.  Doch  wnrde  im  Jahre 
1838  der  Grundsatz  bestätigt,  dass  die  in  §  21  bozcichuote  Wirkung  der  An- 
«rkeminng  nur  dann  eintrete,  wenn  der  natürliclie  Vater  die  mit  der  Anei^ 
kennung  «verbundene  Alimentationspflicht  erfüllt"'.  DemgemSss  entschied 
der  Staatsrath  im  Jahre  1849,  auf  Beschwerde  der  Mutter  eines  unehelichen 
Kindes,  dass  „insolange,  bis  etwa  dor  «sereheliche  Vater  des  Otto  N.  die 
von  ihm  vorlanf^c,  bisher  aber  nicht  geübte,  noch  zugestandene  privatrecht- 
liche Erziehungsbefugnisä  über  seinen  Sohn  rechtsbeständig  erlangen  wird,  das 
anssdilieeBliehe  Erziehungsreeht  der  im  Besitse  der  elterliehen  Gewalt  sich 
befindenden  Mutter  nach  dem  hier  einschlagenden  §  21  der  zweiten  Ver^ 
fiusanp^sbeilage  nicht  au  beaiistantlen  sei"*. 

Der  Verwaltungsgerichtsliof  hat  den  Fiegriff  einer  Anerkennun**  im  Sinne 
von  §  21  noch  enger  gefasst,  wie  aus  f  »l 'enden  Rechtsfällen  zu  ersehen  ist. 
Zwei  Kinder  der  in  ledigem  Stande  im  Juli  1677  gestorbenen  katholischen  Marie 
Reichert,  ein  Knabe  und  ein  Mädchen,  wurden  im  August  1877  in  das  Waisen- 
haus KU  NdrdUng^n  aufgenommen.  Der  protestantische  Johann  Jdcob  Stelaer  ans 
Nördlingen  hatte  diese  Kinder  an  den  dortigen  Stadtmagistrat  abgeliefert  und  sn 
Protokoll  erklärt,  er  habe  mit  der  ^Nfarie  Reif  hr»rt  2!  Jahre  Inn^  zusammen- 
gewohnt und  sei  Vater  der  beiden  Kinder,  könne  aber  jetzt  nielit  mohr  für 
sie  sorgen.  Er  hatte  sich  dann  entfernt  und  war  nicht  mehr  autzutinden. 
Bei  dieser  Sachlage  munte  das  Mädchen  gemäss  §  21  jedenfalls  katiioUscfa 
erzogen  werden  (obwohl  es  protestanttseh  getauft  war).  Die  religiöse  ESrsiehnng 
des  Knaben  hing  davon  ab,  ob  er  von  einem  Vater  anerkannt  war.  Dw 
Verwnltunj^s^eriehtshof  ordnete  die  katholische  Erziebunj?  an,  weil  er  annahm, 
der  Knabe  sei  im  Sinne  des  Gesetzes  von  einem  Vater  nicht  anerkannt.  Der 
Stadtmagistrat  nämlich  sei  nicht  zuständig,  solche  Anerkennungs-Erklurung 
entgegenzunehmen.  Auch  habe  Stelzer  nicht  die  Absicht  gehabt,  „eine  Rechts» 
Terbindlichkeit  für  sich  gegenüber  dem  Kinde  zu  schaffen  und  mit  Bezug  hier^ 
auf  eine  Yaterschaftserklärung  abzugeben**  K 


.  *  MlnlBterislentsehlleftBUiig  vom  0.  MSn  1818,  bei  6.  DSlÜnger,  Bd.  VIII, 

S.  52,  63  (mit  Druckfehler  1808  statt  1818). 

•  MluistcrialentschliesRunp;  vom  14.  Juni  1835,  oben,  S.  259,  Note  4. 

^  Miniateriolcntschliessuug  vom  17.  Juni  1838,  unter  Nr.  2,  bei  G.  Döllingery 
Bd.  Vni,  8.  67. 

^  Staatsrathsentsdielduiig  Vom  14.Mlrs  1849,  bslG.  Döll Inger  (t.  Stranss), 

Bd.  XXm,  S.  29. 

.  *  Entscheidung  vom  10.  Juni  1881,  Sammlung,  Bd.  III,  Nr.  16,  S.  83—94} 
Verings  Archiv,  Bd.  XLVm,  8.  838—331.  Danach  tot  dne  Anerkennung  im 

Sinne  von  §  21  nur  dann  anzunehmen,  v^enn  „eine  Paternitätserkl&rung  des  nnehc« 
liehen  Vaters  in  reclitswiricgaraer  Weise  erfolgt  ist.  Bei  einer  freiwilligen  Anerken- 
nung der  Vaterschai't  von  seiten  de^  unehelichen  Vaters  kann  dies  nur  dann  ango- 
nommen  werden,  wenn  die  Pateniitltaerkl&rung  la  einer  Öffentlichen  Urkunde  vor 
einer  zuständigen  Gerichtsbehörde  oder  vor  dem  Civilstandsbeamtcn,  nun  nach  Mass- 
gabe von  §  25  des  Reichsgesetzes  vom  6.  Februar  1875,  stattfindet.  .  .  .  Eine  Privat- 
erkläruog  oder  eine  vor  einer  Polizeibehörde  abgegebene  Erklärung  kann  demaach 
keinenfsUs  als  sulinglich  betrachtet  werden.** 


Digitized  by  Google 


Ehelich  oder  unehelich  geborene  Kinder. 


261 


Die  katholische  ledige  P.  aus  H.  gebar  vom  30.  April  1879  einen  Knaben, 

der  katholisch  getauft  wurde.  Der  protestantische  Korbnukeber  R.  ans  0.  er- 
kannte in  einer  gerichtlichen  Verhan«llnn;:j  die  Vaterschaft  an  und  verpflichtete 
sich,  für  das  Ej'nd  einen  T^nterhaltungsbeitrag  von  jährhch  54  Mark  bis  zum 
zurückgelegten  vierzehnten  Lebensjahre  zu  leisten^  auch  Schulgeld,  Kur-  und 
etwaige  Beerdigungskosten,  rawie  Handwerkslelirkosten  zu  bestreiten.  End- 
lich räumte  er  dem  Kinde  das  beschränkte  Erbrecht  ein.  Das  mit  diesem 
Tnlialte  geschlossene  Ucbereinkommen  wurde  obervormundschaftlich  genehmigt. 
Doch  leistete  der  Vater  keine  Zahlungen.  Daraus  folgerte  der  Verwaltungs- 
gerichtshof, dass  der  Knabe  im  Sinne  von  §  21  durch  einen  Vater  nicht  an- 
erkiumt  sei.  Er  führte  aus,  das  Wesen  der  Anerkennung  im  Sinne  von  §  21 
bestehe  in  der  Freiwilligen  XTebernahme  des  Kindes  dnreb  den  natOrliehen 
Vater  zur  Erziehung  und  Verpflegung.  Es  <renüg(  ni(  lif  die  gerichtlicli  fest- 
gestellte Vaterschaft;  sondern  es  sei  erfonlerlich ,  dass  der  natürliclie  Vater 
„Leistungen,  welche  mindestens  qualitativ  über  die  einfache  Erfüllung  der 
particularrechilich  ihm  obliegenden  Verpflichtung  hinausgeheu,  im  Interesse 
der  Eräehnng  und  EmSbrung  de»  Kindes  anf  nch  genommen*,  nnd  dass  „die 
«QBsereheliebe  Mutter  und,  soweit  solches  nach  den  einsohl&g^n  ciTÜrecht- 
Ki^en  Normen  vorgeschrieben  ist,  die  Vormundschaft  des  Kindes,  hiermit  sich 
einverstanden  erklärt  oder  gezeigt  haben" 

Der  protestantische  Robert  D.  7.\i  Nürnberg  erklärte  zum  Protokolle  des 
dortigen  Amtsgerichtes  am  22.  October  1884,  er  sei  der  Vater  (Jes  am  1.  Sep- 
tember 1884  zu  Kürnberg  von  der  ledigen  jüdischen  Händlerin  Sopliie  St. 
geborenen  Sohnes,  Kart  Er  verpflichtete  sich^  fUr  dies  Kind  bis  zur  Voll- 
endung des  vierzehnten  Lebensjahres  wöchendich  drei  Mark  als  Unterhalts- 
beitrag zu  zahlen.  Im  October  1685  richtete  er  gemeinschaftlich  mit  seiner 
Ehefrau  an  das  Amtsgericlit  den  Antrag,  an  Stelle  des  jüdischen  Vormundes 
einen  christlichen  Vormund  zu  bestellen,  die  Taufe  des  Knaben  anzuordnen, 
den  Knaben  sdner  Mutter  v^uuehmen  und  ihn  iaa.  natfirUdien  Vater  zur 
Erziehung  sa  flberla«ien.  Die  Ehefrau  Dl  erkUürte  sich  bereit,  den  Knaben 
wie  ihr  eigenes  Kind  zu  erziehen.  Robert  D.  machte  geltend,  er  sei,  ^ohue 
seine  eigene  Familie  auf  das  empfindlichste  zu  schädigen,  bei  einem  Salair 
von  nur  1500  Mark  zur  Zahlung  einer  wöchentlichen  Alimentation  von  3  Mark 
für  den  Knaben  nicht  im  Staude".  Die  Mutter  widersprach  seinen  Anträgen. 
8ie  erklärte,  „dass  sie  die  Erziehung  ihres  Sohnes  Karl  in  der  christHchen 
BeUgion,  und  dessen  Hingabe  in  die  Familie  des  ausserehelichen  Vaters  des- 
selben zur  Erziehimg  und  Verpflegung,  verweigere".  Auch  der  Vormund 
sprach  sich  gegen  die  christliche  Erziehung  aus.  in  erster  Instanz  wurde 
auf  Grund  von  §  21  der  zweiten  Verfassuugsbeilage  die  protestantische  Er- 
ziehung angeordnet'.  Auf  Beschwerde  der  Mutter  und  des  Vormundes  wurde 
die  Entscheidung  dahin  geändert,  dass  der  Knabe  im  Beligionsbekenntniane 
seiner  Mutter,  ^so  im  jü^sohen  Glauben,  zu  erziehen  seL  Der  Verwalttti^pi* 
gcrichtshof  nahm  an,  in  diesem  Falle  sei  eine  Anerkennung  im  Sinne  TOn 
§  21  der  zweiten  Verfassuugsbeilage  nicht  geschehen  ^ 


>  Entscheldnog  vom  19.  Kovember  1886,  Sammlung,  Bd.  VÜI,  Nr.  89, 

S.  162—100. 

*  Plenarbeschluss  des  Stadtmagistrats  zu  Nürnberg  vom  5.  Februar  18Ö6. 
<  Eotsebeidung  vom  iL  M&rs  1887,  Sammlung,  Bd.  X,  Nr.  S4,  S.  118  bU 
130.  Die  OrDnde  lauteten;  Nadi  §  2t  „muss  ausser  der  Thstssehe  eines  geriöht- 
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Naeb  dieser  Bechteprediiing  ist  ein  «nehelidier  ^abe  nur  selten  in  der 

Reli^on  seines  natürliehen  Yaten  za  erziehen.  Noch  seltener  tritt  danaeh 
der  Fall  ein,  dass  die  Confession  eines  unehelichen  Kindes  durch  Vertrag  be- 
stimmt werden  Icann.  Meistens  kann  <lif  ^Tiittcr  ihr  uneheliches  Kind  in 
ihrem  eij]:enen  Bekenntnisse  erziehen,  oder  (svcuigstens  nach  der  im  Deceraber 
IdSl  erlassenen  Entüuheidung  sonst  eine  Bestimmung  über  das  Keligions- 
bekenntniss  ihres  Kindes  treffen.  Die  Beehti^reclrang  nShert  sich  also  den 
Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts.  Allein  weder  in  §  21  noch  in  einer  andern 
Stelle  der  z^veiten  Yerfassiingsbeila^'e  findet  sich  eine  Andcutunff,  dass  eine 
Anerkennung  die  in  §  21  bezeidinoto  Wirkunn;  nur  dann  haben  könne,  wenn 
die  in  den  angeführten  Entscheidungen  des  Verwaltungsgerichtshofes  aufge- 
siellten  Yoraaasetzungen  erfüllt  sind*.  Es  reektfertigt  sich  daher  die  ent« 
gegengesetzte  Heinnng,  dass  eine  Anerkennung  nach  |  21  sdion  dann  irirk* 
sam  ist,  wenn  sie  den  allgemeinen  Yoranssetzongen  einer  gütigen  'WiUenaerklS« 


liehen  Vateracbaftsbekenntnisses  die  Ueberuabme  von  Leistungen  seitens  des  Vater» 
illr  »sin  nnelMÜdiM  Kfnd  gegeben  sein,  welche  mlndestene  qtnlltattr  Uber  die 

einfache  Erfüllung  der  particnlarrechtlicb  einem  Vater  gegen  sein  nnebeliches  Kind 
obliegenden  Verbindlichkeiton  hinausf^chcn ,  und  welclie  dem  Interesse  für  die  Er- 
nlhrung  und  für  die  Erziehung  des  letztern  dienen.  Ueberdies  wird  auch  er- 
fordert, dasB  die  aussereheUehe  Matter,  welcher  der  Regel  naeh  die  Beetinmraag 
Aber  die  religiöse  Erziehung  ihres  ICiudes  zukommt,  sowie  der  nach  etwaiger  civil- 
recbtlicher  Vorschrift  für  das  Kind  bestellte  Vormund  sich  mit  jener  Thfitigkcit  des 
natürlichen  Vaters  einverstanden  erklärt  oder  doch  einverstanden  gezeigt  haben.  Im 
gegebenen  Falle  liegt  auraer  dem  Vaterscbaftsbekenntnisse  des  Robert  D.  für  Karl  St» 
vor  der  EUstSadigen  Fflegsehaftsbehdrde  allerdings  auch  dessen  Anerbieten  sur  An^' 
nähme  des  Kindes  in  seine  eigene  Familie  und  zur  Erziehung  des  Knaben  mit  seinen 
ehelichen  Kindern  vor.  Dabei  wnirde  jedoch  von  D.  zugestanden ,  dass  Iraglicbes 
Anerbieten  lediglich  xur  Erleichterung  der  von  ihm  pflichtm&ssig  tlbernonunenen, 
ansserdem  ihm  uneieohwlnfi^lchak  AUmentatlonsIelstimg  für  das  Kind  dleaea  soUa« 
Mit  anderen  Worten,  D.  glaiibt  seiner  rechtlichen  ErnRhrungspflieht  gegen  das  Kind 
anf  wohlfeilere  Art  nachkommen  zu  können,  als  wenn  er  zur  bezüglichen  Baar- 
lelstung  an  die  Mutter  verhalten  bliebe.  Hiernach  hat  aber  D.  mit  seinem  Anerbieten 
jedeafUls  nur  Innerhalb  des  Umfanges  seiner  gesetslicben  und  quantitativ  festgesetsten 
Verbindlichkeit,  -und  eigentlich  nur  zur  Verringerung  derselben  gehandelt,  wenn  schon 
derselbe  scheinbar  sich  zu  einer  Uber  die  Alimentationspilicht  hinausreicheuden  Ob- 
sorge fUr  das  Kind,  nämlich  zur  ErziehungsUbernahmc,  bereit  erklärt  bat.  Wollte 
aber  gleidiwolil  in  dfeeer  Erklftmng  die  Zueicbemng  einer  svr  Begründung  des  von 
D.  beanspruclitcu  Rechtes  nach  §  21  führenden  Thiltigkeit  erhliclit  werden,  so  ge- 
bräche es  hierfür  an  der  weitern  nothwendigea  i?edingung.  nümlicli  an  dem  Einver- 
ständnisse der  unehelichen  Mutter  des  Kindes,  bezielkuugsweise  dessen  Vormundes. 
Bin  Bolehee  EiuTeretlndnlae  von  seiten  dw  Mntter  des  Kindes  ersciheint  aber  im 
vorliegenden  Falle  unabweislich  nothwendigj  weil  einschlägige  Bestimmungen  zu 
Gunsten  eines  unehelichen  Kindes-Vaters  weder  in  dem  primUr  anzuwendenden  Nürn- 
berger Stadtrechte,  noch  in  dem  subäidiür  giltigeu  gemeinen  Recltte  gegenüber  dem 
Entdningsreebte  der  Matter  des  nnebdidiea  Kindes  au  finden  sind,  sohin  ein  Reehta- 
verzicht  der  Sophie  St.,  nun  verehelichten  S.,  hierbei  in  Frage  steht.'*  —  Im  selben 
Sinne  erging  eine  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  11.  Juli  X888. 

*  Vgl.  oben,  S.  02,  und  die  neuere  Kechtspreehuug,  unten,  S.  3Ü4. 

'  Dem  V«£ueer  des  Religionsedlotea  von  1S09  mag  ein  Aaerkenntnise  im  Sinne 
von  Art.  334  des  Code  civil  vorgeschwebt  haben;  denn  zu  Anfang  dieses  Jahrhun- 
derts wurde  ein  bürgerliches  Gesetzhuch  für  Bayern  nach  dem  Vorbilde  des  Code 
civil  vorbereitet,  indessen  ein  solcher  Gedanke  hat  im  Gesetze  keinen  Ausdruck  ge-  . 
fbnden,  kann  daher  für  Ansi^oag  des  Oesetses  nicht  maasgebend  sein. 
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runj!^  CTitsi)riclit,  Die  Uebcl^itäiule,  zu  denoTi  dir  doiti  Wortlaute  ontsprecheiide 
Auslegung  des  Gesetzes  führt,  dürfen  nicht  durch  die  ßechtsprecbung,  son-. 
dem  nur  durch  die  Gesetzgebung  beseitigt  werden« 

t 

2.  GesetsliolLd  Regel 

Für  Sinder  aas  gemischten  Ehen  lud  die  ihnen  gleichgeaehteten 
Kinder  die  gesetzliche  Begel,  cUuss  die  Söhne  der  BeHgion  des 
Yateis  folgen,  und  di'c  Töchter  im  Glaubensbekenntnisse  der  Mutter 
erzogen  werden.  Biese  Bestimmung  wird  unabänderlich,  enu  der  Yater 
oder  die  Mutter  stirbt,  bevor  ein  giltiger  Vertrag  über  die  religiöse 
Er^iAbuTig:  der  Kinder  geschlossen  ist.  Alsdann  wird  der  fiberlebende 
Vater  oder  die  überlebende  Mutter  auf  x\iitrag  des  bcthoilic^ton  Pfarr- 
amtes gezwunf^oD,  die  Söhne  in  der  lieligioü  dea  Vaters  und  die  Töchter 
im  GlaubeDübekunutnisse  der  Mutter  zu  erziehen. 

Am  6.  Mai  1^80  starb  zu  Altonsiein  der  protestantische  Ta«2;lohner  Adam 
Rösner.  Seine  Wittwe,  Elisabeth  geborene  Knig,  war  katholisch  und  wollte 
ihre  beiden  Söhne  katholisch  erzi^en.  Doch  war  kein  giltiger  Vertrag  ge- 
schlossen. Daher  wurde  auf  Antrag  des  protestanüs^en  Pfarramtes  ent- 
schieden ,  beide  Knaben  miissten  protestantisch  erzc^n  werden.  Die  Mutter 
erklärtf ,  dass  sie  „auf  ihr  mütterlielios  Recht,  ihre  Kinder  nach  ihrer  Ge- 
wissensptliclit  zu  erziehen,  nicht  verzichten  könne**.  Diese  Gewissensptticht 
fand  gegenüber  dem  Gesetze  keine  Berücksichtigung.  Die  Mutter  wurde  ge- 
zwungen, die  Kinder  protestantisch  zu  erziehend 

Ebenso  worde  der  katholische  Korbmacher  Christoph  Wagner  zu  Schwür- 
bitz  auf  Antrag  des  protesfantisolicn  Pfarramtes  genöthigt,  seine  am  30.  August 
1873  geborene  Tochter  Margarethe  in  der  protestantischen  Confession  zu  er- 
ziehen, weil  seine  verstorbene  üUiefrau,  die  Mutter  des  Kiudes,  protestantisch, 
und  ein  Vertrag  über  die  OonfeHtton  der  Kinder  nicht  errichtet  war*. 

Der  katholische  Manrer  Christian  Meyer  hatte  nach  dem  Tode  seio«r 
ersten,  protestantischen,  Ehefrau  eine  Katholikin  geheirathet.  Er  wollte  alle 
Kinder  katholisch  erzicbon.  Doch  wurde  auf  Antrag  des  protestantischen 
Pfarramtes  entschieden,  die  Töchter  erster  Ehe  mfissten  protestantisch  erzogen 
werden.  Der  Vater  beschwerte  sich  hierüber  und  behauptete,  die  Vorschrift 
Ton  §  16  der  zweiten  Verfassungsbeilage  sei  nur  dann  anwendbar,  „wenn 
beide  Eltern  mit  Tod  abgegangen  sind,  wogegen  andernfalls  der  überlebende 
Ehegatte  vermöge  seines  Erziehungsrechtos  allein  Verfügung  über  die  reli- 
giös Erziehung  aller  Kinder  aus  der  bcstnndenen  Ehe  treffen  könne*'.  Diese 
Behauptung  war  nach  Inhalt  des  Gesetzes  unhaltbar.  Der  Vater  wurde  ge- 
zwungen, die  Töchter  erster  Ehe  protestantisch  zu  erziehen*. 

Die  zu  Orb  wohnhafte  katholische  Wittwe  des  OTangelischen  vormaligen 
Gerichtsvollziehers  Friedrich  Erdmann  J.  wollte  ihre  sechs  Kinder,  vier  Sohne 


^  Entscheidung  des  Verwaltungqgeriditahofn  vom  17.  Juni  1887,  Sammliing, 

Bd.  IX,  Nr.  32,  S.  178—184. 

*  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  20.  November  1889. 

*  Ettta«heidvng  d«e  Verwaltungsgeriobtsliofe«  vom  15.  Juni  1881,  Sumnlmig, 
Bd.  III,  Nr.  19,  S.  102-107;  Verings  Archiv,  Bd.  XLVIII,  S.  336—838}  Ro»- 
kov4ny,  Supplementa,  tom.  H,  p.  129 — 131. 
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und  zwei  Töchter,  katholisch  orzielicn.  Sie  konnte  nicht  beweisen,  dass  ein 
giltiger  Vertrag  über  die  religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder  errichtet  war. 
Daher  ^tsefai«!  äu  VormandMihaftsgericbi  mit  Grand  Ton  g  14  der  baye- 
rischen zweiten  VerfassangBbeilage,  die  vier  Söhne  mfissten  in  der  eyiinge- 
lischen  Confession  des  Täters  entogen  w^Od^  während  bezttglicll  der  beiden 
Töchfer  die  kathohscho  Erziehung  gorechtfertij^t  sei  \  Hiern^cjron  erliob  die 
Mutter-A'ormünderin  Beschwerde.  Sie  versicherte,  der  verstorbene  Vater  liabe 
ihr  wiederholt  erklärt:  „Vorläufig  werden  die  Kinder,  wie  ich  biu:  nach 
neinen  Tode  bist  du  Herr,  dann  kannst  du  maeben,  was  du  wiHst.*  Die 
Wabrbeit  dieser  Angabe  wellte  ne  beschwören.  Auch  hob  sie  hervor,  es 
sei  för  sie  schwer  oder  unmöglich,  ihre  Kinder  „in  zweierlei  Confessionen 
zu  erziehen,  was  schon  an  und  für  sich  als  eine  Kunst  betrachtet  werden 
dürfte".  Endhch  wies  sie  auf  die  Nachtheile  hin,  die  eine  solche  religiöse 
Theilung  der  Kinder  für  den  Charakter  und  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
haben  müsse.  Die  Beschwerde  wurde  auf  Grund  yon  §  14  der  bayerischen 
zweiten  Verfassongsbeilage  surfickgewiesen 

Früber  wurde  angeDomneD,  der  überlebende  Ebegatte  sei  berecb* 
tigt,  auf  die  durch  §  14  der  zweiten  Yerfassungsbeilage  begrOndeten 
Becbie  zu  „verzichten^  und  demgcmäss  alle  Kinder  in  der  Confession 
des  yerstorbenen  Ehegatten  zu  erziehen^.   Doch  setzt  jeder  Verzicht 

einen  Berechtigten  und  Yerpflicliteten  voraus.  Es  ist  nicht  zu  ver- 
stehen, wie  der  Verzicht  gegenüber  einem  Yoratorbeneu  giltig  sein 
soll.  Ebenso  auffallend  würde  es  sein,  dass  durch  solchen  „Verzicht" 
des  Ueberlebenden  die  in  §  23  der  zweiten  A  erfassungsbeilage  be- 
zeichneten Betheiligten  ihren  gebctzliclien  Anspruch  verlieren  sollten. 
Mit  Beobt  bat  daber  der  Terwaltungsgerichtshof  jene  Recbtaansiobt 
fallen  lassen. 

Die  kaiboÜsdie  Wittwe  des  protestantischen  Tagners  Köhler  schloss 
eine  zweite  Ehe  mit  ehiem  Protestanten  und  wollte  ihre  Tochter  erster  Ehe, 
Barbara  Köhler,  protestantisch  erziehen.  Auf  Antrag  des  katliolisrhen  Pfarr- 
amtes zu  Ojtpau  oiitscliied  das  Bezirksamt  zu  Frankeritluil ,  dass  "Barbara 
Kühler  im  katholis^chcn  (ilaubeiisbekeiintnisse  zu  erziehen  sei.  Eine  Besoliwerde 
der  iMutter  gegen  diesen  BescLluss  wurde  zurückgewiesen.  In  Ermanglung 
emes  rechtsbeständigen  Vertrages  „tritt  die  imsitiTe  Vorsehrift  des  §  14  in 
zwingender  Weise,  somit  auch  gegen  den  penisnficben  Willen  des  einen  oder 
andern  Ehetheiles,  in  Kraft".  Es  hat  daher  „hiebei  nach  dem  Tode  des 
Vaters  des  Kindes  auch  sein  weiteres  gesetzliches  Verbleiben''  \ 


*  Bowhlnw  des  pieusslscben  Amtagerichie  zu  Orb  vom  8.  August  1889. 

2  Beschlnss  des  Landgeriehts  zu  Hanau  -vom  21.  Deeembtr  1839.  —  Die  aa- 

gebliche  Erklärung  deg  vprj?torhcncn  Vaters  und  die  -weitere  Ausführung  der  Be- 
schwordeschrift  entsprach  allerdings  einer  natUrliclien  Reclitsauf Fassung.  Sie  war 
jedoch  unerheblich  gegenüber  dem  Staategesetse,  das  in  den  preussischen ,  vormala 
bayeriachen,  Oebietstbeiles  noch  beute  gilt.  Jene  Aenasening  de«  veratorbea«!  Vatos 
konnte  zum  Beweise  dnee  Vertrages  ntdat  dienen,  sondern  war  der  Ausdruck  einer 
Rechtsansicbt. 

*  Mlnlatertalentschliessung  vom  0.  Mai  1844.  Vgl.  darüber  C.  Sartorius, 
in  4er  oben  (S.  252)  erwähnten  Sebrift,  8.  21,  82. 

*  Entscheidung  des  Ye •^v'iitungegMlditshofias  vom  14.  Dccember  188B,  Samm- 
lung, Bd.  V,  Nr.  22,  S.  76—78. 
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Nach  der  Reclitsprecliung  des  YcrwaltuDgsgerichtshofes  können  in 
der  Pfalz  und  in  emigeu  anderen  Landostheilen  Verträge  über  die  Oon- 
fession  von  Kindern  aus  einer  gemischten  Khe  nur  vor  der  Ehe  giltig 
geschlossen  werden.  (Vgl.  unten,  S.  288,  289.)  Ist  kein  Vertrag  vor  der 
Ehe  geschlossen,  so  ist  eine  Abweichung  von  der  gesetzlichen  Regel 
unstatdiafl; ;  daher  müssen  die  Söhne  dem  Vater,  und  die  Töchter  der 
Mutter  folgen.  Beide  Eltern  werden  gezwungen,  diese  Yerpflichtungen 
zo  erfüllen. 

So  worden  z.  B.  der  kathoHsdie  Schlaghater  Sohehl  und  dessen  profce- 
stantisohe  Ehefrau  auf  Antrag  des  protestantisdben  PHuramtes  für  verpfliditet 

erklärt,  ihre  drei  Töchter  protestantisch  zu  erziehen.  Sie  legten  liifflrg^;^ 
Boschwerdo  ein  mit  der  Behauptung::,  die  Entscheidung  Verstösse  gegon  die 
ihnen  durch  die  Yerfassunf^'  zugesicherte  Gewissensfreiheit.  Die  Beschwerde 
wurde  zurückgewiesen.  „Die  Verfassungsurkuude  sichert  allerdings  jedem 
Einwohner  Tollkonimene  Oewiasensfreiheit  zu,  und  sie  erklfirt  in  GcgenstSxiden 
des  Glaubens  und  Oewissens  jeden  Zwang  für  unstatthaft.*  Allein  dieser 
Grundsatz  kann  „solbstverständrH  Ii  nur  unter  Beobachtung  der  etwa  in  der 
gleichen  Verfassun^jsbeilage  in  gewissen  Richtungen  bestimmten  Begrenzungen 
verwirklicht  werden",  wie  denn  auch  piu  der  That  die  zweite  Verfassungs- 
heilage Einsehränkungen  der  individuellen  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit 
normirt'^ 

3.  Wirkung  eines  Vertrages. 

Ein  giltiger  Vertrag  iiber  die  Confeaaion  Ton  Eindem  aas  einer 
gemischten  Ehe  begründet  ein  Elagerecht  nicht  bloss  für  die  Eltern, 

die  den  Vertrag  geschlossen  haben,  sondern  auch  für  die  in  §  23 
bezeichneten  Personen  (vgl.  oben,  8.  235),  namentlich  für  die  „geist- 
lichen Oberen".  Die  Eltern  können  gleichwohl  in  der  Regel  ihren  Ver- 
trag durcli  eine  neue  Uoberoinkunft  aufheben  oder  ändern.  Der  zuletzt 
giltig  geschlossene  Vertrag  wird  aber  unabänderlich,  sobald  der 
Vater  oder  die  Mutter  stirbt.  Dem  überlebenden  Vater  ist  also  ebenso 
wenig  wie  der  überlebenden  Mutter  gestattet,  von  den  Vorschriften 
des  Vertrages  abzuweichen.  Jeder  von  beiden  ist  verpflichtet,  die 
Kinder  in  der  durch  den  Vertrag  bestimmten  Oonfession  ztt  erziehen, 
und  kann  zur  Erfüllung  dieser  gesetzlichen  Verpflichtung  auf  Antrag 
des  zuständigen  Pfarrers  gezwungen  werden.  Hieran  wird  durch  eine 
zweite  Ehe  nichts  geändert. 

Der  katholische  Johann  Weber  von  Wiesbach  war  in  erster  Ehe  mit 
emer  Protestantin  verheiratet.  Beide  hatten  vor  der  Ehe  die  katholische  Er- 
^ehuiiL'  dor  Kinder  vereinbart,  jedoch  später,  durch  Vertrag  vom  15.  Juni 
18ü9,  iestgesetzt,  es  sollten  die  Söhne  dem  Vater,  und  die  Töchter  der  Mutter 
folgen.  In  dieser  Ehe  wurden  zwei  Tochter  geboren  und  protestantisch  ge- 
tauft. Die  Mutter  starb  im  Jahre  1877.  Der  Wittwer  schloss  eine  zweite 
Ehe  mit  einer  Eafliolikin.  Seitdem  wollte  er  die  Töchter  erster  Ehe  katho- 


^  Entscliclduiig  des  Vemaltuiigagvirichtahofoa  vom  27.  November  1885,  Samm- 
lung, Bd.  Vn,  Nr.  3,  S.  11—16. 


Digitized  by  Google 


266 


Vierter  Absohnitt.  Bayern. 


lisch  erziehen.  Auf  Antrag  der  protestantischen  LokalschuUnspeetiou  ^  zu 
Wieflboch  entschied  das  BemrksBmt  zu  Homburg,  «dttss  die  beiden  Mftdcben 
in  der  protestantischen  Religion  m  erziehen  und  daher  aus  der  kathoEwihtti 
Schule  aus-  und  in  dio  protestantiicbe  Schule  einzuweisen  seien''.  Diese  Eni* 
scheidung^  wnrdü  dureh  die  R^'ri'>ri!>iL>-  der  Pfalz  und  durch  das  Staatsmini- 
sterium  dos  liuiorn  aufreclit  erliaiton  \ 

Der  protestantische  Silberschlägermeister  Schuhmann  zu  Schwabach  war 
in  erster  Ehe  mit  einer  Katholikin  Terheiratet  und  hatte  naeh  deren  Tode 
eine  sweite  Ehe  mit  einer  Protestantin  geseliloasen.  Nach  einem  vor  der 
ersten  Ehe  geschlossenen  notariellen  Yertrafife  war  er  verpflichtet,  seine  drei 
Kinder  erster  Ehe  katholisch  zu  erziehen.  Er  schickte  sie  in  dio  kalliolischo 
Schule,  hcss  sie  aber  am  Religionsunterrichte  nicht  theilnehmen.  Auch  hielt 
er  sie  vom  Besuche  des  Gottesdienstes  und  von  der  Torberettong  xam  Em* 
pfange  der  Sacran^te  ab.  Er  behauptete,  er  sei  bereditigt,  wenigstens  den 
Umfimg  seiner  Yertragspfiicht  ^mit  Rücki^icht  auf  seine  nunmehrige  Verehe« 
lichung  mit  einer  Proti  stantin  und  n  h  Ii  dt  r  Forderung  seines  Gewissens 
selbst  bestimmend  zu  crniiissigon".  Er  wurde  jedoch  auf  Autrag  des  katho- 
hschen  Stadtpfarramtes  für  verptlichtet  erklärt,  seine  schulpflichtigen  erstehe- 
lichen Kinder  nach  den  Yorschriften  der  katholischen  Kirehe  innerhalb  der 
fttr  die  katholische  Schuljugend  festgestellten  Ordnung  an  den  katholischflo 
Gottesdiensten,  an  dem  Empfange  der  betreffenden  Sacramento,  sowie  an  dem 
Vorbereitungsunterrichte  hierfür,  theilnehmen  zu  lassen*. 

Durch  giltigen  Vertrag  kanu  die  Coufeeaioo  nicht  nur  für  die 
künftigen,  sondern  auch  für  die  bereits  geboreDen  Kinder  festgesetzt 
werd<^n*.  Ein  solcher  Vertrag  ist  in  der  Regel  so  lange  statthaft,  als 
die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  dauert.  Es  kann  also  bis  dahin 
die  Confession  der  Kinder  durch  die  Eltern  geändert  werden  ^ 


^  Nflch  §  23  der  zweiten  Verfus^^ungsbeilage  war  dieselbe  zu  einem  solchen 
Antrage  nicht  berechtigt.   Vgl.  oben,  S.  237. 

*  MlnisterlalMBtsdiltassimg  tob  I.  ITovembsr  1879.  Der  Vater  erhob  weiisre 
Beschwerde  bei  dem  Inswiachtta  ins  Leben  gettetenen  Verwaltnngsgariehtshofe.  Die 

Be.icliwerde.  wurde  zurückgewiesen,  weil  die  ministerirllc  EntscTieidung  rechtskräftig 
geworden  war.  Entscheidung  vom  31.  December  1870,  Bammlung^  Bd.  I,  Nr.  17, 
S.  62—64.   Vgl.  Verings  Archiv,  Bd.  XLVI,  S.  141—143. 

^  Entscheidung  des  Verwaltnngagerlehtahoües  vom  23.  Januar  1880,  Sammluiig, 
Bd.  T,  Nr.  2G,  S.  109—117;  Vering«»  Archiv,  Bd.  XLV,  S.  52— 60j  Blltter  ftr 
administrative  Praxis,  Bd.  XXX,  S.  388,  und  Bd.  XXXV,  S.  123. 

*  Vgl  2.  B.  die  in  der  folgenden  Note  erwlhnte  Entsclieidung  des  Verwaltungs- 
gerlcbtshofee  vom  17.  November  1882.  —  Im  Wldmpmdie  hiermit  steht  eine 
Mini«ter!alfntschliP3?'nnp  vom  7.  Octoher  1835,  bei  G.  Döllingcr,  Bd.  VITT,  ?.  53, 
54.  Durch  die  im  Jahre  1835  geschlossene  Ehe  des  Icatholischcn  Jakob  N.  mit  einer 
Protestantin  wurden  fllnf  Kinder  l^itimirt.  Der  Im  Jalirc  1823  geborene  älteste 
Soha  war  vom  Vater  „aneikannt*^  und  mnsste  deshalb  nach  §  31  der  «weiten  Ver- 
fassungsljoiliige  katholisch  erzogen  werden.  Die  Eltern  wollten  auch  die  vier  jüngeren 
Kinder  hatbolisch  erziehen  und  setzten  dies  durch  Vertrag  lest.  Nichtsdestoweniger 
entschied  das  Mtntsteriom,  diese  vier  Kinder  mUsstcn  protestantisch  erzogen  werden, 
weil  sie  Mthon  vor  Errichtung  des  Vertrages  geboren  -waren.  Hiermit  verstiess  des 
Ministerium  gegen  §  20  der  zweiten  Verfaasurigjhcilagc. 

*  Darin  unterscheidet  sich  das  bayerische  Gesetz  weaentiich  von  dem  königlich 
sSohsischen  Gesetze.  —  Z.  B.  die  Schäfersehcleuto  Gross  halten  vor  der  Heirat 
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Ein  giltiger  Tertrag  über  die  religiöse  Erziehung  von  Kindern 
aus  einer  gemischten  Ehe  verliert  seine  gesetzliche  Wirksamkeit  nicht 
dadurch,  dass  die  Ehe  gerichtlich  geschieden  wird*.  In  g  17 
der  zweiten  Yeifiissimgsbeilage  ist  ausdrücklicli  bestimmt:  «Die  Ehe- 
scheidnngen  oder  alle  sonstigen  rechtsgiltigen  Auflösungen  der  Ehe 
können  anf  die  Religion  der  Kinder  keinen  Einfloss  haben.''  * 

4.  BrfofdmisM  eines  7ertrtge8.  * 

uj  >ahj^keil,  freier  Wille,  Inhalt. 

Nur  Eltern  (oder  Brautleute)  verschiedenen  Glaubensbekenntnisses 
können  die  Religion  ihrer  Kinder  durch  Vertrag  bestimmen  Ein  Ver- 
trag des  Vaters  oder  der  Bfutter  mit  eim  in  Yertreter  der  betheilig'ten 
Kirche  ist  gesetzlich  unwirksam.  Ebenso  ungiltig  ist  ein  Vertrag  des 
leibllchai  Täters  mit  der  Stiefmutter,  desgleichen  em  Tertrag  der  leib- 
lichen Mutter  mit  dem  Stiefrater. 

Ein  Katholik  war  in  erster  Ehe  mit  einer  Protestantin  verheiratet  und 
hatte  seine  Tochter  der  gesetzliohen  Tonohrift  gemSss  protestantiBch  erziehen 

lassen.    Er  verheiratete  sich  in  zweiter  Ehe  mit  einer  Katholikin  und  rer- 

einbarto  mit  ifir,  .-nich  seine  Töcliter  erster  Elio  sollton  l\at]iolis(:Ii  orzo^^en 
werden.  Dies  Uebereinkommen  wurde  dem  Gesetze  gemäss  für  ungiltig  erklärt^. 

Fnlhcr  wurde  angenommen,  ein  Vertrag  über  die  religiöse  Er- 
ziehung von  Kindern  aus  gemischter  Ehe  setze  zu  seiner  Giltigkeit 
die  Grossjährigkeit  beider  Eltern  voraus^.   Mit  Keoht  ist  jedoch  der 


vcrnTHbürt ,  Ihre  KindPT  sollten  Icatliolhi"'''.   pr.'ni^cn  werden.    Durch  neuen  Verfr/ig 
bestimmten  sie,  dass  ihre  Kinder  protestantiech  erzogen  werden  sollten.    Dies  war 
gesetzlich  zolfissig,  wie  der  Verwaltungsgerichtshof  am  17.  November  1882  entachled. 
turten,  8.  269. 

*  Die.ser  Onindf^atK  gilt  nucli  fUi  das  Rechtaj^blet  des  prenniwslien  AUgemdDeo 

Landrecbts.   Vgl.  oben,  S.  145. 

*  Hierauf  beruht  eine  Entscheidung  des  Verwaltungsgeriohtsliofes  vom  29.  Oo- 
tober  1886,  Sammlmig,  Bd.  Vm,  Nr.  84,  S.  151—188.  Naeb  der  Bheacheidnng 

halte  die  protestantische  Mutter  behauptet,  der  über  die  Religion  ihrer  Kinder  ge- 
schlossene Vertrag  sei  ungiltig.  Darauf  hatte  der  katholische  Vater  vor  dem  Stadt- 
m^istrat  zu  Nürnberg  die  Erklilrung  abgegeben,  er  eoi  damit  einverstanden,  wenn 
seine  Toehter  pTOtestanttseh  enogen  verde.  Aus  diesen  beiderseitlgeii  ErkUrungen 
zog  die  ^Tutter  die  Folgerung,  der  Vertrag  sei  durch  ge£ren8Citigc  Einwilligung  auf- 
gehoben. Der  Verwaltungsgerichtshof  ver\%'arf  diese  Behauptung,  indem  er  annahm, 
in  den  beiderseitigen  Erklärungen  sei  nicht  die  Absicht  einer  Aufhebung  oder  Aende- 
mng  des  Vertrages,  sondern  nur  eine  beiderseitige  Aeusserung  ftber  die  Glltlj^elt 
des  Vertrages  zum  Ausdrucke  gekonnnea. 

'  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  9.  Dccember  1881,  Samm- 
lung, Bd.  III,  Nr.  82,  S.  438—443. 

*  Entsobeldung  des  Verwsltungsgeriehtsbofes  vom  16.  Juni  1881 ,  Sammlung, 
Bd.  III,  Nr.  19,  S  lOG. 

5  Ministerialent^chliessuiig  vom  22.  Juni  1838,  bei  G.  Döllinger,  Bd.  VIII, 
S.  47—49.  Der  protestantische  Wagnermeiäter  Georg  N.  zu  N.  hatte  mit  seiner 
mlndeijUirigai  kAthoUechen  Braut  am  8.  Juli  1887  einen  Ehevertrag  geecblossen, 
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Yerwaltungagerichtshof  dieser  Recbtsansichi  entgegengetreten  ^  da  Jenes 
Erforderniss  weder  aus  dem  Wortlaute  der  zweiten  YerfassimgBbeäage, 
nocb  aus  allgemeinen  Recbtsgruudsätzen  zu  entnehmen  ist. 

Der  protestantische  Maler  und  Lackirer  Albrccht  zu  Mindelheim  ver- 
heiratete sich  am  *}.  Decembf^r  1879  mit  der  katholischen  Franziska  Wetzel. 
Die  Braut  war  am  31.  März  1861  geboren,  also  erst  18  Jahre  alt.  Am 
21.  Kovember  1879  hatten  die  BrauÜeate,  und  zwar  die  Braut  im  Beistände 
und  mit  ZmÜmvcamg  ihres  YormiuideB,  einen  notaridHen  Vertrag  erriditet, 
wonach  die  Kinder  katholisch  erzogen  werden  sollten.  In  dieser  Ehe  wurd^ 
zwei  Söhne  «xoboron,  Takol)  (am  20.  Deceniber  1880)  und  Ernst  (am  25.  Januar 
1882).  Die  ^futter  starb  am  28.  Mai  1882.  Der  Vater  schloss  eine  zweite 
Ehe  mit  einer  Protestantin.  Auf  seinen  Antrag  wurde  in  erster  Instanz  ent> 
schieden,  daas  die  beiden  genannten  Söhne  in  der  protestantisoiien  Beligion 
ihres  Vaters  m  erziehen  seien,  weil  jener  Vertrag  als  vngil1%  angesehen 
wurde*.  Doch  wurde  auf  Beschwerde  des  katholischen  Pfarramtes  die  katho- 
lische Erziehung  der  beiden  Knaben  anjjcordnet.  Der  Ycrwaltungsgericlitshof 
erklärte  den  Vertrag  iür  ^iltig.  Das  Erforderniss  der  ürossjahrigkeit  konnte 
nur  dann  autgestellt  werden,  „wenn  das  Gesetz  in  unzweideutiger  Weise  eine 
derartige  ti^gehende  rechtliehe  Untersehetdong  zwischen  YoUjihrigen  und 
Minderjährigen*^  enthielte.  Eine  solche  Bestimmung  besteht  aber  nicht.  «Im 
dritten  Kapitel  des  ersten  Abschnitts  der  zweiten  Yerfassangsbeilage  findet 
sich  nirgends  eine  Bestimmuni!^,  in  welcher  das  den  Eltern  eingeräumte  Recht 
einem  Thoii  derselben,  nämlich  dem  minderjährigen,  entzoj^en  wäre.  Schon 
daraus,  dass  das  Gesetz  hierüber  keine  Anordnung  enthält,  muss  gefolgert 
werden,  das»  dasselbe  k^nerlei  Beschränkung  in  Bezug  auf  dies  Becht  auf- 
stellen wollte.''  Aus  §  6  der  /weiten  Yerfassungsbeilage  kann  das  Gtegentheil 
nicht  ]ieru:eli'it('f  werden.  Zu  Miudellielm ,  wo  der  erwähnte  Vertrag  ge- 
schlossen ist,  rr[\t  das  bayerisclie  Landrecht.  Danach  sind  Verträge  von 
Minderjährigen  giltig,  wenn  sie  mit  Zustimmung  des  Vormundes  geschlossen 
werden.  „Die  Geneluniguug  der  OberYormundschaft  ist  nur  ffir  specielle  Fälle 
Torgesohrieben;  und,  da  ein  solcher  Fall  hier  nicht  Torliegt,  so  besteht  kein 
Zweifel,  dass  die  ertheilte  Zustimmung  des  Yonmindes  genügt."* 

Ein  Yertrag  über  die  religiöse  Erziehung  toh  Eindera  aus  einer 

gemischten  Ehe  kann  (ur  ungiltig  erklärt  werden,  wenn  er  auf  Zwang, 
Betrug,  Irrthum  oder  einem  sonstigen  Mangel  freier  Willensbe* 
Stimmung  beruht.  Doeh  muss  ein  derartiger  Mangel  bewiesen  werden. 


wonach  die  Kinder  protestantisch  erzogen  werden  sollten.  Das  Ministerium  ent- 
schied, dies  UebereiDkommen  sei  ungiltig,  weil  ein  Minderjähriger  nach  §  6  der 
sweiten  Yerfusungsbeilage  für  aidi  seihst  ein  GlaubeoebekenDtniss  nicht  wählen 
könne,  und  ihm  ehenso  wenig  das  Reeht  suetebe,  «Uber  die  iel!gi9ae  Eraiehmig 
seiner  PCinder  durcli  Vertrag  giltige  Bestimmiinp:pn  zu  irpffen'^.  Daraus  und  aus  der 
Rechtsprechung  des  Verwaltungsgcrichtshofes  Uber  die  Form  der  Verträge  (unten, 
S.  275)  wDrde  folgen ,  dass  in  der  PiUz  ein  Vertrag  über  die  religiöse  Erziehung 
von  Kindern  aus  gemischter  Ehe  überhaupt  nicht  gütig  errichtet  werden  könnt^ 
wenn  hei  Eingehung  der  Ehe  die  Braut  noch  minderjährig  wnr. 

'  Vgl.  die  Entscheidungen  vom  SO.  Decejnber  1887  (SchöpQ  und  vom  17.  Fe- 
bniar  1886  (Strebcl). 

*  Beschluss  des  Besirkumte  2U  Mbiddheim  vom  27.  Jnnt  1889. 

>  Entecbeidang  vom  4.  Deeember  1889. 
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Der  katholische  SehSfer  Paul  Gross  hatte  TOP  der  She  mit  seiner  pro- 
testantischen Braut.  In  Gegenwart  des  katholischen  Pfarrrikars  in  Jesseni' 

dorf,  (lio  katholische  Erziehung  aller  Kinder  vereinbart.  Während  der  Ehe 
wurde  dies  Abkommen  durch  notariellen  Vertrag'  der  Eltern  vom  2.  Januar 
1882  aufgehoben,  mit  der  Bestimmung,  die  Kinder  sollten  protestantisch  er- 
zogen werden.  Der  Vater  wollte  später  an  dca  neuen  Vertrag  nicht  ge- 
bunden sein  und  widerrief  denselben.  Er  wurde  aber  gendtbigt,  diesen  Vertrag 
2a  erfüllen.  Sein  Einwand,  ^er  sei  durch  Bedrohung  mit  Unterstutzungs- 
entziehung  seitens  der  Angoliürig^en  seiner  Ehefrau  zum  Abschlüsse  des 
Vertrages  gezwungen  worden**,  wurde  für  unbegründet  erklärt,  weil  er  unter- 
lassen hatte,  „ Anhaltspunkte  für  eine  Bescheinigung  derjenigen  thatsäch- 
lichen  VerhÜtnisae  nt  besdehnen,  irodureh  jene  angebliche  Zwangslage  ge- 
schaffen, d.  h.  eine  physische  oder  psychische  NOtMgiing  zum  Vertragsab- 
schlüsse erzeugt"  sein  sollte,  und  weil  er  überdies  den  neuen  Vertrag  „als 
fortan  bindende  Richtschnur  iOr  die  religiöse  Erziehung  seiner  Kinder**  selbst 
anerkannt  hatte  ^ 

Dor  katholische  Metalldreber  H.  und  dessen  protestantische  Eiieirau 
hatten  vor  der  Ehe  «nen  Vertrag  geschlossen,  wonach  ihre  Kinder  katholisch 
erzogen  werden  sollten.  Die  Ehe  wurde  geschieden,  und  die  geechiedene 

Ehefrau  wollte  ihre  Tochter  protestantisch  erziehen.  Sie  behauptete,  der 
Vertrag  sei  «wegen  Mangels  freien  Willens  ihrerseifc«:*'  von  Anfang  an  un- 
giltig  gewesen.  Dieser  Einwand  wurde  als  zulüssifj,  jedocli  zujifleich  als  un- 
begründet erachtet.  Der  Verwaltungsgerichtshoi  lülu  te  aus,  die  Qiltigkeit  des 
Vertrages  sei  Ton  dem  Vorhandensein  freier  und  bewussterWillensbestimmung 
der  Betheiligton  abhängig;  doch  sei  die  geschiedene  Ehefrau  für  dio  behaupteten 
Mängel  einer  solchen  freien  Willensbestimmung  bcweispÜichtig,  uml  sie  habe 
einen  Beweis  erheblicher  Thatsachen  weder  geführt  noch  angetreten 

Der  Inhalt  eines  Vertrages  über  die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder  ans  einer  gemischten  T^lio  geht  zumeist  dahin,  dass  die  katho- 
lische oder  protestantische  Erziehung  für  alle  Kinder  vereinbart  wird. 
Doch  ist  auch  ein  anderer  Inlialt  möglich.  Es  ]ämt  sich  darüber  streiten, 
ob  giltig  vereinbart  werden  kann,  dass  die  Kiuder,  solange  der  Yater 
lebt,  seiner  Confession,  dagegen  nach  seinem  Tode,  folla  die  ICtttter 
ihn  uberlebt,  der  Oonfession  der  Mutter  folgen  sollen.  Die  zweite 
VerfitSBungsbeilage  enthalt  hierfiber  keine  besondere  BeetimmuDg.  Auch 
acheinen  äe  Oesetzgeber  an  solche  Vereinbarungen  nicht  gedacht  zu 
haben,  GFleiehwohl  dürften  dieselben  nicht  unstatthaft  sein^  ähnlich 
"wie  Verträge  des  gemeinen  deutschen  Obligationenrechts  über  Forde- 
rungen oder  Verbindlichkeiten,  die  mit  dem  Tode  des  einen  oder 
des  andern  Vertragstheiles  yanfangen*^  sollen^. 

*  EBtsehetdinig  des  VerwattnngsgerloblshofM  vom  17.  November  1882 ,  Sainm* 
Inng,  Bd.  IV,  :^Tr  70.  S.  232,  233. 

«  Entsoheidwng  vom  29.  October  1886,  Sammlung,  Bd.  Vm,  Nr.  34,  S.  löX— 155. 

^  lu  diesem  Sinne  kann  ein  Beachluss  des  Landgertehts  sn  Hamm  vom  14.  Sep- 
tember 1889  verstanden  werden.  Daria  wurde  die  Stntiliaftigkeit  einer  derartigen 
Uebereinkunft  nicht  in  Frage  gcätcHt.  sondern  nur  ausgeführt,  dass  ein  shIcIh-s  TTober- 
einkommen  aus  den  Augabon  der  Mutter  nicht  zu  folgern  sei,  und  daaa  ea  mit  den 
sonst  ermittelten  Thatsachefi  sich  nicht  vereinigen  laase.   Vgl.  oben,  S.  264. 

*  VgL  Aiohiv  fDr  die  etvaistlache  Praxia,  Bd.  LH  (1860),  S.  931—857. 
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b)  PomiTorselirifteii. 

Xanli  §§  12 — 14  der  zweiten  Verfassungsbeilage  können  Yerein- 
barungeu  über  die  religiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  gemischten 
Ehen  in  Ehevertrügen  oder  in  sonstigen  Verträgen  getroffen  werden. 
Für  „sonstige  Verträge"  sind  keine  besonderen  Formvorschriften  er- 
lamen.  Also  kdnnen  solche  Verträge  selbst  fonnlos  errichtet  werden. 
Doch  besteht  hierüber  Streit^  der  eine  genaue  üntersaehiing  erfordert. 
Hierbei  ist  die  Entstehnngsgesohichte  zu  berficksicbtigen. 

Xach  einer  kurpfalzbayerischea  Verordnung  vom  18.  Mai  1803 
(Ilegierungsblatt,  1808,  S.  321)  konnten  Tertragsmässige  Bestimmimgen 
über  die  religiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  gemischten  Ehon  nur 
vor  der  Ehe  und  nur  .in  nrdnungRmässIp-pn  Eliepacten^,  nach 
den  in  jeder  Provinz  hergebrachten  gesetzlichen  Formen" ,  getroffen, 
jedoch  die  so  getroffenen  Bestimmungen  während  der  Ehe,  unter 
Beobachtung  der  nämlichen  gesetzlichen  Formen,  geändert  werden. 
Der  Entwurf  eines  Keligionsedictes  wollte  diese  Vorschrift  nur  dahin 
mildem  I  dass  wahrend  der  Ehe  nicht  bloss  die  Aenderang,  sondern 
auch  die  erste  Einrichtung  von  Vertrügen  über  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  statthaft  sein  soUte,  soweit  nach  den  einseinen  Landes- 
gesetzen  Eheverträge  (Ehepacten)  während  der  Ehe  errichtet  werden 
konnten.  Nach  diesem  Entwürfe  hatten  Vereinbarungen  über  die  reli* 
giöse  Erziehung  der  Kinder  nur  „in  ordnungsmässigen  Ehepacten"  (Ehe- 
verträgen) fn'troffen  werden  können,  nnd  zwar  während  der  Ehe  unter 
der  A''orau88etzung,  dass  üherhnupt  Eheverträge  während  der  Ehe  statt- 
haft waren.  Bei  der  Berathung  über  diesen  Entwurf,  in  der  Sitzung 
de«  Geheimen  Raths  vom  16.  März  1809,  erinnerten  einige  Raths- 
mitgliedur,  „dass  auch  ausser  den  Ehepacten  sonstige  Verträge 
über  die  religiöse  Emehung  der  Kinder  unter  den  Eheleuten  errichtet 
werden  können*.  Hiermit  war  die  Mehrheit  des  Geheimen  Bathes 
eiuTerstanden.  Es  wurde  daher  die  Einschaltung  der  Worte  ^oder 
sonstige  Terträge"  in  §  16  d-  >  Entwurfs  beschlossen^,  und  der  Ent- 
wurf mit  di(^seni  Zusätze  vom  .Könige  genehmigt.  So  entstanden  die 
14 — 16  des  Religionsedicts  vom  24.  März  1809.  Hiemach  sollte  die 
gesetzliche  Regel  erst  dann  zur  Anwendung  kommen,  wenn  weder  durch 
Ehepacten  noch  durch  „eonstige  Verträge"  etwas  anderes  bestimmt 
war.  Damit  war  die  Uebereinkunft  der  Eltern  wesentlich  erleichtert^. 


^  Die  Ausdrücke  ri^hepactra*^  und  ^Ebebecedang^  worden  in  der  genamiteii 
Verordnung  als  gleichbedeutend  gebraucht. 

*  Protokoll  Uber  die  Sitzung  des  Geheimen  Ratbes  vom  16.  März  1809.  YgL  die 
Eatscbeidnng  de«  Verwaltnngigericbtsbofes  vom  19.  Avgsat  1862,  Sunmliiiig,  Bd.  IV, 

Nr.  5J.  S.  165;  Verinfrs  Arrhtv.  Bd.  L,  S.  77—88.  —  Es  wurde  vcr.-*äumt ,  nach 
Annahme *de8  wichtigen  Zusatzes  „oder  sonstige  Verträge^  in  §  16  des  Entwurfs  die 
flbrigen  Yorscbriften  des  Entwurfs  einer  entsprechenden  Umarbeitung  zu  unterziehen. 

'  Vgl.  H9rmAnn  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  4.  H«i  1881, 
Sten.  Ber.,  8.  740. 
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In  der  Sitoung  des  Geheimen  Rathes.  Tom  14.  Febraar  1813  wurde 
die  Meinung  geäussert,  Tertiige  Aber  die  religiöse  Erziehung  von 

Rindern  aus  gemischten  Eheu  könnten  nur  in  Form  von  Eheverträgen 
geschlossen  werden.  Diese  Meinung  war  nach  §  16  des  Beligionsedicts 
vom  24.  März  1809  irrig.  Sie  wurde  aber  in  einer  authentischen 
Interpretation  des  Gesetzes  angenommen.  „Zur  Erläuterung  uml  niUiern 
Bestimmung"  des  Roligionsedictsi  vom  24.  März  18ÜU  erging  nämlich 
eine  königliche  Verordnung  vom  11.  Mai  1815  (Regierungsblatt,  1815, 
S.  381)  dahin,  dass  Vertrüge  „und  wechselseitige  Uebereinkünfte"  über 
die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  „auf  die 
nimliehe  Art,  wie  die  Sheverträge"  abgesehlossen  würden,  und  dass 
dieselben  sowohl  Tor  als  auch  während  der  Ehe,  jedoch  nur  unter 
Beobachtung  der  «für  Eherertrage  überhaupt*  yorgeschriebenen  ge- 
setzlichen Form,  durch  beiderseitige  Einwilligung  der  Braut-  oder 
Eheleute  aufgehoben  oder  geändert  werden  könnten.  Diese  „autlien- 
tische  Interpretation"  kehrte  also  zu  dem  Entwürfe  zurück,  der  im 
Rolio-ionsedicte  von  1809  gemildert  war.  Sie  hatte  Gesetzeskraft,  wurde 
Rbt«;  durch  die  zweite  Verfassungsbeilage  aufgehoben.  Die  zweite 
Vertat^aungsbeilage  nahm  in  §§  12 — 14  diejenigen  Vorschriften  wieder 
auf,  die  das  Religiüusedict  von  1809  in  §§  14 — 16  gegeben  hatte.  Die 
Verfassung  von  1818  hat  (wie  der  Abgeordnete  v.  Hörmann  bemerkte), 
^die  ganze  Hatme  zu  regeln  unternommen.  Hatte  sie  genügende 
Yeraalassung  gefunden,  die  ErlSuterung  der  Verordnung  von  1815 
in  ihr  Gebiet  aufieunehmen,  so  hätte  ne  es  ohne  Zweifel  gethan;  allein 
gerade,  weil  sie  es  nicht  that,  weil  sie  die  gleiche  Bestimmung  der 
firühern  Verfassung  in  sieh  aufnahm,  ohne  die  damals  erlassene  so- 
genannte authentische  Interpretation  in  sich  einzunehmen,  hat  sie  diese 
authentische  Interpretation  fallen  lassen."^ 

Nach  dieser  Entstehungsgesehiolite  beruhen  die  in  §  14  der  zweiten 
Verfa^sungsbeilage  enthaltenen  ^Vorte  „oder  sonstige  Verträge"  auf 
einem  Verbesaerungsautrage,  wodurch  die  Uebereinkuuft  der  Elturn 
erleichtert  werden  sollte.  Die  Formvorschrift  von  §  13  bezieht  sieh 
nur  auf  EhoTerträge,  also  nicht  auf  die  in  S  14  für  zulassig  erklärten 
sonstigen  TertrSge.  Somit  haben  die  Eltern  oder  Brautleute  die  "Wahl, 
ob  ne  dnrek  Eherertrige  oder  durch  sonstige  Vertrage  Über  die  reli-  * 
gl  Öse  Eraiehnng  ihrer  Kinder  Bestimmung  treffen  wollen.  Soll  die 
Bestimmung  durch  Ehevertrag  geschehen,  so  muss  die  Form  des  Ehe- 


^  Mit  diesen  Ausführungen  des  Abg.  v.  Hörmann  stimmten  die  des  Ministers  v.  Lutz 
im  wesentHchert  llbereiti,  in  der  Kammer  der  Abgenrdnoten,  -1.  Mai  1881,  Sten.  Bor.  1880 
bis  1881,  Bd.  Y,  S.  740,  T42.  Admlicli:  v.  Hafen  brä  dl,  in  der  Sitzung  vom  ao.  April 
16S1,  Sien.  Ber.,  S.  T28,  729,  744 ;  Blätter  für  adininiBtrative  Praxis,  Bd.  III,  S.  76,  77. 
Anderer  Meinung  waren:  Krausnold,  in  der  Kammer  der  Abgeordneten,  vom 
4.  Mai  1881,  Sten.  Ber.,  S.  734,  T3j;  auch  v.  Scheurl,  in  dou  Blätterp*f11r  TTechts- 
anwendung,  Bd.  XLIV  (1879),  Ö.  148:  „dass  §§  12—14  des  neuen  Religionsedlctes 
denselbeii  Sinn  ImiMii  eollten,  welcher  dnrch  die  antbentlaehe  Interpretotion  von  1816 
als  dicjjealge  der  §g  14—16  des  Edieta  vo«  1809  festgestellt  worden  wav^ 
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TertrageB  beobaclitet  werden.  Eio  solcher  ist  z.  B.  in  der  Ffolz  nach 
Alt,  1394  und  1395  des  Code  civil  notariell  au  errichten.  Soll  die 
Bestimmung  durch  sonstige  Yertrfige  getroffen  werden,  so  bleibt  es 
den  Eltern  oder  Brautleuten  überlassen,  ob  und  wie  sie  sich  den  Be- 
weis solcher  Verträge  sichern  wollen  ^  Dieser  Auslegung  von  §§  12—14 
stehen  dio  Bostimmungen  von  §§  IS  und  23  der  zweiten  Verfassnn«:!:«- 
beilage  niclit  entgegen.  Was  in  §  18  von  Eheverträgen  gesagt  ist, 
mus8  auch  von  den  in  §  14  bezeichneten  sonstigen  Verträgen  gelten. 
Die  Einsicht  der  „Eheverträge"  und  sonstigen  „Urkunden",  wovon 
§  23  im  zweiten  Satze  spricht,  kann  nur  dann  begehrt  werden,  wenn 
Urkunden  errichtet  sind;  es  ist  daher  aus  §  23  nicht  zu  folgern, 
dass  ^^sonstige  Yertrage'  im  Sinn  Ton  §  14  mindestens  schriftlich  er- 
richtet werden  mfissten*.  Für  ^sonstige  Yerträge**  sind  keine  beson- 
dere Formvorschriften  erlassen.  Also  können  die  Eltern  einen  solchen 
Vertrag  auch  mündlich  und  selbst  stillschweigend  schliessen. 

Gegen  die  Giltigkeit  eines  stillschweigenden  Vertrages  lässt  sich 
einwenden,  ein  „beiderseitiges  Einverständnisse  sei  noch  kein  fester 
Vertrag;  ein  solcher  liege  erst  vor,  wenn  „der  eine  Theil  den  Willen 
des  andern  als  etwas  Bindendes  annehme"*^;  ein  blosses  Einverständ- 
niss  könne  einseitig  gelöst  werden,  während  zur  Aufhebung  oder 
Aeüderuüg  eines  Vertrages  gegenseitige  Einwilligung  erforderlich  sei. 
Stehe  fest,  dass  die  Eltern  bisher  alle  Kinder  im  Religionsbekenntnisse 
eines  Theiles  erzogen,  so  könne  daraus  eine  Verpflichtung  für  die  Zu- 
kunft nicht  gefolgert  werden.  Also  sei  das  beiderseitige  Einverstfind- 
niss  nur  als  ein  solcher  Vertrag  anzusehen,  der  beiderseits  widerrufen 
werden  könne,  als  ein  auf  unbestimmte  Zeit,  mit  der  beiderseitigen 
Klausel  »quoad  voluero*'  geschlossener  Vertrag.  Wäre  diese.Auffas- 
suTJg  richtig,  so  wurde  eine  solche  Einigung  der  Eltern,  solange  sie 
fortbesteht,  gegenüber  dritten  Personen  ebenso  wirksam  sein,  wie  ein 
anderer  Vertrag.  Nur  die  Eltern  selbst  würden  davon  jederzeit  zurück- 
treten können.  Die  Widerruflichkeit  des  Vertrages  würde  mit  dem 
Tode  des  Vaterti  oder  der  Mutter  nicht  von  selbst  aufhören.  Es  würde 
vielmehr  Tom  freien  WiUen  des  überlebenden  Ehegatten  abhängen, 
ob  er  daran  festhalten  oder  dayon  zurfiektreten  will^  Die  MogHch- 
'  keit  des  einseitigen  Bücktritts  von  der  bisherigen  Einigung  wärie  in 

*  Vgl. :  VerlianJlungen  über  die  Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom 
30.  Aprü  1881,  Sten.  Ber.,  S.  729  j  Blätter  flir  administrative  Praxis,  Bd.  UI,  S.  91. 

'  Dies  sucht  eise  AbliMidlnng  in  den  BlSttera  für  admlnlstnÜTe  Praxis,  Bd.  IH, 
S.  78,  79,  ans  99  14  und  23  herzuleiten. 

'  Vgl.  Kr«Q8sold,  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  4.  Mal  1881,  Sten. 
Ber.,  S.  730. 

*  Aneli  nach  dieeer  AnfEmwig  würde  die  BntadieidttBg  des  Ministeriums  vom 
20.  Februar  1840,  bei  G.  Döllinger  (v.  Strauss),  Bd.  XXm,  S.  26,  26,  sich 

rechtfertigen,  wonnch  der  protestantische  Konrad  N.  nach  dem  Tode  seiner  katho- 
lischen Eheirau  seinen  Sohn  Johann  katholisch  erziehen  darile,  weil  bei  Lebzeiten 
der  Mutter  und  bis  m  deren  Tode  beide  Mtem  Ober  die  katholische  Eraiehung  dieses 
Knaben  einig  waren.  VgL  oben,  S.  144. 
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vielen  Fällen  zu  dem  erfreuliohen  Ergebnii»8e  fuhren,  daes  ein  Go- 

wiseenszwang  für  den  überlebenden  Ehegatten  yermieden  oder  wenig- 
stens vermindert  werden  könnte.  Es  wurde  z.  B.  einer  Wittwe  frei- 
stehen, ihre  Töchter  in  ihrem  piprcnon  BokonntnissG  7.u  erziehen,  selbst 
wenn  dieselboii  bei  Lebzeiten  des  Vaters  obne  ihren  Widerspruch 
in  seinem  hokenutnisse  erzogen  waren.  Die  Möi^lirhkeit  ein(M-  der- 
artigen Eini£i:img,  die  jedem  der  beiden  Theih?  den  «  iusrdtiyen  Rück- 
tritt vorbehält,  ist  zuzugeben.  Allein  ebensowohl  kann  der  stillschwei- 
gende Tertrag  einen  andern  Inhalt  haben.  Die  Eltern  können  durch 
stillschweigenden  Tertrag  eine  Yerpfliehtung  begründen,  die  nur  durch 
beiderseitige  Eimrilligong  gelöst  werden  kann.  Es  ist  eine  quaestio 
fkcti  (eine  Beweisfrage),  ob  die  Eltern  einen  solchen  Willen  bethätigt 
haben.  Aus  der  kirchlichen  Trauung,  aus  der  Taufe  der  Kinder  und 
aus  der  den  Kindern  thatsächlich  gegebenen  kirchlichen  Erziehung,  sowie 
aus  den  sonst  ermittelten  That-saehen  kann  sich  der  Beweis  ergeben, 
dass  der  Vater  sich  verpHiehtet  hat,  alle  Kinder  im  Religionsbekennt- 
nisse der  Mutter  zu  erziehen,  oder  dass  die  Mutter  sich  verpflichtet 
hat,  alle  Kinder  in  der  Religion  des  Vaters  zu  erziehen.  Ist  ein  Ver- 
trag dieses  Inhaltes  bewiesen,  und  ist  derselbe  bis  zum  Tode  eines 
Ehegatten  nicht  geändert,  so  wird  er  unwiderruflich,  so  dass  der 
XJeberlebende  gesetzlich  verpflichtet  ist,  den  Vertrag  zu  erfüllen. 

Die  hier  entwickelte  Ansicht  über  die  Form  der  ^sonstigen  Verträge",  üii 
Sinne  von  §  14  der  zweiten  Verfassungsbeilage,  wurde  in  der  Zeit  von  1838  bis 
1879  in  den  Entscheidungen  des  Ministeriums  als  die  riehtige  erklärt.  Das 

"Ministerium  nahm  an,  in  jrnnz  P.nyciii  Ivüiniten  die  Kltcm  vor  oder  nacli  Ein- 
gehung der  Ehe  über  ilie  icligiöse  Erziehung  ihrer  Kin<h'i-  durch  tormlose  Ver- 
träge Bestimmung  tretteu  Es  wurde  folgeudo  Behauptung  aufgestellt.  „Zur 
Giltigkeit  einer  Üebereinknnft  der  EStem  Über  die  religiöse  Erziehung  ihrer 
Kinder  aus  gemisehter  Ehe  können  andere  Förmliehkeiten  nidit  erfordert 
werden,  als  jene,  durch  welche  nach  den  an  einem  jeden  Orte  bestehenden 
bürgerlichen  Oe^ietzen  die  Reehtsbesh"in(li;Z'keit  von  Verträi^en  in)orliatipt  be- 
dingt ist.  Wo  daher  besojitlore  Vorschriften  desfalls  nicht  bestellen,  tjeuügt 
das  beiderseitige  Einvorstündniss.'*  -  In  „laugjähriger  allgemeiner  Praxis** 
wnrde  angenommen ,  „dass  die  Uebereinstimmung  des  elterlichen  Willens  in 
Bezug  auf  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten  VAwu  nicht 
allein  durch  Eheverträge  im  Sinne  der  §§  12  und  13,  sondern  in  jedweder, 
nurli  der  fnrm1o!«e>;teii  Weise,  ausdrücklich  oder  stillschweigend,  rechtewirksam 
dargelegt  werden  könne"  •. 

*  MinlsterislentoeblieMiuigen  Yon  Sl.  Hai,  17.  Juni  und  20.  August  1888  und 

8.  Juni  1842,  l.oi  G.  DölÜnger,  Bd.  YTIX,  S.  45,  56,  und  Bd.  XXIIT,  S.  27. 

^  Miiiisterialentschliessung  vom  90.  Febr.  1840,  bei  G.  D  ö Hinge r  (v.  S trau as), 
Bd.  XXIII,  S.  25.  —  Im  Widerspruche  hiermit  wurde  in  einer  ^MinisterinlentscMies- 
rang  Tom  97.  September  1848,  bei  G.  D «II Inger  (v.  St r süss),  Bd.  XXIII.  S.  29, 

angenommen,  dass  „stillschweigende  Verträge  Uber  dif  religiöse  Kiudererzichunc:''  iin- 
^virksam  5^eicn.  Doch  wurde  diese  Meinung  später,  wie  es  scheint,  nicht  melir  aui- 
recht  erhalten. 

>  So  beriebtet  eine  Entadieidung  des  Verwaltungsgerichtahofes  Tom  19.  Aug.  1882, 
Sammlung,  Bd.  lY,  S.  163.  Vgl.  auch  v.  H  SrmAnn  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  ^om 
Sobmidt,  Ooafeaaion  dar  Kinder.  18 
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Diu  Giltigkeit  eines  stillschweigenden  Yerfcrages  warde  in  einem  Rechts- 
falle  anerkannt,  der  die  Kammer  der  Abgeordneten  zwei  Tage  lang  beschäftigte. 

Die  protestantischü  Wittwe  des  (am  27.  April  1877  gestorbenen)  katholischen 
Maurers  Josoph  Michael  Yü;^^el  wollte  ihre  am  15.  April  1868  •,'eborene  Tochter 
Bertha  prütestantisch  erziehen.  Die  Eltern  waren  katholisch  getraut  und 
hatten  am  3.  Februar  1864  zu  Protukoll  des  katholischen  Pfarrers  zu  Kis- 
singen erklart:  «Wir  Tersprechcn,  die  aus  unserer  Ehe  entsprossenoi  Kinder 
in  der  katholischen  Religion  erziehen  zn  lassen.**  Die  Tochter  Bertiha  war 
katholisch  Lrotauft,  hatte  bis  zum  Tode  des  Vaters  katholischen  Religions- 
und Si  liulunterricht  erhalten  und  war  im  Herbst  1876  in  der  katholisehen 
Kirche  zur  Beichte  creg'anf3:en.  Die  ^Vittwe  «rab  an,  sie  sei  zu  dem  vor  der 
Trauung  abgegebenen  Versprechen  durch  ihren  damaligen  Bräutigam  über- 
'  redet  worden.  Eine  Zeugin  yersicherte,  der  Terstorbene  Vater  habe  ihr  einmal 
(1875  oder  früher)  erklärt,  er  würde  keine  Schwierigkeit  machen,  sondern 
einverstanden  sein,  wenn  seine  Tochter  protestantisch  erzogen  würde*.  In 
erster  Instanz  erklärte  das  Bezirksamt  zu  Kissingen  die  protestantische  Er- 
ziehung der  Bertha  Vogel  für  gerechtfertigt.  Dagegen  wurde  in  zweiter 
Instanz,  durch  die  Regierung  von  Unterfranken  und  Aschaffeuburg,  die  kaÜio- 
Itsche  Erziehung  des  Kindes  angeordnet.  Eine  Beschwerde  des  protestan- 
tischen Pfarrers  Wiesinger  zu  Kissingen  gegen  diese  Entscheidung  wurde 
durch  Beseliluss  dj-s  Staatsniinisterluiiis  \(>i!i  '2",  .Tcrsar  ISTH  znrück^'owiescn. 
Pfarrer  Wiesin^er  erhob  weitere  Boseiiwerde  bei  der  Kammer  der  Abgeord- 
neten, wegen  Vorfassungsverletzuiig.  Die  Abgeordneten  Kraussold  und  Ge- 
nossen beantragten,  die  Beschwerde  dem  Könige  zur. Abhilfe  vorzulegen.  IKe 
Kammer  lehnte  diesen  Antrag  ab  und  erklärte  zugleich  die  Beschwerde  des 
Pfarrers  "Wlesinger  für  unbegründet  ^  Man  stritt  darüber,  ob  ein  stillschwei- 
freiider  Vertrag  der  Eheleute  Yoj]:ol,  wonach  die  Tochter  katholisolj  erzogen 
werden  sollte,  erwiesen  sei,  und  ob  ein  solcher  Vertrag  bindende  Ki  aft  habe. 
Beide  Fragen  wwden  von  der  Mehrheit  bejaht.  Man  erkannte  an,  dass  es 
hart  sei,  wenn  eine  Wittwe  yerhindert  werde,  ihre  Kinder  in  ihrem  eigenen 
Religionsbekenntnisse  zu  erzi(.dien.  Doch  wurde  angenommen,  diese  Härte 
entspreche  den  gesetzlichen  Vorschriften;  es  sei  also  ein  ▼erfasaungsmassiges 
Recht  niclit  Tcrlntzt. 

Der  Verwaltungsgerichtshof  war  aniaugüch  geneigt,  sich  der  „langjährigen 
allgemein«!  Praxis"  anzuschliesseu.  Die  protestantische  Wittwe  eines  Katho- 
liken, Johannes  Stein,  zu  Lauterecken  in  der  Pfalz,  wollte  ihren  Sohn,  Karl 
Ludwig  Stein,  protestantisch  erziehen.  Sie  behauptete,  die  protestantische 
Erziehung  der  Kinder  sei  vor  der  Ehe  unter  den  Brandeuten  vereinbart  und 
während  der  Ehe  durch  die  protestantische  Erziehung  des  genannten  Öohnes 
betbätigt  worden.  Der  Verwaltungsgerichtshof  ordnete  eine  Vervollständigung 


4.  Mai  1881  (Sten.  Ber.,  S.  740):  .  .  .  „da*8  jede  Uebereinkunft  der  Eltern  über  die 
religiöse  Erzielmtig  der  Kinder  gemischi^  Ehe,  sie  mag  noek  so  fonnlos  erfolgt  sdn, 
Ittr  die  Frage  dor  religi5sen  Ensichung  massgebend  und  bindende  BecbtsqneiUe  Ist**. 

*  Diese  einmali;i:e  Aeusserung  war  inierheblich,  wenn  als  erwicflen  angenom- 
men werden  musste,  das»  eine  vertragsmässige  Verpflichtung  zur  katholischen  Erziehung 
dw  T5eliter  begrttadet  und  dvreh  keine  spitere  VereinTNOiiDg  auf^g^oben  war. 

'  Vcrhatu]]un;:;en  der  Kammer  der  Abgeordneten  io  den  Sitzungen  vom  30.  April 
und  4.  Mai  188 1,  Stcn.  Bcr..  Bd.  V,  S.  726—740.  Vgl.:  Blätter  für  administrative 
Praxis,  Bd.  XXXV,  ß.  a74,  37ä  j  v.  Sch eu r  1  in  den  Blättern  Itlr  Kechtsanwendung, 
Bd.  XLIV,  S.  162—165. 
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des  Beweismaterials  an.  Er  Hess  ermittoln,  ob  Karl  Ludwig  Stein  im  beider- 
seitigeii  Einverständnisse  der  Eltern  in  der  protestentischen  Confesgion  erzogen 

worden  sei.  Damit  wurde  angedeutet,  dass  eine  solche  thatsUchliche  Einigang 
^veni{^stens  eine  der  beiden  olien,  S.  272.  273,  bezeichneten  reehtliehen 
Wirkungen  habe.  Allein  von  dieser  Auffassung  ging  der  Yerwaltungegericlit««- 
hof  schliesslich  wieder  ab.  Er  entschied,  der  Knabe  müsse  nach  §  14  der 
zweiton  Yerfassungsbeilage  katholisch  erzogen  werden,  weil  ein  Yertoig  ttber 
die  religiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  einer  gemischten  Ehe  nur  in  Form  eines 
Ehevertrages  giltifr  fi^eschlossen  werden  kijnno ,  dafür  aber  in  der  Pfalz  nach 
Art.  1394  und  1395  des  rheinischen  bürgerlichen  (Josetzbuches  die  notarielle 
Form  wesentlich  sei.  Ein  notarieller  Vertrag  war  nicht  geschlossen.  Die 
Frage  f  worflber  der  Beweis  angeordnet  ^r,  wurde  daher  für  reohtUoh  nn- 
erheblich  erklärt*. 

Seitdem  hat  der  Ywwaltang^erichtshof  an  dem  Grundsätze  fes^o^ebulten. 
das«  eine  Vereinbarung  von  Eltern  verschiedener  Confession  über  die  religiöse 
Erziehung  ihrer  Kinder  ^nur  dann  rechtswirksam  sei,  wenn  tlioselbe  gemäss 
§  13  der  zweiten  Yerfassungsbeilage  in  jener  Form  zum  Ausdrucke  gebracht 
ist,  welche  die  einschlägige  Territorialgesetzgebung  für  den  Abschlnss  von 
Ehe  vertragen  erheischt'^.  Nun  bestehen  aber  in  den  einzelnen  bayerischen 
Landestheilen  verschiedene  und  zum  Theil  ungewisse  Vorschriften  über  die 
Form  der  Eliererh-iiEfe.  Roth  sagt:  „Gemeinrechtlich  ist  für  Eingehung  der 
Eheverrräf^e  keine  Form  vorgeschrieben;  die  Statuten  schreiben  jedoch  viel- 
tältig  bestimmte  Formen  für  alle  EhevertrSge  vor,  namentlich  gerichtliche 
BestStigungf  gerichtliche  Errichtung,  Ziuiehnng  Ton  Zeugen  oder  schriftliche 
Abfassung.**  *  Nach  Stobbe  „fordern  die  Farticularrechte  für  die  Abschliossung 
der  EbeverfrÜTe  .  ,  .  die  Beobachtung'  einer  bestimmten  Form,  um  die  Existenz 
und  den  Inhalt  des  Vertrages  vor  künftigen  Anfechtungen  siciier zustellen: 
Aufnahme  vor  der  Obrigkeit,  insbesondere  vor  Gericht,  vor  einem  Notar,  vor 
einer  Anzahl  Zeugen ,  sdnifUiehe  Abfassung  . .  *  Wo  es  an  einer  partionlaren 
FormTorschrift  fehlt,  und  im  allgemeinen  formlose  Verträge  giltig  sind,  ist 
anzunehmen,  dass  .  .  .  auch  ein  formlos  abgeschlossener  Ehevertrag  nicht 
bloss  in  Rücksicht  auf  die  Ebefratten  selbst,  sondern  aucb  rtuf  Dritte  ^ilti;::; 
ist."  '  Beide  Recbtslebrer  tlieilon  dazu  ein  langes  Verzeicliniss  von  Quellen 
und  Schriften  mit.  Alle  diese  Formvorschriften  gelton  nach  der  liechtsprechung 
des  Verwaltungsgerichtshofes  nicht  bloss  ffir  Eheverträge ,  sondern  nach  för 
,(Sonstige  Verträge"*  über  die  religiöse  Erziehung  von  Kindern  ans  gemischten 
Ehen.  Daraus  wird  gefolgert,  in  den  Gebieten  des  gemeinen  Rechts,  des 
Kördlinger,  Nürnberger,  Würzburger  und  Mainzer  Rechtes  könnten  solche 
Verträge  formlos  geschlossen  werden*;  dagegen  nach  Bamberger*,  Schwein- 

»  Entscheidung  vom  19.  August  1882,  Sammlnng,  Bd.  IV,  Nr.  54,  S.  161—167; 
Verings  Archiv,  Bd.  IL.  S.  114—121,  und  Bd.  L,  S.  77— 88i  Roskov&ny, 
Öupplemeuta,  tom.  II,  p.  152—178,  203—205. 

>  Paul  Roth,  Bayrisches  GlTÜrooht,  Theil  1,  §  69,  S.  40»— 407  (9.  AnJI. 
Tübingen  1881). 

>  Otto  Stobbe,  Handbuch  dee  deutechea  Privatrecbt»,  Bd.  IV,  §  227, 
S.  136,  1Ö7. 

*  Di«  yoTSohtiften  der  Kurmaimer  Verordnvng  vom  28.  Februar  1784  und  der 
bayerischen  Verordnung  vom  2.  Mal  1806  beziehen  sich  nicht  auf  Eheverträge,  son- 
dern auf  Ehcvcrsprcchcn  (Vorlohungen).  Vgl.  Ivurz,  Mainzer  Landrecht,  §  5,  S.  48. 

»  Nach  üamberger  Landrecht,  Theil  1,  Kap.  1,  Titel  1,  §  2,  muse  ein  Ehe- 
vertreg  «cbiiftUch  und  vor  zwei  Zeugen  erriehtet  mrdea.  Doch  genttgt  unter  allen 

18  • 
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fnrter  und  Pmkekbühler  Ret^ht  sei  zur  Giltij?keit  solcher  Vortrage  die  Zn- 
ziehung  von  Zcnc^cn  orfordorlirh;  nach  Anshacher  Recht  und  nach  dem 
Deutschordensrechte  in  Franken  müsse  ein  solcher  Vertrau^  schriftlich  ab- 
gefasst  werden;  ein  Notariatsact  sei  nicht  bloss  in  der  Pfalz,  sondern  auch 
in  den  Gebieten  des  bayerischen  und  preussischen  Landreohts,  des  Auge- 
bnrger,  Casteller,  Eemptener,  Kanfbeuerner  und  Bothenbnrger  Keehts  noth- 
woiulig;  endlich  nach  Hohenlober,  Schwarzenberger,  Fuldaor  und  Bayreuthor 
RiM'lit  müsso  der  Vortrag  gerichtli*")i  iMstätigt  worden  *.  Doch  knfipfon  sich 
hieran  im  einzolncii  norh  mdirern  titrcitfragon Es  müsste  namentlieii  noch 
näher  geprüft  werden,  ob  etwa  einzelne  Bestimmungen  von  blossen  Beweis- 
fornien  zu  ▼erstehen  sind. 

Für  Aut'liobung  oder  Aeuderuui;  eines  Vertrages  über  die 
Religion  der  Kinder  aus  einer  gemischtun  Ehe  gelten  die  nämlichen 
Formvorschriften,  wie  für  die  erste  Errichtung.  Naoh  der  oben  vcr- 
theidigten  Meinung  kann  alao  die  Aufhebung  oder  Aenderung  auch 
formloB  geschehen. 

Nach  der  Rechtsprechung  des  Verwaltungsgerichtshofes  ist  folgerichtig 
für  Aufhebung  oder  Aenderung  solcher  Verträge  in  der  Regel  die  Form  zu 
beobachten,  die  für  Errichtung  yon  EhoTertrSgen  yorgeschrieben  ist.  Eine 
Ausnahme  tritt  nach  denjenigen  Landesgesetzen  ein,  die  für  Aufliebung  oder 
Aenderung  eines  Ehevertrages  besondere  Vorschriften  enthalten ;  z.  B.  nach 
bayerischom  Landrechte,  wona^^h  ein  Ehevertrag  nur  in  notarieller  Form  er- 
richtet, dagegen  formlos  „nmtuo  dissensu  paciscentium"  aufgehoben  wer- 
den kann*. 

"Wie  der  bezeichnete  Grundsatz  nach  den  einzelnen  Landesrechten  vom 
Verwaltungegerichthof  angewendet  wurde,  erhellt  aus  folgenden  Bechte- 
föllen. 

Das  Fuldaer  .,Hut-  und  Sch  1  ei  er  recht"  erfordert  für  Ehevertriige 
bei  Strafe  der  Xiclitigkeit  gerichtliche  Verlautbarung.   Deshalb  wurde  ein 


ümatänden  neben  schriftlicher  Abfassung  gerichtliche  Errichtung  odor  Bokräftigung 
durch  mindestens  zwei  Zeugen.  VgL:  Weber,  Provinzial-  und  Statu  tarrecht,  Bd.  I, 
Thea  1,  §§87  und  48;  Weber,  Grandsfttse  des  Bainberger  Landreehto,  §  S7; 
Spies,  Handbuch  des  Bambergcr  Provinzialrcehts,  §  6,  S.  33  (1838);  Entsdieidttiig 
des  Vem'altnnpsperichtahofes  vom  3.  April  !8S9.  nnten,  S.  284.  285. 

»  Blätter  für  administrative  Praxi»,  Bd.  XXXV,  S.  47,  48,  und  Bd.  XXXVI, 
8.  800—302;  auch  besüglieh  des  Wflrsbnrger  Rfwhta:  Verhandlungen  der  Kammer 
der  Abgeordneten,  Sitzungen  vom  30.  April  und  4.  Mai  1881,  Sten.  Ber.,  S.  "29, 
780,  735,  73ß,  738.  Vpl.  jedoch  bezüglich  des  Augsburger  Rechts  unten.  S.  280,  ^S!. 

2  In  den  Blättern  fllr  administrative  Praxis,  Bd.  XXXV,  S.  389—391,  wird 
auagefabrt,  die  Bestimmimgen  ttber  gerlchtliohe  Bestätigung  eines  Vertrages  seien 
XU  den  Pormvorschriften  im  Sinne  von  §  13  der  zweiten  Verfassungsbeilage  nidit 
zu  rechnen.  Doch  dürfte  für  dione  Meinung  TiPin  genügcndpr  Onmd  vorliegen.  — 
Im  selben  Bande,  S.  47,  48,  385,  386,  wird  die  Meinung  vertheidigt,  dass  in  den- 
jenigen Landesthtilen,  worin  fttr  mehrere  Arten  von  EhevertrSgen  versehiedene  Form« 
Vorschriften  bestehen,  die  leichtere  du  ser  Vorschriften  für  Verträge  Uber  die  rcli^öae 
Erziehung  der  Kinder  j^enüpe.  D'ieli  dürfte  die  Aufstellung  eines  so  allpemeineii 
Rechtasatzes  im  Sinne  der  Rechtspreclmng  des  Vcrwaitungsgerichtshofes  bedenklich 
Sehl.  VgL  S.  278,  286,  287. 

s  VgL  Btttter  Ar  adrainlstratlTe  Praxis,  Bd.  XXXV,  8.  888,  887. 
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ftnsBcrgerichtlicher  Vertrag ,  wonach  "  die  im  Jahre  1869  geborene  Tochter 
eines  protestantischen  Vaters  uiul  oiner  katholischen  Mutter  protestantisch 
erzogen  werden  sollte,  für  ungiltic:  erklärt,  weil  das  in  Rnrojheira  geltende 
Recht  zur  Anwendung  kam,  und  dort  das  Fuldaer  Hut-  und  Schlcierrocht 
ab  GewolioheitBrecht  gilt  ^ 

In  zahlraioheii  F&U«n  brachte  der  Terwaltongsgerichishof  die  Heinung 
^ar  Geltimg,  dass  in  der  Pfalz  Vertrage  über  die  religiöse  Erziehimg  von 
Kindern  aus  gemischten  Ehen  nur  in  notarieller  Form  giltig  geschlossen 
werden  könnten.  Der  evangelische  Maurer  Engelhardt  und  d(>ssen  katholische 
Elielrau  zu  Morlautern  in  der  Pfalz  hatten  durch  Vertrug  vom  4.  Juli  1869 
Tereinbart,  daaa  ihre  Kinder  katholisch  erzogen  werden  sollten.  Bodi  war 
der  Yertrag  nicht  in  notarieller  Form  geschlossen.  Daher  entschied  der  Ter- 
iraltungsgerichtshof,  die  Söhne  Peter  und  Daniel  Engelhardt  müssten  nach 
§  14  der  zweiten  Verfassungsbeilage  evangelisch  erzogen  werden*.  —  Der 
protestantische  Tagner  Köhler  und  dessen  katholische  Braut  hatten  vor  dem 
katholischen  Pfarrer  zu  Mörsch  in  der  Pfalz  und  vor  anderen  Zeugen  erklärt, 
«ie  wQrden  ihre  Kinder  katholisch  erziehen.  Dies  Abkommen  wurde  fBr 
ungiltig  erklärt',  da  es  nicht  in  der  Form  eines  notariellen  Vertrages  ge- 
schlossen war.  —  Der  katliolische  Schlaghüter  Joliannes  Schehl  m  Petcrs- 
bächl  in  der  Pfalz  und  dessen  protestantische  Ehefrau  erzogen  ihre  drei  noch 
schulpflichtigen  Töchter  in  der  katholischen  Religion,  in  Uebereinstimmung 
imt  dem  Inhalte  eines  Privatactes,  welchen  sie  am  29.  April  1859  Tor  dem 
katholischen  Pfarramte  zu  Fisohbach  errichtet  hatten.  Die  Eltern  waren  über 
^iese  Erziehung  ihrer  Kinder  einig.  Das  protestantische  Pfarramt  zu  Sch5nau 
verlangte,  die  drei  Mädchen  müssten  protestantisch  erzogen  werden.  Nach 
diesem  Antrage  wurde  durcli  Heschluss  des  Bezirksamtes  die  protestantische 
Erziehung  der  Kiuder  angeordnet.  Eiuo  ßeschworde  beider  Eltern  wurde 
zurückgewiesen,  weil  der  Vertrag  vom  29.  April  1859  den  Ürfordemissen 
von  Art,  1394  und  1395  des  Code  civil  nicht  entsprach  *.  -  Am  nämlichen 
Tage  entschied  der  Verwaltungsgerichtshof  einen  Streit  übei-  die  religiöse 
Erziehung  des  Tfikob  Zell  zu  Schönau  in  der  J^falz.  Auch  in  diesem  Falle 
wurde  es  für  unerheblich  erachtet,  dass  beide  Eltern  dem  Kinde  eine  katho- 
lische Erziehuug  geben  wollten.  Nur  ans  einem  andern  Grunde  wurde 
der  Antrag  des  protestantischen  P&rramtes  zurfiekgewieseii  ^  —  D^r  pro- 
testantische Taglöhxier  Knoth  und  die  katholische  Eva  Margaretha  Jäger 
hatten  vor  dem  Standesbenmtf  n  zu  Enkenbach  am  30.  September  1875 
<iie  Ehe  geschlossen  und  waren  am  nänilichen  Tage  m  der  dortigen  katho- 
lischen Kirche  getraut  worden,  nachdem  sie  in  einem  Privai-Ehcvertrage 
Tom  5.  September  1875  rerennbart  hatten,  dass  ihre  Kinder  katholisch  er- 
zogen werden.  soUten.  Ein  in  dieaer  am  28.  Juli  1876  geborner  Sohn, 
Johann  lIBdiad,  wurde  katholisch  getauft  und  katholisch  erzogen.  Die  Elteni 
wären  unter  sich  einig.  Indessen  auf  Antrag  des  zuständigen  protestantischen 


1  Entsoheiaiing  tooi  21.  Mftn  1S88,  beiRoskoy&ny,  Supplement«,  tom.  n, 
p.  178,  1T9. 

*  Entscheidung  vom  6.  December  1882,  Sammlung,  Bd.  IV,  Nr.  78,  S.  255— 258. 

*  Entscheidung  vum  14.  Deoember  1888,  Sanunlung,  Bd.  V,  Nr.  22,  S.  76—78. 

*  Eiitseheidiing  vom  i7.  November  1885,  Sammlmigj  Bd.  VIQ  Nr.  3,  S.  11— -16. 
»  Entacheidung  vom  27.  November  1888^  Sammlimg,  Bd.  Vn,  Nr*  4,  S.  18—18. 

Vgl.  oben,  S.  240,  241. 
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Pfarramtes  wurde  entschieden,  das»  der  geiiaimto  Knabn  im  protestantischen 
Glaubensbekenntnisse  zu  erziehen  sei  ^  Eine  Beschwerde  des  katholischen 
Pfarrers  gegen  diesen  Besclüass  wurde  kostenpflichtig  zurückgewiesen,  wefl 
der  EheTortrag  Yom  6.  September  1875  nicht  notariell  verbrieft,  daher 
nach  der  Rechtsprechung  des  Yerwaltungsgerichtshofes  ungiltig  war,  raitluB 
die  j?osotz1iche  Yoiaohrift  von  §  14  der  zweiten  YerfwMangsbdlage  zur  An- 
wendung kam  *. 

Ira  Gebiete  des  Bayreuther  Rechts  gilt  zwar  die  Bayreuther  Landes- 
eonstitution  Tom  Jahre  1722*  Ka6h  Titel  7  §  2  diesee  Qesetzes  müssen  bflr- 
gerliche  oder  bäuerliche  Bran^monen  ihren  Vertrag  binnen  gewisser  Fruit 
gerichtlich  verlautbaren  lassen,  wenn  sie  von  der  im  Fürstenthum  Bayreuth 

»»osetzlich  festgestellten  Gütorf^emr'in^f^lirtff  abweichen  und  eine  bedingte  Ehe 
macheu  wollen,  oder  wenn  sie  dor  ErbHciiaftsü^elÜUe  wog-on  Vorsichtnahme  be- 
absichtigen. Doch  nimmt  der  Verwaltungsgeriehtshof  au,  das»  Verträge  über  die 
religiöse  Erriehnng  von  Kindern  ans  granisohten  Ehen  einer  gerichtlichen  Ter- 
lautbarini^^  nicht  bedürften,  „da  solche  Yereinbaningen  als  ein  auf  die  person» 
liehen  Rechtsverhältnisse  der  Bothciligfcn  sich  beziehender  Ehovertrag  im 
weitern  Sinne  des  Wortes  (als  pactum  nuptinlo.  im  Gc2:cnsatzc  zu  einer  be- 
züglichen vermögensrechtlichen  IJebereiukuuit ,  pactum  dotale)  aufzufassen" 
seien.  Hiemach  wnrde  folgender  Bcchtsfall  entschieden.  Die  evangelische 
Wittwe  dM  am  18.  Januar  1887  zu  Arzhexg  gestorbenen  katholischen  Flaschner- 
meisters  Sigmund  Aner  wollte  ihre  sieben  Kinder  katholisch  erziehen,  wie 
sie  in  Gemeinschaft  mit  ihrem  Ehemanne  vor  der  Trauung  im  Jahre  1870 
dem  katholischen  Pfarrer  zu  Hof  und  am  2.  Mai  1881  dem  Pfarrexpositus 
zu  Arzberg  vor  Zeugen  versprochen,  auch  seitdem  bis  zum  Tode  ihres  Ehe- 
mannes bethätigt  hatte.  Die  drei  jüngsten  Töchter,  Anna  (geb.  6.  Januar 
1874),  Cfhristiane  (geb.  6.  December  1875)  und  Babette  (geb.  17.  April  1880), 
waren  noch  schulpflichtig,  als  der  Yater  starb.  Sie  wurden  durch  ihre  Mutter 
nach  Bayreuther  Provinzialrecht  bevormundet.  Der  protestantische  Pfarrer 
verlangte,  diese  drei  Kinder  sollten  der  protestantischen  Schule  zugewiesen 
werden.  Die  Mutter  wollte  dagegen  ihre  Kinder  auch  ferner  katholisch  er- 
ziehen. Das  BeiirkBamt  entsehied,  die  Kinder  müssten  protestantisch  erzogen 
werden.  Es  nahm  an,  die  von  den  Eltern  getroffene  Vereinbarnng  der  katho- 
li><r}ieii  Erziehung  sei  ungiltig,  weil  die  in  der  Bayreuther  Constitution  vom 
Jahre  1722  und  die  im  prmissisehen  Allgemeinen  Landrechto  fflr  Eheverträge 
gegebenen  Formvorschriften  nicht  beobachtet  waren Die  Mutter  und  das 
katholische  Pfarramt  (zu  Redwitz)  erhoben  rechtzeitig  Beschwerde.  Der  Yer- 
waltnngagerichtshof  hob  den,  Beschlnss  des  Bezirksamtes  auf  und  billigte  die 
fcaäiolische  Erziehung  der  Kinder.  Er  nahm  an,  „eine  Yereinbarun^  der 
Eltern  verschiedener  Confession  über  die  relif,'iöso  Er/ioluiiif;  ihrer  Kinder" 
sei  „als  ein  auf  die  personlichen  Rechtsverhältnisse  der  Betheiligten  sich  be- 
ziehender Ehevertrag  im  weitern  Ühme  des  Wortes  (als  pactum  nuptiale,  im 
Gegensatze  zu  einer  bezüglichen  Termdgensrechtlichen  Uebereinkunft,  pactum 
dotale)  aufzuÜBSsen*;  die  angeführte  Stelle  der  Bayreuther  Constitution  be> 
schränke  ihre  Anordnung  auf  bestimmte  Yoraussetzungen ;  dieselbe  könne 
daher  auf  sonstige  Uebereinkttnfte  der  Betheiligten  (pacta  nuptialia)  keine 


*  Beschluss  des  Bssirksamts  zu  Frankentksl  Tom.  16.  September  1887. 

-  Entsclicidnng  vom  4.  Juli  1888. 

'  Beschluss  des  Bezirksamts  zu  Wunsiedel  vom  6.  Mai  1887. 
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Anwendung  finden  \  Das  Bayrcmtlnir  Laiidrecht  enthalte  keine  besondere 
FonnTomhnfi  «hinsiclitltch  der  Yertra^abseMfisse,  me  ein  solcher  hier  in 
Frage  steht".    Die  beiden  Erklärungen,  vom  23.  Oetobw  1870  und  2.  Mai 

18S1,  bewiesen  ,don  übcreiiistiimiicTiden  Willen  der  Eltern*.  Dieselben  seien 
„als  den  Normen  dur  ^i;  12  und  \'^  der  /weiten  Vorfai^stni^'slioilage  ent- 
sprechend und  daher  als  rechtswirksamo  Bestimmungen  ü])or  die  katholispho 
Erraehung  der  fragliehen  Kinder  zu  erachten —  Dass  im  Gebiete  des 
Bayreather  Rechts  YertrSge  Üher  die  religiöse  Endehnng  von  Kindern  ans 
einer  gemischten  Ehe  mündlich  geschlossen  werden  können,  wurde  üoeh 
kürzlich  in  zwei  iiluiliclien  Rechtsfallen  angenommen.  In  einem  dieser  Frille 
kam  das  in  Schallersliof  i^iltige  Recht  in  Betracht Der  andere  Fall  betraf 
das  in  Selb  giltige  Recht 


*  An  dieser  Stelle  verwies  der  YerwaHungegerlcbtsbof  auf:  v.  Roth,  Bayrlscbea 
Civilrecht,  Bd.  I,  S.  299,  Note  7;  Arnold,  Beiträge  zum  deutselien  PrlTStteeht^ 
8.  170,  200,  Note  4;  Blätter  fnr  Rpchtsarnvc  n  hmc^.  Bd.  X,  S.  52. 

>  Entscbeiduog  vom  U.  October  1887,  Sammlung,  Bd.  LX,  Nr.  43,  S.  250 
bis  954. 

^  EtUt^cbeidnng  toss  16.  October  1880.  Der  protestantische  TaglShner  Jchann 

Friedrich  Härter  wurde  am  23.  April  1871  in  t!pr  prntPstnnHschpn  Pfarrkirche 
£U  Markt  Bruck  mit  der  katholischen  Barbara  Drebinger  getraut  Am  20.  des- 
sdbeii  Monats  war  Im  Pfiurrhanse  m  Bntclc  vor  dem  FÜurer  Sohmid  ein  Schritt- 
stQck  geschrieben  worden,  wonach  die  Kinder  protestantisch  ersogen  worden  soUteD. 
Dies  Schriftstück  wurde  von  beiden  Ehegatten  untorzeichnet.  Sic  verzogen  im 
Jahre  1877  von  Bruck  nach  Scballershof.  Von  dort  aus  besuchten  die  Kinder 
Georg  Paulus  (geb.  6.  Januar  1872)  und  Margarethe  (geb.  6.  December  1874)  ka- 
tholische Schulen.  Die  am  10.  April  18S0  geborene  Tccbter  Margarethe  Barbara 
wurde  katholisch  getauft.  Zwp!  andere  Kinder  starben  und  wurden  katholisch  be- 
erdigt. Der  Vater  starb  im  December  1884.  Es  entstand  Streit  über  die  religiöse 
Rrsiebung  der  drei  Kinder.  Die  Mutter  wollte  Ihre  Kinder  katholisch  erziehen.  Da> 
gegen  der  Vonmund  verlangte,  die  Kinder  sollten  protestantisch  erzogen  werden.  Für 
das  Pfarrhaus  zu  Bruck  (Nr.  33),  worin  das  erwähnte  Schriftstück  errichtet  wurde, 
gilt  Nürnberger  Recht  als  Gewohnheit,  ausserdem  Bayreuther  und  hil^sweiae  preus- 
sisches  Lauscht.  Im  Hause  Nr.  III  das^bst,  wo  dia  Eheleute  Hirter  seit  der 
Hocihaett  bis  aum  Jahre  1877  wohnten,  und  in  ScbaUershof  gilt  Bayreuther  und  hilfs- 
weiae  preusslscbcs  Landrecht.  Der  Verwnltunpsgerichtshof  fand  in  dem  Schriftstücke 
vom  20.  April  1871  den  Beweis  eines  formell  giltigen  Vertrages,  ^weil  weder  die 
Nürnberger  Reformation  noch  das  Bayxenther  noch  das  prensaisehe  Landrecht  ftlr 
Vertragsabschlüsse,  wie  ein  solclier  hier  in  Frage  steht,  eine  besondere  Form  vor- 
scbrelhen".  Allein  die  Wittwe  behauptete,  sie  habe  mit  ihrem  verstorbenen  Ehe- 
manne zu  Öchallershof  mündlich  vereinbart,  dass.  Ihre  Kinder  nicht  protestantisch, 
sondern  katholisch  enogen  werden  sollten.  Ueber  diese  Behauptung  waren  Zeugen 
verhört.  Das  Brgebalss  der  Beweisaufnahme  führte  den  Verwaltnsgsgerichtshof  zu 
der  Uoherzeufjunp:,  „dass  die  Härter'schen  Eheleute  in  dem  bewnssten  Willen,  ihre 
Kinder  katholisch  zu  erziehen,  Ubereinstimmten,  und  Johann  Friedrich  Härter,  dem 
ohnehin  eine  oitschiedene  oonfesslonelle  Gesinnung  gemangelt  zu  haben  schein^  sich 
seiner  Ehefrau  gegenüber  an  bindenden  Erklärungen  Uber  die  Eralehnng  seiner  Kinder 
in  der  katholischen  Religion  verstanden  hatte".  Dip?e.  Einigung  wnrdc  durch  den 
Tod  des  Vaters  nach  §  16  der  zweiten  Verfaesungsbellage  sogar  unabänderlich.  Aus 
diesen  Grftaden  wurde  dem  Antrage  der  Mvttar  gemisa  oits^ieden ,  dasa  nloht  nur 
die  beiden  TSdhter,  sondern  auch  der  Sohn  fcathollaeh  an  eraiehen  seien.  Die  Kosten 
worden  der  Vormundschaft  auferlegt. 

*  Der  katholische  Porzellandreher  Vincenz  Fischer  und  die  protestantische  Re- 
gina Schwalb  wurden  am  26.  October  1877  hi  der  kafholiacben  Kirche  au  Selb  ge- 
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Durch  das  in  der  Stadt  Augsburg  bestehende  CivUrccht  ist  eine  be- 
stimmte Form  für  den  Abschluss  Ton  Eheverträj;«!!  nicht  vorgesclirieben 
Es  können  daher  daselbst  nach  der  Rechtsprechung  des  VerwaltungsgerichtB- 
hofes  Festsetzungen  der  Eltern  ü1if  r  die  rcli;,'!"»!'  Ei  /icliuiiii:  von  Kindern  aus 
geniischt^^n  Ehen  mündlich  getroffen  werden  -.  Dor  zu  Augslnir^'  am  13.  WStz 
1881  geborene  Fridolin  Müller,  Sohn  des  katholischen  Fabrikarbeiters  Sebastian 
MtUler  zu  Augsburg  uud  seiner  protestantischen  Ehefrau,  war  protestantiscii  ge- 
tauft. Auch  die  bereits  gestorbenen  vier  anderen  Kinder  hatte  der  katholtoehe 
Vater  protestantisch  taufen  lassen.  Die  Mutter  starb  am  11.  März  1884.  Am  fol- 
geri'Ten  Ta^ro  ^^ab  der  Yater  dem  protes-fantisclien  Pfarramte  die  scliriftlielie  Er- 
klärung ab.  er  werde  seinen  Sohn  protestantiseli  erziehen.  Der  Yuter  starb  im 
katholischen  Kraukenhause  zu  Augsburg  im  December  1887.  Dort  hatte  er  am 
19.Norember  188T  Tor  dem  katholischen  Pfarrer  nnd  zweiZengen  sebriftlidi  er- 
klärt, er  werde  seinen  Sohn  katholisch  orxiehen;  auch  hatte  er  am  29.  Noyember 
1887  behauptet,  er  könne  sich  nicht  evinnem,  frflher  dem  protestantischen 
Pfarrer  die  protestantische  Erziehung  yersprochen  sa  haben.  Der  Stadt- 

trant,  nachdem  sie  daselbst  am  selben  Tage,  vor  dem  Pfarrexposttus  Strohmaler 

und  zwei  Zeugen,  sich  (hircli  eine  von  ibnen  unterschriobtiu'  Urkunde  verpflichtet 
hatten,  ihre  Kinder  katholisch  zu  prziehen.  Die  in  iliespi-  Ehe  pehorenen  Kinder 
\vurdcn  protestantisch  getauft.  Eins  dieser  Kinder  starb  und  wurde  protecttaatisoh 
beerdigt.  Die  beiden  TScbter,  Anna  Luise  (gtih.  4.  Oetober  1878)  und  Margaretbe 
(geb.  13.  Mai  1881),  beauchten  die  |iroteetanti»iche  Schule,  als  der  Vater  am 
'21.  April  1SS6  starb.  Der  Sohn  war  erst  am  1.  Februar  1886  geboren,  .^uf  An- 
trag Uea  kathollsoben  Pfarramtes  wurde  in  erster  Instanz  (durch  Beschluss  des 
Besirksamtes  n  Rehsu  vom  7.  Mai  1889)  entaobieden,  dass  die  Kinder  ksftboliscb 
zu  erziehen  sden,  weil  eine  Aendcrung  des  giltigen  Vertrsges  vom  25.  Oetober 
1877  nicht  naohgewiescn  sei.  Auf  Beschwert^e  rlpr  TVIuttfr  wurde  jedoch  durch 
Entscheidung  vom  23.  Oetober  1889  die  protestantische  Erziehung  der  Kinder  an- 
geordnet. Der  Verwalinngsgericbtahof  nsbm  swsr  ebenfslls  an,  dass  der  Vertrag 
vom  Jahre  1877  giltig  war.  „Denn  fUr  diesen  als  pactum  nuptialc.  im  Gegensatze 
zu  einer  die  VermngcnsvfMhriltnisse  betreffenden  Uebcroinkunfl  (pactum  dotalc),  sich 
darstellenden  Vertrag  ist  nach  dem  in  Selb  geltenden  Bayreutber  Hecht  eine  beson- 
dere Form,  namentlieb  notarielle  Verlantbarang,  nioht  vorgeschrieben.^  Es 
wurde  aber  welter  als  erwiesen  angenommen,  dass  der  beseiebaete  Vertrag  durch 
eine  spntoro  Uobereiiikunfl  aufgehoben  ,  und  darin  die  protestantische  Erziehung  der 
Kinder  giltig  vereinbart  war,  und  zwar  aus  folgenden  (irUnden.  v.l>ie  Thatsacheu, 
das«  sftmmtlicbe  Kinder,  und  zwar,  wie  die  Hebamme  Meyer  bestätigt,  auf  Anord- 
nung des  Vinoeas  Fiaeher,  protestantisch  getauft  wurden,  dass  der  verstorbene  Knabe 
Franz  nneh  prote^tanti.srhem  Ritus  beerdigt  wurde,  und  dessen  Vater  sftb.st  der  Be- 
erdigung beiwohnte,  dass  das  älteste  Mädchen,  welches  noch  bei  Lebzeiten  des  Vaters 
sebulpflichtig  wurde,  die  protestantische  Schule  besuchte,  lassen  keine  andere  Aus- 
legung au,  als  dass  beide  Eltern,  entgegen  den  Bestimmungen  des  Vertrages  vom 
25.  Oetober  1877,  Rhrreincjfkommcn  sind,  ihre  s-lrarntlichen  Kinder  in  der  prote.star.- 
tischen  Confession  erziehen  zu  lassen.  Dass  ein  solches  Uebercinkommen  mit  der 
bewusstcn  Absicht,  gegenseitige  Rechte  und  Verbindliclikeiten  zu.  begründen,  wirklich 
abgesebloss«!  wurde,  gebt  auch  daraus  hwvor,  dass  Vineena  Fischer  sowohl  an  der 
Hebamme  Meyer  als  zu  dem  Vormunde  Baumann,  und  zwar  zu  letzterm  wiederholt, 
in  Gegenwart  der  Fiscber'schen  Ehefrau  geäussert  bat,  dass  er  seine  Kinder  in  der 
protestantischen  Confession  erziehen  lasse.** 

^  Vgl.:  Augsburger  Ratbsdecret  vom  13.  December  1684;  Weber,  Statutar- 
recbt,  Bd.  IV,  S.  3G3. 

I  Entscheidungen  vom  13.  März  1885  (Hörauf),  vom  28.  Juli  1886  (Wiedemann) 
uud  vom  13.  Februar  1889  (Müller). 
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maf::istrat  zu  Äug:sl)urg  hatto  auf  Antrag  des  protestantischen  Prarrauites 
über  die  Confession  des  Waisenkindes  zu  entscheiden.  Es  Avurdtu  mehrere 
Zeiig;ett  eidlieh  veraoimuen.  Angabe  der  Zeugen  Ehefrau  Se}  larth  und 

Johann  BiUer  hatte  die  Mutter  wShirehd  ihrer  letzten  Krankheit  den  Vater 
öfters  gebeten,  das  Eiod  doch  im  protestantisclien  Glanben  zu  belaasen,  worin 
es  getauft  war,  und  der  Vater  Imtte  dies  liosiimmt  zugesichert.  Der  Stadt- 
magistrat fand  hierin  den  Abschluss  eines  ^-ilti^c  n  niiindlichen  Vertrages  und 
ordnete  deshalb  (Me  protestantische  Erziehung  des  Kindes  an  K  Eine  Be- 
aehwerde  dea  katfaoliseh&n  Pfarramtes  gegen  diesen  Beschluss  wurde  kosteu- 
fallig  zurückgewieeien,  mit  Eücksichf  auf  die  Aussaffen  der  beiden  genannten 
Zeugen.  Es  ist  „zwar  aucli  da,  wo  nach  dem  einschlägigen  Civilrechte  be- 
sondere solcnriG  Formen  für  Vereinbarungen  über  die  religiöse  Erziehung 
von  Kindern  aus  gouiischteu  Ehen  nicht  vorgeschrieben  sind,  eine  von  den 
Vortragöchliessendcn  in  der  bewussten  Absicht,  gegenseitige  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten zu  begrOnden ,  abgegebene  bezüfi^Uche  Erkläning  erforderfich, 
und  können  gelegentliche  Aeusserungen  der  Eltern  fiber  ihre  Absicht,  ihre 
Kinder  in  einem  f^ewissen  Cf laubensbekenntnisse  zu  erziehen ,  nicht  ^jenfigen. 
Nach  den  besonderrn  Umständen  des  vorliegenden  Falles  ist  aber  mi7n nehmen, 
dass  bei  jenen  lleredungen  der  MüUer'schen  Eheleute  über  die  protestixntisehe 
Erziehung  des  Fridolin  Mfiller  eme  hierauf  gerichtete  beiderseitige,  bewussce 
Willensübereinstimmung  derselben  den  erforderlichen  klaren  Ausdruck  fand' . . . 
Es  muss  „eine  in  unzweideutii;ei-  Form  ubt^eu'ebene  WillenserklaTung  bis  zum 
Nachweise  des  Oegentheils  auch  als  frei  nnd  wirklicli  gewollt  j^elten".  Auch 
hätte,  „wenn  m;m  in  die  ernstliclie  Absiclit  des  Sebastian  Müller,  die  von  ihm 
damals  gegebene  /usMge  zu  erfüllen,  Zweifel  setzen  wollte,  höchstens  eine 
zur  Berücksichtigung  nicht  geeignete  Mentiüreserration  dessdhenvorgelcgen'^ . . . 
„Hat  aber  eine  rechtsgiltige  Einigung  der  MüUer'schen  Eheleute  über  die 
protestantische  Erzielmn^:  dos  Fridolin  Müller  stettgcfundon ,  so  war  ein  ein- 
seitiger Rücktritt  des  Scliüstian  ^füller  von  jener  Feststellung  unzulässig, 
und  ist  letztere  mit  dem  Tode  der  Ehefrau  nach  §  16  der  zweiten  Verfaa- 
sungsbeilagc  uuabäuderlicli  geworden."" 

im  Gebiete  des  Mainzer  Landrechts  bt  keine  besondere  Form  für 
EhcTCrtrage  vorgeschrieben.  Zum  Gebiete  des  Mainzer  Landrechts  gehören 
die  vormals  bayerisiclien ,  jetzt  preussischen  Gebietstheile.  Es  würde  daher 
z.  B.  in  Orb,  auch  nach  den  vom  bayerischen  Verwaltnn?sgerichtshofe  an- 
genommenen Grundsätzen,  ein  Vertrag  der  Eltern  über  die  religiöse  Erziehung 
von  Kindern  aus  einer  gemischten  Ehe  verbindliche  Kraft  haben,  wenn  er  nur 
formlos  gesdilossen  wäre.  Dieser  Bechtsansicht  folgte  das  Amt^richt  zu 
Orb  in  folgendem  Rcehtsfalle.  Die  katholische  Wittwe  des  evangelischen 
GerichtsvoUzieliera  a.  D.  Frledricli  Erdmann  J.  wollte  niclit  bloss  ihre  beiden 
Töchter,  sondern  an<  li  iln-c  ^  ier  Sohne  katholisch  erzielion.  Das  Amtsgericlit 
zu  Orb  entschied  darüber  als  Vormundschaftsgericht  nach  bayerischen  Ge- 
setzen. Es  nahm  an ,  für  EfaeTerträge  sei  ,im  Gtebiete  des  Mainzer  Land- 
rechts eine  Form  überhaupt  nicht  Torgeschrieben';  ebenso  wenig  gelte  eine 
besondere  Form  Vorschrift  für  die  „sonstigen  Verträge**  im  Sinne  des  Religions- 
edicts.  Danach  ^hätte  vorliegend  von  den  Eltern  über  die  relifjiöse  Erziehung 
der  Mündel  durch  jede  irgendwie  erklärte  Uebereinkuuft  verfügt  werden 


*  Beachoid  des  Sttultmagi!?trflts  zn  A\igaburg  vom  11.  Fcbruftr  1888. 

*  Entscheidung  des  Verwaltuugsgerichtshofes  vom  13.  Februar  1880. 
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köimen^.  Indessen  ergaben  die  augestellten  Eiiuittluugen ,  dass  ein  solches 
Uebereinkommeii  »nicht  einmal  siUlsGhweigeiid*  getroffen  wn.  *  wurde 
daher  eateohieden,  dass  die  Mutter  ihre  Töchter  in  ihrem  eigenen  Glaubens- 
bekenntnisse ,  dagegen  ihre  Sohne  in  der  Beligion  des  Terstorbenen  Vaters 
ersiehen  müsse 

Der  katholische  Kunstj^ärtner  Grieser  und  dessen  protestantische  Ehefrau 
in  Vorstadt  Sauct-Johann  zu  IS'ürnberg  waren  am  18.  November  1872  pro- 
testenÜBch  getraut  vorden,  hatten  ihre  Kinder  in  der  protiptantiaehen  Eirohe 
taufen  lassen  und  hatten  nach  Zeugniss  der  mOtterlichen  Grossmutter  ^ihre 
Absicht  ausgesprochen,  ihre  Kinder  in  dp.r  protostirri'^nlicn  Coiifession  erziehen 
zu  lassen".  Beide  Eltern  starben,  die  Mutter  1882,  der  Vater  1884.  Es 
entstand  Streit  über  die  Frage,  in  welcher  Religion  die  Kinder,  drei  Söhne 
und  eine  Tochter ^  zu  erziehen  a^en.  Die  Enboheidiing  hing  daron  ab,  ob 
ein  giltiger  Vertrag  geschlossen  war.  Der  Streit  rnnsste  nach  Anabacher 
Recht  und  hilfsweise  nach  preussischem  Landrechte  entsfliueden 
werden.  Nach  diesen  beiden  Rechten  g^ilt,  "^-io  der  Verwnltunf^geriehtshof 
annimmt,  ^eine  besondre  Form  für  Abschlicssun<^  von  Ehoverträgcu  nicht 
grundsätzlich,  sondern  nur  für  bestimmte,  mit  dem  vorerwähnten  Gegenstaude 
nicht  zusanunenfoUeDde  Ahmoehnngen'*  *.  Daraus  folgerte  der  Yerwaltunga» 
gerichtshof :  ,Es  kann  daher  an  und  für  sich  auch  einer  etwa  nur  mündlich 
abgeschlossenen  Vereinbarung  unter  den  Grieser'schen  Eheleuten  über  die 
religiöse  Erzichnnj;:  ihrer  Kinder  eine  Rechtswirksamkeit  nicht  in  Abrede 
gestellt  werden."  Dies  war  aber  uueriicblich.  Denn  nach  Ansicht  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes fehlte  überhaupt  eine  ernstliche  Willenserklärung  beider 
Eltern.  ,Für  die  Annahme  eines  reohtsverbindUchen,  wenn  auch  nicht  so- 
lennen Vertragsabschlusses  kann  eine  bloss  gelegenlJiche  Absichtserklärung 
nicht  ^enüi^en  ,  sondern  es  bedarf  nach  alli^emeinen  Rechtsfr-ruiuIsätzeTi  und 
spociell  auch  nach  dem  als  subsidiäres  Recht  für  den  i^egelieuon  Fall  in  Be- 
tracht kommenden  preussischen  Landrechte  des  Ausdrucks  einer  bewusston 
Wiilenameinung,  gegenseitige  Rechte  und  Yerbindlichkeitai  zu  begründen. 
Ffir  eine  solche  bewnsste,  bindende  Willemerkiarnng  der  Ghieser'sohen  Ehe- 
leuto  liegt  ein  genügender  Nachweis  nicht  vor.*  Es  mussten  also  die  Sohne 
in  der  Religion  des  Vaters  erzofifen  werden  ^  —  Der  katholisf^io  Maurer 
Johann  Baptist  Dornor  und  die  protestantische  Marie  ^eb.  Wagner  wurden 
zu  Wöhrd  in  Nürnberg  am  29.  December  1867  in  der  protestantischen  Kirche 
getraut  Sie  liessen  ilire  Tier  Töchter  und  ihren  Sohn  EViedrich  (das  jüngste 
Kind)  in  der  protestantischen  Kirche  taufen  und  schickten  ihre  vier  Töchter 
in  protestantische  Schulen.  Die  Mutter  starb  am  18.  Mai  1884.  Erst  nach- 
her wurde  iV^r  Knabe  (geb.  13.  JuU  1878)  schulpflichtig.  Er  wurde  durch 
den  katholisciien  Vater  in  eine  protestantische  Schule  ^i^eschickt.  Der  Vater 
starb  am  23.  Mai  1887.  Aus  den  bezeiclmeten  Thutsachen  folgerte  der  Stadt- 
magistrat  za  Nürnberg  eine  auf  protestantische  Kindererziehnng  gerichtete, 
bewnaste,  bind^de  Willenserklärung  der  Eltern.  Er  entsdbied  deshalb  dnen 


'  Beschlu88  des  Amt?gerichts  zu  Orb  vom  3.  Aiiguat  1S89. 

»  VgL  hiergegen  Blätter  für  administrative  Praxis,  Bd.  XXX^^,  S.  300—302. 
Dsiin  wird  behauptet,  nach  Aaabacher  Becht  sei  für  alle  EhebereduQgen  Zuziehung 
von  Zeugen  und  scbilftttche  Abfusung  erferderlicti,  und  nach  prensiischem  AU* 
gemeinen  Landrechte  nÜsstflD  Ehebsvedangea  geriobtUeh,  mindestens  aber  schriftlich 
geschlossen  werden. 

•  Etttscheidung  vom  5.  Juni  1885,  Sammlung,  Bd.  VI,  Nr.  47,  S.  178—182. 
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Streit  der  beiden  Ötadtpfarrämter  dahin,  dnss  der  Knabe  in  der  nr^tf«^h1!^- 
tischen  Confession  zu  erziehen  sei  *.  Indessen  auf  Beschwerde  des  karhol isciien 
Stadtpfarramtes  wurde  die  katholische  Erziehung  des  Knaben  angeordnet, 
und  der  prot^tantische  Pfarrer  Wild  za  den  Kosten  des  Verfahreiis  ver- 
uitheilt,  aus  folgenden  Gründen.  „Zu  einem  Vertrage  bedarf  es  nach  all- 
geraeinmi  Oriinfl'.'!it:?:en,  und  speciell  auch  nach  dem  liier  subsidiär  in  Betracht 
Icommcudeu  preussischen  Landreclito .  einer  mit  der  Absicht,  gegenseitige 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  zu  begründen,  ausdrücklich  erklärten  Willens- 
meimmg  beider  Tertiagschliessenden  Theile.  Eine  auf  protestaatiaehe 
Kindererzieliang  geriehtete  Yereinbarang  dieser  Axt  kann  aber  ans  den  be- 
zeichneten Thatsaehen  nieht  gefolgert  werden.  Dieselben  mögen  eine,  Tiel« 
]eieht  T)ei  beiden  Eltern  bestandene,  Absicht  erkennen  lassen,  die  Kinder, 
auch  den  Knaben,  in  der  protestantischen  ConfessiDn  zu  erziehen;  solche  Ab- 
sichtäbekuudungen,  selbst  wenn  sie  auf  eine  thatsiichliche  Uebereinstimmung 
der  WiUensmeinung  bdder  Mtorntiieile  hindeuten,  ergeben  aber  noch  keinen 
gegenseitig  Terpflichtenden  Vertrag;  und  eben  weil  in  ihnen  das  verpflich- 
tende Moment  nicht  zu  Tage  tritt,  vermögen  sie  für  sich  allein  aueh  die 
Existenz  eines  Vertra;^Gs  nicht  zu  beweisen.  Andere  Umstände  aber,  durch 
welche  bewiesen  würde,  dass  die  Kinder  auf  Grund  einer  verti-agsmässigen 
Verpflichtung  in  der  protestantischen  Coufession  erzogen  werden  sollten, 
liegen  mcht  Tor.**  Somit  ist  Friedrich  Dorner  gemäss  §  14  der  zweiten  Ver« 
fassungsbeilage  in  der  Confession  seines  verstorbenen  Vaters  zu  erziehen. 
Daran  wird  fhiroh  §  IG  nichts  geändert.  Der  §  IC  hat  v.uv  den  Zweek,  eine 
im  Einklänge  mit  den  gesetzlichen  Vorschriften  erfolgte  religiöse  Erziehung 
gegen  Aenderungen  zu  sichern'. 

Aus  dieser  Entscheidung  ergibt  sich,  dass  nach  Ansiciht  des  Verwaltangs- 
gerichtshofes  ein  Vertrag  fiber  die  religiöse  Bniehung  von  Kindern  aus  einer 
gemischten  Ehe,  abgesehen  von  Formvorschrifton  der  einzelnen  Particular- 
rechte,  mindestens  ausdrücklich  geschlossen  sein  muss.  Danach  soll  ein 
stillschweigender  Vertrag  unwirksam  sein.  Aus  bloissen  Thatsaehen, 
die  den  Beweis  liefern,  dastä  die  Eltern  über  die  religiöse  Erziehung  ihrer 
Kinder  einig  waren ,  kann  also  nach  Ansieht  des  Vemltnngsgeriehtshofes 
ein  rechtsgiltiger  Vertrag  niemals  hergeleitet  werden.  So  erklärt  es  sich, 
dass  der  Verwaltungsgerichtshof  an  an(h'rer  Stelle  von  einer  thatsiäch- 
liclion  Willensübereinstimmung  im  Tfr^gensatze  zu  einem  Vertrage  spricht, 
indem  er  sagt,  die  in  §  14  der  zweiten  Verfassungsbeilage  enthaltene  „sub- 
sidiäre Gesetzesbestimmung'^  könne  nicht  «durch  eine  lediglich  in  thatsäch- 
lieber  Regelung  bekundete  Willensübereinstinunung  der  Eltern,  sondern  nqr 
durch  formell  rechtsgiltige  Vereinbarungen  ausgeschlossen  werden*,  gleichwie 
auch  in  §  12  ^eioe  rechtliche  Wirkung  nur  solchen  Yerträgen ,  ni-lir  aber 
zugleich  einer  thatsächlich  bekundeten  Willensuhereinstimmung  beigemessen"' 
werde'.  Der  Verwaltungsgerichtshof  nimmt  hu,  der  bayerische  Gesetzgeber 
habe  nieht  beabsichtigt,  „aueh  der  thatsächKchen  Uebereinstimmung  der  Eltern 
verschiedener  Oonfession  in  der  religiösen  Erziehung  ihrer  Kinder  eine  Rechts- 
wirkung, wenn  auch  nur  für  die  Dauer  dieser  Uebereinstimmung,  zuzngesteheTi*'. 
 Es  wäre  auch  schwer,  eine  solche  Absicht  mit  der  ausgeprägten  Auf- 
gabe des  Gesetzes  in  Einklang  zu  bringen,  da  die  hiebei  nahe  liegende  Even- 

'  Beschluas  des  Stadtmagiatrats  zu  Nürnberg  vom  21.  Octobcr  1887. 
*  Entacheidnng  des  Verwaltungsgericbtshofes  vom  16.  Mai  1888. 
s  Sanmüung,  Bd.  VII,  S.  U. 
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tualität  des  litiektrittes  de««  einon  Ehethoiles  von  der  thatsächlicheii  Willens- 
übereinstinimuiipr  eine  duivhaus  unsichere  licehtslnjre  schaffen  würde."  Im 
.selben  Sinne  erging  bereits  im  Jahre  1883  eine  Entscheidung  des  Ycrwaltuuga- 
gerichtoliofes.  Danach  muwto  der  Knabe  Heinrich  Karl  StrausB  Ton  Solnfaofen 
im  protoatantischen  Beti^ooBbekenntnism  seines  Vaters  erzogen  werden,  >voil 
ein  rechtsgiltiger  Vertrag  nicht  geschlossen  war.  „Hieran  wird  durch  den 
Umstand  nichts  geändert,  dass  die  katholische  Erziehung  des  Knaben  Jahre 
hindurch  fortgesetzt,  und  ein  Widerspruch  dagegen  nicht  erhoben  wurde.*  ' 
Ein  zu  Baiersdorf,  im  Gebiete  des  Bamborger  LandrechtSf  vor 
Eingehung  der  Ehe  von  den  Brautleuten,  in  Gegenwart  des  katholischen 
Pfarrers  und  zw( 'u  r  Zcuf^cii  schriftlich  errichteter  Vertrag  über  die  reli^ose 
Erziehung  clor  Kinder  wurde  für  giltig  erklart,  weil  die  jiacli  Bamberger 
Landreclit  für  Eh('verrriri;e  gpgeVtonen  Eormvorscliriftcii  beobachtet  waren  ^.  — 
Üer  protestantische  Maschinenschlosser  Mcolaus  Portscher  zu  Aschaffenburg 
und  die  katholische  Agnes  Fäth  Yerheirateten  ddh  zu  Atohaffenburg  im 
Jahre  1880.  Sie  wurden  in  der  dort^n  katholischen  Pfarrkirche  8.  Agath» 
am  9.  Februar  1880  getraut,  nachdem  sie  vor  dem  Geistlichen  Ratho  Schmitt 
und  dorn  Kaplan  Dittmeyer  /u  Asi  liaffenburg  am  1.  Februar  TS^O  gemein- 
schaftlich zu  Protokoll  crkhirr  hatrcii,  dass  ihre  Kinder  katlioliseh  erzogen 
worden  sollten.  In  dieser  Eue  wurden  zwei  Knaben  und  zwei  Mädchen  ge- 
boren. Die  Bitern  verzogen  mit  ihren  Kindern  im  Jahre  1886  nach  Würz» 
bürg  und  im  Jahre  1888  nach  Bamberg,  wo  der  Vater  als  LokomotiTfQhrer 
ringestellt  wurde.  In  Bamberg  entstand  Streit  über  die  religiöse  Erziehung 
des  am  2G.  November  1881  geborenen,  katholisch  getauften  Sohnes  Johann 
Georg.  Die  Eltern  erklärten  am  8.  November  1888  vor  dem  Magistratsrathe 
Lutz  und  dem  als  Protokollftthrer  zugezogenen  Hochtsprakticänten  Gotthard^ 
sie  hätten  unter  Aufhebung  des  Vertrages  vom  1.  Februar  1880  vereinbart, 
ihre  Sohne  in  der  prutestuiitisclien  und  nur  ihre  Töchter  in  der  katholischen 
Religion  zu  erziehen.  Auf  (Jrund  dieser  Erklärung  entschied  der  Stadt- 
magistrat zu  Bamberg,  dass  Johann  Geor;.:  in  der  protestantischen  Religion 
zu  erziehen  sei  ^.  Eine  Beschwerde  des  katholischen  Pfarramtes  St.  Gangolf 
zu  Bamberg  wurde  zurückgewiesen.  2war  war  der  eiste  Vertrag,  worin  die 
katholisehe  Erziehung  aller  Kinder  vereinhart  war,  unbedenklich  giltig.  Denn 
in  Aschnffenburg,  wo  der  Vertrag  geschlossen  war,  und  die  Ehegatten  den 
ersten  "Wohnsitz  Imtten,  gilt  Main/or  Recht  und  hilfsweise  gemeines  Keclit; 
darin  ist  für  Ehevertrii;:^e  keine  besondere  Foriu  vorgcschriebon.  Allein  auch 
der  zweite  Vertrag,  worin  die  Eltern  für  ihre  Sühne  die  protestantische  Er- 
ziehung bestimmt  hatten,  wurde  fttr  giltig  erklärt.  Der  Vertrag  war  in 
Piamberg  geschlossen,  wo  die  Eltern  mit  den  Kindern  wohnten.  Dort  gilt 
Bamberger  Landrecht.  Die  Yorsclirlften  des  Bamborger  Landrochts  über  Ehe- 
verträge wurden  als  beobachtet  angeselien  ,  weil  der  Vertrag  „vor  zwei 
JMagistratspersoneu  schriftlich  errichtet  und  von  letzteren  mit  den  Contrahenten 
unterzeichnet"  war.  ,Das  Gesetz  fiberlässt  die  Auswahl  der  Zeugen  dem 
freien  Ermessen  der  Contrahenten,  indem  es  keine  Vorschriften  über  den 
Stand  und  die  Qualität  derselben  enthält.  Wenn  hiernaeh  bei  Errichtung 


•  Entscheidung  vom  4.  Mai  1883,  Sammlung,  Bd.  IV,  Nr.  145,  S.  463,  464. 
Vgl.  hiergegen  obcu,  S.  272,  2T3. 

*  Entscheidung  Töm  20.  September  1886,  Sammlaag,  Bd.  Vllf,  Nr.  84,  8.  161 
bi«  155. 

'  Beschluss  des  Stadtmagiatrsts  za  Bamberg  vom  23.  November  1883. 
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von  Eheverträgen  schon  die  Zuziehung  von  Privatpersonen  genOgt,  so  muss 

(]vv  Abschluss  eines  Ehevertrages  vor  zwei  zur  Anfnahme  öffentlichor  Ur- 
kunden befähigten  und  berechtigten  Amtspersonen  umsomehr  nh  eine  dorn 
Gesetze  entsprechende  Solennitüt  eraehtct  werden,  als  hierduri  Ii  der  vom 
Gesetzgeber  bei  Erlassung  der  fragliclien  Vorsehrii't  offenbar  ins  Auge  ge- 
fasste  Zweck,  nämlich  die  Beschaffung  einer  Oewahr  für  die  Richtigkeit  der 
im  Vertrage  zum  Ausdruck  gebrachten  freien  Willensübereinstimmung  der 
Oontmhontcn ,  jcdotifnlls  in  höherem  Grade  erreicht  wird,  als  bei  dem  Ver- 
tragsaVjselilusso  vor  Privatpersonen/  ' 

In  der  Kegel  beatimmt  sich  die  Form  eines  Vertrages  nach  den  Gesetzen 
des  Ortes,  an  dem  der  Vertrag  geschlossen  wird.  Locus  regit  actum.  Eine 
Ausnahme  von  dieser  Regel  nimmt  die  bayerische  Rechtslehre  und  Recht- 
sprechung für  Eheverträge  an.  Danach  ist  für  die  Form  eines  Ehevertrages 
nicht  (Ins  am  Orto  dtT  Errichtung,  Condom  das  nm  Wohnsitze  des  Bräutigams 
(oder  Ehomannesj  giltige  Gesotz  massgebend.  «Für  Ehepacteu  i^it  das  Gesotz 
entscheidend,  welches  für  die  abzuscUliessonde  Ehe  gilt,  daher  wenn  sie  vor 
Eingehung  der  Ehe  abgeschlossen  werden,  das  Gesetz  des  Domidls  des  Ehe- 
mannes.*' '  Diese  Ansicht  mrd  aus  der  Natur  des  Ehevertrages  hergeleitet, 
in  Verbindung  mit  folgendem  Rechtssatze.  .,\Venn  das  Gesetz  genQgend  er- 
kennen lässt,  dass  eine  gewisse  Solennität  titKnliisslioli  rini,'r>halten  sein  mii«s!, 
um  die  fraglichen  Recht«fol2ren  zu  erzeugen,  so  iiat  selbst  der  Aiiswiirti^'r» 
sich  hiernach  zu  richten,  soferne  er  im  Gebiete  des  betreflenden  SpocialsUtutes 
Rechte  geltend  machen  will/*  Derogemäss  wurde  ein  Ehevertrng,  der  vor 
der  Ehe,  am  Wohnorte  der  Braut,  aussergerichtlich  geschlossen  war  und  in- 
sofern den  Gesetzen  dieses  Ortes  genügte,  gleichwohl  für  ungiltig  erklärt, 
weil  die  Elingatten  den  ersten  W'  lni^itz  nach  A^s(']lli(^4•illng  der  Ehe  au 
einem  Orte  des  bayerischen  LandrfM  iii.-;,  dem  bishorigon  Wohnorte  des  Mauues, 
genommen  hatten,  und  nach  bayerischem  Landreeht  ein  Khevertrag  notariell 
geschlossen  werden  mu8s\  Folgt  der  Verwaltungsgerichtshof  dieser  Auf- 
fassung des  vormaligen  Obera])pellationsgericht8,  so  muss  er  nach  seiner  bis- 
herigen Krolitsprochun^'  tol:rori*-l!tii:^  anneliraen,  dass  ein  Vertrag  von  l^raut- 
leuten,  die  eine  i^eniisclito  Kl\e  eingehen  wollen,  filiei-  die  religiöse  Erziehung 
ihrer  Kinder,  nach  den  am  Wohnorte  des  Bräutigams  tiir  Ehe  vertrage  giltigen 
Formvoxschriften  errichtet  werden  müsse,  and  dass  sonst  ein  solcher  Vertrag 
auch  dann  nngiltig  s«,  wenn  er  am  Wohnorte  der  Braut,  unter  Beobaditung 
der  dort  giltigen  Formvorschriften,  geschlossen  wurde*. 

Dnrcli  (iio  hier  mitgetheilten  Folgen,  zu*  denen  die  I>ei  lit^iursfeht  des 
Verwaltung8gerieht*?hofe8  führt,  werden  die  zur  I5ekämpfung  dieser  Meinung 
oben  angeführten  Gründe  noch  verstärkt,  und  zwar  in  doppelter  Richtung. 
Zunächst  ftthrt  die  Rechtsansicht  des  Verwaltungsgerichtshofes  zu  auffallenden 
Schwierigkeiten,  weil  in  jedem  einzelnen  Falle  untersucht  werden  mass,  nach 


<  Entscheidung  vom  3.  April  1889,  Sammlung,  Bd.  XI,  Nr.  29,  8.  141—145. 

*  P.  v.  Roth.  Bayerisches  Civilrccht,  Bd.  T.  ^  17,  S.  100. 

'  Urtbeil  des  Oberappcllfttion.sgericht3  zu  .München  vom  17.  Januar  1808,  in 
den  Blftttern  für  Rechtson^endung,  Bd.  XXXIIf,  S.  140—144. 

♦  Die  in  der  vorigen  Note  erwähnte  Entscheidung  vom  17.  Januar  1808. 

^  Vgl.  Blätter  fi\r  administrative  Praxi»,  Bd.  XXXV.  S.  18,  387-  389.  —  Nicht 
gelöst,  wohl  aber  aogedeatct  wur<lc  diese  Frage  in  der  Entscheidung  de«  Verwaltungs- 
gericbtshofes  vom  16.  April  1884,  Sammlung,  Bd.  V,  Nr.  d2,  8.  179—182,  und  in 
der  Entocheidung  vom  fl.  April  1889  (Note  1  dieser  Seite). 
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welchem  Ortsrechte  die  Förmlichkeiten  des  Vertrages  »i  bestimmen  sind,  und 

welche  Formvorschriften  nach  diesem  Ortsrechte  für  Eheverträgc  bestehen. 
Die  Verschiedenheit  der  Formvorschrifteu  für  Verträ^^o,  wodurch  das  ohe- 
liche Güterrecht  j^cändert  werden  soll ,  erklärt  sich  aun  der  Mannigfaltig- 
keit dos  ehelichen  Güterrechts.  Es  ist  auch  verständlich,  dass  wegen  Ver- 
ahsanmung  solcher  Formvorschriften  der  gesammte  Eher  ertrag  für  nichtig 
erachtet  wird,  also  auch  eine  Bestimmung  desselben,  die  sich  nicht  auf  das 
Güterrecht,  sondern  auf  die  religiöse  Kin^erziehung  bezieht.  Warum  aber 
die  Gültigkeit  eines  sonstigen  Vertrages  über  religiöse  Kindererziehung 
von  den  mannigfaltigen  P'orin Vorschriften  abhängen  soll,  die  für  Eheverträge 
gegeben  sind,  ist  nicht  zu  begreifen. 

Zweitens  Itthrt  die  üntersdieidung,  die  der  Verwaltungsgerichlahof 
zwischen  BheTertrSgen  in  engerem  und  weiterem  Sinne  macht,  auf  den  rich- 
tigen "Weg  zurück.  Der  Verwaltungsgerichtshof  meint,  das  Wort  ^Ehepactcn" 
in  §  14  müsse  eine  andere  Bedeutung  haben,  als  das  Wort  „Ehevertrag"  in 
§^  12  und  13  ^  Deshalb  versteht  er  unter  Ehevertrag  im  Sinne  von  §§  12 
und  13  einen  „Eiiovortrag  im  weitem  Sinne  des  Wortes",  „etwa  pactum 
nuptialc,  im  Gegensatz  zum  pactum  dotale";  dagegen  unter  Ehepacten  im 
Sinne  von  §  14  «pacta  dotalia  im  engsten  Sinne*.  Danach  sollen  ,,sonstige 
Verträge**  im  Sinne  von  §  14  das  nämliche  bedeuten,  wie  Eheverträge  (im 
weitern  Sinne)  nach  12  und  13.  Wäre  dies  riclitig,  so  würde  der  Aus- 
druck „Ehevertrag"  in  §§  12  und  13  nicht  die  Bedeutung  eines  pactum  dotale, 
sondern  einen  weitern  Sinn  haben.  £U  würden  daher  gemäss  §  13  solche 
EhevertrSge,  im  wdtem  Sinne  des  Wortes,  „lediglich  nach  den  bürgerlichen 
Oesetzen  zu  beurtbeüen'^  sein.  Es  könnten  dann  unter  den  «bürgerlichen 
Gesetzen"  im  Sinne  von  §  13  nicht  diejenigen  Vorschriften  verstanden  wer- 
den, die  nur  für  pacta  dotalia  (Eheverträge  im  engsten  Sinne)  gelten.  Dies 
würde  auch  auf  „sonstige  Verträge*"  im  Sinne  von  §  14  Anwendung  finden, 
falls  darunter  Eheverträge  im  weitem  ^ne  des  Wortes,  im  Gegensatse  zum 
pactum  dotale,  zu  Tcrstehen  waren.  Also  würden  z.  B.  die  nur  für  pacta 
dotalia  f. Conventions  matrimoniales")  gegebenen  Vorschriften  Yon  Art,  1S94 
und  1  :y.)ö  des  Code  civil  auf  „sonstige  Verträge"  im  Sinii<^  von  §  14  der 
zweiten  Yerfassungsbeilage  keine  Anwendung  finden  köuueu.   Der  Ver- 


^  Diese  Meinung  wird  durch  die  Entatehungsgescbldite  widerlegt.  Schon  die 
Verordnung  vom  18.  Mal  1803  gebranchtc  die  Ausdrflcke  „Ehepacten''  und  ^Ehe- 
beredung"  als  p:leicli1)(>(lt'ut('n<i.  rnao  wechselten  im  Entwürfe  zum  Religionsedicte 
von  1809  die  Ausdrücke  „Ebevertrag^  und  „Ehepacten^*  dergestalt,  dass  es  unmög- 
lich ist,  beide  Ausdrfleke  in  versebiedeaen  8inae  su  verstdben.  Femer  spricht  oidit 
bloss  der  Wortlaut,  sondern  such  die  Entstehungsgeschichte  gegen  die  Meinung,  dass 
„sonstfge  Verträge"  im  Sinne  von  §  14  ebenso  viel  bedeuteten,  wie  Ebeverträge  im 
Sinne  von  §§  12  und  13.  Sollte  zufolge  der  Krinnerung  einselner  Rathsherren  nur 
ausgesprochen  werden,  dass  Verträge  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  sowohl 
durch  pacta  dotalia  im  engsten  Sinne  als  auch  dureh  Ehevertrlge  Im  weltnm  Sinne 
geschlossen  werden  könnten,  so  hätte  der  Zusatz  lauten  müssen:  „oder  sonstige  Elie- 
Verträge*'.  Es  würde  uuerkl&rUch  sein,  dass  daiXkr  der  Ausdruck  „oder  sonstige  Ver- 
träge" gewihlt  wurde.  Wollte  der  Gesetageber  snsdrQcken,  dsss  in  allen  Tillen  die 
Form  von  Eheverferägen  beobachtet  werden  müsse,  und  entstsnd  das  Bedenken,  oh 
das  Wort  „Ehepacten"  dies  gonngcnd  ausdrücke,  so  hätte  es  nahe  gclef^on,  den  Aus- 
drucl£  durch  „Ebeverirag"  zu  ersetzen.  Der  Zuaats  „oder  sonstige  Verträge"  ist 
dsher  unter  allen  Umetftnden  naoh  der  Rechtsprechung  des  Verwaltungsgericbtsbofes 
unerkUrlieh. 
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waltungsgerichtshof  hätte ,  unter  Festhaltung  des  von  ihm  augenomniciien 
Sinnes  der  Worte  ^EhevertrSge*,  „Ehepacten*  und  ^sonsligeii  Verträge'',  zu 
dem  Schlüsse  kommen  müssen,  dass  in  Art.  1394  und  1395  „eine  bindere 
Form  fiir  Absclilicssung  von  Ehovortriif:^OTi  nicht  pnuidsiit/Iich .  sondern  nur 
für  bcstininito,  mit  dem  vorwürfigen  Gegenstände  nicht  zufiannnenfallende 
Abmachungen  vorgeschrieben  ist"  *.  Insofern  stehen  die  für  das  Gebiet  des 
Bayreather,  Ansbaeliffir  und  preastiBclieii  Beehtt  vom  Verwaltungsgerißhiahofe 
geltend  gemaohten  Gründe  mit  den  An^Qlirangen  bezfiglich  der  Pfalz  in 
Widenprueh. 

c)  Zeit  der  Errichtung. 

Die  Fra;:je,  ^valiu  Yertrügo  über  die  religiöäse  Erziehung;  von  Kin- 
dern aus  gemiscliteu  Ehen  errichtet  werden  können,  ist  ebenso,  wie 
die  Form  solcher  Vorträge,  nach  §§  12  -14  der  zweiten  Verfassungs- 
beilage  zu  beurthcilen.  Süll  die  Confessionsbestimmung  durch  Ehe- 
yertrag  erfolgen,  so  müssen  gemäss  §§12  und  13  die  Yorsehrift«! 
der  bürgerlicbeD  Gesetze  über  die  Zeit  für  Erriebtung  von  Ebeyer^ 
trSgen  befolgt  werden.  Es  ist  also  z.  B.  in  der  Pfalz  gemfiss  Art. 
1394  des  Code  civil  der  Abschluss  eines  solchen,  wie  jedes  andern 
Ehevertrages,  nur  vor  der  Ehe  möglich.  Dagegen  ffir  ^sonstige  Ver- 
träge" enthält  §  14  keine  Zeitbestimmung.  Daher  können  dieselben 
sowohl  vor,  als  wahrend  der  Ehe  errichtet  werden. 

Diese  Auslegung  dos  Ocset/cs  rechtfertigt  sich  aus  den  Gründen,  die 
oben  bezüglich  der  Forinvorscbriften  entwickelt  wurden.  Sie  war  vor  dem 
1.  October  1879  als  die  richtige  anerkannt*. 

In  ganz  Bayern  wurde  den  Eltern,  die  in  gemischter  Ehe  lebten,  das 
Beeht  zugestanden,  über  die  Beligion  ihrer  Kinder  wihrend  der  Ehe  Ver^ 
trige  zu  errichten,  aufzuheben  und  zu  ändern.  Kni  für  den  Fall,  dass  die 
vrrtragsmrissigft  Bestimmung  in  einem  Ehe  vortrage  getroffen  war,  wurde  »lio 
beschränkende  Vorschrift  von  §  13  der  zweiten  Verfn^^sungsbeilage  als  mass- 
gebend erachtet Diese  Gruudsätze  kamen  namentlich  auch  in  der  Pfalz  zur 
Anwendung.  Es  wnrde  anerkannt,  dass  in  der  Pfals  nur  die  durch  gütigen 
Ehevertrag  getroffene  Uebereinkunft  nach  §§  12,  13  der  zweiten  Verfassungs- 
beilage, in  Verbindung  mit  Art.  1394  und  1395  des  Code  civil,  wülirend  der 
Ehe  unabänderlich  ^ei  *,  dass  dagegen  für  die  nach  §  14  zulässigen  ^sonstigen 
Verträge*'  in  der  Pfalz  nicht  andere  Vorschriften  beständen,  als  in  der  übrigen 
Monarchie. 

Allein  der  vom  yerwaltuugsgerichtshofe  aufgestellte  Grundsatz,  dass  ein 
Vertrag  über  die  reli^ose  Erziehung  der  Kinder  nur  in  Form  eines  Ehe- 
vertrages  gescldussen  werden  könne,  musste  folgerichtig  mit  Rücksicht  auf 
§  13  der  zweiten  Verfassungsbeilage  zu  der  Annahme  führen,  dass  in  deu- 


*  Vgl.  die  oben  (S.  278,  279,  280,  282)  angLführten  Entscheidungen  vom  5.  Juni 
1885,  14.  October  18Ö7,  16.  und  23.  October  1ÖÖ9. 

*  In  diesem  Sinne  erging  nooh  die  Minlsterisleoteoheidmig  vom  1.  November 
1879,  oben,  S.  266. 

»  Vgl.  die  Ministerialentachliessung  vom  II.  Juni  1838,  unter  Nr.  1,  bei 
Ü.  Döilinger,  Bd.  Vm,  S.  56. 

*  Vgl.  Brater  In  den  Bllttmi  iUr  admittialnttve  Fmis,  Bd.  III,  8.  80,  90. 
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jenigen  Landestheilcn,  worin  ein  Eheverlmg  vor  der  Ehe  «geschlossen  werden 
inuss,  wio  z.  B.  in  der  Pfalz,  ainli  .,?onstige  Verträge'*  iHier  «Ho  Confession 
von  Kindern  aus  gemischten  Ehen  nur  vor  der  Ehe  giltig  errichtet  werden 
können,  dass  mithin  in  diesen  Landestheüen  ein  solcher  Vertrag  durch  Ab- 
sohlass  der  Ehe  unabänderlich  wd. 

Eine  ausdrnckh'che  Ents^eidnng  dieser  Frage  *  wurde  anföngpKcli  Tör- 
raiodon.  Dies  geschah  noch  im  Jahre  1885,  in  zwei  Fällen.  In  dem  einen 
Falle  hatte  das  rx'zirksatnt  don  Satz  ausgesprochen,  in  der  Pfalz  konnten 
Verträge  über  die  relii:i<ise  Erziehung  von  Kindern  aus  einer  gemischten 
Ehe  nach  Eingehung  der  Ehe  nicht  mehr  giltig  geschlossen  werden.  Der 
Yerwaltangsgeriehtahof  tadelte  diese  AntfQhrung^  weil  „das  Bezirksamt  Aber 
die  durch  die  Acfenlage  venuilftsste  Saehwürdigung  hinaasgegriffen*  hatte. 
Denn  ein  notarieller  Vortrag  über  die  Kinderorziehung  war  damals  weder 
vor  noch  während  der  Ehe  geschlossen.  Es  fehlte  dahor  die  Nothwendigkeit, 
zu  jener  Frage  „Stellung  zu  nehmen*.  In  dem  andern  Falle  hatten  die 
Eltern  im  Laufe  des  Rechtsstreites  einen  notariellen  Vertrag  über  die  religiöse 
Erziehung  ihrer  Kinder  geschlossen.  Der  Verwaltimgsgerichtshof  hielt  es 
für  unnöthig,  „sich  über  die  Ziilässigkeit  und  Rechtswirksamkeit  des  von  den 
ZeU'schen  Eltern  am  4.  Mai  1885  abgeschlossenen  notariellen  Erzieliungs- 
vertr.ages  auszusprechen".  Denn  der  Antrag  des  betrotfonden  Pfarramtes 
musste  nach  Annahme  des  Verwaitungsgerichtshofes  schon  aus  einem  andern 
Grunde  (wegen  eines  Mangels  der  Legitimation)  abgewiesen  werden 

Erst  im  Jahre  1886  wurde  die  Streitfrage  ausdrücklich  entschieden^  Die 
Eheleute  \Veyranch,  von  denen  der  Mann  protestantisch,  die  Frau  katholisch 
war,  wohnten  zu  Karlsherg  in  der  Pfalz.  Dort  liatten  sie  auch  den  ersten 
Wohnf?it/  nach  der  Ehe  genommen.  Aus  ihrer  Elio  stammten  drei  Tochter. 
Für  dieselben  vereinbarten  die  Eltern  am  9.  Mai  1884,  durch  notariellen 
Vertrag,  die  protestantische  Erziehung.  Auf  Antrag  des  katholischen  Pfarr- 
amts zu  Earlsb«[g  erfiess  das  Bezirksamt  Anin^nuagen,  woiMoh  die  drei 
Kinder  in  der  katholischen  Religion  erzogen  werden  sollten.  Eitie  Beschwerde 
des  Vaters  ?ogen  diese  Entsclipidung  wurde  (liozüglich  der  Iteiden  älteren 
Töchter,  die  sicli  im  Alter  der  öffentlichen  Schulptlicht  befanden)  als  un- 
begründet zurückgewiesen.  Der  Verwaltungsgerichtshof  hielt  den  Vertrag 
vom  9.  Mai  1884  für  ungiltig,  auf  Grund  von  §  13  der  zweiten  Yer&ssnngs- 
boilage  in  Verbindung  mit  Art.  1394  und  1895  des  Code  civil.  Aus  den 
nämlichen  Gründen,  die  in  früheren  Entscheidungen  bezüglich  der  notariellen 
Form  entwickelt  waren,  ^^elan^'te  der  VenivaUnTigsgorichtshof  zn  der  Meinung, 
dass  in  der  Pfalz  „über  die  reügiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  gemischter 


*  In  der  Entscheidung  vom  17.  November  1882  (Sammlung,  Bd.  IV,  Ni,  70, 
S.  233)  bemerkte  der  Verwaltnügsgericlitshof  swar  in  Besiehung  auf  etnen  notariellen 

Vertrag,  der  während  der  Ehe  geschlossen  war,  ea  sei  hier  .Jene  Form  gewählt, 
welche  allenthfilbcn  und  unter  allen  T'nistäuden  die  Recht^Tx  siätulifckeit  eines  Ver- 
trages zu  begründen  vermag^.  Allein  daraus  ist  nicht  zu  folgern,  das«  der  Ver- 
waltungsgerichtshof sagen  wollte,  ein  notarieller  Vertrag  Aber  die  religldse  Erstehung 
von  Kindern  aus  gemischter  Ehe  könne  allenthalben  und  unter  allen  Umständen  auch 
während  der  Ehe  errichtpt  werden.  Der  dninuligf  ReditHslroit  gehörte  einem  Rechts- 
gebiete (im  Bezirksamt  Ebern)  an,  wo  auch  Ebcverträge  während  der  Ehe  errichtet 
werden  können. 

2  Zwei  Entscheldui^en  vom  27.  November  1885,  Sammlnng,  Bd.  Vn,  Nr.  3 
und  4,  S.  16  nnd  19. 
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Ehe,  deren  EUern  nur  in  einem  nicht  nur  bezüglich  der  Form,  sondern 
auch  hinsichtlich  der  Zeifc  der  Errichtung  gffln&s  den  einschlägigen  civil- 
rechtlichon  llostimmungen  giltigen  Eheyerfarage  rechtswirksame  Yerfügnng 

treften  können"*. 

Der  hiermit  für  die  Pfalz  angenommene  Grundsatz  würde,  wie  der  Ver- 
waltungsgeriehtshof  in  den  Entscheidungsgründen  hervorhob,  auch  in  einigen 
andercMi  Tlioilen  des  Königrdche  Bayern  Anwendung  finden  können.  Denn 
OS  „bestchoTi  iiiplir  odor  weniger  aiisi^edehnte  Gebietstheile,  deren  Civilrochte 
den  Abschluss  von  Ehevorfräj^en  an  dio  Einhaltung  eines  bestimmten  Zeit- 
abschnittes binden,  und  für  deren  Angehörige  daher  mit  ümüuss  dieser  Zeit 
die  elterliche  Vorfügung  ftber  die  religiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  ge- 
mischter Ehe  ansgeschloBsen  erscheinf*  *.  Kamentltch  ist  nach  Kem|»tener  nnd 
ScUwarzonberger  Recht  die  Errichtung  von  Eheverträgen  nur  Tor  Eingehung 
der  Ehe  zuliissic;'.  Xaeh  ITi  !■.(  iilolier  Recht  können  Ehevcrträgo  nur  vor  Ein- 
gehung^ der  Ehe  oder  binnen  drei  Monaten  nach  derselben  geschlossen  werden, 
lieber  den  Grundsatz  dos  Bayreuther  Rechts  wird  gestritten';  der  Ver- 
waltungsgerichtehof nimmt  an,  nach  Bayrenther  Recht  konnten  Sheverträge 
und  demgemäss  auch  sonstige  YertrSge  über  die  religiöse  Ensiehang  Ton. 
Kindern  aus  gemischten  Ehen  noch  während  der  Ehe  errichtet  werden  ^ 

5.  Gesetzliohe  Wirkung  der  Oonfirmation  oder  GommnDion. 
a)  CoMttmiation  oder  Couiuanion  vor  einem  GlAabeusweclisel  der  Eltern. 

In  §  18  der  zweiten  Yerfaasungsbeilage  findet  sieh  eine  Bestim- 
mung über  die  Frage,  ob  das  Religionsbekenntniss  der  Kinder  durch 
einen  Glaiibenswccliöel  der  Eltern  geändert  wird.  Ausdrücklich  betrifft 
die  Vorschrift  nur  den  Fall,  dass  die  Confession  der  Kinder  aus  einer 
gemischten  Ehe  durch  Ehe  vertrag  bestimmt  ist.  Tritt  der  Vater 
oder  die  Mutter  solcher  Kinder  zu  einer  dritten  Confeasion  über,  so 
daas  die  Ehe  „noch  gemischt  bleibt" ,  so  hat  der  ülaubenawechael 
keinen  Einfluss  auf  das  Eüligionsbekenntnias  der  Kinder;  die  Be- 
stimmung des  Ehevertrages  bleibt  massgebend.  Wird  dagegen  durob 
den  Qlanbenswechsel  des  Vaters  oder  der  Mutier  die  bisher  gemischte 
Ehe  in  eine  nngemMite  yerwandelt,  so  folgen  die  Kinder  in  der  Regel 
„der  nun  gleichen  Religion  der  Eltern";  das  heisst,  es  tritt  das  freie 
Beetimmangsreoht  der  Eltern  ein.  (Vgl.  oben,  S.  250.)  Eine  Aus- 
nahme von  dieser  Regel  gilt  für  den  Fall,  dass  die  Kinder  zufolge  des 
Ehe?ertrages  „durch  die  Confirmation  oder  Commuuion  bereits  in  die 


*  Entscheidung  vom  2.  April  188n ,  Sammlung,  Bd.  VIT,  Nr.  88,  8.  188—189. 
VgL  Blätter  für  administrative  Praxis,  Bd.  XXXVII,  S.  147. 

*  Entscheidung  vom  2.  April  lä86,  Sammlung,  Bd.  YII,  Nr.  38,  S.  187. 

'  Butler  fttr  administnttiTe  Praxis,  Bd.  XXXY,  S.  893.  Vgl.  F.  Roth, 
BayriBobes  Civllrecht,  Bd.  I,  §  69,  S.  405;  rn:rh  (bezüglich  des  Bayreuther  Rechts) 
Blatter  fllr  Rechtauwendang,  Bd.  XLV,  Ö.  202—208,  und  Bd.  XLVH,  S.  369  bia 
374,  386—390. 

*  Entodieldong  vom  14.  Oetober  1887,  Sftmmliiiig,  Bd.  EC,  Hr.  48,  S.  360  bia 
3U.  VgL  oben,  S.  278,  279. 

Böhm  1  dt*  OonlteMlon  der  Kinder.  19 
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Kirche  einer  andern  Confesdim  au^enommen*^  sind';  dann  sollen  sie 
darin  bis  zur  Yolljährigkeit  belassen  <  rd  ea;  es  soll  also  in  diesem 
Ausnahmefalle  der  BeligionswechBel  der  £ltorn  auf  die  Oonfeaalon  der 

Kinder  keinen  Einflnss  ausfiben. 

Was  in  §  18  von  Eheverträgen  besti?7imt  ist,  muss  zufolge  S  14 
auch  von  „sonstigen  Verträgen''  über  die  roliü'irtse  Erziehung 
der  Kinder  gelten.  Obwohl  also  die  bisher  gemischte  Ehe  durch 
Glaubensvvechsel  des  Yaters  oder  der  Mutter  in  eine  ungemischte  Ehe 
verwandelt  ist,  sollen  doch  die  Kinder  in  der  durch  Yertrag  bestimm- 
ten Confession  bis  zu  ihrer  Grosajührigkeit  verbleiben,  wenn  sie  in 
derjenigen  Kirehe,  der  sie  zufolge  des  Terträges  ihrer  ültem  ange- 
hören, bereits  confirmirt  oder  zur  Commnnion  gegangen  sind. 

Ist  die  Confirmation  oder  Conimunion  nicht  ^dem  bedtelicnden 
Ehevcrtrage  gemäss",  sondern  in  der  Kirche  einer  andern  Confession 
geschehen,  so  liegt  der  bezeichnete  Ausnahmefall  nicht  vor.  Es  bleibt 
also  <liiun  bei  der  Regel,  dass  die  Kinder  (der  Confirmation  oder 
Coramunion  ungeachtet)  „der  nun  gleichen  Religion  ihrer  Elferii'^ 
folgen,  das  heisst,  daas  die  Eltern  das  Religionsbekenntniss  dieser 
Kinder  zu  bestimmen  habeu.  Dan  nämliche  gilt  für  den  Fall  eines 
„sonstigen*  Vertrages,  wenn  die  Confirmation  oder  Communiou  nicht 
diesem  Vertrage  gemäss,  sondern  in  der  Kirche  einer  andern  Gon> 
fession  geschehen  ist. 

In  §  18  kann  die  Anerkennung  eines  Grundsatzes  gefiinden  wer- 
den, der  entsprechende  Anwendung  findet,  wenn  die  Confession  der 
Kinder  aus  einer  gemischten  Ehe  nicht  durch  Vertrag,  sondern 
durch  die  gesetzliche  Regel  bestimmt  ist.  Dies  wird  durch 
die  Entstehungsgeschichte  bestätigt.  In  der  Ritzung  des  Geheimon 
Rathes  vom  31.  October  1814  wurden  auf  Antrag  des  Geheimraths 
V.  Zentner  mehrere  Zusätze  zu  §§  20  und  21  des  Religionsedicts 
vom  21.  Mürz  1809  bcöchlodiieü,  namentlich  zu  §  21  :  „Mangelt  es  an 
einem  solchen  Vertrage,  so  wird  es  mit  dem  Jieligiousuuterrichte  der 
Kinder  nach  der  Vorschrift  des  §  16  [jetzt  §  14]  gehalten,  wenn  zwi- 
schen den  Eltern  eine  Verschiedenheit  der  GlaubensbekemitnisBe  fort- 
besteht ;  ausserdem  wird  es  mit  der  Beligion  der  Kinder  gehalten,  wie 
in  §  20  [jetzt  §  1^]  verordnet  ist.*  Es  sollte  also  auch  bei  dem  Mangel 
eines  Vertrages  die  Schlossbestimmnng  des  jetzigen  §  18  entsprechende 
Anwendung  finden.  Kun  wurden  zwar  jene  Zusätze  in  der  Ministerial- 
contercnz  vom  28.  März  1818,  abermals  auf  Antrag  v.  Zentner's, 
wieder  gestrichen.  Dies  geschah  aber  nicht  deshalb,  weil  man  ihren 
Inhalt  misöbilügte,  sondern  weil  man  annahm,  die  darin  vorgeschlagenen 

I  Der  Wortlaut  beruht  ftiif  der  protestuitiadien  Ldure,  daw  ein  Kind  nteM 

durch  die  Taufe,  sondern  erst  durch  die  Confirmation  ein  Mitglied  der  protestAnti- 
scben  Kirche  wird.  Vgl.  z.  B.  Richter,  Kirclienrecht,  §  256  (5.  Aufl.).  Der 
bftyerisebe  OesetBgeber  stdlte  die  kaüiolische  erste  Communiou  der  protestantischen 
Conürnifttion  gleich,  indem  er  annahm,  dtss  die  AufliAhme  In  die  fci^flifflfafihft  Kirche 
daroh  die  erste  Communlon  erfolge. 
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Bestimnningen  seien  «solion  in  den  §§  16  und  20  [jetzt  §§14  und 
18]  eudialten*^;  der  Zusatz  sei  also  fibeiflfissig. 

Hieraus  ergeben  sioli  folgende  Sätze  für  den  Fall,  dass  die  €on- 
fcssion  der  Kinder  aus  einer  gemischten  Ehe  nicht  durch  Vertrag,  son- 
dern durch  die  gesetzliche  Regel  bestimmt  ist.  Solange  ungeachtet  des 
Glanbenswechsels  des  Vaters  oder  der  Mutter  „die  Ehe  noch  gemischt 
bleibt'',  wird  im  Glaubensbekenntnisse  der  Kinder  „keine  Yeründorimo" 
bewirkt;  es  müssen  also  die  Söhne  in  der  bisherigen  lieligion  ihres 
Vaters,  und  die  Töchter  im  bisherigen  Glaubensbekenntnisse  ihrer 
Mutter  erzogen  werden*.  Geht  aber  ein  £hegatte  zur  Keligion  dos 
andern  über,  hdrt  also  die  Ehe  auf,  gemiseht  zu  sein,  so  folgen  in 
der  Begel  «die  Kinder  der  nun  gleichen  Religion  ihrer  £ltem^,  das 
heisst,  so  erlangen  die  Eltern  das  Becht,  die  Oonfession  ihrer  Kinder 
zu  bestimmen.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Hegel  besteht  für  diejenigen 
Kinder,  die  der  gesetzlichen  Regel  gemäss  «durch  die  Confirmation 
oder  Communion  bereits  in  die  Kirche  einer  andern  Coufession  auf- 
genommen" sind.  Die  Confession  dieser  Kinder  kann  bis  zu  ihrer 
Y^olijährigkeit  gesetzlich  nicht  geändert  werden. 

Der  katholische  Ackerer  Heinrich  Becker  von  GülDirMTn  in  der  Rliein- 
pfalz  war  mit  einer  Protestantin  verheiratet.  Ein  gütiger  \  trtrag  i;iber  die 
religiöse  Kiuderorziehung  war  nicht  geschlossen.  Es  mussten  daher  die  Böhne 
in  der  Confession  des  Vaters,  und  &  Tochter  m  der  Confestion  der  lICutter 
erzogen  werden.  Ein  in  dieser  Ehe  am  5.  Juli  1868  geborener  Sohn,  Adam 
Beeker,  wurde  demgemäss  katholisch  erzogen  und  ging  um  Ostern  1881  in 
der  katholischen  Kirche  tut  ersten  Coramimion.  Im  .Tahro  1883  trat  der 
Vater,  Heinrich  Becker,  zum  Glaubensbekenntiiisse  der  Mutter  über.  Anch 
Adam  Becker  und  seine  älteren  Brüder  schlössen  sich  der  Erklärung  des 
Glaubensweohsefai  an.  Indessen  auf  Antrag  des  katholischen  Pfarramts  zu 
Göllheim  wurde  durch  das  Bezirksamt  zu  Kirchheimbolanden  entschi(>doi), 
dass  Adam  Becker  in  der  katliolisehen  Religion  zu  erziehen  sei.  Der  Ver- 
waltungsgerichtshof bestätigte  diese  Entscheidun;j; ,  weil  das  Kind  den  gesetz- 
lichen Bestimmungen  gemäss  in  der  katholischen  Kirclie  zur  ersten  Communion 
gegangen  war,  daher  unter  entsprechender  Anwendung  von  §  18  der  zweiten 
Verfassungsbeilage  in  diesem  Religionsbekenntnisse  bis  zur  Grossjährigkeit 
belassen  werden  musste'. 

Ist  ein  Kind  der  gesetzlichen  Vorschrift  zuwider  „durch  die  Oon- 
firmation  oder  Communion  in  die  Kirche  einer  andern  Confession  auf- 
genommen"  (ein  Sohn  in  die  Kirche  von  der  bisherigen  Confession 
der  Mutter,  oder  eine  Tochter  in  die  Kirche  von  der  bisherigen  Con- 
fession des  Vaters),  so  Hegt  der  Ausnahmefall  nicht  vor.  Es  tritt  also 


*  Vgl.  die  näbereu  Nachweise  ia  der  Entscheidung  des  Verw&ltungsgerichtshofes 
vom  21.  September  1888,  Sammlimg,  Bd.  IV,  Nr.  178,  8.  660—654. 

'  Nur  flir  die  seit  dem  Olaubenswechsel  geborenen  Kinder  ist  das  neue  Olau- 
bensbelvenntnisi^  massgebend.  Insofern  enthUt  §  18  eine  Ausnahme  von  der  in  $  12 
ao^eateUten  Regel.    Vgl.  unten,  8.  202. 

*  EntsdielduDg  vom  31.  September  1888  j  Samnlang,  Bd.  IV,  Nr.  178,  8.  650 
bis  654.  Vgl.  Blatter  Ar  administrative  Praxis,  Bd.  XXXIV,  8.  134. 
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die  Begel  ein,  da^s  dies  Kind  der  nun  gleichen  Religion  der  Eltern 
folgt,  das  heisst,  daas  die  Eitern  berechtigt  sind,  die  Oonfession  dieses 
Kindes  zu  bestimmen. 

Der  mit  einer  Katholikin  verheiratete  protestantisolie  Vorn:olt]er  Ernst  . 
Kneil  zu  München  trat  iin  Jnhro  l^^l  aus  der  protestantischen  Kirche  aus 
und  wurde  in  die  katholische  Kirche  aufg^enommen ,  und  zwar  unter  Be- 
obachtung der  gesetzlichen  Vorschriften.  Sein  Sohn  Ernst  (geb.  27.  Ifid  1S72) 
war  hm  Jahre  1885  in  der  protestantitehen  Kirehe  confinnirt  Dies  ent- 
sprach der  gesetzlichen  Bestimmung.  Dahor  nuisstc  Ernst  nach  §  18  der 
zweiten  Torfassun^slx'ilag^  bis  zu  seiner  A^olljährigkeit  in  der  protestanti- 
schen Kirche  verbleibon.  Er  wollte  sich  dem  ölaubenswechscl  des  Vaters 
anschliessen ,  wurde  auch  in  die  kathoHsche  Kirche  förmlich  aufgenommen 
und  darin  zur  ersten  Gommiimon  zugelassen ;  doch  wurde  dieser  Glaubens- 
Wechsel  Ifir  nngesetzUoh  und  deshalb  wirkungslos  erklärt  Die  Tochter 
Emilie  (geb.  31.  October  1873)  war  obenfalls  in  der  protestantischen  Kirche 
confirmirt  und  wurde  narh  (\mn  Glauhenswcchsel  des  Vaters  ebenfalls  in  die 
katholisclie  Kirche  aufgenommen  und  zur  ersten  Communion  zu3:ela8sen.  Alle 
diese  Vorgänge  hatten  bei  der  Tochter  andere  Wirkungen  als  bei  dem  Sohne. 
Die  protesiantisohe  Confirmation  der  Tochter  war  ungesetzlich  und  wirkungslos, 
weil  die  Tochter  der  katholiBohen  Religion  der  Uutter  folgen  mu^>^te.  Eben- 
deshalb war  die  spätere  Communion  in  der  katliolischen  Kirche  bei  der  Tochter 
gesetzmäsRii^:.  Fortan  musste  also  Ernst  protestantisch  erzogen"  werden,  wäh- 
rend seine  Schwester  Emilie  der  katholischen  "Relii^non  beider  Eltern  folgte'. 

Der  §  18  enthält  keine  Vorschritt  tür  deu  Fall,  dasn  eine  ur- 
sprünglich ungemischte  Ehe  durch  Glaubenswx^ohsel  eines  Ehe- 
gatten in  eini^  gemischte  verw^andelt  wird.  Früher  wurde  angenommen, 
die  §§  14  und  18  der  zweiteu  Verfassuugsbeilage  könnten  „nach  Geist 
und  Wortlaut  nur  auf  die  ursprünglich  gemischten  und  auf  die  dureh 
den  Uebertritt  des  einen  Ehegatten  ungemiaeht  werdenden  EheUi  nicht 
aber  auf  den  einseitigen  Uebertritt  eines  anlangs  in  ungemischter  Ehe 
lebenden  Ehegatten  in  eine  andere  Oonfession  Anwendung*^  finden^. 
Allein  §  12  spricht  gans  allgemein  von  ^Eltern,  die  verschiedenen 
Glaubensbekenntnissen  zugethan  sind**.  Daraus  darf  gefolgert  werden, 
dass  §  12  auch  auf  diejenigen  Eltern  Anwendung  findet,  die  früher 
in  ungemisclirer  Ehe  lebten,  jetzt  aber  zufolge  eines  Glaubenswechseis 
„verschiedenen  Glaubensbekenntnissen  zugethan  sind". 

Dies  ist  auch  die  Meinung  des  Yerwaltiingsgerichtshofes.  Deshalb  musste 
in  dem  oben  (S.  254)  erwähnten  Streite  unter  den  Eheleuten  liörger  die 
Frage  geprüft  werden,  ob  der  Glaubenswechsel  der  Ehefrau,  wie  dieselbe 
behauptete,  die  bisher  ungemischte  Ehe  zu  einer  geraisditen  gemacht  hatte, 
oder  ob  ein  giltiger  Glaubenswechsel  nicht  geschehen  war. 

*  So  enisohlsd  die  Polizeidircction  zu  Maoehen  dvroh  Beschinas  vom  21.  Fe» 
hruftr  1888.  Eine  Besehwerde  des  Yeters  und  des  ksäioliseheD  Stadtpftmmtes  g^nen 

diesen  Beschluss  wurde  dureh  Entsclioidnng  des  VorwaUungs^ericlitiihofea  vom  10.  Oc- 
tober 1888  zurückgewiesen.  Die  Kosten  wurdea  zur  Hälfte  dem  Vergolder  Kneil 
und  zur  andern  Hälfte  dem  Stadtp&rrer  Dr.  Wesiermaier  auferlegt. 

*  Mlnisterisleatsi^easiiiig  vom  26. Februar  1836,  bei  G,  Dailinger,  Bd.  Vm, 
8.  60,  61. 
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Ausilrücklich  hat  der  Verwaltiingsgerichtshof  den  bezeichneten  GmndBaiz 
in  fol,ü;eiulem  Rechtsfallo  zur  Geltung:  fTebracht.  Der  altkatholische  vormalige 
Realienlehrer  Joseph  B.  und  dosson  katholische  Ehefrau  waron  zu  Landau 
durch  den  »Itkatholischen  Geistlichen  getraut  und  liessen  ihre  Söhne  und 
TSolitor  aItlEfll]i(disoh  tanfen.  Im  Jahre  1879  trat  der  Vater  zur  protestan- 
tiaehen  Eirdie  Über.  Er  wollte  allen  Kindern  eine  protestanÜBehe  Erraehung 
gebeDi  vahrend  die  Mutter  ihre  Töchter  katholisch  erziehen  wollte.  Der  Yer- 
waltungsgerichtshof  nahm  an,  ur5?prringlioli  sei  die  Ehe  unf;;emiseht  «gewesen, 
weil  die  Altkatholiken  als  Katholiken  anzusehen  seien  *.  Daher  habe  der 
Yater  kraft  des  väterlichen  Erziehungsrechtes  über  die  Religion  seiner  Kinder 
eniBcheiden  können,  also  auch  das  Recht  gehabt,  «ie  proteelantMoh  sn  er- 
tsiehen.  Dies  Recht  habe  aber  aufgehört,  als  er  selbst  protestantisch  wurde, 
während  seine  Frau  katholisch  blieb.  Damit  wurde  nach  Annahme  des  Ge- 
richtshofes ^  14  der  zweiten  Verfassungsbeilage  für  die  Kindererziehnng  mass- 
gebend.  Also  musate  der  Vater  die  Töchter  katholisch  erziehend 

b)  Gesetzwidrige  Cuuliruiation  oder  Commimion. 

Lange  Zeit  vertrat  das  Ministerium  die  Ansicht,  die  religiöse 
Kindererziehung  werde  durch  die  erste  Communion  oder  durch  die 
Confirmation  beendigt;  dadurch  werde  das  Kind  in  eine  bestimmte 
Kirchengesell  schaff  aufgenommen^;  diese  Aufnahme  müsse  auch  dann 
für  rechtsgiltig  anocsehen  werden,  wenn  sie  in  Widerspruch  mit 
§  14  und  mit  §  6  der  zweiten  Verfassungsbeilage  erfolgte;  daher 
könne  und  müsse  das  Kind  in  der  Kirche,  in  die  es  durch  „Con- 
firmadon  oder  Oominunioxi*  aufgenommen  wurde,  bis  sor  (}ro8sjährig- 
keit  verbleiben  ^ 


^  Vgl.  Uber  dtese  Frsg«  oben,  S.  256,  257. 

*  Entscheidung  vom  17.  December  1S8G,  Sammlung,  Bd.  VIII,  Nr.  44,  S.  193 
bis  196.  —  Joseph  B.  hatte  im  Jahre  1879  den  Relipions-wechscl  nicht  nur  für  siel», 
sondern  auch  fUr  seine  Frau  und  iUr  seine  Kinder  angemeldet.  Er  behauptete,  die 
ganze  FamHle  eet  protestantiaob  geworden,  die  Ehe  sei  also  uogemlsohi.  Daraus 
leitete  er  das  Recht  her,  die  Töchter  protcptantisch  sn  erziehen.  Der  Vcrwaltongs- 
Gerichtshof  iialim  als  erwiesen  an,  das»  der  Glaiibenswechscl  dea  Vaters  durch  por- 
söuliche  Anzeige  bei  dem  geistlichen  Vorstände  der  altitatbollscheu  Gemeinde  und 
bei  dem  proteetastlschen  Pfarrarate  in  gi^setamlasiger  Weise  gesebehen  eet,  dass  da^' 
gegen  die  Frau  diesen  Förmlichkeiten  niclit  genügt  habe,  also  die  Ehe  eine  gemischte 
sei.  Es  fragte  sich  aber  weiter,  ob  die  KrklÄrung  des  Vaters  nicht  wenigstens  für 
die  Kinder  aasreichte.  Dieselben  waren  im  Jahre  1879  erat  ein  bis  sieben  Jahre  alt. 
Der  Vater  behauptete,  diese  Kinder  seien  durch  sdne  Erklkrung  protestantisch  ge- 
worden, da  er  sie  «u  vertreten  habe.  Der  Verwaltungegerichtshof  fand  „keinen  An- 
lass",  diese  Frage  zu  entscheiden,  ,,cla  mit  dem  persönlichen  Uebcrtritte  des  Joseph  B. 
zum  Protestantismus  dessen  Ehe  eine  gemischte  wurde,  von  diesem  Augenblicke  an 
die  Bestimmungen  der  zweiten  Verliusiingsbellage  blnslohtUch  der  leligiSsen  Erziehungs- 
firage  für  die  besagten  Kinder  massgebend  wurden,  und  daher  die  einseitige  Ueber- 
trittserkiarung  ihres  Vaters  gegenüber  der  Vorschrift  von  12  und  13  wirkungs- 
los blieb.'' 

*  VgL  oben,  8.  290,  Note. 

^  Vgl.  z.  6.  Ernst  v.  Moy,  Staatsrecht  des  Kanigretdis  Bayern,  Tbeil  1, 
Abth.  3,  S.  23,  24,  2e,  27  (1841). 
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Biese  Meinung  entwickelte  sieh  ans  den  Verhandlunj,'en  übor  Vollziohiinjsr 
(les  Concorclats*.  Dasselbe  wurde  im  Juli  IBIS,  als  Anliaiig  zur  zwf'iteii 
Beilage  der  Verfassun^rsurkundc,  vom  26.  Mai  1818,  durch  das  Gesetzblatt 
verkündet.  In  einem  Schreiben  des  Papstes  Pius  VII.  an  den  König  Maxi- 
milian Joseph  Tom  13.  Januar  1819  und  in  einer  Note  des  Oardinalstaati- 
wcreiKrs  Oonsalyi  vom  nfimlichen  Tage  wurden  die  Vorschriften  von  §§  6, 
12—14,  18  und  22  der  zweiten  Vcrfassnngsbeilage  n<  b^r  0.  Tit.  4  der  Ver- 
fassinii^snrknnde  getadelt.  Es  wurde  ausjj^eführt ,  die  ei  n  .iluiteu  Vorschriften 
ständen  mit  den  Gesetzen  der  katholischen  Kirche  und  mit  deu  Bestimmungen 
des  Concordats  in  Widerspruch".  Daraus  wurde  gefolgert,  dass  Katholiken 
den  Eid  auf  die  Verfassung  nicht  ohne  Vorbehalt  leisten  kdnnten.  Beson- 
ders wurde  hervorgehoben,  nach  gottlicher  Anordnung  und  nach  Lehre  der 
katholischen  Kirche  sei  jeder  verpflichf-et ,  den  wahren  Glauben  Jesu  Christi 
anzunehmen,  sobald  er  ihn  erkannt  habe;  damit  seien  die  Vorschriften  von 

und  18  der  zweiten  Verfassungsbeilago  unvereinbar,  wonach  Nichtkatho- 
liken  erst  nach  erlangter  Grossjährigkeit  in  die  katholische  Kirche  aufgenommen 
werden  dürften.  Das  Antwortschreiben  des  Königs  Tom  12.  December  1819 

•  Vgl.:  G.  DöUinger  (v.  Strauas),  Bd.  XXUl,  S.  16,  17;  v.  Sicherer, 
Staat  und  Kirche  in  Beyern  vom  Regierungsantritte  des  Kvrltoreten  Maximilian 
Joseph  IV.  bis  zur  Erklärung  von  Tegernsee,  S.  303—305,  BIT,  318  (München  1874). 

*  Aus  der  mit  der  Note  vom  13.  Janiiar  1810  mitgothoilten  Denkschrift,  bei 
V.  Sicherer,  Urkunden,  S.  92,  03:  ...  „Serva  in  primo  luogo  di  esemplo  ii  cap.  3 
della  sesione  1  dell*«ditto  rlehtamato  nel  paragr.  9  del  tlt.  4.  In  questo  capo  non 
solamente  si  riguarda  conie  co.sa  assolutamente  indifferente  la  qnslitfc  dsUs  COnfessione 
cristiaiia  da  seguirsi  diii  figU  nati  da'  matrimonj  misti,  mcntrc  si  fft  oggetto  di  con- 
tratto  non  solamente  contro  la  costante  pratica,  e  la  rcgola  della  chiesa  caUolica,  e 
sl  etablUsoe ,  ohe  qnando  non  sla  ststa  oontratta  la  Mligione  de'  iigli,  dehhaao  i 
masofat  seguire  qnelhi  dd  padie,  le  femmine  quella  della  madre,  e  che  gli  eaposti 
eeguano  la  religione  di  chl  Ii  riceve  n  quella  propria  doli'  istituto  degli  rsposti,  ovp 
8i  educano,  o  fuorl  di  qu^ti  casi  quelia  della  pluralitä  dcgli  abitanti  del  laogo,  in 
enl  aono  esposti,  ma  «i  prescrlTe  Inoltre,  ehe  al  eamhiaisl  la  religione  dei  genttorl  e 
cessando  il  niatrimonio  di  e.&ser  misto,  si  cambi,  qnando  non  vi  aiano  patti  convenuti. 
la  religione  doi  figli,  vale  a  dirc,  si  prcscrive ,  che  cattolico  nli^mcci  la  Corifeo- 
sionc  luterana  o  calvinlata,  se  nato  per  esempio  da  madre  cattolica  e  da  padre  di 
diversa  confiMsione  abbia  la  diagrasia  di  veder  passare  la  madre  aUa  confesatmie 
iA  padre,  vA  e^i  sl  trovi  di  esser  cattolico  per  contrattn .  oasla  gib  ammcsSO  alla 
confcrmazinne  o  alla  participazione  dcll' eacharistin.  3T;i  la  ?5ola  vera  religione  prn- 
ibiace,  come  non  puö  non  proibirc,  ai  suoi  figU  di  paasare  ad  altra  communionc, 
non  essettdo  mal  ledto  di  abbandonate  la  vsritb  per  abbraeeiare  i'errore.  Duuque 
la  legialazione  Bavara  non  solo  eontCene,  ma  presorive  oose  eontrarie  9l  prindpj  della 
religione  cattnlica. 

Inoltre  la  religione  cattolica  secondo  i  principj  e  le  ordinaziooi  ricevute  dal 
divin  fandatore  non  solo  proibisee  a  ebi  ebe  sia  di  separarst  dal  suo  ssbo  per  paa- 
sare  ad  aitra  soetett,  nella  qnale  si  professino  dottrine  falee  e  proeeritte  daUa  cbiesa 
cattolica,  ma  insegna  che  ogni  uomo  obhligato  ad  abhrncciare  In  vera  fpde  di 
Gesü  Cristo,  tosto  che  la  conoace.  Ora  nel  capo  2  deir  editto  aupraindicato  si 
prescrive  di  non  poter  eambiarsl  la  eonfiaseloBe  dl  fede,  tn  enl  nno  si  trora,  slncbft 
sia  giunto  all'etb  dove  abbla  i'nso  ed  esereislo  della  sua  ragione,  ma  alla  magglo> 
ritt\  legale;  per  conscgnenza  nn  prntestnnte.  il  quäle  prima  di  una  tal'epoca  giunga 
a  conoscere  la  veritä  della  fede  cattolica,  aarä  aatretto  dalla  legialazione  Bavara  a 
non  poterla  abbraeeiare,  quanttmque  obbl^tovi  da  die  medesimo.  üna  tale  legis- 
azione  pertanto  h  in  maalfosta  opposisione  eoi  dlvini  prhicipj  della  religione 
cattolica.^  .  .  . 
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ertheilte  die  Zusicherung  genauen  Vollzugs  des  Concordnt.s.  Der  piijvitlicho 
Stuhl  wünschte  bestiounteie  Erklärungen.  Die  weiteren  Verliandlungen  führten 
zn  ^em  Abkommen  yom  18.  A|»ril  1821  und  zu  dem  Pnblicandum  des 
Königs  Maximilian  Joseph  aus  Tegernsee  Tom  15.  September  1821,  das  mit 
der  Gegen/eicliming  des  Ministen  T.  Zentner  im  Begferungsblatte  (S.  804) 
veröft'entlicht  wurde 

Seitdem  vertrat  das  Ministerium  die  Ansicht,  es  liege  /war  ein  Verstoss 
gegen  §  6  der  zweiten  Y^nfassangsbeilage  vor,  wenn  ein  Minderjähriger  in 
die  Eirehe  einer  andern  als  der  ihm  dnrdi  §  14  bestimmten  Confesfflon  dnreb 
Confirmatton  oder  Cornmunlon  aufgenommen  werde;  auch  sei  infolge  dessen 
ein  so  erklärter  Olaubenswechsel  bürgerlieh  ungilrig;  imlesseii  seien  Zwangs- 
massregeln gegen  den  Minderjährigen  oder  gegen  den  Geistlichen,  der  hei 
dem  Glaubenswechsel  mitwirkte,  wegen  der  verfassungsmässig  jedem  Ein- 
wobner  des  Staates  zugesicherten  voUkommenMi  Gewissensfreiheit  nnzulässig ; 
deshalb  müsse  der  Minderjährige  in  denjenigen  Bdigionsbekenntnisse,  welchem 
er  dnreh  0<mfirmation  oder  Commonion  angehöre ,  bis  zur  Qrossjahrigkeit 
belassen  werden. 

Im  Jahre  1821  legte  die  minderjährige  Maria  Krämer  vor  dem  Oi'tieiator 
in  der  St.  Michaelskirche  zu  München,  Thaso  Roth,  das  katholische  Glaubens- 
bekenntniss  ab.  Der  genannte  Oeistliehe  erhielt  einen  ^scharfen  Verweis* 
wegen  seines  „constitutions widrigen  und  unregelmässigen  Verfahrens''*.  Miaria 
Krämer  wurde  jedoch  nicht  gehindert,  der  katholischen  Kirche  anzugehören. 

Der  kathoüschc  Oberst  Friedrich  N.  hatte  sich  durch  Elievertrng  vom 
19.  Juni  1817  verpflichtet,  alle  Kinder  protestantisch  zu  erziehen.  Doch 
warde  auf  sein  Verlangen  sein  Sohn  Karl  zum  katholischen  Unterrichte  und 
demnächst  zur  ersten  Communion  zugelassen.  Das  Ministerium  entsi^ed, 
eine  einseitige  Aendorung  des  Ehevertrages  sei  nach  §  12  der  zweiten  Ver- 
fnssnngsbeihige  nnstutthaft;  also  sei  das  Verlangen  des  Vaters  ungesetzlich 
gewesen;  allein  „der  Glnubensweehsel  eines  duroh  die  Comniunion  oder  Con- 
firmation  in  eine  Confession  förmlich  Aufgenommenen  könne  im  Hinblicke 
auf  §  18  der  zweiten'  Terfassungsbeilage  von  Amtswegen  nicht  mehr  verfügt 
werden*^ ;  daher  sei  ,Karl  N.  bis  zain  erlangten  TJnterscheidungsjahre  in  dem 
katholischen  Glaubensbekenntnisse  zu  belassen*''. 


^  Darin  ordnete  der  König  die  Vollziehung  des  Concordats  an,  mit  folgendem 
Zusätze:  „Zugleich  fügen  Wir  zur  Beseitigung  aller  Missverständnisae  Uber  den 
Gsgenstand  und  dte  Bescbalfenbelt  des  von  tJDseren  katholtsehen  Unterihanen  auf 
die  Constitution  •ihzulogeiKlon  Eides  die  Erlclilning  hol.  dnss,  indem  Wir  T'nspreii 
fjetreuen  Uiiterthnnt^n  die  Constitution  gegchm  liaben.  Unsere  Ah.^iclit  nicht  gewosen 
sei,  dem  Gewissen  derselben  im  geringsten  eiuen  Zwang  anzutbuoj  dass  daher  nach 
den  Bestünmuagm  der  Constitution  selbst  der  von  Unseren  kathollBeben  TJnterthanen 
auf  dieselbe  abzulegende  Eid  lediglich  auf  die  bürgerlichen  Verhältnisse  »ich  beziehe, 
und  dass  sie  dadurch  zn  nichts  werden  verbindlich  f^cmacht  werden,  wns  den  gött- 
lichen Gesetzen  oder  den  katholischen  Kircheusatzuugen  entgegen  wäre.  Auch  er- 
hllien  Wir  neuerdings,  dass  das  Goncordst,  weldie»  als  Stastsgesete  gilt,  sie  soldies 
angesehen  und  vollzogen  werden  soll,  und  dass  allen  Behörden  obliege,  sl^  genau 
nach  seinen  Bestimmungen  zu  achten.^ 

■  Vgl.  Verhandlungen  der  Kammer  der  lieichsräthe,  lö4ä— i84ü,  Bd.  VI,  S.  35 
(Sitsung  vom  15.  Mal  1846)  > 

'  Ministerialeiitschliessung  vom  12.  Januar  1837,  bei  G.  Döllinger.  Bd.  VITT, 
S.  43.  Diese  Entscheidung  wird  noch  jetzt  vertheidigt  in  drn  Blättern  fllr  admini- 
strative Praxis,  Bd.  XXXIV,  S.  312—316,  auch  in  Verings  Archiv,  Bd.  XLVII 
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Die  Tnin<lprj!ibri*2^p  Magdalena  Berger  aus  Münchüii  war  im  Jahre  1838 
zm  Dilliiigeii  von  der  protestantisclien  zur  katholischeu  Kirche  übergetreten 
und  darin  sur  ersten  Comnranioii  gegangen.  Das  Hmisteriam  erldärtOf  e» 
könne  ^dem  Ucbertritte  der  M.  B.  zu  der  katholischen  Kin  I  us  dexa  poli- 
tischen Standpunkte  dann  erst  verfassungsmässige  Gilti^^keit  beigelegt  werden, 
wenn  dieselbe  nach  erreichtem  Unters cheidungsalter  die  in  der  zweiten  Ver- 
fassungsboilage  vorgezeiehneten  Bedingimgpn  orfüUo"^. 

Ebenso  wurde  in  Bezieituug  auf  den  Kiiubeu  J.  V.  aus  Lautersheim, 
der  nach  dem  Tode  des  Vaters,  auf  Beehren  der  (proteatantisohen)  Mutter, 
in  den  kaäiolisclien  Belig^onBunterricht  aufgenommen  und  zur  ersten  Com- 
munion  geg;in^^ou  war,  durch  das  Ministerium  entschieden,  dass  der  Knabe 
im  katliülischen  Glaubensbekenntnisse  zu  belassen  sei,  obwohl  bei  einem  „noch 
unmündif^en  Knaben  von  der  Wahl  des  Glaubensbekenntnisses  und  ebendes- 
halb vüji  der  Ausübung  des  allgemeinen  JBechtea  der  Glaubens-  und  Ge- 
vissensfreiheit  keine  Sprache  sein'^  könne,  und  obwohl  die  Hntter  nidht  be- 
rechtigt  gewesen  sei,  „über  die  religiSte  Erziehung  ihree  Sohnes  eigenmfichtig 
Verfügungen  zu  treffen" 

Im  Jahre  1812  trat  der  minderjährige  Johann  Baptist  Unfried  ans  Orten- 
burg  voji  der  protestantischen  zur  katholischen  Kirche  über.  Eine  JUnistcrial- 
entscbliessung  vom  4.  November  1843  missbilligte  dah  Verfahren  des  katho- 
lischen Pfarramtes  und  erklärte,  dem  Uehertritte  könne  «bezfiglich  der  äusseren 
bürgerlichen  Kechts Verhältnisse  eine  "Wirksamkeit  nicht  eingeräumt  werden", 
80  dass  J.  B.  Unfried  „in  dieser  Beziehung  fortwälu'end  als  Protestant  zu  be- 
trachten und  zu  behandeln  sei".  Zntjl'Mcli  sprach  es  aber  aus,  dass  „von 
weiteren  in  das  Gebiet  der  Gewissens-  und  Glaubensfreiheit  eingreifenden 
Etnschreituugen  im  Hinblick  auf  die  Allerhöchste  Verordnung  vom  15.  Sep- 
tember 1821  Umgang  zu  nehmen  sei,  wobei  nch  fibrigens  Ton  selbst  Torsieht, 
dass  auch  bezfigli(  ]i  der  protestantischen  Geistlichen  in  gleichen  Fällen  ganz 
nach  denselben  Grundsätzen  zu  verfahren  ist*^ 


S.  353 — 358,  und  daraus  b^Roskoviny,  Supplementti,  tom.  II,  p.  147 — löL  Vfß. 
hiergegen  die  Entscheidung  des  Yerwaltung^erlehtshofes  vom  5.  November  1880, 

Saromlurg:,  Bd.  II,  S.  163. 

*  MinisterialcnbschliessuDg  vom  8.  April  183ü,  bei  G.  Döllinger  (v.  Ötrauss), 
Bd.  XXm,  8.  2,  3,  auch  erwibnt  in  der  A]I«riiOcbsten  Entseblieasuug  vom  2d.  Apiil 

1845,  bei  G.  DöUiuger  (v.  Strauaa),  Bd.  XXIII,  ß.  lÖ,  und  in  der  Sitzung  der 
Kammer  der  Rcichsrüthe  vom  lö.  Mai  1846,  Verhandlungen,  S.  16,  17,  und  Boilagen- 
Bd.  IX,  S.  84.  Vgl.  auch  die  MiuisterialentachUessung  vom  8.  Februar  1841,  bei 
O.  D  AI  Hager  (v.  Strausa),  Bd.  XXm,  S.  6. 

*  Ministerlaloitschliessmig  vom  18. August  1843,  bei  6.  Dttlltnger (v.  Straass), 
Bd.  xxm,  S.  8,  9, 

'  Ministerialentschliessung  vom  4.  Kov.  IS4;:5,  bei  G.  DüIIiii^'lt  (v.  Strauss), 
Bd.  XXIII,  S.  0.    Vgl.  auch  Verhandlungen  der  Kammer  der  Reicbsrathe,  1845  bis 

1846,  Beilagen-Bd.  IX,  S.  85.  Damit  stimmte  die  bei  6.  D  511  Inger,  Bd.  XXm, 
S.  9  und  10,  veröffentlichte  Hinisterialentecblicäsun^  vom  30.  November  1843  überelu. 
Eine  Ministerialentschliessung  vom  4.  August  1844,  .i.  a.  O.  S.  12,  erklärte  die  Un- 
stattbaftigkeit  von  Zwangseinschreitaageu.  „in  Rücksicht  auf  den  zwischen  dem  §  6 
der  sweiten  Beilage  zur  Verfasaungaurkunde,  dann  dem  gleiebfallB  als  Staatsgruod- 
geeetz  erklärten  Concnrdate  bestehenden  Widerstreit  und  die  zur  Lösung  dieses 
NViderstreits  auf  conventionellem  Wege  erfolgte  Alierhdcbste  Dedaration  vom  Id.  Sep- 
tember 1821". 
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Damals  lag  dem  Ministerium  in  einem  andern  Beehtsfalle  ein  Antrag  des 
könif^Iichen  protestan tisch on  Oberconsistoriums  vor,  wonaeli  dem  ]<at]iolisolieii 
Stittsprodiger  N.  N.  unter  Androhung  geeigneter  Ahndung  ilio  Eitheiiung 
katholischou  Religionsunterrichts  an  minderjährige  Protestanten  untersagt 
werden  sollte.  Der  Antrag  war  dadurch  Teranlassi,  daas  ein  proiestantiieh 
confirmirtes  Kind  kathoHschen  Religionsunterricht  erhielt.  Durch  IffinisteriaU 
entschliessung  vom  5.  November  1843  wurde  entschieden,  dass  dem  gestellten 
Antrage  ^eine  Folge  um  so  mindor  <roq:eboii  worden  könn*',  als  durch  den- 
selben der  verfassungsmässig  gewährleisteten  Crewissent^treiheit  zu  nahe  ge- 
treten wird**. 

Die  zoletzt  erahnten  Mtnisterialentschliesaungen,  Tom  4.  und  5.  NoTember 

1843,  wurden  in  zwei  protestantischen  GeneralBynoden,  die  im  Jahre  1844  zu 
Bayreuth  ntid  zu  Ansbach  stattfanden,  als  vorfasstin^swidrii;  bozoicbnot'und 
durch  Immediatbeschwt  rden  des  Oberconsistoriums  anfxofocliton,  jedoch  durch 
Enischliessungen  des  König  Ludwig  vom  26.  April  1845  und  vom  22.  April  1S4G 
yertheidigt  und  aufrecht  erhalten  K  Die  Generalsjnode  zu  Anabach  verlangte 
^die  Anwendung  Ton  Zwangsmasnregeln  wider  katholische  Oeisffiehe,  welche 
sich  gegen  die  G  und  10  der  zweiten  Verfassungsbeilage  vorgehen^.  Auch 
das  Oberconsistorium  verlan<?te,  „dnss  jeder  Geistliclie,  der  dem  §  '!  zuwider 
handelt,  zur  Verantwortun^j:  gezogen  und  ohne  Kücksichtnahme  auf  Oewissens- 
berufung  bestraft,  ein  in  solch  gesetzwidriger  Weise  stattgefundener  üeber- 
tiitt  aber  fGr  ungiltig  erklärt  werde*.  Demgegenüber  hielt  der  König  an 
dem  Orundsatie  teat,  «dass  die  Ungiltigkeit  einer  Holigionsänderung,  insofern 
sie  aus  dem  Mangel  der  gesetzUchen  Grossjährigkeit  abgeleitet  M^ird,  lediglich 
auf  die  politischen  und  biirgerlielien  Koehtsverhältnisso  sicli  beziehe,  das  kireh- 
liche  Gebiet  aber  unberührt  lasse'';  dass  „gegen  Geistliche,  welche  nach  den 
mit  iiirem  Stande  verbundenen  Pflichten  und  nach  anerkannten  Lehrsätzen 
ihrer  Kirche  handeln Zwangs-  oder  Strafeinschreitungen  unstatthaft  sden; 
endlich  dass  ein  Terbot,  Religionsuntenicht  an  minderjährige  Mitglieder  einer 
andern  Kirclic  zu  ertheilen,  nicht  erlassen  werden  könne,  weil  es  „die  ver- 
fassungsgesetzUch  jedem  Einwnimei-  des  Könii^reichs  gewährte  vollkommene 
Gewissensfreiheit  beeinträchtige'.  Zwei  Mitglieder  der  genannten  General- 
synoden,  Decan  Bauer  und  Bürgermeister  Langguth,  stellten  hierauf  bei  den 
Stünden  den  Antrag,  gemäss  §  5,  Titel  10  der  Verfassungsurkunde  gegen 
das  MiDisteriuni  des  Innern  wegen  Verletzung  der  Verfassung  Beschwerde  zu 
führen.  Die  Kammer  der  Abgeordneten  entsprach  diesem  Antrage  durch 
Besclilusa  vom  5.  5Iai  1846,  mit  der  Erklärunar,  „es  sei  ein  gemeinsamer 
Antrag  der  Stände  an  Se.  Majestät  den  König  mit  der  ehrerbietigsten  Bitte 
zu  bringen,  diesen  Beschwerden  die  Allerhöchste  Abhilfe  zu  gewähren*^ ^. 
Dagegen  im  Reichsrathe  gelangten  die  Yerhandlungen  über  die  Beschwerde 
nicht  zum  Abschlüsse  ^ 


«  Allerhödigte  EntSchliessungen  vom  26.  April  1S45  und  22.  April  1846,  bei 
G.  Döllinger  (v.  Strauss),  Bd.  XXHI,  S.  1,  2,  lö— 17.  Vgl.  auch:  Karl, 
Fürst  zu  Oettingcn-Wallerstef n,  Beltrttge  sn  don  bayerischen  Kircben- 
staatsrechte,  S.  379,  280,  283—292  (München  1846);  Verhandlungen  der  Kammer 

der  Reichsrathe,  1845-1846,  Beilagen-Bd.  TX.  S.  33-5G. 

*  Vgl.  Allgemeine  iieituug  vom  10.  Mai  184Ö,  6.  1037. 

*  VgL :  Verhandlungen  der  Kammer  derBelehsrSUie,  1846—1846,  Beilagen«Bd.lK, 
g.  32—74,  und  Bd.  VI  der  Ver handlangen.  S.  4-67,  474—476.  Daraua  ergibt  sich 
folgende«.  Der  Referent  im  fünften  Anaschusse  der  Kammer  der  Beicbsr&the  befür» 
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Das  Ministerium  hielt  an  der  bisherigen  Praxis  fest.  Im  Jahre  1848 
wurden  zwr'i  AVni-:™!;iiulor,  Klara  und  Apollonia  N.,  die  .,iiaoli  f^iTioiii  unbe- 
stritten gütigen  schriftlichen  Ehevertra^e  vom  29.  September  1032"  in  der 
katholisohcn  Religion  erzogen  werden  sollten,  ^am  Samstage  nach  Ostern 
ihrem  Verlangen  getnin  Ten  dem  proiestaatieeheii  Siadt|ifiuramte  in  Förth 
dnrdi  Confinwition  in  die  pTOtestantiaehe  Eiicihe  aufgenonunen^  Das  prote- 
stantische Consistoriam  biUigle  dies  Yeffiihrni«  Das  Ministerium  erklärte, 
das  Vorhalten  des  Pfarrers  zu  N".  sei  „um  so  weniger  gerechtfertigt,  als  die 
Aufnalimo  der  l)ei(lön,  aus  gemischter  Ehe  entspropsenen  Klara  und  Apol- 
lonia N.  nicht  nur  mit  §  6  der  zweiten  Verfaäsungäbeilago  in  Widerspruch 
stehe,  sondern  auch  den  dnreh  die  gesetstiehen  Bestimnningen  der  §§  12  und  16 
jener  Verfassungsbeilage  klar  festgestellten  Rechtsverhältnissen  zuwider  sei*  *. 
Auf  diese  Entscheidung  berief  sich  das  protestantische  Oberconsistorium  in 
einer  Vor8tcllan<:f  vom  8.  März  1850,  worin  der  Antrag  wiederholt  wurde, 
die  Zurücknahme  der  Allerhöchsten  Entschliessungen  vom  26.  April  1845 
und  22.  April  18-16  herbeizuführen.  Das  Staatsministerium  des  Innern  för 
Kirchen-  und  Sohnlangelegenheiten  erwiedertOf  es  sei  ,in  Hinblick  anf  die  in 
Aussicht  stehende  Revision  dos  K(  li^onsedicts'^  nicht  yeranlasst,  die  Znrfick- 
nahmo  joner  boidon  AllorluK-listeii  EntsohlioRsunj^on  7.\i  beantrat^on.  Diosrlbnn 
hätten  die  ^Ertheilini^;  religiösen  Unterrichts  ;iu  Minderjährige  für  straflos 
erklärt"",  ständen  daher  nicht  in  Widerspruch  mit  der  Ministerialentschhessung 
Tom  6.  August  1849,  worin  die  «Aufiiahnie  der  katbolisdieD  Mädchen  Ehra 
und  Apollonia  K.  in  die  protestantische  Kirche  als  dne  ungesetzliche  erklärt 
wurde*.  Zugleich  wurde  dem  Oberconsistorium  mitgetheilt,  dass  in  einem 
andern  Falle  der  üebertritt  der  M.  K.  in  die  l:r?thoH9che  Kirche  „hinsichtlich 
aller  bürgerlichen  und  politischen  Beziehungen  als  wirkungslos  erklärt,  imd 
der  Stadtpfarrer  K  wegen  der  Illegalität  ihrer  Aufnahme  in  die  katholische 
Kirche  beahndet  worden*  sei*. 

wortete  ira  Berichte  vom  11.  Mai  1846  den  Antrag,  dem  genannten  Beschlüsse  die 
Zustimmung  zu  erlheUen,  sovtreit  derselbe  den  Confeasionswcchsel  betraf,  dagegen  in 
Bezieliung  auf  ErtheUuag  des  Religionsuntenrichto  dem  Beseblosse  nicht  betsutreten. 
Der  A-ussehuss  stimmte  in  der  Berathung  vom  folgenden  Tnfro  dem  Kt-fiTentcn  /u. 
Die  Kammer  der  Reicharäthe  beschloss  am  15.  Mai  184G,  die  Beschwerde  an  den 
Anssehnn  zur ücluu weisen ,  „damit  dieser  im  Benehmen  mit  dem  königlichen  Mini- 
sterio  aas  den  oflielellen  Protokollen,  Verhandlungen  und  Correspondensen  die  von 
dem  dritten  und  zweiten  der  eing:esdirichcnen  Herren  Redner  liernl.rten  Thataachen 
constatire  und  das  Ergebniss  schleunigst  zur  Kenntniss  der  }iolien  Ivnramer  brinrre". 
In  der  Sitzung  vom  18.  Mai  1846  wurde  über  Ausführung  dieses  Auftrages  Be- 
richt erstSittet.  Das  Ministeriinn  hatte  dem  AnBscboaee  erklärt,  ,,die  beantragten 
VorIngen  auf  diejenigen  Staats-  und  Ministerialraths-Protolcolle  und  Acten  beschr&nicen 
£U  müssen ,  welche  zu  der  Auslegung  des  ^  6  im  /.weiten  Verfassirnpsedicte  zur 
Grundlage  dienen  können^.  Mit  Rücksicht  hierauf  und  auf  den  angekündigten  Schiusa 
des  Landtags  wurde  zur  Tagesordnung  ttbecsqpingen.  Es  wurde  abo  in  der  Sache 
selbst  »her  die  Frage,  ob  und  Inwieweit  die  Beschwerde  Bauer^Langguth  hcgrOndet 
sei,  kein  Besohl  uss  gcfasst. 

*  Ministerislentaehli^suDg  vom  6.  Aug.  1849,  bei  G.  D  ö  1 1  i  n  g  e  r  (v.  S  t  r  a  u  s  s), 
Bd.  XXIII,  S.  18.  —  In  einer  Minlaterialentoofaliewnng  vom  35.  September  1960,  a.  a.  O. 
S.  20,  wurde  die  seitens  des  katbolischen  Pfarramtes  zu  Fürth  wegen  des  nfimlichen 
Vorganges  erhobene  Bescliwerde  für  begründet  erklart,  und  demgemäss  „die  entschie- 
dene Mtssbilligung  '  gegenüber  dem  protestantischen  Stadtpfarramte  ausgesprochen. 

'  Ministerialentsehltoasung vom 0. Sept.  1860, hei  G.  Böllinger  (v.  Stranes), 
Bd.  XXm,  S.  19.  VgL  auch  die  HinisterialentechUessiing  vom  11.  Deoember  1850^ 
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Die  erwähnte  Beobtsanslclit  des  MmiBteriums  iat  nocli  den  l>e- 
stehonden  Gesetzen  nicht  halAar.  Sie  laest  sich  aus  g  18  der  zweiten 
VerfassuDgsbeilage  nicht  iccl  ff  rtigen,  da  derselbe  nur  fiir  den  Fall 
eines  Glaubenswechsele  des  Vaters  oder  der  Mutter  besondere  Vor- 
schriften enthält.  Ebenso  wenig  kann  sie  auf  die  in  der  Yerfassungs- 
urkunde  jedem  Einwohner  des  bayerischen  Staates  srti^'esieherte  ^voll- 
komnieue  Gewissensfreiheif^  gestützt  werden,  da  diese  Gewis^onsfrei- 
heit  durch  die  Vorschriften  der  zweiten  Yerfassungsbeilagc  gesetzlich 
beschränkt  ist.  Der  §  G  erfordert  die  Volljährigkeit  für  die  Wahl 
des  Glaubensbekenntnisses.  Daraus  folgt  die  gesetzUche  TjDgiltigkeit 
des  dureh  einen  Minderjährigen  gesehehenen  Roligionsweobsels.  Die 
Annahme,  der  Glaubensweehsel  sei  „bfirg^erlich"  oder  „vom  politischen 
Standpunkte  aus*^  ungiltig,  müsse  aber  gleichwohl  bis  zur  Volljährig- 
keit massgebend  bleiben  und  von  den  Staatsbehörden  beachtet  werden, 
enthält  einen  Widerspruch. 

Freilich  war  der  König  noch  unbeschränkter  Herrschor,  als  er 
das  Concordat  am  24.  Octüber  1817  durch  eigenhändige  Unterschrift 
ratiticirte ,  und  als  die  Katilicationsurkunden  ausgewechselt  wurden. 
Durch  rechtsgiltigen  Abschhiss  des  Concordats  wurden  Hechte  und 
Phichteu  zwischen  dem  Papste  und  dem  bayerischen  Staate  begründet. 
Der  König  von  Bayern  war  dadurch  yerpflichtet,  die  staatlichen  An- 
ordnungen zu  trefFen,  die  zur  Ausführung  des  Conoordais  erforderlich 
waren.  Allein  für  die  XJnterthanen  und  fär  die  staatlichen  Behörden 
entstanden  rechtliche  Verpflichtungen  nicht  durch  den  Absohluss  des 
Concordats,  sondern  erst  durch  Verkündung  des  staatlichen  Befelila, 
das  Concordat  zu  befolgen  ^  Ein  solcher  Befehl  wurde,  in  Form  eines 
Staatsge.setzes,  erst  in  Verbindung  mit  der  zweiten  Verfassungsbeilage 
crhissen,  und  zwar  mit  der  Einschränkung,  dass  die  BesfimmuDgen 
des  Concordats  nur  „in  Ansehung  der  iUirigen  inneren  Kirchenauge- 
legenheiten**  als  Staatsgesetz  gelten  sollten.   Also  haben  die  Bestim* 

daaellMt  8.  84  (oben).  —  Ebenso  wurde  folgender  Reehtsfall  durch  die  Kr^reg[e> 

ruug  entschieden.  Im  Jahre  1864  verheiratete  »ich  der  protestantische  X.  mit  der 
kathoHschen  Eai'bara  St.  Dnrch  die  Hcirnt  WTirde  ein  im  Jahre  1860  geborener 
Sohn,  Joseph,  l^itimirt.  Zugleich  vereinbarten  die  Eltern  vor  dem  protestantischen 
Ptkminrte^  diesen  Sohn  und  ihre  apiLteren  Kinder  pTotevtnntiach  m  erziehen.  Gegen 
Ende  1871  starb  der  Vater.  Der  genannte  Knabe  besuchte  bis  Februar  1872  die 
protpf?tantische  Schule,  kam  dann  In  Pf,en:e  des  Sehrcinermeistcrs  II.  in  W.  und 
wurde  durch  denselben  kaibolisch  erzogen.  Nachdem  das  genannte  Ivind  bereits  zur 
entoi  Commttnion  gegangen  wer,  entttand  ein  Streit  ttber  sein  ReliglonabekMitttniss. 
In  zweiter  Instanz  entschied  die  Kreisregicrung,  die  Aufnalime  des  Joseph  B.  in  die 
katholische  Kirche  sei  in  staatsroclitlielicr  Beziehung  ungiltig,  könne  aber  in  kirch- 
licher Beziehung  nicht  fUr  ungiltig  erklärt  werden,  und  der  Knabe  sei  bis  zum  Ein- 
triU  In  d«e  geseCillehe  Untersdheldnngeelter  in  der  lutholisehen  Kirche  m  helamen, 
„dn  die  Ausübung  eines  Zwanges  gegen  d^nselhen  bezüglich  seiner  religiösen  Er- 
ziehung eine  Verletzung  des  in  Titf»!  4^9  rlor  Vcrfftssiingsurkunde  jedem  Einwohner 
gesicherten  Rechts  der  Gewissensfreiheit  enthalten  würde".  Vgl.  Dovc  und  Fried- 
herg,  Zalteehrift  fttr  Klrehenvecht,  Bd.  XIH  (1876),  S.  204,  a06. 

<  Vgl  Lnhand,  Stnateraeht»  Bd.  I,  §  62«  S.  667,  668  (S.  Anfl.  1888). 
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muDgen  des  Ooncordats  die  Enft  eines  Staatsgesetzes  in  Ansehung 
der  inneren  Eirohenangele^enheiton  nur  insoweit,  als  in  der  zweiten 
Yerfassungsbeilage  niclit  andere  BestimmuDgen  getroffen  sind^  Ob 
durch  diese  Art  der  Gesetzgebung  die  Pflichten  verletzt  wurden, 
die  der  König  dem  Papste  gegenüber  durch  Ratificirung  dos  Oon- 
cordats übernommen  liatte,  und  ob  das  Verhalten  der  bayerischen 
Tlpf>:ierung  ^^egenüber  dem  päpstlichen  Stuhle  Tadel  verdient  oder 
eiiischuldij^t  werden  kann  i^it  hier  nicht  zu  untersuchen.  Die  Er- 
klärung des  Königs  auö  Tegernsee  hat  insoweit  rechtliche  Bedeutung, 
als  sie  einen  Befehl  des  Königs  enthielt,  der  nach  Massgabe  der  Ter- 
&ssung8urknnde  und  seiner  Beilegen  von  den  Tervaltungsbehdrden 
befolgt  werden  musste.  Bas  Gesetz  konnte  dadurch  nicht  geändert 
werden  ^  In  Streitigkeiten  über  religiöse  KIndorerziehuDg  ist  das 
Publicandum  aus  Tegernsee  weder  für  den  Verwaltungsgerichtshof, 
noch  für  die  in  erster  Instanz  zur  Entscheidung  berufene  Behörde 
massgebend. 

Im  Einklani^c  mit  der  liier  vertheidigten  Rechtsansicht  nimmt  der 
Yerwaltuugsgerichtshof*  m  lester  Rechtsprechung  an,  dass  (abgesehen 
von  den  in  §  18  der  zweiten  Yerfassungsbeilage  enthaltenen  besou- 
deieu  Yorsührifien)  die  erste  Communion  oder  die  Confirmation  eines 
Kindes  auf  die  Entscheidung  Ton  Streitigkeiten  über  die  religiöse  Er- 
ziehung keinen  Einftuss  haben  kann'. 

Der  am  14.  Februar  1877  verstorbene  protestantische  Kleingütler  Albrecht 
zu  Neuhaus  hatte  mit  seiner  katholischen  Ehefrau  vereinbart,  seine  Kinder 
sollten  evangelisch  erzogen  werdeo.  Die  Wittwe  schickte  ihren  Sohn  Johann 


*  Vgl.  «.  B.  Vogel,  Bayorifiches  Stastsneht^  S.  20. 

*  Vgl.  s.  B.  V.  Lerehenfeld,  Zur  Oetcbiehte  des  bsyerischen  Concordato, 

8.  14,  15,  79—90  (I8S31. 

^  Detngemäss  erfolgte  die  VerkttnduDg  nicht  durch  da«  Oe»et2blatt,  sondern 
dnrcüh  da«  Regierungsblatt. 

*  In  einem  Beschlüsse  des  preussiachen  Amtsgerichts  zu  Orb  vom  3.  August 
1889  wurde  die  bezeichnete  Rechtsfrage  angedeutet,  jedoch  nicht  entschieden.  Die 
zu  Orb  am  18.  Februar  1875  geborene  Antonie  J.  war  daselbst  im  Jahre  188U  in 
der  kstholiMdien  Kirche  anr  ersten  Gommiinioii  gegangen.  Die  Mutter  war  katholisch, 
während  der  am  ö.  Juli  1888  gestorbene  Vater  cvangdiaeli  war.  Der  evangelische 
Pfarrer  beantrnptc,  die  Antonie  J.  und  ihre  Geschwister  zur  Theilnalimc  am  evan- 
gelischeu Religionsunterrichte  anhalten  zu  laaaen.  Das  Amtsgericht  nahm  als  erwiesen 
aii)  dass  die  Eltern  ttber  die  religiöse  Eniehung  ihrer  Ktndor  keinen  Vertrag  ge- 
schloescn  hfttten.  Damit  reebtfertigte  sich  die  katholische  Eraiehnng  der  Tochter  Mtb. 
§  14  der  bayerischen  zweiten  Verfassangsbeilage ,  „ohne  dass  es  einer  Prüfung  der 
Frage  bedurfte,  ob  nicht  —  das  Vorliegen  einer  vertragsmässigen  Bestimmung  voraus- 
gesetzt —  der  künftigen  evangelischen  Erziehung  der  Mttndel  gleichwohl  der  Umstand 
entgegenstehen  wttrde,  daee  dieselbe  durch  die  inswlschen  erfolgte  CSonununion  in  die 
katholische  Kirche  bereits  förmlich  aufgenommen  worden  ist". 

^  Unentschieden  blieb  die  Frage  in  der  Entscheidung  vom  9.  December  1881, 
Sammlung,  Bd.  III,  Nr.  84,  S.  438—443.  Es  handelte  sich  um  ein  vnehellchee 
Kind,  dessen  nA.ttfiiahme  in  eine  bestimmte  Confeeslon  Im  Sinne  des  g  18  noch 
nicht  in  Frage**  war. 
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Albredit  m  die  katliolische  Seliule,  Auch  ging  derselbe  in  der  kathoHsclien 
Kiff'Tie  /n  Adolsdorf  am  2.  Februar  1S79  zur  ersten  Communion.  Das  Be- 
zirksamt /.n  1  [(Kallstadt  a.  H.  entschied,  der  Knabe  müsse  in  der  protestan- 
tisdien  Religion  erzogen  werden.  Eine  Beschwerde  der  Mutter  und  des  katho- 
fischen  Pfarrers  gegen  diese  Entseheidang  wurde  zarückgewiesen,  weil  die 
Bestimmnng  von  §  18  der  zweiten  TerfasfinngsbeUage  hier  keine  Anwendung 
fand,  übrigens  auch  nach  dieser  Vorsclirift  dor  ersten  Communion  ,die  Rechts- 
wirksamkeit  in  Bezug  auf  die  religiöse  Erzieliur»£»  nur  dann  boir]felftfrt^^  werden*' 
könnte,  wenn  sie  ^mit  den  verfassungsmässigen  Bestimmungon  über  diese 
Erziehung  im  Einklänge^  geschehen  wäre^ 

Der  kaüiolisdie  ICaurer  Chxistian  Meyer,  der  in  erster  Ehe  mit  einer 
Protestantin  Torheiratot  war,  heiratete  naeh  deren  Tode  eine  Katholikin  und 
erklärte  im  December  1880  vor  dem  katholischen  Pfarramto  GreTenhausen 
(Lambrecht)  den  Uebertritt  «einpr  drei  jünfr^stcn  Töchter  erster  Ehe  zur  katho- 
lischen Kirche.  Demgegenülier  wurde  auf  Antrai:^  'h^^  [irotestantischen  Pfarr- 
amtes entschieden,  die  drei  Mädchen  raüssten  protestantisch  erzogen  werden. 
Der  Vater  legte  Beschwerde  ein.  Wahrend  dieses  Rechtsstrmtes  gingen  die 
beiden  alteren  Uadehen  (die  im  Jahre  1865  geborene  Maria  und  die  im  Jahre 
1868  geborene  Wilhelmine)  um  Ostern  1881  in  der  katholischen  Kirche  zur 
ersten  roTiirminion.  Der  Yerwaltnngsnrerichtshof  wies  ^leidiwolil  die  T5e«!;ehwerdo 
des  Vaters  zurück,  indem  er  annalim,  „die  vom  katholischen  Pfarrer  zu  Lam- 
brecht unberechtigterweise  geschaffene  Sachlage"  sei  „nicht  im  geringsten 
geeignet,  massgebend  anf  die  Torwürfige  EnixKiheidnng  einzuwirken*.  „Die 
Thatsache  der  vollzogenen  Communion  oder  Confirmation  eines  Kindes  und 
die  hiermit  erfole^tn  Aufnalinie  desselben  in  die  Ijetreffetide  Kirchentresellschaft 
ist  für  die  l<iiiiftige  Erziehung  dieses  Kindes  nicht  allein  und  an  und  für  sich, 
sondern  nur  dann  massgebend,  wenn  sich  dieselbe  mit  den  verfassungsmassigen 
Bestimmung»!  Aber  diese  Erziehung  im  Einklänge  befindet  G^ntheiligen- 
falls  entbehrt  diese  Thatsaehe  ffir  die  religiöse  Erziehung  der  Reätswirksam* 
keit,  und  zwar  auch  in  kirchlicher  Beziehang.'^  ^ 

Der  katholische  Postbote  Bayerlein  und  (lessseri  prntesfaniischo  EhefraTi 
hatten  vor  der  Ehe  einen  notariellen  Vertrag,'  geschlossen,  wonach  alle  Kinder 
protestantisch  erzogen  werden  sollten.  Der  Vater  verbrachte  zwei  Töchter 
in  eine  katholische  Anstalt  und  Hess  me  darin  katlmliadi  erziehen.  Die  altere 
Tochter  ging  in  der  katiiolischen  Kirche  zur  ersten  Communion  und  wurde 
daselbst  gefirmt.  Die  jüngere  Tochter  ging  in  der  katholischen  Kirche  zur 
Beichte.  Auf  Antra der  Mutter  entschied  das  Bezirksamt  m  Berncek, 
dass  beide  Kinder  protestantisch  zu  erziclien  seien.  Eine  Beschwerde  des 
Vaters  wurde  zurückgewiesen,  weil  der  notarielle  Vertrag  rechtsgiltig  war, 
und  die  Yoraussetzungen  Ton  §  18  der  zweiten  Yerfassungsbeilage  niciht 
Torlagen*. 

Das  im  Jahre  1869  geborene  Kind  eines  protestantischen  Vaters  und 
einer  katholischen  Mutter  war  um  1881  in  der  katholischen  Kirche  zur  ersten 


A  Entsebdduog  ▼cm  &  November  1680,  Ssrnmlnag,  Bd.  n,  Nr.  80,  S.  140 
bis  166}  Verings  Arohiv,  Bd.  XLVn,  8.  262— SS8;  Roskov&ny,  Supplemeiita, 
tom.  n,  p.  143—147. 

•  Entscheidung  vom  lö.  Juni  1881,  vgl.  oben,  S.  246,  263-  —  Die  Worte 
«und  zwar  anefa  tn  ktrolilleher  Beslehuiig**  waren  rechtlieb  bedentmigslos. 

I  Entscheidung  vom  20.  Juli  1881,       oben,  8.  246. 
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Oommanion  gegangen.  Die  katholisclie  Erziehung  dieses  Kindes  wurde  für 
gerechtfertigt  erklärt,  jedoch  nur  deslialh,  weil  es  ein  Mädchen  war,  und  ein 
Vertrag,  woimi  h  (Ins  Kiiul  ])rotestaiiti8ch  erzogen  werden  sollte,  wegen  Form- 
fehlers füi'  nichtig  erklärt  wurde  \ 

BSn  Sohn  des  protestantischen  Stembwchers  StraoBS  sm  Solnhofen  und 
seiner  katholischen  Ehefrau  wurde  katholisch  erzogen,  besuchte  die  katho- 
lische Schule  und  ging  in  der  katholisflien  Kirche  zur  ersten  Communion. 
Das  Bezirksamt  zu  Weissenburg  entschied,  der  Knabe  müsse  protestantisch 
erzogen  worden.  Eine  Beschwerde  hiergegen  wurde  zurückgewiesen.  Der 
Yerwaltuugsgerichtshof  nahm  au,  ein  rechtsgiltiger  Yeitrag  sen  nicht  eniditefc; 
auch  kdnne  «die  Zuhusung  des  Knaben  zum  erstmaligen  Empfimge  de«  Sbp 
craments  der  Communion  Tom  Standpunkte  der  massgebenden  Bestimmungen 
des  Religionsedictes  aus  die  btaiitUche  A  nf»rk*Mmung  und  den  staatliche]!  Schutz 
für  die  geschaffene  Sachlage"  niolit  bej^ründcn,  da  sich  jener  Vorgang  „nicht 
unter  den  Voraussetzungen  des  ^  i8  des  ebeuerwähnten  Edicts  vollzog"".  Es 
werde  daher  „der  Twfaasungsmassige  Reehtssrnstand  erst  dnreh  die  Zurfiek- 
nahme  des  Knabm  in  die  Erziehung  nach  evai^IiBoher  Confession  herbei« 
geführt''.  Der  Gerichtshof  setzte  liinzii:  „Hierbei  kann  von  einem  Confes- 
sionswochsel  im  Sinne  der  5 — 11  des  Religionsedicts  keine  Rede  sein,  weil 
jene  Massnahme  in  die  Schulpthehts-  und  Erziehungsperiode  des  Knaben, 
luithiu  in  einen  Zeitrauiu  lullt,  in  welchem  der  Knabe  die  nöthige  Qlaubens- 
erkenntniss  nnd  deshalb  das  Recht  der  Men  Bdcenntnisswahl  noch  nicht 
besitzt,  und  für  welchen  Zoitraiun  einzig  und  allein  die  Normen  der  §§  12 — 23 
des  Religionsedicts  massji^ebend  sind."** 

Ein  Katholik,  Namens  Sohelil,  und  dessen  protestantische  Ehefrau  hatten 
über  die  confessioneüe  Erziehung  ihrer  Kinder  keinen  giltigen  Vertrag  er- 
richtot;  Daher  wurden  sie  gezwangen,  ihre  drei  Töchter  protestantisch  zu 
erziehen,  obwohl  eine  derselben,  Therese,  (im  Laufe  des  Becfatsstreites)  mit 
Zostimmung  beider  Eltern  „die  Communion  in  der  katiioUsdien  Barche  em- 
pfingen hatte"'. 

Aus  demselben  Grunde  musste  die  am  6.  Februar  IS72  geborene  Tochter 
des  im  Jaliie  1S74  zu  Günzenhausen  verstorbenen  protestantischen  Drechsler- 
meisters  Georg  Wehner  und  seiner  katholischen  Wittwe  katholisch  erzc^n 
werden,  obwohl  sie  im  Laufe  des  Rechtsstreites  (am  12.  April  1885)  in  der 
protestantischen  Kirche  confirmirt  worden  war*. 

Die  profestantisclie  Wittwe  des  katholischen  Flaschnermeistera  Auer  wollte 
ihre  drei  Töchter  katholisch  erziehen,  wie  sie  mit  ihrem  Ehemann  vereinbart 
hatte.  Auf  Antrag  des  protestantischen  Pfarramtes  entschied  das  Bezirks- 
amt, die  Mutter  mflsse  den  drei  TSchtem  eine  protestantische  Erziehung 
geben,  weil  der  Vertrag  wegen  Formmangela  für  ungiltig  erachtet  wnrde. 
Die  Mutter  und  das  katholische  Pfarramt  legten  Beschwerde  ein,  worin 
unter  anderm  geltend  gemacht  wurde,  dass  «Anna  und  Christiane  bereits 


1  Entscheidung  vom  21.  M&rz  188a,  vgL  oben,  ö.  276,  277. 

«  Entseheidmig  vom  4.  Mal  1888,  SMBmlung,  Bd.  IV,  Nr.  145,  S.  463,  464  j 
Blätter  fUr  administrative  Praxis,  Bd.  XXXIV,  S.  133,  184;  BoskovAny,  Sapple- 
menta,  tom.  II,  p.  179  —  181.    Vgl.  oben,  S.  283,  '28  !. 

5  Entscheidung  vom  27.  November  1885,  Sammlung,  Bd.  VII,  Nr.  8,  S.  lö. 
Vgl.  oben,  S.  266. 

*  Entscheidung  vuin  19.  Februar  1886,  bei  Roskov&ny,  SnpplementS}  tom*  IT, 
p.  199—208  (aus  dem  PssioralbUitte  des  Biathums  Eichst&dt,  1886»  Nr.  14). 
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die  erste  Communion  empfangen'^  hätten,  und  daw  dmelben  ^bei  Aufrecht- 

}i!iltuii£,^  des  bezirksamtlichoir  Resohlusses  in  unlöslifhon  Widcrsjirurh  mit 
ihrem  Gewissen"  kämen.  Der  \'erwaltnnj:f9gerichtshof  legte  hierauf  kein  Ge- 
wicht, billigte  aber  die  katholische  Erziehung,  weil  es  jenen  Vertrag  für 
giltig  erachtete  ^ 

Die  am  25.  Februar  1873  zu  Lindaii  undieHoh  gdioreiie  EAtharuia  Moria 

Tauschcr  wurde  katholisch  getauft,  jedoch  nach  dem  To  1.  ilirer  ki^holisehen 
Mutter  oTangeliscli  crzof^en.  Tm  Jahre  1887  wurde  die  katholische  Erziehung 
angeordnet,  obwohl  das  Kind  im  Miii  1887  in  der  evangelischen  Kirche  con- 
firmirt  war.  „Diese  in  Widerspruch  mit  der  BestuoMnung  des  §  21  der  zweiten 
VerfaseungsbeUage  erfolgte  Confirmatioii  der  Tanselier  kann  den  staatlichen 
Schutz  für  die  Erziehung  derselben  in  der  protestantuchen  Confession  nicht 
begründen." ' 

Die  ZwangsYollstreokuiiq'  flogen  die  katholische  Ehetran  des  abwesenden 
protestantischen  Maurers  ISidon,  behufs  protestantischer  Erziehung  ihres  Soiines 
Lorenz,  wurde  nicht  dadurch  gehemmt,  dass  dieser  Sohn  in  der  katholischen 
Kirche  communicirt  liatte*. 

Es  ist  richtig,  dass  die  Rechtsprechung  des  Vorwaltungsgerichtshofes 
in  dieser  Fra^re  zu  einem  „unertrü:'!! 'Iien  Oowissenszwange"  fülirt,  nicht  nur 
gegenüber  dem  Kinde,  welches  in  der  Kirche  das  Glaubensbekenntniss  öftent- 
lich  abgelegt  hat  und  genöthigt  wird,  den  Religionsunterricht  und  Oottes- 
dienst  einer  andern  Confesmon  zu  besuchen^,  sondern  auch  gegenüber  den 
Eltern ,  die  auf  Antrag  des  znstindigen  Pfarrers  durch  TTrtibeibprudi  und 
Zwangsvollstreckung  genöthigt  werden,  das  Kind  zum  Besuche  eines  ihm 
durch  Vertrag  oder  Gesetz  bestimmton  Rclisrionsunterrichtcs  und  Gottesdienstes, 
sogar  zum  Empfange  der  Sacraraente  in  einer  andern  als  der  von  ihnen  selbst 
und  dem  Kinde  erwählten  Kirche  Huauhalten.  Allein  daraus  dar!  nicht  ge- 
folgert werden,  es  bleibe  „nichts  anderes  fibrig,  als  dass  man  zu  dem  Stend- 
punkto  des  Ministerialerlasses  vom  12.  Januar  1837  zurückkehrf*  \  Der  Ge- 
wissenswansr,  wohin  eine  richtige  Ausleü:ung  des  Oesctzes  fuhrt,  kann  nicht 
durch  die  Gerichte,  aoudern  nur  durch  die  Geaetzgebung  beseitigt  werden. 

B.  Tom  Täter  nieht  anerkmite  miehelieke  Kinder« 

Für  uneheliche  Kinder,  deren  Kitern  einem  und  demselben  Glau- 
bensbekenntflisbe  angehören ,  gelten  die  Grundsätze  des  gemeinen 
Hechts^.  Die  durch  eine  gemischte  Ehe  legitimlrten  oder  von  einem 
Vater  ^anerkaimteii^  Kinder  werden  den  eheliohen  Eindem  gleich 
behandelt.  (Tgl.  oben,  S.  259.)    Sind  unehelich  geborene  Kinder 


*  Entscheidung  vom  14.  October  1887,  Sammlnng,  Bd.  IX,  Hr.  48,  S.  250 

bis  254.    Vgl.  oben,  S.  278. 

>  EntschelduDg  vom  2ö.  AprU  1888.   Vgl.  obea,  S.  289. 

*  Entadieldiing  vom  16.  Hsi  1888.  Vgl.  oben,  8.  SM7,  S48. 

^  Hiergegen  wird  eingewendet,  von  einem  Gewlsaenezwuige  gegen  die  Ktader 
könne  keine  Rede  sein,  da  Kinder  vor  Abachluss  ihrer  religiösen  Ei-ziehnng  nooh 
keine  selbständige  Ueberzeugung  li&tten.   Dies  ist  aber  eine  blosse  1<  iction. 

>  Vgl.  Butter  ftr  admlnisintiTe  Piazts,  Bd.  XXXIV,  B.  316  j  oben,  3.  888. 

^  Vgl.  die  Entscheidung  des  Verwattni^segeclditahofes  vom  18.  Februsr  1884, 
Sikmminng,  Bd.  V,  Nr.  41,  8.  188^-142. 
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„Ton  dem  Tater  nicht  anerkaont'^,  so  werden  sie  »nach  dem  Olau- 
bensbekemitiiisse  der  Matter  erzogea'^. 

Es  fragt  sidl,  ob  mit  dieser  Vorschrift  des  §  21  ein  Bestimmungsrecht 
der  Mutter  ausgeschlossen  isf Der  VerwnUunfrsgerichtshof  verneinte  diese 
Fra*!;e  im  Jaliro  18S1,  indem  er  aiinaliiii,  es  komme  hier  das  gemeine  Recht 
zur  Anwendung,  und  danach  üteho  der  Mutter  das  Bestimmungsrecht  zu. 
(Vgl.  oben,  S.  61,  62.)  In  mehreren  anderen  Fällen,  die  seitdem  zu  ent- 
scheiden waren,  hat  der  Yerwaltongageriehtaliof  eine  bestuumte  Lösung  dieser 
Frage  Termieden. 

Der  unehelieho  Sohn  der  katholischen  K.  P.  hatte  angeblich  einen  prote- 
stantischen Vater,  war  aber  nicht  „anerkannt*  und  hatte  ^somit  nach  der 
Sohlussbestimmung  von  §  21  dem  katholischen  Glaubensbekenntnisse  seiner 
unehelichen  Matter  zu  folgen*^.  Aus  diesen  GrQnden  ordnete  der  Verwal- 
tangsgerichtshof  die  katholische  Erzielmng  des  Knaben  an.  Die  Entschei- 
dung köiinto  so  vorstanden  werden,  als  müssten  Uneheliche  Kinder  selbst 
\vider  den  Willen  der  Mutter  in  deren  Confession  erzo;,'eii  werden.  Denn  in 
diesem  Falle  hatte  die  Mutter  einen  Protestanten  getieiratet  und  mit  dem- 
selben Tereinbart,  ihr  unehelieher  Sohn  solle  ebenso  irie  ein  eheliches  ESnd 
erzogen  werden;  darin  konnte  eine  Bestimmung  der  Matter  gefunden  werden, 
dass  ihr  unehelicher  Sohn  protestantisch  erzogen  werden  solle.  Der  Stief- 
vater verlan^-te  die  protestantische  Erzieluin;^; ;  im  Berichte  ist  nicht  t,'o<!i'^'t, 
dass  die  Mutter  diesem  Verlangen  ent^j:e;L;engetreten  sei.  Allein  an  enier 
andern  Stelle  billigen  die  Entscheidungsgründe  den  Grundsatz,  dass  „die  Be- 
stimmung aber  die  religiöse  Erziehung  eines  unehelichen  Kindes,  als  Be- 
standtheil  des  Erziehungsrechts  und  der  Erziehungspflicht,  in  der  Regel  der 
ausserehelichen  Mutter  zustehe" 

Die  am  14.  September  1*^70  m  Nnrnborg  <:feborene  und  daselbst  prote- 
stantisch getaufte  Anna  Christine  \Vorthmüllor  war  die  Tochter  der  katlio- 
liscben,  ledigen  Maria  Werthmüller  aus  Ausbacli.  Als  Vater  hatte  sich  der 
protestantische  Schuhmacher  Barthel  aus  Zirndorf  bekannt.  Derselbe  starb 
/n  Zirndorf  am  1.  November  1SP2.  Die  Mutter  starb  im  Armenhause  zu 
Ansbach  am  8.  Jannar  ISsT.  Das  katliolische  Stadtpfarramt  verlangte  auf 
Orund  von  §  21  der  zweiten  Verfassungsbeilaire  die  katholische  Erziehung 
des  Waisenkindes.  Demgegenüber  berief  sich  das  protestantische  Ptarranit 
^aaf  eine  Urkande,  die  am  Tage  vor  dem  Tode  der  Mutter  errichtet  irar. 
Darin  hatte  die  Matter  vor  zwei  Zeugen  ihren  Willen  erklärt,  ihr  Kind 
solle  in  der  |)rotestantise!K  n  Kelii^ion  verbleiben,  Dooh  wurde  vom  Stadt- 
magistrat  /.u  Ansbach  dio  katliolisclie  Erziehung  angeordnet',  und  eine  Be- 
sehwerde des  protestantischen  Pfarramtes  gegen  diesen  BesohlusH;  kosten- 
pflichtig zurückgewiesen.    Die  Gründe  lauten,  wie  folgt.    „Es  kann  daiuu- 


*  Diese  Frage  wurde  bejaht  in  den  Ministerialentschlieasungen  vom  9.  Märx 
1818  und  7.  October  J835,  bei  G.  Döllinger,  Bd.  VIII,  Nr.  27,  29,  S.  52,  54, 
dagegen  verneint  in  den  MiaisterialentscUieMungea  vom  23.  M&rs  1849  und  12.  April 
1850,  bei  G.  DSIIinger  (v.  Strauss),  Bd.  XXIII,  S.  30,  81.  Die  letstere  Meinung 
ist  als  die  richtige  ansneehen. 

'  Entscheidung  vom  Ifl.  November  1886,  Sammlung,  JW.  VIII,  Nr.  39,  S.  162 
bis  169.  —  Der  dem  Anscheine  nach  vorliegende  Widerspruch  iu  der  B^Undung 
dieser  Entscheidung  wflrde  eich  lOaen,  wenn  etwa  Im  Laufe  des  Beditestreites  die 
Mutter  erklärt  hätte,  sie  wolle  ihren  unehelichen  Sohn  katholisch  ensiehen. 

'  BeschlttBS  des  Stadtmagietrats  au  Anebach  vom  8.  Juli  (887. 
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gestellt  bleiben,  ob  jene  licstimmimg  in  §  21  der  zweiten  Verfassttngsbeilage 
in  prolübitI\om  Sinne  aufzutasseii  ist,  oder  ob  durch  sie  der  nach  Massgabe 
des  einschläj?i*^cn  Civih-eclits  in  der  Erz!ohnnf]p>;>^ewalt  der  ^lutfor  otw;)  pnt- 
halteuea  Befuguiss,  über  die  religiöse  Erziehung  des  Kinties  >;u  veriiigen, 
Baun  gelassen  werden  wollte.  In  dem  eiueu  wie  in  dem  andern  Falle  er- 
gibt sicli  die  Yerpfliclitung  zur  Erziehung  der  Anna  Christine  Werthmliller 
in  der  katholischen  Religion,  und  zwar  im  letzteren  Falle  als  T'olge  der  hier 
ma^'^srf'bendün  civil2fOf?cf/Iic]iftn  nestimmunc:en.  Denn  da  »'  r  letzte  ständiffo 
Wohnsitz  der  Mutter  in  Ansifach  war,  und  daselbst  auch  iiu*  hinterlassenes 
Madeheu  seinen  Aufentlmlt  hat,  so  würde  das  Ausbacher  Provinzial-,  subsidiär 
das  preuBsische  Landrecht,  als  massgebend  in  Betracht  za  kommen  haben. 
Indem  nun  letzter««  in  Theil  2,  Titel  2,  §  642  bestimmt,  dass  nneheliobe 
Kinder  bis  zum  geendigten  vierzehnten  Lebonsjahre  in  dein  Glauben  der 
Mutter  erzogen  werden,  ist  das  ErziehnnjTsrccht  d<  r  Mutter  durch  dieselben 
civihechtlichen  Normen,  aul"  welche  es  seineui  Jiestande  und  T'mfaTi'^o  nach 
sich  gründet,  in  dem  Punkte  der  religiösen  Erziehung  ilirea  unehelichen 
Kindes  gebunden;  die  ebenerwShnte  Gesetzesvorschrift  ist  daher  für  die  Mntter 
unbedingt  Terpfliehtend.**  * 

Rosa  Bauer  aus  Schwarzenberg  a.  S.  wollt«-  ihren  am  31.  März  1881 
geborenen  nnpheliehen  Sohn,  Alfons  Bauer,  der  von  seinem  natürlichen  Vater 
nicht  anerkannt  war,  in  den  Lehren  der  freireligiösen  Gemeinde  zu  Nürnberg 
erzleheiif  weil  sie  aus  der  protestantisehen  Eirohe  ausgetreten  und  Mitglied 
der  genannten  freien  Gemeinde  geworden  war.  Der  Yerwaltungsgerichtshof 
untersuchte  die  Frage,  ob  dor  Cl  tubenswecluel  als  rechtsgiltig  anzusehen  sei. 
Weisen  dieser  Frage  wurdo  die  Snch»»  «oG^ar  an  das  Plenum  verwiesen  Aus 
dieser  Processgeschichte  könnte  i^ctoli^ert  wei  den,  dass  d'  i*  Verwaltungsgerichts- 
hol'  (stillschweigend)  angenommen  liabe,  die  Mutter  eines  unehelichen  Kindes 
sei  nicht  berechtigt,  ihr  Kind  in  einem  andern  als  in  ihrem  eigenen  (gcsetz- 
raiissig  festgestellten)  Glaubensbekenntnisse  zu  erziehen.  Hiergegen  spricht 
jedoch  eine  Stelle  der  Entscheidungsgründe,  die  ausdrücklich  bemerkt,  «dasA, 
nachdem  die  Brschwfrdofrihrpnn  ihren  Anspruch  auf  Erziehun«-  ihre*»  ausser- 
ehelich  geborenen  Kindes  iu  ihrem  Glauben,  d,  i.  in  den  Lehren  der  frei- 
religiösen Gemeinde  Nürnberg,  lediglich  darauf  gestützt  hat,  dass  sie  aus  der 
protestanüschen  Kirche  ausgetreten  und  Mitglied  der  letztern  Gemeinde  ge- 
worden sei,  hier  unentschieden  gelassen  worden  kann,  ob  nach  d«  r  vor> 
erwähnten  G«  sei/esht  stimmung  |§  21  der  zweiten  Verfassungsbeilai;('|  eine 
uneheliche  Mutter,  vermöge  dor  ihr  etwa  civilrechtlich  eingeräunitea  J]i- 
ziehungsgewalt  die  religiöse  Erziehung  ihres  Kindes  auch  in  einem  andern, 
als  ihrem  Glaubensbekenntnisse  verfügen  kann.*  ^ 

^  Entscheidung;  des  Verwaltun2:^'gcrichtshofes  vom  11.  Juli  1808.  Vgl.  oben,  S.  164. 

'  Alle»  iliea  wäre  uunöthig  geweaeu,  wenn  der  Grundsatz  feststände,  dass  die 
Mutter  eines  nnehetidien  Kindes  berechtigt  sei,  die  religiöse  Ersiislrang  des  Kindes 
zu  beatimraen.  Es  blieb  dann  nur  noch  zu  prüfen,  ob  die  Mutter  für  das  Kind  auch 
die  Lehren  einer  freireligiösen  Gemeinde  wHMen  lc5nne.  Dazu  hätte  es  einer  Verweisung 
an  das  Plenum  nicht  bedurl't.  —  Das  Plenum  ntthui  an,  der  ülaubenswecbael  der  Mutter 
sei  in  gesetsmlssiger  Welse  geschehen.  Daraufhin  wurde  das  Recht  der  Mutter  ftnerkaiint, 
ihren  Sohn  Alfons  „in  den  Lehren  der  froireligiöscti  Gemeliido  Nlhnherg  zn  erziehen'^". 

'  Entscheidung  (Flenam)  vom  2'd.  October  18S9,  Sammlung,  Bd.  XI,  Nr.  2,  S.  17. 


Sclmildt»  CoDf««8lou  der  Kinder. 
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Fünfter  Abschnitt 

Königreleli  Sachsen. 


Am  Kinder  mam  nngemUMslftteu  Cihen. 

Eheleute,  die  aus  einer  vom  Staate  anerkannten  Religionagesell- 
schaft  austreten,  ohne  zu  einer  andern  solchen  Beligiunsgesellschaft 
Überzutreten,  haben  die  Confesston  ihrer  Kinder  zu  bestimmen;  bei 
Uneinigkeit  unter  den  Eltern  entscheidet  der  Wille  des  Täters^.  Also 
gilt  der  in  §  1802  des  bürgerlichen  Gresetzbuches  für  die  allgemeine 
Erziehung  aufgestellte  Grundsatz  ^  für  die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder  von  Dissidenten.  Doch  müssen  Kinder  derjenigen  Dissi- 
denten, welche  keiner  Eeligionsgesellschaft  angehören,  am  Religions- 
unterrichte einer  anerkannten  oder  hestätig'ten  Religious^esellschaft 
theilnehnien ;  die  Walil  steht  den  Erzielmngspfiichtigeu  frei Diese 
Grundsätze  werden  auch  auf  ausländische  Dissidenten  angewendet,  die 
im  Königreich  Sachöen  wohnen  \ 

Sonst  müssen  Kinder  aus  ungemischten  Ehen  nach  §  68  des 
Mandats  Tom  19.  Februar  1827  in  der  Begel  in  der  Confession 
der  Eltern  unterrichtet  werden.  Danach  sind  an  Orten,  wo  es  katho- 
lische und  evangelische  Schulen  gibt,  die  Kinder  katholischer  Eltern 
in  katholische,  und  die  Kinder  evangelischer  Eltern  in  evangelische 
Schulen  zu  verweisen.  „Unter  keinem  Yorwande  dürfen  an  solchen 
Orten  Kinder  katholischer  Eltern  in  die  evangelische  Schule,  und  die 
Kinder  evangelischer  Eltern  in  katholische  Schulen  aufgenommen 
werden.« 

Von  dieser  Regel  finden  drei  Ausnahmen  statt,  die  thatsächlich 
zum  Yüitheile  der  lutherischen  und  zum  Nachtheile  der  katholischeu 
Kirche  gereichen.  Erstlich  dürfen  die  Vorsteher  von  gelehrten  Con- 
fessionsschnlen  gestatten,  dass  Kinder  von  Eltern,  die  emem  andern 


*  Gesets  vom  20.  Juni  1870,  §  20,  Absatz  9. 

'  ,,Bei  einer  Mebmngiivenobiedfiiiheit  d«9r  Eltern  Uber  die  Eniehuiig  ihrer  Kinder 

entacbeidet  der  Vater." 

B  Gesets  vom  26.  April  1873,  §  6,  Abwts  4. 

*  Zeiiflchrifk  Ittr  Beclitspfl^  und  Verwaltnng,  Nene  Folge,  Bd.  XXXCC  (1874) 
B.  SO,  31. 
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Beligtonsbekeimtniase  angehöreiif  diese  Schalen  besuchen^.  Zweitens 

kann  den  Eltern  vom  Bekenntnisse  der  Minderheit  erlaubt  werden* 
ihre  Kinder  in  Schulen  vom  Bekenntnisse  der  Mehrheit  zu  schicken, 
wenn  innerhalb  des  Scliulbezirks  die  Schulen  vom  Bekenntnisse  der 
Minderheit  (in  ihren  Leistungen)  den  Schulen  vom  Rekeimtnisse  der 
Mehrheit  nicht  g^leichstohen  ^  Drittens  ertheilt  (weni^^stens  in  Dresden) 
der  Stadtratli  für  katliolisuhe  Kinder,  die  von  der  katholischen  Schule 
entfernt  wolmon,  auf  Ansuchen  der  Eltern  die  Erlaubuiss  zum  Besuche 
einer  näher  gelegenen  lutherischen  Schulet 

In  Sehnlbezirken,  worin  besondere  Schulen  rom  Bekenntnisse  der 
Minderheit  nicht  bestehen,  müssen  die  schulpflichtigen  Kinder  die 
öffentliche  Yolksschnle  besnchen^.  Auch  diese  Yorschrift  gereicht 
thatsächlich  zum  Yortheile  der  lutherischen  Kirche,  der  die  Mehrheit 
der  sächsischen  Bevölkerung  angehört. 

Am  Ueligionsunterrichte  der  Schule  dürfen  in  der  Kegel  nur  die- 
jenigen Kinder  thoilnehmen ,  die  dem  Bekenntnisse  der  R<'l)ule  ange- 
hören. Anderen  Kindern  darf  die  Theilnahine  am  lieligionsuuterrichte 
der  Schule  nicht  einmal  auf  ^Yun^äch  der  Eltern  gestattet  werden. 

Die  beiderseits  katliolisclien  Eheleute  II.  in  Loipztjr  i'chickten  ihren  Sohn 
in  das  moderne  Gosanimfcgymnaaium  und  Hessen  ihn  am  lutherischen  Rehgions- 
unterrichto  theilnehmen,  weil  sie  ihn  in  der  lutherischen  Confession  erziehen 
wollten.  Es  wurde  aber  entschieden,  dass  dies  Kind  vom  lutherischen  Reh- 
gionsunterrichte  auszu8ch1ie$sen  und  katholisch  su  erziehen  sei.  Die  BegrQn- 
dnnf^  Inntete:  .,Die  Erziehunjr  von  Kiiulcrn  ans  ungoniischtcn  Elicn  in  einer 
andern  Confession,  als  derjenigen,  zu  welcher  sich  beide  Eltern  bekennen, 
erscheint  sowohl  nach  gesetzlicher  Vorschrift,  als  vom  sittlich  religiösen 
Standpunkte  aus,  dnrdiaaB  unstatäiafl,  und  hätte  daher  der  Knabe  H.  unter 
keiner  Bedingung  zum  Beligionsunterrichte  im  modernen  Gesammigymnasium 
admittirt  werden  sollen.'^  ^ 

In  einem  solchen  Falle  bat  die  Religionsgesellschaft,  welcher  das 
Kind  angehört,  för  ausreichenden  Beligionsunterricht  zu  sorgen.  „Ist 
jedoch  dazu  keine  Gelegenheit  vorhanden,  so  können,  auf  Antrag  der 
Eltern,  Kinder  bis  zum  zwölften  Lebensjahre  auch  am  Keligionsunter- 

richte  einer  andern  Confession,  als  derjenigen,  in  welcher  sie  zu  er- 
ziehen sind,  theilnehmen."*^  Auch  diese  Vorschrift  gereicht  that- 
sächlich zum  Yortheile  der  lutherischen  Hirche. 


1  Mandat  vom  10.  Februar  1827,  §  50. 

«  Gesetz  Ober  das  Volksschulwesen,  vom  26.  April  1873,  g  6,  Absats  1.  VgL 
Ausführungsverordnung  vom  25.  August  1874,  §  14. 

*  Die  gesetsliebe  Vorsobrlft,  die  su  soleber  Erlaubniw  ermiehtigt,  ist  mir 
nicht  bekamit. 

*  Gesetz  vom  26.  April  1873,  §  6,  Absatz  2. 

*  Verfügung  der  Kreisdirection  zu  Leipsig  vom  28.  December  1857,  —  Im  näm- 
lichen Sinne  erging  ein  Besehhiss  des  Stadtoneeebuises  su  Dresden  vom  0.  Mai  1688. 

*  Qeaeti  Tom  26.  April  1873,  §  6,  Abwts  8.  Vgl.  AuafttbrangaTeffordniing 
▼om  25.  August  1874,  §  15,  Absats  1  und  8. 

20* 
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Fflnfter  Abnohnttt.  Köitlgreieh  8a<difl«ii. 


Sind  beide  Eltern  deutschkatholisch,  so  müssen  sie  ihre  Kinder 
in  dor  Regel  deutschkatholisch  erziehen  K  Doch  finden  hier  ebenfall» 
die  erwälmtpii  Ausnahmen  entsprechende  Anwendung, 

Bei  Aufnahme  ont  s  jeden  Kindes  in  eine  Schule  soll  emiittelr 
werden,  wolchor  Conlcssion  die  Eltern  angehören,  und  in  welckeiii 
Religionsbokcuütnisse  das  Kind  zu  erziehen  ist.  Es  sind  darüber  in 
fortlaufenden  Yerzeichnissen ,  nach  Massgabe  von  §  8  der  Instruction 
für  die  BezirkssoliuIinspeotOTeii  vom  6.  November  1874,  die  nöthigen 
Angaben  m  machen^  die  den  Aufsichtsbehörden  vorgelegt  werden*. 

An  den  bezeichneten  Gnindsatsen  wird  dnroh  den  Tod  des 
Vaters  oder  der  Mutter  nichts  geändert.  Ebenso  ist  ein  Roli^ions- 
wcchsel  des  Vaters  oder  der  Mutter  auf  die  Confession  der  Kinder 
ohne  Einfluss.  Nach  dem  Tode  dis  Täters  müsson  daher  die  Kin- 
der in  seinem  RelipnTisbckcnntriisse  erzogen  werden,  iiuch  wenn  dio 
Mutter  ihr  Hekemitniss  vor  uder  nach  dem  Tode  des  Väters  ge- 
wechselt hat,  Soüst  wird  ..die  Art  der  Erziehuntr,  nach  Gehör 
des  Vormundes,  unter  Berücksichtigung  der  AuordiiuDgen  der  Eltern 
und  der  sonstigen  Verhältnisse",  durch  das  Vorraundschaftsgericht 
bestimmt*. 

Die  Ehefrau  des  im  Armenhause  zu  Chemnitz  untergebrachten  lutherischen 
Formstechers  A.,  die  als  Aufwärteiin  in  Dresden  lebte,  war  am  26.  H8rz 
1866  Ton  der  lutherischen  zur  katholischen  Kirche  übergetreten.   Sie  war 

gesetzlich  verpflichtet,  ihren  am  5.  Mai  1852  geboren«  n  Sohn  in  der  luthe- 
rischen Conrrssion  /ii  erziehen,  weigerte  "ich  alicr,  denselben  zum  Besuehe 
des  Confinnaiidenuiitcrriciits  anzuhalten.  Die  SckuUnspoction  forderlc  nie  auf. 
„bei  Veraieiduug  des  über  oie  im  ferneren  Niehtbefolguugsfalle  zu  verkäiigendeii 
GefängniBSzwanges  ihren  Sohn  unverzüglich  wieder  zur  Theilnahme  an  den 
Prä)[»aFandenstunden  zu  schicken"  ^  Sie  erklärte:  ^Ich  will  doch  sehen,  wer 
mich  dazu  zwingen  will:  ich  erziehe  meinen  Sohn  katholisch,  was  er  auch 
wünRckt,'*  Hierauf  wurde  angeordnet:  „Der  Knabe  ist  auf  alle  Ffilie  nicht 
vor  seiner  Confirmation  aus  der  Schule  zu  entlassen:  im  übrigen  ist  derselbe 
behufs  Ertheilung  des  separaten  Präparatioosunterrichts  bis  zu  seiner  Con- 
firmation durch  den  Schulboten  jederzeit  dem  Herrn  Pastor  B.  zu  sistiren.** 
Auch  wurde  der  Director  veranlasst,  den  Knaben  .,durch  den  Schulboten  un- 
bedingt iiinl,  wenn  erfordorlicli,  tagtäglleli,  zur  Schule  holen  zu  lassoii"  ■'.  Der 
Schulbote  zeigte  an,  der  Kuabe  sei  ihm  entlaufen.  .  .  .  Schliesshch  erklärte 
die  Mutter,  „sie  habe  eingesehen,  dass  es  nicht  zu  andern  sei**;  sie  wolle 
ihren  Sohn  daher  wieder  zur  Schule  schic^en^  bitte  aber  um  Fürsprache,  dass 
der  Knabe  bald  aus  der  Schule  entlassen  werde,  herauf  erschien  der  Knabe 


*  Gesetz  vom  2.  November  1848,  §  11.  Vgl.  z.  B.  Erlaus  des  Cuitusministerium» 
vom  27.  August  1650. 

2  Trotz  dieser  strengen  Yorschrifteu  fiudea  sich  thataächlich  uicht  selten  kstho» 
ÜBChe  Kinder  in  Intherischeo  oder  lutherische  Kinder  in  katholischen  Schulen. 

3  Bürgerliches  Gesetzbuch  für  das  Königreich  Sachsen,  §§  1922,  1923. 

*  Bcsehlusa  d«r  Schvlinspeetion  (des  Bftthes  und  de«  Superinteiidenten)  su 
Dresden  vom  8.  April  1867. 

'  Besehlusa  der  SchuUnspection  zu  Dresden  am  15.  April  und  I.  Mai  1867, 
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wieder  in  der  Schule,  am  7.  Mai  1867;  er  wurde  am  22.  desselben  Monats 

eonfirrairt  und  am  uümliolien  Ta£,'o  aus  der  Schule  entlasst  u  \ 

Die  Withve  des  am  21.  Juli  isn?  zu  Leipzig  gr  t  .rhr^ncn  lutherisclien 
Kaufmanns  und  Ötadtraths  II.  war  einige  Zoit  vor  dem  lüde  ihres  Khomanns 
«08  der  lutherischen  Kirche  ausgetreten  und  Mitglied  der  deutsch iiatholischen 
Religionsgemeinsehafl  geworden.  In  zweiter  Ehe  heiratete  sie  den 'Prediger 
<ler  doutschkatholischen  Gemeinden  zu  Leipzig  und  Dresden,  Dr.  H.  Die 
drei  Söluio  erster  Ehe,  Fritz  (geb.  1.  Juni  1800),  Karl  (geb.  30.  Juni  1865) 
und  Rolx  rt  (geb.  16.  September  1866),  wurrloii  duri  fi  zwei  Brüder  ihres  Vaters 
bevormundet.  Die  Mutter  wollte  diese  Böhne  deutschkathoüsch  erziehen, 
wogegen  die  Vormünder  Widersprach  erhoben.  Dieser  Streit  führte  zu 
mehreren  HfumiAhmen  des  Yormundachaftsgerichts.  Im  März  1874  wurde 
die  beabsichtigte  deutschkatholisclie  Confirmation  dos  ältesten  Sohnes  durch 
Kinsc]ir*^'ifr'n  der  Rrhörden  verhindert*.  Auf  AiitiJii:  der  Vormünder  und 
mit  (-leiieiimii^nin^r  des  Vormundschaftsgerichts  wurde  Fritz  iL  im  October 
1874  dem  Jilintiusse  der  Mutter  entzogen  und  in  einer  Erziehungsanstalt  zu 
Jena  untergebracht".  Ein  Antrag  der  Matter,  die  Yormunder  abzusehen, 
wurde  abgelehnt  ^    Auch  eine  Beschwerde  der  Mutter  wurde  zurfickge> 


^  Ob  der  Knabe  der  lutherischen  Kirche  tren  blieb,  ist  «us  den  Acten  nicht 

m  orschen. 

*  Schon  um  1Ö70  hatte  der  Vormundschaftsricliter  der  Mutter  tnUndlich  ge- 
nthen,  von  ihrem  Vorhaben  abcustehen,  weil  es  dfthio  flihrea  künnC)  dass  die  Er- 
aiehiing  der  Kinder  in  andere  Hftnde  gelegt  werde.   Doch  wurde  ihr  Mteater  Sohn 

auf  ihren  WiniAch  vnm  Re'lif:^innsnntpprielif e  dispensirt  (was  nach  gesetzlicher  Vor- 
Bchritt  nicht  hätte  geschehen  sollen).  Kr  nahm  am  dcutschkatholischcn  Rcligions- 
unterricbte  seines  Stiefvaters  theil  und  sollte  durch  dcnselhen  am  29.  Mürz  1874 
confinnirt  werden.  Hiervon  machten  die  Vormünder  Anseige  bei  dem  Vorrannd» 
schaftägerichte ,  dem  Gericlit'^.imt  im  TJrzirksgcriiditc  Leipzig.  Dies  richtete  durch 
Beschluss  vom  20.  März  1874  an  die  Krcisdirection  das  Ersuchen,  die  heabsichtigte 
Cünfirmining  des  Kindes  zu  verhindern,  weil  es  nostatthat't  aei,  ^dass  ein  unmiin- 
digee  evangelisoh-ltttherfech  getauftes  Kind,  welches  noch  nicht  einmal  das  vier- 
zehnte Lehensjnhr  erfilllf  Imt,  zu  drin  Dtnit^.'hkHtholicismus  convertirt  wiTile".  Die 
Krcisdirection  zu  Leipzig  gab  die  iracbe  mit  Beschluss  vom  25.  März  1874  an  den 
Stadtrath  zur  Entachliessung  ah.  Von  dort  wurde  die  Sache  au  das  Gcrichtsamt 
Leipsig  II  abgegeben,  well  Dr.  H.  in  Oohlie  vrobnte.  Die»  Gericht  erliess  durch 
Beschliiss  vom  28.  !Milrz  1874  an  Dr.  II.  das  Verbot,  „bei  Vermeidunü  einer  Geld- 
strafe von  20  Thalern ,  vor  Auftrag  der  obgedachten  Differenz  die  Contirmation  des 
evangelisch-lutlicrischen  Knaben  Fritz  H.  vorzunehmen^^  Das  Verbot  wurde  kurz 
vor  Beginn  der  ConArmationsfeler  dem  Dr.  H.  sugeatellt. 

^  Der  deutschkatholische  Landoskircliciivorstand  im  Königrc  icli  Sat  liscn  rirlitotp, 
auf  Antrag  des  Dr.  H.,  eine  Vorstellung  an  das  Cultusministerium  mit  der  Bitte,  im 
Wege  des  Dlspensatiou  die  Erlaubniss  zu  erwirken,  daas  die  drei  Brüder  U.  in  den 
GrundsKtBen  der  dentsohkatholisohen  ReliglonBgemelnachaft  eraogen  würden.  Das 
Cultusministcrium  erforderte  durch  Erlasa  vom  2.  Mi1rz  1875  Bericht  des  V<innuud- 
sch.iffsgerichts.  Das  Gorieht  tadelte  im  Berichte  vom  12.  März  1ö7j  das  Verhalten 
der  .Mutter  gegenüber  den  „die  Vaterstelle  vertretenden"  Vormündern  und  rechtfer- 
tigte die  getroffene  Maasnahm«  durch  Verweisung  auf  dlegesetaliebe  Vorschrift  (§  1933% 
wonach  die  Erziehung  der  Mtindel  durch  das  Votmundachaftsgericht  bestimmt  wird. 
Das  CultTtsministcrium.  ph(>nso  wie  das  Appellationngericht,  als  Juatiaaufsichtsbehörde, 
fand  keinen  Aulastü,  irgend  eine  Anordnung  zu  trefl'en. 

*  Beaehlflaae  des  Oertchtsamtes  im  Beeiricsgerichte  Leipsig  vom  1.  und  lA.  Juni 
JL876.   Damit  erledigte  steh  die  VerfOgung  auf  eine  Eingabe,  die  vom  Gnlttumini- 
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viMen  Anf  ireitern  Antrag  der  Vormfindcr  beechloss  das  Yormundflchafts- 
gericbt,  auch  die  beiden  jönpcren  Brüder,  Karl  und  Robert,  in  einor  answär- 
'  tig'on  AiisfaU  nntcrzubrin<2^on.  Dir  Muttor  rrliolt  hiergep;en  anfangs  Widerspruch, 
erklärte  sich  aber  schliesslich  Uamii  einveistamien.  Hierauf  wurden  alle  drei 
Bruder  uro  Ostern  1876  in  die  Erziehungsanstalt  zu  Keilhau  bei  Blaiikeii- 
burg  gebracht. 

Die  Verwaltungsbehörden  hatten  zuweilen  darüber  zu  entscljeidcn ,  ob 
und  unter  welebon  YorauRsetzungon  ihr  §  58  des  Mandats  vom  19.  Fe- 
bruar 1827  auf  Kinder  von  Aus  lande  tu  Anwendung  finde.  Der  evan- 
gelische Schmiodemeister  B.  zu  Nehesdorf,  im  preussisehen  Kreise  Luckau, 
gab  nach  dem  Tode  seiner  eTangeUechen  Ehefrau  seine  Toehter  (geb.  20.  April 
1882)  bei  dem  katholischen  Postschaffner  S.  za  Dresden  in  Pflege.  Dieser 
brachte  das  Kind  in  eine  katliolisclio  Schule,  mit  einer  Bescheinigung  des 
Vflfors,  (liiss  dcrscllio  din  katholiscliL'  Erziehung  wünsche.  Der  Vater  erklärte 
auf  J^et'rngon:  ^Es  ist  in  (hr  Th.it  meine  Absicht,  meine  Tochter  in  der 
rüraisch-kathülischfin  Confession  erziehen  zu  lassen."  Der  Landrath  zu  Luckau 
bescheinigte,  ^dass  nach  §  74  II  2  des  preussisehen  Allgemeinen  Landreehta 
der  Ausführung  jenes  Vorhabens  nidits  entgegenstehe".  Das  KGnisterium 
verfügte,  der  katholischen  Erziehung  möge  „nicht  entgegengetreten  werden**, 
weil  nachgewiesen  war,  „dass  der  Vater  des  Kindes  dem  königlich  sächsischen 
Ünterthanonverbande  nicht  angehört,  dass  seine  Absicht  in  der  That  auf  die 
Erziehung  seines  Kindes  in  der  bezeichneten  Confession  gerichtet  ist,  und 
dass  nach  der  Gesetzgebung  seines  Heiraatsstaates  der  Ausffihrang  dieser 
Absicht  Bedenken  nicht  entgegenstehen** 

Die  bf'idcM  liriider  R.  waren  in  einer  ungemischten  Ehe  katholischer 
Eltern  am  24.  Doeomber  1861  und  12,  Xovcniber  1863  in  Südamorikn  j^e- 
boren.  Die  Ehe  wurde  gerichtlich  geschieden,  und  der  Mutter  wurde  di© 
„T&terlifihe'^  Gbvalt  fiber  die  beiden  Sohne  zugesprochen.  Die  Kutter  trat 
dann  im  Königreich  Sachsen  zur  Intherischen  Kirche  fiber  und  sehloss  eine 


sterlum  am  27.  April  1875  an  das  Appdlatlonsgerleht  su  Lelpalg  und  von  letsteran 

am  7-  Mai  an  das  Gerichtsamt  abgogolien  war. 

*  Beschluss  des  Appellationsgerichts  zu  Leipzig  vom  0.  Juli  1875.  Danach 
konnten  die  Thatsachen,  die  den  Vormündern  durch  die  Mutter  sur  La«t  ge- 
legt worden,  die  Entlassung  der  Vormflnder  nach  g  1978  des  bfirgeilichai  Gesefcs- 

buchps  nicht  rechtfprtipcn.  Im  wfftcntlichen  bestand  nur  eine  ,.V(-Tsc^tfT'f?;liolt  der 
Ansichten,  von  weichen  einestheils  die  Mutter,  anderntheiis  die  Vormünder  rücksicht- 
lich der  Ersiehung  der  Kinder  ausgingen.  In  keinem  Falle  war  die  Mutter  befugt, 
die  ausschliessliehe  und  unfehlbare  Richtigkeit  der  von  Ihr  diesfalls  vertjretenen  An- 
sicliten  für  sich  in  Anspruch  zu  nolimcn.  BozOplichp  Meinungsverschiedenheiten 
können,  so  bedauerlich  sie  sein  mögen,  an  sich  zu  einer  Entlassung  der  bestellten 
Vormünder  um  so  weniger  fuhren,  als  den  letzteren,  so  gut  wie  der  Mutter,  die 
Yoraussetsung  eines  ttberseagungstreoen  Vorgehms  sur  Seite  steht,  Qberdlee  nach 
der  kinron  und  zweifellosen  Vonrhrifl  von  §  1922  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
die  Art  der  Krziehung,  wenn  schon  nai-li  Gehör  des  Vormundes  und  unter  Berück- 
sichtigung der  Anordnungen  der  Eltern  und  der  sonstigen  Verhältnisse,  von  dem 
Vormundschaftsgerichte  sn  bestimmen  Ist.** 

'  Erlaus  clfB  Cultusministerhims  f v.  Gerber)  vom  26.  Juni  1888.  —  Diese  Ent- 
scheidung beruht  auf  der  Voraussetzung,  daüs  §  5S  des  Mftndats  vom  10.  Februar 
1827  zu  den  bloss  vermittelnden  Gesetzen  zu  rechnen  ist.  Im  übrigen  legt  sie  Ge- 
wicht auf  die  Staatsangehörigkeit.  Statt  dessen  bitte  darauf  Terwlesen  werden 
sollen,  daw  der  Vater  Im  Gebiete  des  preussisehen  Allgemeinen  Laadrechts  wohnte. 
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zweite  Ehe  mit  einem  Staatsangehörigen  des  Königreichs  Sachsen.  Sie  wollte 
ihre  bnidcn  Söhne  er^tor  Ehe  evangelisch  erziehen  imd  srhicktc  diescllion  zu 
Leipzig  in  die  luthorisciie  Schule.  Das  Oultusministtrium  erklärte  die  luthe- 
rische Erziehung  für  statthaft.  Die  Entscheidung  stützte  sich  darauf,  dass 
dio  Kinder  nach  §11,  Absatz  2,  des  Gesetzes  vom  2,  Juli  1852  Ausländer 
geblieben  waren,  und  dass  dio  Forschriften  des  Gesetzes  Tom  1.  November 
1836  auf  Ausländer  „nicht  Anwonduug  finden" 

Der  Kunstgärtner  W.  zu  J^oipzif^  hatte  aus  der  llabana  einen  Knaben 
mitgebracht,  der  daselbst  am  9.  Juni  1861  geboren  war.  i3eide  Eltern  waren 
katholiseh  and  hatten  dem  W.  die  Pflege  des  Kindes  überlassen.  Der  Pflege- 
Tater  brachte  das  Kind  im  Jahre  1867  in  eine  lutherische  Bfirgersehule.  Er 
vorsichertet  die  Eltern  hätten  ihm  freigestellt,  die  Coufession  des  Kindes  zu 
bestimmen;  und  er  erbot  sich,  eine  scliriftliche  EinwilliguTi£^  der  Eltern  zur 
lutherischen  Erzieliun;^'  des  Kindes  zu  beschaffen.  In  diesem  Falle  entschied 
die  Kreisdirectio« ,  der  Knabe  müsse  eine  katholiscUo  Schule  besuchen.  Die 
Kreisdirection  nahm  an,  dass  der  in  Leipzig  wohnhafte  Pflegevater,  der  bei 
Erziehung  des  Knaben  die  Eltern  vertrat,  die  Verpflichtung  der  Eltern  er^ 
füllen  müsse,  und  dass  die  Eltern  zur  katholischen  Erziehung  ihres  Sohnes 
nach  §  53  des  Mandats  vom  19.  Februar  1827  verpflichtet  seiend 

Kinder  sm  gemlscliteii  SShen. 

1.  Begriff  einer  gemlBOlLteii  £iie. 

Als  gemischt  im  Smne  des  Gesetzes  rom  1.  l^'oYember  1836  ist 
eine  Ehe  nur  dann  anzusehen,  wenn  ein  Ehegatte  katholisch,  nnd  der 
andere  eTangeüsch  ist.  Dies  erhellt  aus  der  Uebersclirift  und  wird 
durch  den  Inhalt  des  Gesotzcs  bestätigt.  Die  Yorschrifton  des  Ge- 
setzes vom  1.  i^ovember  1SH6  finden  alxM'  nach  5^  11  dos  Gesetz(^3 
vom  2.  November  1848  aueh  An^venllung ,  wenn  der  eine  Ehegatte 
deutschkatholisch  ist,  und  der  andere  der  katholischen  oder  evange- 
lischen Kirche  angehört.  Ist  ein  Ehegatte  lutherisch,  der  andere  refor- 
mirt,  80  liegt  im  Sinne  des  Gesetzea  nicht  eine  gemibchle,  boudern 
eine  ungemischte  Ehe  vor,  weil  beide  Ehegatten  der  evangelischen 
Kirche  zugezahlt  werden ;  folglich  müssen  die  Kinder  ans  einer  solchen 
Ehe  nach  §  58  des  Mandats  vom  19.  Februar  1827  eine  evangelische 

'  *  Schreiben  der  Krpisrlirpctfon  zu  Leipzig  vom  25.  November  1870.  —  Die 
Begründung  dieser  Entscheidung  war  jedenfalls  verfehlt.  Denn  die  Mutter  war  durch 
Heirat  Inittnderin  gvworden;  sie  war  daher  den  AehslBChem  Geseteen  «aterworlbii. 
Es  konnte  aicli  miv  fragen,  ob  die  Vorschriften  von  §  58  des  Mandats  vom  19.  Fe- 
bruar 1S27  und  ^  13  des  (  lesetzes  vom  1,- November  1830  zu  den  bloss  vermitteln- 
den Gesetzen  zu  rechnen  sind.  Daun  würde  zu.  ermitteln  gewesen  sein,  ob  nach  den 
Oeaetsen  des  Ortes,  wo  die  Mutter  mit  ihrem  ersten  Shemame  den  «raten  Wohnsits 
hatte,  die  mütterliche  Bfletimmung  sich  rechtfertigte.  AsdemlUla  hittan  die  beiden 
Kinder  katholisch  erzogen  werden  müssen. 

*  '  Entscheidung  der  Kreisdirection  zu  Leipzig  vom  29.  April  iSÜti.  —  Die 
Krdadlreetton  war  also  der  Mdnnng,  dass  §  68  die  in  der  Habana  wohnhaften  Eltern 
binde,  solange  sie  ihren  Sohn  in  Leipzig  erziehen  lleseen.  Dies  würde  richtig  sein, 
wenn  §  58  au  den  unbedingt  zwingenden  Qesetaen  an  rechnen  wftre. 
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(lutherische  oder  reformirte)  Schule  besuchen;  die  Eltern  sind  nicht 
berechtigt,  ihre  Kinder  in  eine  katholisclR«  Sebulc  zu  sehickon^ 

Für  den  Fall,  dass  ein  Ehegatte  Dissident  oder  Judo  ist,  imd  der 
nndcro  dem  katholischen  oder  einem  der  beiden  ötaatlich  anerkaunieu 
evangelischen  Bekenntnisse  angehört,  tVdrlt  eine  besondere  Gesetzes- 
beötinimuüg.  Es  ist  daher  aus  den  allgemeinen  Yor«chritten  von  §  1802 
des  bürgerliclien  Gesetzbuches  und  §  58  des  liandate  Tom  19.  Febrnar 
1827  zu  folgern,  daas  in  solchen  Ehen  den  Eltern  freisteht»  die  Beligion 
der  Kinder  zu  bestimmep,  und  bei  Uneinigkeit  der  Eltern  der  Wille 
des  Täters  entscheidet,  dass  jedoch  bei  dieser  Bestimmung  keine  andere 
Religion  gewählt  werden  darf,  als  die  des  Vaters  oder  die  der  Mutter. 
Diese  Meinung  ist  folgerichtiger,  als  die  von  den  Ministern  des  Cultus 
und  der  Justiz  geäusserte  Ansicht,  dass  in  Hulehcu  Fällen  der  §  20  des 
Gesetzes  Yom  i'O.  Juui  1S70  „analog  angewendet  werden  könne"  ^.  Denn 
dieser  Parai;raph  enrliält  eine  Ausnahmebestimmung  und  aetzt  (still- 
schweii^end)  vuruuö,  dass  beide  Eltern  Dissidenten  sind;  er  kann  daher 
aui  I  iille,  in  denen  nur  der  Yater  oder  nur  die  Mutter  Dissident  ist, 
nicht  ausgedehnt  werden. 

Z.  Vertrage. 

19'ach  §  6  des  Gesetzes  yom  1,  Kovember  1836  kann  die  Oonfea- 
sion  der  Kinder  ans  einer  gemischten  Ehe  ,  durch  freie  TJebereinkunft*' 
der  Eltern  bestimmt  werden,  so  dass  alte  Kinder  in  der  Confession 
der  Matter  zu  erziehen  sind',  oder  nur  die  Tdchter  der  Confession 
der  Mutter  folgen  %  oder  eine  sonstige  Xheilung  stattfindet^.  Durch 

*  Die  Aufhebung  von  §  52  des  Mandats  vom  19.  Februar  1827  ist  im  Eing&nge 
dee  Oesctzes  vom  1.  November  1836  ohne  Einschränkung  geschehen.  Es  ist  daher 
nicht  rir]itii:,  i!ass  die  in  jenem  §  52  anerknnnfo  Freiheit  rlrr  Elfern,  die  Confession 
ihrer  Kinder  zu  bestimmen,  „den  Ehegatten  lutherischen  und  reiormirten  Bekenntnisses 
bis  jetat  noch  fortwährend  verblieben*',  und  dass  jener  §  52  „durch  das  Gesetz  vom 
1.  November  183(1  nnr  für  die  gemiaehtea  Sben  awieohen  Bröngdischen  nnd  Katho- 
liken n-;t'2-hnhpn''  sei,  wie  ein  Erlass  des  Cultusministers  v.  Falkenatein  VOm  24.  Mal 
1855  auiiahm.    Vgl.  öchreyer,  Codex,  S.  525  (2.  Aufl.)« 

'  Erlaase  des  Cultusministeriums  vom  0.  März  und  19.  Oetober  1879,  über  die 
feligidse  Enlehung  der  Klndw  ans  der  Ehe  oilnea  Chriaten  mit  einer  Jüdin,  bei 
V.  Seydewitz.  C'.dcx  (1?^T9),  S.  84,  Note  in. 

'  Diesen  Inhalt  hatten  478  Verträge,  die  iu  der  Zeit  von  IS57 — 1888  vor  dem' 
vormaligen  Gerichtsamte  und  jetzigen  Amtsgerichte  zu  Leipzig  errichtet  wurden. 
Dte  Confnaion  der  Mutter  vrar  in  884  Fällen  die  lulherisebe,  tn  88  FUlen  die 
kathnJisL'he  und  in  5  FlÜlen  dit?  reformirfo,  In  einem  Falle  war  die  Confession  der 
Mutter  die  dciitsciikatholische.  Von  den  88  Fällen,  worin  die  katholische  Erziehung 
vereinhart  war,  wurden  sieben  Vertrüge  bald  nachher  dahin  geändert,  daas  die  Kinder 
In  der  lutherlseben  Confeielon  de«  Vaters  eraogen  werden  sollten. 

^  Diesen  Inhalt  hatten  nur  drei  unter  481  gericbtlieben  VertrSgen,  die  in  der 
Zeit  von  1857—1888  in  Leipzig  errichtet  wurden. 

'  Der  lutherische  Cigarreuarbeiter  Ö.  vereiubartc  mit  seiner  kutliolischeD  Eben 
frau  am  27.  Februar  1807  vor  dem  Gerlchtaamte  im  BeBirkageriebte  Leipsig,  ihre 
älteste  Tochter  solle  in  der  Confesninn  des  Vaters  verbleiben,  dagi^en  ihre  jflngereo 
Töchter  sollten  der  Confeasluu  der  Mutter  folgen. 
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Vertrag  kann  die  Confession  sogar  Tom  Zufall  abhängig  gemacht 
werden,  z.  B.  durch  die  Vereinbarung,  dasa,  falls  zuerst  ein  Sohn  ge- 
boren wird,  alle  Kinder  der  Confession  des  Vaters,  falls  dagegen 
zuerst  eine  Tochter  gebore«  wird,  alle  Kinder  der  Confossiuu  der 
Mutter  folgen  sollen  ^  Es  ergibt  sich  aber  aus  dem  Grundgedanken 
von  §  56  des  Mandats  vom  19.  Februar  1^27,  dass  Eltern  oder  Braut- 
leute für  alle  oder  einzelne  Kinder  keine  andere  Confession  bestimmen 
dürfen,  als  entweder  die  des  Vaters  oder  die  der  Mutter^. 

Die  Vorschriften  von  §§  6 — 8  des  Gesetzes  vom  1.  Kovember 
1836  beaehränken  sich  anf  Kinder  ans  „gemischten  Ehen*^,  in  der 
oben  (S.  311)  bezeichneten  Bedeutung  dieses  Ausdruckes.  Gehört 
ein  Ehegatte  dem  Intherischen,  der  andere  dem  reformirten  Bekennt- 
nisse an,  so  können  sie  über  die  religin.s(!  Erziehung  ihrer  Kinder 
keinen  rechtsgiltigen  Vertrag  schliessen^.  Ebenso  wenig  kann  die  Con- 
fession  der  Kinder  aus  Ehen  zwischen  Christen  und  Juden  durch  Ver- 
Örag  bestimmt  v/erdcn 

Ein  Vortrag  über  die  Coüfession  der  Kinder  aus  einer  geiniseliten 
Ehe  kaiiu  von  den  „Brautleuten  oder  Eiiegutteu^,  also  vor  oder  iiaeh 
der  Heirat,  errichtet,  geändert  uud  aufgehoben  werden.  Hierbei  sind 
die  Brautleute  oder  Ehegatten  an  eine  Einwilligung  ihrer  Eitern,  Vor- 
münder oder  Gesohlechtsouraioren  nicht  gebunden  K  Folglich  können 
mindeijahrlge  Brautleute  oder  Ehegatten  einen  solchen  Vertrag  selb- 
ständig sciüiessen.  Auch  geschiedene  Eheleute  können  die  Confes- 
sion ihrer  Kinder  durch  Vertrag  bestimmend 

Der  Tud  des  Vaters  oder  der  Mutter  liat  die  Wirkung,  dass 
die  durch  Vertrag  oder  Gesetz  bestiniTiite  Religion  der  Kinder  unab- 
änderlich wird'.  Dies  erhellt  aus  U-  8  des  Gesetzes  vom  1.  No- 
vember 1830,  da  das  Gesetz  keine  Vorsclirift  enthält,  die  dem  über- 
lebenden Vater  oder  der  überlebenden  Mutter  gestaUet,  über  die  Con- 
fession der  Kinder  eine  neue  Bestimmuug  zu  treifen.  (Die  in  §  9, 
Absatz  2,  enthaltene  Ausnahme-Vorschrift  bezieht  sich  auf  Ehen,  die 
bei  Bekanntmachung  des  Gesetzes  schon  geschlossen  waren,  und  kann 


*  Ein  solcher  Vertrag  wurde  vor  dem  GcrlcMsamt  im  Bezirksgerichte  Leipzig 
«m  18.  April  1861  erriohtet. 

^  Tn  oinem  Vertrage  vor  dem  Amtsgerichte  ?n  Leipzi;^  vorn  27.  Juni  1873  ver- 
einbarte ein  DeutschkaÜiolik  mit  seiner  rümiscbkatholischeu  Eboirau,  ihre  Kinder 
sollten  in  lutherischen  Confession  erzogen  weiden;  ein  soldier  Vertrag  ist  nach 
g  08  rechtsanwirksam: 

'  Thntsilclilich  pchl  ■)=;«  ein  Intlirrlselici-  Vater  einen  solchen  Vcrtnig:  mit  seiner 
reformirten  Ehei'rau  auf  dem  Gericlitsamtc  im  Bezirksgerichte  Leipzig  am  12.  Jnlt 
1871.    Die  Erfüllung  eines  solchen  Vertrages  kann  nicht  erzwungen  werden. 

*  Tliatsichllflli  verelnharte  der  ieraelltisehe  Kaufinann  P.  mit  seiner  lutherischen 
Ehefrau  am  12.  Mai  ISS.*!  vor  dem  Amti'^eric'lito  zu  Leipzig  die  luthcrisL-lic  Taufe} 
Erziehung  und  Couürmation  seines  am  27.  Octnber  1884  geboreneu  Sohnes. 

*  Gesetz  vom  1.  November  1836,  §§  7,  8. 

*  GeeetB  vom  1.  November  1888,  |  14. 

^  Bchreyer,  Codex,  8.  628,  627,  Note  7,  sv  g  8  des  Ges.  v.  L  Knv.  1836. 
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attf  später  gesLhlossene  Ehen  keine  Anwendung  finden.)  Ist  also  vor 
dem  Tode  des  Yatera  oder  der  Mutter  durch  giltigen  Vortrag  fest- 
gesetzt, daaa  die  Kinder  in  der  Confossion  der  Mutti  r  erzogen  werden 
sollen,  so  ist  der  überlebende  Yater  nicht  berechtigt,  seine  Kinder  in 
seiner  Confession  zu  erziehen;  ebenso  wenig  darf  in  einem  solchen 
Falle  die  überlebende  Mutter  ihre  Kinder  in  der  Confeasion  des 
Vaters  erziehen. 

Nach  §  8  des  Gesetzes  Tom  1.  Kovember  1836  Icann  die  Con- 
fession  eines  sechs  Jahre  elten  Kindes  durch  Tertrag  nicht  mehr 
geändert  werden  K  Somit  können  Eltern,  die  in  gemischter  Ehe  leben, 
nnr  för  die  noch  nicht  sechs  Jahre  alten  und  far  ihre  künftigen  Kinder 
die  Gonfirosion  durch  Vertrag  bestimmen,  so  dass  die  älteren  Kinder 
in  der  durch  einen  frühem  Vertrag  oder  durch  Gesetz  bestimmten 
Confession  weiter  erzogen  werden  müssen ,  und  dass  demgenuiss  die 
Kinder  in  verschiedenen  Bekenntnissen  zu  erziehen  sind  ^.  lu  tlen 
meisten  Fällen  ist  die  Frist  zur  Errichtung  des  Vertrages  schon  ubge- 
iauten,  wenn  das  Kind  in  die  Schule  aufgenommen  wird^.  Deshalb 
sollen  Eltern,  die  in  gemischcen  Ehen  leben,  durch  Öffentliche  Be- 
kanntmachungen erinnert  werden,  Verträge  rechtzeitig  abzuaehliesaen, 
falls  sie  TOn  der  gesetzlichen  Begel  abweichen  wollen  ^ 

Für  die  Errichtung,  Aenderung  oder  Aufhebung  eines  Vertrages 
sind  in  §§  7  und  8  des  Gesetzes  vom  1.  Noyember  1836  folgende 
Formvorschriften  gegeben.  „Die  Erklärung  muss  (a.)  vor  dem 
ordentlichen  Eichter  des  Bräutigams  oder  Ehemannes,  un  1  insoferne 
derselbe  ein  Ausländer  ist,  und  im  Inlando  ein  bcstimmic  Wolmsitz- 
recht  noch  nicht  erlangt  hat,  vor  dem  competenteu  Richter  der  Braut, 
(b.)  an  Gerichtsstelle,  (c.)  von  beiden  Theilen,  welche  deshalb  persön- 
lich erscheinen  müssen,  und  (d.)  ohne  Zulassung  eines  (geistlichen  oder 
anderer  Fcrsoueu,  abgegeben,  und  über  dieselbe  ein  legales  Proto- 
koll in  gesetzlicher  Form  aufgenommen  werden."   Der  Richter  hat 

*  Der  Regierungsentwurf  vom  7.  Februar  1833  wollte  in  §  8  Verträge  gestatten, 
„solange  nicht  das  Kind  das  zehnte  Jahr  seines  Alters  erfüllt  hnt".  Die  zweite 
Kammer  bcächloss  am  13.  Mai  1833,  an  Stelle  des  zehnten  das  sechste  Jahr  zu 
wftMen.  In  der  ersten  Kammer  beaniragte  dto  Deputation  WlederhenteUnng  6m 
Begiernngsentwurfs.  Prinz  Johann  von  Sachsen  (der  spätere  König)  empfahl  daa 
zwölfte  Jahr,  nachdem  sein  Antrag,  die  Berathung  bis  zum  ^  17  (jetzt  18)  aus« 
zusetzen,  nicht  die  nöthige  Unterstützung  gefunden  hatte.  Die  erste  Kammer  berleth 
Uber  dieae  Antri^  am  29.  Mir«  1884;  aie  lehnte  die  Antilge  der  Deputation  und 
des  Frinsen  Joliami  ab  und  trat  dem  Beschlüsse  der  zweiten  Kammer  bei*  Beide 
Kammern  wollten  für  dls  Znlässipkeit  der  Verträge  möglichst  enge  Orenzen  fetzen. 

'  Der  katholische  Lithograph  L.  und  seine  lutherische  Ehefrau  wollten  am 
18.  April  1880  auf  dem  Qeriehtsamte  im  Bcsirksgerieht  Leipzig  yerrinbaren,  alla 
Kinder  sollten  lutherisch  erzogen  werden.  Als  ihnen  aber  bedeutet  wurde,  dass  ein 
solcher  Vertrag  für  dna  illtC3te.  bereits  sechs  Jahre  alte  Kind  gesetzlich  unwirksam 
sei,  erklärten  sie,  unter  solchen  Umständen  von  Errichtung  eines  Vertrages  Abstand 
ndimen  cu  wollen. 

»  Vgl.  Oesets  vom  26.  April  1873,  §  4 

*  Schreyer,  Codex,  8.  527,  Kote  11. 
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^aller  Einwirkung  auf  die  Willenacrklärang  der  Paciscenten  sich  zn 
enthalten".  Er  kann  sich  jedoch  über  ihre  Willensfreiheit  durch  Be- 
fragen Gewissheit  verschaffen.  Auch  kann  er  auf  die  gesetzlichen 
Folgen  solcher  Verträge  aufmerksam  machen.  Es  ist  nicht  nöthig, 
dies  im  Protokoll  zu  erwähnen,  sondern  es  genügt  die  Beurkundung 
der  getrotf'euen  Vercsinbarung. 

In  der  liegel  ist  nicht  der  Richter  der  Braut,  sondern  nur  der 
, ordentliche  ßichter  des  Bräutigams"  nach  §  7  unter  a)  des  (xesetzes 
vom  1.  Korember  18B6  zur  Aufnahme  des  Yertr^es  befugt,  iaiU  der 
Vertrag  überhaupt  yor  der  Ehe  errichtet  wird.  Melden  sich  die 
Brautleute  bei  dem  Bichter  der  Braut,  um  den  Yertrag  zu  er- 
richten, so  sind  sie  an  die  zuständige  Gerichtsstelle  zu  verweisen'. 
Eine  Ausnahme  besteht  für  den  Fall,  dass  der  Bräutigam  „ein  Aus- 
länder ist  und  im  Inlande  ein  bestimmtes  Wohnsitzrecht  noch  nicht 
erlangt  hat".  Dann  muss  der  Yertrag  „vor  dem  corapetenten  Richter 
der  Braut"  errichtet  wert](>n.  Ju  dieser  Stelle  ist  als  „Ausländer" 
derjenige  zu  verstehen,  der  im  Auslande  wohnt,  ohne  Unterschind, 
ob  er  Staatsangehöriger  des  Königreichs  Sachsen  ist,  oder  einem 
andern  Staate  angehört.  Wäre  nämlich  ein  Staatsangehöriger  des 
Königreichs  Sachsen,  der  im  Auslande  wohnt,  nicht  , Ausländer"  im 
Sinne  dieser  Gesetzesstelle,  so  wfirde  auf  ihn  die  Ausnahmevorschrift 
keine  Anwendung  finden;  er  müsste  also  mit  seiner  im  Königreich 
Sachsen  wohnhaften  Braut  den  Yertrag  Tor  seinem  ordentlichen  Bich- 
ter, im  Auslände,  errichten^;  dies  entspricht  aber  schwerlich  dem 
Willen  des  Gesekes  ^ 


*  Pemgemiksä  wurden  z.  B.  am  24.  October  1873,  vor  dem  Cierichtsamte  im 
Bezlrksgericlite  Leipzig,  Brautleute ,  die  am  folgenden  Tage  eine  gemischte  Ehe 
schlicssBn  wollten  (der  lutheriHcIie,  zu  Meerane  wohnhafte  Oberkellner  M.  und  dessen 
katholische  IJr.int',  wegen  Uii/urttäiuliirlioit  der  rKM-iclitsstcllo  abgewiesen. 

'  Ob  dies  die  Meinung  des  Cultusminlsteriuma  ist,  geht  aus  den  unten,  S.  323 
bis  i26.  mltgeth eilten  Entscheidungen  nicht  deutlicli  hervor.    Vgl.  ö.  324,  Note  2. 

*  Die  Entstehungsgeschichte  seigt  fthnliche  Unklarheit.  Sie  steht  jedoch  mit  der 
oben  an2:ennmmcn(in  Anslogunp  in  Einklang.  Auf  Antrag  des  Ahgcordnctcn  Hmiptner 
hatte  die  zweite  Kammer  am  11.  Mai  1833  die  Worte  eingeschaltet:  „inaoicrn  der- 
selbe im  Xulande  lebt,  ausserdem  aber  vor  der  competenten  Obrigkeit  der  £raut". 
Der  Staatsroinister  Müller  hielt  diesen  Zusaii  für  ^flberflflsslg,  weil,  wenn  der  Briiu- 
tigam  odpr  Ehemann  im  Inlande  bleibe,  er  auch  bereits  einen  Avescntllchcn  Wohnort 
gewählt  haben  müsse,  dessen  ordentliche  Obrigkeit  aladann  die  competente  Behörde 
sein  wUrde;  gehe  er  aber  ins  Ausland  zurUck,  so  habe  auch  die  hiesige  Obrigkeit 
kein  iDteresse,  und  der  Gegrastand  sei  auch  alsdann  in  der  Reget  nicht,  nach  den 
hiesigen  Gesetzen  zu  heurlbeilen".  (Protokolle,  S.  316.)  Tn  ticr  folgenden  Sitzung, 
am  13.  Mai  1833,  schlug  der  Minister  selbst  die  Faasung  vor,  die  jetzt  im  Gesetze 
steht  und  mit  57  gegen  4  Stimmen  angenommen  wurde  (Protokolle,  S.  321,  322). 
Zur  Empfehlung  des  Yomshlags  bemerkte  der  Geheim«  Kirdienrath  Haael,  ,,da8s 
man  gegen  aUgcmcine  legiglativü  Grundsätze  Verstössen  wiVrdc,  wenn  man  für  Aus- 
länder eine  Vorschrift  in  das  Gesetz  aufuehmen  wolle*'.  Von  anderer  Seite  wurde 
gefragt,  „welchen  Zweck  diese  Disposition  wohl  haben  solle^S  Der  Minister  erkläi'tc, 
sie  werde  nin  dem  Falle  .sur  Anwendung  kämmen,  wenn  ein  Auslftnder  sich  hier 
Terheirate«  und  seinen  wesentlichen  Aufonthalt  im  Inlande  m  nehmen  beabsichtigei 


Digitized  by  Google 


316 


Fünfter  Abaelmitt.  Königrololi  Stdiaen. 


Der  Vertrag  muss  ^an  Gerlchtsatelle*  errichtet  werdeo.  Der  Tor- 
Bchlag  einer  Ausnahme ,  wonach  der  Vertrag  „im  Krankheitsfalle  in 
dem  Hause  der  Ehegatten  vor  besetzter  Gerichtyh;iük"  sollte  errichtet 
wer'lpii  können,  wurde  in  der  zweiten  Kammer  (mit  53  gegen  3 
iStimineD)  abgelehnt  ^ 

Ungiltis:  ist  eine  einseitige  Erklärung  des  Vaters,  dass  die  Kinder 
in  der  Confcaaiou  der  Mutter  erzogen  werden  bullten*. 

Ein  Vertrag  kann  ala  giltig  nur  dann  angesehen  werden,  wenn 
die  ForniTorschriften  des  §  7  beobachtet  sind'.  Daher  ist  ein  nota- 
rieller Vertrag  ungiltig^.  Dasselbe  gilt  folgerichtig  von  der  blossen 
Anerkennung  eines  zu  gerichtlichem  FtotokoU  übergebenen  PrtTat- 
vertrages. 

Doeh  win  das  Cultusministeriam  eine  so  strenge  Ausl^ong  des  Gesetses 

wenigstens  im  Verwaltungswege  nielif  vertreten.   In  einer  IGnisteiialettt^ 

Scheidung  Tom  14.  !\fni  wurde  allerdings  angenommpn ,  „die  blosse  ge- 

richtlif'he  Recof^nition  eines  Vertrac^fädornTTiouts  über  eine  dicsfallsigo  üebor- 
einkunit  der  Elteru"  genüge  nicht  zur  Ertüllung  der  vorgeschriebeneu  Form- 
Yorachrift*.  Allein  wegen  dieses  FormTorstosaea  wurde  die  fragliche  Ueber- 
einkunfc  nicht  für  ungUtig  erklart,  sondern  nur  gegenüber  der  betreffenden 
Geriehtsstello  die  Erwartung  ausgesprochen,  „dass  sie  in  künftigen  ?\'illcn 
die  in  §  7  und  sonst  im  Goseix  vom  1.  Xovembcr  1836  enthaltenen  Bestim- 
mungen sorgfältig  beobaeiiten  werde".  Im  selben  Sinne  erging  eine  neuere 
^Entscheidung  des  Cultusmiuiäteriums.  Am  18.  Juui  1874  vfar  vor  dem  Ge- 
riehtsamte  im  Bezirksgerichts  Leipzig  durch  den  Oberhandelsgerichtasecretär 
X.  und  seine  Ehegattin  ein  Vertrag  überreicht  worden.  Beide  hatten  hierbei 
zu  gerichtlH  lit  iii  Protokoll  eine  Erklärung  alv^^egeben,  wonach  sie  sich  zum 
gesnnimdii  fiiliaito  des  übergebenen  Schriftstückes  bekannten,  Verlesen  des- 
selben ablehnten,  und  ihre  darunter  ersichtlicheu  Isamensunterschriften,  ein 
jeder  die  seinige,  als  ihre  eigenhändigen  anerkannten.  Kaoh  Inhalt  der  mit 
beiden  Unterschrtften  Tersehenen  Ankigesohrift  Tom  gleichen  Tage  hatte  der 
lutlH'rische  X.  mit  seiner  katholischen  Ehegattin  vereinbart,  sowohl  die  am 
22.  Mai  1«74  j^eborcne  Tochter,  als  twich  ihre  späteren  Kinder  soütnn  katho- 
Usch  erzogen  werden,  Tm  Jalire  18d4  bat  X.  um  die  Erlaubnis^,  üeine  Tochter 
Wilhclraine  (geb.  18.  Miirz  1878),  die  katholisch  erzogeji  wurde,  wegen  zu 


in  dem  Augenblicke  aber,  wo  er  den  Vertrag  abBehltesse,  für  einen  bestinunten 

Wohnort  sich  noch  nicht  entschieden  habe^. 

*  Sitzung  der  z'.vciten  Kammer  vom  11.  Mal  1833,  Protokolle  S.  31(3.  317. 

'  Eine  derartige  Erklärung  hatte  Dr.  B.  am  '20.  December  18Ö0  aot'  dem  Juati^» 
«mte  in  Dreedem  sn  gerichtlichem  Protokoll  abgegeben,  mit  dem  Himufttgen ,  dass 
seine  Ehefrau  behufs  Beitritts  demnächst  erscheinen  würde.  Dies  unterblieb,  und 
bald  nachher  verfiel  Dr.  B.  in  Gcistf skrankhcit.  -wurrin  daher  pntsrhieden, 

dass  der  am  27.  November  185Ü  in  der  genannten  Ehe  geborene  Sohn  in  der  durch 
dae  Geaets  bestimmten  Conftosion  erzogen  werden  mttaae,  weil  ein  giltiger  Vertrag 
nicht  zu  Stande  gekommen  war.  Beschluss  dee  Stadtraihs  Stt  Dresden  vom  8.  No- 
vember 1859.    Vgl.  unten,  S.  362,  Nr.  12. 

'  Vgl.  Sciiwarze  in  der  Zeitschrift  für  Rechtspflege  und  Verwaltung,  Neue 
Folge,  Bd.  I  (1841),  S.  237. 

*  Vgl.  den  unten,  S.  323,  mitgctbeilten  ReebtsfaU. 
^  Schreyer,  Codex,  S.  527,  Note  0. 
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weiter  Entfernung  der  kathoKschen  Schule  in  die  lutheriselie  sechste  Bürger- 
schule zu  scliicken.  Dies  wurde  geBtattet.  Später  bat  er  um  die  ents^irechcnde 

Erlaiibni^'^  ^''/fiijlich  seines  nm  29.  Aufjust  1880  ireborcncn  Sohnes,  liabun. 
Die  liezirksschuiinspection  ertheilte  diese  Erlaubni^^s,  entschied  al)er  zugleich, 
dasB  der  Vertrag  vom  18.  Juni  1874  den  gesetzlichen  Vorsclirifteu  nicht  ent- 
spreche, daher  die  Kinder  (falls  nieht  etwa  Dispensation  erwirkt  werde)  in 
der  Coiif'  ssion  des  Vaters  zu  erziehen  seien  *.  X.  legte  gegen  diese  Ent- 
srheidim^-  „Roeur??  und  Beschwerde"  ein.  Auf  Grund  dieses  Rechtsmittels 
wurde  „die  \'oifün;img-  dor  Kozirksschulinspech'on  insoweit,  als  sie  nTis?;prii^ht, 
dass  der  Erziehungsvertrag  der  X.'sehen  Eheleute  vom  18.  Juni  187  1  rei  ht- 
liche  Wirkung  nieht  habe,  ausser  Kraft  gosetzf",  aus  folgenden  Gründen. 
„Das  Ministerium  hält  auch  jetzt  noch,  in  üebereinstiramung  mit  der  Bezirks- 
schulinspection  und  entgegen  den  Ausführungen  des  HeschwerdefBhrera,  daran 
fest,  dass  die  Idossn  f^orichtliche  lier-ogniHön  eines  Erziehungsvertrages  den 
stricten  Vorschriften  vaii  §  7  dos  Gesetzes  vom  I.  November  183(i  moht  q^enfit^f. 
Dagegen  erachtet,  in  üeborcinstimmung  mit  seiner  ira  Jahr  1858  gugebciien 
Entschliessung,  das  Kinisterhim  diesen  rein  formellen  Austand  für  nicht 
schwerwiegend  genug,  um  wegen  desselben  die  getroffene  Ueberetnkunft  von 
Amts-  und  Aufsichtswegeii  für  rechtlich  unwirksam  erklären  zu  müssen. 
Sell)stverstündHeh  kann  nnd  soll  hiermit  der  Auffasf^nnc'  dn-  Jiisti/luliördcu 
nicht  präjudicirt  werden,  und  es  wird,  wenn  wider  Er^arien  die  Frage  dor 
Rechtsbeständigkeit  des  Vertrages  vom  18.  Juni  1871  einmal  zur  Cognition 
der  Justizbehörden  gelangen  sollte,  der  Beschwerdeführer  die  Folgen,  welche 
dort  etwa  aus  der  mangelhaften  Form  werden  gezogen  werden,  zu  tragen 
haben.  Für  die  Vcrwalf imgsbehörden  genügt  es,  dass  er  auf  die  in  dieser 
Kidituug  bestehenden  Zweiiel  hingewiesen  worden  ist/' 

3.  Gesetzliohd  Voraohhft. 

Ist  äber  die  Oonfession  der  Kinder  aus  einer  gemiachtea  Ehe 
kein  giltiger  Vertrag  geiohloasen,  so  müssen  nach  §  6  des  Gesetzes 
Tom  1.  November  1836  alle  Kinder  im  Bekenntnisse  des  Vaters  er- 

<  Beachluss  der  Bczirksschulinspection  Dresden  I  vom  15.  Februar  1887. 

*  Erlasa  des  Gultnsministerlums  (v.  Gerber)  Tom  3.  Mftn  1887.  —  Auch  in 

einem  Erlass  vom  6.  Marz  1889  liat  der  Herr  CuUnaminister  die  !\Ipimir.£:  c;oSlji?aGrt: 
^SelbstvcrstäDdlich  kann  den  Betheiligten .  wenn  sie  sicli  bei  den  Verfügungen  der 
Verwaltungsbehörden  nicht  beruhigen  wollen,  das  Recht  nicht  entzogen  werden,  ilire 
Aneprfiehe  Im  Givflproeesswege  wdter  sn  verfolgen.*^  Diese  AasieM  ist  mit  §  13  des 
Gcrichfsvf rfas^uiigggesefzes  nicht  vcrelnb;ir,  da  nach  ^  19  des  Gesetzos  vom  1.  No- 
vember iöüö  zur  Entscheidung  soiclier  k^treitigkeiteu  die  Zuständigkeit  von  Verwal- 
tungsbehörden begründet  ist  Nach  §  10  sind  „Streitigkeiten,  welche  Uber  die  reli- 
giöse Srsiehmig  der  Kinder  von  Eltern  venohledetten  OhrobensbekenntnisBca  entstehen, 
vor  der  ordcntlichon  Obrir;keit  zu  entaclielden'*.  Ah  ,.Obrie"keit'*'  oder  Ortäobritrkelt 
im  Öinne  dieser  Vorschrifr  ist  seit  dein  15.  October  1874  in  den  Städten  der  revi- 
dirten  Städteorduuog  der  ötadtrati>,  in  antlereu  Städten  und  in  den  Landgemeinden 
die  Amtshanptmaansdisft  an  betraehtni.  Die  im  angdhhrten  g  10  beseiehaeten 
Streitigkeiten  können  zu  den  „Administrativjustizsaclu  n"  im  Sinne  von  §  1  des  Ge- 
setzes D  vom  30.  Januar  1835  gerechnet  werden.  Allein  thatsUchlich  werden  solche 
Streitigkeiten  in  erster  Instanz  durch  die  BezirkaachuUustpeciiou  und  in  zweiter  In^- 
Stanz  durch  das  Cultnsmfnistariiim  entsehieden  oder  Tielmehr  im  Verwaltungswege 
erledigt.  In  NothflUIen  hilft  die  Gnade  des  Königs,  wie  unten  erlftntert  werden  soll. 
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zogen  werden.  Dies  gilt  selbst  fOr  den  Fall,  dass  die  Mutter  vom 
Täter  Terlassen  ist  und  allein  die  Sorgen  und  Mühen  der  Erziehung 
zu  tragen  hat;  desfjlcichen  nach  auadrücklichor  Yorschrift  von  §  14 
des  Gesetzes  für  den  Fall  einer  Ehesrhoidung,  so  dass  die  Mutter 
ihre  Kinder  im  Bekeimtuisse  des  Yatera  erzielien  muss,  mag  auch  der 
Mann  die  alleinige  Schuld  an  der  Scheidang  tragen,  und  die  Er- 
ziehung der  iviuder  uach  gerichtlicher  Anordnung  der  Mutter  allein 
zustehen. 

Wird  die  Ehe  durch  Tod  de«  Mannes  aufgelöst,  so  ist  die  Wittwe 
bei  dem  Mangel  eines  giltigen  Tertragea  gesetzlich  verpfliofatet,  ihre 
Kinder  in  der  Confession  des  Vaters  zu  erziehen.  Diese  Verpflichtung 
bleibt  bestehen,  wenn  die  Wittwe  eine  zweite  Ehe  sehliesst. 

Die  ovangelisclie  Wittwe  des  katholischen  Schneiders  8.  hatte  aus  dieser 
Ehe  eine  katholisch  ,i:^rhiurto  Tochter  und  schloß'-  r-i?ie  zweite  Ehe  mit  dem 
evangelischen  Markthelfer  B.  zu  Leipzig.  Die  J^lutter  und  der  Stiefvater 
wollten  jene  Tochter  evangelisch  eridehen.  Der  Stiefvater  brachte  bei  dem 
Stadtrathe  die  Bitte  an,  seine  Stieftochter  in  die  Rathsfireischule  aufzunehmen. 
Das  Qesueh  wurde  abschUglieh  besehieden,  weil  das  IQnd  b^m  Hangel  eines 
Vertrages  l  t  l  ]  i  di  zu  erziehen  war.  Demgemass  wurde  das  Kind  am  6.  Mai 
1868  in  die  katholische  Schule  gebracht. 

Selbst  der  niisdrücliliche  "Wunsch  des  Vaters  oder  sein  letzter 
Wille,  dass  die  Kinder  in  der  Confeasion  ilircr  Mutter  erzcm-eu  werden 
sollen,  ist  gesetzlieh  wirkungslos.  Ungeachtet  einer  solchen  Willens- 
äusserun;^  müssen  die  Kinder  in  der  Confession  des  Vaters  erzogen 
werden. 

Desgleichen  muss  der  fiberlebende  Vater  die  Kinder  in  seiner 
Oonfession  erziehen;  es  ist  ihm  nioht  erlaubt,  die  Kinder  in  der  Con- 
fession der  Mutter  unterrichten  zu  lassen,  selbst  dann  niohtf  wenn  er 
dies  der  Mutter  ausdrücklich  versprochen  hatte.   Dies  folgt  aus  dem 

Wortlaute  von  §§  6—8  des  Gesetzes  vom  1,  KoTember  1886  und  ent- 
spricht dem  Willen  des  Gesetzgebers*. 

Sind  beide  Eltern  gestorben,  so  müssen  die  Waisenlvln  1er  bei 
dem  Mangel  eines  giltigen  Vertrages  ihrer  Eltern  in  der  Confession 
des  Vaters  erzogen  werden. 

^  PriQz  Johann  von  Sachsen  meinte,  „der  freie  Wille  der  Eltern  sei  ihm  dos 
erste,  das  Oosetz  nur  subsidiarisch,  und  ea  »ei  immer  hart,  d&  einzugreifen,  wo  eine 
Willenaraeiüuug  der  Ellern  vorhanden  sei"^  er  empfahl,  den  §  8  wenigstens  zu  mil- 
dmi,  dntdi  folgenden  Zmats:  „Auch  ist  m  naoh  dem  Tode  des  einen  Ehegatten 
dem  IJeberlohenden  gestattet,  von  den  gesetzlichen  oder  vertragsmässigen  Beatim» 
mnnf^en  abzugehen,  wenn  dcrsclbf;  genügend  nachzuweisen  vermag,  dass  er  mit  dem 
Verstorbenen  darüber  einig  war,  in  der  §  7  erwähnten  Form  eine  veränderte  Be- 
etimninng  deefidl«  in  treflbn,  jedoch  dnrch  Unaaere  ümslinde  deMtn  verliiiidert  worden 
ist.  Einer  genOgenden  Neohweianng  soll  die  Willensmeinung  des  Uchcrlebraden 
dann  gleich  geachtet  werden,  wenn  die  Aenderung  zu  Üunsten  des  Verstorbenen  ge- 
reicht." Doch  wurde  dieser  Vorschlag  in  der  Sitcung  der  ersten  Kammer  am  22.  Märs 
1884  mU  S6  gegen  4  Stimmen  alpgaleiuit.  Vgl.  Lendtagsaeten  1888—1884,  Bellegea 
der  ersten  Kammer,  Bd.  II,  8.  44,  46,  und  FroiokoUe,  S.  61,  62 1  Sehreyer, 
Codes,  S.  537. 
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Das  Gesetz  vom  1.  November  1836  gibt  aicbt  an,  wann  ein 
Kind  das  Recht  erlangt,  die  Confession  selbst  zu  wählen.  Dalier  ist 
eine  Bolche  Wahl  nicht  früher  möglich,  als  nach  allgemeinen  Gesetzen 
der  Religionswechsel  gestattot  ist.  Nach  §  1  des  Mandats  vom  20.  Fe- 
bruar 1827  ist  dazu  Erreichuiig-  der  Grossjährigkeit  erforderlicli  K  Dieser 
Satz  findet  nur  darin  eine  Schranke,  ddää  die  religiöse  Erziehung  in 
einem  bestimmten  Religionsbekenntnisse  nicht  länger  dauert,  als  die 
Erziehung  überhaupt. 

4.  Kinder  aus  den  im  Aualuide  gesohloBsenen  gemisohteu  Ehen. 

In  §  9,  Absatz  4,  des  Gesetzes  Tom  1.  Koyember  1836  ist  be- 
stimmt: ,,Bei  Eltern,  welche  sich  erst  künftig  in  das  Königreich  Sachsen 
wenden,  wird  dasjenige  zur  Anwendung  gebracht,  was  die  gesetzliche 
Verfassung  des  Landes,  wo  die  Ehe  geschlossen  worden,  hierüber  mit 

sich  bringt,  dafern  sie  nicht  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
(1?  7  und  8)  ein  anderes  unter  sich  festsetzen."  ^  Der  Auadruck  „erst 
künftig''  könnte  zu  der  Meinung  verleitcu,  die  Vorschrift  des  vierten 
Absatzes  sei  ebenso  wie  «Icr  übrige  Inhalt  des  §  9  auf  Ehen  zu  be- 
schränken, die  vor  Geltung  des  Gesetzes  geschlossen  wurden.  Auch 
die  Begründung,  dass  „kein  Gesetz  rückwirkende  Kraft  habe",  könnte 
zur  Unterstützung  dieser  Meinung  dienen.  Allein  aus  dem  Gesammt- 
inhalt« des  Gesetzes  ergibt  sich,  dass  §  9  in  den  drei  ersten  Absätzen 
die  zeitlichen  und  im  vierten  Absätze  die  örtlichen  Grenzen  des  Ge- 
setzes allgemein  festsetzt,  dass  also  der  vierte  Absatz  auf  alle  im  Aus- 
lände geschlossenen  gemischten  Ehen  Anwendung  findet,  mögen  die- 
selben vor  oder  seit  Goltung  des  Gesetzes  vom  1.  November  1836 
geschlossen  scnn.  Hierfür  spricht  auch  die  in  der  Begründung  des 
Gesetzentwurfs  vom  7.  Februar  1833  (§  9)  enthaltene  Ausführung,  in 
gemischter  Ehe  hätten  sich  die  Eltern  bei  der  religicisen  Erziehung 
ihrer  Kinder  „nach  dem  Rechte  des  Ürtes  zu  richten,  wo  sie  ihre  Ehe 
geschlossen  haben,  weil  sie  präsumtiv  nur  diesem  zur  Zeit  ihrer  Ter- 
hetratung  sich  haben  unterwerfen  wollen" ;  eine  ünterwerftmg  unter 
die  Gesetze  des  neuen  Wohnortes  sei  „aus  der  Einwanderung  allein 
nooh  nicht  zu  folgern,  weil  wenigstens  auf  Seiten  der  Ehefrau  die  Wahl 
eines  andern  Wohnortes  oft  unfreiwillig  ist**. 

*  Vgl.  Depntatioiwberleht  In  der  sweltm  Kammer,  MitllMifaingen ,  2.  Kammer» 

1«69— 1870,  Bd.  II,  S.  1842. 

^  Zur  Beprnndunjz  dieser  Vorschrift  wurde  in  der  Sitzung  der  s^weiten  Kammer 
vom  13.  Mai  1833  (Protokolle,  8.  330)  angefahrt,  ^fdaaSf  weno  dergleichen  Ehegatten 
frOberhin  naeh  den  Oeaetaen  des  Landes,  in  dem  aie  damals  gelebt,  Verabredungca 
getroffen,  dieaee  als  ein  fQr  die  Ehe  flberhanpt  geltender  Vertrag  seine  Verhindlich- 
keit  lielialten  müsse,  und  sie,  da  kein  Gc«'^':'  rückwirkende  Kraft  hahe,  die  hiesigen 
Landesgesetze  ihnen  desfalls  nicht  nachtheilig  werden  könnten'^  Dies  wurde  schlless- 
lieh  von  beiden  Kammern  ak  richtig  angenommen,  w&bread  anfftnglieh  naeh  etaem 
Beschlosae  der  sweilen  Kammer  „die  später  Im  Ldande  geborenen  Kinder^  dem  afteh- 
aiachen  Gesetse  nnterworfen  wevden  aollten. 
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Die  Vorschrift  ^ilt  für  „Eltern,  welche  sich  in  das  Königreich 
Sachsen  wenden*.  iSa  fehlt  eine  ausdrückliche  Vorschrift  für  den  Fall, 
dass  die  Eltern  «;;e8türben  sind,  und  erst  nach  ihrem  Tode  die  Kinder 
ins  Königreich  Sachsen  gebracht  und  hier  erzui:-.'n  wetdeii.  Auch  für 
diesen  Fall  kann  aber  §  Ü,  Absatz  4,  entsprechende  Anwendung  tiudeu*. 

Der  in  Drnsden  geborene  lutherische  Workfnbrer  G,  hatte  sieb  im  .Talire 
1879  zu  OttHkriiig  bei  Wien  mit  einer  Katholikin  verheiratet.  Durcli  diese 
Ehe  wurde  eine  tun  30.  Mai  1877  geborene  Tochter  legitimirt.  Ein  Sohn 
wurde  in  der  Ehe,  am  9.  Mai  1882,  geboren.  Der  Vater  Btarb  211  Sprenw 
in  Niederösterreich  am  10,  November  1883.  Die  Matter  starb  drei  Jalire 
spater.  Die  Kinder  wunlt  n  als  Tjundarrae  nach  Sachson  fdipmommen.  da  sio 
süchaisehe  Staatsangohöri^;i'  wunui.  In  diesem  Falle  nahm  der  »Stadtratii  zu 
Dresden  au,  die  Confession  der  Kiuder  sei  nach  den  sächsischen  Gesetzen  zu. 
befltiminen,  weil  die  Kindnr  ^hi^he  Staatsangehörige  waren.  Deshalb  wurde 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  1.  Noyember  1836  angeordnet,  dass  beide  Kinder 
in  der  lutherisclien  Oonfession  zu  erziehen  seien  *.  —  Die  am  2  i.  August  1857 
zu  Culm  in  Wostpron'^spn  in  gemischter  Ehe  geborene  Karoliii"  Tj.  ]<nm  nach 
dem  Tode  beider  Eltern  in  Ftiege  ihres  niüitevlichen  Grossvaters,  des  luthe- 
rischen Fabrikanten  Karl  Gottlob  M.  /u  Leipzig.  Der  /u  Culm  im  Jahre 
1860  gestorbene  Vater  war  katholisch,  und  die  im  Jahre  1863  zu  Elbing  ge> 
storbene  Mutter  war  lutherisch.  Der  Ch'oasvater  bat  um  die  Erlanbniss,  das 
Kind  in  der  Confcssion  der  Mutter  zu  erziehen,  und  scliickte  es  zu  Leipzig  in 
eine  hithorisehe  f (  hule.  Die  Kreisdirection  verfügte,  ^nach  Communication 
mit  der  hetreüentlen  preussisehon  Behörde'',  sie  wolle  „geschehen  lassen,  dass 
die  Karoline  L.  aus  Culm,  Schülerin  der  zweiten  Bürgerschule,  in  der  cvan- 
gelisch-Intherisehen  Confesrion  erzogen  werde*^'. 

Eltern,  die  im  Auslände  geheiratet  haben  und  im  Inlande  wohnen, 
können  nur  «nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  (§  7  und  8)'^ 


*  Atis  den  hier  folct-nden  Rochtsfiillen  ist  nicht  iv.lt  Sieherbett  m  ersehen,  ob  die 
Verwaltungsbehiirdeii  für  ?n'chc  Fälle  eine  analoi^i^  Anwendung  v(»n  §  9,  Absatz  4, 
annehmen,  weil  hier  die  weitere  Streitfrage  eiagreitt,  ub  die  bezeichnete  Gesetz^vor- 
«ehrift  ftttf  framde  Staatsangehörige  amnwenden  ist.  Vgl.  darllber  unten,  S.  883. 

*  Bcschluaa  dea  Stadtraths  zu  Dresden  (  Schulamt)  vom  '22.  Juli  1887.  —  Diese 
Entscheidung  dürfte  nicht  richtig  sein.  Auf  die  StaatsungehörigT<eit  ist  kein  cnt- 
scheidendaii  Gewicht  zu  legen.  Nach  Analogie  von  §  9,  Absatz  4,  war  das  öster- 
Yelcfaische  Oesets  massgebend.  Danach  hlttto  nur  fttr  den  Knaben  die  Inthoisdie, 
dagegen  fQr  das  Mädchen  die  katholische  Erziehung  angeordnet  werden  sollen.  — 
Ein  am  10.  Juni  1886  geborene«  uneheliches  Kind  (i*Tt»elbe!i  Mutter  \vurde  katholiseb 
erzogen,  was  nach  sächsischem  und  österreichischem  Gesetze  sich  rechtfertigte. 

*  Verfügung  der  Kreisdirection  sn  Leipsig  vom  37.  April  1886.  —  Aach  diese 
Entscheid u II l:  diirfte  nicht  richtig  sein.  Nach  Analogie  von  §  9.  Absatz  4,  kam 
das  preussi^'chc  Gesetz  zur  Aiiwi-mlung.  Danucli  muaste  Karoline  L.  in  der  katho- 
lischen Contesaion  ihres  Vaters  unterrichtet  werden,  üaUs  die  Ausnahmevorschrifteu 
von  §§  80  nnd  8S  II  3  des  prevssisehen  Allgemeinen  Lsndrechts  siebt  sutraftn. 
Doch  konnte  eine  Bnteeheidnng  der  Streitfrage,  welches  Gesets  massgebend  sei,  ver- 
mieden werden,  da  auch  hei  Anweuduni^  iles  silchsischen  Gesetzes  die  Unterrichtung 
des  Kindes  in  der  katholischen  Religion  hätte  erfolgen  sollen.  Wurde  übrigens  das 
Kind  etwa  noch  in  Prensten  bevomwidet,  so  hEtte  die  Bestinuniing  des  Vonniuidee, 
und  im  Falle  eines  Striktes  die  Bntsoheidoiig  des  preossiachea  VonnundscliaftigerichtB 
eingeholt  werden  BoUm. 
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die  Oonfession  ihrer  Kinder  dureh  Yertiag  festsetzen.  Folglich  kann 
die  Confession  ihrer  bereits  sechs  Jahre  alten  Kinder  durch  Vertrag 
nicht  geändert  werden.  Die  in  §  18  enthaltene  Verweisung  auf  §  9 

ist  nicht  auf  den  vierten  Absatz,  sondern  auf  die  drei  ersten  Absätze* 
zu  beziehen.  Die  Meinung  *,  auch  im  Falle  von  §  9,  Absatz  4,  könne 
die  Confession  der  Kinder  bis  zu  ihrem  vollendeten  zehnten  Lebens- 
jahre durch  Vertrag  der  EU-  rn  j^eändert  werden,  ist  mit  dem  Wort- 
laute dieser  Gesetzosvorscliritt  und  mit  der  ausdrücklichen  Verweisung 
auf  §  8  nicht  zu  vereinigen. 

Im  Falle  des  §  9,  Absatz  4,  kommen  die  Gesetze  des  Ortes  der 
Elleschliessung  auch  auf  die  erst  im  Inlande  geborenen  Kinder  zur 
Anwendung,  falls  über  dieselben  kein  giltiger  Vertrag  nach  den  Be- 
stimmungen Ton  §§  7  und  8  errichtet  wird.  Aus  der  Verweisung  auf 
§§  7  und  8  folgt,  dass  Elteru,  die  im  Auslande  geheiratet  haben,  jedoch 
im  Inlande  wohnen,  nicht  mehr  in  der  durch  die  Gesetze  des  Aus- 
landes vorgeschriebenen  Form,  sondern  nur  nach  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  1.  November  1836  einen  Vertraf^  n'^tig  errichten 
können.  Ob  aber  ein  früher  c^esch lossener  Vertrag  giltig  ist,  hän^^t 
von  den  Gesetzen  des  Ortes  ab,  an  welchem  „die  Ehe  geschlossen" 
wurde.  Nach  den  nämlichen  Gesetzen  sind  die  weiteren  Fragen  zu 
entscheiden,  aamcntlich  ob  die  Behörden  sich  in  die  religiöse  Er- 
ziehung der  Kinder  einmischen  dürfen,  solange  die  Eltern  unter  sich 
einig  sind,  femer  ob  und  Inwieweit  dem  Vater  und  nach  seinem 
Tode  der  Mutter,  sowie  nach  dem  Tode  beider  Eltern  dem  Vor- 
munde, ein  Bestimmungsrecht  zusteht,  und  welche  GesetzesTorschrift 
in  Ermanglung  oder  trotz  einer  Willensbestimmung  der  Eltern  zur 
Anwendung  kommt. 

Für  alle  diese  Fragen  ist  es  reohtlieh  unerheblic]i,  ob  die  Eltern 
Staatsangehörige  des  Königreichs  Sachsen  sind  oder  einem  andern 
deutschen  Bundesstaate  angehören  oder  Nichtdcutscho  sind.  Denn  in 
§  9,  Absatz  4,  wird  zwischen  Inländern  und  Ausländern  nicht  unter- 
schieden. 


»  Nach  den  lJcbcri;aiif<sbe8timmungeu  der  beiden  ersten  Absätäse  von  §  9  wurde 
mit  Recht  entschieden,  dabs  die  darin  den  Eltern  ertbeilte  Beftignias  sich  auf  alle 
noch  nieM  «ebB  Jabre  aUen  Ktnder  eniredra.  Nach  einer  Entscheidung  der  Kreis- 
dlreetloil  «»Dresden  vom  27.  November  1842  wurde  der  neun  Jahre  alte  Knabe  G. 
au»  der  evangelischen  Schule  entlassen  und  in  die  katholische  gewiesen,  weil  die 
Eltern  im  Jahre  1823  vereinbart  liatten,  dass  die  Kinder  naeh  dem  Tode  der  Gross- 
dtem  katbolisoh  erzogen  werden  solUen.  Die  Entscheidung  rechtfertigte  sich  nach 
§  9.  Absatz  1.  Dem  stand  §  18  nicht  entgegen.  —  Die  Ixatholische  Wittwe  f  in.- 
im  Jahre  18:15  gestorbenen  Protestanten  schickte  ihren  am  2.  Juli  1827  geborenen 
Sohn  um  Ostern  1837  in  die  Icatholische  Schule.  Die  KreisdlreeHon  nnd  dsa  Onltna^ 
ministerium  bflllgten  dies.  Denn  es  lag  ein  ZweifetefaU  im  Sinne  von  §  9,  AbsatTi  2, 
vor;  und  das  Kind  war  noch  nicht  sehn  Jahre  alt.  Vgl.  Sehreyer,  Codeae, 
S.  528,  Note  12. 

»  Schwarze,  in  der  Zeitschrift  für  Rechtspflege  und  Verwaltnng^  Nene  Folge, 
Bd.  I  (1841),  8.  389—260. 

Sehn I dt,  OmfeMtoD  der  Xlader.  3^ 
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Tiulcsspii  vorsteht  «las  Culnisministenum  die  Vorschrift  des  §  9,  A1>^;atz  4, 
in  engerem  Sinne.  Es  nimmt  an,  diese  Vorschrift  jr^lte  nur'  für  dicjjenit^en 
Eltern,  die  zur  Zeit  der  Ileirat  Ausländer  waren  und  nach  Verlegung  ihres 
Wohnmtiea  Inländer  geworden  sind;  sie  finde  daher  keine  Anwendung  auf 
Inländer,  die  im  Auslände  geheiratet  haben  and  ins  Inland  zurückgekehrt 
sind,  und  ebenso  Avenig  auf  Ausländer,  die  im  Auslande  geheiratet  haben 
und  nneli  Vorlegung  ihres  Wohnsitzes  Ausländer  geblieben  sind.  Hiernach 
sind  drei  TäUe  zvl  unterscheiden. 

a)  Kinder  derjenigen  Eltern,  die  als  Auslaii<l*  r  im  Auslande  ^elieiratet  und  nach 
Verlegung  des  Wohnsitzes  die  Staatsangeluu-i<|;ktit  im  Königreiche  Sachsen 

erwerben  habot. 

Das  Cultusrainisterium  erkennt  an,  dass  §  9,  Absatz  4,  zur  Anwendung 
kommt,  wenn  ein  Ausländer  im  Andande  eine  granisehte  Ehe  gesdiloesen, 
dann  den  Wahnsitz  ins  KSnigreieh  Sachsen  verlegt  und  hier  die  kSniglieh 

sächsische  Staatsan^:?:chörip^k('It  erworhen  hat.  Der  lutherische  Gasthofbesitzer 
E.  zu  Dresden,  dessen  Ehefrau  kathoHsoh  war,  wollte  seinen  Sohn  katholisch 
erziehen.  Die  Ehe  war  zu  Konstanz  geschlossen .  und  dor  Kiiabo  war  zu 
Stuttgart  am  14.  August  187()  geboren.  Der  Vater  war  früher  anhaltischer 
Staatsangehöriger,  luitte  aber  im  Jahre  1885  die  säehsische  Staatsangehörig- 
keit erworben.  I>er  Rath  zu  Dresden,  ab  C^ynumsialcoaimkm'oii,  war  der 
Mttnung,  hier  sei  §  9,  Absatz  4,  des  Gesetzes  vom  1.  November  1836  nicht 
anwendbar;  diese  Vorschrift  sei  nur  anf  Ausländer  zu  beziehen,  während 
,die  nach  Sachsen  verzogenen  Eltern ,  welche  die  sächsischo  Staatsangehörig- 
keit erwerben,  von  diesem  Zeitpunkte  au  in  allen  iliren  VerhäJtnisseu  der 
stammten  säehsisehen  Gesetzgebung  unterworfen*^  seien.  Doch  richtete  die 
GjTnnanalcommission  „bei  der  Schwierigkeit  der  Anslegimi,'''  der  genannten 
Gesetzesvorschrift  an  das  Ministerium  die  Anfrage,  ob  jene  Vorschrift  hier 
anwendbar  sei,  und  im  Bejaliuii<;s{';ille,  welche  Bestimmung  im  badischen 
Gesetze  hier  zutreffe.  Das  Ministerium  gab  den  l^escheid,  „dass  nach  der 
Auffassung  und  bisherigen  Praxis  des  Ministeriums  die  Anwendbarkeit  der 
y^tanwhrift  in  §  9,  Absatz  4,  anf  den  Torliegenden  Fall  durch  die  im  Jahre 
1885  erfolgte  Aufnahme  des  Hotelbesitzers  Friedrich  E.  in  den  sächsischen 
Unterthanenverband  nicht  ausgeschlossen  worden"  sei.  Daher  seien  die  Vor- 
schriften von  §  l  und  §  6,  Absatz  2,  des  badisohon  Gesetzes  vom  i).  October 
1860  anzuwenden.  „Es  wird  daher  der  E.  au  der  von  ihm  beabsichtigten 
Braiehui^  seines  obengenannten  Sohnes  in  der  r5miseb>kaibolischen  Oonfessioti 
nicht  zu  behindern  sein.**  *  —  Im  Einklänge  hiermit  entschied  der  Stadtrafeb. 
zu  Dresden  folgenden  Rechtsfall.  Der  katholische  Privatmann  B.  aus  Pesfch 
hatte  sich  am  5.  September  1871  zu  Köstritz,  im  Fürstenthum  Reiiss  jüngerer 
Linie,  mit  einer  Lutheranerin  verjieiratot  und  hatte  sieh  im  Königreich 
Sachsen  niedergelassen,  wo  er  am  29.  Januar  1875  die  sächsisclie  Staata- 
angdiörigkeit  erlangte.  Er  wohnte  spater  in  Dresden  und  schickte  seinen 
neun  Jahre  alten  Sohn  in  das  lutherische  Wettiner  Gymnasium.  Der  Stadt- 
rath nahm  an,  die  Oonfesnon  des  Kindes  sei  durch  das  in  Köstritz  giltige 


^  Erlaas  des  CnltnsminiBteriuins  (v.  Gerber)  vom  80.  Jnnl  1887.  Der  Aas- 
druck „nicht  ausgeschlossen**  ist  auHlallenii  Denn  nach  der  AvCbssuDg  dss  Ministe- 
riums findet  §  9,  Absatz  4,  nur  auf  solche  Fälle  Anwendung. 
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Gesetz  zu  bestimmen,  und  ricbteto  deabalb  eine  Anfrage  an  das  Hinisterium 
von  Rcuss  jüngerer  Linie  über  den  Inhalt  der  in  Köstritz  giltigen  gesetzliehen 
Vorschriften.  Nach  der  darauf  erfolgten  Antwort  folgen  in  Reuss  jüngerer 
Linie  die  Kinder  aus  gemischter  Ehe  der  Religion  des  Vaters,  ^wcnn  die 
Eltern  darüber  nichts  vereinbart  haben*^.  Der  Stadtrath  beschloss,  die  Eltern 
zu  befragen,  ob  beide  wGnscbteVf  dass  ihr  genannter  Sohn  lutherisch  er- 
zogen werde.  Die  Eltern  bejahten  diese  Frage.  Hierauf  erkannte  der  Stadt- 
rath die  lutherische  Erziehung  des  Knaben  als  gerechtfertigt  an^ 

h)  Kinder  derjenigen  Eltern,  die  schon  bei  Abschliessung  ihrer  Ehe,  im 
Auslände,  fcttniglieh  skohsisehe  Staatsangehörige  waren  ond  Jetzt  iai  KÖnigreieh 

Saehsen  wohnen. 

Hat  ein  Staatsangehöriger  des  Königreichs  Sachsen  im  xVuslande  eine 
gemischte  Ehe  f:^esehlos8en  und  später  seinen  Wohnsitz  vom  Auslande  in  das 
Königreich  Sachsen  verlegt,  so  treffen  die  Voraussetzungen  von  §  9,  Absatz  4, 
des  Gesetzes  vom  1.  NoTember  1836  zu.  Das  Oaltusmiimterittm  nimmt  aber 
das  Gegmitheil  an. 

Der  in  Leipzig  geborene  lutherische  Friseur  M.  verheiratete  sich  in 
Bamberg  mit  einer  Katholikin.  Vor  der  Ehe  schlössen  die  Brautleute  zu 
Bamberg  am  4.  August  1862  einen  notariellen  Vertrag,  wonach  ihre  Kiiider 
katholisch  erzogen  werden  sollten.  In  der  Ehe  wurden  mehrere  Kinder  ge-  , 
boren,  namentlich  Max  am  28.  Min  1865  nnd  Babette  am  23.  MSrz  1867. 
Im  Jahre  1874  Terzoj^en  die  Eltern  mit  den  Kindern  nach  Leipzig,  wo  sie 
die  beiden  genannton  Kinder  in  die  katlioHsche  Schule  schickten.  Dazu  waren 
sie  nach  §  9,  Absatz  4,  bereclitigt,  da  der  Vertra;L:  vom  4.  Auj^nist  ISCi  den 
Erfordernissen  der  in  Bamberg  giltigen  Gesetze  entsprach.  Demungeaclitet 
wurden  die  Eltern  für  verpflichtet  erkUUi,  die  Ejnder  in  der  lutherischen 
Oonfession  zu  erziehen.  Sie  wurden  genöthigt,  ihre  Kinder  ans  der  katho- 
lischen Schule  herauszunehmen  und  in  eine  Intherisdie  Schule  zu  schicken, 
auch  dort  am  Religiotisunterrichto  thcilnehraen  zu  lassen.  Die  beiden  Kinder 
wurden  am  24.  Ausrast  1874  in  die  lutlieriseho  dritte  Bürgerschule  zu  Leipzig 
aufgenommen  ^.  Der  Eutscheiduugsgrund  lag  darin ,  dass  der  Vater  Staate* 
angehöriger  des  Königreichs  Sachsen  geblieben  war.  Das  Ooltosministeiinm 
nahm  an,  die  Yorsehrlft  von  §  9,  Absatz  4,  würde  dann  zur  Anwendung  zu 
bringen  sein,  wenn  erst  nach  seiner  Verehelichung  in  den  sächsischen 
Staatsverhand  eingetreten'^  wäre.  Dn^ofjon  für  den  Fall  (der  hier  festg^estellt 
wurde),  dass  der  Vater  schon  bei  Abscliiuss  des  Vertrages  Staatsangehöriger 
des  Königreichs  Sachsen  war,  erklärte  es  den  Vertrag  für  ungiltig,  weil 
bei  Errichtung  desselben  die  in  §  7  des  Gesetzes  vom  1.  November  1886 
gegebenen  Formvor Schriften  nicht  erfüllt  waren  ^  Indessen  gerade  dieser 
Rechtsfall  dient  zur  Bckräftic^ung  der  oben  (S.  'Mö)  verthoidigten  "Rechts- 
ansicht, wonach  die  Vorschrift  des  §  7  nur  auf  die  im  Königreiche  Sachsen 


*  Besohlusa  des  Stadtratbs  zu  Dresden  (als  Gymnasialcommission)  vom  26.  Au- 
gust 1888. 

*  VerfBgung  d«:  Kxelsdireeiion  zn  Leipzig  vom  29.'  Jani  1874  (mit  der  Eni- 

schpiflung  des  Cultnsminlaterlums)  und  vom  7.  August  1874.  Vgl.  die  weitere  Ent- 
wicklung dieser  öaclie  unten,  B.  359,  Nr.  3. 

*  Vgl.  auch  die  Ministerialerlasse  vom  6.  Februar  1885  und  8.  Februar  1889, 
unten,  8.  860. 

21* 
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errichteten  Vertrage  anzuwenden  ist.  Die  entgegengesetzte  Ansieht  des 
Caltusministoriums  führte  zu  Ergebnissen,  die  dem  Qeeetzeswillen  schwerlich 
enteprechon  durftpn  *. 

Bei  Beurtlieilung  eines  ähnliehen  Rechtsfalles  drückte  das  Cultusmiui- 
sterium  die  Meinung  aus,  „die  Bezugnahme  auf  einen  im  Auslände  gescfalos- 
senen  Vertrag  kSnne  nieht  als  genügend  angesehen  werden,  eine  von  der 
Kegel  des  §  6  des  Gesetzes  yom  1.  November  1836  abweichende  confessionelle 
Erztehunp;  zu  roolitforti^rcn"  *. 

Der  lutherische  Kaufmann  R.  war  vß\t  eiuor  Katholikin  verheiratet. 
Die  Kheschliessung  hatte  zu  Bialystock  in  Russland  am  3.  August  1871  statt- 
gefimden*  Die  Traunng  erfolgte  in  der  kaätoliBchen  und  dann  noehmab  in 
der  InUierischen  Kirche.  In  dieser  Bhe  wurden  an  Terschtedenen  Orten  drei 
Kinder  geboren.  Alsdann  liess  sich  die  Familie  in  Dresden  nieder.  Der 
Vntor  war  Staatsangehöriger  des  Königreichs  Sachsen.  Die  drei  Kinder  waren 
katholisch  getauft  und  bisher  katholisch  erTo^en.  Die  Matter  wollte  diese 
Erziehung  fortsetzen.  Es  entstand  der  Zweifel,  ob  sie  dazu  berechtigt  sei. 
Der  Stadtrate  zu  Dresden  rlditete  an  das  Onltusministerium  die  Anfhige«  ^ob 
dm  Bestimmung  in  §  9,  Absatz  4,  des  Gesetzes  vom  1.  November  183ß  auf 
solche  aus  dem  Auslande  zugezogene  Eltern  Anwendung  leide,  welche  ilie 
sächsische  Staatsan^jehörifTkeit  erworben  haben" Da*;  Ciiltusiniiiisteriura 
eröffnete  dem  Stadtrathe,  die  genannte  Vorschrift  könne  ,auf  den  vorliegen- 
den Fall,  in  welchem  der  Vater  zur  Zeit  der  Eheschliessung ,  und  dessen 
Kinder  zur  Zeit  der  Gebnrt,  die  sächsische  Staatsangehörigkeit  bereits  be> 


*  So  lange  niimlich  M.  in  Bamberg  wohnte,  war  das  dortige  Gericht , sein 
„ortoitlicher  Riehtsr^.  WIre  er  bei  dem  dortigen  Oerichie  mit  seiner  Braut  er- 
sdiienen,  um  <1cn  Yertrsg  gemtes  §  8  les  künuxlich  sächsischen  Gesetzes  vom 
1.  November  1836  zu  errichten,  ao  würde  den  BniTitlouten  vermtitWich  bedeutet 
worden  sein,  nach  Bamberger  Landi-echt  sei  es  nicht  uötbig,  derartige  Verträge 
Tor  Gericht  sn  schliesaen  (vgl.  oben,  S.  275,  284) j  die  Brautleate  wttrden  ganz 
tieher  sein,  wenn  sie  den  Vertrag  vor  einem  Notar  errichteten,  da  die  notarielle 
Form  diejenige  sei,  „welche  allenthalben  und  unter  allen  Umständen  die  Recht- 
mässigkeit eines  Vertrages  zu  begründen  vermag'^  (Vgl.  oben,  S.  288)  In  der 
That  errichteten  die  Brautleute  einen  solchen  Vertrag.  Danaoh  waren  die  Sltern 
in  Bayern  berechtigt  und  sogar  gesetzlich  verpflichtet,  ihre  Kinder  katholisch  zu  er- 
ziehen. Als  die  Eltern  ihren  Wohnsitz:  nach  Sachsen  verlejrten,  -waren  die  Kinder 
mehr  als  sechs  Jahre  alt,  so  dass  ein  Vertrag  nicht  mehr  errichtet  werden  konnte. 
Die  Eltern  wurden  nun  aber  genSthigt,  ihre  Kinder  im  Alter  von  neun  und 
sieben  Jahren  lutherisch  m  erstehen,  obwohl  beide  Kinder  bisher  katholisch  er- 
zogen waren  und  auch  femer  nach  dem  Willen  beider  Eltein  katholisch  erlogen 
werden  sollten,  und  obwohl  die  katholische  Erziehung  der  Kinder  vor  der  £he  durch 
notariellen  Vertrag  featgeaetsi  war,  dessen  formelle  Ollttgkdt  nach  dm  am  Orte  der 
Errichtung  und  am  bisherigen  Wohnsitxe  der  Eltern  gllttgen  Oeeeteen  angenommen 
werden  musste. 

*  Erlasa  des  Cultusministoriums  vom  8.  Januar  1876.  —  Danach  würde  der 
von  ebiera  Inlinder  im  Auslände  geschlossene  Vertrag  selbst  dann  ungiltig  sein,  wenn 
er  gerichtlich  geschlossen  wäre.  Sollte  dies  die  Meinung  des  Cultusministwittms 
sein,  90  könnten  Staataangehüripe  des  Königreichs  Sachsen,  solange  sie  im  Aus- 
lände wohnen,  Überhaupt  keinen  Vertrag  errichten,  der  nach  6—8  im  König- 
reich Sachsen  als  giltig  anzuerkennen  wBre.  Dies  kann  aber  nicht  als  Gesctzeswille 
angesehen  werden. 

'  Diese  Frage  war  nach  der  oben  vertheidigten  Ansieht  su  blähen. 
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sesscn  habon,  keine  Anwendung  leiden Demzufolge  wurde  die  Huttor 
durch  den  Stadtrath  dahin  bescbieden,  dass  die  Kinder  in  der  lutherischen 
Oonfession  zu  erziehen  seien  ^. 

e)  Kinder  von  Ansliindern,  dio  im  AiislniKU*  ;!:;eheiratet  und  ihren  Wolinsits  ins 
Inland  verlebt  haben,  jedocb  Auüländer  gel)1ieb<^i)  sind. 

Nach  der  oben  begrilndcton  Roclit.^ansicht  gilt  §  0,  Aljsatz  4,  auch  für 
diejcni-roii  Klterii,  die  als  Ausländer  im  Auglande  geheiratet,  und  später 
ihren  Wohn^^itz  ins  Königreich  Sachsen  verlegt  haben,  jedocb  Ausländer 
geblieVen  sind.  Auch  hier  nimmt  das  Cnltusministerium  das  Gegentheil 
«n.  Doch  ist  der  Standpunkt  des  Ministeriums  nicht  fest  geUieben.  Nicht 
selten  drückte  es  seine  Meinung  dahin  aus,  das«  die  Vorschriften  des  Ge- 
setzes vom  1.  Xoveniber  1836  auf  AiisJändor  iibfrlianpt  nicht  arnvondbar 
seien'.  Darin  kann  die  Meinung  gefunden  wenleii,  diiss  Ausländer  nicht 
gezwungen  werden  könnten,  bei  der  religiösen  Erziehung  iiirer  Kinder  die 
Yorschriften  irgend  eines  Gesetzes  zu  beobachten;  dass  ihnen  daher  Uber« 
lassen  bleibe,  selbständig  darüber  zu  oitscheiden,  in  welcher  Confession  ne 
ihre  Kinder  or/ielion  wolltnn.  DrTnp:e<rpnübor  hitcht  ein  Ausspruch,  -wonach 
„das  MinistTruim  di(>  oinschriinkondcn  YorscliiiftcM  des  Gesetzes  vom  1.  No- 
vember IbÜÜ  auf  Ausländer  nicht  anzuwenden  pflcgf"*.  Hierin  ist  die 
Meinung  zu  finden,  dass  die  Anwendung  des  Gesetzes  tmu  1.  NoT«nher 
1886  Mit  AuslSnder,  wenn  audi  nicht  unstatthaft,  so  dodi  nidit  geboten  sei, 
dass  es  also  von  dem  Ermessen  (der  discrettonären  Gtownlt)  des  Ministeriums 
abhänge,  ob  es  dies  Gesotz  auf  Ausländor  anwondon  wollo.  und  das«  sich  bei 
dem  Ministerium  der  Gebrauch  gebildet  habe,  das  Gesetz  auf  Auslünder  nicht 
anzuwenden 


>  Eriasä  des  Cuitu^^ininisteriums  vom  Ii.  Juli  1884. 

*  Verfügung  des  Stadtratbs  zu  Dresden  vom  29.  Juli  1884.  Ueber  die  weitere 
Entwicklung  diesw  Stehe  vgl  unten  S.  861,  Nr.  11. 

'  Schreyer,  Codex.  F.  525,  Note  1.  Dan.n-]i  wurile  ein  katlmli^clipr  Knabi" 
ans  Töplitz,  Namens  Bertliold .  im  Ivönigreich  »Sachsen  der  lutherischen  Kirche  zu- 
geführt j  das  Miniättriuin  fand  hiergegen  nichts  ZU  erinnern,  weil  der  Knabe  im 
Königreich  Sachsen  nicht  slaotsangehflrig  war.  Im  nftnlichea  Sinne  erging  eine 
YerfQgnng  der  Kreisdircction  zu  Dresden  vom  7.  April  1856.  In  Ucbcroinstiramung 
hiermit  stand  ein  Erlaus  dos  Cultiipministerituns  vom  Jahro  1S70,  wonach  die  Vor- 
schriften des  Gesetzes  vom  I.November  183G  auf  Ausluntier  ^iiicht  Anwendung  leiden^^ 

*  Verordnung  des  CultusmiaieteriniDs  vom  33.  Deeember  1879,  in  0.  Fischers 
Ztitoehrift  fUr  die  Praxis  und  Gesetzgebung  der  Verwaltung,  Bd.  T.  Nr.  42,  S.  101, 
Leipzig  (1880)  :  „Das  Ministerium  des  Ciiltns  tind  öffentlichen  Untcrriphts  froiTuet 
<ler  Bezirksschulinspcction  zu  D.  auf  den  Beächlus»  vom  ....  da^d  der  Vieiihändler 
Julius  D.  in  P.,  da  derselbe  die  eftohBische  Steatsengehörigkeit  nicht  beeitsi,  und 
das  Ministerium  die  einschränkenden  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  1.  November 
1836  auf  Ausländer  nicht  anzuwenden  pOef^t ,  die  Fiiplichkcit  hat,  seine  Kinder  aus 
erster  Ehe  in  der  katholischen  Coulessiou  zu  erziehen,  ohne  daaa  er  hierzu  einer 
AUerhÖehsten  Dispensntion  bednrf.  tie  ist  deshalb  auoh  des  na  Seine  M^estftt  den 
KSnig  gerichtete  Gesuch  des  D.  hier  zurückbehalten  worden." 

*  BezWpHch  der  allgemeinen  Schulgesetze  liegt  eine  ahnliche  Rechtgansicht  den 
Vereinbarungen  zu  Grunde,  die  seit  dem  Jahre  1874  zwischen  den  Regierungen  der 
«inaeinen  dentsehen  Bundesstaaten,  des  Aeicbslandes  und  Oesterreiobs  Uber  gegen« 
seitigft  Dorehltthrung  der  allgemeinen  Schnlpflteht  geschlossen  wurden.  Vgl.  z.  B. 
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In  DrcN'Vn  ^'u!  Tjeipzi*^,  wo  viele  Ausländer  in  gemischten  Ehon  mit 
sehulpHichtic^en  Kimieru  leben,  entstand  häufig  Streit  über  die  Berechtigung 
solcher  Eltern,  ihre  Kinder  in  die  von  ihnen  ausgewählto  lutheriMl»  oder 
katholische  Sehlde  zu  tehicken. 

In  fielen  Fällen  erging  die  Entscheidung  so,  ^"ie  aie  unter  Anwendung 
von  §  9,  Absatz  4.  frprechtferti^^'t  war.  Drei  Elternpaare,  die  zu  Leipzig 
in  ci'emischter  Ehe  lebten,  soliickton  ihre  Ivinder  in  lutherische  Schulen,  ob- 
wohl der  Vater  katholisch  war.  Die  Ehen  waren  in  Preussen  geschlossen» 
die  eine  in  Erfurt,  die  andere  in  Sehleeien,  die  dritte  in  Berlin.  Es  wurde 
eme  Auskunft  fiber  die  in  Berlin  giltigen  Oesetse  rom  dortigon  Magistrat 
eingeholt,  und  danach  die  Berechtigung  (Ur  Eltern  anerkannt,  ihre  Kinder 
in  der  luthorisohon  Confoi^sion  zu  erziehen  *.  —  Der  protestantische  Unter- 
oftizinr  S.  zu  ^'cuhaus  liei  Paderborn  verheiratete  sieh  (1844)  zu  Paderborn 
mit  einer  Katholikin.  Er  verbog  (1850)  mit  Frau  und  Kindern  nach  Leipzig, 
wo  er  als  Vntertelegraphist  angestellt  wurde.  Vor  der  Trauung,  in  der 
katholiBehen  Bnsdorfkirche  zu  Paderborn,  hatten  die  Brautleute  dem  Pfarrer 
Schmidt  erklärt,  sie  würden  ihre  Kinder  katholisch  erziehen.  In  Leipzig 
besuchten  <\v'  drei  ältesten  Töchter  lutherische  8ehnlen.  Der  Vater  wollte 
alle  Kinder  protestantisch  erziehen  und  an  das  vor  der  Trauung  gegebene 
Versprechen  nicht  mehr  gebunden  sein.  Die  Mutter  erklärte  sich,  hiermit 
einverstanden.  Die  Ereisdureetion  erkundigte  sich  bei  der  prens^chen  Re- 
gierung  zu  Minden  über  die  zu  Neuhans  gUtigen  gesetzlichen  Yoischriften 
lind  erfuhr  dadurch,  dass  der  Vater  nach  den  Vorschriften  des  preussischen 
Allgemeinen  Laudrechts,  das  in  Xeuhaus  gilt,  berechtigt  ist,  seine  Kinder 
in  seiner  Confession  zu  erziehen,  ohne  an  das  vor  der  Trauung  abgelegte 
Versprechen  gebunden  su  sein.  Darauf  kaf  me  die  Anordnung,  dam  sanunt- 
liche  Kinder  in  der  lutherischen  Confession  au  end^n  smcu  —  Der 
evangelische  Versichemngs-Inspector  G. ,  ein  Staatsangehöriger  von  Sachsen- 
Weimar,  Iieirat'^tp  zu  Livorno  eine  Katholikin.  In  dieser  Ehe  wurde  zu 
Livorno  eine  Tochter  geboren.  Später  verlej^ten  die  Eltern  ihren  Wolinsitz 
nach  Leipyjg.  Dort  wurde  die  Tochter  katholisch  erzogen.  Dies  genelunigte 
die  Erei^rection,  weil  „die  Ehe  m  Livorno  geschlossen*  war  *.  Ifaeh  dortigen 
Gesetzen  war  die  katholische  Erziehung  gerechtfertigt*.  —  Der  in  Leipzig 
wohnhafte  lutherische  Schauspieler  C.  hatte  sich  zu  Freiburg  in  Baden  am 
23.  März  1854  mit  einer  Katholikin  vcrh»  iratot ,  die  am  3.  November  18^0 
starb.  Sein  Sohn  besuchte  in  Leipzig  vom  iL  April  1860  bis  zum  14.  April 
1862  die  katholische  Bürgerschule.    Seitdem  schickte  der  Vater  das  Kind  in 


das  VerxeichnUs  bei  v.  Seydewitz,  Codex  (1870),  S.  37ö,  376.  Diese  Ver- 
einbarungen setzten  stfllschwe^eud  voraus,  dass  die  Regierungen  berechtigt,  jedoch 
nicht  verpflichtet  seien,  die  Oesetse  über  SehulplUiAt  auf  Ausländer  ansuwendstt. 

Nun  können  aber  im  Kimigreich  Sachsen  die  Op'Rtzeavorachriftcn  über  die  religiöse 
Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  zu  den  Gesetzen  Uber  die  Schulpflicht 
gez&Ut  werden.  Wftre  daher  die  Anwendung  des  Gesetzes  vom  1.  November  1836 
auf  Ausländer  vom  Ermessen  der  Rcgiemng  ahbüngig,  so  wttrden  doeh  die  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes  auf  dif  Kinder  derjenipren  Au^liinder  ansawenden  seiiij  die 
einem  an  jenen  Vereinbnnuigoa  betbeiligtcn  Staate  angehören. 

^  Verfngung  dei-  Ivreisdirection  zu  Leipzig  vom  20.  Mai  1865. 

*  Verfügung  der  Kreiedireetion  sn  Leipzig  vom  32.  Jonoar  18S8. 
3  Verfllgnng  der  KreiätHrectton  zu  Leipzig  vom  22.  Mal  1867. 

*  Vgl.  Oeigel,  Italienisches  Staaiskirchenrecht,  S.  30 
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eine  lutherische  Schule,  Der  katholische  Lokalsehulinspector  behauptete,  dftS 
KiTir]  iniis^f  <]ie  katliolist'lK'  Schule  bosuchcii .  weil  die  katliolisclic  Erziehunff 
vor  Euif^'ohung  der  Ehe  veroiiibart  worden  sei,  und  hier  das  badische  Gc<5ctz 
zur  Anwendung  komme.  Der  Vater  entgegnete,  er  habe  mit  seiner  Ehegattin 
Bioniala  einett  Vertrag  über  die  leligiose  Emehong  ä&t  Kinder  geseUossen, 
flondem  nur  deslmlb,  weU  er  Mher  in  katholischen  Uadera  lebte,  das  IQnd 
katholisch  erzogen;  jetzt  wolle  er  das  Kind  evangelisch  erziehen.  Bio  Kreob- 
direction  entschied,  dass  die  lutherische  Erziohunp:  des  Kindes  nicht  zu  be- 
anstanden spi"  V  Der  rechtliche  Gesichtspunkt  wurde  nicht  angegeben.  Die 
Kntsclieiduug  reclitfertigtc  sieh  aber  nach  §  0,  Absatz  4,  da  nach  badischem 
Gtesetze  dem  Vater  das  freie  Bestimmungsrecht  zustand  *.  —  Der  katholische 
Opernsänger  H.  zu  Leipzig,  dessen  Ehefrau  evangelisch  war,  wollte  seone  am 

12.  Mai  1862  geborene  Tochter  Alice  evangelisch  erziehen.  Die  Ehe  war  im 
Jahre  18G1  zu  Berlin  geschlossen;  die  Trauung  liafte  in  einer  protestan- 
tischen Kirche  stattgefunden.  Im  Jahre  1868  hatte  Ii.  den  Wohnsitz  nach 
Leipzig  verlegt.  Er  war  daher  nach  §  9,  Absatz  4,  des  Gesetzes  vom  1.  ^o- 
▼ember  1836,  in  Verbindang  mit  §  78  II  2  des  preussisohen  Allgemeinen 
lAndrechts,  berechtigt,  sein  Kind  evangelisch  zu  erziehen.  Demgemüss  wurde 
dem  Vater  freigestellt,  zu  bestimmen,  in  welcher  Schule  und  Religion  das 
Kind  unterrichtet  werden  sollte  ^  Die  Frage,  ob  er  preussischer  oder  sächsi- 
scher Staatsangehöriger  war^  blieb  uuorürtert,  was  einer  richtigen  Auslegung 
des  Gesetzes  entsprach.  Der  eTangelische  6<ddarb^ter  M.  zu  Leipzig,  ein 
sachsen-altenburgiseher  Staatsangehdriger,  war  mit  einer  Katiiolildn  ver- 
heiratet.  Die  Ehe  war  in  der  katholischen  Kirche  zu  Constantinopel  am 

13.  Februar  1848  ge^^clilossen ,  nachdem  der  Pirautigiim  den  von  der  l<athü- 
lischeu  Kirche  geforderten  Revers  über  die  katlKdiselie  Erziehung-  der  Kinder 
ausgestellt  hatte.  Die  i»  dieser  Ehe  geborenen  Kinder  be^iucliten  in  Leipzig 
die  katholische  Schule.  Dies  wurde  «unter  den  angezeigten  Umständen'* 
genehmigt ^  Die  Entscheidung  war  nach  §  9,  Absatz  4,  gerechtfertigt,  da 
in  Constantinopel  christlichen  Eltern  das  Recht  zusteht,  die  Religion  ihrer 
Kinder  m  be«;timmen ,  auch  wenn  sie  in  gemischter  Ehe  leben.  —  Der 
evangelische  Oberpostsecretiir  L. ,  dessen  ElietVau  katholiscli  war ,  hatte 
seinen  am  25.  November  1859  geboreneu  Sohu  (Karl  Julius  Eduard)  katho- 
lisch taufen  und  in  dner  katholischen  Schule  zu  Cdln  unterrichten  lassen. 


*  Vsrittgung  der  Krdsdireetion  su  Leipzig  vom  16.  Dccember  1863.  Von  allen 
Behörden  (auch  in  einem  Gutachten  des  Gemeinderaths  zu  Mannheim  vom  16.  Aiu^ust 
1862)  wurde  ftborsehen,  dass  hier  S  fi  des  badischon  Go^otzes  vom  0.  Octolier  18ßO 
zur  Anwendung  kam.  DaDa.ch  war,  oiine  KUcksicht  auf  einen  vor  VcrkUndung  des 
Gesetses  vom  9.  October  1860  etwa  geeiAloseenen  Vertrag,  das  Bc8timmiii^;«reeht 
des  VaterH  anzuerkenneo» 

■  Badisches  Oesptz  vom  5).  October  1860.  ^  1. 

'  Verfilgiing  der  Kreisdirection  zu  Leipzig  vom  17.  September  1869.  —  Die 
Eltern  hatten  /.u  Leipzig  am  2.  Februar  1S69  durch  gcrichtliclien  Vertrag  vereinbart, 
dsss  Ihre  Kinder  in  der  hitherlsehen  (üonfesBlon  erzogen  werden  ■ollten.  Damals  hatten 
die  Behörden  nocb  keine  Kenntnis?  davon,  clas^  die  Elte  in  Berlin  pc=rldossen  war. 
Die  Kreisdirection  setzte  stillschweigend  voraus,  die  Ehe  sei  im  Königreich  Sachsen 
geschluäseu.  So  erklärten  sich  die  Entächeidungen  vom  23.  März  und  16.  Juli  1869, 
wonach  Altce  katholisch  erzt^en  werden  sollte,  well  sie  hei  Errichtung  des  genumten 
Vertrages  mehr  als  sechs  Jahre  alt  war, 

^  Vetfikgiug  der  Kreisdirection  su  Leipzig  vom  22.  Mai  1867. 
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Seit  October  188G  scliickte  or  diesen  Sohn  zu  Leipzig  in  die  eTangeHscIie 
dritte  Buri:,'orschiile .  obwohl  er  ihn  katliolisch  erziehen  wollte.  Es  wurden 
Erörterungen  darüber  angestellt ,  ob  die  katliolische  Erziehung,'  des  Kindes 
gerechtfertigt  sei.  Der  Vater  erklärte,  er  sei  mit  seiner  Ehegattin  mündlich 
ftbereingekommen,  alle  Kinder  katholiBch  sni  erziehen.  Er  sei  ÜlirigenB  nur 
z&hreate  in  Leipzig  angestellt  und  könne  jederzeit  nach  Coln  zurflckversetzt 
werden.  Die  Kreisdirection  entschied,  es  verstehe  sich  von  selbst,  ^dass  Karl 
Julius  Eduard  L.  unter  den  angezeigten  Umständen  vom  Religionsunterrichte 
auszuschliessen'*  sei Nachträglich  wurde  auf  Grund  von  §  8  des  Mandat« 
Tom  19.  Febmar  1827  und  §  4  der  Verordnung  vom  2.  Mai  1844  angeordnet, 
dasB  dem  genannten  Kinde  das  Verbleiben  in  der  dritten  Biürgersehule  nicht 
zu  gestatten,  dasselbe  vielmehr  in  die  katholische  Schule  zu  vorweisen 
sri ,  well  der  Knabe  .^nach  Uebereinkunft  der  eigentlich  in  Cöln  domicUirten 
Eltern  in  der  katholischen  Confesfeion  erzogen  werden  solle"  —  Der  ka- 
tholische Maler  Z.  in  Leipzig,  ein  grossherzoglich  hessiBcher  Staatsangehö- 
riger, dessen  Ehefrau  reformirt  war,  hatte  die  Ehe  in  Bielefeld  geschlossen, 
mit  der  mündlichen  Abrede,  dass  die  ffinder  im  reformirten  Olanboii«- 
bekenntnisse  erzogen  werden  sollten.  Ein  in  dieser  Ehe  in  Westfalen  ge- 
borener Sohn  besuchte  /u  Leipzifj  ehip  lutherische  Schule.  Dies  wurde 
^uuter  den  a]i;,'ezei;,'t»'n  I  nü^tiindon"  ;,'t'iuiimigt Es  rechtfertigte  sich  durch 
den  in  Bielefeld  gütigen  liruudsatz  von  §  16  11  2  deü  preussischen  Allge- 
meinen Landrechts. 

Bezüglich  der  mebten  übrigen  Entscheidungen  liegt  wenigstens  die 
Möglichkeit  vor,  dass  sie  nach  §  9,  Absatz  4,  sich  rechtfertigten;  doch 
lässt  ihr  Inhalt  nicht  erkennen,  an  welchem  Orte  die  Ehe  geschlossen  war. 
Die  lutherische  Witrwe  des  am  17.  April  1871  zu  Leipzig  gestorbenen  katho- 
lischen Kaufmanns  L.  schickte  ihren  am  14.  März  1866  geborenen  Sohn  um 
Ostern  1872  in  die  lutherische  vierte  Bfirgerschule  und  wollte  denselben  evan- 
gelisch  ^ziehen.  Hiergegen  wurde  nidits  erinnert,  weil  der  verstorbene 
Vater  Franzose  war*.  Die  Entscheidung  reclirfertiijte  sich  nach  §  9,  Absatz  4, 
Avenn  die  Eltern  in  Frankreich  geheiratet  liatten,  da  in  Frankreich  die  Mutter 
nach  dem  Tode  des  Yaters  das  Erziehungsrecht  auszuüben  und  danach  die 
Religion  des  Kindes  zu  bestimmen  hat  (vgl.  oben,  S.  47).  —  In  der  Ehe  dee 
erangelischen  Oberingemeurs  B.  mit  einer  Katholikin  war  am  18.  Februar  1867 
zu  Wien  eine  Tochter  geboren.  Dieselbe  wurde  am  21.  April  1879,  als(j  im 
Alter  von  zwfdf  Jahren,  in  die  lutherische  Ivathstnehterschule  zu  Dresden  auf- 
genommen. Dei'  Schiildirector  ineinti',  das  Jvind  sei  auf  Grund  des  österreichi- 
schen (iesetzes  kuthohüch  zu  erziehen.  Das  Sehuiamt  genehmigte  aber  die 
lutherische  Erziehung,  ofane  Angabe  Ton  Gründen,  nachdem  die  Muttw  auf 
Befri^n  erklärt  hatte,  das  Kind  sei  katholisch  getauft,  „jedoch  nach  Ueber- 
einkunft des  Eltern  paare»  evangelisch  erzogen  worden*^  ^.  Die  Entscheidung 
wurde  mit  §  9,  Absatz  4,  in  Einklang  stehen,  wenn  festgestellt  worden  wäre, 

<  Verfügung  der  Kreisdirectioa  zu  Leipzig  vom  23.  März  1869.  —  Die  ka- 
tholische Erziehung  rechtfertigte  sich  nach  §  9,  Absats  4,  des  Gesetzes  vom 
1.  November  1836,  in  Yerbindung  mit  der  preuasisehen  Dedaration  vom  21.  No- 
vember 1803. 

^  Verrugung  der  Kreisdirection  zu  Leipzig  vom  16.  Juli  1869. 

*  Yerfngung  der  Krelsdtreetion  zn  Leipzig  vom  33.  Mai  1867. 

*  Yert'iiguDg  der  Kreisdirection  zu  Leipzig  vom  26.  September  1873. 

>  Beechlnes  des  Stadtrsths  zu. Dresden  (Scbnlamt)  vom  11:  Jmd  1870. 
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das;?  die  Ehe  in  Wien  geschlossen,  und  die  „Uebereinkunft'*  nach  den  dor- 
ti£?en  Gcsf  tz.  n  (vom  25.  Mai  1868)  giltig  war.  —  Die  am  16.  März  1873 
zu  Prag  geborene  und  daselbst  katholisch  getaufte  Tochter  de»  im  Jnhre 
1882  gestorbenen  lutheriscben  M.  wurde  durch  ihre  katholische  Mutter  in 
Schandau  erzogoi  und  be«aelito  dort  bis  September  1885  die  BfirgerBchale, 
worin  sie  am  eTtmgelischen  Religionsunterrichte  theihiabm.  Die  Mutter  wollte 
mit  flor  Tochter  am  1.  Ootober  1885  nach  Drcstlen  rcrziohpn  und  bat  um 
die  Eilaubniss ,  ihre  karliolische  Tochter,  mit  Kücksicht  auf  ilire  Gesundheit 
und  die  weite  Entfernung  der  katholischen  Schule,  in  die  näher  gelegene 
lutberfoc^  teelnte  BfiJ^gersehnle  zu  sebicken.  Die  Bezirkssdnilinapection  er- 
ihmlte  den  Besdieid,  die  Tochter  mfiaae  nach  §  18  des  Oesetses  vom  1.  Vo^ 
vember  1836  und  §  15,  Absatz  3,  der  AusfßhnuigSYerordnnng  zum  Volks- 
Schulgesetze  in  der  luthorisehen  Religion  erzogen  werden ,  weil  sie  darin  T)is 
über  Vollendung  des  zwölfton  Lebensjahres  hinaus  Unterricht  erlialten  liatte. 
Zufolge  eines  vom  Apostolischen  Vikariate  an  das  Cultusministerium  gerichteten 
Gesuchs  wurde  die  Staatsangehörigkeit  der  Wittwe  M.  geprüft.  Das  Hei- 
matsamt theilte  dem  Schulamte  mit,  «dass  die  AVittwe  M. ,  welche  als  öster- 
reichische Staatsangehörige  ausgewiesen  erscheint,  die  sächsische  Staatsan- 
gehörigkeit nicht  erworben  habe".  Darauf  verfügte  das  Cultusministerium, 
,.dasä,  nachdem  nunmehr  festgestellt  ist,  dass  die  verwittwete  M.  die  sächsische 
Staatsangehörigkeit  nicht  besitzt^  die  genannte  an  der  yon  ihr  beabsichtigten 
Erziehung  ihres  Kindes  in  der  rönusoh-katiiolischen  Confesston,  wie  die  Be* 
zirkssehulinspection  sich  dessen  selbst  bescheiden  wird,  nicht  weiter  zu  be- 
hindern ist*'  Diese  Entsclieidung  reelitfertigte  sieh  nach  §  0,  Absatz  4.  in 
Verbindung  mit  dem  österreichischen  Gesetze  vom  25.  Mai  IsiiS.  falls  dio 
Ehe  in  Oesterreich  geschlossen,  und  kein  Vertrag  über  die  Confessiou  der 
Kinder  erriditet  war.  —  Der  katholische  Handarbdter  R.  zu  Dresden  wollte 
nach  dem  Tode  seiner  Intherischen  Ehefrau  die  am  13.  October  1881  zu 
Dresden  geborene  Toeliter  Tda  in  der  lutherischen  Confession  erziehen  und 
in  eine  lutherische  Schuh  s  Incken.  Es  wurde  ermittelt,  dass  der  Vater 
Preu.sse  sei.  Deshalb  wurde  die  lutherische  Erziehung  des  Kindes  genehmigt*. 
Die  Entscheidung  war  nach  §  9,  Absatz  4,  gerechtfertigt,  wenn  die  Ehe  der 
Eltern  im  Bechtsgebiete  der  prenssischen  Deelaration  vom  21.  NoTember  1803 
geschlossen  war. 

Ein  in  Dresden  wohnhafter  katbolischer  Ausländer,  Namens  F.,  hntr  > 
seine  Iiitliorischo  Ehefrau  und  seinen  Sohn  böslich  verlassen.  Die  Mutter 
erzog  den  Knaben  in  der  lutherischen  Confession.  Dazu  war  sie  nach  Ent- 
scheidung des  Ministeriums  berechtigt,  weil  ,,der  Mutter,  auf  welche  infolge 
der  böswilligen  Terlassung  seitens  des  Ehemannm  dessen  Dispositionsrecht 
über  die  confeysionelle  Erziehung  des  Knaben  mit  der  Verpflichtung  zu  seiner 
Erziehung  überhaupt  übergegangen,  zu  überlassen  sei,  in  welcher  Confession 

*  Erla?<  des  CiiUu<ministerium^  (v.  Gerber)  vom  4.  .A.prll  1887.  Bedenklich 
war  die  Auskunft  des  Ueimatsumtä.  Der  verstorbene  M.  war  in  Dresden  geboren, 
»1«  Sohn  sächsiaeher  Staatsangehöriger.  Von  ihm  ging  die  slcliBlscIie  Staats- 
angehörigkeit auf  die  Ehefrau  und  auf  die  Tochter  Ober.  Die  Vermuthung  sprach 
dafQr,  dass  die  Mutter  sächsische  Staatsangehörige  gcbliobni  ■^■a.r.  Es  musste  also 
d&rgethan  werden,  dass  und  wie  sie  die  sächsische  Staatsangehörigkeit  verloren 
hatte.  Nicht  der  Erwerb,  sondern  der  Verhwt  der  sBebsisehen  Stasisangehörigkdt 
stand  In  Frage. 

'  Besehluss  des  Stadtraths  sn  Dresden  (Sehnlamt)  vom  3.  December  1888. 
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sie  denselben  erziehen  wolle"  \  Dio  Entscheidung  kann  mit  §  9,  Absatz  4, 
in  Einklang  stehen,  z.  F>.  wenn  die  Ehe  in  EIsass-Lothringen  geschlossen  war. 
In  der  Entscheidung  wurde  aber  auf  die  Frage,  wo  dio  Ebe  geaohloneii  war, 
kein  Oewieht  gelegt.  —  Der  katholtsohe  Bachbinder  P.  zu  Leipsig,  deasen 
Ehefrau  evangelisch  war,  bat  um  die  Erlaubnis«,  seine  Tochter  in  der  evan- 
gelischen Confession  zu  crziohcn.  Das  Ministerium  ordnete  Ermittlungen 
darüber  an,  ob  P.  sächsischer  Staatsangehöriger  sei,  und  vorfügto  j^leiclizeitig 
,für  den  Fall,  dass  P.  nicht  sächsischer  ünterthan  sein  sollte,  ihn  zu  be- 
scheiden, dius  es  einer  Genehmigung  znr  evangelisehen  Erziehung  seiner 
Tochter,  speeiell  einer  Dispensation  von  §  8  de«  Gesetzes  yom  1.  Xovember 
1836,  nicht  bedürfe,  da  dies  Gesetz  nur  auf  Inländer  Anwendung  leide'**. 
Es  wurde  ermittelt,  dass  der  Vater  in  Oels  geboren  und  prens^isohor  Staats- 
angehöriger ^'cblipben  war.  Deshalb  wurde  ihm  eröffnet,  dass  er  einer  Dis- 
pensation zu  der  evangelischen  Erziehung  seiner  Tochter  nicht  bedürfe.  Die 
Frage,  wo  die  Ehe  geschlossen  wer,  blieb  unberttcksichtigt.  Die  Entscheidung 
wfirde  sich  nach  §  9,  Absatz  4,  rechtfertigen,  wenn  die  Ehe  z.  B.  in  Oels 
geschlossen  war. 

jS^ur  in  einem  einzigen  der  mir  bekannt  i^'ewordt'nt'n  zalih-eicheii  Fälle 
kann  mit  Bestimmtheit  behauptet  werden,  dass  nicht  bloss  die  Begründung, 
sondern  die  Entscheidung  selbst  mit  der  oben  vertheidigteu  Auslegung  von 
§  9,  Absatz  4,  unTereinbar  ist.  Die  evangeUBche  Wittwe  des  im  Jahre  1871 
zu  Leipzig  gestorbenen  kathoUschcn  Lithographen  L.  bat  um  die  Erlaubnisa, 
ihre  drei  jüngsten  Kinder  im  reformirten  Glaubensbekenntnisse  zu  er/i^bMu. 
weil  dieselben  eine  ausgesprochene  Abneiguiiir  irf^gen  die  katholische  Kirche 
hätten.  Die  Ehe  war  im  Grossherzogthum  i>aden  geschlossen.  Das  Oultus- 
ministerium  lieas  ennitteln,  ob  der  Terstorbeue  Vater  sächsischer  Staats- 
angehöriger gewesen  sei.  „Ergibt  sieh,  dass  der  genannte  die  sächasefae 
Staatsangehörigkeit  nicht  besessen  hat,  so  ynrd.  dessen  "Wittwe  an  der  Ton 
ihr  beabsichtigten  Erziehung  ihrer  Kinder  in  der  eigenen  Confession  nicht 
zu  behindern  sein,  nnd  r-s  solchenfalls  anderweiter  Berichterstattung  seir<Mis 
der  Bezirksschulitibpuciiuu  nicht  bedüri'eiu"" '  Die  Mutter  wies  nach,  dass 
der  yerstorbene  Vater  zu  Gunteisthal  bei  Fraburg  i.  ß.  geboren,  dort  hei» 
matsberechtigt  und  nicht  sächsischer  Staatsangehöriger  geworden  war.  Auch 
nach  Auskunft  des  Polizeiamts  war  L.  bis  zu  seinem  Tode  badischer  Staats- 
ani,'<'])öriger  geblieben.  Demgemäss  wurde  die  Mutter  nicht  bebindert,  die 
Kinder  in  die  evangelische  Schule  zu  schicken  und  im  reformirten  Gllaubeiis- 
bekenntnisse  zu  erziehen.  In  diesem  Falle  war  nach  §  9,  Absatz  4,  des 
Gesetzes  vom  1.  Kovember  18S6  die  Entscheidung  nicht  gerechtfertigt,  solange 
die  Voraussetzungen  v<ni  §  3  des  badischen  Gesetzes  vom  9.  Octob«r  1860 
nicht  erfüllt  waren. 


•  Erlass  des  Cnltusministeriums  (v.  Oerber)  vom  13.  Mai  1616. 
^  Erlass  des  CultusmioiBteriums  vom  2S.  April  1873. 

*  Erlass  des  CnltusmintBtQrimns  vom  2.  Augnst  1877.  —  Diese  Entscheidung 
würde,  soweit  sie  die  ScIuilpOicht  betraf,  der  zwiseheo  der  sächsischen  und  badiscben 

RegieruDg  geschlossenen  Vereinbarxing  wegen  gpfren?<  itiger  Durchführung  der  Schul- 
pflicht, vom  Jahre  1876,  widersprechen,  wenn  es  überhaupt  vom  Ermessen  der  Be- 
hörden abbinge,  ob  sie  die  Vorsehrilt  von  §  9,  Absatz 4,  desGesetses  vom  I.November 
18S6  auf  Ausländer  an/.invendea  hätten.  Vgl.  Bekanntmachung  des  Cultusministerlums 
vom  29.  November  1876  (Gesetz-  und  Verurdiiuiig»bl»tt  S.  50d);  v.  Seydewltz, 
Codex  (1878),  S.  675;  oben,  S.  625,  Note  5. 
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€•  Viielielieli  geborene  Kindel*. 

1.  Legitimirte  Kinder. 

Die  durch  eine  gemischte  Ehe  legitimirten  Kinder  sind  nach  §  11 
*1ps  Gesetzes  vom  1.  November  1836  ^den  ehelichen  gleich  zu  achten". 

gelton  also  auch  tur  sie  die  Yoischriften  von  0—8.  Danach 
kann  die  Confession  der  noch  nicht  sechs  Jahre  alten  Kinder  durch 
Vertrag  bestiiunit  werden.  Sonst  müssen  alle  leginmirten  Kinder  der 
Confession  des  Vaters  folgen.  Mithin  müssen  sie  ihre  Confession  ändern, 
wenn  sie  bisher  in  der  ConfeasioD  ihrer  Mntter  erzogen  worden. 

Die  am  14.  Juni  1B49  aiunereheKeh  geborene  Beräia  S.  wurde  am 
31.  August  1866,  also  im  Alter  von  sieben  Jabren,  durch  Heirat  ihrer  luthe- 
rischen Mntter  mit  dem  katholischen  Orgribaugehllfen  S.  legitimirt.  Ein 
Vertrag  über  die  Oonfession  des  Kindes  wnr  nach  ^  8  des  Geset/es  niclit 
mehr  möi^lich.  Daher  musste  es  in  der  katliolischen  Confession  des  Vaters 
erzogen  werden,  obwohl  es  bisher  der  lutherischen  Confession  seiner  Mutter 
folgte.  In  diesem  Falle  entsehied  das  Ministerium,  die  Eltern  seien  zwar  be- 
veeht^  jedodk  nicht  verpflichtet,  das  legitimirte  ELind  in  der  Cool^ion  des 
Vaters  zu  erziehen  K  Diese  üntscheidung  widersprach  der  Vorschrift  des  Gesetzes. 

Die  durch  einen  landesherrlichen  Befohl,  mit  der  Wirkung  des 
AUodial-Erbfolgereohts  in  das  Vermögen  des  Vaters,  legitimirten  Kinder 
sind  in  Beziehung  auf  die  religiöse  Erziehung  nacli  §  11  den  ehelichen 
Kindern  nur  dann  gloichzuachten .  wenn  die  Mutter  keinen  thätif^en 
Antheii  mehr  an  der  Erziehung  ihrer  Kinder  nimmt,  oder  wenn  sie  in 
die  Legitimation  mit  der  bezeichneten  Wirkung  eingewilligt  hat. 

2.  Brautkinder. 

Für  die  Confession  der  Brautkinder  erflehen  sich  aus  §ß  11,  18 
und  10  des  Gesetzes  vom  1.  November  1836  folgende  Vorschriften, 
ist  gemäss  §  7  ein  giltiger  Vertrag  geschlossen,  so  sind  die  Ver- 
tragsbestimmungen zu  befolgen.  Sonst  müssen  nach  dem  Tode  der 
Mutter  die  dann  schon  zelin  Jahre  alten  Kinder,  die  bisher  gleich- 
massig  in  der  Confession  der  Mutter  unterrichtet  Warden,  in  diesem 
Religionsbekenntniaee  weiter  erzogen  werden.  Die  übrigen  Kinder 
folgen  der  Confession  des  Taters.  Stirbt  der  Vater,  oder  sterben 
beide  Eltern,  so  müssen  die  Kinder  beim  Mangel  eines  Vertrages  in 
der  Confession  der  Mntter  erzogen  werden. 

3.  Andere  nnehelielie  Kinder. 

Alle  anderen  unehelichen  Kinder  dürfeu  in  der  Keligion  der 
Mutter  erzogen  werden,  selbst  wenn  sie  durch  den  natürlichen  Vater 
anerkannt  sind.  Dies  folgt  aus  §  10  des  Gesetzes  vom  1.  November  1886. 


1  Erlnsä  dos  CultaBinintsterivim  vom  18.  Deconber  1856.  Vgl.  hiergegen  anten, 
S.  852,  Hr.  14  und  15. 
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Dor  katholische  .Maschinenfahrikant  O.  zu  Leip/.if;:  schickte  eine  von 
ihm  anerkannte  natürliche  Tocltter,  die  am  7.  März  1858  geborene  Theodora  0., 
deren  Erziehung  er  übernommen  hatte,  in  die  lutherische  Schule.  Dies  ent- 
sprach den  gesetzlichen  YoiBohrifleii,  weil  die  Matter  des  Eindea  der  luthe- 
rischen ConfesBion  angehörte  \ 

In  dei  Regel  müssen  uneheliche  Kinder  in  der  Confession  ihrer 
Matter  erzogen  werden.  Nur  kann  der  natürliche  Yater  die  Er« 
Ziehung  seines  unehelichen  Kindes  nbemehmen  und  dann  dasselbe  in 

seiner  Confession  erziohon.  «Er  bedarf  aber  dazu  der  Genehmigung 
der  Mutter  des  unehelichen  Kindes,  oder,  wenn  diese  verstorben  sein 
spute,  der  mütterlichen  Grosseltern,  sowie  des  Vormundes  und  der 
obervormundschaftlicbcn  Behörde."  Der  AVortlaut  dieser  Vorschrift 
lässt  CS  zweifelhaft,  ob  die  Genehmigung  „des  Vormundes  und  der 
obervormundschaftlichen  IJehürde"  auch  dann  erforderlich  ist,  wenn 
die  Mutter  noch  lebt.  Im  Entwürfe  war  eine  solche  Vorschrift  nicht 
enthalten.  Erst  in  der  Sitzung  der  zweiten  Kammer  vom  13.  Mai 
1833  wurde  der  Zusatz  (auf  Antrag  des  Abgeordneten  Richter)  in  fol- 
gender Fassung  angenommen:  „Sollte  aber  der  einer  andern  Confes- 
sion angehörende  Vater  die  Erziehung  des  Ton  ihm  ausser  der  Ehe 
erzeugten  Kindes  selbst  übernehmen  und  der  Fürsorge  deshalb  sich 
unterziehen  wollen,  so  bedarf  er  hierzu  der  Genehmigung  der  Mutter 
des  unehelichen  Kindes,  oder  wenn  diese  veratorbon  <?ein  sollte,  der 
mütterlichen  Grosseltern,  sowie  jedenfalls  des  Vormundes  und  der 
obervormundschaftlichen  Behörde,  und  ist  solchenfalls  berechtigt,  das 
Kind  in  seiner  Confession  erziehen  zu  lassen."^  Die  Deputation  der 
ersten  Kainniur  empfahl  die  Annan uie  diese»  Zusatzes.  In  der  Sitzung 
der  ersten  Kammer  vom  22.  März  1834  stellte  Prinz  Johann  Ton 
Sachsen  den  Antrag,  das  Wort  Jedenfalls*^  wegzulassen,  »weil,  so- 
lange die  Mutter  noch  lebe,  deren  Bestimmung  hinreichen  müsse, 
und  man  nicht  einsehOf  warum  auch  hier  die  Emwilligung  eines  Vor- 
mundes erforderlich  werden  solle".  Der  Staatsrainister  Dr.  Müller  ent- 
gegnete, das  Wort  Jedenfalls"  entspreche  der  bestehenden  Gesetz- 
j^ebimg,  indem  es  sich  auf  beide  Fälle  beziehe,  die  Mutter  möge  noch 
leben  oder  schon  g^estorben  sein;  denn  jedem  vaterlosen  Kinde  müsse 
ein  Altersvormund  bestellt  werden.  Doch  wurde  der  Antrag  des 
Prinzen  Joliann  mit  23  gegen  10  Stimmen  angenommen.  Es  wurde 
also  das  Wort  „jedenfalls"  gestri  clien  ''.  Aus  dieser  Entstehungs- 
geschichte würde  zu  folgern  sein,  dass  es  einer  Genehmigung  des  Vor- 
mundes und  der  obenronnundschaftlichen  Behörde  nur  dann  bedürfe, 
wenn  die  Mutter  Terstorben  ist.  Allein  das  Gegentheil  erklärte  die 
ständische  Schrift  vom  8.  September  1834.  Sie  sagte,  es  sei  für  nöthig 
befunden,  «dass  die  Zustimmung  der  Mutter  oder,  wenn  diese  nicht  . 


*  Verfügung  der  Krelsdtoeetton  zu  Leipzig  vom  ft.  August  1870. 

*  Protokolle  der  zweiten  Kammer.  13.  Mai  1833,  S.  332. 

*  Protokolle  der  zweiten  Kaminer,  22.  März  1884,  S.  66,  66. 
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mehr  am  Leben  sein  sollte,  der  mütterlichen  GtrOBselteni,  nioht  minder 
in  einem  wie  in  dem  andern  Falle  des  Vormundes  und  der 

obervormundschaftlichen  Behörde  stattfinde''.  Darin  ist  der  Gesetzes- 
wille zu  finden,  obwohl  der  auf  Antrag  des  Prinzen  Johann  gefasste 
Beschluss  nicht  ausdrücklich  zurückgenommen  wnrde. 

Dieser  Auslegung  folgte  das  Cultusministeriam  in  zwei  Rechtsfallen, 
worin  es  sich  noch  niclit  um  die  Erziehung,  sondern  erst  um  die  Taufe  der 
Kinder  handelte.  Ein  katholischer  Geistlicher  hatte  zwei  uneheliche  Kinder 
einer  evangcUschen  Mutter  mit  deren  Zustimmung  getauft,  nachdem  der 
kathoBsche  Vater,  ein  Zeugschnuedegesell  ans  Bayern ,  sieh  zur  Emfihmng 
und  Erziehmig  der  beiden  Kinder  verpflichtet  hatte.  Dem  Geistlichen  wurde 
auf  Grund  von  §  19  vorgelnilten,  er  habe  die  Yorsehrift  vou  §  10  verletzt*, 
weil  die  Zustimmung  <les  Vormundes  und  der  Vorniundsoliaftsbehörde  zu  der 
katholischen  Taufe  nicht  eingeholt  worden  war.  Der  Geistliche  bemerkte, 
er  habe  den  §  10  dahin  yerstanden,  dass  die  Genehmigung  des  Vormundes 
moid  der  Vonnimdschaflsbehörde  nur  naeh  dem  Tode  der  Mutter  erforderlich 
sei.  Das  Cultusministerimn  erklärte  diese  Auslegung  für  irrig,  auf  Grund 
der  nnproführten  Stelle  aus  der  ständisclien  Schrift  vom  S.  September  1834. 
Doch  fand  es  mit  Rücksicht  auf  die  undeutliche  Fassung  des  Gesetzes  keine 
Veranlassung,  gegen  den  Geistlichen  „etwas  zu  verfügen''.  Zugleich  ge- 
nehnugte  es  die  künftige  kathoHsehe  Erriehung  geoamitsii  Eündw  unter 
der  Voranssetzmig,  dass  hti  Ektritt  der  Schulpfliehtigkeit  der  Vator  seinem 
Versprechen  nachkommen  könne,  und  dann  sowohl  der  Vormund  als  auch  die 
Vormundschaftsbehörde  die  katholische  Erziehung  der  Kinder  s^enehmij^o  *. 
Einijje  Jahre  später  wurde  der  uneheliche  Sohn  einer  Katholikin  in  der  iuthe- 
i'iöchen  lOrche  mit  Geneiimiguug  des  Superiutendeuteu  getauft.  Darüber 
bMchwerie  sich  das  katholisch-geistliche  Consistorium  bei  der  Kreisdirection. 
Der  Superintendent  hericf  sicli  darauf,  dass  die  ^Futter  des  Kindes  und  zu- 
gleich der  natürliche  Vater  desselben ,  der  lutherische  S  liueideriresell  B., 
mit  dem  die  ^lutter  im  Concubinat  lebte,  die  Taufe  in  der  protestantischen 
Kirche  verlangt  hätten.  Das  Ministerium  missbiiligte  die  protestantische  Taute, 
weil  dazu  die  Genehmigung  des  Vormundes  und  der  obervonmmdsohaftUehen 
Behörde  nicht  eingeholt  worden  wsr.  Die  Nothwendigkeit  solcher  Geneh- 
migung wurde'  hier  ebenso  wie  in  dem  Rechtsfalle  von  1839  ans  der  stän- 
dischen Schrift  vom  8.  September  1834  hergeleitet*. 

Von  der  „Genehmigung  der  Mutter^  kann  nach  der  Vorschrift 
von  §  10  nur  dann  abgesehen  werden,  wenn  die  Mutter  gestorben  ist. 

Sonst  muss  die  Oenoliini.£^ung  der  Mutter  nachg'owiesen  werden.  Dazu 
ist  nach  der  JS^atur  der  Sache  eine  ausdrückliche  Erklärung  der  Mutter 

^  Der  Onmdsats,  dsn  dio  Taufe  dem  Oetotlichen  derjenigen  Gonfeesion  sustehe, 
worin  das  ICind  nach  Vertrag  oder  Gesets  m  erziehen  ist,  ergibt  sich  fUr  Kinder 

au&  gemischten  Ehen  aus  einer  Verglfichung  von  §  5  mit  §  6.  Es  fehlt  eine  aua- 
dröckliche  Vorschrift  für  die  Taufe  unehelicher  Kinder,  In  den  vorliegenden  beiden 
BeehtafUlen  faad  jener  Oriindaatjr  auf  un^didie  Kinder  entspreebende  Anwendung. 

•  Ministcrialoilasg  vom  28.  Januar  1839,  in  der  Zeitschrift  für  Rechtspflege  und 
Verwaltung,  Bd.  2  (1838),  S.  37(5-^379.  Vgl.  auch  Schreyer.  Codex,  S.  528,  Note  13. 

'  MiniaterialentschUeäsung  vom  29.  April  1847,  Zeitschrift  für  Kecblspflege  und 
Verwaltnng,  Kens  Folge,  Bd.  YIi  S.  383 — 884.  —  Darin  wurde  «ogleich  auf  dte 
Notliwendlgleeit  MngewiSBen,  die  ParochiaUttt  «n  sehOtaMi. 
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nothwendig.  Ist  solche  nioiit  zu  beschaffen,  so  muas  das  Eind  nach 
§  10  in  der  Confession  der  Mutter  erzogen  werden. 

tbdescHHi  wurde  in  folgendem  Falle  Ton  dem  Erfordenusae  einer  aus- 
drücklichen Erklärung  abgesehen.   Aus  dem  Jahresberichte  über  die  confes- 

gioüpIlpM  ünterrichtaverhältnisge  des  Jahres  1869  ergab  sich,  dass  die  unehe- 
lich tr(>i)orcnc'  ^laria  Antonie  Eugenie  von  S.  in  Leipzig  eine  lutherische 
Schule  besuchte,  obwuhl  ihre  Mutter  katholisch  war.  Die  Kreisdirection  ver- 
fügte, das  Kind  habe  „nach  §  10  des  Gesetzes  vom  1.  Norember  1836  eigent- 
lich der  Confeasion  der  römisch-katholischen  Matter  zu  folgen,  dafcrn  nicht, 
was  noch  zu  erörtern  ist,  der  evangelische  Vater  die  Erziehung  des  Kindes 
übeniommen  und  zur  Erziehung  desselben  in  seiner  Confession  ausser  der 
Zustimmung  der  Mutter  auch  die  Genehmigung  des  Vormundes  und  der  ober- 
Tormundschaftliehen  Behörde  erhalten  hat'*  K  Das  Eiud  war  auf  Kosten  des 
evattgelischen  Täters  in  Leipzig  dem  Prodactenhändler  S.  in  Pflege  gegeben. 
Der  Aufenthalt  der  Mutter  war  nicht  bekannt.  Das  Ministerium  nahm  an, 
die  Zustimmung  dei-  ^futter  zu  der  evangelischen  Erziehung  des  Kindes  könne 
nach  Lage  der  Sache  vormuthet  werden.  Deshalb  gestattete  es,  von  Bei- 
bringung einer  ausdrücklichen  Genehmigung  der  Mutter  abzusehen.  Es  be- 
schränkte sich  auf  die  Anordnung,  dass  die  Genehmigung  des  Tomundes 
und  der  Yormundschaftebehörde  m  der  Tom  natürlichen  Yater  gewSnschten 
evangelischen  Erziehung  des  Kindes  beizubringen  %var'. 

Die  gesetzliche  A'erpflichtung  der  Mutter,  ihr  uneheliches  Kind  in  ihrem 
eigenen  Keligionsbekenntnisse  zu  erziehen,  hört  dadurch  nicht  auf,  dass  sich 
die  Mutter  mit  einem  Ausländer  verheiratet,  der  im  Königreiche  Sachsen 
wohnt.  Doch  wurde  in  folgendem  Falle  das  Gegentheil  angenommen.  Die 
]<at1)o1Ischo  Mutter  der  zu  Dresden  am  1.  Juni  1882  unehelich  geborenen 
Emilie  AY.  verheiratete  sicli  mit  dem  lutherischen  Arbeiter  U.  zu  Dresden, 
einem  preussischen  Staatsangehörigen,  der  nicht  Vater  jenes  Kindes  war. 
Die  Mutter  wollte  das  Kind  in  der  lutherischen  Confession  erziehen.  Es 
wurde  entechieden,  dass  sie  dazu  berechtigt  sei,  weil  sie  durch  Verheiratung 
mit  einem  Preussen  die  preussische  Staatsangehörigkeit  erworben  hatte'. 

I>.  Atloptivkinder. 

Nach  §  16  des  Gesetzes  vom  1.  November  1836  könne  ii  „Adop- 
tiveltern ,  >velche  durch  eine  förmliche  Annahme  an  Kindesstatt  dem 
Kinde  alle  Jieclite  eines  leiblichen  ertlieilt  haben",  dasselbe  in  ihrer 
Confession  erziehen ,  „sofern  die  noch  lebenden  Eltern  einwilligen, 
oder  nach  deren  Tode  ein  rechtsbeständiger  Vertrag  (§§  7  und  8),  in 
welchem  dieselben  über  die  Confession  ihrer  Kinder  bereita  verfügt 
haben,  nicht  bestehf.  Die  hier  gemachte  Bedingung,  in  Yerbindung 
mit  dem  übrigen  Inhalte  des  Gesetees,  deutet  auf  Kinder  aus  ge- 
mischten Ehen.  Nach  dieser  Auslegung  kann  die  YorBchrift  auf  andere 
Kinder  nieht  angewendet  werden. 

*  Verfügung  der  Kreisdirection  zu  Leipzig  vom  24.  Mai  1870. 

*  Verfügungen  der  Kreiadlreetion  m  Leipzig  vom  6.  August  und  2ö.  November 
1870  und  10.  Februar  1871. 

*  BesohluBB  des  Stadtrathe  in  Dreiden  (SehulAmt)  vom  10.  Juli  1888. 
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Ein  weiterer  Zweifel  betriffit  die  Frage»  ob  und  inwieweit  Adop- 
tiveltern, die  selbst  in  gemiaehter  Ebe  leben,  die  Oonfession  des 
AdoptiTkindes  bestimmen  können. 

Der  Zweifel  kam  in  folgendem  Falle  zur  Erörterung:,  jedoch  nidit  za 
f^ndsätzlicher  Entscheidung.  Die  griechisch-katholische  Wittwc  des  russischen 
CJollegienraths  von  S.  wurde  im  Jaliro  1SG3  zu  Dresden  in  der  Wohnung 
der  Hebamme  Wittwe  B.  von  einer  uneheliclicn  Tochter  entbunden,  die  auf 
Wunsch  der  Matter  (behufs  Geheimhaltung  der  Niederkunft)  tiiclit  in  der 
griechiBeh*katho1i8Chen,  sondern  in  der  rSmisch^katholisohen  Kirche  getauft 
wurde.  Der  lutlierisclio  Sohn  der  Hebamme,  Rcstauratewr  Tlieodor  B.,  und 
dpsson  katholische  Ehofruu  fanden  sieh  liereit,  da!>  Kind  aufzuer/iehen.  Es 
wurde  ein  förmlicher  ArrogHtiousvertrag  zwischen  dem  Siiecialvormunde  des 
Kindes  und  den  Eheleuten  B.  am  18.  October  1863  geschlossen,  sowie  vom 
Oerk^to  und  yom  Könige  (dnrdi  Deeret  rom  23.  November  1863)  bestätigt. 
Die  Mutter  des  Kindes  verliess  Dresden  im  Jahre  1866,  um  naeb  St.  Peters- 
burg zu  reisen,  liess  aber  seitdem  nichts  mehr  von  sich  hören.  Inzwischen 
war  dem  Kinde  auf  Orund  von  §  4,  Absatz  2,  de^  rh  setzes  vom  2.  Juli  1852 
durch  Verfügung  der  Kreisdirection  zu  Zwickau  vom  8.  Februar  1865  die 
sächsische  Staatsangehörigkeit  beigelegt  worden.  Im  Jahre  1869,  als  die 
Schulpflicht  de»  Kindes  eintrat^  entstaiid  die  Frage,  in  wdcher  Confession  es 
zu  erziehen  seL  Beide  Adoptiveltern  wollten  das  Kind  katholisch  erziehen. 
Die  Adoptivmutter  behauptete,  dies  sei  die  ausdrückliche  Bedingung  gewesen, 
unter  der  sie  sich  zur  Annahme  des  Kindes  schon  vor  Entbindung  der  Mutter 
Ijereit  erklärt  habe.  Eine  Willenserklärung  der  leiblichen  Mutter  konnte 
nicht  herbeigeschafft  werden,  weil  ihr  Aufenthalt  unbekannt  war.  Die  Mit- 
glieder der  Schulinspection  zu  Dresden  waren  verschiedener  Meinuug,  ob  §  6 
des  Gesetzes  vom  1.  KoTember  1836  entsprechende  Anwendung  finden  könne, 
und  demgemäss  hei  dem  Mangel  eines  gerichtlielien  Vertrages  das  Kind  In 
der  evangeliselien  Ixeligion  dos  Adoptivvaters  erzogen  werden  müsse,  oder  ob 
es  nach  der  durch  die  katholische  Taufe  und  auch  sonst  zu  erkennen  ge- 
gebenen Wülenserklimng  der  natflrlieihen  Mutter  in  der  kadiolisehen  Religion 
zu  ermehen  seL  Die  um  Entschmdung  der  Rechtsfrage  ersuchte  Kreisdirection 
zu  Dresden  trug  die  Frage  dem  Ministerium  vor.  Das  Ministerium  erklärte. 
OS  wolle  ^.unter  den  vorliegenden,  gan-r  besonderen  Umstanden  und  in  Rück- 
sieht auf  die  vom  Adoptivvater  des  Kindes  abgegebene  Erklärung,  sowie  in 
Anbetracht,  dass  durch  die  in  der  römisch-katholischen  Kirche  erfolgte  Taufe 
des  Kindes  die  angebliche  Abrioht  der  natürlichen  Mutter,  das  Kind  in  der 
rSmisch-katholischen  Oonfenion  «rziehen  zu  lassen,  allerdings  bestätigt  wird, 
geschehen  lassen,  dass  das  genannte  Kind  in  der  gedachten  Oonfession  wirk- 
lich erzogen  verde**  *. 

E.  ConfemfonsweclMel  der  Kinder. 

Nach  den  Gesetzen  dos  Kimigreiehs  Suchten  iat  die  den  Kiüdern 
einmal  bestimmte  Confession  in  der  Kegel  unabänderlich.  Doch  hat 
diese  Regel  zfihlreicho  Ausnahmen,  die  hier  zusammengestellt  werden 
mögen,  obwohl  einige  bereits  erwähnt  sind. 

Erlau  des  Galtnsmtaifoteriiuns  (v.  Falkenatelii)'  vom  19.  Febmsr  1870. 
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1.  DuTcb  den  Willen  der  Eltern  kann  die  Confewion  der 
Kinder  in  folgenden  Fällen  geändert  werden. 

a)  In  gemischter  Ehe  können  die  Eltern  die  Confession  ihrer 
Kinder  durch  Vertrag  ändern,  mögen  die  Kinder  in  der  Khe  ge- 
boren oder  durch  dieselbe  legitimirt  sein.  Die  Eltern  be)inlten  dies 
Recht,  wenn  die  Ehe  geschieden  wird.  Doch  kann  die  (.'outehaion 
von  Kindern,  die  bereits  sechs  Jahre  alt  sind,  durch  Vertrag  nicht 
geändert  werden  *. 

b)  Ein  ConfeBsionsweclisel  des  Täters  oder  der  Mutter 
ist  gesetzlioli  zumeist  ebne  Einfluss  auf  die  Confession  der  bereits 
Torher  geborenen  Kinder.  Ist  die  Ehe  bisher  ungemischt  gewesen 
und  durch  Beligionswechsel  zu  einer  gemischten  geworden,  so  kann  die 
Confession  der  Kinder  nicht  einmal  durch  Vertrag  geändert  werden^. 
Der  G^esetzgeber  wollte  veiliüren,  dass  der  dem  bisherigen  Bekennt- 
nisse treu  gebliebene  Gatte  den  Znnöthiguniren  des  übergetretenen, 
gegen  seine  Ueberzeugung  einen  solchen  Vertrag''  einzugehen,  zu.  sehr 
ausgesetzt  werde  ^.  Ist  aber  eine  bisher  gemischte  Elie  durch  Ueber- 
tritt  des  Vaters  oder  der  Mutter  zu  einer  ungemischten  Ehe  geworden, 
80  sind  die  Eltern  in  der  Kegel  berechtigt,  in  ihrem  jetzt  gemein- 
schaftlichen Religionsbekenntnisse  aneh  die  bereits  vorher  geborenen 
Kinder  zu  erziehen^. 

Der  evangelische  E.  (Beamter  der  Leipziger  LebensTersichenmgsgogell- 
sehaft)  und  seine  katholische  Ehe&au  hatten  sich  durch  gerichtlichen  Vertrag 

Tom  10.  Januar  isni  verpflichtet,  die  Kinder  katholisch  zu  emehen.  Am 
2.  Fobritnr  1><n7  schlössen  sie  einen  neuen  gerichtlichen  Vertrag,  -wonach  die 
Kinder  lutherisch  erzogen  werden  sollten.  Die  beiden  ältesten  Kinder  hatten 
bisher  die  kathohsche  Schule  besucht.  Der  Vater  bat  um  die  Erlaubniss,  die 
Kinder  fortan  in  die  luCherisdbe  dritte  Bfirgexschale  zu  sehiokeii.  Biese  Bitte 
wurde  abschl^Iich  besehieden,  unter  Verweisung  auf  die  gesetzüdie  Vor» 
Schrift,  wonach  die  Confession  der  bereits  mehr  als  sechs  Jahre  alten  Kin* 
der  durch  Yerti-ng  nicht  geändert  werden  kann.  Kin  Dispensationsgesuch 
wurde  abschläglich  beschieden  *.  Der  Vator  wnrde  wiedorliolt  mit  Strafan- 
drohung aufgefordert,  die  Kinder  wieder  iu  dio  katholische  Schule  üu  scUickeu. 
Er  bat  um  Frist,  weil  seine  Frau  zur  lutherischen  Kirche  ubertreten  wollte. 
Der  üebertritt  erfolge  am  19.  Januar  1868.  In  Folge  dessen  waren  die 
Eltern  (nach  §  12  des  Gesetzes  vom  1.  November  183G)  berechtigt,  die  Kinder 
in  die  evangelische  Schule  zu  schicken,  wie  der  Stadtrath  anerkannte. 

Nur  diejenigen  Kinder,  welche  das  zehnte  Lebensjahr  vollendet 
und  bisher  gleichmässig  in  der  nämlichen  Confession  Unterricht  er- 
halten haben,  müssen  in  dieser  Confession  verbleiben  ^. 

»  aeacfts  vom  1.  November  1836,  §§  6—8,  §  9,  Absais  4,  §  11,  §  14.  Vgl. 
oben,  8.  812-^*314. 

*  Gesetz  vom  l.  November  183ß,  §  13,  Absatz  1. 
^  Aus  der  Begründung  des  ßegierungaentwurfo. 

*  Gesete  vom  1.  November  1836,  §  12.       »  Vgl.  unten,  8.  867,  Nr.  2. 

^  Der  katholische  Nadler  L.  zu  Dresden  trat  im  Jahre  1888  zur  latherisehea 
Confession  seiner  Bhefirftu  über.  Osmals  war  eine  Tochter  dieser  Ehdente  bereits 
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Die  nach  dexa  Oonfessionswechsel  geborenen  Kinder  müssen, 
falls  LÜe  Ehe  aus  einer  gemischten  eino  nn2:omischto  geworden  ist,  in 
der  jetzt  Gfleiclien  Confession  ihrer  Eltern  erzogen  werden.  Ist  da- 
gegen die  Ehe  aus  einer  bisher  ungemiscliten  zu  einer  gemischten 
geworden,  so  gelten  für  die  später  geborenen  Kinder  nicht  olme  weiteres 
die  Yorscbrifteu  über  Kinder  aus  gemischten  Eheuj  sondern  auch  diese 
Kinder  müssen  in  deijenigen  Confession  erzogen  werden,  welcher  beide 
Eltern  früher  angehörten,  falls  nicht  die  Eltern  auf  Ghrund  yon  §  7 
einen  Vertrag  errichten  ^  Ein  solcher  Yertrag  kann  nach  %  8  nnr  Aber 
die  noch  nicht  sechs  Jahre  alten  Kinder  errichtet  werden. 

Es  fehlt  eine  gesetzliche  Vorschrift  für  den  Fall,  dass  beide 
Eltern,  die  in  ungamischtcr  Ehe  leben,  zu  einem  und  demselben  andern 
Religionsbekenntnisse  übertreten.  Folgerichtig  müssen  dann  die  vor 
dem  lieligioiiswechsel  geborenen  Kind(>r  nach  der  gesetzlichen  Regel 
(oben,  S.  335)  in  der  bisherigen,  und  die  sjiüter  geborenen  Kinder  in 
der  neuen  Confession  ihrer  Eltern  erzogen  werden. 

Indessen  das  Cultusministerium  nimmt  an,  die  Eltern  seien  in  soh;hen 
Frülen  berechtigt,  auch  die  vor  dem  Religionswechsel  geborenen  Kinder,  so- 
weit dieselben  das  zehnte  Lebensjahr  noch  nicht  ToIIendet  haben,  dem  neuen 
KeligionsbekenntnisBe  zozoführen*.  Danach  müssen  die  zur  Zeit  des  Con- 
fessionswechsels  schon  zehn  Jahre  alten  linder  in  der  früheren  Confession 
ihrer  Eltern  er/ogen  werden;  die  jnngeren,  ror  dem  Confession«wechsel  ge- 
borenen Kinder  sind  nach  Wald  der  Eltern  im  früheren  oder  im  neuen  Re- 
ligionsbekenntnisse zu  erziehen;  die  iiacli  dem  Religionswcclisel  geborene!i 
Kinder  mfissen  in  der  neuen  Confession  der  Eltern  erzogen  werden. 

Das  Dissidentengesetz  vom  20.  Juni  1870  unterscheidet  zwischen 
den  zur  Zeit  eines  Beligionsweehsels  der  Eltern  noch  nicht  vieizehn 
Jahre  alten  und  den  älteren  Kindern.  Eltern,  die  aus  einer  vom  Staate 
anerkannten  Beligionsgesellsohalt  austreten,  ohne  zu  einer  andern 
solchen  Religionsgesellschaft  überzutreten,  können  nach  §  20,  Ab- 
satz 2,  den  Religionswechsel  für  ihre  noch  nicht  vierzehn  Jahre 

zehn  Jahre  alt  (geboren  Am  29.  Januar  1878).  Dieselbe  hatte  seit  Ostern  1S84 
den  gesetzlichen  Vorschriften  zuwider  eine  lutherische  Schule  besucht.  Durch 
den  Gonfessionsweelwel  erlangte  der  Vater  die  Bereehtignng ,  dae  Riad  in  der 
Intbeilaehen  Scliule  zu  belassen.  Dies  Reclil  frrilndete  sich  auf  §  12  des  Ge- 
eetxe»,  \v?e  der  Stadtrath  zti  Dresden  (Rchulratli)  durch  Bcschlnwa  vom  3.  Nn%'cm- 
ber  1888  annahm.  Hiernach  tindet  (ier  §  18,  in  Verbindung  mit  g  12,  nur  dann 
Anwmdimg,  wom  das  Kind  bialier  1s  einer  and^n  ConfeaBion  unteniclitet  wttfde, 
als  in  deijentgttu,  welober  die  Mtem  nach  dem  Confesaionaweebsal  gemeinsdiafilieb 
aaigehören. 

^  Gesetz  vom  1.  November  1836)  §  13,  Absatz  2.  Ist  z.  B.  der  Inthcrisuhe 
Vater  katholiseb  geworden,  dte  Mutter  aber  lutberiseh  geblieben,  so  mOmen  adbat 
die  naeb  dem  Religionswechsel  geborenen  Kinder  in  der  Regel  lutherisch  erzi>(^en 
werden.  Eine  Ausnahme  ist  nnr  auf  Orund  eines  Vertragee  möglich,  unter  den 
Voraussetzungen  von  §g  7  und  8. 

^Behreyer,  Codex,  S.  539,  Note  15.  Hiemaeh  werden  die  Voxsidunften 
von  §§  12,  18  des  Gesetzes  vom  1.  Novflmber  1836  auf  jenen  Fall  auagedebnt,  was 
nicht  z\il!'i3sig  sein  dürfte. 

Schmidt,  Ckinfesalon  der  Kindw.  22 
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alten  Kinder  erklärend  Können  sich  die  Eltern  hierüber  nicht 
einigen,  so  entscheidet  der  Wille  des  Yatera.  Ist  der  Yater  gestorben, 
so  steht  dies  Recht  der  Mutter  zu,  wie  aus  §  20  gefolgert  werden  kann. 

Doch  nimmt  das  Cultusminietcrium  an,  ^dass  iimcIi  S  20,  Alisat?:  2,  dor 
Mutter  nicht  dm  Hecht  zustehe,  über  die  religiöse  Kr/.ieiiung  ehelicher  Jünder 
Bestimmung  zu  treffen".  Eine  Wittwe  war  aus  der  lutherischen  Kirche  aus- 
getreten und  hatte  diesen  Austritt  auch  fflr  ihre  noch  nicht  Tierzehn  Jahre 
alte  Tochter  erklärt  Das  SKnisterium  entschied,  die  Erldanuig  für  die  Tochter 
sei  ungiltig^ 

o)  Wenn  der  natürliche  Vater  eines  unehelichen  Kiiidefl 
einem  andern  Keligionsbekeüntnisse,  als  die  Mutter,  angehört,  «o  kann 
unter  den  im  Ges(!tze  bezeiclmijtcn  näheren  Vorauasetztmgen  das  un- 
eheliche Kind  durch  die  Eltern  i^enöthigt  werden ,  dem  Relio:ion8- 
bekenntnisse  des  Vaters  zu  folgen,  obwohl  es  bisher  in  der  Coufession 
der  Mutter  erzogen  wurde.  (Vgl.  oben,  B,  382.)  Nur  diejenigen  un- 
ehelichen Kinder,  die  bereits  zehn  Jahre  alt  siud  und  bislier  gleich- 
massig  in  der  Confession  der  Mutter  unterrichtet  wurden,  müssen  in 
dieser  Coufession  Terbleiben^ 

d)  Die  förmlich  an  Eindesstatt  angenommeuen  Kinder  (aus  ge- 
mischten Ehen)  können  durch  dieAdoptlTeltern  genothigt  werden, 
ihr  Glaub onsbekenntniss  zu  ändern.  Nur  diejeiiigen  Adoptivkinder, 
die  bereits  zehn  Jahre  alt  sind  und  bisher  gleichmässig  im  nämlichen 
Beligionsbekfmntnisse  untorriehtet  wurden,  müssen  In  dieser  Coufession 
weiter  erzogen  werden 

2.  Der  Wille  des  Kindes  ist  für  d  Reliirionsbekeuntniss 
in  der  J\egel  bedeutungslos.  Erst  mit  der  (xrossjährigkeit  oder  mit 
der  Todesgefahr  erlangen  Kinder  nach  Vorschrift  des  Mandats  vom 
20.  Februar  1827  die  Berechtigung,  zu  einem  andern  christlichen 
Religionsbekenntnisse  überzutreten.  Treten  jedoch  Eltern  aus  einer 
vom  Staate  anerkannten  Beligionsgesellschaft  aus,  ohne  zu  einer  an- 
dern solchen  Beligion^esellschalt  überzutreten,  so  haben  ihre  dann 
bereits  vierzehn  Jahre  alten  Kinder  die  Wahl,  ob  sie  den  Eltern  ^itblgen 
oder  ihre  zeitherige  Heligion,  beibehalten  wollen*'. 

Das  Geset/  sa^t  nicbt,  wann  die  Kinder  dies  Wahlrecht  ausüben  müssen. 
Es  ist  dabei-  nicht  erforderlifli.  dass  dio  Austriftsorklnrnn;]^  der  Kinder  ^i^leich- 
zeitig  mit  der  Krklfirmii,''  der  Eltern  f^esdiiclit.  Die  Verwaltuug  uimiiit  sogar 
ein  jus  variandi  der  Kindel'  an,  J)io  hitherischen  Eheleute  F.  zu  H.  traten 
im  Septmnber  1880  zur  dissidentischen  Religionsgesollscltaft  der  Apostolischen 
Gemeinde  in  Ch.  Uber.  Damals  erklärte  ihr  riensehn  Jahre  alter  (am  18.  IfSrz 
1866  geborener)  Sohn,  er  wolle  in  der  lutherischen  Kirche  verbleiben.  Erst 
im  folgenden  Jahre,  im  Juli  18dl,  wollte  sich,  der  Sohn  dem  Confessionswechsel 

*  Bezüglich  der  bereits  wenigstens  vierzehn  Jahre  alten  Kinder  vgl.  unten,  Nr.  2. 

*  Schreiben  des  Cultusministeriama  an  das  Justizministerium  vom  4.  Juni  1878, 
bei  V.  Seydewlts,  Codex,  6.  84. 

»  Gesetz  vom  1.  November  1S36,  S§  10  und  18. 

*  Gesetz  vom  I.  November  1836,  §§  16  und  18.   YgL  oben,  S.  334. 
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iln-  Eltern  nnschliessen.  Das  lutlu'riHclie  Liuidestonsistorium  meinte,  dem  Ver- 
langen des  Sohnes  könne  niclit  mehr  cnfspiorlion  werden,  weil  die  Ausühung 
des  in  §  20,  Absatz  2,  bezeichneten  Wahlrechts  „auf  <lie  Zeit  des  Eintritts  des 
aeitem  der  Eltom  bewirkten  Religiontwechsels  zu  besdnanken  sei".  Das 
OultasminiBieriam  hielt  eine  so  enge  Aud^ng  des  Gesetzes  für  nicht  gerecht- 
fertigt. Der  AYortlaut  nothigt  nicht  „zu  der  Annahme,  dass  damit  die  Aus- 
übung des  dou  Kindern  vom  vollendeten  vierzelniten  Lebensjahr  an  einge- 
räumten Waliheclits  ledii^lich  auf  den  Zeitpunkt  habe  eingeschränkt  werden 
sollen,  zu  welchem  der  lieligionswechsel  der  Eltern  stattgefunden  hat".  Die 
Worte  lassen  jsieh  dahm  verstehen,  „dass  sie  ganz  im  allgemeinen  den  Aiilass 
bezeichnen,  ans  welchem  den  Bündem  vom  vollendeten  vierzehnten  Lebens- 
jahre an  die  angegebenen  Befugnisse  zustehen**.  Nach  der  Begründung  de» 
Gesetzentwurfs  wollte  der  Gesetzgeber  „der  eigenen  religiösen  Erkenntniss" 
der  über  vier/eha  Jahre  alten  Kinder  liechnuug  tragen  und  zugleich  -eine 
infolge  der  Verschiedenheit  des  coufessionellen  Bekenntnisses  zwischen  Ekern 
und  Kindern  sonst  eintretende  Störung  des  Familienlebens*  thunlichst  yer- 
meiden.  Das  Cultusministerium  war  daher  der  Meinung,  dass  ^dcn  Kindern 
die  Aiisübuni^  des  ihnen  ge=^etzlich  einger.äumten  Wahlrechts  vom  Eintritt  des 
Keligionsweelisels  ihrer  F.ltcrn  an  bis  zum  21.  Lehensjahr  nachzulassen "  sei 
Das  Justizministerium  erklärte  seiu  Einverständniss  zu  dieser  Auslegung  des 
Gesetzes 

Nach  strenger  Auslegung  von  §  20,  Absatz  2,  gilt  das  daiiu  be- 
zeichnete Wahlrecht  der  Kinder  nur  für  den  Fall,  dass  die  , Eltern", 
also  beide  Eltern,  ihren  Austritt  aus  einer  Tom  Staate  anerkannten 
ReligionsgeseUsehaft  erklärt  haben.  ,»Nar  wenn  der  eine  Theil  bereits 
gestorben  sein  sollte,  würde  der  Austritt  des  überlebenden  Theiles 
genügen.'^  Dies  kann  aus  dem  Znsamm^hange  der  Yorschrift  ge- 
folgert werden.  Es  fehlt  eine  entsprechende  Vorschrift  für  den  Fall, 
dass  nur  der  Yater  oder  die  Mutter  bei  Lebzeiten  des  andern  Ehe- 
gatten den  Austritt  erklärt.  Also  ist  für  einen  solchen  Fall  das  be- 
zeiclincto  Wahlrecht  nicht  ertheilt;  alsdann  ist  nach  §  1  des  Mandats 
vom  20.  Februar  1827  ürossjährigkeit  zum  ßeligionswechsel  des 
Kindes  erforderlich. 

Eine  lutherische  Ehefrau  und  deren  sechzehn  Jalire  alte  Tochter  er- 
klärten gemeinschaftUch ,  sie  wollten  aus  der  lutherischen  Landeskirche  aus- 
scheiden, am  in  die  sepaTtrte  evangelische  Trinitatisgemehide  zu  Dresden 
einzutreten.  In  diesem  Falle  winde  die  AustrittserklSrang  der  Tochter  im 
Einklänge  mit  der  vorstehenden  Auslegung  des  Gesetses  für  ungiltig  erklärt  ^ 

8.  Kach  gesetzlicher  Torschrift  mnss  die  Religion  der 
Kinder  in  folgenden  Fällen  gewechselt  werden. 


1  Gommnnloat  des  Cnltusminlstsriums  vom  18.  Avgust  1881,  in  0.  Fischers 
Z^tscbrift  Ittr  Prsxis  und  Gesetsgebung  der  Verwaltung,  Bd.  ITT,  S.  133,  134. 

•  Recommonicat  des  Justizministeriums  vom  2.^.  August  1881,  a.  a.  O.,  S.  134. 

•  ErlasB  des  Cultusministeriums  vom  11.  üecember  1871,  bei  v.  Seydewitz, 
Codex,  8.  88,  Note  8. 

Eilasa  des  Gnltusmiiiisteriums  vom  7.  Januar  1878,  bei  v.  Sejrdswiti^ 

S.  84,  Note  0«. 

22* 
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a)  Die  durch  eine  gemischte  Ehe  legitimirton  Kin«ler  müssen 
der  Cnnfrssion  des  Yaters  folg-en.  Es  ist  also  dio  Confcssion  zu  ändern, 
falls  die  Kinder  bis  zur  Eheschliessung  in  der  Confeasion  der  Mutter 
erzos^en  wurden.  Ein  Vertrag  ist  bloss  für  die  noch  nicht  seclis  Jahre 
alten  Kinder  möglich.  (Vgl.  oben,  S.  331.)  Nur  Kinder,  die  bei 
Aböchluss  der  Ehe  bereits  zehn  Jahre  alt  sind  und  bisher  gleich- 
mSssig  in  der  Confesaioii  der  Mutter  nnterriehtet  wurden,  müBeen  in 
diesra  Oonfessiou  weiter  erzogen  werden.  Die  nämlielien  Torscliriften 
gelten  für  die  durch  landesherrlichen  Befehl  legitiuiirten  Kinder,  mit 
gewissen  im  Gesetze  bezeichneten  Beschränkungen  ^ 

b)  Wechselt  die  Mutter  unoh*  lieber  Kinder  ihr  Kcligionsbekennt- 
niss,  so  müssen  ihre  noch  nicht  zehn  Jahre  alten  Xinder  dem  Beligions- 
Wechsel  folgen'. 

Die  imehellclie  "Mutter  der  am  31.  October  1863  zu  Dresden  geborenen 
Hartha  B.  war  zur  Zeit  der  Geburt  dieses  Kindes  lutherisch,  trat  aber  am 
23.  August  1064  zur  katholischen  Kirche  über.  Im  März  1871  erklarte  die 
Mutier  ihren.  Austritt  aus  der  kaÜK^ischen  Kirche.  Auch  erfüllte  sie  die 
dafOr  Torgeachriehenen  FÖrmliehkeiten.  Sie  wurde  geisteskrank ,  bevor  ihre 
Wiederaufnahme  in  die  lutherische  Kirche  erfolgt  war.  Daher  hätte  das  Kind 
die  Icatliolisrlie  Schule  liosncben  sollen,  da  e?  zufol-j^e  des  im  Jülire  1804  c:e- 
setzmässig  ert'olgton  K(  Iii,'ion^wechscis  dem  noueu  Bekenntnisse  der  3Iutt«'r 
folgen  musste,  und  der  zweite  Keligionswechsol  nicht  zu  Stande  gekommen 
war,  die  Mutter  auch  keine  Bestimmung  auf  Onmd  des  Dusidentengesetzes 
getroffen  hatte.  Das  Onltusministerium  genehmigte  jedoch,  dass  Martha  B. 
vorläufig  in  der  lutherischen  Schule  Yerhlieb  und  am  dortigen  Religions- 
unterrichte theilnahm*. 

o)  An  Orten,  wo  Angehörige  verschiedener  Glaubensbekenntnisse 
wohnen,  jedoch  für  die  Minderheit  keine  öffentlichen  Schulen  he- 
stehen,  sind  auch  die  Angehörigen  der  Minderheit  verptiiehtet,  ihre 
Kinder  in  die  Volksschule  zu  schicken.  (Vgl.  S.  307.)  Den  Kindern 
kann  alsdann  (unter  gewissen  Voraussetzungen)  die  Theilnahme  am 
lieligiüuauDterrichte  der  Schule  gestattet  werden.  Bleiben  sie  aber 
in  diesem  Unterrichte,  bis  sie  zwölf  Jahre  alt  sind,  so  tritt  mit 
diesem  Augenblicke  kraft  Gesetzes  em  Beligionswechsel  ein.  Alsdann 
werden  die  Kinder  Angehdrige  derjenigen  Gonfossion,  worin  sie  bis* 
her  mit  besonderer  Erlaubnis«  unterrichtet  wurden.  Diese  YorschrifK; 


*  OesetB  vom  1.  November  1880,  g§  II  und  18. 

-  Gesetz  vom  1.  November  1886,  gg  10  und  18.  Vgl.  Sehreyer,  Codex, 

S.  629,  Note  15. 

*  Erlasa  des  Cultusministeriams  (v.  Gerber j  vom  9.  März  1872.  —  Später  wurde 
die  Mutter  geenad.  Ste  «tUirte,  sie  wolle  ihre  Tochter  katholieeh  erziehen,  da 
sie  selbst  inzwischen  wieder  katholiscli  t^uworden  sei.  Der  neue  Vormund  war  mit 
der  kathnlischen  Erziehung  einverstfimlen.  Auf  Anzeige  der  Kreisdirectlon  erachtete 
das  Cuitusministerium  (v.  Gerber^  durch  Erlass  vom  3.  Februar  1874  „nach  den 
eingetretenen  UmBtftnden  die  Boche  ittr  erledigt**.  Vermuthlleh  war  die  Erlanbnlsa 
zum  Besuche  der  lutherliichen  Hchnle  Inswischen  widerruiiNi,  und  der  Besuch  der 
katholischen  Schale  angeordnet. 
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gilt  nieht  bloss  für  Kinder  aus  gemischten  Ehen  imd  für  uneheliche 
Kinder ,  sondern  auch  für  Kinder  aus  ungemischten  EhttL  K  So  wer- 
den viele  Kinder,  die  eigentlich  katholisch  erzogen  werden  müssten, 
der  lutherischen  Kirche  zug-eführt.  Dies  kann  dem  "Willou  der  Eltom 
widersprechen.  Es  sind  daher  nach  §  15  der  Ausführungsverordnung- 
vom  25.  August  1874  „vor  Eintritt  di<;ses  jSormaltermins  die  Eltern 
üdur  Erzieher  rechtzeitig  auf  die  ^^  irkimg  einer  längern  Thcilnahme 
des  Kindes  am  Eeligionsunterriclitü  m  der  Ortsschule  aufmerksam 
zu  maehen** 

d)  Kinder,  die  in  einer  andern  als  der  ihnen  durch  Tertrag  oder 
Gesetz  bestimmten  Confesslon,  also  gesetzwidrig«  unterrichtet  wurden, 
müssen  nach  richtiger  Auslegung  des  Gesetzes  noch  im  Alter  von 
zwölf  Jahren  und,  solange  die  Erziehung  überhaupt  dauert,  in  der  ge- 
setzmässigen  Confession  unterrichtet  werden.  Denn  die  Yorschrift 
von  §  18  des  Gesetzes  vom  1.  Xoveinbcr  1836  bezieht  sich  nur  auf 
die  in  §§  9,  10,  11,  12,  1(3  und  17  bezeichneten  IMlle.  Der  Entwurf 
vom  7.  Februar  1833  hatte  die  Vorschrift  aligejueiuer  fassen  wollen. 
Der  dem  §  18  entsprechende  §  17  des  Entwurfs  begann  mit  den 
Worten:  „In  allen  Fällen,  also  nameutlich''.  Allein  diese  Worte 
wurden  bei  der  Berathung  gestrichen. 

Im  Januar  1843  starb  die  lutherische  Ehefrau  eines  Katholiken.  Der 
Wittwer  gab  die  am  28.  März  1834  geborene  Tochter  Aima  seiner  Schwester 
in  Pflege.  Das  Kind  war  katholisch  getauft,  erhalt  aber  seit  dem  Jahre  1840 
bis  zum  29.  Juni  1844  lutherisch«!  Religionsunterricht.  Der  Vater  wollte 
das  inzwischen  zehn  Jahre  alt  gewordene  Kind  katholisch  erziehen.  Er  be- 
hauptete, seiner  Schwester  erklärt  zu  haben,  das  Kind  moi^e  die  protestan- 
tische Bürgerschule  zu  liudissiu  besuchen,  solle  aber  am  Religionsunterrichte 
nicht  theilaehmeu.  In  erster  Instanz  entschied  die  Kreisdirection,  der  luthe- 
lisehe  Unterridbit  müsse  fortgesetzt  werden.  Jedoch  auf  Reciun  des  katho- 
lisehen  geistlichen  Consistoriums  erklärte  das  Muiisterium  die  katholische  Er- 
ziehung^ des  Kindes  für  gerechtfertigt.  Ks  nahm  an,  die  Isichtausführnnj^'  dos 
durch  den  Vater  an  st  ino  Schwester  crtheilten  Auftrages  könne  ^deu  viitei- 
licheu  Rechten  nach  ^15  des  Gesetzes  vom  1.  November  1836  nicht  prä- 
judiciren*^;  daher  muflse  der  Vater  «zu  der  von  ihm  getoo£Peiien  Anordnung 
in  der  religidcien  Erziehung  sdner  Toehter  andi  nach  deren  bereite  zurflek» 
gelegtem  zehnten  Lebensjahre  bewandten  UmBiänden  nach  für  befugt  an» 
gesellen  werden*'  ^ 


*  Gesetz  vom  26.  April  1873,  6.  Dadurch  ist  §  18  des  Gesetzes  vom  1.  No- 
vember 1836,  insoweit,  als  er  den  Fall  von  §  IT  betrifft,  theils  geändert,  tlieils  über- 
flüssig geworden.    Vgl.  auch  Ausluhrungsverordnuog  vom  25«  August  1874,  §  lö. 

'  Schielbeii  der  Kreiadirecttoii  zu  Dresden  vom  16.  Mai  1846.  —  In  diesem 
Falle  hatte  der  Vater  gemäss  §  9,  Absatz  2,  des  Gesetzes  vom  1.  November  1886 
ein  Bestimmung^srecht,  "uell  die  Ehe  sclion  vor  Geltung  dieses  Ciesetzes  geschlossen 
war.  JBr  batte  aber,  wie  aus  dem  mitgetbeilten  Thatbestande  hervorgeht,  eiue  Be- 
stlsimuiig  dahin,  dsss  seine  Toehter  in  der  lutherischen  Gonftssion  nntetrichtet  werden 
sollte,  nicht  getroffen.  Wenigstens  war  dies  nicht  bewiesen.  Daher  war  die  Untenloh«' 
tung  des  Kindes  in  der  lutherischen  Confession  mit  Unrecht  geschehen. 
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All  in  das  CuItUBminiBterinm  nimmt  an,  §  18  des  Gesetzes  vom 
1,  November  1836  sei  auch  dann  anwendbar  Seewesen,  wenn  das  Kind 
im  Witlorspruche  mit  den  i::P8etzlicheu  Vorschriften  bis 
zur  Vollendung  des  zehnt«'n  r.eliensjiihres  „j^loichmässig  in  der  einen 
oder  andern  Oonfession  Unterricht  erhuiten"  hatte ;  durch  §  6  des  Gesetzes 
vom  26.  April  1873  sei  nur  an  Stelle  des  vollendeten  zehnten  Lebens- 
jahres das  vollendete  zwölfte  Lebensjahr  getreten;  also  müsse  auch 
in  einem  solchen  Falle  das  Kind  in  derjenigen  Confession  erzogen 
werden,  worin  es  bisher  den  gesetzlichen  Vorschriften  zuwider  unter- 
richtet wurde  ^.  Mithin  wird  hier  ein  gesetzlicher  Confessionswechsel 
angenommen. 

So  wurden  viele  Kinder  aus  gemischten  Ehen,  die  nach  gesetzlicher 

Vorschrift  in  der  katholischen  Confession  des  Vaters  erzogen  werden  sollten, 
jedoch  dieser  Yorsrhrift  zuwider  lutherische  Schulen  hesucht  hatten,  mit  Uück- 
sicht  auf  die  vom  Cultusniinisterium  ant'irest eilte  Rechtsansieht  in  den  luthe- 
rischen Schulen  belassen  Im  Jahre  lööU  wurde  ermittelt,  dass  iu  mehreren 
Mischehen  zu  Leipzig  Kinder,  deren  Yäter  kathcdisch  waren,  gegen  die  ge- 
setzlichen Yorsohriften  protestantisch  getauft  und  nach  erreichter  Schulpflicht 
in  protestantische  Schulen  aufgenommen  waren.  Die  Kreisdirection  gestat- 
tete ^bewnndteii  T"^ni>ifäridon  nMcli",  dass  jene  Kinder,  „welche  ohne  vor- 
gängigen gerichtlichen  Vertrag,'  der  bethe!lii:r''n  Eltern  in  evangelische  Sehulen 
nicht  aufzunehmen  gewesen  wären,  jetzt  aber  zum  grössern  Theil  das  zehnte 
Lebensjahr  bereits  überschritten  haben,  in  den  betr^enden  Schulen  belassen 
und  in  der  evangelischen  Confession  forterzogen  werden*.  Zugleich  traf  sie 
Anordnungen,  wodurch  für  die  Zukunft  die  iiefolgung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften eingeschärft  wurde —  In  zwei  ähnhchen  Fällen  gestattete  die 
Kreisdirection,  Kinder  aus  gemischten  Ehen  in  der  evangeHschen  8chule  zu 
belassen,  die  nach  gesetzlicher  Vorschrift  katholisch  erzogen  werden  mussteu, 
und  zwar  den  am  5.  Januar  1851  geborenen  D.,  weil  derselbe  bereits  mehr 
als  zehn  Jahre  alt  war,  sowie  den  B.  und  den  R.,  weil  deren  Aufnahme 
in  die  evangelische  ArmenHchule  als  „eine  Vi)\<^g  der  früher  in  TJetroff 
ihrer  älteren  fresehwister  vori^ekommenen  rnrei^'elrnä8si«fkeiten  anzusehen"^ 
war*.  —  Die  lutherische  Mlicdrau  des  katholischen  Ii.  wurde  von  ihm  im 
Jahre  1863  gerichtlich  geschieden  und  verheiratete  sich  dann  mit  dem 
lutherischen  Photographen  M.  zu  I^pzig.  G-esetzlich  musste  sie  ihren 
am  15.  Februar  1853  geborenen  Sohn  erster  Ehe  in  der  katholischen  Con- 
fession erziehen.  Doch  hatte  der  Solm  der  gesetzliehen  Vorschrift  zuwider 
bisher  lutherische  Schulen  besucht ;  uiul  er  war  inzwischen  mehr  als  zehn 
Jahre  alt  geworden.    Daraus  folgerte  die  Verwaltung,  das  Kind  nuisse  auch 


*  ErlasB  des  Cultueministeriunu  (v.  F«lkeiMteln)  vom  17.  Deoember  1856. 
Vgl.  Schreyer,  Codex,  S.  550,  Note  17. 

*  Der  umgekehrte  Fall,  dass  «uiolge  jenes  Reehtssatzcs  lutherische  Kinder  der 
katholtsehen  Kirche  xngcRlhrt  werden,  scheint  nicht  vorzakommen.  Dies  erklärt  bich 
dadurch,  dass  die  Intherisoheo  Schulen  im  Kttntgreich  Sachsen  nhbrdeher  sind,  als 
die  katholischen. 

*  Verfügung  der  Kreisdirection  zu  Leipzi*;  vom  21.  Octobc  r  1850.  —  Hier 
wurde  ein  Grund,  der  auf  den  ^röseem  Theil'*  jener  Kinder  eutraf,  auf  andere 
Kinder  Qbortragen,  obwohl  er  auf  dieadhen  nicht  pwate. 

*  Verfllgnng  der  Kreisdirection  sa  Leipclg  vom  2S.  Mftn  1862. 
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ferner  luthoriseli  cr/oi^on  worden',  —  Ein  am  31.  Januar  1857  zu  Baut7,en 
uneholicli  geborener  Knabe  wurde  durch  Verheiratung  der  Eltern  legitirairt. 
Der  Vater  war  katlioKBCli,  während  die  Mutter  evangi^iscli  war.  Am  13.  April 
1863  wurde  das  Kind  auf  Wnnscb  des  Täters  in  die  lutherische  Schule  zu 
Oppaoh  aufgen(Hnmen,  weil  die  nächste  l<;itholischc  Schule  zu  Aveit  war.  Die 
Eltern  vprzojTen  nach  Leipzig,  wo  das  Kind  am  7.  Januar  1867  in  die 
lutherische  IJiirgerschule  aufgenommen  wurde,  obwohl  es  nach  gesotzlicher 
Vorsehritt  katholisch  erzogen  werden  musste.  Dies  wurde  erst  am  Schluss 
des  Jahres  mr  Anzeige  gebracht.  Inzwischen  war  das  Kind  zehn  Jahre  alt 
geworden.  Daher  wurde  die  Fortsetzung  der  lutherischen  Erziehung  für  ge- 
rechtfertigt erachtet*.  —  Der  am  29.  Mai  T858  geborene  Arthur  B.  musste 
nach  gesetzlicher  Vorschrift  katholisch  erzogen  werden,  weil  der  katholische 
Vater,  der  Ziegeldeckermeister  B.  zu  Dresden,  und  dessen  lutherische  Ehefrau 
keinen  gerichtlichen  Vertrag  erriditct  hatten.  ludessen  der  gesetzhcheu  Vor- 
schrift zuwider  hatte  das  Kind  his  zum  Jahre  1870  lutherische  Schulen  be- 
sucht, auch  dort  fortwährend  am  angclischcn  Religionsunterrichte  theil- 
genommen.  Inzwischen  war  es  mehr  als  zehn  Jahre  alt  gewonlen.  Deshalb 
wurde  entschieden,  das«  e«  auch  ferner  in  der  lutherischen  Confession  zu  er- 
ziehen sei  ^.  —  Der  im  Jahre  18G2  zu  Leipzig  gestorbene  katholische  Bcstau- 
ratmr  B.,  dessen  evangelische  Ehe&an  Tor  ihm  Terstorben  war,  fainterliess 
eine  am  2.  Härz  1859  geborene  Tochter.  Nach  gesetzlicher  Vorschrift  musste 
dies  Kind  katholisch  erzogen  werden.  Indessen  die  evangelische  Tante ,  die 
das  Kind  in  Pflege  nahm,  schickte  es  in  das  lutherische  Teichmann'sehe 
Institut  und  demnächst  nm  4.  November  1B70  in  die  ohr^nfall'^  hithori-^che 
erste  Bürgerschule.  Inzwischen  war  das  Kind  mehr  als  zeim  Jahre  alt 
geworden.  Es  hatte  bisher  gleichmässig  in  der  lutherischen  Confession 
Unterricht  erhalten.  Deshalb  wurde  auf  Grund  Ton  §  18  des  Gesetzes  Tom 
1,  November  1830  und  der  ^finisterialveronlnung  vom  17.  Decomber  1856 
die  Fortsetzun!]:  der  lutherischen  Erziehung  für  gerechtfertigt  erklärt  *.  — 
Dem  katholischen  Kaufmann  L.  und  seiner  lutherischen  Ehefrau  wurde 
durch  Dispensation  des  Königs  gestattet,  ein  im  Jahre  1872  geborenes 
Kind  in  der  lutherischen  Confession  zu  erziehen.  (Vgl.  unten,  S.  350.)  Es 
war  dieselbe  Bitte  wegen  eines  ältern  Kindes  ;^'esreUt.  Doch  erledigte  sich 
dies  Gesuch  durch  die  Eröffnung  des  Cultusniinisteriums,  „<lnss  es  be/üi^lieh 
des  Hermann  L.,  geb.  am  If».  August  1870,  einer  Allet  lnX  linten  Dispensation 
zur  Herbeiführung  seiner  Erziehung  in  der  cvangeliseli-lutherischcn  Confession 
gegenwärtig  nicht  mehr  bedarf,  nachdem  der  genannte  bis  zum  erfüllten 
zwölfton  Lebensjahre  am  Bdigionsunterricht  in  dieser  Confession  theilgenom- 
men  hat*  *. 

Ferner  nimmt  das  Ministerium  an,  selbst  Kinder  aus  unge- 
mischten Ehen,  ili(^  den  gesetzlichen  Vorschriften  zuwider  bis  zur 
Vollendung  ihres  zwölften  Lebensjahres  in  einer  andern  Confession 
als  derjenigen  ihrer  Eltern  gleichmässig  Unterricht  erhielten,  müssten 

*  V«rfDgnng  der  Kreiadireetion  zu  Lelpsig  vom  37.  Juli  1866. 

'  Verfügung  der  Kirisfllrfctinn  zu  Lcipzi;x  vom  2f.  April  IRßS. 

3  Beschluss  des  Stadtratha  zu  Dresden  vom  Ö.  December  1870.  —  Den  drei 
Directorcn,  die  dem  Kinde  den  Besucli  der  Schule  und  des  Religionsunterricht»  ge- 
stattet bstten«  wurde  „das  MtsafUlen*^  des  Stadtrsths  sn  erkennen  jB:egeben. 

*  Verfügungen  der  Kreisdiroction  zu  Leipziir  vom  16.  Juni  und  14.  .TuU  1871. 
^  ErlM»  des  Coltoaministeriums  (v-  Gerber)  vom  22.  äcptcmber  18S2. 
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in  dieser  Oonfession  verbleiben.  Früher  wurde  das  voUeudete  zehnte 
Lebensjahr  als  cntschoideud  aiigfscheii.  Nach  dieser  ausdehnenden  Aus- 
legung dea  üeaetzeb  hat  die  gesetzwidrige  rcligiöbe  Erziehung  die  Wir- 
kung, dass  damit  die  gesetzmSasigeOonfeBaioxL  des  Kindes  geändert  wird. 

Üemgemäss  werden  Kinder  katbeliadier  Wteaea  nieht  seltoa  lutberiseh 
erzogen.  Der  katholische  Friedrich  R.,  der  mit  einer  Katholikin  Torheiratet 

war,  hatte  seinen  ältern  Sohn,  Ludwig,  zu  Warschau  in  der  lutherischen 
Confcssion  confirmiren  lassen.  Er  wohnte  seit  l'^51  zu  Dresden  und  bat  im 
Jahre  1854  um  die  Erlaubniss,  auch  seinen  Jüngern  Sohn,  Aui,'Uht  (gel).  25.  Juli 
1839),  im  lutherischen  Bekenntnisse  coufirmiren  zu  lassen.  Dies  widersprach, 
wie  die  Deputirten  des  kaAelischen  ConsiBtoriunu  behaupteten,  den  geaetss- 
liehen  Yorschriften.  Der  Stadtrath  war  anderer  Ansicht.  Daher  hatte  die 
Kreisdirection  den  Streit  zu  entscheiden.  Die  Kreisdirection  erklarte  die 
Fortsetzung  der  luthcrisclu'n  Frzifhung  für  gerechtertigt,  auf  Crrund  dos  vom 
Cultusministerium  ie-sigystellton  Grundsatzes.  Danach  sind  „die  Gründe,  welche 
der  Vorschrift  des  §  18  des  Gesetzes  vom  1.  ^November  1836  untorHegen,  all- 
gemeiner Natur  f  und  daher  auch  auf  Kinder  ans  nieht  gemischten  Ehen  an- 
zuwenden*. Naißh  dieser  Auffassung  war  ^die  Zurfick^hmng  des  Knaben 
zur  katholischen  Confession  nidit  zulässig''  *.  Demgemäss  gonehTnigto  die 
Schulinspoetion  die  lutlierisflie  f'ontirniirung  des  Knaben.  —  DSp  Kreisdirection 
zu  Leipzig  erfuhr  im  Jahre  1»74,  dass  der  am  1.  Juli  1860  geborene  Her- 
mann A.,  ein  Sohn  ron  beidfflseite  kaUtoIisohen  Elton,  die  InthernelM  «weite 
Btti^rschttle  beauohte  und  am  luüierisehen  Religionsunterrichte  theilnahm. 
Sie  erhob  hiergegw  keine  Erinnerung',  yermuthlich  auf  Grand  des  Yom 
Oultusministerium  aufgestellten  Rechtosatzes. 

F.  ntopensatloiienu 

Weder  im  Gesetze  vom  1.  November  1850  noch  in  andereu  G-e- 
sctzen  über  religiöse  Erziehung  wird  an<;odeutet,  dm&  eine  Abweichung 
▼on  den  gesetzlichen  Yorschrifteu  gestattet  werden  könne.  Es  ist 
daher  keine  Behörde  berechtigt,  eine  derartige  ErlaubDias  zu  ertheilen 
oder  zu  beuitragen,  zumal  da  nadi  ausdrüddßchei  YorBchriffc  von  §  19 
des  Gesetzes  vom  L  Kovember  1836  die  Obrigkeiten  dafür  zu  sorgen 
haben,  „dasa  diesem  Gesetze  in  allen  Punkten  na^ihgegangen  werde.'' 

Auch  aus  der  Entstehung  des  Gesetzes  vom  1.  ^OTember  1836 
erhellt  der  Gesetzeswillo,  dass  Dispensationen  nicht  zugelassen  werden 
sollteiK  Der  Schwerpunkt  der  Gesetzesvorlage  lag  in  der  Vorschrift 
des  ^  i) ,  über  die  Giltigkeit  von  Ycrträgun.  Diese  Vorschrift,  wurde 
in  der  Fassung  des  Entwurfs  (mit  unorlieblicher  Aenderuug)  am  8.  Mai 
1833  von  der  zweiten  Kammer  mit  grosser  Mehrheit  angenommen. 
Die  erste  Kammer  wollte  zur  Milderung  der  gesetzliehen  Regel  nidit 

*  Verfü^tinf?  der  Kreisdirection  zu  Drt'sden  vom  24.  Februar  1854,  worin  Ent- 
scheidungen des  UuUuBininistenunis  vom  lö.  November  1652  und  26.  Februar  1853 
erwlhnt  worden.  Die  Knisdireetioii  hob  flbrigena  noch  hervor,  dsaa  die  Zeit  der 
Schulpflicht  abgelaufen  war,  und  aucli  aus  diesem  Grunde  der  Eiübe  rar  katholiechm 

Confiessiüu  nicht  mehr  zurückgeft^lirt  werden  konnte. 

2  Verfügung  der  Kreisdirection  zu  Leipzig  vom  20.  März  1874. 
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Verträge,  wohl  aber  Dispensationen  gestatten  *.  Sie  Übersandte  die 
in  diesem  Sinne  gefassten  vorläufigen  Beschlüsse  au  die  zweite  Kam- 
mer zur  Erklärung.  Die  Deputation  der  zweiten  Kammer  emp&hl, 
„den  Beschlüssen  der  ersten  Kammer  nicht  beizutroteu".  Sie  be- 
kämpfte die  in  der  ensteu  Kammer  entwickelren  Gründe  und  erklärte 
das  Auskunftsmittel  der  Dispensationen  für  unauueiimbar  ^.  Der  Be- 
richterstatter wiederholte  in  der  zweiten  Kammer  die  Gründe,  die 
gegen  Zulassung  von  Dispensationen  sprechen.  Der  Stauumiüistcr 
Dr.  Müller  erklärte  seine  Zustimmung  zu  den  Ausführungen  des  Be- 
richts und  des  Berichterstatters.  Niemand  vertheidigte  die  Zulassung 
von  Dispensationen.  Bei  der  Abstimmung  wurde  der  Antrag  der 
Deputation  mit  55  gegen  8  Stimmen  angenommen^.  Bei  der  weitern 
Berathung  in  der  ersten  Kammer  wurden  die  Bedenken  gegen  Zu- 
lassung Ton  Dispensationen  von  der  Mehrheit  getheilt^;  die  Frage, 


*  Von  den  fünf  Mitgliedern  dor  Deputation  vertrat  jedes  eine  besondere  Mei- 
nung Uber  die  Giltigkeit  von  Verträgen.  Dcslialb  erstattete  die  Deputation  hierüber 
einen  Vorberieht»  sm  27.  September  1838.  Die  Beratiiung  darüber  erfolgte  In  den 
Sitzungen  der  ersten  Kammer  vom  19.,  22.  und  23.  Ootober  1833.  Es  wurde  über 
zwei  Grundsiltzt'  abgestimmt.  Die  er.«to  Frago  lauteto:  ..f»ollen  überh.nnpt  Verträge 
über  die  Confession  der  Kinder  gemischter  Ehen  eintreten  dürfen V**  Die  Kammer, 
veneinto  diese  Frage  mit  17  gegen  18  Stimmen.  Die  swelte  Frage:  ^Sollett  Die- 
peneationen  von  der  Ober  die  Conft  sision  der  Kinder  gemischter  Ehen  zu  ertheilen- 
den  gesetzlichen  Vorschrift  zulHssi^;  sein  wurde  oinstimmii;  bejaht.  Ueber  die  Vof- 
aussetsuogeu  solcJier  Dispensationen  wurde  die  Beschlussfassung  vorbehalten. 

*  Depvtationeberieht  der  «weiten  Kammer  vom  8.  December  1888:  . .  HEtte 
die  Deputation  noch  in  Ungewiesheit  darüber  schweben  können,  ob  GrUnde  einiger 
Krhehlichkeit  dazu  hfstimmen  mUssten.  Hie  Besclilüssc  der  ersten  Kammer  zur  Ge- 
nelimigung  anzuempfehlen,  so  würden  alle  diese  GrUnde  bei  Erwägung  der  zur  Aua- 
hilfe von  der  ersten  Kammer  beeehloeeenen  Statthaftigkeit  von  Dispensationen  haben 
verscliwinden  müssen.  Die  Deputation  ist  überhaupt  der  Ansicht,  dass  Dispensa- 
tionen als  widersprechend  dem  gleichen  Ri-clitszustand  aller  Staatsbürger,  als  bedenk- 
liche Begünstigungen  der  ^Villkür  von  Kegierungsgewalten,  in  der  Ges^gebung  eines 
eonetitationdlen  Staates  nieht  leicht  eine  Stelle  einnehmen  kdnnen.  Die  zweite 
Kammer  hat  diese  Ansicht  ihrer  Deputation  In  mehreren  vorgekommenen  Fällen  ge- 
theilt.  Nun  hat  zwar  die  erste  Kammer  sich  noch  nicht  bestimmt  darüber  ausge- 
sprochen, in  welchen  Fällen  die  Dispensation  stattfinden  solle;  als  Beispiele  erwähnt 
nur  die  Separatstimme  B.  des  Deputationsberidits  der  «-sten  Kammer,  wenn  keine 
Bchule  der  betheUiiz;ten  Confeseicni  im  O-.  ic  \  Khanden,  oder  eines  der  Eltern  ver- 
storben ist;  allein  ein  ebenso  treffeudea  Beispiel  müsste  ja  auch  sein,  wenn  die  Üe- 
tbeiligten  auf  Sicherung  ihres  FamiUenglUcks.  auf  Erhaltung  ihrer  Gewissensruhe  sich 
berufen;  würde  dann  wohl  eine  Dispensation  verweigert  werden  k5nnen?  Die  De- 
putation muss  dies  verneinen;  und,  Ist  dies  der  Fall,  so  kann  man  auch  nicht  in 
Abrede  stellen,  dass  das  N'erbot  der  Verträge  durch  Gestattung  von  Dispensationen 
ausser*  Wirksamkeit  gesetzt  wird.  Dann  ist  es  aber  doch  unverkennbar  weit  besser, 
dass  das  Gesets  die  Giltigkeit  der  Vertrage  auaepreohe,  glcichmissig  für  alle,  als 
dass  es  Ausnahmen  gestatte,  welche  die  Regel  auflieben  müssen  nnd  daiu  fthren 
können,  dass  einer  vor  dem  andern  begünstigt  werde"  .  .  . 

*  Sitzung  der  zweiten  Kammer  vom  13.  December  lö3ä. 

*  Sitming  der  einten  Kammer  vom  18.  Februar  1884.  Der  Berichterstatter 
v.  CSarlowits  bemerkte,  die  erste  Kammer  habe  beabsichtigt.  ,^dic  Dispensation  an 
gewisse,  annoch  au  bestimmende  F.aUe  au  binden*^  j  somit  „falle  die  jenaeita  gemachte 
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ob  die  Kammer  in  der  vorliegenden  Angele j^fenheit  bei  den  früher 
gefa88teu  Beschhissen  verharre,  wurde  mit  23  gei^'^en  10  Stimmen  ver- 
neint, und  die  Frage,  ob  die  erste  Kammer  dem  I'csclilusse  der  zweiten 
Kammer  beitrete,  wurde  mit  22  gegen  11  Stiininen  bejaht  ^  Hiernach 
waren  schlieaalich  beide  Kammern  mit  der  Kegierung  darüber  eiuver- 
stauüuii,  das8  zur  Milderung  der  gesetzlichen  Vorschrift  nicht  Dispen- 
sationen, Wühl  aber  Verträge  zugelassen  werden  sollten. 

Zwar  wurde  schon  bei  Vorlegung  des  Gesetzentwurfs  vom  7.  Fe- 
bruar 1833  an  Dispensationen  gedacht.  Zu  §  7,  unter  b,  wurde  nim- 
lieh  bemerkt :  „Scheint  auch  in  manchen  dringenden  Ffilleni  z.  B.  wenn 
der  eine  Ehegatte  wegen  Kränklichkeit  Jahre  lang  an  das  Siech - 
bett  gefesselt  ist,  eine  Dispensation  der  hdchsten  Behörde  zur  Auf- 
n  ab  nie  des  Vertrages  in  der  Privatwohnung  zulässig,  so  fallt  es  doch 
bedenliiich,  dergleichen  Ausnahmen  in  das  Gesetz  selbst  aufzunehmen." 
Die  Verfasser  der  Begründnnp^  wollten  „der  höchsten  Behörde"  die 
Befugniss  vorbehalten,  ^den  Eheleuten  in  vereinzelten  Notbfallen  die 
Errichtung  des  Vertrages  in  ihrer  "Wohnung;,  anstatt  (xerichtsstelle, 
durch  Dispensation  zu  geötutten''.  Allein  hiergegen  bemerkte  Prinz 
Johann  von  Sachsen,  dasa  „der  in  den  Motiven  angedeutete  Weg  der 
Dispensation  wohl  kaum  mit  den  kategorischen  Werten  des  §  7  ver- 
einbar sein  dürfte^  Diese  Bemerkang  war  richtig  und  fand  keinen 
Widerspruch.  Es  wurde  hierauf  eine  ausdrückliche  Ausnahmevor- 
Schrift  beantragt,  dass  der  Yertrag  „im  Krankheitsialle  in  dem  Hause 
der  £begatten  vor  besetzter  Gerichtsbank"  sollte  errichtet  werden 
können.  Doch  wurde  dieser  Antrag  abgelehnt  (vgl.  oben,  S.  3 Iß). 
"Hfirans  ist  zu  folgern,  daas  die  gesetzliche  Var.-schrift  ohne  Ausnahme 
gelten,  daher  eine  Dispensation  selbst  für  den  bezeichneten  Fall  un- 
statthaft sein  soUre. 

hl  dor  That  sclicint  \au<re  Zeit  dio  Aiiffassuiii^  vorgeliorrsclit  zu  liaben, 
dmn  Dispensationen  unzulässig  seien.  Der  katholische  Eisonbahnarbeiter  August 

Behanptmig,  Umb  jede  vergebene  Beunruliigung  der  Gewissen  zur  Hinterziehung 
des  Gesetzes  genügen  werde,  von  aelb^t  hinweg'".  Doch  erwfednrtp  Dr.  Deiitrich : 
„Er  frage,  welches  Mitglied  der  Kammer  es  über  steh  gewinnen  würde,  eine  Dispen- 
sation alMBDSohlagen,  wenn  yorgestellt  ^verde,  dsss  Fftinllleiigiaek  nnd  OewlBsensrahe 
der  Betbelllgten  von  der  Bewilligung  abliäoge.  Grenzen  des  Dispcnsationarechts 
w'prd«»  man  vergeblic!»  anfauclien,  und  wolle  man  die  Sache  in  die  H  and  der  höchsten 
Beliörde  legen,  so  Icönne  dies  höchstens  den  Zweck  haben,  etwanige  Umtriebe  aus 
Liebt  2u  zieben.  Dies  bleibe  indeMen  vergeblich** . . .  Auch  Frlns  Johenii  bem^kte: 
^Wenn  sicli  die  Bweite  Kammer  an  die  Idee  der  Dispensfttioiien  stoase,  eo  könne  er 
ilir  dies  nicht  verargen'*  .  .  .  Noch  melirere  Redner  spmchcn  sich  gegen  die  Zu- 
lassung von  Dispensationen  aus.  ^,Die  Verstattung  von  Dispensationea^^  (bemerkte 
s«  B.  UQbler)  ^sei  der  ellertraurlgstc  Atisweg;  denn  eine  Dispensation  sei  der  höchate 
Orad  des  Ermes^iens,  gegen  welches  man  sich  so  ofi  erkläre;  und  jedes  Ermeaaea 
zu  entfernen,  die  Dispensation  nuf  n;e\VH.-ie  Fälle  zti  ^eHc!jr;inken ,  sei  eine  neue 
Despotie.^  Der  Minister  Dr.  Müller  bezog  sich  auf  den  Deputationsbericht  der  zweiten 
Kammer^  ^in  dessen  sehon  mehr&ch  ausgesprochenes  Lob  er  voHkomnien  etaatimme'^. 

i  Sltsttng  der  ersten  Kammer  vom  Ib.  Febrnar  1834. 

'  Separatvotum  des  Prinzen  Johann  vom  4.  Mttrs  1884. 
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B.  zu  Dresden  und  dessen  lutherische  Eliefrau  wollten  ihre  acht  Kinder  in 
(Ur  lutherischen  Confession  orziehon,  wie  sie  hol  der  ITcir.it  nuiiidlirli  ror- 
eiiihart  hatten.  Als  für  die  älteste  Tochter,  Enimoiino  feob,  8.  Fcbnuir  1810), 
die  Zeit  der  Schulpflicht  eintrat,  wurde  der  Vater  aufgefordert,  das  Kind  in 
die  ka&olische  Schule  zu  sdnekem.  Er  weigerte  sich,  dies  zu  ihun,  wurde 
aber  dureh  Androhung  Ton  Oeföngniasatrafen  gezwungen,  die  gesetzliche 
Verpflichtung  zu  erfüllen*.  Wäre  schon  damals  der  Auswog  einer  Dispen- 
sation bekannt  gewe<<en,  so  würde  den  Eltern  nngodeutet  worden  sein ,  Aam 
sie  duroh  Gnade  dos  Königs  die  Erlaubniss  erhiiii^en  k'iiiiiron.  ihre  Kinder  in 
der  lutherischen  Confession  zu  erziehen,  nachdem  sie  durch  gerichtlichen 
Verhrag  die  lutherisohe  Erziehung  ihrer  noch  nicht  sechs  Jahre  alten  Kinder 
vereinbart  hätten. 

Das  Ministerium  hielt  Dispensationen  für  lüisiatHiaft,  weil  dieselben  ein 
durch  das  (Jesetz  bef»Trmdf'tes  Kecht  dor  Kirche  auf  ihre  Angehöriri^en  kränkten. 
Zugleich  nahm  es  an ,  die  Kirthe  küiuie  auf  »iie  ilir  durch  das  Oesetz  ge- 
währten Rechte  verzichten.  Der  kathoHscho  Schneidermeister  Johann  Friedrich 
B.  zu  Dresden,  dessen  lutherische  Ehefrau  im  Kindbefte  starb,  wollte  das  am 
9.  Januar  1854  geborene  Kind  in  der  lutherischen  Kirche  taufen  lassen  und 
später  hitlu^risch  erzielien.  Er  wurde  von  drr  Kreisdirection  unter  Vorwei- 
sung auf  die  Vorsclirift  voti  >;  5  dos  Gesetzes  vom  1.  "N'oveniber  ah- 
schläglich  beschieden.  Hierauf  bat  er  das  Cultusministcrium  um  Dispensation 
von  der  gesetzlichen  Vorschrift.  Bas  Ministerium  hielt  rieh  für  nieht  befugt, 
eine  derartige  Dispensation  za  ertheilen  [oder  beim  Könige  zu  beantn^^en]. 
Doch  richtete  es  an  das  Apostolische  Vikariat  zu  Dresden  die  Anfrage,  ,ob 
nicht  im  vorliegoiiden  Falle,  mich  Lüijo  der  Sriclie,  s(Mt('n>i  der  katholischon 
Kirche  von  ihrem  an  sich  j^os('t/.lic]i  Ix'irnindeicn  IJechtc.  die  Erzicliuu^'  des 
fragliciien  Knaben  in  der  katholischen  Confession  zu  verlangen,  aus  Dillig- 
keiterücksichi«!  abzusehen  sei**.  Das  Apostolische  Vikariat  konnte  einen  der- 
artigen  Verzicht  nach  den  Gesetzen  der  katholischen  Kirche  nicht  aussprechen. 
Daher  sah  sich  das  Ministerium  «ausser  Stande'*,  die  '     B.  zu  ge- 

währen (auf  d;i^  Gesuch  ^oine  gewicrigo  Entscheidung  zu  tretti  u") 

Noch  in  einer  Verfiitruufj:  vom  Jahre  18(53  hielt  das  Ministerium  an  der 
Unzulässigkeit  von  Dispensationen  fest.  Der  am  2i.  Octobor  1854  in  ge- 
mischter Ehe  geborene  Gotthelf  Clemens  S.  besuchte  zu  Leipzig  seit  Ostern 
isn2  lutherisohe  Schulen,  obwohl  sein  Vater  katholisch  war.  Der  Aufenthalt 
des  Vaters  war  unbekannt.  Der  lutherische  mütterliche  Grossvator  hatte  das 
Kind  seit  1858  in  Vfir^'xc  und  bat,  den  Fortbesuch  der  lutlierischen  dritten 
Bürgerschule  „dispensationswcise*  zu  gestatten.  Das  Ministerium  Hess  das 
Gesuch  abschläglich  bescheiden  und  den  Knaben  in  die  katiiolisohe  Schule 
Terweisen.  Kach  gesetzlicher  Vorschrift  musste  das  Kind  katholisch  erzogen 


*  Bntschetdung  des  Raths  tu  Dresden  vom  10.  Angast  1846  und  der  Kreis- 
direction zu  Dresden  vom  10.  Juli  1847;  Straf%'erfünunK  des  Raths  zu  Dresden  vom 
23.  Novtmhcr  18-17.  —  Später  errichteten  die  Eltern  vor  dem  .lustizamte  zu  Dr«'3den 
(am  16.  März  lööu)  einen  Vertrag,  wonach  die  damals  noch  niclit  seclis  Jalire  alten 
Kinder  in  der  Intherisehen  Gonft«aiott  ersogen  werden  aoUten.  Die  Verpflichtang  snr 
kfttholisclien  Erziehung  der  ältesten  Tochter  wurde  dadurch  nicht  geändert. 

'  Erlass  des  Cultusministeriuma  in  einer  Verffliriirrj:  der  Kreisdirection  zu  Dre=5'len 
vom  13.  März  1854.  —  Uebrigens  hat  der  Oedanke,  daas  Reciite  für  die  betheiligten 
Kirchen  begrBndet  werden  sollten,  im  Gesetze  vom  i.  November  1886  keiimi  Aus- 
druck gefunden.  Er  Ist  auch  sonst  unbsltbar.  VgL  oben,  S.  91. 
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werden.  Es  war  unerheblich,  dass  der  Gtsuchstollor  die  Erziehung,'  di  s  Knaben 
übernommen  hattin,  „da  nach  §  16  i\v<  Ocspf/es  vom  1.  November  1830 
nur  wirkliche  Adoptiveltern  mit  Zustinimuiig  der  noch  lebenden  leiblichen 
Elton  das  Adoptirkind  in  ihrer  Confewion  ensiehen  dürfen*.  Aueli  konnte 
nach  §  17,  ,,sofem  das  Kind  in  Leipzig,  wo  eine  katholische  Schule  besteht, 
fernerhin  erzogen  wurde ,  dessen  Theilnahme  am  Religionsunterrichte  der 
evangeliseU-lutherisclien  .Schule  nicht  jrestattet  werden,  da  eine  Dispensation 
von  der  ganz  bestimmten  gesetzlichen  Vorschrift  schlechterdings  nicht 
zulässig  orischeinf"  ^ 

Jedoch  eehon  seit  dem  Jahre  1857  wurde  anfönglich  selten,  später  häufig 
eine  Dispensation  von  Befolgung  der  gesetzlif  lu  n  Vorschriften  durch  das  Cultus- 
ministerium  befürwortet  und  durch  den  König  erthoilt.  Einmal  wurde  die 
nachgesuchte  Dispensation  für  „unnöthig**  erklärt,  weil  es  sieh  um  das  Kind 
eines  Ausländers  handelte*.  Es  wurde  also  die  Zulässigkcit  einer  Dispen- 
sation vorausgesetzt.  —  In  einem  Falle  vom  Jahre  1867  wurde  die  ünzuläiitg- 
keit  einer  Dispensation  nur  mit  Rficksioht  auf  eine  besondere  Oesetatesvor^ 
Schrift  angenommen.  Die  lutherische  Ehefrau  des  im  Armenhause  zu  Chemnitz 
unteri^etiracliteii,  ebenfalls  lutlierischen ,  früheren  Formstechers  Fricdricli  A. 
war  zu  Dretsden  am  26.  März  ISdO  zur  katholischen  Kirche,  der  sie  vor  ihrer 
Verheiratung  augehört  hatte,  wieder  übergetreten.  Sie  wollte  liireu  Öohn,  der 
am  5.  Alai  1852  geboren  war  und  bisher  lutherische  Schulen  besucht  hatte, 
katholisch  erziehen  und  bat  dafür  in  einem  an  den  König  gerichteten  Gesudte 
um  Dispensation.  Das  Gesuch  wurde  auf  Vortrag  dos  Cultnsministeriunis 
vom  Könige  abschlä^'lich  beschiodeii,  ^in  Anbetracht  des  Erf^obnisses  der  über 
die  einschlagenden  Verhältnisse  angestellteu  Erörterungen  und  der  dem  Ge- 
suche direot  entgegenstehenden  Bestimmungen  in  §  13  de«»  masägebeudeu 
Oesetsses  Tom  1.  NoTember  1836*^'. 

Aus  den  Städten  Dresden  und  Leipzig  sind  mir  noch  64  Dispensa- 
tionsgesuche  bekannt  geworden.  Ton  diesen  Gesuchen  bezogen  sich  4  auf 
unehehche  Kinder,  die  übrigen  ßi»  aut  Kinder  aus  gemischten  Ehen,  darunter 
2  auf  Kinder,  die  durch  gemischte  Ehen  Icgitimirt  waren.  Es  wurden  37 
dieser  Gesuche  bei  Lebzeiten  be^r  Eltern,  11  nach  dem  Tode  des  Vaters, 
7  nach  dem  Tode  der  Mutter  und  2  nach  dem  Tode  beider  Eltem  eingereiobt. 
In  38  Gesuche  wurde  der  König  gebeten,  die  lutherische  Erziehung  zu 
gestatten;  davon  wurden  32  bewilligt,  5  abschläglich  beschieden,  und  eins  an- 
derweitig erledigt.  In  den  übrigen  25  Gesuchen  wurde  um  die  Erlaubniss 
zur  katholiächen  Erziehung  gebeten;  von  denselben  wurden  16  bewilligt, 
7  abgeschlagen,  eins  fttr  ein  Kind  bewilligt  und  für  ein  anderes  abgeschlagen ; 
2  Gesuche  wurden  anderweitig  erledigt.  Das  nähere  ergibt  sidi  aus  nach- 
folgender Zusammenstellung, 

a)  FäUe,  in  demn  die  lutherische  £rziehong  erlaubt  wird«. 

Die  meisten  dieser  Fälle  waren  gleichartig.  Die  Yf>ranlawtnng  lag  in 
der  gesetzlichen  Yorsobrift,  dass  die  Confession  Ton  Kindern  im  Alter  von 

1  YrrfUouni;  der  Krcisdirectios  zu  Leipzig  vom  lö.  Mai  1863,  „laut  hoher  Er- 
ölluuiig"'  lies  Miaisteriums. 

'  Mfaiiaterlslerlas«  vom  31.  Deoember  1801  (an  die  Kreisdireetion  sn  Zwickau), 
bei  Schreyer,  Codex,  SS.  525,  Note  1. 

^  JSrlass  des  CultusmiaUtef  iuma  (v.  Falkeostein)  vom  16.  Febr.  1867.  Vgl.  S.  308. 
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aeeba  Jahren  dorch  Vertrag  nicht  geändert  werden  kann.  Terembart  ein 

katholischer  Mann  mit  seiner  InÖierischen  Ehefrau  durch  g<^obtIichen  Ver- 
trag <lio  luthorische  Erziehunj?  aller  Khidpr.  so  ist  dies  Abkorampn  brzil^'lioh 
der  IxToits  sechs  Jahre  alten  Kinder  nach  «5  8  des  Gesetzes  vom  1.  Novoinlior 
1836  ungiltig.  Es  müssen  also  in  solchen  Fällen  die  iilteion  Kinder  katholisch, 
die  jüngeren  lutberiach  ensogen  werden.  In  soleben  Fällen  wurde  anfangs  schwer 
(wie  der  Fall  1  zeigt),  später  leicht,  die  Erlanbnif*s  zur  lutherischen  Erziehung 
der  mehr  als  sechs  Jahre  alten  Kinder  durch  Gnade  des  Königs  erlangt. 

1.  Der  kathnlischo  Bildliniior  S.  zu  Loip7;ijx  und  dosson  hithon<?ohn  Ehe- 
frau schlössen  vor  dam  Lrcrichtsarate  im  Bezirksgerichte  Leipzig  am  IB.  Januar 
1858  einen  Vertrag,  wonach  ihre  beiden  Söhne  im  Intherischen  Glauben  er- 
zogen werden  aollten.  Beattglich  des  älteren  Knaben  war  dies  TTeberein- 
kommen  ungiltig,  weil  das  Kind  am  28.  März  1851  geboroii  war.  Das  Mini- 
sterium fand  sich  anfänglich  nicht  veranlasst,  eine  Allcrliöcliaro  Dispensation 
nachzusuchen,  weil  ein  Dispensationsgesucii  nicht  vorlag.  Zugleich  bemerkte 
es,  «eine  zu  häufige  Dispensirung  von  den  nach  den  zeitherigen  Erfahrungen 
nur  zu  oft  schon  nnbeachtet  gebfiebenm  Besümmungen  des  angezogenen 
Gesetzes  sei  nicht  geeignet,  diesen  Bestimmungen  mehr  Ansehen  und  eine 
allgemeinere  Beaehtnni;  zu  verschaffen*.  Daher  wurde  angonnlnct,  dass  der 
KIIr>^"  aus  der  evani^clisclKm  Schule  zu  entlassen  und  in  die  katholische 
Schule  zu  verweisen  sei  Doch  wurde  zufolge  eines  domnärlist  vom  Vater 
ausdrücklich  gestellton  Gesuches  die  erbetene  Dispensation  „bewandten  Um- 
sfönden  nach*^  vom  ESnige  ertheilt^ 

2«  Dem  katholischen  Schlossermeister  D.  und  seiner  lutherischen  Ehe- 
frau wurde  durch  die  Gnade  des  Königs  gestattet,  ihre  Kinder  Amalie  Franziska 
(geb.  2.  August  1850)  und  Rudolf  Paul  (geb.  27.  April  1852)  in  der  luthe- 
rischen Confession  zu  erziehen,  nachdem  sie  durch  gerichtlichen  Vertrag  vom 
Jahre  1858  bestimmt  hatten,  dass  auch  ihre  jüngeren  Kinder  in  der  luthe- 
rischen Goofession  erzogen  werden  sollten*. 

Die  nämlidie  Erlaiibniss  ertheilte  der  König  in  ganz  ähnlichen  Fällen 
einem  katholischen  Jfonne  und  seiner  lutherischen  Ehefrau,  nämlich : 

3.  dem  fTclbgiesser  W,  7.u  TjcipTii«?,  für  die  am  23.  Juli  !8n8  u^eborene 
älteste  Tochter,  mit  Rücksicht  aut  einen  nur  für  die  jüngeren  Kinder  gütigen 
gerichtlichen  Vertrag  vom  29.  März  1865*;  desgleichen: 

4.  dem  Buchhändler  K.  zu  Leipzig,  (nr  seine  am  7.  Jnli  1864  geborene  Tochter, 
mit  Rücksicht  auf  einen  am  4.  März  1872  geschlossenen  gerichtlichen  Vertrag*; 

5.  dem  Ruchhändler  D.  in  Leipzig,  für  seine  älteste  To<  bter  zweiter  Ehe, 
Margaretha  fi^eb.  11.  Februar  186G),  mit  Kücksicht  auf  einen  für  die  jiin^''eren 
Kinder  giltig  geschlossenen  Vertrag,  damit  „wenigstens  die  Erziehung  aller 
Kinder  zweiter  Ehe  in  derselben  Confession  gesichert*  sei*; 


1  VerfDgnng  der  Kralsdireoltoa  sn  Leifisig  vom  26.  November  1858. 

*  Erlass  des  Cultnsminiaterlums  vom  21.  Februar  l8of). 

'  VcrfUgunf?  der  Kreiadirection  zu  Leipzig  vom  21.  October  1859. 

*  Verfügung  der  Kreisdirection  2U  Leipzig  vom  28.  Juni  1865. 

»  Verfttgnngen  der  Eratsdireetlon  sa  Leipetg  vom  8.  Mat  und  31.  November 
1872.  Das  Kind  war  schon  um  Ostern  1871  in  die  luthprisclie  dritte  Eflrirpr^chnlo 
anffrenoramen  worden,  entgegen  der  Vorschrift  von  §  58  des  Mandats  vom  19.  Fe- 
bruar 1827. 

*  yerfttgungen  der  Krelsdiraetion  sn  Leipsig  vom  30.  Febmsr  ond  9.  August 
1878  und  98.  Febmsr  1874.  Die  sechs  Kinder  erster  Ehe  wurden  kitholiscb  er- 
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6.  dem  Lackirer  K.  zu  Leipzig,  der  »m  22.  Januar  1880  einen  für  seine 
drei  jünj^ten  Kinder  gilllgeii  Vertrag  geschloRson  hatte,  für  soincn  bereits 
am  5.  Mai  1872  iroTiorfiiien  Sohn  Ernst  Arthur  ,rait  Rücksicht  darauf,  dass 
die  Kinlioit  der  roliq'iriscn  Erzichnnf;  iiincrlialb  der  Familie  p^estört  werden 
würde,  wenn  ein  Kind  dem  einen,  drei  aber  einem  andern  Beiden ntnissc 
amgtfthan  wSren"; 

7.  dem  Zimmerraanne  J.  in  Leipaig,  mit  Ruciaioht  auf  einen  vor  dem 
Amtsgerichte  zu  Leipzig  am  15.  März  1881  geschlossenen  Vertrag,  für  die 
beiden  ältesten  Kinder,  die  bei  Errichtung  des  Vertrags  schon  mehr  als  seclis 
Jaiiro  alt  waren '  ; 

8.  dem  Kaufmann  L.  zu  Leipzig,  mit  Rücksicht  auf  einen  vor  dem  Amts- 
gerichte 8U  Leipzig  am  31.  Mai  1882  errichteten  Vertrag,  fOr  einen  damals 
bereits  zehn  Jalire  alten  Sohn  * ; 

D.  dem  Sclnutspieler  T^,.  zu  Leip/icr,  mit  Kiicksicht  auf  einen  vor  dem 
Amt^!p:eriehte  zu  Leipzig  gcMolilossenen  Vertrag,  für  eine  bei  der  Vertrags- 
errichrung  melir  als  sechs  Jahre  alte  Tochter  ^ 

10.  Eine  solche  ^lanbmas  wurde  auch  einem  luiherisdien  Vater  mit 
Rücksicht  auf  einen  Vertrag  gewShrt,  der  einen  früheren  geändert  hatte. 
Der  lutherische  Böttcher  S.  zu  Ijeipzig  und  dessen  katholische  Ehefrau  hatten 
vor  (l'-r  Ehe  im  Jahre  1855  durch  gerichtlieheu  Vertrag  die  katholische  Er- 
ziehung ihrer  Kinder  rereiiihart,  dap^egcn  im  Jalire  ls66  einen  neuen  Ver- 
trag geschlossen,  wonach  die  Kinder  lutherisch  erzogen  wurden  sollten.  Der 
am  17.  October  1857  geborene  Sohn  mnsate  katholisdi  erawgen  werden,  weQ 
er  bei  Errichtnng  des  neuen  Vertrages  mehr  als  sehs  Jahre  alt  war.  Der 
König  erlaubte,  dies  Kind  in  der  lutherischen  Religion  zu  erziehen,  damit 
eine  Verschiedenheit  der  Confes?ion  unter  Geschwi«?tern  vermieden  werde  ®, 

11.  Durch  eine  derartige  Dispensation  wurde  ein  Kecht.s s tre i t  in 
folgendem  Falle  beendet.  Der  katholisciie  Ziegeldeckermeister  B.  zu  Dresden 
und  dessen  lutherische  Ehefrau  schickten  ihre  am  3.  Januar  1862  geborene 
Tochter  in  eine  lutherische  Sehule.  Auf  Antrag  der  Deputirten  des  katholisch- 
£:ei^tlichen  Consistoriums  wurde  dem  Vater  aufgegeben,  den  Nachweis  zu 
liiliren,  dafis  seine  Tocliter  Bertha  katholisehen  ReligionRunterricht  erhalte. 
Dann  wurden  Ordnungsstrafen  durch  den  Stadtrath  gegen  den  Vater  ange- 
droht und  festgesetzt.  Gegen  diese  Verfügungen  legte  der  Vater  das  Rechts- 
mittel des  RecuTses  ein.  Er  machte  geltend,  ein  Uebereinkommen,  dass  seine 
Kinder  in  der  lutheriaclien  Religion  erzogen  werden  sollten,  habe  er  mit  seiner 
Frau  in  dtn*  s^eseizliclien  Frist  mündlich  geschlossen ,  was  noch  gerichtlich 
beurkundet  werden  solle.   Auch  berief  er  sich  auf  Wortlaut  und  Sinn  von 


zopen.  Den  beiden  jüngsten  diesrr  Kinder,  Anna  (geboren  12.  f^optcmbrr  ISOO)  und 
Ignaz  d^uburen  6.  Deccmber  18G1),  wurde  zwar  der  Besuch  der  lutlieriachen  ächule 
gestattet,  jedoch  die  Theilnahme  am  Kdilglonsimterriohte  der  Schule  verboten. 

'  Erlasse  des  Cultusministeriums  vom  30.  März  und  13.  September  1880. 

'  Aus  diesem  Gnindc  wurde  das  Gesucli  durch  di«  Bezirkssohurinspectlon  be- 
turwortet.  Doch  wurde  übersehen,  dass  noch  zwei  ältere  Kinder  lebten,  über  deren 
ConfiBsston  eine  Angabe  fehlte. 

'  Erlass  des  Cultusministeriums  (v.  Gerber)  vom  28.  März  1881. 

♦  Erlass  des  Cnltnsministeriums  vom  22.  September  1882.    Vgl.  oben,  S.  344. 

*  Erlass  des  Cultuaministeriums  (v.  Gerber)  vom  6.  Februar  1885. 

^  Verffignng  der  Kieisdiieetion  so  Letpsig  vom  4.  April  1866.  —  Ein  gani  Um- 
liches  Gesuch  wurde  im  folgenden  Jahre  absehUglich  besehiedeau  Vg^  unten,  S.  8(7,  Nr.  3. 
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§  20,  Absatz  2,  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1870.  Die  Kreisdirectioii  tn69 
den  Recurs  zurück,  weil  ein  gerichtlicher  Vertrag  nielit  errichtet  Avnr.  mnl 
das  Gesetz  vom  20.  Juni  1870  hier  keine  Anwendung;  tan»!  *.  Der  Vaii  r  er- 
hob weitern  Recurs  an  das  Ministerium,  unter  Wicdeiiioluug  der  im  ersten 
Recnrse  eiitliiiltenen  Rechtaanafühmngen,  und  rerband  damit  nötfatgenfalls 
die  Bitte,  im  Wege  der  Dispensation  ilira  die  lutherische  Erziehung  des  Kin- 
dts 7.\i  ^optailoii.  Die  Eltern  hatten  ein  noch  nicht  sechs  Jahre  altes  Kind, 
Antonio  Iledwif,',  und  schlössen  vor  dem  Orrich tsamte  im  BpT^irksp^eriehtc 
Dresden  am  0.  October  1871  einen  Vertrag  ab,  worin  sie  erklärten,  „es  sei 
xwisclmi  ümen  ein  Abkcminieii  dahin  getroffen  worden,  dass,  wie  ihre  beiden 
älteren  linder  auf  Qrand  der  adion  früher  darüber  zwischen  ihnen  getroffenen 
piivaton  Terehlbarung  nach  den  Grundsätzen  des  luthorisclioii  Bekenntnisses 
f^T'/.o^ort  würden,  auch  ihr  Jüngstes  Kind,  Antonie  Hedwig',  nacli  den  Grund- 
sätzen des  lutherischen  Bekenntnisses  nriterrichtet  und  erzogen  werden  solle". 
Mit  Rücksicht  auf  diesen  Vertrag  wurde  auf  Vortrag  des  Cultusministeriums 
die  erbetene  Erlaabnisa  «bewandten  Umatanden  nach*  toi»  Könige  ertheilt, 
womit  sich  nach  Erklärung  des  Oaltusnmusteriunis  der  erhobene  Becors  er- 
ledigte'.  So  wurde  dem  Vater  das,  was  er  im  Rechtswege  (au*  unhaltbaren 
Gründen)  verlangte,  im  Gnadenwege  gewährt  Die  Straf  Verfügungen  worden 
vom  StftdtTfttho  ziirfickgenommeTi. 

Die  Bitte  eines  katholiseheii  MaTiiies  und  seinor  lutherischen  EheiVau  um 
Erlaubnisse  Kinder  im  Alter  von  uiiudesteus  sechs  Jahren  lutherisch  zu  er- 
ziehen, wurde  in  der  Regel  so  lange  beanattindet,  bis  durdi  geriehtliehen  Ter^ 
trag  die  lutherische  Erziehung  der  jängeren  Kinder  gehörig  vereinbart  war. 
Nach  Errichtung  eines  solchen  Vertrages  ertheilte  der  König  den  Eltern  die 
Erlaubniss,  auch  die  älteren  Kinder  hitlurisch  zu  erziehen.  »So  wurde  nach 
anfänglicher  Beanstandung  die  lutherische  Erziehung  von  Kindern  im  Alter 
Tou  mehr  als  sechs  Jaluren  in  folgenden  Fällen  (12  und  13),  ebenso  wie  in 
einigen  dor  bereits  angefahrten  Fälle,  im  Gnadenwege  gestattet. 

12.  Der  kaÜiolische  Photograph  T.  zu  Leipzig  und  dessen  lutherische 
Ehefrau  baten  um  die  Erlaubniss,  ihre  drei  Kinder,  Ida  (geb.  19.  Februar 
1872),  Martha  (geb.  13.  März  1874)  und  Anton  (geb.  7.  Deeomher  1875),  in 
der  lutherischen  Confession  zu  erziehen.  Es  wurde  ihnen  bemerkt,  ihr  Ge- 
such  habe  nur  dann  Anssiclit  aof  Krfolg,  wenn  sie  die  Intfaerische  Confession 
ihrer  etwaigen  jüngeren  Kinder  und  derjenigen,  die  noch  geboren  werden 
könnten,  durch  gerichtlichen  Vertrag  festsetzten Sie  errichteten  einen  solchen 
V<  !fr  lg.  Hierauf  genehmigte  der  König  die  lutherische  Erziehung  der  drei 
genannten  Kinder*. 

13.  Der  katholische  Goldschmied  \V.  zu  Dresden  und  dessen  zweite, 
erangelisehe  Ehefran  baten  um  die  Erlaubniss,  ihre  Kinder  Hedwig  (geb. 
27.  August  1877)  und  Otto  (geb.  24.  Februar  1880)  in  der  evangelischen 
Confession  zu  erziehen.  Die  Bezirksschulinspection  (d.  i.  der  Stadtrath  in 
Vereinigung  mit  dem  Bezirk sschulinspector)  befürwortete  das  Gesuch,  weil 
die  Kinder  erster  Ehe  zufolge  giltigen  Vertrages  dem  evangelischen  Be- 
kenntnisse angehörten,  und  weil  die  Kinder  zweiter  Ehe  zu  Sahswedel  in 
Preussen  geboren  und  dort  bis  zum  Jahre  1887  evangelisch  erzogen  waren. 

*  EntacheiduDg  der  Kreisdirection  za  Dresden  vom  2b.  Juni  lüli. 

*  Verfügung  der  Kreisdirection  >u  Dresden  vom  4.  Decemher  1871. 
'  Erlsas  des  Cultnsmlnlsterinms  (▼.  Gerber)  vom  28.  April  1888. 

*  ErlssB  des  Onltosminlsteriwiis  vom  13.  Jnll  1888. 
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Indo-isiMi  (las  OnUnsmiuistoriiiTii  verfiigte,  <lio  Bitte  habe  nur  dann  Aussieht 
auf  Erfoli,',  wenn  fin  «xerichtlirlior  Vortrag  bezüi^lieli  etwni;^<'r  irin?»"prpr  Kin- 
der errichtet  wer(ie.  Die  Eltern  schlössen  einen  solchen  Vertrug  am  25.  April 
1888,  woranf  ihnen  die  Erbetene  Eflaabnias  dnreh  Gnade  des  Königs  er> 
tiieitt  wurdet 

In  den  beiden  folgenden  Fällen  (14  und  15)  gestattete  der  König,  die 
dnrch  Heirat  eines  katholischen  Vaters  und  einer  lutherischen  Mutter  legi- 

timirten  Kindor  nach  wie  vor  in  der  luthori>ii  hen  Confession  zu  or/it'lwu, 
während  sie  nach  gesetzlicher  Vorschrift  (vgl.  oben,  S.  331)  die  katholische 
Confession  des  Vaters  hätten  annehmen  müssen*.  In  beiden  Fällen  hatten 
die  Eltern  für  die  in  der  Ehe  geborenen  Kinder  die  lutheriche  Erziehung 
giltig  vereinbart. 

14.  Durch  die  im  Jahre  1862  geschlossono  Khc  dos  katholisflieii  Tcv- 
sicherungsinspectors  M.  mit  einor  Protestantin  wurde  eirm  nm  2.  Docember 
1861  geborene  Tochter  legitimirt.  Die  Eltern  schlössen  am  12.  Januar  1869 
einen  gerichtlichen  Verfang,  wonach  die  in  der  Ehe  geborenen  Kinder  Inthe- 
risch  erzogen  werden  sollten.  Das  vor  der  Ehe  geborene  Kind  mttsste  nach 

11  des  Gesetzes  vom  1.  November  1836  katholisch  erzogen  werden.  Dor 
Kr»!!;]:  t  rlnubtr"  jodoch  „^x  wandten  Umständen  nach%  anoh  dies  Kind  in  der 
lutherischen  Confession  zu  or^rinhen 

15.  Der  katholische  Kaufmann  L.  zu  Leipzig  schloss  mit  solner  luthe- 
rischen Ehefrau  am  28.  April  einen  geriehtiichen  Vertrag  dahin  ab, 
dass  ihr  am  22.  März  1869  geborener  8ohn  nnd  etwa  spXter  in  der  Ehe  ge- 
hör' i  Kinder  lutherisch  erzogen  werden  soUten.  Dir  Mutfor  hatte  vor 
der  Elle  am  27.  ^fai  ISHf;  eine  Tochter  geboren,  die  lutherisch  getauft  und 
durch  die  Heirat  legitimirt  war.  Dies  Kind  wurde  in  dem  Vertrage  vom 
28.  April  1869  nicht  erwähnt,  weil  die  Eltern  aus  Unkenntniss  des  Gesetzes 
annahnten,  dass  dies  Kind  der  Confession  der  Mutter  folge.  Als  das  Kind 
die  Zeit  der  Schulpflicht  erreicht  hatte,  wurde  ihm  die  Anfnahne  in  eine 
evangelische  Schule  verweigert,  weil  es  nach  §  11  des  Gesetzes  vom  1.  No- 
vnmbor  1S36  katholisch  zu  erziehen  war.  Tndossrn  durch  Gnade  des  Königs 
wurde  den  Eltern  gestattet,  auch  dies  Kind  in  der  lutherischen  Confession 
zu  erziehend 

l^ach  der  oben  (S.  341)  bekämpften  Meinung  dos  Oaltusmimsterinms 
messen  Kinder,  die  fortwährend  bis  zur  Erreichung  des  Alters  von  zehn, 

jetzt  zwölf,  .T.ibren  gesetzwidrig  luthcrisdieh  Religio nsuntcrriclit  crhirlten, 
aucli  ferner  in  der  lutherischen  Heli"?-inn  orroc^cn  worden.  In  solchen  Fällen 
wurden  auf  Antrag  der  Eltern  vom  Könige  Dispensntionon  ertheilt,  so  ilnm 
auch  die  jüngeren  Geschwister  hitiierisch  zu  erziehen  wareiu  In  diesem 
Sinne  ergingen  die  Entscheidungen  m  den  beid^  folgenden  Fällen  (16  und  17). 

16.  Dnreh  die  Gnade  des  Kdnigs  wurde  gestattet,  zwd  Kinder  des  katho- 
lischen Handarbeiters  S.,  Alma  Maria  (golK  30.  April  1849)  und  deren  jüngere 
Schwester.  Anna,  in  der  lutliorischon  Armensolinle  zu  Leipzig  zu  belassen 
und  in  der  lutherischen  Confivssion  zu  erziehen,  weil  zwei  ältere  Geschwister, 
Anton  Gustav  (geb.  13.  Juli  1845)  und  Maria  Luise  (geb.  1847),  „gleichfalls 


*  Erlasse  dea  CultuaminiatcriuiiiB  vom  30.  Januar  und  äU.  August  1888. 

*  Vgl.  Sehreyer,  Codex,  8.  528,  Note  14. 

'  Verfügung  der  Kreisdirection  zu  Leipzig  vom  25.  November  1870. 
^  Verfügung  der  Kreisdjjrection  cu  Leipsig  vom  9.  August  1878. 
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gegen  <lio  oresetzliche  Kegel"  in  dio  Ai  rneiischiile  aufgenommen  worden  waren, 
und  diese  das  zehnte  Lebensjahr  bereits  überschritten  hatten*. 

17.  Der  kathoBidie  S«hneider  W.  und  dessen  evangelisohe  Ehefrau 
hatten  zwei  Kinder,  Ernestine  iftbtlulde  Antonie  (geb.  am  28.  D^mber  1861) 
nnfl  Franz  (geb.  am  26.  Fchruar  1867).  Die  Tochter  besuchte  seit  Ostern 
1868  die  e"vangpli«f*he  Schulo  7m  Volksmarsdorf  iiml  i1;iiitt  dfo  f'Vfin[:f>li'=cho 
zweite  Burgcrseluile  /.u  Leipzig,  obwohl  sio  nacii  ^csctzliohor  Vorschritt  cmo 
katholische  Schule  besuchen  sollte.  Auch  der  Sohn  wurde  im  Jahre  1873 
in  die  zweite  Bürgeraehnle  anfg«i(nnmen.  Inzwiedien  wurde  die  Tochter 
zwölf  Jahre  alt,  so  da«  sie  nach  Anflicht  der  Yerwaltang  m6t  ferner  in  der 
Intherischen  Confession  zu  erziehen  war.  Dieser  Grund  traf  auf  ihi^n  Bruder 
Franz  nicht  zu.  Doch  wurde  dem  Vator  auf  sein  Ansuchen,  „aus  Rücksicht 
auf  die  wünachenswertlie  Gleichmässigkeit  in  der  confessionellen  Erziehung 
beider  Geschwister**,  durch  Dispensation  des  Königs  die  Erlaubniss  ertheilt, 
mch  dies  Kind  in  der  Indierieeben  Oonfession  zu  erziehen*. 

In  den  bisher  erwShnten  Fallen  wurde  ein  Zwiespalt  in  der  religiSeen 

Erziehung  von  Geschwistern  beseitigt.  In  den  folgenden  fünf  Fällen  (18 — 22) 
wurde  die  Gnade  des  Königs  durch  andere  Rücksichten  bestimmt. 

18.  Der  katholische  Restaurateur  Z.  zu  Lei[)zig,  dessen  Eliofrau  [utherisch 
war,  hatte  am  23.  Mai  1850  vor  dem  Rathslandgerichto  die  Erklärung  ab- 
gegeben, er  sei  damit  einverstanden,  dass  seine  am  9.  Mai  1850  geborene 
Tochter  in  ä&e  lutherischen  Religion  getauft  und  erzogen  werde.  Zugleich 
hatte  er  erklärt,  seine  Ehefrau  sei  durch  Krankheit  verhindert,  mit  ilim  an 
Gericlitsstello  den  Vertrag  zu  errichten.  Das  Kind  wurde  (gci^'cn  die  Vor- 
schrift von  §  5  des  Gesetzes  vom  1.  ?^"ovembcr  1836)  in  der  lutherischen 
ffirche  getauft.  Als  es  sehulpHichtig  wurde,  hätte  es  nach  gesetzlicher  Vor- 
sdirift  die  katholische  Schule  besuchen  müssen.  Der  Vater  schickte  es  aber 
in  eine  lutherische  Schule  und  erlangte  vom  Konige  die  Erlaubniss,  das  Kuid 
in  der  lutherischen  Confossion  zu  erziehen,  falls  seine  Erklärung  vom  23.  Mai 

von  seiner  Ehegattin  „gerichtlich  ratihabirt  werde**.  Zur  Begrfindung 
dieser  Entschliessung  des  Königs  wurde  angeführt,  dass  die  fragliche  Er- 
klärung von  demjenigen  Ehegatten  ausgegangen  war,  „dessen  confessionelles 
Interesse  bei  der  Erziehung  des  Kindes  zunächst  berahrt*  wurde,  und  dass 
„Ar  das  Einverständniss  der  evangelischen  Mutter  mit  jener  Erklärung  die 
Vermuthung  streite",  dass  mithin  die  katholisclic  Erziehung  des  Kindes  „nur 
ans  einem  rein  formellen  Grunde**  (nämlich  wegen  der  Vorschrift  dos  Gesetzes) 
angeordnet  werden  könnte'.  Hierauf  errichteten  die  Eheleute  Z.  den  ge- 
richtlichen Vertrag  am  28.  Januar  1858  (zugleich  bezüglich  ihrer  jüngeren 
Kinder)*. 

19.  Der  katholische  Kaufmann  G.  zu  Leipzig,  der  in  gemischter  Ehe 
lebte  und  in  d- r  lutherischen  Kirche  f:^r  traut  war,  wünschte  seinen  am  31.  August 
18ß2  zu  Leipzig  geborenen  Sohn  Armand  in  der  lutherischen  Confession  zu 
erziehen,  damit  derselbe  nicht  in  »Conflict  mit  seiner  eigenen  Mutter**  komme. 

*  VerAgnng  der  Kteiadireetion  su  Leipzig  Tom  21.  October  1860. 

*  Verfögung  der  Kreisdireelion  zu  Leipzig  vom  29  Juni  1874. 

*  Verfügung  der  Kreisdirection  zu  Leipzig  vom  28.  Dccember  1857. 

*  Danach  war  die  zweite  Tochter  am  6.  September  ISÖl  geboren,  also  ebsn- 
fUla  Bchon  aeehs  Jahra  alt,  so  da«  andi  In  Besag  auf  sie  der  Vertrag  naeh  §  7 
ungiUig  war.  Ob  deshalb  efaie  zweite  AllerhSehate  Dispensation  eingeholt  wurde,  ist 
mir  nicht  Ttekannt. 

Bchmtdt,  Confession  der  Kinder.  23 
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Es  wurde  ihm  eröffnet,  dass  er  den  Knaben  katholisch  erziehen  und  in  die 
katholische  Schule  schicken  müsse.  Später  wurde  durch  Gnade  des  Königs 
dem  Vater  auf  seine  Bitte'  «bewandten  Unistäodeii  naeh'^  die  Erlaubniia  ei> 
theütf  das  Kind  in  der  lutherischen  Confession  zu  erziehen  *. 

20.  Der  katholische  Opcnis.'hif^er  L.  in  Leipzig,  dor  in  gemi^'^hter  Ehe 
lebtf\  wnr  in  einer  lutherischen  Kirche  zu  Leipzig  getraut  und  hatte  daselbst 
auch  »emea  am  1).  Juni  1863  geboreneu  Sohn,  August  Ludwig,  taufen  lassen. 
Er  wollte  das  Kind  evangelisch  erziehen  und  adrielrfe  ea  im  Jabre  1869  in 
die  lathensehe  dritte  Bflrgenehnle  zu  Leipzig.  Es  wnrde  ihm  bedeutet,  dae« 
der  Ell  Im  katholisch  ztt  erziehen  sei  und  die  katholische  Schule  besuchen 
müsse,  fiflls  der  Vater  nicht  eine  Allorhönhste  Dispensation  erlange.  Der 
Vater  suchte  diese  Dispensation  nach,  die  der  König  „bewandten  Umständen 
nach"  gewährte'. 

21.  Der  kaÜioIiBohe  Schuhmacher  T.  und  s^ne  lathnische  Ehefrau 
wollten  ihre  Kinder,  Karl  Otto  (geb.  26.  Januar  1866)  und  Clara  (geb.  7.  Januar 

1868),  lutherisch  erziehen.  Sic  waren  in  der  eyangelischcn  Kirche  getraut 
und  hatten  die  Kinder  in  der  evang-elisclu'n  Kirche  taufen  lasser) ,  Jedoch 
keinen  ^gerichtlichen  Vertrag  geschlossen.  Ucshalb  muüsten  die  Knidcr  nach 
gesetzlicher  Vorschrift  katholisch  erzogen  werden.  Im  Wege  der  Dispensation 
erlaubte  jedoeh  der  KSnig,  beide  Kinder  in  der  Intherisohen  Befigion  zu 
erziehen  ^. 

22.  In  der  Elie  des  kaUioliselien  Sclilossers  H.  zu  Dresden  mit  einer 
Protestuntin  waren  zwei  Kinder  f^oboren,  Willy  Ernst  Kudolf  (am  21.  Juli 
1877)  und  Welia  Margaretha  Adele  (am  17.  Juni  1882).  Durch  reohts- 
kräftiges  ürtheil  wurde  die  Ehe  gesehieden,  undderlfoim  für  dmiaehnl» 
digen  Theil  erldirt.  Die  Frau  Terheiratete  sich  in  aweiter  Ehe  mit  einem 
Protestanten  und  hat  den  Eön^  um  die  Erlaubniss,  ihre  Kinder  erster  Ehe 
in  der  lutlicrischen  Keli;^ion  zn  erziehen.  Auf  Befragen  erklarfp  Her  ge- 
schieden'- Kheniann,  er  wolle  „niolit  «las^egen  sein",  daas  seine  Kinder  lutherisch 
erzogen  würden.  Die  Bezirksschulmäpection  trug  Bedenken,  das  Gesuch  zu 
b^Tworten,  weil  die  Mutter  in  einem  an  „Ihre  königliche  Hoheit"  gerichteten 
Untentfitzungsgesuche  angegeben  hatte,  sie  habe  dem  Bischöfe  Bomert  veiy 
sprochen,  ihre  Kinder  „religiös*^  zu  erziehen  und  sie  nicht  wissen  zu  la«ien, 
dÜEtös  sie  seihst  lutheri^^oh  sei.  Doch  wurde  auf  Vortrag  des  Cultusministers 
die  erbetene  Dispensation  durch  den  König  gewährt*. 

In  den  bisher  erwähnten  22  Fällen  erging  die  Erlaubniss  zur  lutherischen 
£rziehung  der  Kinder  bei  Lebzeiten  beider  Eltern.  In  den  folgenden  8  Fällen 
wurde  siie  erst  nach  diem  Tode  des  Vaters  oder  der  Mutter  ertheUt.  Li  dreien 
dieser  PfiDe  (23 — 25)  lag  dor  Grund  des  Gesuches  und  der  Bewilligung  in 
einer  zweiten  Ehe.  Die  Dispensation  diente  dazu,  den  durch  das  Gesetz  be- 
gründeten Zwiespalt  in  der  Confession  unter  ITalbgeschwistern  zu  beseitiü-on. 

23.  Die  lutherische  Wittwe  des  katholischen  Privatmannes  L.  zu  Leipzig 
Teiheiratete  sieh  daielbst  in  zweiter  E3ie  mit  dem  eTangelischen  S.  Der  in 
erster  Ehe  am  29.  September  1866  geborene  Sohn  Al&ed  war  kathtdisch  ge- 
tauft. Die  erste  Ehe  war  am  Stirmes  in  Böhmen  geschlossen.  Jedenfalls 

'  Verfügung  der  Kreisdlrection  zu  I^eipzig  vom  25.  Kovember  1870. 

*  Vofttgiuigttii  der^KrelsdixBctioB  sn  Leipefg  ynm  35.  April,  13.  Mit  und 
30.  September  1871. 

•  Erlas«  des  CnltusmiDisteriums  vom  23.  Fehmnr  1874. 

^  Erlass  des  Cultusminlsteriums  (v.  Gerber)  vom  30.  Aognat  18S8. 
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mnaate  Alfred  L.  katholisdi  erzogen  werden,  mochte  das  ^hnBche  oder  das 
itoterreiebisclie  Gesets  zur  Anwendung  kommen*.  Doeli  erlangte  der  Stiel- 

TOter  Tom  Könige  die  Erlaubniss,  den  Stiefsohn  lutl  li   h  zu  erziehen*. 

24.  Dio  lutherische  Wittwe  eines  /u  "Rerliii  im  Juhre  1872  gestorhenon 
Katholiken  war  in  zweiter  Ehe  mit  dem  lutlierischeu  Selilosser  G.  zu  Dresden 
verheiratet.  Es  wurde  ihr  durch  den  König  erlaubt,  ihre  beiden  zu  Berlin 
geborenen  !^der  erster  Ehe,  Alma  (geb.  4.  März  1870)  nnd  IbrUia  (geb. 
25.  Juli  1872),  in  der  lutherischen  Confession  zu  erziehen*. 

25.  Der  katholische  Logenschliesser  A.  zu  Dresden  war  zweimal  ver- 
heiratet, jedesmal  mit  einer  Protestantin.  Mit  der  ersten  Frau  hatte  er  die 
lutherische  Erziehung  der  Kinder  durch  giltigen  Vertrag  vereinbart.  Mit  der 
zweiten  Frau  hatte  er  keinen  Yerbrag  geschlossen.  Nach  dem  Tode  der 
swdtett  Frau  wurde  ihm  dusch  die  Qnade  des  Königs  gestattet,  auch  die 
drei  Sünder  zweiter  Ehe  lutherisch  zu  wziehen,  weil  „die  Erziehung  der 
Kinder  au«  hpiflf  n  Ehen  in  vorsoliiedenen  Confossionen  j^eeij^net  sein  würde, 
auf  die  Kinder  und  überhaupt  auf  das  gesammte  Familienleben  störend 
einzuwirken*  *. 

In  4  anderen  FäUen  (26 — 29)  wurde  der  lutherischen  "Wittwe  eines 
kaüioliMdien  Maunes  im  Gnadenwege  die  Erlaubnns  ertiwäl^  ihre  Bondw  in 
ihrer  eigenen  Confession  zu  erziehen. 

•  26.  Drei  Söhne  des  im  Mai  1859  zu  Leipzig  gestorbenen  katholischen 
Cigarrenmachers  B,  und  seiner  lutherischen  Wittwe  besnohten  die  lutherische 
Armensehule,  obwohl  sie  nach  ^gesetzlicher  Vorschrift  katholisch  erzogen  wer- 
den sollten.  Auf  Gesuch  der  Mutter  wuide  üir  Betracht  der  einmal 
«ingetretenen  Saehlage**  zur  Forterztehnng  des  jfingsten  Sohnes  in  der  evan- 
gelisch-lutherischen Confession  die  Allerhöchste  Dispensation  ertheilt.  Doch 
nahm  das  Ministenum  hieraus  Veranlassung,  den  Behörden  die  Beobachtung 
der  gesetzlichen  Vorschritten  für  künftige  Fälle  einzuschärfen*. 

27.  Die  evangelische  Wittwe  des  zu  Leipzig  am  16,  November  1867  ge- 
storbenen katholischen  Kaufmanns  F.  und  der  Vormund  ihrer  drei  Kinder, 
Paul  (geb.  11.  Februar  1860),  Friedrieh  (geb.  25.  Ootober  1861)  und  Haria 
Luise  ^b.  25.  Juli  1864),  baten  um  die  Erlaubniss,  die  Kinder  evangelisch 
'm  erziehen.  Der  verstorbem^  Vater  hatte  den  Wunsch  geäussert,  die  Kinder 
evangelisch  erziehen  zu  lassen,  auch  die  Absicht  ausgesprochen,  selbst  zur 
lutherischen  Kirche  überzutreten.  Die  Schulinspectioti  zu  Leipzig  befürwortete 
das  Gesuch.  Auf  Vortrag  des  OultnsminiBtoriums  wurde  die  erbetene  Dispen- 
sation des  Königs  erthdit*. 

28.  Der  lutherischen  Wittwe  des  im  Jahre  1872  gestorbenen  katholischen 
Instrumentenmachcrs  B.  zu  Dresden  wurde  durch  die  Gnade  des  Königs  ge- 
stattet, ihre  beiden  Töchter,  Alma  Emilie  Martha  (geb.  4.  März  1870)  und 
Amanda  Martha  Elizabeth  (geb.  25.  Juli  1872),  im  lutherischen  Glaubens- 
bekenntnisse zu  erziehen'. 


1  Vgl.  Art.  9,  Absatz  1,  des  Oe^et^es  vom  1.  November  1886,  mit  Art  1  des 
österreichischen  Gesetzes  vom  '25.  Mai  1808. 

*  Verfügung  der  Kreisdirectiou  zu  Leipzig  vom  20.  Juni  1874. 

*  Brlass  des  CoUusmtnIsteriums  (▼.  Gaber)  vom  10.  Mftrs  1679. 

*  Erlass  des  Cultusministeriums  (v.  Ger'ber)  vom  2.  Mai  18S7. 

*  Verfügung  der  Krcisdirection  zu  Leipzig  vom  13.  Februar  1865. 

*  Verfügung  der  Kreisdirectiun  zu  Leipzig  vom  14.  Mai  1800. 

*  Erlas«  des  Cultusmtaisterittins  (▼.  Gerher)  vom  10.  imrE  1879. 

2»* 


Digitized  by  Google 


356 


Fünfter  Abschnitt.    Königreich  Sachsen. 


29.  1>ie  lutherische  Wittwe  de«  katholicehen  Bnchbinders  Friedrieh  Wil. 
hehn  II.  in  Leipzig  bat  um  die  Erlaubniss,  ihr  am  30.  Juni  1878  geborenes 
einziges  Kind,  Friedrich  Wilhelm  U. ,  in  ihrem  Bekeimtnisse  7.u  erziehen, 
weil  sie  von  ihrem  Kinde  ^durch  die  Religion  nicht  getrennt"  sein  wollte. 
Auf  Anordnung  des  Ministeriums  erfolgte  eine  nähere  Vernehmung  der  Bitt- 
stellerin. Sie  erklärte f  sie  allein  besorge  die  Erziehung  Ihres  Kindes,  und 
ihr  yeratorbener  Ehemann  habe  gesagt,  die  Kinder  sollten  swar  katholisch 
getauft  werden,  doch  solle  sie,  falls  er  früher  sterbe,  berechtigt  sein,  die  Kinder 
cvangeliscli  /.u  erziehen.  Hierauf  wurde  durch  den  König  die  erbetene  £r- 
laubniss  erthcilt  ^ 

In  einem  Falle  (30)  wurde  einem  katholischen  Wittwer  im  Gnadenwege 
gestattet,  seine  Kinder  in  der  lutherischen  Confossion  seiner  verstorbenen 
Ehefrau  zu  erziehen. 

30.  Der  katholische  Sdbaffiier  S.  zu  Leipzig  bat  um  die  Erlaubniss,  seine 

Kinder  erster  Ehe,  Friedrich  (geb.  13.  März  1854),  Oswald  (geb.  1856)  und 
Johanna  (gob.  18n7),  in  »1er  lutherischen  Confession  ihrer  Mutter  zu  erzif^b^tu 
weil  er  rlerselben  bei  ihren  Lebzeiten  die  evangelische  Erziehung  der  Kmdt  r 
versprochen  hatte.  Das  Ministerium  entschied  anfänglich,  es  könne  seinem 
Gesuche  nicht  stattgegeben  werden,  weil  ein  gerichtlicher  Vertrag  über  die 
religiöse  Erziehung  dieser  Kinder  nicht  geschlossen  war  Der  Tater  wieder- 
holte seine  Bitte  und  führte  noch  an,  seine  älteste  Tochter  erster  Ehe  sei  in 
der  lutherischen  Kirche  confirmirt  worden.  Hierauf  ertheilte  ihm  der  König 
„bewandten  Umständen  nach"  die  Erlaubniss,  die  drei  Kinder  in  der  luthe> 
rischen  Confession  zu  erziehen  ^ 

In  den  beiden  übrigen  Fällen  (31  und  32)  erlaubte  der  König  die  luthe- 
rische Erziehung  nach  dem  Tode  beider  Eltern,  auf  Bitten  des  Vormundes. 

31.  Der  Dr.  med.  R.  in  Leipzig  bat  um  die  Erlaubniss,  seinen  Enkel 
(geb.  20.  Juni  1864),  dessen  Vormund  er  war,  in  der  lutherischen  Confession 
zu  erziehen  und  demgemäss  in  der  lutherischen  Bürgerschule  zu  belasse)!. 
Beide  Eitern  des  Kindes  waren  todt.  Die  Mutter,  Tochter  des  Bittstellers, 
war  lutherisch  f  der  Vater  war  katholisch  gewesen.  Ifach  ges^üdi^  Vor- 
schrift muRste  das  Kind  kathoUsdi  erzogen  worden.  Durch  Dispensation  des 
Königs  wurde  die  lutherische  Erziehung  gestattet^. 

32.  Im  folgenden  Jahre  bat  der  nämliche  OrossTater  und  Yorniund,  aucl) 
die  Schwester  des  erwälmten  Kiifiben,  die  inzwisclien  ebenfalls  seliulj>fiiclitig 
geworden  war,  in  der  lutherischen  Confession  zu  erziehen.  Dies  wurde  durch 
Dispensation  des  Königs  im  Jahre  1875  genehmigt. 

h)  Ffflie,  in  denen  die  Bitte,  die  Intherlsehe  Entclmiig  zu  gestatten,  alschll^lieh 

beiehledei  wurde. 

1.  Der  katholische  Musiker  W.  zu  Leipzig,  desson  lutherische  Ehefhiu 

im  Jahre  1855  gestorben  war,  wollte  seine  in  dieser  Ehe  am  9.  Decerabw 
1849  geborene  Tochter  in  der  lutherischen  Confession  erziehen  und  bat  des- 


*  Erlasse  des  Gnltosmlnisterlunui  (v.  Gerber)  vom  27.  October  1884  und  6.  Fe- 
bmar  1885. 

*  Verfügung  der  Kreisdireotion  2a  Leipzig  vom  13.  Januar  1863. 

*  Verfügung  der  Krelsdireetion  su  Leipzig  vom  12.  März  1863. 

*  Erlass  des  Caltmiütnlstertums  vom  23.  Februar  1S74. 
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halb  um  Dispensation.  Di^e  Bitte  fand  nicht  die  Allerhöchste  Genehmigung. 
^Die  Angabe,  dass  die  am  17.  October  1855  verstorbene  Gattin  des  W.  die 
Erziehung'  des  Kindef?  in  ihrem,  dem  evan^^elischen  Bekenntnisse  ^owiinseht 
und  von  ihrem  Gatten  zugesagt  erliulteu  haben  soll,  kann  die  Folge  des 
Mangels  eines  gerichtlichen  Vertrages  zwischen  den  W/schoi  Ehelenten  nieht 
aufheben.  Dieser  Mangel  kann  überhaupt  nicht  mehr  beseitigt  werden,  nach- 
dem, abgesohen  toti  dorn  vorgerückten  Alroi-  des  bereits  im  achten  Lobens- 
jaliro  stehenden  Kindes,  dor  eine  der  eventuell  contrahirenden  Theüe  inmittel? 
verstorben  ist.*  Es  wurde  daher  angeordnet,  das  Kind  sei  aus  der  evange- 
lit^en  Schnle,  worin  es  Aufitthme  g^nden  hatte,  su  entfernen  und  katho- 
lisch zu  erziehen  \ 

2.  Ein  evangelisiber  Beamter  der  Leipziger  Lcbensyersicherungsgesell- 
Schaft  und  dessen  katholische  Ehefr:iTi  iiatten  durch  Vertrag  vom  10.  Januar 
tSfil  die  katliühsciie  Erziehung  ihrer  Kinder  vereinbart,  dann  am  2.  Februar 
ISfiT  einen  Vertrag  geschlossen,  wonach  die  Kinder  in  der  lutherischen  Con- 
fession  erzogen  werden  sollten.  Einer  Bitte  des  Vaters  um  die  Erlaubniss, 
die  drei  ältesten  Kinder,  die  bei  Errichtung  des  zweiten  Vertrages  mehr  als 
sechs  Jahre  alt  waren,  ebenfalls  evangelisch  zu  erziehen,  wurde  vom  Könige 
nicht  stattgegeben,  weil  besondere  Orfinde  zur  Rechtfertigung  des  Gesuchs 
nicht  vorlagen'. 

3.  Die  evangelische  Wittwe  eines  Katholiken,  die  in  zweiter  Ehe  mit 
dem  oTangelischen  Sfid&nchthändler  M.  Terheiratet  war,  wünschte  ihren  am 

8.  NoTember  1861  geborenen  jüngsten  Sohn  erster  Ehe  evangelisch  zu  er- 
ziehen, ol)\vohl  die  vier  älteren  Rnlme  erster  Elie  katholisch  erzogen  waren, 
Sie  schickte  das  Kind  in  eine  evungelischf'  Schule.  Es  wurde  ihr  bedeutet, 
sie  sei  gesetzlich  verpfiicbtet,  das  Kind  katiiulisch  zu  erziehen  und  in  eine 
katholisdie  Sehnle  zu  sehMkoi.  Ein  Oesndi,  im  Wege  Allerhöchster  Dis- 
pensation die  evangelische  Erziehung  des  Kindes  zu  gestatten,  liess  der  König 
,im  Maogel  liierzu  ausreichender  Oründe**  nbschläglich  bescheiden.  Dem- 
q-emäs«!  wurde  das  Kind  aus  der  ersten  Bezirksschule  zu  Leipzig  entlassen 
und  in  die  katholische  Schule  verwiesen*. 

4.  Die  am  17.  October  1872  geborene  unelieliche  Tochter  der  katho- 
lisehen  Wittwe  B.  zu  Dresden  musste  nach  gesetzlicher  Vorschrift  katiiolisch 
ersehen  werden.  Die  Mutter  wünschte  das  Kind  in  der  lutherischen  Oon- 
fession  zu  erziehen,  und  suchte  dazu  die  Erlaubniss  des  Königs  nach.  Die 
Erlaubniss  wurde  nicht  ertbeilt,  .,weil  durch  Bewiiligunjüj  des  (lesuches  zwischen 
dem  Kinde  und  der  Mutter,  welcher  die  Erziehung  allein  obliegt,  eine  Dis- 
parität des  Glaubensbekenntnisses  geschaffen  werden  würde"  \ 

6.  In  folgendem  Falle  wurde  ein  Dispensationsgesuch  schon  durch  das 
Ministerium  absehliiglieb  Iieschieden,  ohne  dem  Könige  vorgetrai^en  /u  -f  hi. 
Die  katlioliscbe  Ehefrau  des  lutherischen  Maschinisten  W.  zu  Dresden  hatte 
sechs  Jahre  vor  dei-  Heirat,  am  28.  October  188Ü,  zu  llinterhennersdort'  einen 
Sohn  geboren,  der  katholisch  getauft  und  nicht  legitimirt  war.  Als  das  Kind 
schulpflichtig  war,  baten  die  Mutter  und  deren  Ehemann  den  König  um  die 
Erlaubniss,  das  Kind  in  der  lutherischen  Confession  zu  erziehen,  worin  auch 


*  Verfllgung  der  Krciadirectioii  zu  Leipzii:  vom  28.  Dcccmber  1857. 

2  Verfügung  der  Kreiadirection  zu  Leipzig  vom  18.  März  1S67.    Vgl.  über 
diesen  Fall  die  weitere  Etttwidttttog  oben,  S.  886. 

'  Verfügung  der  KreiadirttCttoB  zu  Leipzig  vom  25.  November  1870. 

*  Brlass  des  Cultnsministeriiims  (v.  Gerber)  vom  10.  M&rs  1879. 
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ilire  ohelichon  Kinder  erzogen  würden.  Das  Kind  wurde  durch  dou  mütter- 
lichen GroesTator  berormuiidet  und  war  zu  Ebendoif  in  Oesterreieh  heinwte- 
berechtigt  Die  Oberrcwiiiimdschaftsbehörde ,  das  k.  k.  Bezirksgericht  za 
Karbit»,  erklärte  auf  Befragen,  sie  kfmne  die  evangelische  Erziehung  des 
Hermann  K.  nicht  genehmipr^n,  d;i  die  Mutter  katholisch  sei,  und  nach  Art.  I , 
2  und  4  des  österreichischen  Gesetzes  vom  25.  ;Mai  18GÖ  das  uneheliche  Kind 
der  Religion  der  Mutter  folgen  müsse.  Unter  diesen  Umständen  trug  das 
Chiltuniiiiiiaterittiii  Bedenken^  auf  den  Antrag  der  Mutter  „eine  beifällige  Ent- 
seUfeMttng  zu  fassen,  heziehungsweisc  eine  solche  an  Allerhöchster  Stelle  so. 
befürworten".  Die  Bezirksschulinspection  Avurde  deshalb  nTi^ewiesen,  die 
Mutter  und  ihren  Ehemann  «mit  ihrem  Antrage  abzuweisen"  '. 

e)  Ohne  Entaelieidnii?  orltMüt^te  sifli  eine  Bitte,  die  lutherisdie  Erüehnng 

zu  eriaiilteu,  in  folgendem  Falle. 

Der  am  28.  April  1880  unehelich  geborene  und  dann  katholisch  g't  taufte 
Max  B.,  dessen  Mutter  katholiscli  whi-,  M  urde  am  29.  Januar  )^^(')  duroh  die 
Grossmutter  in  eine  lutherische  t>chule  gebracht.  Die  Grossuiuttcr  erklärte 
dem  Director,  ihre  Tochter  werde  sich  in  nächster  Zeit  mit  dem  Schlosser  G. 
▼erheiraten,  der  den  Knaben  adoptiren  wolle.  Der  Ratb  der  Stadt  Dresden 
(Schulamt)  verfugte,  das  Kind  sei  katholisch  ztt  erziehen,  falls  nicht  Dis- 
pensation erlangt  werde.  Die  Mutter  bat,  im  Wepre  der  Dispensation  die 
lutlieriselie  Erziehunj^  des  Kindes  zu  genehmigen.  Das  Amtsgericht  fand  als 
Obervormundschaftsbehörde  kein  Bedenken,  dem  Gesuche  entgegenzutreten. 
IMe  B^rkssohulinspection  befürwortete  das  Oesadi*  Das  OoltiuminMteriimi 
ordnete  an,  zanScbst  den  Yormund  za  hdren,  aaeh  zu  ermitteln,  ob  die  An- 
gaben  der  Grossmutter  auf  Wahrheit  beruhten.  Der  Yormund  schloss  sich 
den:  Gesuche  df>r  ^^luttcr  an.  Ancli  erfoltjtn  die  Tl*^irat  der  Mutter  mit  dem 
liitlicrischon  Schlosser  G.  Die  Adoption  kam  nicht  zur  Ansfülirnnc  Dooh 
trat  die  Mutter  des  Kindes  aus  der  katholischen  Kirche  aus  und  i.u.v  iuihe> 
risdien  Kirche  über.  Damit  erledigte  neh  das  DispensationflgeBacb  nach  §  10 
des  Gesetzes  vom  1.  NoTomber  1836,  weil  der  Knabe  in  der  nunmehrigen 
Oonfessicm  seiner  Matter  zu  wzieben  war*. 

d)  FSIle,  in  denen  die  katbeifselie  Eraiekmig  erlaobt  wurde. 

In  5  dieser  Fälle  (1 — 5)  diente  die  Dispensation  zur  Beseitigung  eines 
durch  die  gesetzlichen  Vorschriften  begrfindeton  Zwiespaltes  in  der  Confession 

von  Geschwistern  .In  den  vier  ersten  Fällen  rechtfertigte  sich  die  katholische 
Erziehung  sclion  Huf  Orimd  von  Art.  9,  Absatz  4,  des  («v^ptzes  vom  1.  No- 
vember 183G  nach  lior  oben  (S.  321)  vertheidif^ton  Auslcgunir  dieser  Gesetzes- 
stelle. Die  Dispensation  in  diesen  vier  Fällen  erklärt  sicli  aber  durch  die 
oben  bekämpfte  Bechtsansicht  des  Ministeriums  (S.  322). 


t  Erlass  des  Cultusministeriums  (v.  Gerber)  vom  1.  Juli  1887.  —  Hieraa» 
wnrde  folgen,  daas  dem  Könige  nur  diejenigen  Dtapeniatloii^tesnehe  vonutragen 
1  i  i,  deren  Bewilligung  das  Miniateriom  beantrage  (oder  wenigstens  anheimsteUe). 
Doch  wurde  dieser  Grundsatz  nicht  durchgeführt. 

*  Bescbluss  der  Bezirksschulinspection  Dresden  I  vom  28.  Februar  lSä8,  be- 
stätigt dareb  Bescblnss  des  CidtuaiDinisteriumB  (v.  Gerber)  vom  9.  Min  1883. 
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U  Der  lutherische  Biiohbinder  T.  zu  Leipzig  und  seine  katholische  Ehe- 
frau vereinbarten  durch  o'men  vor  doni  Amtsgerichtf  zu  Lei])/-!.'  nm  15.  ^färz 
1882  errichte»tPii  Yortra;^^  die  katholische  Erziehung  ihrer  ivmdcr.  Dieser 
Vertrag  war  uacli  §  8  des  Gesetzes  vom  1.  November  183G  für  die  bereit« 
am  28.  Härs  1871  und  9.  Mai  1874  geborenen  Tdehter  gcsetzlieh  wtrknng»» 
los.  Deshalb  wurde  angeordnet,  das»  die  beiden  Töchter  die  lutherieche 
Schule  besuchen  müssten  *.  Indessen  auf  ein  von  den  Eltern  an  den  König 
f^^erichtotes  Gosuch  wurde  „bewandtfii  Umständen  mch^  die  AllerhöohBte  Ge* 
ueliniigung  zur  katholischen  Erzioliuug  der  beiden  Kinder  ertheilt*. 

2.  Der  lutherische  Bildhauer  0.,  Staatsangehöriger  des  Königreichs  Sachsen^ 
yerheiratete  steh  zu  Brohl  in  Rheinpreuseen  im  Juni  1877  mit  einer  Katho- 
likin. In  dieser  Ehe  wurden  drei  Kinder  zu  Brdil.,  in  den  Jahren  1877  bis 
1881,  und  dann  nocli  inelirere  Kinder  geboren.  Um  Ostern  1888  siedelten 
die  Eltern  mit  den  Kindern  nach  Leipzig  über.  Die  Ehe  war  in  der  katho- 
lischen Kirche  geschlossen.  Die  Eltern  hatten  ihre  Kinder  katholisch  er- 
zogen. Sie  irontm  die  katholische  Erziehung  in  Leipzig  fortsetzen.  Sie 
schlössen  in  diesem  Sinne  vor  dem  Amtsgerichte  zu  Leipzig  einen  Vertrag, 
der  für  die  drei  ältesten  Kinder  nach  §  8  dos  Oosetzos  vom  1.  November 
18^f)  unwirksam  war.  Doch  wiinlc  ihnen  durch  Gnade  des  Könif^s  gestattet, 
auch  die  drei  ältesten  Kinder  in  der  kath(»lisrhen  Religion  zu  erziehen*. 

3.  Der  lutherischo  Friseur  M,  zu  Leipzig  und  seine  katholische  Eliet'rau 
schlössen  zu  Leipzig  einen  gerichtlichen  Vertrag,  wonach  ihr  noch  nicht  sechs 
Jahre  alter  Sohn  (geb.  10.  Juni  1873)  katholisch  erzogen  werden  sollte.  Mit 
RQcksicht  hierauf  erlangten  sie  von  der  Gnade  des  Königs  die  E^laubniss, 
auch  ihre  drei  ältereTj  Kinder  katholisch  zu  erziehen*. 

4.  Der  lutherische  köuiglieli  sächsische  Unterthan  S.  verlieiratete  sich 
zu  Breslau  mit  einer  Katholikin.  Die  Trauung  erfolgte  in  der  kathohschcn 
Kirche.  In  dieser  Ehe  wurden  zu  Breslau  in  den  Jahren  1873—1879  Tier 
ITmdftr  geboren.  Später  kehrte  der  Vater  mit  Frau  und  Kindern  nach  Leipzig 
zurück,  wo  ein  fünftes  Kind  am  7.  Oetober  <,'eboren  wurde.  Die  Eltern 
vereinbarten  vor  dem  Amtsgerielite  zu  Leipzig  am  22.  November  1884  die 
katholische  Krzieliung  ihrer  Kinder.  Bezüglich  der  drei  ältesten  Kinder  war 
der  Vertrag  nach  §  8  ungiltig.  Doch  wurde  den  Eltern  auf  ihre  gemeinsame 
Bitte  durch  die  Onade  des  Königs  gestattet,  die  katholische  Erziehung  ihrer 
drei  ältesten  Kinder  fortzusetzen  ^ 


*  Beschluss  der  BezlrksscUuliaspection  II  zu  Leipzig  vom  5.  Januar  lbö3. 

*  Erlus  des  CattusminisleriiiiDs  Gerber)  vom  3.  April  1888.  —  Die  Ehe 
war  in  Teschen  (in  Böhmen)  geschlossen.  Deshalb  rechtfertigte  sich  die  katholische 
Erziehnnt;  der  Töchter  achon  nach  §  9,  Absatz  4,  des  Gesetzes  vom  1.  November 
1836,  in  Verbindung  mit  Art.  l  des  üeterreichi sehen  Uesetzes  vom  2ö.  Mai  lööö. 

*  Erlass  des  GnHusmintsterlnn»  Gerber)  vom  8.  Februar  1889.  —  Hier 
rechtfertigte  sich  die  katholisclic  Erziehung  schon  nach  §  9,  Absats  4,  des  Gesetzes 
vom  1.  Nov.  1836,  in  Verbindun^^  mit  (h>r  preussischen  Cabinctsordre  vom  1  7.  Aug.  1825. 

*  Erlasse  de«  Cultusministeriums  vom  28.  September  und  Ö.  December  1878. 
Vgl.  oben,  S.  838.  —  In  diasem  Falle  reohtfertigie  sieh  die  katholische  Eraiehnng 
schon  nach  §  9,  Absatz  4,  des  Gesetzes  vom  1.  November  1886,  in  Verbindung  mit 
gg  12 — \  l  der  hnyerischen  7wcitcn  Verfassungsbeilage. 

*  Erlaas  des  Cultusminlsteriums  (v.  Gerber)  vom  6.  Februar  1885.  —  In  diesem 
Falle  rechtfertigte  sieb  die  Icatbolisebe  ErslehuDg  aller  Kinder  schon  nach  g  9,  Ab- 
satz 4,  des  Gesetzes  vom  1.  November  1888,  in  Verbindung  mit  der  preussiscben 
Declaration  vom  21.  Kovember  1803. 
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5.  Der  lutliGrische  Lithograph  H.  und  dessen  katholische  Ehefrau  b^ten 
bei  ihror  Uebersiedeluug  nacb  T  »'ip/iVr  um  flie  Erlaubniss,  ihre  Ki?ulor  Alice 
und  Frifz  in  die  katholische  Schule  zu  schukon.  Sie  waren  im  Jahre  1860 
zu  Dresden  in  der  evangeliscbcu  Kirche  goiiuut,  hatten  aber  Ton  1870  bii 
1880  in  Weimar  gelebt  und  dort  ihre  beiden  Alters  l^der  katholisoh  «v> 
zogen.  Sie  stützten  ihr  Gesuch  darauf,  da«s  es  nicht  gut  sei,  die  Kinder  in 
verschiedenen  Confessionen  zu  erziehen.  Der  Stadtrath  zu  Leipzig  lehnte  da» 
Gesuch  ab,  weil  die  Kinder  nach  gesotzlicher  Vorsclirift  lutherisch  erzogen 
werden  mussten  ^  Der  Vater  wendete  sich  an  den  ivünig  mit  der  Bitte,  im 
Wege  der  Gnade  die  Erlaubniss  zur  katholischen  Erziehung  der  Kinder  m 
ertheil<^.  Hierauf  wurde  durch  Allerfadchste  Entsdilienung  genehmigt,  die 
beiden  Kinder  (geb.  10.  November  1872  und  27.  Februar  1875)  in  der  katho- 
lischen Confeesion  ihrer  Mutter  zu  ersiehen^ 

Auf  sonstigen  Billigkeitsr&cknchten  beruhte  die  Dispensation  in  den  drei 

folgenden  Fällen  ('!— R). 

6.  Der  lutherische  Schriftgicsscr  M.  hatte  sich  im  Jahre  ISGO  zu  Prag 
mit  einer  Katholikin  verheiratet  und  war  mit  ihr  im  Jahre  1867  nach  Leipzig 
Terzogeii.  In  dieser  Ehe  wurden  sswei  Sohne  geboren,  Oskar  am  20.  Jnli  1866 
und  Franz  am  20.  MSrz  1868.  Die  Eltern  wollten  ihre  Kinder  katholisch 
erziehen,  wie  sie  in  Prag  bei  der  Trauung  versprochen  hatten.  Die  BritlUing 
dieses  Versprechens  wurdp  durch  Gnade  des  Königs  genehmigt*. 

7.  Der  liiriierisphr  ^lilitiiriuvulide  Albert  R.  verheiratete  sich  am  16.  N"o- 
vember  1875  zu  Dresden  mit  einer  Katholikin.  Er  hatte  am  8.  November 
1875  an  die  amtshauptmannschaftliche  Delegation  Döhlen  ein  Gesuch  wegen 
der  confcssionellen  Erziehung  der  Kinder  gerichtet,  war  aber  an  das  zusföu- 
<Iig(^  Gf  rieht  verwiesen.  Ein  gerichtlicher  Vertrag  wurde  nicht  errichtet.  Die 
Trauung  fand  in  der  katholischen  Ilofkirche  statt.  Bald  nach  der  Heirat  ' 
verzogen  die  Eheleute  nach  Westfalen.  Später  kehrten  sie  mit  der  Familie 
nach  Dresden  zurück.  Ein  in  Westfalen  am  25.  März  1877  geborener  Sohn, 
Paul  Otto,  der  katholisch  getauft  und  erzogen  war,  wurde  um  Oatem  1886 

in  die  katholische  Schule  zu  Dresden  geschickt.  Dort  wurde  dem  Vater  be- 
deutot,  das  Kind  iniisse  nach  «xosct/licher  Vorschrift  lutherisch  »T/on-cn  werdoii. 
Doch  erlangte  der  Vater  durch  die  (inade  des  Königs  die  Erlaubnias,  die 
kathoUsclie  Erziehung  des  Kindes  fortzusetzen  \ 

8.  Der  lutherische  Kaufmann  H.,  Staatsangehöriger  des  Königreioha 
Sachsen,  rerheiratete  sieh  im  Ifärz  1876  zu  Kainz  mit  einer  Bjitholikin, 
wohnte  von  1876—1881  im  Königreich  Sachsen,  hielt  sich  zweieinhalb  Jahre 
lane;  in  Amerika  auf  und  kehrte  dann  ins  Königreich  Sachsen  zurück.  In 
dieser  Elie  wurden  vier  Kinder  jorehoren,  von  denen  die  beiden  älterun  in  der 
lutherischen,  die  beiden  jüngeren  in  der  katholischen  Kirche  getauft  wurden. 
Die  Eltern  wollten  ihre  Kinder  anföngUch  lutherisch  erziehen,  einigten  sieh 


*  Beachlnss  des  Stadtraths  zu  Leipzig  vom  20.  März  1882. 

*  Erlua  des  Ciütusministerinms  vom  10.  Juli  1882. 

*  Ellaas  des  CuRnsiiiinlaterlums  vom  22.  Febraar  1876.  —  War  die  katlioliscfae 

Erziehunji;  in  Oesterreich  diircli  Vertrag  vor  oder  nach  Abschhiss  der  Elie  vcreinVjart, 
so  rechtfertigte  sich  diese  Erziehung  auch  in  iSachsen  schon  nach  §  9,  Absatz  4,  des 
Gesetzes  vom  l.  November  1836,  in  Verbindung  mit  Art.  1  des  Ostenrdchisehsii 
Oesetses  vom  26.  Mal  1868. 

*  Erlsn  des  Cnltvsniiiiisterlnnui  (v.  Oerber)  vom  24.  September  1880. 
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aber  später  mündlich  dahin,  dass  die  Kinder  katholisch  erzogen  werden  sollten. 
Durch  Gnade  des  Königs  erlangten  dio  Eltern  die  Erl^nlniiss,  ihre  Kindor 
Karl  (geboren  19.  NoTember  1876)  und  Anna  Marie  (yeboren  2.  Januar  1878) 
in  der  kaiboluchen  Confession  der  Mutter  zu  erziehen  ^ 

In  zwei  Fftllen  endlich  erlaubte  der  König  einem  lutherischen  Manne 
und  seiner  katholisclien  Ehefrau ,  auf  den  gemeinsamen  Wunsch  beider  Ehe- 
leute, ihre  Töchter  katholisch  zu  erziehen,  nämlich: 

9.  dem  Ao^enten  W.  zu  Leipzig  für  seine  Töchter  Helene  (geboren 
1.  Juni  1868)  und  Margaretha  (geboren  1.  Januar  1870),  und  gleichzeitif? 

10.  dem  Geschäftoführer  B.  zu  Leipzig  für  seine  Töchter  Katharina 
(geboren  24.  Jufi  1864)  und  Ida  (geboren  16.  Hai  1867)*. 

ISne  Dispouation  wurde  in  dcnr  B^l  nur  dann  erttidlt,  wenn  sie  dem 
Wunsche  beider  Eltern  entsprach.  In  den  mosten  dw  angeführten  Fälle 

erfolgte  die  Dispensation  auf  ausdrüddiehen  Antrag  beider  Eltern.  Selbst 

in  folgendem  Falle  (11),  worin  die  Eltern  von  Ti'^'  b  und  Bett  getrennt  waren, 
und  der  Vater  sieh  um  die  Erziehung  der  Kinilu  r  mciit  kümmerte,  wurde 
die  Dispensation  nicht  eher  ertheilt,  alü  bis  der  Vater  dem  Antrage  der  Mutter 
beigetreten  war. 

11.  In  der  Ehe  des  lutherischen  Kaufmanns  R.  zu  Dresden  mit  einer 

Katholikin  waren  drei  Söhne  geboren,  Ludwig  Joseph  am  13.  September 
1^72,  Adolf  August  am  22.  Dcecmber  1873  und  Gustav  Joseph  am  20.  Juli 
1875.  Alle  drei  Kinder  waren  katholisch  getauft.  Die  Kinder  befanden  sich 
bei  der  Mutter,  seit  die  Eltern  Yon  Tisch  und  Bett  getrennt  waren.  Im 
Jahre  1882  wurde  der  Vater  geriehtiich  als  Yersehwendw  erklärt.  Die  Mutter 
hatte  ihre  Kinder  katholisdi  ersogen,  obwohl  ein  gerichtlicher  Vertrag  darüber 
nicht  geschlossen  war.  !N'ur  munillich  Imtte  Bich  der  Vater  damit  einver- 
standen erklärt.  Im  Jalire  1884  bat  die  Mutter,  im  We^o  Allerhöchster  Dis- 
pensation die  Fortsetzung  der  katholischen  Erziehung  zu  genehmigen.  Der 
Smdemnmund  der  Kinder  befürwortete  das  Gesuch,  weil  der  Tater  nch  um 
die  Kinder  nicht  kümmerte.  Der  ZustandTormund  des  Vaters  und  das  Amt»- 
gericht  als  Obervormundschaftsbehörde  erachteten  sich  für  unzuständig,  eine  Er- 
klärung an  Stelle  dos  Vatcr^  tiljzugebeu,  mit  Rücksieht  auf  §5«  1834,  1802, 
1998  und  1910  des  bürn;erlicheu  Gesetzbuches.  Dor  Vater  selbst  erklärte  auf 
Befragen,  seit  drei  Jahren  kümmere  er  sieh  nickt  um  Frau  und  Kinder; 
auch  seiaa  die  Kinder  zufolge  mfindliclier  Uebereinkunft  bisher  katholisch 
erzogen  worden;  doch  wünsche  er,  dass  die  Kinder  fortan  in  der  lutherischen 
Confession  erzogen  würden.  Mit  Rücksicht  auf  diesen  Widerspruch  des  Vaters 
wurde  der  Mutter  auf  Vortra?  des  Cultusministers  die  erbytcue  Dispensation 
nicht  n:ewäbrt'.  Nachträ^'licii  leichten  beide  Eltern  gemeinschaftlich  ein 
neues  Diapuasatiousgesuch  ein.  Der  Vater  erklärte,  er  habe  sich  inswischen 
überzeugt,  dass  ein  Religionswechsel  für  die  Kinder  nachtheifig  sei,  und  er 
habe  sich  deshalb  dem  Gesuche  seiner  Ehefrau,  von  der  er  seit  fünf  Jahren 
getrennt  sei,  angeschlossen.  Auf  neuen  Vortrac:  des  Cultusministers  wurde 
die  erbetene  Erlaubniss,  die  drei  Kinder  katholisch  zu  erziehen,  „nunmehr** 
ertheilt  *. 


*  Erlaas  des  Cultusmiwsterlums  iy.  Gerber)  vom  8.  Februar  ISSä. 

*  Erlssa  des  Cultusmlniaterittms  voj»  38.  Avgnst  1876. 

'  Erlass  des  Cultusministeriums  vom  3.  November  1884. 

*  Erlass  des  CnUusmütisi^rrams  vom  24.  September  1886.   Vgl.  oben,  Ö.  324. 
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Nur  in  folgondera  Ausnahmefalle  (12)  wurde  die  Erlaubniss  auf  ein- 
seitigen Antrag  der  Mutter  gewährt,  während  eine  ausdrückliche  ErkEnmg 
des  Vaters  nicht  herbeigesohallt  werden  komiri». 

12.  Eine  InihoGBohe  Hcfsehaiispielerin,  Ehegattin  des  lutfaerieoheii  Sehrift- 

stellers  Dr.  B.,  bat  um  die  Erlaubniss,  ihren  am  27.  Kovember  1850  geborenen 
Solln  katlioli^'^h  m  prziolion.  Ein  giltiger  Vertrag  war  nicht  «s^oschlossen  ^ 
Doch  hatte  der  Vater  den  Willen  ausgedrückt,  dass  soine  Kinder  in  dor 
katholischen  Confessiou  erzogen  werden  »oUU^n.  Bald  nachher  war  er  in 
OeiBteaikittDkheit  Terfallen,  so  das«  dn  fonnlicher  Vertrag  niefat  errichtet 
werden  konnte.  ^Unter  den  hier  obwaltenden  besonderen  Umstftnden''  er- 
tbetlte  der  König  die  erbetene  Erlaubniss'. 

Die  erwähnten  zwölf  Dispensationen  ergingen  bei  Lebzeiten  beider  Eltern. 
In  zwei  weiteren  Fällen  (13  und  14)  erlangte  die  katholische  Wittwe  eines 
lutherischen  Mannes  durch  die  Gnade  des  Königs  die  Erlaubniss,  ihre  Töchter 
katholisch  zu  erziehen,  nämlich 

13.  die  katholische  Wittwe  des  lutiierisehen  Bahnarbeiters  B.,  bezüglich 
ihrer  am  11.  ^ovemlier  1R72  geborenen  Tochter,  Leopolil'ne  Amalie',  und 

14.  die  katholische  Wittwe  dos  zu  Leip/if,'  im  März  1882  gestorbenen 
lutiierischen  Weinhändlers  K.,  bezüglich  ihrer  am  27.  April  1876  geborenen 
Tochter,  Helene  Anna  Maria*. 

In  einem  Falle  (15)  erlangte  ein  katholischer  Vater  im  Gnadenwege  die 
Erbinbaiss,  Kinder,  die  sufolge  dnes  Vertrages  luAeriscb  eraogea  weiden 
mnssten,  katboliseh  zu  erziehen. 

15.  Der  katholische  Forstrentamtsbote  K.  zu  Dresden  war  in  erster  Ehe 
mit  einer  Protestantin  verheiratet,  die  am  8.  März  1887  starb,  und  verheiratete 
sieli  im  folgenden  Jahre  mit  einer  Katholikin.  Ym  der  ersten  Ehefrau  hatte  er 
zwei  Töchter,  die  lutherisch  getauft  waren,  und  emen  Solu»,  der  kathoUscli  ge- 
tauft war.  Ihr  hatte  mit  seiner  ersten  Frau  nach  der  Oebnrt  der  vwttten  Tochter, 
am  31.  August  1883,  vor  dem  Amtsgerichte  zn  Dresden  T^rcinbart,  dses  beide 
Töchter  in  der  lutherischen  Religion  erzogen  werden  sollten.  Beziiglieh 
des  Soluie*  Avar  ein  solcher  Vertrag  nicht  errichtet.  Er  bat  im  .Tnhre  1888 
den  ivöDj^  um  die  Erlaubniss,  die  beiden  Töchter  erster  Ehe  katholisch  zu 
erziehen.  Er  behauptete,  seine  erste  Ehefrau,  die  seit  Geburt  des  dritten 
Kindes  bis  zu  ihrem  Tode  krank  gewesen  sei,  habe  bei  der  Taufe  des  Sohnes, 
am  27.  Jvm  1886,  ihr  Einverständniss  erklärt,  dass  die  beiden  Töchter  katho- 
lisch erzogen  würden,  damit  unter  den  Gosclnvisfcrn  kpine  Keli<;ion?ver8chie- 
denheit  bestehe.  Diese  Behauptung  wurde  von  dr(M  Zeugen  bestütif^t.  Die 
Bezirksschulinspection  befürwortete  das  Gesuch  des  Vaters.  Auf  Vortrag  des 
Onltttsministeriums  erlaubte  der  König,  die  beiden  genannten  Schwestern,  die 
auf  Chrund  des  Vertrages  in  der  lutherischen  Confession  erzogen  werden 
musstcn,  „in  Rücksicht  auf  die  vorliegenden  besonderen  Umst&nde*  in  der 
katholischen  Confession- des  Vaters  zu  erziehen*. 


<  Vgl.  oben,  S.  816. 

*  Erlass  des  CuJtusministeriuma  (v.  Falkenstein)  vom  1.  December  1869. 

'  Erlass  des  Cultusmlnistcriums  (v.  Gerber)  vom  10.  Mär/  1870. 

*  Krlass  des  Cultusministcrinms  (v.  Gerber)  vom  2.  April  1883.  —  In  diesem 
Falle  war  dto  Ehe  stt  Oedenburg  in  Ungarn  gescUoasen.  Daher  reehtÜBrtigte  sieb 
die  katlioIiHC'lie  Erziehung  der  Tochter  schon  nac)i  §  9  des  Oesetses  vom  1.  November 
1836,  in  Verlnnduni;  mit  Art.  1  des  österrrie^i'^clipn  Gesetzes  vom  25.  Msi  1868. 

^  Erlass  des  Cultusministeriiuns  (v.  Gerber)  vom  8.  Februar  1889. 
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Einmal  endlicli  (iin  Falle  16)  wurde  eiDem  iutherischen  Vater  die  katho- 
lische Erziehung  erlaubt. 

16.  Der  Itttberiselie  Schahmaoher  H.  zu  Leipzig,  denen  kafholisolie  Ehefrau 
im  Jalue  1877  gestorben  var,  bat  im  Wege  der  DispenHation  um  die  ErlanbnisB, 
srinc  am  16.  Januar  1874  geborene  Tochter  in  der  katholieolien  Religion  zu 
erziehen.  Es  wurde  ermittelt,  tlass  drei  vor  der  Ehe  geborene  Kinder,  von 
denen  der  dritte,  Otto  (geb.  7.  Juni  ISfi8),  durch  die  Elie  legitimirt  wurde, 
loUlioliwh  erzogen  waren.  Hierauf  ertheilte  der  Konig  dem  Vater  die  Eriaub- 
nisif  seine  Tochter  Clara  ,,in  der  Confession  ihrer  ventorbenen  Mutter,  welcher 
ftuob  die  Oesehvuter  des  betreffenden  Kindes  angehören",  zu  erziehend 

e)  liille,  ii  denen  tie  Bitte,  die  katholische  Erziehmg  zn  gestatten,  ahsdUaglieb 

besehieden  wordt. 

1.  Ein  königlich  sächsischer  Sta  nf  -  ingehöriger,  der  lutherische  Schlosser 
M. ,  Imtte  sich  im  Jahre  IStiO  zu  Karlsrulie  mit  einer  Katholikin  verheiratet. 
Die  Trauung  war  in  der  katholischen  Kirche  geschehen,  nachdem  beide  Braut- 
leute die  katholische  Erziehung  der  Kinder  zu  Protokoll  des  katholischen 
Pfarramtes  Tersprochen  hatten.  In  dieser  Ehe  wurden  drei  Kinder  geboren, 
ITern^ann  Friedrich  2U  Karlsrahe  am  3.  October  1871,  Augui^  Katbiwine  zu 
Mülheim  a.  Rh.  am  3.  April  1873  und  Ernst  Emil  zu  ITalle  nra  15.  Juni 
1875.  Alle  drei  Kinder  wurden  in  der  katholischen  Kirohe  fjrt'tauft.  In  Halle 
verliess  der  Vater  die  Familie  im  Jahre  1876.  Die  Frau  verzog  mit  den 
Kindern  nach  Leipzig.  Dort  wurde  dem  ältesten  Sohne  die  Aufnahme  in  die 
katholische  Schule  verweigert,  weil  der  Vater  lutherisch  war.  Die  Mutter 
bat  im  Gnadenwege  um  die  Erlaubmss,  die  katholische  Erziehung  ihrer  Kinder 
fortzusetzen.  Das  Jlinisterlum  liess  Naehforscliungen  iiacli  (h>ni  Aufenthalte 
des  Vaters  anstellen.  Zufolge  einer  öflontlichea  Laduni?  uicldete  sich  der 
Vater  bei  dem  Stadtrathe  zu  Leipzig.  Er  gab  die  Erklärung  ab,  wegen  der 
zwischen  ihm  und  seiner  Frau  entstandenen  Differenzen  woUe  er  an  das  Tor 
dem  katholischen  Pfarramte  abgegebene  Versprechen  nicht  mehr  gebunden 
sein  und  seine  Zustimmung  zu  dem  Gnadengesuche  seiner  Frau  nicht  er- 
theilen.  Auf  Grund  dieser  Erklärung  wurde  das  (  Jcsuch  der  Mutter  durch 
das  Ministerium  abschläglich  besohieden,  ohne  dass  es  dem  Könige  vorgelegt 
wurde*.  Demzufolge  brachte  die  Mutter  ihren  Sohn  in  die  lutherische  Schule. 

2.  Die  Ehe  des  Inthorisdien  Comptoirdieners  G.  zu  Berlin,  eines  kSnig- 
lieh  sachsischen  Staatsangehörigen,  dessen  f^hefrau  katholisch  war,  wurde 
durch  rechtskräftiges  Urtheil  geschieden.  Die  Frau  lebte  mit  ihrer  am 
12.  ^^eptember  1875  geborenen  Tochter  in  Leipzig  und  war  dort  Lehrerin  an 
der  katholischen  Schule.  Sie  bat  im  Wege  der  Dispensation  um  die  Eriaub- 
niss,  ihre  Tochter  in  der  katholischen  Religion  zu  erziehen.  Das  Ministerium 
ordnete  eine  Vernehmung  des  Vaters  an.  Derselbe  erklärte,  er  wolle  die 
Zustimmung  zur  katholischen  Erziehung  des  Kindes  nicht  ertheilen.  Das 
Ministerium  verfügte  hierauf,  es  müsse  mit  Rücksicht  auf  den  Widerspruch 
des  Vaters  Anstand  nehmen ,  das  Dispensation^gesuoli  AUci  hochsten  Orts  zu 
befürworten'.  Hierauf  wurde  die  Mutter,  unter  Androhung  von  Geldstrafen 
genothigt,  das  Kind  in  die  lutiierische  dritte  Bfirgerscbule  zn  schicken. 


»  Kiliiss  des  Cultusministerhims  {v.  Gerber)  vom  18.  Juni  1882. 

*  Erlasse  des  Cultusministcriums  vom  27.  Juni  und  3.  Ausrnst  1878. 

•  Erlaas  des  Cultusminiateriuma  (v.  Gerber)  vom  27.  April  1882. 
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n.  Dil.'  lutlierisclic  Klicfiau  tli-s  katholischen  iiuchbinilers  M.  zu  Leipzig 
luitte  em  uticheliclieü  Kiud,  Auna  Alaria  11.  (geboreu  am  4.  September  1878). 
In  einem  an  den  König  gerichteten  Oesudie  baten  die  Bheleate  H.  um  die 
Erlaubniss,  das  genannte  Kind  katholisch  zu  eisiehen.  Der  natürliche  Vater, 
Kaufmann  T.,  erklärte  sich  damit  einverstanden,  weil  er  die  Er/.iehunf^  des 
Kindes  den  Eheleuten  M.  überlassen  wollte.  Dagegen  bemerkte  der  Alters- 
vormuud  des  Kindes  (der  Bruder  der  Mutter),  er  könne  nicht  darein  willigen, 
dass  sein  Hündel  in  einer  andern  Confeasion  als  in  der  seiner  Mutter  er- 
logen werde.  Auch  das  Amtsgericht  Wnrsen,  als  anutSndiges  Vormund- 
sc]u(rt8<^'ericlit ,  trug  mit  Bezug  anf  die  Erklärung  des  Vormundes  Bedenken, 
den  Wechsel  des  TV'konntnisses  zu  ;D:eiieliniigen*.  Hierauf  wurde  die  AUer- 
höcligte  Gewährung  der  von  den  Elieleuten  M.  frrstellten  Bitte  versaq-t*. 

4.  Die  katholische  "Wittwe  des  aoi  2i).  Mai  LSS3  zu  Dresden  gestorbenen 
lutherischen  Lakais  D.  bat  in  ,  einem  an  den  König  gerichteten  Gesuche  um 
die  Erlanfaniss,  ihre  beiden  Khider,  Elsa  (g^b<»«i  20.  Jnll  1B80)  und  Emma 
(geboren  1.  MSrz  1883),  katholisch  zu  erziehen.  Nach  Anhörung  des  Vor- 
mundes und  des  Amtsgericlites  (als  Vormundschaftsbehörde)  l)erichtete  die 
Bezirkssclmlinspection,  sie  könne  das  (iesuch  nicht  befürworten,  weil  nach 
den  angestellten  Ermittlungen  eine  dritte  l'ersou,  von  welcher  die  Mutter 
materiellen  Kutsen  erhoffte,  znr  ESnreiehung  des  Gesuchs  gedrängt  hatte. 
Auf  Tortrag  des  Cultusministeriums  fand  sieh  der  König  nicht  bewogen, 
die  erbetene  Dispensation  zu  ertheilen.  Auch  ein  weiteres  Gesuch  wurde 
vom  Könijife  absehläs^lieh  Ijeschieden,  „zumal  die  Bittstellerin  neue  Thatsachen, 
insbesondere  auch  bezüglich  etwaiger  Willenserklärung  ihres  verstorbenen 
Ehemannes,  rormbringen  nicht  yermocht*  hatte'. 

5.  Die  der  lutherischen  Confesrion  angehörigo  Oigarettenarbeiterin  B. 
bat  in  einem  an  den  Köni?  gerichteten  €hiadengesuche  um  die  Erlaubniss, 
ihren  am  8.  Aup^ust  issi)  ;:;:eborenen  und  am  1.  April  1SS7  schulptlichtip:  ^c- 
wordenen  unehelichen  Solin  katholisch  zu  erziehen.  Sie  inachte  geltend,  es 
sei  der  Wuuscli  ihrer  verstorbenen  katholischen  Mutter  gewesen,  dass  sie  das 
Kind  in  eine  katliolische  Schule  schicken  solle.  Der  Vormund  schloss  sich 
dem  Bittgesudie  an.  Es  wurde  Berieht  erfordert.  Das  Amtsgericht  trug  Be- 
denken, dem  Gesuche  der  Mutter  und  des  Vormundes  die  obervormundschaft- 
liche  Genehmigung  zu  ertheilen,  „da  die  Confession  und  der  Wunsch  der 
verstorbenen  Grossmutter  nicht  massgebend  ist''.  Audi  die  Bezirksschulinspec- 
tion  bemerkte,  der  zur  Begründung  des  Gesuchs  angelülirte  Grund  sei  nicht 
zu  beachten.  Auf  Vortrag  des  Oultusministeriums  wurde  die  erbetene  Dis- 
pensation durch  den  König  nicht  crtheilt  \ 

G.  Der  evangellsclie  Schriftsetzer  K.  hatte  sich  am  17.  Januar  1876  zu 
Rombur«:  in  I'.iihmen  mit  einer  Katholikin  verheiratet.  Die  Trauung  hatte 
in  der  katholischen  Kirche  stattgefunden.  In  dieser  Ehe  wurden  drei  Kinder 
geboren,  Karola  (geboren  28.  Juli  1876),  Anna  (geboren  7.  März  1879)  und 
Caariasa  (geboren  17.  Februar  1882).  Die  beiden  älteren  Kinder  besuchten 
in  Böhmen  die  katholische  Rclmle  und  erhielten  katholischen  Schulunterricht, 
bis  der  Vater  mit  seiner  Fanulic  im  Mai  1888  nach  Dresden  vorzog.  Der 
Vater  war  am  23.  Mai  1853  zu  2(eusalza  geboren  und  Staatsangehöriger  des 

*  Beschluss  des  Amtogericbts  su  Wunen  vom  81.  Juli  188B. 

*  Erlnss  des  Cultusmini.steiiums  (v,  Gerber)  vom  14.  September  1885. 

'  Erlasse  des  Cultuamiiiistt, riums  vom  24.  September  1886  und  18.  Jali  1887. 

*  Erlass  des  Cultusministeriuiiia  (v.  Gerber)  vom  2.  Mai  1887. 
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Königreichs  Sachsen  geblieben.    Die  drei  Kinder  irarden  in  Dresden  zur 

ersten  katholischen  Bezirksschule  aiii^emcldet.  Dort  worde  dem  Vater  be- 
deutet, die  katholische  Erziehung  der  Kinder  tind  ihre  Aufnahme  in  eine 
katholische  Schule  bedürfe  einer  Dispensation  des  Königs.  Infolge  iles^^en 
wurde  ein  Immediatgesuch  der  Eltern  eingereicht,  mit  der  Bitte,  die  Fort- 
setzung der  katlioliBelien  Erziehung  zu  gestatten.  Bei  der,  bisher  ange- 
steOten  Erdrtemng  erklärte  der  Yater,  seine  Fran  müge  ixt  gutem  Glauben 
gewesen  sein ,  als  sie  da.«  Gesuch  mit  seinem  Namen  unterschrieb;  er  wolle 
das  Gesueh  ^nicht  gerade  aufreclit  erhalten'"  ;  es  sei  ihm  „lieber,  die  Kinder 
evangelisch  erziehen  zu  lassen";  doch  wolle  er  ..des  elielichen  Friedens  halber 
nicht  dagegen  sein,  wenn  sie  katliolisch  unterriclitet  und  erzogen  würden". 
Die  Bezirkssöhalinspection  Termochte  unter  diesen  UmstSnden  das  Gesuch 
nicht  zu  befürworten,  weil  das  Gesuch  ohne  Wissen  des  Vaters  mit  dessen 
Namen  unterzeichnet  war  und  seinem  "Willen  nicht  entsprach.  Auf  Vortrag 
des  Cultusrninisters  fand  der  König  sich  nicht  bewogen,  die  erbetene  Dispen- 
sation zu  ertiioiien  *.  Hierauf  wurden  alle  drei  Kinder  in  die  lutherische  17. 
Bezirksscbule  am  17.  September  1888  aufgenommen,  obwohl  die  älteste  Tochter 
bereits  12  Jahre  alt  und  bisher  kathoHsch  erzogen  war*. 

7.  Der  katholische  Schneidermeister  S.  in  Dresden ,  früher  in  Froiberg, 
war  in  erster  Ehe  mit  einer  Protestantin  verheiratet,  die  am  10.  Auc^ast 
1885  starb ,  und  schiosa  im  März  1886  eine  zweite  Ehe.  Die  zweite  Ehe- 
frau war  lutherisch,  trat  aber  am  8.  December  1888  zur  katholischen 
Eirehe  ftber.  Mit  der  ersten  Ehefrau  hatte  S.  durch  Vortrag  vor  dem  Amts- 
gerichte zu  Ffeiberg  TOra  6.  April  1880  vereinbart,  dass  ihre  Kinder  in  der 
lutherischen  Confession  erzogen  werden  sollten.  Die  lieiden  Kinder  erster 
Elle,  Afnx  Hugo  (geboren  22.  Februar  1880)  und  Rosalia  Elsa  Cs'eboren 
!>eprember  1883).  waren  in  der  lutherischen  Kirche  iretauft.  Das  ältere 
lünd  besucht^j  die  lutherieche  Schule.  Der  Vater  hat  in  einem  an  den  König 
gerichteten  Gesuche  um  die  Erlaubniss,  seine  beiden  Kinder  erster  Ehe  in  der 
Intholischen  Religion  zu  erziehen,  indem  (<r  bemerkte,  hei  Errichtung  des 
Vertrages  habe  er  vorausgesetzt,  dass  <lie  Fran  am  Lelnm  l)leiben  werde. 
Die  Bezirksschulinspection  vermochte  das  Gesuch  nicht  /u  befürworten .  weil 
ihr  „ein  einseitiges  Abgehen  von  dem  Erziehungsv  er  trage  nach  dem  Ableben 
des  andern  vertragschliossenden  Theils  als  nicht  billigenswertb''  erschien.  Auf 
Vortrag  des  Cnltusministeriums  fand  der  KSnig  sidi  nicht  bewogen,  die  er- 
betene Dispensation  zu  ertheilen*; 


f)  Eil  Fall ,  dass  die  Bitte  um  Erlanbniss  katholischer  Erziehnng  für  ein  Kind 
bewilligt  and  für  dessen  tiesehwister  abgeseUagen  Wirde. 

Die  kadidische  Wittwe  des  am  23.  ^fai  1861  zu  Dresden  gestorbenen 
lutherischen  vormnlif^en  Kutscher.s  B.  hatte  vier  Kinder,  von  denen  das  älteste, 
Anna  Marie,  vor  der  Ehe  am  5.  April  1849  geboren  und  durch  die  Ehe  Icgi- 
timirt  war.   Die  drei  übrigen  Kinder  waren  ia  der  Ehe  geboren,  Max  am 


*  Erlass  dea  CnitusmUkistsriums  (v.  Gerber)  vom  80.  August  1888. 

*  Nach  richtiger  Aualegniig  Ton  S  Absati  4,  des  Geseksss  vom  1.  November 
1836,  in  Verbindung  mit  Art.  1  dea  österreiclr; :r  'ien  Gesetzes  vom  25.  Vai  1808 
hätten  die  drei  Töchter  katholisch  erzogen  werden  müssen,  so  dass  es  dazu  einer 
Dispensation  nicht  einmal  bedurfte. 

'  BrlssB  des  CnltusmlnisteriuniB  (v.  Gerber)  vom  8.  Febraar  1889. 
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15.  Febnutf  1852,  Paul  am  6.  September  1853  und  Johamia  Aagnete 
am  12.  Aiiffust  1855.  Das  Tor  der  Ehe  geborene  Kind  war  katholisch  ge- 
tauft und  wurde«  zufolge  einer  gerichtlichen  Erklärung  des  Vaters,  katho- 
lisch erzoj»en.  "Der  Vatfr  hatte  einig:e  Tage  vor  seinem  Tode  vor  Zou^'cu 
den  Willen  geäussert,  alle  Kinder  sulltea  katholisch  erzogen  werden.  Die 
Mutter  bat  den  König  um  die  Erlaubuiss,  die  drei  in  der  Ehe  gebore- 
nen Kinder  in  der  katholiBeben  Rdigion  zu  endehen.  Die  Sebniinspection 
SU  Dresden  Termochte  sich  „im  Hinblick  auf  daa  Gesetz  rom  1.  November 
1836*  für  Genehmigung  des  Gesuchs  nicht  auszusprechen.  Auf  Vortrag 
des  Cultusministeriums  wurde  die  erbetene  Erlaubniss  zur  katholischen 
Erziehung  bezüglich  der  Tochter  ertheilt,  dagegen  bezüglich  der  beiden 
Sohne  versagt'. 

Fälle,  in  denen  die  Bitte  in  Erlaubniss  Icatheliieher  ErMung  andmreitig 

erledigt  wurde. 

1.  Die  katholisebe  Wittire  des  am  27.  August  1877  su  Leipxig  gestor- 
benen  evangelisehen  Kanfinanns  und  Weinhftndlers  S.  und  der  Tormund  ibrer 

vier  Kinder  baten  um  die  Erlaubniss  des  Königs  zur  katholischen  Erziehung 
der  Kinder.  Die  Trauung  hatte  in  (lr«r  katholischen  Kirehe  zu  Oppenheim 
stattgefunden,  nachdem  die  damaligen  Hrautloute  versprochen  hatten,  ihre 
künftigen  Kinder  katholisch  zu  erziehen.  Doch  waren  die  ICinder  zu  Leipzig 
in  der  lutiierisehen  Eirehe  getauft  worden.  Das  ilteste  der  vier  Kinder  war 
am  5.  Oetober  1871  geboren.  Mit  Rücksicht  auf  die  im  Gesuche  des  Vor- 
mundes vorgetragenen  Familienverhältnisse  wurde  das  Gesuch  durch  den  Be> 
zirksschulinspcetor  antangUch  befürwortet.  Indessen  verlangte  das  Ministerium 
noch  weitere  Ermittlungen.  Das  Gesuch  wurde  dem  Amtsgerichte  zur  ober- 
vürmuudüoimitiichen  Erklärung  vorgelegt.  Das  Amtsgericht  verhörte  die 
Mutter  und  erSfinete  ihr,  „dase  die  geltend  gemachten  Orttnde  doch  nicht 
derart  zwingend  seien,  um  einen  Confessionswechsel  ilirer  Kinder  zu  recht> 
fertigen,  und  da.sn  sie  daher  auf  das  Gesuch  des  Vormundes  ihrer  Kinder  ab- 
schläglich zu  bescheiden  sei".  Die  Mutter  erklärte  sich  „damit  einverstanden" 
Mit  Rücksicht  auf  diese  Feststellung  wurde  das  Gesuch  des  Vormundes  und 
der  Mutter  durch  das  Ministerium  für  erledigt  erklärt'. 

2.  Der  lutherische  MifitfirinTaKde  Albert  R.  und  dessen  katholische  Ehe- 
frau hatten  im  Jahre  1886,  wie  oben  (S.  360)  berichtet  wurde,  vom  Könige 
die  Erlaubniss  erlangt,  ihren  Sohn  Paul  Otfn  ]rat}\i)V.srh  zu  erziehen.  Hierbei 
hatten  die  Behörden  verabsäumt,  die  Eitern  zur  iirrichtung  eines  gerichtlichen 
Vertrages  bezüglich  ihrer  jüngeren  Kinder  zu  veranlassen.  Eine  jüngere 
Tochter,  Antonie  Elise,  war  am  5.  JiiH  1882  geboren.  Am  8.  Marz  1887 
wurde  noch  ein  drittes  Kind  geboren,  Josqphhie  Maria.  Die  Eltern  verzogen 
mit  ihren  Kindern  von  Dresden  nadl  Holzminden.  Der  dortige  Stadtmagistrat 
verlangte  von  ihnen  den  Nachweis ,  das.s  sie  nach  den  Gesetzen  des  König- 
reichs Sachsen  berechtigt  seien,  ihre  Kinder  katholisch  zu  erziehen.  Der 
Vater  richtete  deshalb  au  den  König  von  Sachsen  die  neue  Bitte,  die  katho- 
lische Erziehimg  auch  der  beiden  jüngeren  Kindef  im  Gnadenwege  zu  ge- 


*  ErUss  des  Cultusministeriums  vom  10.  .September  Iö6I. 

*  Bflsdduss  des  Amtsgeciehts  su  Leipzig  vom  24.  April  1880. 

*  Erlasse  des  Caltusminlsteriums  vom  30.  MKrs  und  IS.  September  1880. 
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statten»  Das  Hiiiiateriuiii  wies  dies  Gesndi  zurüek,  weil  die  Kinder  nocli 

nicht  sechs  Jaliro  alt  ^vaI■ea,  daher  ^über  deren  confeanonelle  Erziehung  im 
Wego  des  gerichtlichen  Vertrages  noch  Bestimmung  getroffen  werden*'  konnte, 
und  „zu  einer  Allerhöchsten  Dispensation  überhaupt  eine  Veranlassung  iiiclit 
gegeben war^  Es  wurde  den  Eitern  überlassen,  vor  dem  „ordentlichen 
Richter**  des  Vaters  den  Vertrag  zu  errichten  Der  Vertrag  wurde  vor  dem 
preuasiaehen  Amtsgerichte  zu  Brakel  am  7.  Jant  1868  erriehtei*.  Die  CHItig- 
keit  des  Vertrages  wurde  nicht  in  Frage  gestellt 


*  Erlass  des  Cultusministerlums  (v.  Gerbttr)  vom  3.  Februar  1888. 

*  Verfügung  der  Bezirksschollnspection  Dnwdan  I  vom  24.  Febnuur  1S88. 

*  Vgl.  QQten,  Abschnitt  IX,  unter  C. 
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Ein  Landesgesetz  über  die  Oonfcssion  der  Kinder  besteht  in 
Württemberg  nur  für  Kinder  aus  gemischten  Ehen.  Für  alle  anderen 
Kinder  bestimmt  sich  die  Oonfession  nach  den  Grandsätzen  des  ge* 
meinen  Reehta  fvgl.  oben,  S.  51,  59). 

Unter  gemischten  Ehen  sind  hier  nur  diejenigen  zu  verstehen,  in 
denen  der  Vater  ^einer  andern  christlichen  Confcssion  zugethan  ist*, 
als  die  Mutter.  Solche  Ehen  wurden  durch  das  iieligionsediot  vom 
15,  Oetober  1806  in  Württemberg  gestattet.  Zugleieh  wurden  darin 
Yorsehriften  Über  die  Confesdon  der  Kinder  erlaesenf  die  durch  Yer- 
ordnnng  vom  14.  März  1817  eine  Aenderung  erhielten. 

Danach  werden  die  Kinder  ans  gemischten  Ehen  „in  der  Regel 
bis  zu  den  ünterscheidungsjahren  in  der  Religion  des  Vaters  erzogen. 
Es  ist  jedoch  den  Eheleuten  erlaubt,  *  durch  Verträge  eine  nach  dem 
Geschlecht  der  Kinder  gotheilte  Erziehung  oder  jede  andere  Bosfim- 
mung:  diesfalls  festzusetzen  .  .  .;  jene  Verträge  sind  aber  mir  dann  i^nlrii^, 
wenn  sie  vor  der  Obrigkeit  des  Gatten  abgesclilobbeu  werden.  jNach 
erreichten  Unterscheidungsjaliren  steht  es  den  aus  solchen  Ehen  er- 
zeugtun Kindern  frei,  sich  nach  eigener  Wahl  zu  einer  oder  der 
andern  obristlieliett  Ebrche  zu  bekemLen"  . . .  ^ 

Nach  Artikel  6  des  Religionsedicts  vom  15.  Oetober  1806  kanu 
die  Oonfession  der  Sinder  aus  geinisditen  Ehen  dureb  Yerferag  be- 
istimmt werden.  Die  YertrsgsbestinmiQng  kann  dahin  gehen,  dass  die 
Sdhne  dem  Bekenntnisse  des  Yaters,  nnd  die  Töohter  dem  Bekennt- 


*  Auf  Qrund  dieser  Oesetaesvorschriften  sind  zuweilen  Streitigkeiten  in  Vor- 
mundschaftssachcn  in  erster  Instanz  durob  füe  Waisengerichte  und  in  der  Beachwerde- 
instaiu  dordi  die  Amtsgoriclite  zu  entsclieidea.  (Vgl.  unten,  S.  376,  377,  381.)  Auch 
in  d«r  ordemätelieii  Gerleltte1»afkelt  kdnaeii  eoldw  Sk«itigkeiteii  Toikommen  (vgl. 
natMi,  8.  371 ,  374);  doch  haben  siob  SU»  der  Zeit  seit  dem  1.  Oetober  1879  nur 
swei  «olcher  FBUe  an  den  LMidgeiiehten  ermitlelii  laneea. 
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Disse  der  Mutter  folgen  sollen    Es  ist  aber  auch  eine  andere  Bestimm 

mung:  zulässig,  z.  B.  dass  alle  Kinder  in  der  Confession  der  Mutter 
er:''0£ren  werden  sollen.  Eine  solche  Vertragsbestinimung  ist  „den  Ehe- 
leuten erlaubt".  Der  Vertrag  muss  „vor  der  Obrigkeit  des  Gatten 
abgeschlossen  werden*^.   Beide  8ätze  bedürfen  der  Erläuterung. 

1.  VertragBfähigkeit. 

Das  Geseto  spricht  nicht  von  Brautleuten,  sondern  Ton  „Ehe- 
leuten'^, sowie  von  der  Obrigkeit  des  ^^Oatten*^.  Daraus  folgerten 
einige  Eechtslehrer,  der  Vertrag  könne  nicht  vor,  sondern  erst  während 
der  Ehe  geschlossen  werden.^   Dieser  Meinung  kann  aber  nicht  bei* 

gestimmt  werden,  da  nur  ein  ungenauer  Auadruck  des  Oesetzes  vor- 
liegt. „Denn  es  ist  kein  Grund  vorhanden,  warum  solche  Verabredungen 
nur  während  boatehender  Ehe  und  nicht  auch  unter  Bezug  auf  eine 
erst  abzuschliesaeude  Elie  sollen  getroffen  werden  dürfen,  warum  aUo 
in  dieser  Beziehung  andere  Grundsätze  gelten  sollen,  als  bei  den  Ver- 
trägen über  die  vermögensrechtlichen  Yerhältnisse  der  Ehegatten.  Es 
würde  mit  jener  einschr&nkenden  Auslegung  em  Unterschied  in  das 
Geseta  hineingetragen,  welcher  dem  Zwecke  des  letztem  nicht  ent- 
spricht." * 

Nur  Eheleute  oder  Brautleute  können  einen  solchen  Vertrag 
schliessen.  In  der  Regel  nämlich  kann  das  Recht  und  die  Pflicht 
der  Eltern,  ihre  Kinder  zu  erziehen  und  demgemäss  deren  Oünfession 
zu  bestimmrii,  durcli  A^ortrag  nicht  beschränkt  werden.  Eine  Aus- 
nahme von  dieser  i;ei:;ei  enthält  das  Gesetz  für  gemischte  Ehen,  indem 
es  deu  „Eholent^Mi"  gestattet,  die  Confessiou  ihrer  Kinder  durdi  Ver- 
trag zu  bestiniiiieii.  Anderen  Personen,  als  den  Eltern  (Eheleuten 
oder  Brautleuten),  hat  das  Gesetz  eine  derartige  Befiigniss  meht  er- 
theilt.  Es  ist  daher  nicht  richtig,  dass  ein  solcher  Tertrag  auch' 
mit  den  ^nächsten  Verwandten",  nämlich  mit  denjenigen  Verwandten, 
„welche  die  Znstimmnng  zu  der  Heirat  hätten  yerweigern  können, 
oder  welche  unter  dieser  Bedingung  ein  Heiratsgut  gegeben  hätten", 
giltig  geschlossen  werden  könne*.  Aus  demselben  Grunde  ist  es  un- 
möglich, einen  solchen  Vertrag  mit  einem  Geistlichen,  rechtsgiltig  zu 
schliessen. 


*  Namentlich  Thudichum,  Deutaches  Klrchenrecbt,  Bd.  I,  S.  57. 

>  Urthcil  des  Oberlandesgericbts  zu  Stuttgart  vom  25.  Octobcr  1883,  in 
Boschers  Zeitschrift,  Bd.  XXVI,  S.  77,  78  (1884).  Ebenso:  ÜTtheU  dm  Lud- 
geriehto  ni  Hall  vom  9.  Juni  1888,  daselbst  8.  74,  16;  Lang,  Personen-,  Familien- 

nad  Vorraundschftftsrccht,  §  78,  B.  502. 

3  Eine  solche  Meinung  findet  sich  bei  Lang,  §  78,  S.  502,  Note  6.  Er  meint, 
wenn  solche  dritte  Personen  bei  dem  Vertrage  als  Vertragschlleaawide  mitgewirkt 
bitten,  so  k5nnten  ^»ueh  beide  Eheleiite  ohne  Zustimmung  dieser  weiteren  Mit- 

contrahenten  vom  Vertragt^  nicht  abgehen'"';  doch  erlösche  dies  „höchst  persönliche 
vertragsmässige  Verbietungsrecht''  mit  dem  Tode  der  betreffenden  Verwandten. 
Schmidt,  Coufessiou  der  Kiuder.  24 
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2.  Wirkung  des  Vertrags. 

Ueber  die  Wirkung  eines  giltigen  Vertrages  enthalt  der  Artikel  6 
des  Religionsedicts  keine  ausdrückliche  Bestimmung.  Daher  ist  die 
Wirkung  nach  allftomoinen  Rechtsgrundsätzen  zu  bestimmen.  Aus  der 
Giltigkeit  eines  Vertrapfes  ist  zunächst  zu  fn]n:ern,  dass  diejeni^^on,  die 
den  Vertrag  geschlosseu  haben,  gegeneinander  auf  Erfüllunp;  klagen 
können.  Ist  z.  B.  durch  gütigen  Vertrag  bestimmt,  dass  die  Kinder 
im  lieligiüDübekeuutnisse  der  Mutter  erzogen  werden  sollen,  und  weigert 
Bich  der' Vater,  dieser  yertrag:ipHicht  zu  genfigen,  so  ktuin  er  von  der 
Mutter  verklagt  werden ,  da  der  Rechtsweg  in  solchen  Streitigkeiten 
nicht  ausgeschlossen  ist.  Aus  der  Yertragspflicht,  die  Kinder  in  der 
Confeasion  der  Mutter  zu  erziehen,  kann  die  Terpflichtnng  hergeleitet 
werden,  gewisse  Handlungen  vorzunehmen  oder  za  unterlassen.  Es 
würde  daher  möglich  sein,  durch  Klage  der  Frau  gegen  den  Mann 
eine  Verurtheilung  zu  gewissen  Handlungen  oder  Unterlassungen  zu 
erzielen  und  eine  Zwangsvollstreckung  nach  §§  773 — 775  der  Civil- 
procesäordnung  herbeizuführen.  Indessen  thatsächlich  sind  solche 
Streitigkeiten  unter  Ehegatten  in  Württemberg  unbekannt. 

Solange  die  Eltern  unter  sich  einig  sind,  können  sie  durch  nie- 
manden gehindert  werden,  Ton  den  Bestimmungen  abzuweichen,  die 
in  ihrem  Tertrage  enthalten  sind.  Denn  es  gibt  in  Württemberg  kein 
Gesetz  des  Inhalts,  wie  §  28  der  bayerischen  zweiten  Yer&ssunga- 
beilage.  (Vgl.  S.  235.)  Die  Eltern  sind  die  einzigen,  die  durch 
ihren  Yerteag  berechtigt  und  verpflichtet  werden.  Namentlich  steht 
den  Verwandten  des  Vaters  oder  der  Mutter  kein  Recht  aus  dem 
Vertrage  zu.  Ebenso  wenig  begründet  der  Vertrag  irgend  ein  klag- 
bares Recht  für  die  betheiligte  Kirche  oder  ein  uiFentliches  Hecht 
für  die  Scliule,  für  die  Polizei  oder  für  eine  andere  Staatsbeliörde. 
(Vgl.  S.  01.) 

Ein  Vertrag  über  die  Confession  der  Kinder  aus  einer  gemiöcliteii 
Ehe  kann  die  Bestimmung  enthalten,  daes  er  nur  so  lange  gelten  soll, 
als  beide  Elltem  leben.  Dami  wfirde  mit  dem  Tode  des  Täters  oder 
der  Mutter  der  Yertrag  seine  Kraft  TerliereUf  also  die  gesetzliehe 

Regel  einfoeten.  Ist  eine  solche  Bestimmung  im  Terhage  nicht  eaU 
halten,  so  werden  die  durch  den  Vertrag  b^^röndeten  Rechte  und 
Pflichten  durch  den  Tod  des  Vaters  oder  der  Mutter  nicht  aufgehoben. 
Denn  eine  so  besehränkfo  Dauer  des  Vertrages  ist  im  QG^otzo  nicht 
auagedrückt  und  nach  allgemeinen  Rcclitsgrundyiitzen  niclit  zu  ver- 
mutlieii.  Daher  geht  das  Klagerecht  uuf  diu  Erben  des  Vaters  oder 
der  Mutter  über.  Zu  den  Erben  gehören  namentlich  die  Kinder,  die 
zu  erziehen  sind.  Das  Recht  dieser  Kinder  kann  durch  ihre  gesetzlichen 
Vertreter  verfolgt  werden.  Stbbt  der  Vater,  so  kann  der  Tormund, 
unter  Aufsieht  des  'Waisengerichts,  die  Rechte  der  Kinder  aus  dem 
Tertrage  gegenflber  ihrer  Mutter  yerfolgen.  Nach  dem  Tode  beider 
Eltern  hat  der  Tormund  den  im  Tertrage  auagedruckten  Willen  beider 
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Eltern  zu  befolgen.  Stirbt  die  Mutter  vor  dem  ya4;er,  so  kann  fülr  die 

Kinder  ein  Pfleger  beateilt  werden,  um  den  gesetzlichen  Anspruch  der 
Kinder  auf  Erfüllung  des  über  ihre  religiöse  Erziehung  geachlossenen 
Verfrages  gegenüber  dem  Yater  zu  vertreten  und  nöthigenfalls  im 

Rer])fs\vogo  7.UT  G(Atm\ii;  zu  bringen.    0"r?^-  oben,  S.  73,  226.) 

So  kann  der  Fall  eintreten,  dass  die  ordentlichen  Gerichte  Streitig- 
keiten über  Giltigiteit  oder  Tragweite  eines  solchen  Vertrages  zu  ent- 
scheiden haben. 

Ein  einziger  Kechtsstreir  dicker  Art,  über  die  formelle  GiUij^Iceit  eines 
Vertrages,  ist  seit  Geltung  der  neuen  Jiistizgesetze  vorgekommen.  Der  katho- 
lische R.  von  M.  Terfaeiratete  aieh  am  2.  November  1871  mit  der  evange- 
lischen W.,  nachdem  er  mit  ihr  am  nämlichen  Tage,  ror  dem  Schnltheissen- 
amte  zu  F.,  zu  welcher  Gemeinde  die  Parzelle  M.  gehörte,  oinon  Vertrag 
über  die  reliG^ii'ise  Fr/ir-lmn;^  der  ICinder  orriehtet  hatte.  Danach  sollten  die 
Kinder  in  der  evanjirelisclion  (.'ont'cssion  erzogen  werden.  Durch  die  Ehe 
wurde  eine  Tochter  legitimirt,  die  am  20.  August  1871  geboren  war.  Die 
Mutter  starb  am  10.  Juni  1880.  Der  Vater  verheiratete  sich  in  zweiter  Ehe, 
am  8.  KoTember  1881,  mit  einer  Katholikin.  Dann  gab  er  die  Tochter  erster 
Ehe  in  die  katholische  Schule  und  in  den  katholischen  Religionsunterricht. 
Hiergegen  erhob  der  Ptloirer  des  Kindes  bei  dem  Oboranite  und  Dekanatamte 
in  G.  Einsprache.  Düs  evani^elisi  h<>  Oonsistorium  wond(;te  sich  an  den  katho- 
lischen Kirchenrath.  Letzterer  verfügte  am  21.  Februar  1882,  das  Kind  sei 
ans  dem  katholischen  Religionsunterrichte  zn  entlassen.  Er  setzte  dayon  das 
erangehsche  Consistorium  in  Kenntnis».  Beide  Behörden  waren  darüber  ein- 
verstanden ,  dass  der  vor  dem  Schultheissonamtc  gescldosseno  Vertrag  giltig 
sei  und  befolgt  werden  müsse.  Der  Vater  bestritt  dies  und  erhob  deshalb 
gerichtliche  Klage  gegen  den  Pfleger  seiner  Tochter,  mit  dem  Antrage,  zu 
erkennen,  „Beklagter  habe  als  Pfleger  der  Kinder  erster  Ehe  des  Klägers 
nieht  das  Recht,  der  Bestimmnng  des  letzteren  über  die  religtdse  Erziehung 
seiner  Kinder  zu  widersprechen,  er  habe  vielmehr  anzuerkennen,  dass  die 
Vereinbarung  des  Kläprers  und  seiner  ersten  Ehefrau  vom  2.  Xoveinber  1S71, 
wonach  ihre  Kinder  evangeliscii  erzogen  werden  sollten,  rechtliche  Giltiirkeit 
nicht  habe,  sondern  Kläger  befugt  sei,  seine  erstehelichen  Kinder  katholisch 
erziehen  zu  lassen*.  Diesem  Anböge  gemäss  erkannte  das  Landgericht,  in- 
dem es  den  bezeichneten  Vertrag  fQr  nngütig  erachtete.  Dagegen  wurde  anf 
Benifuxig  des  beklagten  Pflegers  in  zweiter  Instanz  der  Ttttrag  als  giltig 
angesehen,  tmd  deshalb  die  Klappe  ahjijewicsen  ^ 

In  diet»em  Falle  war  die  Klage  eine  Feststellungsklage.    Das  dafür  nach 
§  231  der  Civilprocesaordnung  erforderliche  rechtliche  Interesse  des  Klägers 
an  der  alsbaldigen  Feststellung  des  s^eitigen  Reehtsyerhältnisses  konnte  aus 
'  der  VerfQgung  des  katholischen  Kirehenrathes  hergeleitet  werden  ^  Allein 


'  Unheil  des  Landgericlitö  zu  HulI  vom  9.  Juni  1883  und  des  Oberlände«- 
gerlchts  an  Siattgarl  vom  36.  Oetober  1883,  tn  Bosehers  Zeitschrli^  Bd.  XXVI, 
Nr.  20,  S.  73—80.    Vgl.  unten,  ?.  374,  375. 

'  lIHtte  der  Vater  mit  seiner  Klapc  obiresiegt,  wi'irde  ilie  Vei-füi^ung  des 
kathüUachen  Kircheuratbeä  vermuthlicli  zurückgeuommea  worden  seiu.  Dann  hätte 
dem  Vftter  fretsestsadsn,  seine  Toebter  in  seinem  dgeoen  Religionsbekenntnisse  su 
erstellen  und  demgemSse  in  die  katholische  Schule  und  in  den  katholischen  Religions- 
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die  BefugniSB  dieser  Behörde  zn  der  getroffenen  Anordnung  war  bedenklich. 

Der  Pflcf^^or  des  Kinde.s  konnte,  wenn  die  oben  (S.  371)  entwickelte  Reohts- 
ansif'ht  richtig  ist,  gegen  den  Vater  auf  Erfüllung  des  Vertrages  im  Rechts- 
wege klagen.  Eine  solche  Klage  wurde  nicht  erhoben.  Der  Pfleger  erhob 
vielmehr  gegen  die  Anordnung  des  Vaters  „ Einsprache  bei  dem  Oberamte 
und  Dekanatamte* ;  das  eTangelische  Consistorium  verhandelte  mit  dem 
katholischen  Kirchenratho  über  die  Giltigk^t  des  Toni  Vater  mit  seiner  ver- 
storbenen Elicfrau  jjeschlossenen  Terfrnj^es ;  hierauf  verfüp^te  der  katholische 
Kirchenrath  die  ETitfernung  des  Kindes  aus  dem  katliolischen  RelirMons Unter- 
richt, woran  das  Kind  nach  Bestimmung  seines  katliolischen  Vaters  theil- 
nahm.  Ein  Cfesete,  wodurdi  den  bezeichnet«!  Behörden  derartige  Beftigniase 
erthdit  werden,  ist  mir  nicht  bekannt.  Ein  Ministerialerlass  vom  14.  3vR 
1831  si)richt  allerdings  von  Streitigkeiten  zwischen  den  Kirchenbehörden  der 
verschiedenen  Confessionen  mit  Rücksicht  auf  die  elterlidie  Bestimmung 
der  Erziehungsreligion;  und  es  wird  darin  behauptet,  die  Beilegung  S(deher 
Streitigkeiten  gehöre  zum  „Ressort  der  Staatskirchenbohörden**  K  Allein  dieser 
Ministerialerlaas  hat  keine  Gesetzeskraft.  Zudem  hat  derselbe  die  Yoraus- 
setzungen  der  Streitigkeitou,  die  von  den  Staatskirehenbehorden  entsdhiedeD 
werden  sollen,  nicht  einmal  klar  besseichnet. 

3.  Aendernng  des  Vertrages. 

Aus  dcni  Rechte  der  Eltern,  die  in  gemischter  Ehe  loben,  dio 
Religion  ihrer  Kinder  durch  Vertrag  zu  beatimmen,  ergibt  sich  ohne 
weiteres  ihre  Befugniss ,  einen  darüber  vor  oder  nach  Eingehung  der 
Ehe  geschlossenen  Vertrag  aufzuheben  oder  zu  ändern.  Denn  das  Ge- 
setz hat  nicht  vorgesehrieben,  das«  der  über  die  lleligiou  der  Kmdcr 
einmal  giltig  geschlossene  "Vertrag  nnabänderlich  sein  soll. 

In  einem  Ministerialcrlasse  wird  ausgeführt,  das  Religionsedict  habe  „die 
natürliche  Freiheit  der  Eltern"  wiederhergestellt.  ^Vermöge  dieser  Froiheit 
kommt  es  den  Eltern,  als  Auafluss  ihres  Erziehungsrechtes,  zu,  die  ReUgion, 
in  welcher  de  ihre  Kinder  endehen  wollen,  selbst  zu  bestimmen,  und  sofern 
sie  yersduedener  Confession  sind,  unter  sich  darüber  Verträge  einzugehen. 
Eine  Folge  j^ner  natürlichen  Freiheit  ist  es  ferner,  dass  die  Eltern  befngt 
sind,  die  einmal  gewählte  Erziehungsreligion  ihrer  Kinder,  solange  die  elter- 


Unterricht  zn  schicken.  Nach  Ahwcisung  der  Klape  musste  sich  der  Vater,  wie  es 
ächeint,  der  Anordnung  dca  katholischen  Kirchenrathea  fügen.  Er  wurde  durch  diese 
Anordnung  an  der  katholisehen  Erziehung  des  Kindes  gehindert. 

*  Elrlass  des  Minlatertuma  de«  Innern  und  des  Klrohen^  und  Sehnlweaeas  an  ' 
(las  evangelische  Consistorium,  vom  14.  Juli  1831,  im  Erpilnzungshande  zum  Regie- 
rungsblattc,  1838,  S.  336.  Danach  „sind  die  Ministerien  der  Justiz  und  des  Innern 
darüber  einverstanden,  dass  die  elierliehe  Bestimmung  der  Erziehungareliglon  als 
Aasflius  einee  PrivatreoMs  |»riTatreeht]ld»r  Katar  sei,  and  daas  Strettigkeltea  hier- 
niier,  soweit  aie  zwischen  den  privatrechtlich  Betheili^ten  (und  nicht  --vischeu  den 
Behörden  der  einen  Kirche  gegen  diejenigen  der  andern  Kirclie)  geführt  werden,  von 
den  Civilgerichtsatellen  zu  entscheiden  seien,  während  die  Beilegung  der  au3  solchem 
Anlasse  swisehea  d«n  Ktiaheabehörden  der  vergehiedeiisn  Coaliesslonen  enteteheodea 
Strettigktitea  sa  dem  Ressort  d«r  StutskirdienbehOrdeii  gebOrt**. 
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liehen  Erziehiuigsreehto  in  dieser  Beziehung  fortdaueiB,  nach  den  Antrieben 

ihres  Gewissoiis  zu  yerftndern/  *  Nun  ist  zwar  die  gesetzlich  anerkannte 
Giltigkcit  eines  Vertrages,  wonar]i  il  r  Vater  prczwun^^^en  werden  kann,  seine 
Kinder  in  der  Confesaion  der  Mutter  zu  erziehen,  nicht  als  Ausfluss,  sondern 
als  Beschränkung  des  elterlichen  Erziehungsrechtes  anzusehen,  so  dass  in- 
sofern der  Torstehenden  Reohtsansfühning  des  Ministeriums  nicht  beizutreten 
ist.  Allein  aus  dem  Inhalte  der  AusnahmeTorschrift  folgt  die  Befagnits  der 
Eltern,  einen  über  die  religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder  ü:iltig  geschlossenea 
Vertrag  durch  neuen  Vermag  aufzuheben  oder  m  findern  *. 

Kann  der  Vertrag  geändert  werden,  so  erstreckt  sich  die  Wirkung 
des  neuen  Tertrages  auch  auf  die  bereits  geborenen  Kinder,  ebenso 
wie  der  erste  Vertrag  für  die  bereits  damals  geborenen  Kinder  wirk- 
aam  war. 

Ein  Zweifel  hierüber  fand  sieh  im  Erlass  des  Cultusministeriuras  vom 
'28.  Deoembcr  1810,  Nr.  3,  worin  ^^esa<:^t  ist:  ^Die  wef:joTi  der  religiösen  Er- 
y.ieliung  der  Kinder  eingegangenen  ausUrückliclieu  oder  stillschweigenden 
Verträge,  sie  mögen  Tor  oder  naoh  dem  Beligionsediote  gesohlossen  sein, 
können  durch  neuere,  jedoch  nur  vor  dei-  Obrigkeit  zu  schliessende  Conven- 
tionen  in  Ansehung  der  nachher  zur  Welt  kommenden  Kinder  abgeändert 
werden.'"  *  Danach  würde  in  Ansehung  der  bereits  vorher  zur  Welt  gekom- 
menen Kinder  die  Aeuüerung  nicht  möglich  sein.  Doch  konnte  und  wollte 
^der  auf  einem  Beschlüsse  des  vormaligen  Staatsmimsteriums  vom  20.  December 
1810  beruhende  Erlass  des  Tonnaligen  Oultusministeriums  Tom  28.  December 
1810  an  den  Bestimmungen  des  Religionsedicts  vom  15.  October  1806  nichts 
abändern,  sondern  dieselben  nur  erläutern'*.  Xach  Inhalt  des  Religionsedicts 
ist  aber  nicht  zu  bezweifeln,  dass  den  Eltern  das  Ret  ht  zusteht,  die  Religion 
ihrer  bereits  geborenen  Kinder  durch  Vertrag  zu  iUidcni  *. 

Dagegen  mit  dem  Tode  des  Vaters  oder  der  Mutter  wird  der 
Vertrag  unabänderlich.  Die  durch  giltigen  Vertrag  bestimmte  Con- 
fessioü  der  Kinder  kann  nach  dem  Tode  des  Vaters  durch  die  Mutter 
oder  naeh  dem  Tode  der  Mutter  durch  den  Yater  nicht  geändert  wer- 
den. Noch  weniger  ist  jmh.  dem  Tode  beider  Eltern  eine  Aenderang 
dorch  den  Vormnod  oder  dnrch  das  Waisengericht  statthaft 

4.  Formvorsohriften, 

Yertrage  Aber  die  Oonfeasion  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen 
aind  »nur  dann  giltig,  wenn  sie  vor  der  Obrigkeit  des  Gatten  ubge- 
schlossen  werden".  An  diese  Worte  knüpfen  sich,  abgesehen  von  der 
bereits  erläuterten  Bedeutung  des  ^Gatten*^,  noch  drei  Streitfragen. 

^  Mioisterialerlftsa  vom  14.  Sqptember  1S26,  im  Ergänzungabsod  zum  Regie- 
ningablsite,  1888,  S.  883. 

*  Vgl.  7..  Ji.  Hauber,  Recht  und  Brauch  in  der  «vangdischoltttherlBchen  Kirch« 
Württembergs,  §  304,  S.  176,  III  (Stuttgart  1856). 

'  Ergänxungaband  zum  Regierungsblatt,  1838,  S.  887. 

*  Vgl.  MhiUterislcrlsn  vom  14.  September  18S6,  Nr.  1,  BügSasnngsband  sum 
Regiemtigftblatte,  1888>  S.  88S,  883. 
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Zunächst  fragt  es  sich,  welche  Behörde  als  ^Obri^keit*  gemeint  ist^. 

Nach  Inhalt,  Grund  und  Zusammenhang  des  fieligionsedicts  ist  unter 
, Obrigkeit*  eme  mit  vollzithender  Gewalt  ausgestattete  weltliche  Be- 
hörde zu  verstehen.  Danach  sind  sowohl  die  Ortsvorsteher  als  auch 
die  Amtsgerichte  heutzuta^^e  als  Obrigkeiten  im  Sinne  des  Religions- 
edicts  zu  betrachten.  Es  kann  daher  ein  Vertrag'  der  Ehegatten  oder 
Brautleute  über  die  confessionelle  Erziehung  Huer  Kinder  vor  dem 
Ortsvorsteher  oder  vor  dem  Amtsgerichte  errichtet  werden. 

Ein  Schriftstück ,  das  als  vorbereitender  Vertrag  der  Verlobten  über  die 
reUgiöse  Erziehung  der  Kinder  diente,  wurde  dem  Oberamtsgericht  mit  der 
Bitte  vorgelegt,  es  möge  ab  zofltändige  Behörde  das.  weitere  „bereinigen*. 
Das  Oberamtsgericht  lehnte  den  Antrag  ab,  indem  es  annahm,  unter  „Obrig- 
keit* im  Sinne  des  Religionsedicts  vom  15.  October  IS06  sei  nicht  das  Ober- 
amtsgericht,  sondern  die  Ortsobrigkeit  (unter  Assistenz  der  Notaro)  zu  ver- 
stehen. Auf  Beschwerde  wurde  das  Oberamtsgericht  anirov»iesen ,  sich  der 
nachgesuchten  „Aufnahme  des  in  Frage  stehenden  Vertrages  vor  den  Contra- 
Kenten  (Reaasnmtion),  der  Prttfnng  und  Bestfitignng  desselben,  su  unterziehen". 
Der  Gerichtshof  nahm  an ,  es  handle  sich  zwar  um  einen  Act  der  nicht- 
streitigen Rechtsiifloir*-  doch  sei  daran«;  nicht  mir  Noth wendigkeit  zu  folL'-fm. 
dass  dip  „MitwirkniiLC  dem  betrofPenden  Orts-Geniciiiderath  und  beziehungs- 
weise l<<otariat  anheimtaile",  da  auch  den  Oberauitsgerichten  Functionen  im 
(Gebiete  der  nichtstreitigen  Rechtspflege  zuständen.  Zur  Erläuterung  des  Aus» 
drucks  ,,Obrigkeit*  wurde  auf  die  Ifinisterialerlasse  vom  28.  Beoember  1810 
und  vom  14,  September  1826  verwiesen.  Auch  bemerkte  der  Oericbt  In  f, 
„mit  dieser  Anffasf3nng,  die  durch  die  Wielifi;:,'k('if  der  Obliegenheit  der  Ue- 
richtsbehörden  boi  Aufnalnno.  Prüfunj^  und  Bestätigung  des  betreffenden  Ver- 
trags unterstützt  werde,  stehe  auch  die  bisherige  LFebung  im  Einklänge" 

In  einem  andern  Falle  wurde  über  die  formelle  Giltigkeit  eines  Ver- 
trages gestritten,  der  im  Jahre  1871  vor  dem  Bchultiieissenamte  in  S. 
errichtet  war.  Das  Landgericht  nahm  an,  der  Vertrag  sei  ungiltig,  weil 
unter  „Obrigkeit**  im  Sinn  von  Artikel  H  de«?  Rclis'ionsedictes  nur  „das  Amts- 
gericht oder  der  Gemeinderath" ,  keinenfalls  das  Schultheisscuamt ,  ver- 
standen werden  könne Die  Entscheidung  wurde  vom  Oberlandesgericht  ge- 
ändert. Das  Oberlandesgericht  erklärte  den  Vertrag  für  giltig.  Bs  führte 
aus,  nach  der  Vorschrift  des  Beligionsedicts  könne  der  Vertrag  vor  jeder 
Behörde  errichtet  werden,  die  r.nls  Obrigkeit  zu  bezeichnen,  d,  Ii.  mit  voll- 
zielieiider  Gewalt  ausgestattet"  sei.  „Für  die  Beurtheilung  der  Frage,  welche 
Behörde  als  Obrigkeit  zu  bezoichuen,  d.  h.  als  mit  vollziehender  üewalt  aus- 
gestattet anzusehen  sei,  ist  nicht  die  zur  Zeit  des  Religionsedicts  bestandene 
Organisation  der  Behörden  massgebend,  sondern  die  Organisation  sur  Zeit  des 


*  Der  Auadruck  „Ortaobrigkelt"  findet  sich  auch  z.  H.  in  Art.  S  eins  Or-  ct/p?^ 
vom  1.  yi&i  1855,  über  Abäoderung  des  Eherecbts,  uad  bexeichnet  dort  den  Ge- 
meinderatb.  Vgl.  §  8  der  MlnisterialveTfDgung  vom  6.  November  1855,  Regierungs- 
blatt, 1855,  B.  255. 

*  Entjclieirlnnp  des  Civilsonats  de8  GericMtsliofe.-?  für  den  Ja2:8tkreiB  vom  15.  No- 
vember I8Ü4,  mitgeUieilt  (durch  Oberamtsrichter  Ankelen)  in  Boachers  Zeitscbrilt, 
Bd.  Vn  (1865),  S.  1S8-140. 

3  Urtheil  des  Landgerichts  zn  Hell  vom  9.  Junt  1883,  in  BoBchers  Zeit» 
echrift,  Bd.  XXVI,  8.  75-77. 
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Yertrag8al»8ch}us8es.  Dass  aber  jetzt,  wio  zur  Zeit  dieses  YeHragaabBclilunes, 
den  Ortsvorstehern  eine  vollziehende  Gewalt  zukommt,  beriehnngsweise  zu- 
kam, lässt  sich  nicht  bezweifeln« * 

Zweitens  fragt  es  sich,  ob  der  Ausdruck  ,vor  der  Obrigkeit  ab- 
geschlossen* den  Binn  hat,  dass  die  Obrigkeit  den  Vertrag  prüfen 
und  bestätigen  müsse.  Das  Decret  des  Ministeriums  der  geistliehen 
Angelegenheiten  vom  28.  December  1810  saj^t  von  diesen  Yer trägen : 
„In  jedem  Falle  liegt  der  competenten  Obrigkeit  ob,  zu  erkennen,  ob 
nicht  von  der  einen  oder  andern  Seite  ein  Eingriff  in  die  Freiheit 
des  andern  contrahirenden  Theils  geschehen  sei."  ^  Das  nämliche 
Ministerium  bemerkt  in  einem  Erlasse  vom  14.  September  1826;  ... 
^üebrigens  ist  es  zimädist  Sache  der  Geriehte ,  welchen  die  Yertrige 
Aber  die  Festsetzung  derErziehungareligion  toq  Kindern  ans  gemischten 
Ehen  zur  Bestätigung  verzulegen  sind,  über  die  Zulfissigkeit  solcher 
Verträge  in  Ansehung  bereits  geborener  Kinder  zu  erkennen."  ^  Nach 
diesen  beiden  Erlassen  war  das  Ministerium  der  ^feinung,  die  Obrig- 
keit, vor  welcher  der  Vertrag  errichtet  werde,  habe  die  Giltigkeit  des 
Verhagos  zu  prüfen  und  demgemäss  den  Vertrag  zu  bestätigen.  Der- 
selben Meinung;  war  der  (rerichrshof  für  den  Ja,?stkreis  in  der  oben 
(S.  374)  ani^nführten  Entsclieiduiif^.  Indessen  im  Gesetze  ist  eine  Be- 
stätigung des  Vertrages  nicht  vurgescliriebeu  j  und  die  beiden  ge- 
nannten Ministerialerlasse  konnten  und  wollten  das  Gesetz  nicht  ändern. 
Es  ist  daher  eine  Bestätigung  des  Vertrags  nicht  nothwendig,  sondern 
der  Vertrag  schon  dann  für  giltig  zu  erachten,  „wenn  neben  den  all- 
gemeinen Erfordernissen  eines  gütigen  Vertrages  das  weitere  zatrifft, 
dass  die  Contraii  nij  11  ilire  übereinstimmende  Willenserklämng  gegen- 
über der  Obrigkeit  des  Gatten  abgegeben  haben"  *. 

Drittens  führen  die  AVorte  ^vor  der  Obrigkeit  abgesehlossen'*  zu 
der  Frage,  ob  der  Vortrag  zu  Protokoll  der  Obrii^keit  errichtet  wor- 
den mu83,  oder  ob  es  zur  Giltip:keit  des  Vertrages  genügt,  dass  er 
von  den  Brautleuten  oder  Eheleuten  unterschrieben  ist,  und  die  Echt- 
heit beider  Unterscliritten  vor  der  Obrigkeit  anerkannt  wird. 


*  Urtheil  fies  Oberlandesgerichts  lu  StnttgArt  vom  25.  Oet  1888,  in  Bo achers 
Zeitaclu-lft,  Bd.  XXVI,  8.  78—80. 

*  Mmibterialerlass  vom  28.  December  1810,  A,  Nr.  3,  bei  Key  ach  er,  Bd.  IX, 
&,  307,  Nr.  465. 

'  MinisterialwiMB  Ton  U.  September  1826,  Nr.  I,  hti  R  eye  eher,  Bd.  IX, 

8.  708,  Nr.  779. 

*  Urtheil  des  Qbcriandesgeriohts  2U  Stuttgart  vom  26.  Oct.  1883}  in  Bosch ers 
Zeitadbrifi,  Bd.  XXVI,  S.  78.  —  Die  Grflnde  suchen  nadusuwelsen,  dass  der  Erlso« 
vom  38.  Deoember  1810  ^über  die  Vorschrift  des  Gesctze^j  nicLt  hinausgegangen^^  sei; 
und  sie  unterlassen  eine  Prüfung  der  Frage,  oh  jenem  Erlasse  „eine  allgemein  ver- 
bindende Kraft  überhaupt  beigelegt  werden  dürte'*.  Die  letztere  i'rage  ist  aber  un- 
bedenkltch  zu  verneinen.  Es  kann  niebt  einmal  der  Wille  des  Ministeriums  gewesen 
sein,  das  Gesets  bu  Andern.  Der  Inhalt  des  Erlasses  stimmt  mit  dem  Oesetse  nicbt 
liberein,  vfie  aas  dem  oben  mitgetbeilisD  Worüaute  hervorgeht. 
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Diese  Frage  veiaulasste  einen  Rechtsstreit  im  vormundschaftlichen  Ver- 
fahren. Per  evRiijSelisolu'  Kiitiselit  r  G.  und  dessen  katholische  Braut  wurden 
in  der  katholischen  Kirclio  /u  Stuttgart  ani  !).  Februar  18G')  *;otrant ,  nach- 
dem sie  am  2.  Februar  ISÜi^  einen  Vertrag  uiit  folgendem  luhalte  unter- 
sseiebnet  batten:  «Wir  die  unterzeielineten  Brautleute  haben  einen  Vertrag 
gemacht,  daaa  unsere  sammtlichen  zu  hoffenden  Kinder  ohne  Untersohied  des 
Geschlechts,  männlich  wie  weiblich,  in  der  katholischen  Religion  erzogen 
werden  sollen.  Dies  auf  Ehr  und  Gewissen  und  kraft  unserer  eigenen  Unter- 
schrift.** Unter  ihren  Unterschriften  steht:  »Die  Echtheit  vorstehender  Unter- 
schriften beurkundet,  Stuttgart  den  2.  Februar  1869,  Stadtschultheissenamt. 
A.  y.  Stadtratb  B.**  Der  Yertrag  blieb  in  Yerwahning  des  katiiolisefaen 
Stadtpfarramtes.  Eine  in  diesw  Ehe  am  :>n.  Januar  187G  geborene  Tochtw 
wurde  am  ?>.  FeViruar  IRTG  in  der  katliolischen  Kirche  getauft.  Bcitlf  Eltern 
starben,  zuerst  der  Vater,  dann  (im  Jahre  1881)  die  Mutter.  Der  Vormund 
des  Kindes  schloss  mit  den  (eYangelischen)  Bauer  M.'äcUon  Eheleuten  zu 
Gaildorf  einen  EostgeldTertrag,  den  das  Waisengericht  genehmigte.  Danaclt 
sollte  das  Kind  für  ein  Kostgeld  von  jährlich  40  M.  bei  den  genannten  Ehe- 
leuten bis  zum  1.  Mai  1890  Terbleiben*  Die  katholische  mütterliche  Gross- 
mutter beschwerte  sich  bei  dem  "Waisengerichte  über  den  Vormund,  weil  der- 
selbe das  Kind  evanp^olisch  erziehen  Vwm  und  sieh  weigerte,  ihr  die  Er- 
ziehung des  Kindes  zu  überkssen,  obwohl  sie,  die  Grossmutter,  sich  zur  un- 
entgeltlichen YerpHegung  des  IQndes  bereit  erklarte.  Das  Waiscngericht 
nahm  an,  der  Vertrag  sei  ungiltig.  Da  nämlieb  der  Vertrag  „vor  der  Obrig- 
keit des  Gatten  abgeschlossen"  werden  müsse,  so  habe  sich  die  Obrigkeit 
darüber  Gewisslieit  /u  verschaffen,  ob  die  Willenserklärung  einsf  irenieiut 
sei  und  den  Ausdruck  eines  freien  Entschlusses  bilde.  „Diesen  Autordcruugeu 
genügt  der  vorliegende,  sich  auf  die  Bestätigung  der  Echtheit  der  Unter- 
schriften beschränkende  Act  nidit,  selbst  wenn  man,  was  keineswegs  feststeht, 
annimmt >  dasn  die  Contrahenten  persönlich  vor  dem  Stadtschnltheissenamt 
erschienen  sind.  Der  Vertrap^  mnss  dalier  als  um^'iltiö-  angesehen,  und  kann 
von  01)ervormuüdschaftswegeu  uiehts  dagegen  erinnert  werden,  wenn  der 
Vormund  den  Mündel  in  der  Confessiou  seines  Vaters,  der  evangelischen,  er- 
zieht'^ Auch  der  Antrag  der  mütterlichen  Grossmutter,  ihr  die  Erziehung 
des  Kindes  zu  fiberUss^a,  wurde  für  unbegrfindet  erklärt,  weü  der  Orosa- 
nnittcr  ein  Erziehungsrecht  überhaupt  nicht  zusteht,  zudem  auch  der  Kost- 
geldvertraf.^  uiclit  oluie  woiterQs  aufgelöst  werden  konnte  ^  In  e'mor  Bv- 
schwerdo  fjegen  diesen  Beschluss  machte  die  mütterliche  Grossmutter  f^eitend, 
es  müsse  angenommen  werden,  dass  die  Brautleute  den  Vertrag  vor  der  zu- 
ständigen Obrigkeit  unterschrieben  hätten,  weil  sonst  der  Verweser  des  Schnlt- 
heissenamts  die  Echtheit  der  Unterschriften  meht  hätte  beurkunden  können ; 
der  Vertrag  sei  also  vor  dem  zuständigen  l?eaniten  geschlossen  worden.  Auf 
Anordnung  des  Amtsgerichts  erfolgte  eine  Vernehmung  des  Vormundes,  der 
zu  Protokoll  erklärte:  „Ich  beantrage,  dass  mein  Mündel  evangolis-  h  erzogen 
wird."  Das  Waisengericht  zu  Stuttgart  erliess  den  Beschluss,  d;  .i^  S^p^ 
die  beabsichtigte  Erziehung  des  Mündels  in  der  evangelische  C(4tf  '  i 
OberYormundschaftswcgen  nichts  erinnert  werde.  Die  Besohvr.;t ^' u  ^ 
dann  ilurch  das  Amtsgericht  als  unzulässig  verworfen .  wpW  sie  Ton  einer 
hierzu  uicht  befugten  Person  erhoben  war.    nKur  solche  Verwaudte,  welchen 


*  Besehltts«  des  Waisengericht»  su  Stattgart  vom  26.  Febraar  1887,  §  288. 


Digitized  by  Google 


Formvorschriflen. 


377 


ein  g«86tzlicties  Ersdehungsrechi  zukomiiit,  sind  berechtigt,  gegen  TerfOgungen 

des  Vormundes  Beschwerde  zu  erheben.  Ein  Erziehuiitrsrocht  kommt  aber 
der  Grossmutter  überhaupt  nicht  zu.  Landrecht,  lY,  Tit.  XTT,  3/  Das 
Amtsgericht  nahm  weiter  an,  die  Boschwerdn  könne  ^als  eine  an  die  Auf- 
sichtsbehörde gemachte  Anzeige"  betrachtet  werden.  Von  diesem  Standpunkte 
ans  prfifte  es  die  Frage,  ob  eine  VeranlasBung  vorliege,  TOn  Amtswegen  gegen 
die  Entscheidung  des  Waisengerichts  einzusdu^eiten.  Diese  Frage  wurde  ver- 
neint. Zur  Auflösung  des  Kostgeldvertrages  fand  das  Amtsgericht  keinen 
Anlass.  „Dass  der  Vertras:  vom  2.  Februar  IBCO  ungilti«]:  ist,  und  dass  dem 
Pfleger  unter  Zustimmung  der  Vorinundscliaftsbehfjrdo  die  Iiestimmunj^  der 
confessionellcn  Erziehung  des  Mündels  zusteht,  bedarf  keiner  Au.sführung. 
Gegen  die  im  Torliegento  Falle  erfolgte  Regelung  von' Obenraf8ichts^vegen 
einzusohrdten,  hatte  man  nnr  dann.  VeranlaBniiig,  wenn  die  Pflegetochter 
nicht  nuF;  einer  gemischten,  sondern  ans  einer  auf  beiden  Seiten  katholischen 
Ehe  stammen  würde.''  ^ 

Verträge  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten 
Eheu  werden  in  Württemberg  selten  geschlossen  (im  Gegensätze  zu 
Bayern).  Der  Gemeinderath  zu  Stuttgart  liatre  in  den  letzten  Jaliren 
nur  eine  geringe  Zahl  solcher  Verträge  zu  Ueuikundeu.  Dieselben 
wurden  den  Betheiligten  sofort  ausgehändigt,  so  dasä  über  ihren  Inhalt 
hier  keine  Auskunft  ertheilt  werden  kann. 

Vor  dem  Amtsgerichte  Stuttgart-Stadt  wurden  in  den  Jahren  1880 
bis  gegen  1889  im  ganzen  nur.  vier  solcher  YertrSge  errichtet,  der 
erste  yon  Brautleüten,  die  drei  anderen  Yon  Eheleuten.  In  allen  vier 
Fällen  wurde  die  evangelische  Erziehung  vereinbart.  Die  formelle 
Behandlung  war  in  jedem  dieser  Tier  Fälle  eine  Terschiedeue  ^. 


'  Besclilusa  des  Amtsgerichts  zu  Stuttgart-Stadt  vom  3.  September  188",  — 
Es  ist  richtig,  daas  die  Beschwerde  unzulässig  war,  well  der  Grossmutter  iccin 
ErsiehuDgaraeht  zustand.  (YgL  Lang,  Pononcn-,  Familien-  vnd  Vomrandachafla- 
recht,  S.  604.)  Im  tibrigen  kann  weder  den  ReclitsaustUhrungen  des  Amtsgerichts 
noch  der  Entscheidung  des  Waiscnuericlits  zneestiromt  werden.  Das  Rtarltschult- 
heissenamt  2U  Stuttgart  war  die  zuständige  „Olirigkeit*',  vor  welcher  der  Vertrag 
naoh  Art.  6  dea  Rdiigionaedfcta  gasdiloaBen  werden  konnte.  Der  Aliaehhiaa  d««  Y«v 
träges  war  am  2.  Februar  1889  dadurch  geschehen,  dass  die  Brautleute  mit  dem 
Vertrage  auf  dem  StadtBchuItheissenamtc  persönlich  erschienen  und  dort  den  Vertrag 
unterschrieben  oder  die  Unterschriften  unter  dem  Vertrage  als  die  ihrigen  anerkannten, 
und  dMB  der  Vertreter  des  Sehultheiaaenainta  die  EeMheit  der  Unteraehriflen  nr- 
kuadlleh  feststellte.  Es  lag  daher  kein  Grund  vor,  die  formelle  Giltigkelt  de»  Ver- 
trages zu  beanstanden.  Nach  Inhalt  des  Vertrajxps  sollten  die  Kinder  in  der  katho- 
lisclien  Religion  erzogen  werden.  Diese  Bestimmung  war  nach  Art.  6  des  Religions- 
edtcta  fQr  die  Yorniiindaehaft  bindend.  Ea  atand  alao  dem  VomiiDde  nlbht  frei,  eine 
andere  BaMimmnng  au  treffen.  Die  Gesetzwidrigkeit  der  Beatlmmmg  konnte  dureb 
ZneÖ'^»'-         '     Vormundschaftsbehörde  niclit  f^elieilt  werden. 

'  ».on  Falle  wurde  durch  den  evangelisciien  Buchdrucker  W.  und  dessen 
k.r.  .  ;\i.«ebMi  an  Protokoll  dea  Oertchtaaebreibera  vom  S6.  September 

ISM)  vereinbArt,  Ihre  l)ei(len  katholisch  getauften  Kinder,  Mathilde  (geb.  IG.  Januar 
1872)  und  Hermann  (geb.  16.  September  1873),  sollten  fortan  bis  zu  den  Uuter- 
scheiduDg^alireu  evangelisch  erzogen  werden.  Sie  fUgteu  hinzu:  ^Indem  wir  dieses 
Uflbecetnkonrniflii  hente  beatfttigen,  läacben  -wir  nna  hiermit  ge^aeitig  ▼ertragamiaaig 
SU  gewiaeenhaiter  ErfUlnqg  der  von  nna  bterdurch  ttbemommeoen  Verpflichtungen 
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B.  Ocsetsliclie  Toiwhriftcn* 

t  Beoht  des  Vaters. 

Ist  über  die  Oonfeesion  der  Kinder  aus  einer  gemisohten  Ehe 
kein  gütiger  Vertrag  errichtet,  so  werden  die  Kinder,  wie  dasBeligions- 
edict  sich  ausdrückt«  ,in  der  Seligion  des  Vaters  erzogen**  Dies 
wird  dahin  erklart,  dass  der  Yater  berechtigt  ist,  die  Kinder  in  seiner 
Confession  zu  erziehen.  Es  wird  angenommen,  dass  er  dazu  nicht 
verpflichtet  ist.  Namentlich  wird  dem  Yater  gestattet,  die  Kinder  in 
der  Confession  der  Mutter  zu  erziehen. 

Das  Ministerium  sngrt  lueruber:  ^Das  Gesetz  vorbiiKlet  den  katholischen 
Vater  bei  dem  Mangel  eines  Vertrages  nicht,  seine  Kinder  in  der  katholischen 
Heiigion  zu  erziehen,  sondern  es  räumt  ihm  nur  gegenüber  seiner  evange- 
lischen Ehefrau  das  Beoht  ein,  idle  seine  Kinder  in  jener  Beligion  erziehen 
zu  dürfen.  Wenn  er  nun  von  diesem  Bechte  keinen  Gebrauch  macht,  son- 
dern vielmehr  von  selbst,  und  ohne  gegen  seine  Gattin  eine  Tcrtragsmassige 
Verbindlichkeit  zu  übernehmen,  seine  Kinder  in  der  Reb'sj^ion  seiner  Gattin 
erziehf^n  lässt,  so  verletzt  er  überall  keine  Bestimmung  des  Gesetzes.  Er 


verbindlich.  Wir  bitten  um  gerichtliche  Bestätigung  dieses  Vertrages."  Das  Protokoll 
wurde  auf  VDrleaung  genehmigt  und  Ton  den  Ebelenten  W.  und  dem  Oeriehtssebrelber 
untecvelobnet.  Darunter  findet  sieb  (ohne  Datum)  der  Beschluss  des  Amtsricbterg, 
da««8  vorstehender  Vertrag  bestätigt  wt'rdo,  nml  dafür  eine  Sportel  von  12  Mark 
(nach  dem  Gesetze  vom  23.  Jvaxi  1828)  anzusetzen  sei.  —  Im  zweiten  Falle  wurde 
der  Vertrag  durch  gericfatllobes  Protokoll,  in  Gegenwart  des  Amtsrioliters  und 
Gerichtsschreihejs,  erriohtet.  In  dieser  Form  vereinbarte  der  katholiacbe  Friseur  M. 
zu  Stuttgart  mit  seiner  evan»eHftolien  Braut,  vor  dem  Amt!»e:ericbte  r.v  Stuttgart  am 
31.  October  1881,  die  evangelische  Erziehung  der  Kinder.  Gleicltzeitig  wurde  durch 
Beechlnss  des  Amterlchter»  der  Vertrag  besifttigt,  und  auf  Grund  de«  Spoitd- 
gesetzes  vom  24.  März  1881  eine  Sportel  von  15  Mark  angesetzt.  (Vgl.  Sporteltarif 
zum  Gesetze  vom  24.  März  1881,  Nr.  83,  Verträge,  Regierungsblatt,  1881,  S.  166, 
unter  3.  »FUr  die  gerichtliche  oder  landcsberrliche  Bestätigung  von  Familienfidei- 
commlaseo,  FamlUenetatttteo,  Familien-  und  andtt«n  Verträgen,  för  welelie  nieht  eine 
besondere  Sporld  angeordnet  ist  .  .  .  iTi  1000  Mark.^^  Absate  3:  „Dieselbe  Sportel 
wird  auch  angesetzt,  wenn  keine  eifi;entliche  Bestätie;ung,  sondern  nur  eine  gericht- 
liche oder  landesherrliche  Cognition  oder  eine  Insinuation  bei  Gericht  stattfindet.'*) 
—  Im  dritten  Falle  wurde  der  Vertrag  vor  einem  Geriohtsnotar  errichtet  und 
mit  Bestätigung  des  Amtsgerichts  versehen.  Der  katholische  Postpraktikant  G. 
und  deaaen  protestantische  Braut  schlössen  nämlich  vor  dem  Oericlrtsndtar  R.  zu 
Stuttgart  den  Vertrag,  daas  ilire  Kinder  protestantisch  erzogen  werden  sollten.  Der 
Vertrag  wurde  dem  Amtsgericht  aar  gerlehtliehen  Bestätigung  übersendet  und  mit 
dem  Beschlüsse  des  Amtsgerlehta  vom  5.  August  1882  verselu  n  !h^^  dem  Vtttrage 
die  geridilliclie  Bestätigong  zu  ertbeilen  und  eine  Sportel  vdu  15  Mark  anzusetzen 
sei.  —  im  vierten  Falle  wurde  von  dem  evangelischen  TaglÖhner  B.  zu  Stuttgart 
und  seiner  katholischen  Braut  an  gerichtlichem  Protokoll  des  Amtsgetrkihta  an  Statte 
gart  (vor  dem  Amtsrichter  und  QeiiehtMchTeiber)  am  8.  November  1887  der  Ver- 
trat' geschlossen,  dass  die  Kinder  evangelisch  erzogen  werden  sollten.  In  diesem 
Falle  wurde  der  Vertrag  lediglich  beurkundet  und  keine  Sportel  dafür 
angesetzt,  weil  Aet  Amtsrichter  mit  Rficksicht  auf  die  Bntseheidnng  des  Ohetiaiides- 
gerichts  zu  Stuttgart  vom  25.  October  1883  annahm,  daas  der  Vertrag  einer  gericbt^ 
liehen  Bestätigung  niobt  bedUrfe.   Dieser  Ansicht  ist  ansustimmen. 
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handelt  innerhalb  seiner  Rechtssphäre  und  behält  sieh,  weil  er  keinen  Ver- 
trag eingegangen  hat,  das  Recht  der  Aenderung  seines  WiHene  bevor. ^ 

Für  den  Fall,  dass  der  Vater  seine  Religion  wochaclt,  ent- 
hält das  Ileligiousedict  keine  besondere  Vorschrift.  Folglich  gilt  auch 
dann  die  Regel,  dass  die  Kinder  „in  der  Keligion  des  Vaters"  er- 
zogen werden.  Dies  ist  nach  Yorstehender  Auslegung  dahin  zu  Tev- 
stehen,  dass  der  Yater  nach  wie  vor  seinem  Beligionswechsel  die 
Religion  seiner  yor  oder  nach  dem  Religionsvechsel  geborenen  Kinder 
zu  bestimmen  hat,  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  der  Vater  zur  Con- 
fession  der  Mutter  übertritt,  also  die  bisher  gemischte  £ihe  zu  einer 
ungemischten  macht,  oder  ob  er  eine  dritte  Confession  annimmt,  also 
in  einer  gomischten  Khe  verbleibt  ^. 

Das  Recht  des  Vaters  wird  durch  den  Tod  der  Mutter  nicht 
geändert.  Eh  hängt  daher  auch  nach  dem  Tode  der  Mutter  von  dem 
Willen  des  Vaters  ab,  ob  er  die  Kinder  in  seiner  eigenen  Religion 
oder  in  der  Religion  der  Mutter  erziehen  will. 

Das  Ministerium  sagt  iuerfiber:  „Ebenso  ist  bei  einer  f^anniselitcn  Ehe, 
in  welcher  kein  Vertrag  über  die  Erziehungsreligion  der  Kinder  gescldosseu 
inirde,  der  ^beliebende  Vater  fQr  befugt  zu  erachten,  die  Kinder  aus  dieser 
Ehe  in  der  Religion  ihrer  Terstorbenen  Mutter  erziehen  zu  lassen,  weil  die 
Gesetze  für  die  Bestimmung  der  Erziehuiigsreligion  die  Vertragsfreiheit  der 
Eltern  aiiertcennen ,  weil  daher  die  Gesetzesbestimmung,  wonach  bei  dem 
Mangel  eines  Vertrages  die  Kinder  in  der  Keligion  des  Vaters  zu  erziehen 
sind,  nicht  als  eine  staatspolizciliehe ,  sondern  nur  als  eine  dem  Privatrcchte 
angehörige  Vorschrift  angesehen  werden  kann,  welche  dem  Vater  der  Mutter 
gegenüber  ein  Recht  gibt,  auf  das  er  zu  Gunsten  der  ReUgion  der  letzteren 
zu  verzieliteii  iiielit  geliiiidert  ist;  und  weil  endlich  ein  in  solehem  Falle  be- 
findlicher überlebender  Gatte,  der  seine  Kinder  freiwilli*;  in  der  Religion 
ihrer  verstorbenen  Mutter  erziehen  lässt,  im  präsumtiven  Einverstündnisse 
mit  dieser  handelt.*^ ' 

ISach  dieser  Auslegung  des  Gesetzes  bleibt  das  väterliche  Be- 
stimmungsrecht auch  dann  bestehen,  wenn  der  Vater  zu  einer  zweiten 
Ehe  schreitet.  Der  Vater  kann  durch  seine  zweite  Frau  veranlasst 
werden,  sein  Bestimmungsrecht  auszuüben ,  er  kann  daher  die  Bestim- 
mung in  einer  mit  der  zweiten  Frau  getroffenen  Vereinbarung  treffen. 


^  Erlass  des  Ministeriums  des  Inaern  und  des  Kirchen-  und  ■öcliulweseiui  au 
das  evaogolisclie  Consistorium,  vom  14.  September  1S26,  unter  Hr.  8,  Im  ErgfttWttiigB>- 
bAod  sum  B^lerangsblatt«,  1888,  8.  884,  885. 

*  V^'l.  Erlass  des  Ministerinma  d  «^  Tnnorn  und  des  Kirchen-  und  Pchuhvespns 
an  das  evangelische  Consiatorium,  vom  14.  t;eptember  1826,  Nr.  1,  Ergänzungsband 
zum  R^ierungsblatte ,  1838,  S.  332,  838.  Daria  heisst  es:  „Es  versteht  sieh  still- 
schweigend, das«,  wenn  die  EUern  ihre  eigene  Religion  verändern,  eie  eben  damit 
auch  eine  Abiinderun?;  der  ErzichunKsreligion  ilirer  Kinder  zu  erlcennen  geben  " 

«  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  und  des  Kirchen-  und  Schulwesens  an 
das  evangelische  Consistorium,  vom  14.  Juli  1831,  unter  Nr.  8,  im  Erglnzvnipbend 
tarn  Regiemiigeblatte,  1888,  8.  836. 
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,Es  wäre  jedoch  ganz  unangeiuessen ,  wenn  der  überiebende  Ehegatte 
die  Endehungsroebia  miner  Kinder  enter  Ehe  smn  Qegenstande  des  Yer* 
träges  mit  seiner  zweiten  Gattin  machen  würde,  weil  die  den  Eltern  zukom- 

mende  Festsetzung  der  Erziehungsreligion  ihrer  Kinder  als  persönliches  Recht 
im  enjrsten  Sinne  unveräusserlich  ist,  und  die  gesetzliche  Vertragsfreiheit 
über  dip  Erziehung-srelig-ion  sich  auf  die  beiden  Eltern  beschränkt.*  * 

Allerdings  hat  die  Ausleihung  des  Miiiijätcriums  keine  Gesetzes- 
kraft; auch  mag  es  einigernia.>?äen  bedenklich  sein,  den  Ausdruck  des 
Gesetzes:  „Die  Kinder  werden  in  der  Koligion  des  Yaters  erzogen", 
dahin  auszulegen,  dass  dein  Vater  das  Bestimmungsrecht  zustehe. 
Allein  gleichwohl  kann  diese  Erklftnmg  als  richtig  angeDommen  wer- 
den. Sie  läset  bei  dem  Mangel  eines  Vertrages  die  Qrundsätze  des 
gemeinen  Rechts  eintreten.  Es  Hegt  die  Voranssetsung  nahe,  dass 
der  Gesetzgeber  diesen  Gedanken  ausdrücken  wollte  ^.  Zudem  hat 
die  bezeichnete  Auslegung  des  Ministeriums,  aus  den  Jahren  1826 
und  1831 ,  seitdem  keinen  ernstlichen  ^Yiderspruch  gefunden.  Sie 
wurde  befolgt  und  ohne  Andeutung  eines  Bedenkens  9^A  die  richtige 
dargestellt  ^. 

2.  Reokt  der  Mutter  und  des  Vormimdes. 

Die  gesetsllohe  Regel,  dass  die  Kinder  aus  einer  gemischten  Ehe 
„in  der  Religion  des  Yaters"  zu  ersiehen  sind,  ist  nach  Torstehender 
Erläuterung  ebenso  zu  Tezstehen,  als  ob  das  Gesetz  gesagt  hätte,  der 
Yater  sei  berechtigt,  die  Religion  seiner  Kinder  zu  bestimmen.  Es 


^  So  Ijcmcrkli  der  ▼OTerwXhnto  MlnlsterlAlerlua  -vom  14>  Jall  1881,  bei  Elsen- 

lohr,  Nr.  882. 

^  Auch  die  haunover'sche  Verordaung  vom  31.  Juli  1S26  sagt  in  §  6,  Abaatz  2, 
fn  Beslehnng  anf  uneheliche  Sinder,  eie  „folgen  der  Religion  der  Mutt»**.  Die 

hannovcr'ache  Rochtsprocliung  nimint  an,  dies  habe  den  Sinn,  dssB  der  Hntter  des 
Bestimmungsrecht  zustelio.    Vpl.  oben.  S.  182,  304. 

8  Vgl.  z.  B. :  Reyöcher,  Württembergisches  Privatrecht,  Bd.  I,  §  178,  S.  302: 
„In  Ermanglung  einee  bindenden  Yertraget  kenn  der  Veter  die  Kinder  bis  su  den 

TJntcraclicicIung.sjaliren  in  »einer  "Religion  ocler  in  der  der  '>rutter  erzielien  las.«en"j 
Süskind  und  Werner,  Repertorium  der  evaugelisclien  Kirchengesetze  in  Württem- 
berg, Bd.  II,  S.  55,  Nr.  9,  und  S.  60,  Nr.  31  j  Lang,  Personen-,  Familien-  und 
Vominndeohaflereebt ,  g  78,  S.  001,  803.  —  Gegen  die  ReehtsansfQhnmg  des  MiaU 
steriums  lulnnfe  noch  mancherlei  eingewendet  werden.  z\uf  die  Bomerl<ung,  der 
Vater  kftnne  auf  sein  Recht  zu  Gunsten  der  Mutter  verzicliten,  ist  zu  erwiedern,  dass 
nach  Vorschrift  des  ReUgionsedicls  nur  in  Form  eine«  vor  der  Obrigkeit  geschlossenen 
Vertrages  eine  Abwtfelrang  von  der  gesetsUclien  Regel  besttmmt  werden  kann.  Gegen 
die  Verweisung  auf  das  „präsumtive  Einverptändnias"  der  verstorbenen  Mutter  ist  ausser- 
dem zu  bemerken,  dass  mit  einer  verstorbenen  Person  kein  Vertrag  geschlossen  Averden 
kann.  (Vgl.  oben,  S.  264.)  Diese  beiden  im  Erlasse  des  Ministeriums  hervorgehobe- 
nen Geeiehtapunkto  sind  daher  nieht  haltbar.  Sie  haben  aber  kdne  enta6heid«ide 
Bedeutung.  Denn  es  kommt  auf  diese  zur  Unterstützung  der  bezeichneten  Auslegung 
angefülirten  NebengrUnde  nicht  an,  wenn  der  Gesetzeswille  einen  undeutlichen  Aus- 
druck gefunden  hat  und  in  der  That  dahin  ging,  dass  die  Grundsätze  des  gemeinen 
dentsehen  Beehts  als  Regel  gelten  sollten. 
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gelton  daher  in  Württemberg  in  der  Begel  die  allgememen  Gruud- 
sätze  des  Erziebitngareehtes  anoh  für  Kinder  aus  gemischten  Ehen, 
soweit  das  Recht  des  Vaters  in  Frage  steht.  Für  die  oben  (S.  81) 
bezeichneten  Ausnahmefälle,  in  denen  das  elterliche  Recht  yon  der 

Matter  bei  Lebzeiten  des  Yaters  ausgeübt  wird,  fehlen  besondere  Ge- 
setzesvorschriften. Folglich  kommen  hier  die  gemeinrechtlichen  Grund- 
sätze ebenfalls  zur  Anwendung.  Tst  also  der  Vater  durch  Geistes- 
krankheit oder  Abwesenheit  in  dauernder  Weise  verhindert,  die  ßechto 
und  Pflichten  der  elterlichen  Gewalt  auszuüben,  oder  ist  ihm  die  Er- 
ziehungsgewalt wegen  schlechter  Aufführung  entzogen  worden,  so  tritt 
die  Mutter  an  seine  Stelle.  Sie  hat  daua  die  coufesäionelle  Erziehung 
der  Kinder  m  bestimmen.  Demgemass  ist  sie  berechtigt,  yon  einer 
früheren  Bestimmung  des  Vaters  abzuweichen,  namentlich  die  Kinder 
in  ihrer  eigenen  Religion  zu  erziehen,  wenn  dieselben  auch  bisher  in 
der  Religion  des  Vaters  erzogen  wurden. 

Begründet  nun  aber  die  gesetzllclie  Regel,  dass  Kinder  aus  ge* 
mischten  Ehen  „in  der  Religion  des  Vaters  erzogen  werden",  ein  ge- 
setzliches Recht  des  Vaters,  so  ändert  sich  die  Natur  dieses  RecRtes 
auch  nicht  durch  den  Tod  des  Vaters.  Es  vererbt  sich  auf  seine  Kinder. 
(Vgl.  oben,  S.  370.)  Die  Kinder,  die  noch  zu  erziehen  sind,  und  die 
übrigen  minderjährigen  Kinder  werden  durch  ihren  Vormund  vertreten. 
Der  Vormund  kann  also  verlangen,  dass  die  Mutter  ihre  Kinder  in 
G^massheit  des  Eidicts  vom  15.  Ootober  1806  in  der  Religion  des  Vaters 
erziehe.  Bie  Thätigkeit  des  Vormundes  unterliegt  der  Aufeioht  des 
Waisenrathes,  nach  den  allgemeinen  Grandsätzen  des  Vormundsohaffs- 
rechtes.  Insofern  ist  eine  Wittwe  aus  gemischter  Ehe  nicht  befugt,  für 
sich  allein  die  Confession  ihrer  Kinder  zu  bestimmen. 

Der  zu  Stuttgart  am  16.  März  1879  gestorbene  evangelische  Musiklehrcr 
G.  hinterliesB  eine  katholische  Wittwe  und  zwei  Kinder,  Friedrich  (geboren 
am  22.  März  1878)  und  Albert  (geboren  am  30.  November  1878).  Beide 
Kinder  waren  evangelisch  <:^efnuft  und  besuchten  seit  iliror  Rclmlpflic^lit  die 
evangelische  Volksschule.  Im  Jalire  1885  verzog  die  Mutter  mit  den  Kin- 
dern nach  Speier.  Der  in  Stuttgart  wohnhafte  Vormund  meldete  die  beiden 
Knaben  bri^ich  bei  dem  evaDgelischen  Stadtpfsnamte  zu  Speier  für  die 
dortige  STsagelisdie  VoUcsschuIe  an  und  erhielt  die  Antwort,  die  Kinder  seien 
in  Speier  durch  die  Mutter  nicht  in  die  evangelische,  sondern  in  die  katho- 
lische Volksschule  gebracht  worden.  Aus  einem  Briefe  der  j^futier  erfuhr 
der  Vormund,  dass  sie  ilire  Söhne  katholisch  erziehen  woUto.  Der  Vormund 
legte  die  beiden  Briefe  dem  Waiseugorichte  in  Stuttgart  zur  Eutdclieidung 
Tor,  indem  er  die  ESatBchfiessung  der  Mutter  missbilhgte.  Daa  Waisengericht 
nahm  an,  die  Frage  sei  nach  württembergisohem  Rechte  zu  entsdieiden.  Da- 
nach traf  es  folgende  Entscheidung.  „Nach  württembergischcm  Rechte  steht 
fest,  daas,  wenn  mangels  eines  ausdrücklichen  Vertrages  fibor  die  Er/.iehuiigs- 
confession  der  Kinder,  wie  im  vorliegenden  Falle,  diese  der  gesetzlichen  Kegel 
gemäss  in  der  Religion  des  Vaters  zu  erziehen  waren  und  erzogen  worden 
sind,  und  der  Vater  gMtorben  ist»  die  Überlebende  Mutter  ne  nicht  in  ihrer 
(der  Mutter)  CSonfession  erziehen  kami,  und  dass  solche  Kinder  bis  zu  den 
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irnterMheidangsjaliKii  in  derBeligion  ibi«8 Taten  erzogen  werden  müssen'. 
Bei  dieser  Saehli^  ersclieint  es  angezeigt,  dem  Yonnnnd  za  rathen,  das 
bayerische  Bezirksamt  Speicr  unter  Anschluss  eines  Auszuges  aus  diesem 
Protokoll  um  Ueberweisung  der  Knaben  in  die  dortige  evangelische  Volks» 
Bcbulc  zu  ersuchen."  ^ 

Andorersoits  steht  ein  Recht,  die  Wittwe  zur  Befolgung  des  Edicts 
vom  15.  October  180(5  auzuhaltcn,  nach  den  oben  bezcichnoton  (xrund- 
sätzen  nur  dem  Vormunde  (unter  Aufsicht  der  Obervormundschaft) 
und  den  etwaigen  grossjähric:eu  Kindern,  sonst  aber  niemandem  zu. 
Eine  Wittwe  aus  gemischter  Ehe,  die  ohne  Widerspruch  der  Yormund- 
schaft  (und  ilirer  grossjährigen  Kinder)  ilire  Kmder  in  ihrer  eigenen 
ConfesBion  erztelit,  liAnn  daher  nieht  etwa  durch  die  Schulverwaltang 
angehalten  werden,  die  Kinder  in  eine  Schule  zu  schicken ^  die  dem 
Religionsbekenntnisse  des  Vaters  entspricht^. 

Sind  beide  Eltern,  die  in  gemischter  Ehe  lebten,  gestorben,  so 
werden  die  Kinder,  ebenso  wie  bei  Lebzeiten  der  Eltern,  in  der  Regel 
^in  der  Religion  dos  V^aters  erzogen".  Grossjährige  Kinder  des  Vaters 
würdon  als  dessen  Erben  befugt  sein,  den  Vormund  zur  Befolgung 
der  gesetzlichen  Vurschrift  anzuhalten.  In  allen  anderen  Fällen  würde 
der  Vormund  im  Einverständnisse  der  Obervormundschait  von  der 
gesetzlichen  Vorschrift  abweichen  können  j  namentlich  würde  er  also 
nach  dem  Tode  beider  Eltern  die  Kinder  im  Beligionsbekenntnisse 
der  Matter  erziehen  kdnnen,  wenn  der  Yater  selbst  die  Erziehung  in 
der  Confession  der  Mutter  angeordnet,  oder  die  Mutter  als  Wittwe, 
ohne  Widerspruch  der  Yormundsobaft,  ihre  Kinder  in  ihrer  eigenen 
Confession  erzogen  hatte.  ^ 

Ueber  die  Frage,  in  welchem  religiösen  Bekenntnisse  ein  Waisenkind 
aus  gemischter  Elio  nach  württomhergischcn  ("icj^etzcTi  zu  erziehen  sei,  hat 
sich  das  preussi^cho  Oberlandesgericht  zu  Fiankfin  t,  in  einer  Vormundschafts- 
sache, ausgesprochen.  Der  Vater  des  Kindes  stammte  aus  Nassau.  Die  Ehe 
war  in  Württemberg  geschienen,  wo  das  Kind  am  22.  August  1872  geboren 
wurde,  und  beide  Eltern  starben,  der  evangelische  Yater  am  16.  Ißrz  1876, 
und  die  katholische  Mutter  im  iTahre  1881.  Kurz  vor  dem  Tode  übergab 
die  Mutter  ihr  Kind  an  einen  väterlichen  Verwandten,  der  das  Kind  mit  sich 
nach  Attenhausen  in  Kassau  nalun.   Dort  wurde  das  Kind  bevormundet.  Es 


'  Dies  il'irffe  weniprstcns  dann  dem  Qemi?.  entsprechen,  wenn  der  Vormund, 
wie  in  diesem  i'  aiie  ge^tehah,  das  Verlangen  stellt,  dass  die  Kinder  in  der  Confession 
des  YSiters  eraogen  werden. 

2  Auszug  aus  dem  Protokoll  des  Waisengerichts  zu  Stuttgart  vom  19.  December 
1885,  §  1745.  —  Ob  der  Vormund  einen  Antrnp:  an  das  Bezirksamt  zu  Speler  ge- 
richtet, und  diese  Behörde  dem  Antrage  entsprochen  hat,  ist  mir  nicht  bekannt. 

*  Eine  solche  Befiigniss  der  Selmlverwaltung  wurde  mehrflush  angenommen  und 
ausgeübt.  Vgl.  z.  B.  die  Consistorialerlasse  vom  2.  August  1853,  24.  April  und 
11.  August  185T,  bei  Süskind  nnd  Werner,  Repertorium  der  evangelischen 
Kirchengesetze  in  Württemberg,  Bd.  II,  S.  61,  unter  Erziehungsreligion,  Nr.  36—38. 
Doch  ftihlt  eine  gen&gende  Reehtfiartigting  dieser  Befogniss  der  Sdmlverwaltnng. 
Ygl,  oben,  S.  91. 
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entstand  Streit  über  die  reli^Sse  Erziehung.  Die  Trauung  dw  Eltern  hatte 

in  der  katholischen  Kirche  stattgefunden,  nachdem  die  Brautleute  Tor  dem 
Pfarrer  schriftlich  erklärt  hatten .  ihre  Kinder  sollten  katholisch  przo<!;on 
werden.  Demgemäss  war  das  Kind  katholisch  erzogen.  Es  hatte  bis  zum 
15.  Juli  ISSl  zu  ünterthalheim  in  Württemberg  die  katholische  Schule  be- 
sneht.  Das  Oberlandeegeriobt  steUte  jedoch  fest*,  die  Mutter  habe  auf  dem 
Sterbebette  bestimmt,  ihr  Eind  sollo  nicht  mehr  haüiolisch ,  sondern  fortan 
evangelisch  erzop^en  worden.  Auf  Grund  diosor  Festsh/llinig  ordnete  dafi 
OberlflTide«!jjericht  die  evanijelische  Erziehung  des  Kindes  an,  ohne  die  Frage 
zu  entschuiden ,  ob  das  nassauische  oder  das  württembergiscbo  Gesetz  zur 
Äimendwi^  kam,  mreil  es  annahm,  dass  meh  ^e  eyangdisehe  Ersiebung  nach 
beiden  GFeselzen  leebtfertige.  Es  fahrte  aus,  naeh  wOrttembergiseben  Ge- 
setzen sei  eine  Wittwe,  die  in  gemischter  Ehe  gelebt  hatte,  berechtigt,  die 
ConfcssioTi  dor  Kindor  zu  bestimmen;  von  diesem  Bestimmungsrechte  habe 
die  Mutter  auf  ihrem  Sterbebette  Gebrauch  gemacht;  daher  sei  diese  Be- 
stimmung für  die  Vormundschaft  massgebend^. 

JDle  IJnteiwelieidiiiiisi^lire, 

Das  Religionsedict  vom  15.  October  1806  spricht  in  Art.  6  von 
den  nUnterseheiduDgsjabreii'^ ,  ohne  anzugeben,  wann  dieselben  ein- 
treten. Darüber  besteht  noch  heute  Streit  ^  Das  Galtusniinisterinni 
nimmt  an,  die  Unteiseheidunggahre  würden  mit  einem  Alter  f  on  drei- 
zehn Jahrc]i  ri  iv>icht.  Dagegen  behaupten  die  meisten  Bechtslehrer, 
namentlieh  oishaar  (1831),  Reysoher,  Wächter,  Lang  undL.  Gaupp 
(Staatsreelit) ,  unter  den  üntersclieidungsjahren  im  Sinne  von  Art.  0 
dos  Keligiunsoiliets  sei  bei  Knaben  ein  Alter  von  scchzebn  .laliren  und 
bei  Mädchen  ein  Alter  von  vierzekn  Jahren  zu  verstehen,  nach  sii?  17 
und  18  der  Verordnung  vom  15.  Aiisjust  1817  über  AuswanderuiigoD  *. 

Die  Meinung,  dass  mit  dreizehn  Jahren  die  Untersclieidungajahre 
im  Sinne  von  Art.  6  des  Beligionsedicts  yom  16*  October  1806  er- 
reicht würden,  entwickelte  eich  im  Anschlüsse  an  den  Erlass  des 
Kinisteriums  des  Kirchen-  und  Sehnlwesens  vom  14.  September 
1826,  Nr.  2. 


*  Diese  thatsäcliliche  Fsatstdliing  stand  dem  OlMrlsadeegertcfate  nicht  su.  Vgl. 

oben,  S.  132,  133. 

-  Bescblusa  des  Obcrlandeagerichts  zu  Frankfurt  vom  10.  December  18S3.  — 
Wäre  das  württembergische  Gesets  und  die  beseiehnete  thstslobltdie  Feststellung 
mssageibend  gewesen,  so  wQrde  die  Entscheidung  dem  Gssetse  «itsprochen  haben. 
Nach  der  im  Edicte  vom  15.  Octoher  1806  ftiif^^esteliten  Regel  war  das  Kind  in  der 
evangelischen  Confeasion  des  Vaters  2U  erziehen.  Von  dieser  Regel  konnten  die 
Eltern  abweichen.  Jn  der  Thst  war  das  Kind  in  Württemberg  bis  snm  15.  Jnü  1881 
Icatboliscb  ersogen  worden.  Allein  nach  jener  thatflKchUehen  Feststellung  hatte  die 
Mutter  die  evan<2:eliacho  Erziehung  anjreordnet.  Damit  war  die  gesetzliche  Regel 
wieder  in  Kraft  getreten.  Vgl.  jedoch  über  diesen  Rechtsfall  oben,  S.  132,  133,  221. 

s  Vgl.  Boscbers  Zeltaehiift,  Bd.  XXVm  (1886),  8.  176—188,  Bd.  XXIX 
(1887),  &,  16—27,  49—64,  121,  122. 

«  Bsgisrttogsblatt,  1817,  S  407. 
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Derselbe  bat  folgenden  Wortlaut:  ^Was  unter  den  UnterBeheidunga- 

jähren,  deren  das  Rdifrioiisodict  und  arulcro  Gesetze  erwähnen,  zu  verstehen 
sei,  dioR  bestimmen  allerdings  die  vaterländischen  Gesetze  nicht  ausdrücklich. 
Allein,  indem  die  Gesetze  das  Alter  tür  die  Confirmation  und  für  die  erst- 
mialige  Theilnalime  am  heiligen  Abendmahl  featMisea,  bestimmen  sie  still- 
sebweigend  auch  den  Termin  der  Bisin^tionsjahre,  insofern  mit  jexien  Hand- 
luuf^en  der  bei  Kindern  durch  die  Taufe  nur  provisorisch  geschehene  SSntritt 
in  die  Kirdu  iii^csellschaft  nun  definitiv  erfolj^t.  Auch  versteht  das  «yemeinc 
deutsche  protestantische  Kirchenrecht  unter  den  Discretionsjahren  krat't  eines 
Beschlusses  des  vormaligen  Corpus  Svangelicorum  vom  22.  April  1752  ein 
Alter  von  vierzehn  Jahrän.  Der  abweichenden  Bestimmimg  in  der  Ytirord- 
nnng  wegen  der  Separatisten  vom  27.  December  1803  kann,  da  sie  sich  nur 
anf  die  Kinder  von  Separatisten  bezieht,  eine  allgemeine  Anwendbarkeit  nicht 
zu^estpivh'n  werden.  Es  ist  daher  anzunehmen,  dass  das  Koligionsedict  unter 
den  L  ntersc'heidungsjahren  ein  Alter  von  vierzehn  Jahren  verstehe. 

giusoiein  nun  die  Aufnahme  in  den  Laienstand  der  katholischen  Kirche 
durdi  die  Firmung  und  Zulassung  zu  den  Saoramenten,  nach  vorheriger 
öffentlicher  Ablegung  des  katholisdien  Cllaubensbt  keuntnisaes,  erfolgt,  er- 
scheint der  Antracf  des  Consistoriunts  g-egründet,  dass  Kinder  aus  gemischten 
Elien,  die  in  der  katholisf-fuMi  Religion  erzogen  werden,  vor  dem  vierzehnten 
Lebensjalire  zur  Oommunion  nicht  zugelassen  werden  sollen.  Es  wird  daher 
vorerst  der  katholisehe  Eirehenrath  in  der  Sache  zur  Aenaserung  aufgefordert, 
und  sodann  weiter  Bescheid  gegeben  werden. 

„Hingegen  kann  dem  Antrag,  wonach  Kinder,  die  um  die  Zeit  ihrer  Vor- 
bereitun<r  für  die  förmliche  Aufnahme  in  eine  der  beiden  christlichen  Kirchen 
zu  einer  andern  Kirche  fibergehen  wollen,  von  Amtswegen  in  den  Lehren 
beider  Confessionen  unterrichtet  werden  sollen,  nicht  stattgegeben  werden. 
Es  bleibt  vielmehr  bei  der  Regel,  dass  Kinder,  welche  in  einem  Alter  von 
vierzehn  Jahren  stehen,  ohne  Unterschied,  ob  sie  bereits  in  eine  Kirche  förm. 
lieh  aufgenommen  sind  oder  nicht,  nach  ihrer  freien  Entschliessung  zu  einer 
Bndern  Kirche  tibergehen  können,  und  dass  sie,  sobald  sie  diesen  Entschluss  erklä- 
ren, für  die  Aufnahme  in  die  neue  Kirche  durch  Unterrieht  vorzubereiten  sind."  * 

Die  Begriindun^  dieses  Erlasses  enthält  zahlreiche  Irrthiimer 
Namentlich  ist  unrichtig,  dass  nach  gtMneinem  deutschen  protestan- 
tischen Kirchenrechte  unter  den  Discretionsjaliron  ein  Alter  von  vier- 
zehu  Jahren  zu  verstehen  sei  '\  Ebenso  irrig  sind  die  Angaben  des 
'zweiten  Absatzes  über  die  Lehre  der  kaiholiBcben  Kirche  Die  im 
ersten  Absätze  erwähnten  protestantistihen  Eirchengesetze  über  das 
Alter  der  Gon&mation  können  für  ein  Staatsgesetz  über  die  Wahl 
des  Glaubensbekenntnisses  nicht  massgebend  sein.  —  Es  ist  sogar  un- 
klar, welche  Entscheidung  der  Krlass  getroffen  bat.  Solleu  die  Untere 
Bcheldongsjahre  im  Alter  von  dreizehn  Jahren  oder  erst  im  Alter  Ton 

1  Ergänzungsband  zum  Regierungsblatte,  1838,  S.  333,  334. 

*  VgL  Ganpp  in  Bosebers  Zeitwbrift,  Bd.  XXIX,  8.  M-OS. 

ä  VgL  oben,  S.  82—90. 

♦  Vgl.  cap.  12  X.  de  poeiiitentiis  (5,  38)  und  canon  4  Conc.  Triti.  Rfssio  21, 
de  communione.  Damit  stellt  der  Erlasa  des  bischöflichen  Geoeraivikariats  vom 
19.  Felmur  1838,  dir  in  Taifblg  des  MinisterislorlasM»  vom  14.  Septomber  1896 
ttSine  (vgl*  dsrUber  Bosebers  Zsttaehdll»  Bd.  XX'Vni,  S.  183),  niebt  in  Einklang. 
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vierzehn  Jahren  orreiclit  sein?  Im  orsten  und  dritten  Absätze  wird 
ein  ^Aher  von  vierzehn  Jahren"  erfordert.  Im  zweiten  ist  gesagt, 
dass  Kinder  „vor  dem  vierzehnten  Lebensjahre"  (also  vor  Erreichung 
eines  Alters  von  dreizehn  Jahren)  zur  ersten  Conimuniou  nicht  zuge- 
lassen werden  sollen.  Nach  allen  drei  Absätzen  soll  eine  Wechäel- 
besieliung  zwisoben  den  Unterscheidungsjahren  und  dem  ^d^nitiyen" 
Eintritte  in  eine  KirohengesellBcbaft  besteben. 

Der  Sinn  des  Erlasses  dürfte  dabin  geben,  dass  die  tJntersobei- 
dungsjahre  erst  mit  einem  „Alter  von  vierzehn  Jahren"  eintreten  (wie 
im  ersten  Absätze  gesagt  ist),  obwohl  ein  Kind  scbon  im  Alter  von 
dreizehn  Jahren  zur  ersten  Communion  zugelassen  werden  darf.  Für 
diese  Auslegung  epricht  der  dritte  Absatz.  Danach  sollen  Kinder  m\t 
dem  Alter  von  vierzehn  Jahren  das  Recht  erlangen,  zu  einer  andern 
Kirche  überzutreten,  auch  wenn  sie  „bereits  in  eine  Kirche  f<)rmlich 
aufgenommen  sind".  Es  wird  also  vorausgesetzt,  dass  die  „füruiUche 
Anfaabme",  durch  erste  Conmiunion,  schon  vor  Erreichung  eines  Alters 
Yon  yiemebn  Jabien  möglich  ist. 

Indessen  erklärte  ein  Erlass  des  katboliseben  Eirebenratbs  yom 
ICKoTember  1831  (bei  Beyscber,  Nr.  671),  unter  Nr.  2:  ,Die  Unteiv 
sebeidttngajahre  beginnen  mit  dem  Antritte  des  vierzehnten  Lebens- 
jahres; wer  im  vierzehnten  Lebensjahre  steht,  hat  das  Unterscheidungs- 
jahr erreicht."  ^  Die  nämliche  Meinung  billigte  das  evangelische  Con- 
sistoriuin  in  zahlreichen  Erlassen  ^.  Viele  Schriftsteller,  z.B.  Chr.  Ofaupp, 
ilauber,  Süsklnd  und  Werner,  auch  Mohl,  haben  sich  dieser  Meinung 
angeschlossen. 

Zur  Yertheidigung  dieser  Meinung  wird  angeführt,  zufolge  der 
^^Entscheidung"  des  Corpus  Evangelicorum  vom  12.  April  1752  sei  in 
den  (Gebieten  der  evangeUscben  Beiebsstfinde  «naob  der  daselbst  berr« 
schaden  Phtxis  der  Eintritt  der  TJnterscbeidnngsjabre  mit  dem  voll- 
endeten Tierzebnten  Lebensjabre  erfolgt".  Daher  sei  für  das  Herzog- 
tibum  Württemberg  „anzunehmen,  dass  dort  jedenfalls  um  die  Hitte 
des  vorigen  Jahrhunderts  das  vollendete  vierzehnte  Lebensjahr  allge- 
mein als  Discretionsjahr  im  "Wege  des  Gewohnheitsrechts  sicli  fest- 
gesetzt hattp".  Tn  <lor  württembergiaehen  Praxis  habe  sich  „der  Tennin 
der  Untersoheiduugsjahre  von  dem  vollendeten  auf  dad  angefangene 
vierzehnte  Lebensjahr  verschoben",  zufolge  kirchlicher  Vorschriften 

'  *  Dieser  EdMS  wurde  von  der  ketholisclieii  Kirche  bekämpft  und  ,,seit  dem 

Kirdicngesetze  vom  30.  Januar  1862  auch  formell  SUMer  Kreft  geeetst".  Gavpp  in 
Boschers  Zeitschrift,  Bd.  XXIX,  S.  59. 

»  Vgl.  z.  B.  die  Erlasse  vom  28.  Februar  1840,  ö.  Januar  1841,  35.  September 
1851  und  16.  Janner  1857,  bei  BUekind  und  Werner,  Repertorium  der  evange- 
lischen Kirchengesetze,  Bfl,  TT,  nntor  Erziehungsreligion.  Nr.  44 — 49.  Auf  Grund 
dieser  Erlasse  nehmen  die  evangelischen  Kircheabehörden  die  Befugniss  in  Anspruch, 
„Kinder,  deren  Eltern  einem  andern  Bekenntniss,  als  d«n  evangeUecben,  angehören, 
naeh  vollendetem  dreisebuten  Lebemijabre  auf  ibren  Wunsch  auch  gegen  den  Willen 
ihrer  Eltern  zur  Conflrmation  und  zu  dem  sie  vorhereitenden  Unterricht  heizuziehen'*. 
Dies  bezeufrt  Regierungarath  Kern  in  Boschers  Zeitschriii,  Bd.  XXVIII,  S.  186. 
Scbmldt,  CoiifOASion  der  Kinder.  26 
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über  Zulassung  zur  Confirmation  oder  ersten  Communion.  Es  sei  „in 
der  langjährigen  gleichförmigen  Uehuug  der  Behördert  fies  Cultdeparte- 
menta,  welche  deii  Termin  der  religiösen  üntersrliei'luügsjahrG  auf 
das  angetretene  vin  zi^hme  Lebensjahr  setzen,  eine  ailgemeine  Rechts- 
überzougung  des  \  «  Ikes  über  den  Eintritt  der  Unterscheidungsjahre 
zum  Ausdrucke  gebracht  worden".  Also  sei  „in  der  fraglichen  Rich- 
tung ein  Gewohnheitsrecht  anzsuerkennen*'^. 

Diese  AuslÜhrungen  sind  nicht  haltbar'.  Naeh  der  wOrttem- 
bergischen  Yerfossung  war  bis  zum  Jahre  1806  die  luHierisöhe  Con- 
fession  ausschliesslich  im  HerzogÜhum  zugelassen.  Der  Heisiog  konnte 
nach  Art.  5  §  86  des  Westfälischen  Friedens  die  Katholiken  zur  Aus- 
wanderang Bothigen;  er  sollte  von  diesem  Rechte  in  Q-emässheit  der 
Religionsreversalien  Gebrauch  machen.  AVer  von  der  bitherischon 
zur  katholischen  Kirche  übertrat,  mussto  auswandern.  Zur  Festsetzung 
eines  Zeitpunl<tes  für  die  Wabl  eines  lleligionsbekenntuisscs  lag  keine 
Veranlassung  vor,  solange  eine  freie  Wahl  nicht  möglich  war.  Erst 
die  aus  der  lutherischen  Kirche  hervorgegangene  Secte  der  Se- 
paratisten veranlasste  im  Jahre  1803  eine  Entscheidung  der  Frage, 
wann  die  Kinder  von  Separatisten  das  Recht  erlangten ,  wider  d«n 
Willen  ihrer  Eltern  sich  durch  Geistliche  der  Landeskirche  confirmiren 
zu  lassen.  Biarfiber  wurde  in  der  karförstüchen  YOTOrdnnng  Tom 
27.  Deeember  1803  eine  Bestimmung  getroffen.  Es  sollte  ein  Alter 
von  vierzehn  Jahren  nicht  genägen,  sondern  mit  der  Confirmation 
solcher  Kinder  ir^wartet  werden,  bis  „ihr  Yerstand  zu  mehrerer  Reife 
gekommen  sein  wird,  und  sich  eine  Selbstverantwortlichkeit  in  Absicht 
der  Glaubensmeinungen  eher  gedenken  lässt,  mithin  bei  den  Mädchen 
etwa  im  achtzehnten  Jahre,  wofern  sie  nicht  früher  heiraten,  bei  den 
Jünglingen  im  zwanzigsten  Jahre".  Nach  dieser  geschichtlichen  Ent- 
wicklung konnte  um  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  das  bezeich- 
nete Gewohnheitsrecht  im  Herzogthnm  Württemberg  nioht  entstehen. 
Es  ist  audi  kein  Beweis  dafür  angegeben.  Hat  aber  ein  solches  Gewohn- 
heitsrecht nicht  bestanden,  so  kann  es  auch  nicht  im  neunzehnten  Jahr- 
hundert den  Termin  „verschoben"  haben.  Zudem  kann  eine  allgemeine 
Rechtsüberzeugung  des  Volkes  oder  ein  Gewohnheitsrecht  durch  die 
Behörden  <1ps  Cultdepartememts*  nicht  gebildet  werden  ^. 

In  der  Vorschrift  der  Verordnung  vom  27.  Deeember  1803  kann 
eine  allgemeine  Bestimmung  der  Unterscheidungsjahre  gefunden  wer- 
den Die  Verordnung  ertheilte  in  §  5  den  Separatisten  die  Erlaubniss, 
ihre  Kinder  in  ihren  separatistischen  Religionsgrundsätzen  zu  erziehen. 

^  Bericht  des  Rdgierangsraths  Ketn  in  Bo8eh«T«  Zeltsdirift,  Bd.  XXVm, 

&  181—186. 

»  Vgl.  Gaupp  in  Boschers  Zeitschrift,  Bd.  XXIX,  S.  49—52,  Ö7— 62. 

^  £s  int  daher  gerechtfertigt,  dass  die  vereinigten  Senate  des  OberlandeBgerichta 
^Bedenken  die  Aniudimft  eiikae  «oldiea  von  CultnBmliiliteriiim  imtmMUteD 

Gewohnlieitsrechts'*  erliobwi  babtti.   CVgl-  unten,  S.  389.) 

*  VgL  Oanpp  in  Boschers  Zeitsehiiffct  Bd.  XXIX,  S.  61— 54. 
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T)n^  elterliche  Erziehung^nM-ht  sollte  bezüglich  der  ReliG:ions!]:nin(l- 
sätze  so  lange  dauern,  bis  die  Kinder  mit  gehöriger  Vcrataudesreite 
eine  eigene  Entschliessung  fassen  konnten.  Die  Verordnung  nahm 
an,  die  nötliige  \  crstandesreife  trete  bei  Töchtern  mit  ihrer  Verhei- 
ratung oder  „etwa  im  a^iiteelmteii  Jahre",  bei  SSfanen  „im  zwanzigsten 
Jähre'  ein.  Damit  erlangten  die  Kinder  das  gesetzliche  Recht,  zwischen 
der  Landesreligion  und  der  Separatisten-Secte  zu  wählen.  Im  Jahre 
1806  wurde  den  Katholiken  in  Württemberg  Duldung  nnd  Beligions- 
freiheit  gewährt.  Das  Religionsedict  vom  15.  October  1806  spricht 
in  Art.  6  von  den  l'nterscheidungsjahren  als  einem  bekannten  Begriff. 
E8  liegt  nahe,  diesen  Ausdruck  im  Sinn  der  Verordnung  vom  27.  De- 
cember  180-^  -zu  rfTsrphen,  so  dass  Kinder  aus  f^-emischten  Ehen  mit 
dem  bezeichneten  Lebensalter  das  liecht  erlangten,  sich  nach  ihrer 
"Wahl  zur  evangelischen  oder  katholischen  Kirche  zu  bekennen. 

Hierfür  spricht  auch  die  weitere  Entwicklung  der  Gesetzgebung. 
Um  1804  erfolgte  eine  «massenhafte  Auswanderung  Ton  Angehörigen 
der  Separatistensecte*^ ;  dies  war  «die  nächste  Veranlassung'^  ^  zum 
Oenerabescript  vom  9.  Mörz  1804,  über  Auswandern  der  Miegatten, 
ledigen  Leute  und  Waisen.  In  §  11,  Absatz  2  und  3,  dieser  Ver- 
ordnung wurden  die  „Discretionsjahre"  erwähnt,  und  zwar  für  den 
Fall,  dass  von  den  Eltern  nur  der  Vater  oder  nur  die  Mutter  aus- 
wanderte. Alsdann  sollte  bei  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  Kinder 
mit  auswandern  oder  im  Yaterlande  verbleiben  sollten,  die  eigene 
Neigung  der  Kinder  berücksichtigt  werden,  wenn  sie  die  „Discrctions- 
jahre"  bereits  erreicht,  „d.  h.  für  diesen  Kall,  wenn  Söhne  das 
aechzehnte,  Töchter  das  vierzehnte  Jahr  vollendet  hatten.  Diese 
Ausnahmerorsohrift  diente  zur  Bestärkung  der  Bogel,  dass  sonst  die 
ünterscheidnsgsjahre  erst  später  erreicht  wurden.  —  An  Stalle  yon  §  1 1 
des  Generalreseripts  TOm'  9.  März  1804  traten  die  §§  17  und  18  der 
Verordnung  vom  15.  August  1817,  über  Auswanderungen',  worin  auch 
der  Fall  berücksichtigt  wurde,  dass  beide  Eltern  auswanderten.  Der 
Entwurf  wollte  sich  an  die  Fassung  von  1804  anscblicssen,  für  den 
Fall,  dass  die  Kinder  ^die  Unterscheidungsjahre  erreicht,  hier  näm- 
lich, wenn  die  Söhne  das  sechzehnte,  und  die  Töchter  das  vierzehnte 
Jahr  vollendet  haben".  Auch  hier  erschien  die  Annahme  eines  Alters 
von  sechzehn  und  vierzehn  Jahren  als  Ausnahme  Vorschrift.  Allein  bei 
Berathung  über  den  Entwurf  wurden  die  Worte  »hier  nämlich*  ge- 
atriehMi.  Es  wurde  die  allgemeine  Fassung  gewählt:  „was  bei  Söhnen 
nach  dem  aurüolcgelegten  sechzehnten,  und  bei  Töchtern  nach  dem 
Tierzehnten  Jahre  geschieht".  Damit  war  eine  allgemeine  Erläuterung 
des  Ausdmdces  „Unterscheidungsjahre"  gegeben.  Es  ist  daher  ge- 
rechtfertigt, diese  allgemeine  Vorschrift  auch  auf  die  in  Art.  6  des 


>  RegieniDgflmth  Kern  in  Boftchcrs  Zeitschrift,  Bd.  XXVm,  8.  179.  DU 
Gtftnde  der  ^ln';^'''nhaflen  Auswandermg  aind'  aichfc  Migi^beil. 
2  Regierungöblatt,  1817,  S.  i03. 
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Religionsedictes  vom  15.  Oetober  1806  erwähnten  Unterscheidungs* 
jähre  anzuwenden  K 

Dieser  Meinung  folgte  das  Landgericht  zu  Tübingen  in  einem  ürtheile  vom 
Jahro  18f^5,  das  hr-^oTniorp  Hf>achtun<»  rordient,  weil  es  eine  nähere  Unter- 
suchung der  bezeichneten  t^treitfraj^e  veranlasste.  Der  Bauer  L.  zu  Entringen 
hatte  der  evangelischen  Landeskirehe  angehört,  war  aber  aus  derselben  zur 
Meäiodistengcmeinde  fibergetreten,  während  sdne  Ehefrau  in  der  erangeliBdien 
Landeskirche  verblieb.  Eine  in  dieser  Ehe  am  30.  Januar  1872  geborene 
Tochter,  Salome,  hatte  bis  zum  Anfange  des  .Lilires  1885  bei  dem  evanp:cli- 
sohen  Geistlichen  der  Gemeinde  Entringen  den  lieli-jrionsunterricht  crluilteu. 
Im  Januar  1885  bestimmte  der  Vater,  Salome  soUe  fortau  durch  den  Geist» 
liehen  der  Methodistcngemeinde  in  der  Beligion  nnteiriehtet  wodm.  Die 
Tochter  besuchte  aber,  gegen  den  WiUen  ihres  Yateni,  den  Religionsunterricht 
des  evangelischen  Ortsireistlichen.  Als  sie  ans  dessen  Confirmationsunterrichte 
am  2C.  Januar  1885  nacli  TTause  kam,  Tpr^veisferte  ihr  der  Vater  das  Essen, 
mit  dem  Bemerlcen,  sie  könne  im  Pfarrliause  zu  Mitta^;  essen.  Infolge  dessen 
wurde  das  Kind  am  nämlichen  Tage  durch  die  väterliche  Grossmuttcr,  im 
EinTerstiadnisB  mit  dem  Ortsgeistlichen ,  bei  dem  Bauern  G.  zu  Entringen 
in  Pflege  gegebai.  Am  30.  Januar  1885,  als  Salome  das  Alter  von  dreizelm 
Jahren  erreicht  hatte,  erklärte  sie  zu  Protokoll  des  evangelischen  Pfarrers 
und  zweier  Kirchenältesten,  sie  wolle  der  evangelisch-lutherisehcn  Kirche  an- 
gehören und  darin  contirmirt  werden.  Am  5.  Februar  1885  vcrliandelte  der 
evangelische  Pfarrer  auf  dem  Rathhause  vou  Entringen,  im  Beisein  der  sieben 
ICtglieder  des  Gemeinderaihs,  mit  dem  Tater,  der  die  Rfickgabe  seiner  Tochter 
yerlangte.  Bs  wurde  ihm  bedeutet,  seine  Tochter  könne  nur  dann  zu  ihm 
zurückkehren,  wenn  ihre  Olaitben??-  und  Gewissensfreiheit  i^esichert  sei.  Der 
Vater  weiti^erte  sicli ,  eine  Erklärung  /u  unterschreiben,  worin  er  ..vor  den 
bürgerlichen  und  kircliliehen  Vorstehern*'  der  Gemeinde  gewisse  näher  be- 
zeichnete Yeipflichtungeu  gegen  seine  Tochter  übernehmen  sollte.  Darauf 
wurde  ihm  erklärt,  dann  k9nne  er  seine  Tochter  in  seine  Gewalt  nicht  zurfick- 
fordem.  Der  Vater  erhob  nicht  eine  Besehwerde  geg^  das  Vorgehen  des 
Pfarrers  und  des  Gemeindcraths ,  sondern  enie  Kkur^^  gc^::en  den  Bauern  G. 
Nach  seinem  Antra^^e  sollte  der  Bekla^jte  verurtlnnlt  werden,  dem  Kläger 
dessen  Tochter  Salome  herauszugeben,  mindestens  aber  der  Wegfuhrung  des 
Kindes  durch  den  Kläger  aus  dar  Wohnung  des  Beklagten  kein  Hindemiss  in 
den  Weg  zu  legen.  Der  Bekbgte  erhob  hiergegen  keinen  Einwand  und  er- 
kannte seine  Verpflichtung,  dem  Abholen  des  Eindes  nichts  in  den  Weg  zu 
legen,  ausdrücklich  an.  Das  Landgericht  zu  Tübinofen  entschied  in  der  Haupt- 
sache nach  dem  Antrage  des  Klägers  und  erkannte  bezilp;lich  der  Kosten  auf 
einen  Eid  des  Beklagten Die  Entscheidung  in  der  iiauptsache  rechtfertigte 
sich  schon  nach  §  278  der  OiTÜproeessordnung,  weil  der  Beklagte  den  Klage- 
anspruch  anerkannt  hatte.  Es  war  daher  nicht  nöthig  zu  prüfen,  ob  der 
Klageanspruch  ;:^ereclitfertigt  war.  Xoch  weniger  war  es  nöthig,  auf  dio 
Fm£]:e  einzugehen,  ob  das  Kiiul  das  Unterscheidungsalter  erreicht  hatte.  Tu 
den  Entscheidungsgründen  wurde  ausgeführt:  ,Nach  gemeinem  Recht  stehen 
dem  Täter  Terschiedene  Klagen  wegen  Yorenthaltung  der  Person  seines  Kinde» 
zu.  Hag  auch  das  Interdictnm  de  liberis  duoMidis  nicht  die  AusUeferung, 


1  Vgl.  Gaupp  iH  Bo Sehers  Zslisebrift,  Bd.  XXIX,  S.  55—57. 

2  Urtheil  des  Landgericht«  an  TdblngCD  vom  29.  April  1866,  in  Sachen  L.  wider  G. 
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flondem  nur  die  Gestattang  der  W^ffihrung  dea  KindeB  zum  Ziel  haben,  so 
hat  der  Yater  als  Klagen,  die  aaf  Audiefemng  des  Kindes  gerichtet  sind,  wohl 

das  Interdictunt  de  liberis  oxhibendis,  L.  1  §  2  B.  43,  30«  and  jedenfalls 
eine  Vindication ,  L.  1  §  2  D.  6,  1.  Auch  isf  kein  Grund  ersichtlich,  diese 
Klagen  für  heutzutage  nicht  mehr  anwendbar  zu  erklären.  Die  vom  Kläger 
erhobene  Klage  ist  also,  nebst  dein  dariu  enthaltenen  Getiuch,  iin  positiven 
Beeht  b^rfindet.*  Kach  diesm  OrOnden.waT  e«  unerheblioh,  ob  das  Kind 
das  Unterscheidungsalter  erreicht  hatte.  Doch  legten  die  Entscheidnngs-  , 
iifriinde  auch  darauf  Gewiclit,  dass  Salome  L.  das  Untersclieidun2;saltcr  noch 
nicht  erreiclit  liatte,  also  nor'li  dem  elterliclien  Er^iehungsreeiit  uutorwurfen 
war.  In  Beziehung  hierauf  bemerkten  die  £ntscheidung8gründe  folgendes. 
«Das  Eroehungsrecht  bezüglich  ehelicher  Kindw  steht  den  Eltern  gemein^ 
sehaftlich  zu;  im  Fall  eines  Dissenses  Her  Eltern  entscheidet  jedoch  der  Wille 
des  Täters.  Dies  Erziehungsreclit  begreift  insbeeimdere  auch  die  Befugniss, 
die  C0Mff>H^in7Md1p  Erzicliunfc  dos  Kindes  zu  bestimmen,  in  sich,  und  währt  bis 
zur  Erreichung  der  Unterscheiduiif^sjahrc  durch  das  Kind,  das  licis.st  bei 
Mädchen  bis  zum  yoUendeten  vierzehnten  Lebensjahre.  Vgl.  Religiousedict 
vom  15.  October  1806  und  Gesetz  vom  16.  August  1817,  §  17.  Kläger^  selbst 
der  Methodistnogemdode  angehörig,  konnte  daher ,  obsehon  entgegen  dem 
Willen  der  Mutter,  mit  Redit  verlangen  und  anordnen,  dass  seine  dreizehn- 
jährin^c  Tochter  den  Religionsunterricht  des  Methodistenpredigers  und  nicht 
den  des  evangelischen  Ortsgeistüchen  besuche.  Dadurch,  dass  das  Kind  am 
26.  Januar  gegen  den  Willen  des  Vaters  dem  Beklagten  übergeben  wnirde 
und  seither  dort  yerblieb,  wurde  das  religiöse  Erziehungsrecht  dm  Klägers 
gegenüber  seinem  Kinde  verletzt.'^ . . .  Dies  war  eijier  der  drei  Gründe,  aus 
denen  dem  Klageantrage  entsprochen  wurde.  Das  I'rthoil  berief  sich  also, 
für  FeststelluniT  des  Zeitpunkts  der  Untersclieiduuf^sjalire,  lediglicli  auf  §  17 
des  Gesetzes  vom  15.  August  1817,  und  zwar  mit  Kecht  (vgl.  oben,  Ö.  387). 
Es  stand  hierbei  im  Einklänge  mit  der  Beehtslehre,  jedoch  in  Wider- 
«pmch  mit  der  Auffassung  des  Cultusministeriunu».  Aus  Anlass  dieses  Urtheils 
wurde  eine  Denksehnft  des  Cultusrainisteriums  vom  11.  September  1885  dem 
Justizministerium  vorgelegt,  und  durch  letzteres  ein  Gutachten  des  Ober- 
landesgerichts erfordert.  Die  vereinigten  Civilseuate  dos  Oherlandesfj^crichts 
zu  Stuttgart  erstatteten  das  Gutachten  im  Jahre  1885  und  erklärten  darin 
angeblieh  ihr  Einverstandniss  mit  der  Meinung,  dass  die  Frage  aus  der  Ver- 
ordnung vom  15.  August  1817  nicht  zu  entscheiden  sei,  weil  diese  Verord- 
nung nicht  beabsichtigte,  eine  Vorschrift  über  die  religiösen  Unterscheidungs- 
jahre zu  geben.  Andererseits  trug  das  Oberlandcsgericht  Bedenken,  die 
Meinung  anzuneluiien ,  dass  die  Untt^rticheiduugsjahre  im  Sinn  des  Reügions- 
edicts  im  Alt^r  von  dreizehn  Jahren  eintreten  sollten Der  Wortlaut  und 
die  Begründung  des  Gutachtens  ist  noch  nicht  bekannt  gewordra. 

Ware  die  Bedeutung  der  Unterscbeidungsjahre  im  Sinn  von  Art.  6 
des  BeligioDsedicts  aus  der  Yerordnuug  Tom  15,  August  1817  nicht  m 
entnehmen,  so  würde  eine  gesetzliche  Bestimmwig  darüber  nicht  be- 
stehen. Es  würden  also  die  Grundsätze  des  gemeinen  Beohts  (oben, 
S.  89,  90)  zur  Anwendung  kommen. 

«BoBchers  Zeitschrift^  Bd.  XXIX,  8.  64,  122. 
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2u  Anfang  dieses  Jahrhimderts '  konnten  sich  in  Baden  Bratttleute, 
die  eine  gemischte  Ehe  schliessen  wollten,  rechtsgiltig  verpflichten^ 
dass  die  Sohne  in  der  Beligion  des  Taters ,  die  Töchter  in  der  Reli- 
gion der  Matter  erzogen  werden  sollten.  Ein  solcher  Yertrag  musste^ 
um  giltig  ZQ  sein,  gerichtlich  geschlossen  werden.  War  ein.  rechts- 
beständiger  Yertras:  vor  der  Ehcschliessung  niclit  crriclitet,  so  mus55ten 
die  Kinder  in  der  Confession  des  Yators  orzngeu  werden.  In  un- 
gemischten Ehen  folgten  die  Kinder  aogeblieli  der  Confession  ihrer 
Eltern*.  An  diesen  Grundsätzen  wurde  rlurch  den  Landrechtssatz 
1388  nichts  geändert.  Denn  der  Zusatz  203a  bestimmte;  „Die  kirch- 
liehe  Erziehung  muss  sich  nach  dem  Grundgesetz  über  die  Kirchen- 
yerfassnng  richten,  welches  auch  allein  entscheidet,  was  Yerträge 
darüher  zu  hestimmen  veimögen,  nnd  wie  dieselben  beschaffen  sein 
müssen.* 

Eine  noch  grössere  Kraft  der  Yerträge  ergab  sich  aus  der  landes- 
herrlichen Yerordnung  vom  8.  Juni  1826  ^.   Dieselbe  gestattete  „den 

Yerlobten  vcrscliiodener  Confession,  durch  einen  vor  ihrer  Yerohe- 
lichung  in  rechtlicher  Form  ausgefertigten  Yertrag  entwt  f^lf  r  die  Con- 
fession des  Yaters  oder  die  der  Mutter  für  alle  ihre  Kinder  zu  be- 
stimmen, oder  auch  diese  nach  dem  Gesehieclite  zu  theilen,  so  das& 
die  Kinder  männlichen  Geschlechtü  in  der  Confession  des  Yaters,  jene 
des  weiblichen  Geschlechts  aber  in  der  Confession  der  Mutter  erzogen 
werden  sollten*.  War  kein  giltiger  Yertrag  Tor  der  Ehe  geschlossen^ 


*  Drittes  Organiiationsedict  vom  11.  Febraar  180S;  Verordnungen  vom  18.  Sep- 
tember 1804  und  17.  März  1806;  Rechtsbclehrungen  vom  25.  Juni  1805  und  14.  De- 
ccmbcr  180G;  erstes  Constitutionsodit  t  vom  14.  ^lai  1S07,  §  6;  Verhandlnngon  der 
Ständeversammlung,  von  1850— 1 860,  Beilagen  zu  den  Protokollen  der  zweitea 
Kunner,  S.  803.   Besflglleh  der  nngvraisehten  Ehen  vgl.  jedoeh  oben,  S.  81,  S60. 

2  Staats-  und  Reeicrungablatt,  1826,  Nr.  U,  S,  91.  Vgl.  darUber:  Kirn  in 
den  Annalen  der  grosshcrzoirlicli  Ladischen  flerichte,  1840,  S.  74 — 76;  Turban  im 
Magazin  für  badisciie  Rechtspflege  und  Verwaltung ^  Bd  I  (1854),  S.  53—73.  — 
Die  Verordnung  erging  naeh  Anhörung  beider  KIrchenaeetionen,  ohne  et&ndlsch» 
Mitwirkung. 
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80  sollten,  wie  bisher,  alle  Kinder  in  der  Coufession  des  Taters  er- 
zogen werden.  Für  die  Fälle  eines  Confessionswechsels  der  Eltern 
waren  in  §§  6  und  7  besondere  Bestimmungen  getroffen,  mit  Unter- 
scheidung der  bereits  confirmirten  von  den  noch  nicht  confirmirten 

Kindern.  Sonst  war  die  den  Kindern  aus  einer  gemischten  Ehe  (dureh 
Yertrag  oder  Gesetz)  einmal  bestimmte  Oonfession  in  der  Regel  un- 
abänderlich, so  dasäs  sie  weder  durch  beide  Eltern  bei  deren  Lebzeiten, 
noch  durch  Bestimmung  des  üeberlebenden  oder  des  Vormundes  ge- 
ändert werden  konnte. 

Die  Sohlichtung  von  Streitigkeiten  über  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  erfolgte  bis  zum  Jahre  1860  durch,  die  Staatspolizei- 
behörden K  Diese  hielten  sich  unter  Herrschaft  der  Terordnung  Tom 
8.  Juni  1826,  mit  Rücksicht  auf  §§  3  und  28  der  Eheordnung*,  fftr 
verpflichtet,  „auf  Anrufen  der  als  betheiligt  erachteten  betreffenden 
Kirchenbehörde  die  Yoliziehung  der  gesetzlich  oder  Ycrtragsmässig 
bestimmten  Erziehungsnorm  selbst  gegen  den  einstimmigen  "Willen 
der  Eltern  und  auch  dann  noch  zu  bewirken,  wenn  alle  sonstigen,  ge- 
wöhnlich noch  in  Betracht  kommenden  Yerhältni^^se  im  späteren  Zeit- 
verlaufe eine  Aeuderung  erfahren  hatten"  ^  Es  wurde  naeh  thatsäch- 
licher  XJebung  (wie  in  Bayern  nach  gesetzlicher  Yürüchriit)  „der 
Kirchenbehörde  die  Befngniss  eingeräumt,  gegen  die  Eltern  die  Er- 
füllung der  gesetzlichen  Torschrifton  bei  den  Polizeibehörden  in  An- 
trag zu  bringen,  somit  Bedamationen  zu  erheben,  wenn  Eltern  dem 
Gesetze  oder  dem  Vertrage  entgegen  die  Kinder  einer  andern  Oon- 
fession widmen  wollten''  In  ^othfallen  wurde  durch  landesherrliche 
Gnade  Dispens  ertheilt 

Eine  Aenderung  dieses  Rechts/.ustandes  erfoli;te  durch  das  Gresetz 
vom  9.  October  1860,  n1>or  Ausübung-  der  Erziehungsrechto  in  Bezug 
auf  die  Keli^ion  der  Kinder.  Danach  gilt  für  alle  eheliclion  Kinder 
der  Grundsatz,  dass  ihre  Beligion  durch  den  Yater  bestimmt  wird^. 


*  Dies  wurde  durch  die  RochtspolizeigeBetze  geändert.  Das  Gesetz  vom  5.  Mai 
1860,  Art.  1,  Xr,  7,  übertrug  die  Aufsicht  über  die  Vornnindsclififtpn  den  Uezirlis- 
ämtern.  E»  wurde  aber  durch  §  Sl  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1864  auigehoben. 
An  Stelle  dieses  Geaetxes  trat  das  Gesets  vom  6.  Febraar  1879.  Ueber  das  bettttge 
Yerfohren  in  Yormundschaflsstreitigkeiten  siehe  unten,  S.  897. 

«  Vgl.  Turban  a.  a.  O.,  S.  72,  73. 

'  Begründung  des  Gesetzentwurfs  Uber  Ausübung  der  Erzieluuigsreclite  iu  Bezug 
avf  die  Rdigion  der  Kinder,  in  den  Verhandlungen  der  swetten  Kammer,  von  1859 

bis  1860,  4.  Beilagehcft,  S.  467.    Vgl.  jedoch  oben,  S.  90,  91. 

*  Commissionsbericht  der  zweiten  ICammec,  6.  Beilagebeil,  S.  804. 
»  Vgl.  Turban  a.  a.  O.,  S.  Ü7. 

*  Dies  Beatimmnngarecht  hehUt  der  Vater  anoh  dann^  wenn  durch  seine  Schuld 

die  Ehe  geschieden  wird.  Vgl.  N  äf f,  Badische  Anualen,  1887,  S.  189.  —  N  äff  nimmt 
an,  der  Vater  könne  für  seine  Kinder  nnr  ein«  derjenigpn  'Rfligifmen  bestimmen,  die 
iu  §§  1  und  2  des  Gesetzes  vom  9,  October  iS60,  über  die  reclitliche  Stellmig  der 
Kirchen  im  Staate^  beaeichnet  sind ,  nftmlicfa  die  katholische  (^,Bn  wdcher  nach  dem 
Oesetz  vom  16.  Juni  1874  aueh  die  Altkalholikcn  gehören*'),  die  evangelisoh-prote- 
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ebenso  wie  bei  unebelichen  Kindern  die  Beethnmung  der  Mutter  zu- 
steht. Aus  dem  Bestimmuuysrechte  folgt  die  Befugniss,  die  bestimmte 
Religion  zu  ändern  ^  Desgleichen  folgt  darsus  die  Uogiltigkeit  der 
Verträge  über  die  Religion  von  Kindern  aus  gemischten  Ehon.  In- 
soweit kehrte  das  Gesetz  zu  den  (Grundsätzen  des  gemeinen  Ivechts 
zurück.  Im  Kinkking  mit  dieser  Richtung  des  Gesetzes  wurde  in  §  6 
die  rechtliclie  Giltigkeit  der  vor  Yerkündung  des  Gesetzes  geschlosse- 
nen Verträge  eingeschränkt.  Der  Gesetzentwurf  wurde  in  Verbindung 
mit  den  Kirchengesetzen  ^  vom  Jahre  1860  vorgelegt  und  im  wesent- 
lichen  unverändert  yon  beiden  Kammern  angenommen. 

Zur  Empfehlung  des  Gesetzes  dienten  vorzüglich  die  Grundsätze  des 
Erziehungsreohts  und  der  Gewissensfreiheit.  Der  Gommissionsbericht 
der  zweiten  Kammer  zum  Gesetzentwurf  über  die  rechtliche  Stellung 
der  Kirchen  im  Staate  erklärte  sich  «mit  dem  Grundsatze  vollkommen 
einverstanden,  dass  die  Bestimmung,  in  welchem  religiösen  Bekennt- 
niss  die  Kinder  erzogen  Av*>rden  sollen,  denjenigen  zustehen  soll, 
welchen  nach  den  bürgerliciicn  Gesetzen  die  Erziehungsrechte 
zustehen"  \  Ebenso  billigte  der  Oommissiunsbericht  zum  Gesetzent- 
wurf über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  den  Grundsatz,  „daas 
die.  religiöse  Erziehung  als  Bestandtheil  der  Erziehung  überhaupt  be* 
trachtet  und  der  Familie  mit  dem  Bechte  der  freien  Selbstbestimmung 
anheimgegeben  wird'^  Es  wurde  hervorgehoben,  dass  die  bisher 
gesetzlich  anerkannte  Giltigkeit  der  Verträge  über  die  Oonfession  der 
Kinder  aus  gemischten  Ehen  mit  dem  Landrechtsaatze  1388  in  Wider- 
spruch stand.  Die  Commission  war  damit  einverstanden,  dass  „die 
Bevormundung  des  Staats  und  der  Kirche  in  einer  das  innere 
Leben  der  Familie  berührenden  Anp^olegenheit  beseitigt**  werde.  Ee- 
sonders  billigte  die  Commission  die  Durchführung  des  Grundsatzes 
der  Gewissensfreiheit.  „Soll  der  Grundsatz  der  Gewissensfrei- 
heit seine  volle  Geltung  erhalten,  so  muas  es  den  Eltern  freistehen, 
zu  jeder  Zeit  dem  Gebote  ihres  Gewissens  zu  folgen  und  dasjenige  be- 
züglich der  religiösen  Erziehung  ihrer  Kinder  anzuordnen,  was  sie  als 
eine  Pflicht  gegen  sich  und  gegen  die  Kinder  erkannt  haben.*^  Sie 
dürfen  daher  durch  Vertrag  nicht  beschränkt  werden.  Die  religiöse 
Erziehung  kann  „nicht  wohl  als  Gegenstand  eines  Vertrages  bezeichnet 
werden**.   Zudem  ist  ,die  Erfüllung  solcher  Verträge  gegen  den  wider- 


«tftnti»che  oder  die  einer  audem  bis  1860  vom  Staate  au^nomineiiea  oder  geduldeten 

Religionsgemeinschaft.    (Eailischo  Annalcn  1888,  S.  11.)    Doch  dürfte  dicee  filn- 
Bchränkung  dem  Wortlaute  und  ^^■illen  des  Gesctzea  nicbt  entsprechen. 
»  Vgl.  Näif,  Badiache  Annalen,  1888,  ö.  13. 

*  Eine  Nethwendigkeit  au  dieser  Vorbindwig  lag  nicht  vor.  Daa  Coneordat 

vom  Jahr  1859  (Regierungsblatt,  1859,  S.  441—462)  beschäftigte  sich  niclit  mit  der 
Frage,  ob  und  welche  Gesetze  der  Staat  über  dio  Religion  der  Kinder  aus  gemisobten 
Ehen  erlaaseu  aollte.  Aus  welchea  Giüadea  jene  Verbindung  fUr  zweckmässig  er- 
achtet wnrd«^  ist  in  der  B^grOndmig  des  Oeeetientwuifbi  nicht  gesagt. 

*  6.  Bellageheft,  S.  m       *  6.  BeUageheft,  a  806. 
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strebenden  Willen  des  einen  sich  im  Gtewissen  beunruhigt  fühlenden 
Ehegatten  mit  Zwangamittehi  nieht  zu  erzieleB*  K  Auch  die  erste 
Kammer  erklärte  ihre  Zustimmung  zu  dem  Gesetz?orschlage  ^  obwohl 
derselbe  „einen  gSnalichen  Umsturz  der  bisherigen  Terhaltnisse*  her» 

beiführte.  Es  wurde  anerkannt,  dass  der  Standpunkt  der  Verordnung 
Yon  1826  unhaltbar  sei,  da  er  nicht  einmal  durchgeführt  werden 

könne.  Man  kann  zv^ar  ein  Kind  zur  Theilnahme  an  einera  «gewissen 
Religionsunterrichte  ZV  iugen;  „was  aber  zu  i lause  in  entgegengesetzter 
Beziehung  geschieht,  lässt  sich  kaum  überwachen,  viel  weniger  ver- 
hiuderu,  man  müsate  sich  denn  entschliessen ,  das  lüjud  mit  Gewalt 
AvegzuDohmeu ,  was  mau  sicher  und  mit  yoUem  Hecht  hier  zu  Land 
nicht  thun  wird**. 

Indessen  das  Gesetz  Tom  9.  October  1860,  über  die  Ausübung 
der  Erziehungsrechte  in  Bezug  auf  die  Beligion  der  Kinder,  hat  nur 
demYater  das  unbeschrankte  Recht  verliehen,  die  Religion  ehelicher 
Kinder  zu  bestimmen.  Nach  dem  Tode  des  Vaters  sind  die  Kinder 
in  der  durch  den  Yater  bestimmten  Beligion,  sonst  in  der  Religion 
des  Vaters,  zu  erziehen.  ,,Nur  mit  Genehmigung  der  Staatsbeliörde 
und  nach  crliohenem  Gutachten  tler  nächsten  beideraeitigeu  A^erwaudten, 
des  Ortsvorgesetzten  und  Waisenrichters",  kann  die  Mutter,  wenn  auf 
sie  das  Rocht  der  Erziehung  übergegangen  ist,  eine  Aenderung  in  der 
religiösen  Erziehung  ihrer  Kinder  vornehmen.  Das  Wurt  „Aenderung" 
darf  nicht  als  Gegensatz  zu  „Bestimmung''  in  dem  Sinne  verstanden 
werden,  als  kdnnte  die  Mutter  die  Religion  ihrer  Kinder  bestimmen, 
wenn  vom  Vater  keine  Bestimmung  getroffen  worden  ist.  Denn  in 
einem  solchen  Falle  „folgen  die  ehelichen  Kinder  der  Beligion  des 
Vaters",  nach  §  1,  Absatz  2.  Daher  ist  jede  Bestimmung  der  Mutter, 
wonach  die  Kinder  in  einer  andern  Religion  erzogen  werden  sollen, 
als  „Aenderung  in  der  religiösen  Erziehung"  anzusohon  ^. 

Nach  dieser  Gesetzpsvorschrift  ist  das  Bestimmungsrecht  der  Mutter 
an  lästige  f  ormYorschntten  geknüpft  und  schliesslich  von  der  Geneh- 
migung des  Amtsgerichts  abhängig.  Das  Amtsgericht  ist  an  den 
Inhalt  der  eingeholten  Gutachten  nicht  gebunden.  Die  Genehmigung 
kann  ertheilt  werden,  obwohl  die  dafür  vorgetragenen  Gfrründe  nicht 


*  C(»mml88ioii8berlcht  der  zweiten  Kaminer,  6.  BelUgeheft,  8.  806  ,  807. 

Diesem  Gedankengange  würde  ein  Gesetz  folgtridm  Inhalts  ontsprochcn  haben:  ,.Der 
Lnndrcohtssatz  203  a  und  die  Verordnung  vom  S.  Juni  i8'26  ist  aufgehoben.^  Dann 
würde  die  Bestimmung  der  religiösen  Erziehung  als  AusQuss  der  elterlichen  Gewalt 
«Dsueeben  eeln,  ebenso  wie  in  Oldenburg  und  In  Elease-LoihrJngen.  Vgl.  oben, 
S.  32,  48,  54.  Allein  der  Regierung  uud  den  beiden  Kammern  schien  es  f^efillirllch 
zu  sein,  einen  so  freisinnigen  Satz  unbosclirünkt  au&ustellen.  Deshalb  enthält  §  5 
des  Gesetzes  über  die  rechtliche  öteliung  der  Kirchen  im  Staate  den  Zusatz:  „Die 
niheren  Verfttgungen  bleiben  einem  beeondern  Oesetie  vorbehalten.*^ 

*  CommiasiODsbericht  der  ersten  Kammer,  Beilagtheft,  s   517,  518. 

»  Anderer  Meinung  isf  X  ä  f  f ,  Badiache  Annalen,  188S,  S.  13:  „Die  Mutter 
hat  dieses  Recht  der  Bestimmung,  wenn  der  Vater  aur  Zeit,  wo  das  Erziehtmgarecht 
«of  sie  ftbergegangen  ist|  nodi  keine  Bestimmung  getroffen  bat.**  VgL  unten,  8.  406. 
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«besondfiTS  erheblich*  sind,  wie  aus  einer  Yergleichung  von  §§  3  imd  4 
zu  ersehen  ist  Soost  enthalt  dae  Geaets  keine  Yorsohriften  über  die 
YoransBetzungen,  unter  denen  die  Genehmigung  su  ertheilon  oder  zu 
yeraagen  ist.   Die  Frage  hingt  also  yom  Ermesseii  des  Amtsgerichts 

ab.  Auf  erhobene  Bescli^crrle  steht  das  nämliche  Ermess^en  >h'm 
Landgerichte  imd  dem  Oberlandosgerichte  zu  Man  hat  vor  u<  ht.  (Iie 
Gründe  zu  kennzeichnen,  aus  denen  sich  die  Ertheilung  oder  Vev- 
sagung  der  öenf^hmic-img  empfehlen  möchte*.  Doch  k()unen  für 
das  Ermessen  der  (jerichte  keine  bindenden  Rechtsgrundsätze  aufge- 
stellt werden. 

Die  Regierung  hielt  es  für  unnöthig,  die  Abweichung  von  den 
allgemeinen  Grundsätzen  des  Landrechts  über  das  elterliche  Er- 
^ehungsrecht  ausdrficklidi  zu  begründen.  Sie  betrachtete  ea  als 
selbstrerstSndlich,  dass  eheliche  Kinder  in  der  Regel  auch  nach  dem 
Tode  des  Yaters  in  der  durch  den  Vater  bestimmten  Religion,  sonst 
in  der  Religion  des  Yaters,  erzogen  werden  müssten.  Nur  die  vor- 
geschlagene Ausnahme  von  dieser  Regel,  ■v^•onach  der  Mutter  ein  Ue- 
stimmungsrecht  mit  gewissen  Beschränkungen  zustehen  sollte,  suchte 
die  Regierung  in  der  Begnmdung  des  Entwurfs  zu  rechtfertigen.  Sie 
vertlieidigte  den  Torschlag,  der  Mutter  nicht  jedes  Bestimmungsrecht 
unbedingt  zu  versagen.  In  der  Commission  der  zweiten  Kammer  em- 
pfahl die  Minderheit,  den  in  §  5,  Absalas  1,  des  Oesetzentwurfe  über 
die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen  im  Staate  ausgesprochenen  Grund- 
satz ,,in  vollem  Umfonge*^  durehznftihren.  Sie  tadelte  den  beson- 
dem  Gesetzentwurf,  weil  derselbe  die  Eniehungsrechte  der  Mutter 
beschränkte,  indem  er  ihr  nicht  „das  Recht  der  freien  Bestimmung", 
sondern  nur  eine  „Befugniss  zur  Yeränderung  der  Religion  unter  lästi- 
gen Formen"  ertheilte  ^.  Die  Mehrheit  vertheidigte  den  Regierunga- 
entwurf.  Sie  betoute,  „dass  df^i  Vntor  in  der  Familie  dns  Feber- 
gewicht  bei  der  Entscheidung  über  die  religiöse  Erziehung  zukommt**, 
und  suchte  daraus  die  Vorschläge  des  Entwurfs  zu  rechtfertigen^. 


'  Dadurch  unterscheidet  sich  dir-  Aufgabe  des  budisclien  Oluil.nndesgerichts 
wesentlich  von  derjenigen  des  preussischeu  Kammergcriclits.    Vgl.  unten,  S.  398. 

*  Vgl.  NKff,  Badtoche  Annaten,  1888,  14.  Es  ist  nicht  zu  erwartan,  dam 
di«  Gerichte  bei  Amttbmig  ihre«  freten  Ermessens  anf  die  Meinungen  von  Sebrift» 
efedlern  Gewielit  lepen. 

*  Commiasionsbericht  der  zweiten  Kammer,  ü.  licilageheft,  S.  310. 

*  ComiaisslottBliericht  der  swelten  Kammer,  6.  BeUegebeft,  8.  810.  Darin  wurde 
beeottders  hervorgehoben,  dass  vom  Vater  ,.die  geistige  Bildung  der  Kinder  aus* 
zugehen  hat.  ferner,  dass  die  Kinder  Glieder  soinor  Fnmilif  sind,  von  ihm  Namen 
und  Stand  erhalten,  und  dasa,  aolaoge  er  nicht  zu  Gunsten  der  Mutter  eine  bestimmte 
Verfügung  getroffen  und  ihr  die  ErBiehung  in  ihrer  Religion  Uberlaaaen  hat,  unter> 
stellt  werden  darf,  dass  er  auch  seinen  Benif  der  geistig-religiösen  Erziehung  aus- 
üben und  den  Kindern  nebst  seinem  Namen  auch  die  Ausbildung  in  seiner  l^rlirri  tt 
zukommen  lassen  werde^^  Auch  sollte,  „wo  eine  Anordnung  des  Vaters  über  die 
religiöse  Ersiehnng  üehlt,  dessen  VITille  dahin  Termuthet  oder  unterstellt  werden, 
dass  die  Kinder  in  seiner  Beligion  sn  ersieben  seien**. 
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Sie  wurde  aber  noch  durob  einen  andern  Grund  geleitet,  dem  §  3 
des  Entwurfs  zuzuBtimmeni  nämlich  durch  die  Erwägung,  „daas  eine 
die  Bestimmung  des  Taters  abändernde  Anordnung  der  Mutter  sich 
nicht  immer  als  der  aus  selbsteigener  religiöser  Uoberzeugung  her- 
Yorgegan£i:oDe  Entschluss  bewfthren  wird ,  dass  vielmehr  die  Mutter 
leichter  dorn  Einflüsse  zudrinc^linher  Dritten  bei  ihren  Entschliessungen 
unterNYorfon  ist"  ^  Dies  ist  der  nämliche  Grund,  der  in  den  h'c.ssischen 
Kammerverhandlungen  vom  Jahre  1863  mit  grösserer  Offenheit  aus- 
gesprochen und  weitläufig  erörtert  wurde  (vgl.  unten,  S.  414).  Die 
Mutter  sollte  vor  den  Eintiiissen  „übereifriger'^  oder  „fanatischer* 
Geistlichen  geschützt  werden. 

Nach  §  4  darf  die  Beligion  eines  Waisenkindes  «nur  aus  besonders 
erheblichen  Gründen*  geändert  werden,  und  zwar  nur  „mitOenehmigung 
der  hohem'  Staatsbehörde  und  nach  eingeholtem  Gutachten  der  nächsten 
beiderseitigen  Verwandten,  des  Ortsvorgesetzten  und  "Waisenrichters*. 
Damit  wurde  das  Bestimmungsrecht  des  Vormundes  in  ähnlicher 
Weise  bescliränlct,  wie  in  §  3  das  mütterliche  Bestimmungsrecht®. 

In  der  öffentlichen  Sitzung  der  zweiten  Kammer  vom  30.  Juli 
1860  wurde  über  die  Vorlage  zunächst  eine  allgemeine  I3enitlmng  er- 
öffnet. Darin  entspann  öich  „eine  längere  Yerhandlung  zwischen  den 
beiden  Herren  Regierungscommissarien,  Staatsminister  Dr.  Stabel,  so- 
wie dem  Präsidenten  des  groasherzoglichen  Ministeriums  des  Innern, 


>  6.  Beüageheft,  S.  313. 

*  Unter  der  „höhern*^  Staatsbehörde  im  Sinne  von  §  4  ist  jetzt,  ebenso  wie 
unter  der  .^Staatsbehörde'*  Im  Slrni  von  §  8,  das  Amtsgericht  lu  verstehen.'  Vgl. 

Beschlusa  des  Landporirhts        "Vf«iin}ieim  vom  2-J.  Fe!»ninr  unten.   S.  309. 

Früher  wurde  unter  der  „bohern  Btatitsbehurde"  das  Justizministerium  verstanden. 
Vgl.  Spohn,  Badieches.  Staatsktrchenrecbt,  S.  113  (18Ü8). 

■  Im  Commlsslonsberiehte  der- «wetten  Kammer  (0.  Bellageh^,  S.  813,  814) 
wurde  hierCibfr  brinorkt:  „Haben  die  Eltern  eine  "Pestimmunr  {Iber  die  relif^iösp  Er- 
ziehung getroffen,  oder  sind  die  Kinder  zufolge  der  subsidiären  Kegel  in  der  Reli- 
gion des  Vaters  zu  erziehen,  so  muss  für  den  Vormund  der  ausgesprochene  oder 
vermuthete  Wille  massgehend  aebi)  und  soll  nur  ausnahmsweise  eine  Religlons- 
veränderiiri«:  stattfinden.  Diese  Vor.-^cbrifl  des  fiesotzentwurf-  eiifapriclit  dem  Ver- 
hältnisse, in  welchem  der  Vormund  zu  soinen  Mtindeln  steht.  Dem  Vormund  kommen 
nicht  die  umfassenden  Rechte  und  die  religiösen  Pflichten,  wie  der  Mutter,  gegen  die 
Mttndel  su;  diese  -werden  auch  nieht  Chlleder  seiner  Familie;  ftberdies  steht  dem 
Vormund,  wenn  er  selbst  anderer  Cenfegslnn  ist.  frei,  entweder  die  Münde!  Dritten 
zur  Erziehung  zu  übergeben  oder  um  Enthebung  von  der  Vormundscliaft  nacbzu- 
suclien.  Wenn  nicht  ein  bestimmter  Vormund  von  den  Eltern  ernannt  ist,  wird  es 
auoh  Sache  der  Obenrormundschaflabehörde  «ein,  bei  der  Aufstdlung  des  Vormundes 
auf  die  CnnTf-ssion  Krielisiebt  zu  nehmen  und  schon  zum  voraus  jeder  ColHsion  bei 
der  religiösen  p]r/iehun^  der  Mündel  vorzubeugen.  Es  können  al.so  nur  ausnahms- 
weise besonders  erhebliche  Gründe  eintreten,  welche  eine  Religionsveräritierung  der 
Mflndel  nothwendig  machen.  Dass  in  diesem  Falle  der  Vormund  nieht  fQr  sielt 
allein  bandeln  darf,  sondern  »n  die  Zustimmung  der  höhern  Obervormundscbafts- 
bebörde  gebunden  ist,  verlangt  die  Wichtigkeit  der  Sache.  Natürlich  sind  hier 
gleiclifalls  die  nächsten  Verwandten  des  Kindes  nebst  dum  Ortsvorgesetzten  und 
"Waisenrichter  mit  ihrem  Outachten  au  hören.*^ 
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Geheimrath  Dr.  Lsmey,  einerseits  und  den  Abgeordneten  Allmang, 
Fisdiler,  Eirsner,  Eüsswieder,  Regenaner,  Boeshirt,  Wagner  und  dem 
Berichterstatter  andererseits".  Demnächst  wurden  die  Anträge  der 
Coraraission  „ohne  Verhandlung  von  der  Kammer  gritgeheisson".  Die 
Annahme  dos  ganzen  Entwurfes  erfolgte  mit  52  gegen  7  Stimmen  *. 

Die  Commissioü  der  ersten  Kamnior  hilligte  den  Entwurf  und 
drückte  ihre  „Freude"  darüber  aus,  dass  der  Mutter  nach  dem  Tode 
des  Vaters  nicht  ein  freies  Bestimmungsrecht  zugestanden  war,  son- 
dern ein  Wunsch  der  Mutter  nur  uua  „zureichenden"  Gründen  erfüllt 
werden  solltet 

In  der  öffentlichen  Sitzung  der  ersten  Kammer,  Yom  24.  August 
1860,  wurde  der  Oesetzentwurf,  wie  er  aus  den  Besehlüssen  der  zweiten 

Kanuner  hervorgegangen  \yar,  mit  11  gegen  8  Stimmen  mgenommen'. 
Geheimrath  Lamey  bemerkte  zur  Empfehlung  dvs  Gesetzes:  ,die  Eltern 
sollten  frei  bestimmen,  bis  sich  das  Kind  selbst  frei  bestimmen  könne, 

das  sei  der  einf^ichc  klare  Gedanke  des  Gesetzes";  der  Entwurf  „sei 
ein  solcher,  welcher,  wenn  irf^end  einer,  das  Prädicat  der  Gerechtig- 
keit nach  jeder  beite  verdiene*  *. 

»  Protokolle,  S.  247. 

*  Beüageheft  zu  den  Protokollen  der  orsteo  Kammer,  1859—1860,  S.  520—522. 
Der  Commissionabericht  bemerkte:  „Da  die  Religion  des  Vaters  ia  der  Regel  die 
des  Kindes  bestimmen  soll,  wo  er  nieht  BeLbst  etwas  anderes  verfttgt,  so  ttberdanerfc 
dieses  Ycrhültniss  in  der  Regel  auch  sein  Leben.  Ist  er  gestorben,  so  gilt  weän. 
lebcnslänf^Hches  Stillschweigen  übt-r  diesen  Gegenstand  als  Yoimüclttniss ,  dass  es 
beim  bisherigen  Zustande  verbleiben  soU.^  Die  Commlssion  konutc  ,,ein)ge  Bedenken 
nieht  unterdrücken,  üb»  das  YerhUtatss  des  §  8  smn  Hauptgi  undaate  des  Oesetsea, 
dem  Grundsatz  nämlich,  dai9  iAB  Polixei  nicht  mit  Zwang  gegen  die  elterliche  Ge- 
walt elnscliroitTO  soll ,  was  geschehen  müsste,  wenn  gegen  den  Wunsch  der  Mutter 
entschieden  worden  ist^.  Zur  Beseitigung  dieses  Bedenkens  wurde  bemerkt:  „Die 
Anfklftmng,  die  wir  ims  hierüber  yon  der  Regtemngseommisslon  «beten  haben,  ging 
dahin,  dass  nach  Auflflanng  der  Ehe  die  Mutter  lediglich  vormtmdsehaftliche  Rechte 
über  ihre  Kinder  anzTispreclieii  liahr»;  jedenfalls  bestelu'  in  di-m  genannten  Fallo  eine 
entweder  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Verfügung  des  Vaters,  von  deren  Be- 
seitigung bloss  ans  Zweekm&ssigkeiten  es  sieh  handle:  wenn  nnn  überhaupt  solche 
Verfügungen  in  der  Regel  aufrecht  zu  erhalten,  oder  ihre  Aendei-ung  an  schützende 
Formen  gegen  die  Vormundschaft  gebunden  seien ,  so  mliaste  eben  die  Mutter  sich 
denselben  auch  fügen/'  „Allerdings  könne  der  Missstand  nicht  vermieden  werden, 
dass  im  Haus  fortwährend  gegen  den  auswftrtigen  Religionsunterneht  gearbritet  wer- 
den könne.  Allein  dies  liesse  sich  auch  ^vlihrend  der  Ehe  und  gegen  den  Willen 
dn?  Vater?  nicht  verhindern."  —  Kin  Bedenken  gegen  die  dem  Vormunde  und  dem 
Vertreter  der  iStaatsbehfirde  ertlieilte  Befugniss  konnte  im  eigenen  Bellgionsbekennt- 
nisse  derselben  gefunden  werden.  Die  Gommission  meinte  aber,  die  Sache  sei  „doch 
nicht  anders  zu  machen'',  als  der  Entwurf  vorschlug.  Sie  billigte  den  Entwurf  in 
der  Hoffnung,  dass  eine  Aendcrung  in  der  Religion  TOD  Waiaenklndon  nur  in  wirk- 
lichen Nothfällen  eintreten  werde. 

*  Die  acht  Stimmen  der  Minderiieit  waren ;  Fürst  ZiOwnwlBis,  FieOierr  Fal- 
kenstein. Freiherr  v.  Rotberg,  Freiherr  v.  Stotaingen)  Freiherr  v.  Gemmingen,  PriUai 
UUmann,  Freiherr  v.  RQdt  und  Lauer 

*  Protokollbefb,  S.  170,  1(1.  —  Diese  Bemerkungen  des  Geheimraths  Lamey 
sind  nieht  rlehtig.  Ist  die  Eraiehung  der  Kinder  und  die  Bestimmung  ihrer  Con- 
fession  eine  Püieht  und  ein  Recht  beider  Eltern,  so  hat  folgerlditig  nach  dem  Tode 
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Gerichtliche  Streitigkeiten  über  die  religiöse  Enaehung  sind  in 
Baden  selten.  Sie  eixid  bei  Lebzeiten  beider  Eltern  unbekannt  (im 
Gregensatze  zu  Bayern  und  Sacliseri);  sie  entstehen  (ähnlich  wie  in 
Preussen)  erst  nach  dem  Tode  des  Vaters.  Auch  dann  sind  sie  in 
Baden  selten,  weil  den  Geistlichen  ein  Beschwerderecht  nicht  zusteht  ^ 
Die  Streitigkeiren,  die  in  Vormundschaftssaclien  über  die  religiöse  Er- 
ziehung überhaupt  vorkommen,  beziehen  sich  zumeist  auf  das  mütter- 
liche  Bestipiinungsreoht. 

Bas  Teifohren  bei  Streitigkeiten  in  Y ormimdBebi^BBaGhen  nebtet 
eiob  nach  dem  sogenaonten  Beebtspolizeigesetze  yom  6.  Februar  1879. 
In  erster  Instanz  entscheidet  das  Amtsgericbt.  Gegen  die  Entschei- 
dung des  Amtsgerichts  ist  Beschwerde  zulässig;  die  Entscheidung  des 
Beschwerdegerichts  kann  mit  weiterer  Beschwerde  angefochten  werden. 
Bechtskräftige  Entscheidungen  werden  gemäss  §  22  a  des  Gesetzes 


des  Vater»  die  Mutter  allein  flaa  Bcstimmungarecht  auszuüben.  Das  badische  Gesetz 
genügt  nicht  den  Anforderungen  der  Gerechtigkeit,  da  es  die  Wittwe  nothigt,  bei 
der  religiösen  Erstehoiig  ihrer  Kinder  die  Bestimnrang  dee  Vaters  lu  befolgen,  und 
eine  Abweichung  von  dieser  Yorachrift  nur  mit  Geiuhmigung  de»  Amtsrichters,  nach 
Erföllunfr;  lUstiger  Form  Vorschriften,  f!:e8tatt(>t ,  obwohl  die  Erziebungspflichten  und 
Erzichungsrechte  des  Vaters  naturgeraüss  mit  seinem  Tode  endigeu.  Das  Gesetz 
bat  den  Oedanken  der  rdmlseh-rechtltchen  ^strengen  vllterlioben  Oewalt'^f  der  ver- 
lassen worden  sollte,  nicht  bloss  festgehalten,  sondern  noch  erweitert.  (Vgl.  oben, 
S.  40 — 42.)  Auch  hat  das  Oesetz  flem  Grundsätze  der  Gewissensfreiheit  nicht  ge- 
nügende Rechnung  getragen.  Ein  Gewissenszwang  tritt  ein,  so  oft  eine  Wittvve 
durch  die  Staatsgewalt  geBWQngeii  wird,  ihre  Kinder  in  der  Confeesion  des  Vaters  su 
erziehen.  —  Der  Commissionsberieht  der  ersten  Kammer  meinte,  die  Mutter  müsse 
sich  den  Vorschriften  des  Gesetzes  „fügen",  was  dahin  zu  verstehen  ist,  dass  der 
Eingriff  in  die  Gewissensfreiheit  der  Mutter  unvermeidlich  sei.  Man  hielt  es  für 
nothwendig,  die  Mutter  vor  dem  ^Einflnsse  sud^glidier  Dritten**  an  sehfitBcni.  E« 
warde  also  aus  einer  Zweckmässig^eitsrüoksicht  von  Durchführung  des  Grundsatzes 
der  Gewissensfreiheit  Abstand  genommen.  —  Die  Beschränkung  des  mütterlichen  Be- 
stimmungsrechtes geht  nach  §  3  soweit,  dass  die  Mutter  bei  der  religiösen  Erziehung 
ihrer  Kinder  unter  Vormundschaft  des  Amtsgerichts  steht.  Im  Gegensatze  an  dem 
ausgesprochenen  Bestreben,  die  ,^Bevormundung  dee  Staats"  zu  beseitigen.  —  Zudem 
ist  es  ein  nutzloses  Bemiilion.  durch  die  Staatsfrewnlt  den  ge«etzlifhen  Religions- 
unterricht zu  erzwingen,  da  „im  Hause  fortwährend  gegen  den  auswärtigen  Keligions- 
onterrlcbt  gearbeitet  werden  kann**.  —  Die  Richtigkeit  aller  dieser  Bemerknngoi  wird 
durch  die  Erfahrung  bestütii:t.  Au^  den  unten  mitgetheiltcn  ReehtafUIoi  erhellt 
die  Unhaltbarkeit  der  durch  das  Gesetz  dem  mf^tterlichen  Bestimmungsrechte  ge- 
zogenen Schranken.  —  ü&ii  behauptet  (Badiscbe  Annalen,  188»,  S.  8—12), 
unter  ^Ersiehnng**  im  SImie  des  Gesetees  sei  nur  die  ^Sohuleniehung^  sv  verstehen. 
Danaeh  würde  die  Mutter  durch  §  3  des  Gesetzes  in  der  sonstigen  religiösen  Er- 
ziehung der  Kinder  nicht  behindert  sein,  also  im  Familienkreise  und  in  der  Kirche 
dem  Kinde  eine  Erziehung  geben  können,  wodurcli  (iie  Einflüsse  der  „Schulerziehung" 
aufgewogen  wttrden.  Eine  solche  Auslegung  entepridit  schwerlich  dem  OesetKes- 
willen.  Wäre  sie  aber  riehitg,  so  würde  der  Gewissenszwang  gegen  die  Mutter 
nicht  aufgehoben,  sondern  nur  gemindert;  ffc  müsste  dem  Kinde  eine  ,,Schul- 
erziehung**  geben  lassen,  die  mit  Ihren  eigenen  religiösen  Ueberzeugungen  in  Wider- 
■pntdi  stehen  kflmte. 

*  BescblnsB  des  Oberlandeageriehts  au  Karlsruhe  vom  11.  April  1888,  nntm, 
8.  899. 
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dadurch  vollstreckt,  dass  der  Amtsrichter  gegen  den  Vormund  weissen 
pflichtwidrigen  Verhaltens  Orduiinj^sstrafen  bis  zu  100  Mark  verhängen 
kann.  Die  Yorausset/unyon  der  Beschwerde  und  weiteren  Beschwerde 
öiud  in  Baden  ganz  auders  als  in  Preusöeu  geordnet.  Jede  Beschwerde 
ist  an  eine  vierzehntägige  Nothfrist  gebunden.  Die  weitere  Beschwerde, 
worüber  das  Oberlandesgericht  eotächeidet,  ist  nur  dann  statthaft,  wenn 
die  Entscheidimg  des  Amtsgerichts  in  der  Besohwerdeinstanz  duroh 
das  Landgericht  geändert  ist.  Andererseits  kann  nicht  bloss  wegen 
ChesetzesTorletzang,  sondern  anch  wegen  tfaatsächlich  unrichtiger  Ent- 
scheidung weitere  Beschwerde  erhoben  werden,  so  dass  dem  Ober- 
landesgerichte  die  thatsächliche  und  rechtliche  Beurtheilung  des 
Streites  ebenso  unbeschränkt,  wie  dem  Landgerichte  und  dem  Amts- 
gerichte zusteht. 

Seit  dem  1.  October  1879  wurden,  soweit  sich  ermitteln  hess,  nur  vier 
Entscheidirai^cn  des  Oberiandesfrericlitos  über  die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  ü.  October  1860  erlassen.  In  zwei  Fällen 
muaste  die  Beschwerde  als  unzulässig  venrotfeii  werden*  I^ach  dem  Tode 
der  Eheleute  Seb.  zu  SchSnau  kam  ihre  Toohter  Antonie  in  Pflege  zu  dem 
Wirth  D.  in  Heidelberg.  Dieser  stellte  auf  Grund  von  §  4  des  Gesetzes  vom 
9.  October  1800  bei  dem  Amtsgerichte  zu  Heidelberg!:  den  Antraft,  zu  j^e- 
nrliiiiigeii ,  dass  sfin  PHe^^ekind  an  Stelle  des  bisherigen  römisch-katholischen 
den  altkatholischen  lieUgions Unterricht  in  der  Volksschule  besuche.  Das 
Amtsgorieht  wies  dm  Antrag  zur&ok^  Die  Zustellung  des  Beschlassra  an 
den  Antragsteller  erfolgte  am  9.  Januar  1883.  Erst  am  28.  desselben  Honats 
legte  er  Besehwerde  ein,  die  nach  §  24  des  Qeaetzes  vom  6.  Februar  1879 
verspätet  war  und  deshalb  als  unzulässig  ver^^orfen  wurde      Gnc^en  diese 
Entscheidung:  erhob  B.  rechtzeitig:^  Beschwerde  beim  Oberlandes^^erichte.  In 
der  Beschwerdeschrift  suchte  er  den  bei  dem  An;tsgerichte  gestellten  Autrag 
ZU  reehtfertigen.  Die  Annahme*  des  Landgerichts,  daas  die  erste  Besehwerde 
verspätet  gewesen  sei,  wurde  von  ihm  nicht  angefochten.  Deshalb  wurde 
auch  diese  Beschwerde,  ohne  Eingehen  auf  den  Grund  der  Sache,  verworfen 
—  Der  am  29.  ^Ini  1*75  geborene  Sohn  des  zu  Heidelberg  gestorbenen 
altkatiioiischen  Instrumentenmachers  St.  und  seiner  am  28.  Januar  1881  zu 
BWbnrg  gestorbenen  Wittwe  besuchte  seit  Ostern  1881  in  der  erweiterten 
Volkssehnle  zu  Heidelbei^  den  rAnuBch-kathoBBchen  Beligionsunterrioht,  wurde 
aber  auf  Yeranlassung  des  altkatholischen  Stadtpfarrers  um  Ende  Juni  1882 
durch  den  Klassenlehrer  in  den  altkatholischen  Religionsunterricht  gewiesen. 
Das  römisch-katliolische  Stadtpfarranit  zu  Heidelberg  stellte  bei  dem  Amts- 
gerichte den  Antrag,  den  Knaben  in  den  römisch-katholischen  Keligions- 
unterrioht  zurfiokzuverweicmi.  Diesem  Antrage  entsprach  das  Amisgeiicht, 
indem  es  &x  erwiesen  annahm,  dass  der  Vater  jenen  Knaben,  ebenso  wie 
dessen  jfingere  ^Jeaehwisier,  rÖmiseh-kathoIuMsh  habe  taufen  lassen  nnd  Über- 


*  Beschlus^  dos  Amtagericlita  zm  Heidelberg  vom  8.  Januar  1883. 

'  Besobluss  des  Landgerichts  zu  Mannheim  vom  15.  Februar  1883. 

*  Besehinas  des  OborUuidesgerichts  su  Emrlsrnhe  vom  IL  April  1888.  —  Die 
weitere  Beschwerde  war  nicht  ^fUnzulässig'^,  wohl  aber  ^unbegtOndat^  weil  die  Ent> 

Scheidung  des  Landgericlita  gerechtfertigt  war.  Es  war  ein  ungenauer  Ansdraek, 
dass  die  weitere  Beschwerde  als  „nnzuläsaig^  verworfen  wurde. 
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linnjit;  die  Kinder  für  das  riiniiseli-katholififlie  ReligionsLekonntriiss  bestimmt 
habe.  Nach  einer  Gegenvorstellung  des  altkatholischen  Stadtptarrers  hielt 
das  Amtsgericht  den  frühern  Beschluss  aufrecht  ^  Eine  Beschwerde  des  alt- 
kAtholiseheii  Stad^fiurers  wurde  als  unanüMaaig  verworfen.  In  den  Gründen 
wurde  ausgeltthrt,  die  Aniti^OTichte  seiAi  unter  Mit?rirkungf  dw  Waieenriclitor 
und  Tormundschaftlichen  Beirathe  zu  Anordnungen  über  die  Religion  der  be- 
vormundeten Kinder  zuständip:  und  hätten  durfh  ^§11  tf.  dr>^  Ror^lrtspolizei- 
gesetzes  vom  G.  Febniar  1879  und  §  45  der  Ocschäftsordnung  vom  19.  Juli 
1879  auch  die  im  Gesetze  vom  9.  October  1860  der  „hüherii  Staatsbehörde** 
eingeräumten  Befugnisse  erlangt.  Gegen  derartige  amtsgeriehtliehe  Ver- 
fügungen sei  zwar  nach  §  28  des  Rechtspoliaeigesetzes  die  Beschwerde  su- 
lässig.  Doch  stehe  dieselbe  nur  den  Betheiligten  zu,  ^d.  h.  den  nach  den  an- 
geffilirfon  Gesetzen  zur  Mitwirkung  Berufenen,  zu  -welchen  der  Ortscoi^^rliehe 
nicht  gehurt"  *.  Eine  hiergegen  vom  Pfarrer  der  altkatholischen  Gemeinde 
zu  Heidelberg  beim  Oberlandesgerichte  rechtzeitig  erhobene  Beschwerde  wurde 
ebenfikllB  als  unsulämig  verworfen.  Dies  wäre  nach  §  24  dee  BeiohBi>olizei' 
gesetzes  gerechtfertigt  gewesen,  weil  «die  angefochtene  landgerichtliche  Ent- 
scheidung keine  Abänderung  der  amtsgerichtlii^hen  Verfugung  zur  Folge  liatte". 
Doch  hatte  das  Oberlandesgericht  nicht  zu  prüfen,  ob  die  Beschwerde  aus 
diesem  Grande  unzulässig  war,  weil  dem  altkatholischen  Pfarrer  die  Legitima- 
tion zur  Erhebung  der  wtiiem  Besehwerde  fehlte,  ebenso  wie  ihm  eine  acdehe 
sur  erstmi  Beschwerde  gefehlt  hatte.  Das  Oberlandesgeridit  erUirte,  dass 
«ein  Einschreiten  der  Obervormundschaftsbehordo  nur  auf  Antrag  der  Bethei- 
ligten stattzufinden  hat,  dass  aber  unter  diesen  die  Vertreter  der  Vonnund- 
scliafr  (Yorniund,  Gegenvormund.  Waisenrichter,  sowie  die  nächsten  Vor- 
wandten des  Kindes)  verstanden  sind,  der  Ortspfarrer  dagegen  nicht  zu  den- 
selben zu  zKhIen  ist*,  dass  dannach  der  al&atholische  Stadtpfurrer  zur  Er^ 
greifong  der  Besdiwerdefahrong  nidit  legitimirt  ist"  \ 

Die  beiden  Kcchtsfalle,  worin  das  Oberlandesgcricht  in  der  Sache 
selbst  zu  entscheiden  hatte,  betrafen  das  mütterh'cho  Bestimmungsrecht.  Die 
Mutter  war  im  einen  Falle  evangelisch,  ira  andern  katholisch.  Beide  Ötreit- 
Cälle  wareu  iu  Leutersliauseu  entstAuden.  Die  Entscheidung  fiel  in  beiden 
Fällen  dahin  aus,  dass  die  Kinder  in  der  evangelischen  Confeasion  zu  er- 
ziehen waren. 

Die  evangelische  Wittwe  des  am  23.  Dcccmber  1876  gestorhr  nm  katho- 
lischen Kräutersammlers  Sch.  zu  Leutershausen  wollte  ihre  dtri  Kmder  in 
der  evangelischen  lieligion  erziehen  und  schickte  das  älteste  Kmd  seit  Ostern 
1879  in  den  evangelischen  Religionsnnlemeht.  Die  Eltern  waren  ka&oliscfa 
getraut  und  hatten  vor  der  Trauung  dem  Geisflichen  versprochen,  ihre  Ein« 
der  katholisch  zu  erziehen.  Die  Mutter  wollte  als  Wittwe  an  dies  Versprechen 
nicht  gebunden  sein  und  erklärte,  sie  könne  ihre  Kinder  «nur  in  ihrer  Oon- 


*  Beschlüsse  des  Amtsgerichts  su  Heiddberg  vom  20.  October  1SS2  und  1  Fe- 
bruar 1883. 

'  BaaoMim  des  Landgerichts  zu  Mannh«tm  vom  24.  Februar  1888. 

'  An  dieser  Stelle  ^^^lrc[c  verwiesen  auf  Landrechtssatz  450  a,  420  a.  1 »  2, 
Ziffer  2,  11  ff.  des  RechtspoiizeigesefcEea ,  4&,  48  der  Öerichtsnotar-Ordnuag ,  §  8 
der  Dienstanweisung  fUr  VormUader  vom  U.  Augubt  1864,  §  ö  der  Dianstamrahmiig 
Ar  Oegenvormfinder  vom  16.  November  1865  und  §  7  ff.  der  DiOBStaiiwetraiig  für 
Waisenrichter  vom  17.  Juli  1870. 

*  Besohluss  des  Oberla&desgericbts  zu  Karlsrabe  vom  11,  April  1883. 
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fn=sion  rrlii^iris  orzioTifir.    Der  OrtsTorf^osetztc ,  der  Waisenricliter  und  die 
als  Boiräthe  berufeiien  Veiwaudten,  von  denen  einer  katholisch  war,  erach- 
teten den  Wunsch  der  Mutter  „als  den  ümatftiideii  durcbaus  angemeeseii*. 
Doeh  wurde  die  nach  §  3  des  GeaetzeB  Tom  9.  October  1860  erforderliche 
Genehmignng  des  Amtsgerichts  versaj^t  *.    Auf  Beschwerde  der  Mut  tor  wurde 
entschieden,  „es  sei  der  hoabsiohticrton  Aenderung  in  der  religiösen  Erziehung 
der  Wifhv^^  ??(h.  zu  Leutershausen  die  Genehmigung  zu  ertheilen,  und  seien 
demgemass  diese  ivinder  in  der  eYangclischen  Religion  zu  erziehen"*.  Die 
Gründe  hiuteten:  „Die  Mutter  ist  die  emzige  Verwandte,  auf  welche  die 
noch  m  zartem  Alter  stehenden  Kinder  zu  ihrem  Schutze,  ihrer  Ernährung 
und  Erziehung  angewiesen  sind.    Die  Erziehung  der  Kinder  "m  einer  von 
derjenigen  ^der  Mutier  versrliiedcneii  Religion  würde  daher  für  die  Mutter 
erschwerend  und  mithin  aueh  nicht  dem  Interesse  der  Kinder  entsprechend 
sein".   Auch  wurde  erwogen,  dass  die  Mutter  „gegenwärtig  in  sitÜHcher, 
religiöser  und  ökonomischer  Beziehung  keinerlei  Tadel  Tefdiene* ,  und  in 
diesem  FiUe  eine  ^Verletzung  der  Pietät  gegen  den  verstorbenen  Vater'* 
duTch  die  Aenderung  der  Religion  nicht  bpf,'rüiidet  werde.    Gegen  diese  Ent- 
scheidung- legte  der  Gegenvormund  Besehwerde  beim  Oherlandesgerichte  ein.. 
Er  suchte  aus  der  Begründung  des  Regierungsentwurfs  zu  §  3  des  Gesetzes 
vom  9.  October  1860  nachzuweisen,  dass  die  Kinder  in  der  Regel  auch  nach 
dem  Tode  des  Vaters  in  der  durch  ihn  bestimmten  Religion  erzogen  werden 
müssten,  dass  daher  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  besonderer  Begründung 
bedürfe,  die  in  d»']i  1%nt8cheidungsgrnndoii  des  Landgericlits  fehV  Dem- 
gegenüber behauiitete  die  Mutter,  nach  den  Gründen  des  Coramiösions-Ent- 
wurfs  sei  das  freie  Bestimmungsrecht  der  Mutter  nur  ausiiuh  ras  weise  zu  be- 
schränken.  Sie  erklärte:  ,Ich  kann  mich  in  eine  mir  TöUig  fremde  religiöse 
Anschauung  nicht  hineindenken  und  meine  Ejmdor  nicht  in  derselben  er- 
ziehen."   Das  Oberlandesn^ericht  wies  die  Beschwerde  des  Gegen  Vormunden 
zurück.    Nach  den  Gründen  dieser  Entscheidung  beruht  die  Befugnisa  der 
Mutter,  nach  dem  Tode  des  Vaters  die  Religion  der  Kinder  zu  bestimmen, 
auf  §  5  des  Gesetzes  über  die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen  im  Staate, 
^wie  es  denn  aneh  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  dass  emer  Mutter,  welche 
andern  Glaubens  ist,  ab  ihre  Kinder,  die  Erziehung  der  letzteren  wesentlich 
erschw^ert  wird".    Jene  Befugmas  „entspricht  dem  nach  dem  Tode  (lef=  Vaters 
ausseldiessHch  auf  sie  fibcrgegnngenen  Reehto  der  Erziehung  der  Kinder, 
und  den  entsprechenden  Ptiichten,  welche  bei  der  Frage  über  die  Zülässigkeit 
der  Religionsänderung  vorzugsweise  ins  Gewicht  faUeu.   Aus  diesem  Grunde 
kann  der  TVille  des  Vaters,  so  sehr  er  auch  geachtet  werden  soll,  fttr  die- 
jenigen, welche  nach  seinem  Abb  ben  die  Erziehungsrechte  ausüben,  kein 
unabänderlicher  sein.  Die  Erfüllung  der  den  Rechten  entsprechenden  Pflichten 
ist  der  Mutter  nur  dann  möglieh,  wenn  ihr  die  Erziehung  nach  ihrer  gewissen- 
haftesten Ueberzeugung  überlassen,  und  auch  in  Ansehung  der  Religion  ihre 
selbständige  Persönlichkeit  anerkannt  wird.  Der  Staat  kann  aber,  wiie  dies 
auch  der  Commissioinbericht  der  zweiten  Kammw  zum  ESntwurfe  des  Gesetzes 
annimmt,  keine  besonderen  Gründe  haben,  unbedingt  der  Religion  des  Vaters 
einen  die  Familie  beherrschenden  Einfluss  zuzugestehen  und  die  Religion  der 
Mutter  selbst  da  zu  verdränge  wo  der  Vater  sich  dem  sittlichen.  Berufe  der 


*  Beachltiss  des  Amlsgerichts  zu  Weinheim  vom  25.  August  1879. 
^  Beachluss  des  Landgerichts  zu  Maimheiiii  vom  2.  Dccember  1879. 
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Erisiehaiig  nieht  mehr  widmen  kann,  da  der  Staat  sieh  in  rein  kirchliche 

Dinge  des  Gewissens  und  Glaubens  nicht  einmischen  will.  Hieraus  ergibt 
si(^h,  (lass  die  Shiafsboliürdo  doin  Vorhaben  der  ^lutfcr,  dio  TJolitrion  der  Kinder 
in  die  ihriixe  zu  ändern,  überall  da  die  Gcnchmit^unij:  erthoiloii  soll,  wo  nicht 
besondere  Gründe  entgegenstehen;  es  bedarf  daher  nicht  einer  I*(achweisung 
darfiber,  daas  besondere  Grfinde  die  Religionsändenmg  notiiwendig  machen. 
Die  Richtigkeit  dieser  Aaffassnng  erhellt  deutlich  ans  der  Oegenfibeistellung 
des  §  4  desselben  Gesetzes,  wonach  bei  Waisenkindern  (also  bei  Kindern, 
die  des  wohlthatisren  HinHusses  der  elterlichen  Erziehnncr  entbehren)  det*  Ver- 
änderung der  Kelii,Mon  nur  aus  besonders  e  r  Ii  e  Ii  1  i  c  Ii  e  n  Gründen 
stattgegeben  werden  darf."  Nach  der  weitern  Ausführung  der  Kntscheiduugs- 
grunde  standen  in  diesem  Falle  dem  Vorhaben  der  Mutter  keine  besonderen 
Gründe  entgegen.  Hit  Rücksieht  auf  das  jugendliche  Alter  der  Kinder  war 
nicht  zu  befürchten,  dass  „durch  die  Religionsändemng  das  Ansehen  des 
Vaters  bei  den  Kindern  erschüttert ,  und  die  Pietät  für  den  letztem  unter- 
graben werden  könnte"*.  Auch  in  der  Persönlichkeit  der  Mutter  waren  keine 
Gründe  zu  finden,  die  ihrem  Vorhaben  entgegenstanden*. 

Der  andere  BechtofaU  war  folgender.  Die  in  den  Jahren  1870  und  1876 
geborenen  (eTangelisch  getauften)  Söhne  des  am  14.  Harz  1882  zu  Leuters- 
hausen gestorboncT],  evangeliselicn  Taglöhners  B.  wurden  Tiach  dem  Tode  des 
Vaters  von  der  katholischen  Mutter  bis  zu  deren  im  März  1884  erfolf^ten 
Tode  katholisch  erzogen.  Der  ältere  Sohn  hatte  angeblich  zwei  Jahre  laug 
▼or  dem  Tode  des  Vaters,  ohne  Widerspruch  des  Vaters ,  mit  der  Mutter 
regelmSsrig  den  kathoh'schen  Gottesdienst  besucht.  Nadi  dem  Tode  der 
Matter  regte  der  evan^cdischo  OrtsgeisÜiche  die  Frage  an,  in  welcher  Reli- 
gion die  beiden  Waisenkinder  zu  erziehen  seien.  Dns  Ainisixcrielit  nahm  an, 
der  Vater  habe  über  die  Keligion  seiner  Kinder  keine  Bestimmung  getroffen, 
und  einige  Monate  nach  seinem  Tode  habe  die  Wittwe  olme  Genehmigung 
der  Staatsbdrarde  eme  Aendwnng  in  der  religiösen  Erziehung  Torgenommen, 
indem  sie  dieselben  katiiolisch  erzog.  Das  Amti^richt  erhob  «nachträglich'^ 
mit  Rüdesieht  auf  §  3  des  Gesetzes  vom  9.  October  1860  ein  Gutachten  der 
nächsten  beidor?^eitif^en  Verwandten,  des  Ortsvorgesetzten  und  des  Waisen- 
richters. Die  väterlichen  Verwandten,  der  Vormund,  ein  Beirath  und  der 
Waisenrichter  missbilligten  die  von  der  Mutter  getroffene  Bestimmung,  wäh- 
rend der  Gegenvormund,  der  zweite  Beirath  und  der  Bürgermeister  die  Ge- 
nehmigung der  mütterlichen  Bestimmung  befürworteten.  Da.s  Amtsgericht 
verfügte  „die  fernere  Erziehung  der  Kinder  in  der  katholiselieji  Ixeligion". 
F-^  nuhm  an,  die  Mutter  sei  kraft  ihres  unbeanstandet  ffelilieVx'uen  Erziehun«^- 
rechtes  zur  Vornahme  der  Aenderung  befu;;t  i,'ewcsen;  die  erforderliche 
Genehmigung  der  Staatsbehörde  könne  nachträglich  ertheilt  werden;  beide 
Kinder  hätten  bereits  mehrere  Jahre  hindurch  unangefochten  eine  kathdi- 
sehe  Erziehung  erhalten,  und  ein  wiederholter  Keligionswechsel  Verstösse 
gegen  das  Interesse  der  Kinder*.  TTieri^c^eii  fr!K)ben  die  väterlichen  Ver- 
wandten Beschwerde.  Das  Landgericht  liess  zur  nälu'rn  Aufldärun«^  der 
Sache  den  Bürgermeister,  den  Waisenrichter  und  den  katholi.scheu  llaupt- 
lehrer  als  Zeugen  eidlich  vernehmen.  Alsdann  traf  es,  unter  Aufhebung  des 
amtsgeriehtlichen  Beschlusses,  die  Anordnung,  dass  beide  Kinder  in  der  evan- 

*  Beschltaaa  („Erkeimtaiss^)  dea  ObBrlandesgerichta  zu  Karlsruhe  vom  30.  März 

im. 

s  Besehlnes  des  Am4sg«richts  su  Welnhelm  vom  30.  Juni  1884. 
Solmidt,  CtauAwloB  der  XtBd«r.  26 
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gelisch-protestantisflioii  Rclicrion  zu  erzielien  seien.  "Rs  führte  aus,  die  durch 
die  Mutter  vürgenommeue  Aenderung  in  der  religiöse»  Erziehung  ihrer  Kinder 
Bei  rechüich  unwirksam,  weil  üe  obne  Beobachtung  der  gesetKUebm  Yor- 
Bohriften  erfolgte;  zudem  aei  zweifelhaft ,  ob  einem  etwaigen  Antrage  der 
Mutter,  die  Aenderung  zn  genehmigen,  seitens  der  OberTormundschaftsbehörde 
entsprochen  worden  wäre:  nacli  dorn  Tode  Iteider  Eltern  komme  §  4  zur  An- 
wendung; danach  müssten  die  Kinder  in  der  üeligion  des  Vaters  erzogen 
werden,  weil  besonders  erhebliche.  Gründe  zu  einem  Religionswechsel  nicht 
vorlägen  K  Der  Gegenyormund  vnd  der  zweite  Beiraih  legten  hiergegen  Be* 
ichwerde  bei  dem  Oborlandrageridite  ein,  mit  dem  Antrage,  den  Beschluss 
des  Amtsgerichts  wiederherzustellen.  Das  Oberlandesgericht  wies  die  Be- 
schwerde zurück.  Die  Rechtsfrage,  ob  die  nach  §  3  des  Oesefzes  erforder- 
liche und  von  der  Mutter  nicht  eingeholte  (renehmigung  der  Staatsbehörde 
nachträglich  ertheilt  werden  könne,  wurde  nicht  entschieden,  weil  „die  Sach- 
lage naeh  dem  Zeitpunkte  der  Aenderungsromahme  zu  prfifen  ist,  biemaeh 
idrär  damals  mehr  Gründe  zur  Versagung  eines  etwaigen  Genehmis:ungs- 
j:^es;uches  als  zu  dessen  Rowilligung  Yorla<xen".  Mit  Rücksiclit  auf  die  über 
die  Persönlichkeit  der  Mutter  gemachten  Erliebunfrcii  wurde  angenommen, 
sie  habe  das  Erziehungsrecht  in  keiner  für  die  Kinder  crspriesslichen  Weise 
ausüben  können;  ein  Antrag,  ihr  die  Vormnndaehaflt  zu  entziehen,  sei 
nur  deshalb  unterblieben,  well  dem  Waisenrichter  die  Vorschrift  des  Laad- 
reehtssatzes  444  unbekannt  war ;  auch  sei  zu  vermuthen,  dass  die  Täterlichen 
VervN-andten ,  wenn  sie  5?of?lcicli  ^ebört  worden  wären,  schon  damals  ihr  Gut- 
at  hten  gef^eu  die  von  der  .Mutter  A'orfi^enommenc  Aenderung  abgegeben  hätten; 
aus  der  bisher  katholischen  Erziehung  sei  ein  Bedenken  gegen  die  Wieder- 
herstellung der  evungelisdien  Erziehung  nicht  zu  entnehmen,  zumal  da  der 
altere  Sohn  den  evangelischen  Confirmandenunterricht,  d«r  am  1.  NoTember 
1884  beginne,  noch  vollständig  gemessen  könne.  Hiernach  entspreche  die 
Entscheidung  des  Landgerichts  den  gesetzlichen  Vorschriften,  da  dfi^  u'esetz- 
liche  Recht  „durch  einen  willkürlich  getroffenen  thatsächliehcn  Zustand"  nicht 
geändert  werden  kann,  und  „weder  zur  Zeit  der  Aeiideruugsvoraahme  eine 
Qenehmigung  der  StaaisbehSrde  zu  erwarten  stand,  noch  demulen  Gründe 
vorhanden  sind,  welche  den  Erziehungsweehsel  im  Intorease  der  Ejnder  als 
wttnsdienswerth  erscheinen  lassen** 


*  Beschluss  des  Laadgerichts  zu  Maanheim  vom  12.  Anguat  I8ö4.  Der  Sats, 
dass  besondws  erhebliche  Grttnde  zur  Anordnujig  katholischer  Eizlehvdig  nicht  vor- 
lägen, wurde  iti  folgender  Weise  näher  ausgeführt.    „Nacb  §  I  des  Oeaetzes  vom 

9.  October  iSOO  hat  der  Vater  bestimmt,  dass  seine  Kinder  in  der  evangelisclien  Re- 
ligion erzogen  werden  j  und  der  Sohn  Johann  hat  demgemäsa  öVs  Jahre  laug  den 
evangeliscbflii  ReUgionsimtenncht  und  Oottesdienat  besnefat.  Diesem  gesetslioheii  Zu- 
stande gegenüber  kann  die  wlllküilic])  eingetretene  Aenderung  nicht  in  Betracht 
kommen.  Wenn  das  religiöse  GeiTilil  des  ühesten  Sohnes  durch  eine  Aenderung  in 
der  religiösen  Erziehung  verletzt  würde,  so  wäre  dies  sicherlich  im  Herbst  1882  ge- 
schflihen,  als  man  ihn  einige  Monate  nadi  dem  Tode  Beines  Vators,  wenig  pietfttvoU, 
einer  andern  Kirche  zufahrte.  Infolge  der  abSndemden  Entscheidung  des  Land- 
gerichta  wird  er  dahin  zurttckgebraeht  werden,  wo  er  die  längste  Zeit  seines  Lebens 
verweilt  hat.  Ueberdies  ist  die  Verschiedenheit  in  den  Lebren  beider  christlichen 
Conftssionen  nicht  so  gross ,  dass  die  Rttckkehr  in  die  frühere  Lehre  hei  einem 
Knaben,  welcher  den  Confirmationsunterricht  noch  nicht  genossen,  von  niwhthelUgjflm 
StnUuase  auf  sein  künftiges  Leben  -wäre." 

^  Beschluss  des  Oberlandesgerichts  zu  Karlsruhe  vom  30.  September  1884. 
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Sonst  können  zur  Beleuchtung  der  Frage,  wie  das  Gesetz  angewendet 
wur'lo.  noch  drei  Rechtsfälle  aus  doin  l'ozirke  des  Landgerichts  zu  Fmiburn^ 
mitgctheilfc  werden.  In  allen  drei  Füllen  wurde  entschieden,  dass  die  Kinder 
protestantisch  zu  erziehen  seien.  Es  handelte  sich  im  ersten  Falle  um  ein 
Eind  Ton  beidraseits  katholisclien  Eltern,  im  zwdten  Falle  um  das  Kind  eines 
jiTOteetaniuehen  Vaters  und  seiner  kadiolisohen  Wittve,  im  dritten  Falle  unK 
daa  Kind  erster  Ehe  eines  katholisch  getauften,  „reU^onslosen'^  Wittwers,  der 
in  zweiter  Ehe  mit  einer  Katholikin  Tcrhoiratot  war. 

1.  Der  Fabrikbesitzer  0.  zu  Fürth  und  dessen  pfeschiedcne  Ehefrau  zu 
Freiburg  waren  beide  katholisch  und  in  der  kathulischen  Kirche  zu  Limburg 
im  Jabre  1868  getränt.  In  ibrer  Ehe  waren  zwei  l^der,  ein  Knabe  und 
ein  Mädchen,  geboren,  Kach  dem  „Scheidungsver trage**  siollte  die  Erziehung 
des  Sohnes  der  Mutter,  dagegen  die  Erziehung'  der  Tochter  dem  Vater 
obliegen.  Thatsächlich  blieben  beide  Kinder  zu  Freiburg  bei  der  Mutter, 
angeblich  deshalb,  weil  nach  Erklärung  der  Aerzte  die  Tochter  an  einem 
Herzfehler  litt,  und  deshalb  eine  Trennung  von  der  Mutter  für  ihr  Leben 
gefSbrlich  war.  Die  Matter  wollte  beide  Kinder  in  der  eyangelischopro- 
testantisdien  Religion  erziehen.  Dazu  wurde  auf  Qrund  von  ^  3  des  Ge- 
eetzes  vom  9.  October  1860  die  Genehmiguiifi:  der  Staatsbehörde  crtbeilt  ^ 
Der  Vater  erhob  Beschwerde  gegen  diese  Entscheidung,  nahm  sie  aber 
wieder  zurück. 

2.  Die  kaüudiwbe  Wittwe  des  am  21.  JTuIi  1878  zu  Oberweiler  gestor- 
benen evangelisehen  Sebubmachers  St.  yerheiratete  steh  im  Jahre  1876  mit 

dem  katholischen  Dienstmann  D.  in  Offenburg.  Sie  liess  ihr  einziges  Kind 
erster  Ehe,  den  am  28.  Januar  1873  geborenen  Karl  St.,  bei  den  väterlichen 
Grosscltern,  bis  der  GrossA'ater  am  17.  April  1883  starb.  Seitdom  nahm  die 
Mutter  ihr  Kind  zu  sieh  nach  Oifenburg.  Dort  benuchte  Karl  Üt.  von  1883 
bis  1887  zusammen  mit  seinen  katholischen  Halbgesehwistem  die  Yolkssdmle 
and  darin  den  katholischen  ReUgionsunterricht.  Die  Mutter  wurde  im  Jahre 
1887  darüber  belehrt,  dass  zu  der  katliolisclien  Erziehung  ihres  Kindes  erster 
Ehe  die  Genehmigung  der  Staatsbehörde  erforderlich  sei.  Sie  suchte  diese 
*  Oenehmigung  bei  dem  Amtsgerichte  in  Müllheim*  nach.  Doch  wurde  die 
Genehmigung  versagt  ^.  Eine  Beschwerde  der  Mutter  gegen  diese  Entschei- 
dung wurde  yerworfen,  weil  die  Mutter  durch  einen  Beschlusa  des  Amts- 
geriehis  zu  Müllhoim  vom  23.  März  1875  der  Vormundschaft  Aber  iliren  Sohn 
erster  Ehe  enthoben  war.  Damit  war  das  Erziehungsrecht  nach  d  u  1  and- 
rechtssätzen  405  und  450  a  von  der  Mutter  auf  den  Vormund  übergegangen. 
Also  war  die  Mutter  nicht  berechtigt,  eine  Aenderung  in  der  confessionellen 
Erziehung  ihres  Kindes  zu  beantragen  \  Hiernach  musste  das  Kind  fortan 
eyangeliseh  erzogen  werden. 

3.  Ein  katholisch  getaufter  und  auch  sonst  „von  Hause  aus"  katholischer 
Fabrikant,  von  deutscher  Herkunft,  verheiratete  sich  zu  Leiden  (in  Holland) 
mit  einer  Protestantin,  die  im  Jahre  1877  daselbst  starb,  nachdem  sie  im 
Jahre  1875  einen  Sohn  geboren  hatte.    Der  Wittwer  liess  sich  mit  seinem 


«  ^esohluw  de«  Amtsgerichts  su  Frelburg  vom  8.  August  1884. 

*  Die  Zuständigkeit  dieses  Gerichts  ergab  sich  aus  §  6a  dos  Gesetzes  vom 
(v.  Feln-iiar  1BT9,  in  TJebereinstimmuug  mit  einem  ülilaas  des  Ministeriums  des  Innern 
vom  22.  Uecember  1866. 

*  Beschlnss  des  Amtsgerichte  su  MfiUhetm  vom  2.  April  1887. 

*  BeschluBs  des  Landgerichts  su  Fraiburg  vom  2&  AprU  1887. 
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Sohne  zu  Freiburf,'  i.  B.  nieder  und  wurde  badischer  Staatsbriro:or.  Er  sehloss 
dort  eine  zweite  Khe  mit  einer  Katholikin  und  wurde  im  Jahre  18^5  weisen 
'Wahnsinns  entmündigt.  Für  ihn  »eibst  und  tür  seinon  Sohn  wurde  ein  Ica- 
tholiseher  Medidnalvalh  ftlg  Yonnimd  eraannt  Der  Sohn  war  nicht  getauft 
und  am  3.  Januar  1884,  hei  seiner  Aufnahme  in  die  kattiolisohe  VoUrächule 
zä  Freiburg,  als  ^freireligiös"  in  die  Schullisten  eingetragen.  Er  hatte  dort, 
angebhch  auf  Verlangen  des  Vaters,  an  dem  katlioliseheii  ReliLn'onsunterrichte 
theilgonommen,  später  aber  die  Realschule  besucht  und  darin  , altkatholischen* 
Keligionsunterricht  erlialten.  Der  Vormund  stellte  bei  dem  Amtsgerichte  den 
Antrag,  die  Eraiehnng  dee  Knaben  nicht  der  zu  Freiburif  i.  B.  wohnhaften 
(^.excentrischen'^)  Stiefinntter,  sondern  dem  mütterlichen  Grossvater  zu  Delft 
in  Holland  zu  übertragnen,  auch  auf  dessen  Wunsch  zu  fjeno!imigen,  dass  fler 
Knabe  in  der  protestantischen  RrliirioTi  orzo^^en  werde.  Der  katliolische  Ge^^en- 
vormund,  die  beiden  Beiräthe  umi  der  \\  aisenrichter  stimmten  dem  Antrage  des 
Vormundes  zu,  worauf  das  Amtsgericht  d^eem  Antrage  entgpiaeh.  Es  Über- 
trag die  Endehnng  des  Knaboi  dem  mflttwlidien  Grossvater  und  genehmigt» 
ausdrücklioli,  dass  der  Knabe  in  der  protestantisGhen  Religion  erzogen  werde  *. 
Zur  Begrün(hin^r  dieser  Entscheidung  wurde  en\op:en,  dass  der  Vater  confes- 
sionslos  sei,  die  Mutter  der  evangelisch-protestantisrhen  Kirche  ann;e]iort  habe, 
und  wegen  Geisteskrankheit  des  Vaters  die  Erziehungii])ilicht  durch  den  Vor* 
mund  aussuflben  «ei;  dass  fibrigens  dem  Vater,  falls  er  wieder  in  das  Er* 
ziehungsieeht  eintrete,  jede  ändernde  Bestimmung  frdstebe.  Zugleich  wurde 
im  zweiten  Beschlüsse  in  Gtomassheit  des  Landrechtsznsatzes  420  a  an  Stellet 
des  bisherigen  (rogen Vormundes  mit  dessen  Zustimmung  ein  Protestant  zum 
Gegenvormunde  ernannt.  Eine  Beschwertie  der  iStiefmutter  gegen  beide  Be- 
schlüsse wurde  al»  uuätatthaft  und  unbegründet  zurückgewiesen.  Die  Be- 
sehwerde war  nicht  in  der  durch  §  24  des  Gesetzes  vom  6.  Februar  1879  be» 
beaeichneten  Tiersehntägigen  Frist  eingereicht  und  insofern  unzulässig.  Sie< 
war  auch  sonst  unstatthaft,  weil  der  Stiefmutter  eines  Kindes  ein  Recht  auf 
Erziehung  desselben  nach  rheinischem  Rechte  nicht  zustellt  %  und  danach 
die  Berechtigung  einer  Stiefmutter,  gegen  vormundschal'tlicho  Anordnungen 
bezüglich  ihres  Stiefkindes  Besohwefde  au  erhebmi,  zu  bestreiten  ist.  Allein 
das  Landgericht  erklärte  die  Beschwerde  augleich  fSr  unbegrOndet,  weil* 
.,die  Erziehung  des  Mfindels  Sache  des  Vormundes  ist,  und  die  amtsge- 
richtliche  ^'('rfügung  auf  den  Antrnp:  des  Vormundes,  mit  Zustimmung  des 
Gegenvormuiules ,  dor  vormundschuftUchen  Ijciräthe  und  de-«  Waisenrichtcra 
erfolgte —  Hierauf  starb  der  Vater  de»  Mündels  im  Irreuhause  Ulenau 
am  18.  September  1885,  woYtm  seine  Verwandten  durch  die  Todesanaeig» 
E^mtuh»  eriuelten.  Infolge  dessen  stalten  zwei  ToUbfirt^  und  vier  halb- 
bürtige Brüder  des  Verstorbenen,  die  säramtUch  katholisch  waren  und  in  West- 
falen wohnten,  '»f^i  «Vm  Amtsgerichte  zu  Freiburg  den  Antrag,  unter  Auf- 
hebung der  vorerwähnten  Beschlüsse  die  katliolische  Erziehung  des  Knaben 
anzuordnen  und  diese  dem  katholischen  Vormunde,  eventuell  einem  dor  beiden 
▼ollbfirtigen  BrQder  des  Yatm,  au  übertragen.  Sie  behaupteten ,  nach  §  1. 
des  Gesetses  Tom  9.  Oetobw  1860  mOsse  der  Mündel  katfaoli^h  eraogen  ww- 


*  Beschlüsse  des  Amtsgerichts  zu  Freiburg  vom  ü.  Juni  und  21.  Juli  lS8ö. 

*  Vgl.  ITrtbell  des  AppcIlationsgertehtshofbB  su  Cöln  vom  Ii.  Juli  1828^  Rhei- 
nisches Archiv,  Bd.  YTi,  Abth.  1,  S.  115. 

*  Beechlneui  des  Lsadgeriohts  su  Freibtug  vom  30.  Juli  1885. 
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deD ,  da  zur  Aenderong  der  Religion  «beaoiiders  erhebKcfae  Grttnde'^  nieht 

vorlagen,  übrigens  vor  der  Entscheidung  ein  Gutachten  der  näclisten  beider- 
«^oiti'jen  Yorft-andten  nicht  oingeholt,  also  eine  wesentlidie  Förmlichkeit  von  §  4 
des  Gesetzes  nicht  eriüllt  war.  Beide  Antr."ifro  M  urden  vom  Vormunde  bekämpft 
und  vom  Amtsgerichte  zurückgewiesen.  Das  Amtsgericht  führte  aus,  der  Be- 
sdhliusTom  27.  Juli  18B5  habe  nieht  emen  ReligionswecliBel  angeordnet,  sondefn 
die  durch  den  Vater  versäumte  BeBtummiiig  Ober  die  Beligioii  seines  Sohnes  nach- 
geholt. „Mit  Rücksicht  auf  die  obwaltenden  Familienverhältnisse  wurde  die  evan- 
gelische Kirche  f^owählt.''  Der  Aiitni!?,  die  einmal  «^owuhlto  Rolio;ioii  zu  ändern,  sei 
unstatthaft,  weil  eine  solche  Acnderunf^^  einen  Antrap;  des  Vormundes  voraus- 
setze, der  nicht  vorlag  *.  Eine  gegen  diesen  Beschluss  erhobene  Beschwerde 
der  Antragsteller  vorde  aus  den  nfindichen  GrOnden  Terworfen.  Das  Land- 
gericht theilte  die  Rechtsansicht,  dass  dnrch  den  Beschluss  Tom  27.  Juli  1885 
„keine  Aendenuifr  der  religiösen  Erziehung  des  Mündels,  sondern  nur  eine 
pflinhimiissige  Bcstiranumg  darüber,  welche  bisher  unterlassen  war,  verfügt 
worden"  sei,  und  dass  die  Beschwerdefüiirer  nicht  berechtigt  seien,  eine  Ab- 
änderung des  BeseUusses  vom  27.  Juli  1885  zu  verlangen  \  Eine  Beschwerde 
beim  Oberlandosgeriehfe  wurde  nicht  erhoben.  Sie  wäre  auch  nach  %  24  des 
Oesetzes  vom  6.  Februar  1879  unstatthaft  gewesen. 

In  diesem  (dritten)  Falle  hiitte  jiacli  riclitijij^er  Aufilegiinp^  des  Gefetzes 
nicht  die  protestantische,  sondeni  die  katholische  Er/.ieliuiig  des  Kindes  durch 
das  Amtsgericht  angeordnet  werden  sollen,  in  GemtisÄheit  von  §  1,  Absatz  2, 
da  eine  Abweichung  von  der  dort  aufgestellten  Regel  nur  unter  den  in 
§  4  besdchneten  Toraussetzungen  statthaft  war,  und  diese  Torau8setzung«n 
nicht  vorlagen.  Das  Gesetz  enthält  nämlich  keine  besondere  Vorschrift  für 
Kinder  eines  „religionslosen Vaters;  ebenso  wenig  ist  von  ihnen  in  der  Ent- 
stehungsgeschichte die  Rede ;  es  kann  anji:enommen  werden,  dass  der  Gesetz- 
geber an  „religionslose''  Eltern  und  Kinder  nicht  gedacht  hat.  Nach  §  1, 
Absatz  2,  folgen  ehetiohe  Kinder,  deren  Religion  nicht  durch  den  Vater  be- 
stimmt wurde,  «der  Beligion  des  Vaters^;  folglich  kann  eine  vom  Vater  ver- 
säumte Bestimmung  durch  niemanden  nachgeholt  werden;  geht  das  Recht 
der  Erziehuuf^'  anf  die  Mutter  oder  den  Vormund  über,  so  kann  unter  den 
in  §§  3  und  4  bezeichneten  Voraussetzungen  eine  „Veränderung  der  Reli- 
gion" stattfinden.  Es  würde  den  Pflichten  des  Vormundes  und  der  vormund- 
sehaftlidien  Behörden  widersprechen,  wenn  sie  Waisenkittder  eines  «religions- 
losen'* Vaters  «religionslos'*  erziehen  \vc)llten:  in  irgend  einer  Religion  müssen 
die  Waisen  er>rogen  werden.  (V^].  Niiff,  Badisolie  Annalen,  1^88,  S.  9.) 
Das  Gesetz  gibt  aber  für  die  Walil  der  Religion  bestimmte  Vorschriften,  avo- 
durch  ein  freies  Ermessen  des  Vormundes  ausgeschlossen  wird.  Daher  ist 
fIBr  Entscheidung  der  Frage,  in  welcher  Beligion  ein  solches  Kind  erzogen 
werden  scdl,  der  WiUe  des  Gesetzes  aus  d^  Wortlaute  und  Zusammenhange 
zu  ermitteln.  Ein  Mann,  der  sich  für  ^religionslos''  erklärt  oder  in  seinen 
Handlungen  sich  als  „religionslos"  darstellt,  ist  im  Sinne  von  ?  1  des  ge- 
nannten Gesetzes  seiner  frühem  Reliij;ion  noch  zuzuzählen.  (V^t^I.  Näff, 
Badische  Annalen,  1888,  S.  10.)  Das  Gcset/c  kauu  dahin  verstanden  werden, 
dass  die  Religion  eines  Menschen  so  lange  als  unrerfindert  betrachtet  wird, 


'  Beschluss  des  Amtsgerichts  zu  Freiburg  vom  18.  Januar  1S86. 
*  Besdilusa  des  Landgerichts  zu  Fniburg  vom  17.  Februsr  1886.  Yfß*  auch 
Badisehe  Annklen,  1888,  S.  18. 
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bis  die  Annahme  einer  andern  Religion  erklärt  ist;  ähnlich  wie  der  Wohnsitz 
gesetzlich  so  lange  fortdauert,  bis  ein  anderer  gewählt  ist.  Ein  solches  Waisen- 
kind ist  daher  gemäss  §  1,  Absatz  2,  in  derjenigen  Bcligion  zu  erziehen, 
welchfifr  der  Vater  aagehdrte,  bevor  er  „religionsloe*  wurde;  eine  Yeränderang 
dieser  Religion  kann  nur  unter  den  Voraussetzungen  von  §  4  des  Gesetzes 
j>estattet  werden.  —  Uebrigeiis  würde  der  §  t  auoh  dann  entspreohende  An- 
wendung finden  müssen,  wenn  eine  Lücke  des  Gesetzes  anzunelimen  wäre. 
Denn  das  Recht  des  Vormundes  über  die  Religion  der  Waisenkinder  ist  ledig- 
lich in  §  4  beaeiobnei.  Die  Brneinnig  in  einer  andern  Religion,  als  der- 
jenigen, die  der  Vater  bia  aum  Eintritt  der  ^Religionelosigkait*  hatte,  kt  also 
„nur  aus  besonders  erheblichen  Orfinden*  und  nur  naäi  Erfüllung  d«  in 
§  4  gegebenen  Formvorschriften  zuKssig. 
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„Wenn  nicht  in  giltigen,  vor  EingehuDg  der  Ehe  geschlosseDen 
Eheverträgen  etwaa  anderes  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  ■ 
aus  gemischter  Ehe  festgesetzt  worden  ist,  so  sollen  die  Kinder,  ohne 
Unterschied  dos  (icschleehts,  der  Confession  des  Yatei\s  folgen."  So 
hiutot  die  Yorschrift,  die  in  landesherrlichen  Verordnungen  vom 
18.  Juli  1825  für  die  Stadt  Darmstadt  und  vom  27.  Februar  1826  für 
das  ganze  Grossherzogthuni  gegebeu  wurde;  der  Geltungsbereich  der 
letzteren  Yeiordnung  erstreckt  sieb  noeh  auf  den  preussischen  Ereis 
Biedenkopf  (vgl.  oben«  S.  18,  92).  Die  Yorscbrift  besebrfinkt  rieb  auf 
gemificbte  Eben.  Für  Elinder  ans  ungemisebten  Eben,  desgleioben  für 
unebelicbe  Kinder  und  für  Fiudlingaldnder,  gelten  die  Qrundsatze  des 
gemeinen  Kcchts  (oben  S.  29,  30). 

Abreden  über  die  Confession  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen 
sind  nur  dann  rechtsverbindlich,  wenn  sie  ^in  giltigenE  he  vertragen" 
getroffen  sind.  Folglich  ist  ein  in  anderer  Form  geschlossener  Ver- 
trag ungiltig.  Diese  Vorschrift  blieb  lange  Zeit  unbeachtet,  wurde 
aber  durch  die  im  Allerhöchsten  Auftrage  erlassene  und  im  Rogierungs- 
blatte  verkündete  Bekanntmachung  des  Ministeriums  vom  6.  December 
1842  für  die  seit  dem  1.  Januar  1843  geschlossenen  gemischten  Eben 
wiederbolt.  Danach  soU  eine  TJeberetnkusfl  Über  die  religiöse  Er- 
ziehung der  Kinder  aus  einer  seit  dem  1.  Januar  1843  geschlossenen 
gemischten  Ehe  „nur  dann  berücksichtigt  werden,  wenn  sie  in  einem 
nach  den  bürgerlichen  Gesetzen  gültigen  Ehevertrage  enthalten  ist". 

Ein  Ehevertrag  mit  Bestimmungen  über  die  Confession  der  Kinder 
aus  einer  gemischten  Ehe  muss  „vor  Fiugehung  der  Ehe"  g(>schlo88en 
werden.  Ein  solchor  Vertrag  ist  während  der  Ehe  unabänderlich. 
Berciieu  die  Eltern,  sich  vor  Eingehung  der  Ehe,  durch  Ehevertrag, 
über  die  religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder  iu  einer  Weise  gebunden 
zu  haben,  die  ihrer  späteren  Ueberzeugung  widerspricht,  so  ist  ihnen 
naeb  Inhalt  der  Yerordnung  nicht  zu  helfen*. 


1  Dieter  Fall  tr«t  nicht  selttta  ein,  wie  Minieterielra«])  Fydhwr  Lehmenn  in 
der  SitBWg  d«  zweiten  EMumer  vom  15.  Jnli  180ft  (Protokoll^  S.  89)  heieuglb 
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Ist  vor  der  Ehe,  durch  ^iltij^en  Ehevertrag,  kpine  Bestimmung  ge- 
troffen, „so  sollen  die  Kinder,  oline  Unterschied  des  Geschlechts,  der 
Confcasion  des  Täters  folgen".  Daran  kann  weder  bei  Lebzeiten 
der  Eltern  noch  durch  den  Ueberlebenden  oder  durch  den  Vorjnund 
und  das  Vormundscliuftsgericht  etwas  geändert  werden. 

Eine  Yergleichung  dieser  Tonohriften  mit  den  für  Kinder  ans 
ungemischten  Ehen  giltigen  Grundsätzen  führt  zu  Widersprüchen, 
die  auffallend,  jedoch  durch  die  Natur  eines  Ausnahm^esetzes  erklär- 
lich sind.  Ist  ein  lauer  Katholik  mit  einer  frommen  Katholikin  Yer- 
heiratet^  so  kann  er  seine  Kinder  prr  tpstnatiscli  erziehen  und  dadurch 
das  Herz  der  Mutter  kränken;  denn  hier  liegt  eine  ungemischte  Ehe 
vor,  worin  dif  Konfession  der  Kinder  durch  die  Eltern  bestimmt  wird, 
und  bei  Uneinigkeit  der  Eltern  der  Wille  des  Vaters  den  Ausschlag 
gibt.  Verheiratet  sich  aber  der  nämliche  laue  Katholik  nach  dem 
Tode  aeiner  katholischen  Frau  mit  einer  eifrigen  Protestantin,  ohne 
vor  der  Ehe,  in  einem  ^ilügeu  EUevertrage,  eine  Bestimmung  über 
die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  zu  Tereinbaren,  so  muss  er  die 
Kinder  zweiter  Ehe  katholisch  erziehen,  obwohl  die  protestantische  Er- 
ziehung dieser  Kinder  von  der  Mutter  für  eine  Gbwissenspflicht  an* 
gesehen  wird  und  den  eigenen  Wünschen  des  Taters  entsprechen  würde; 
denn  hier  liegt  eine  gemischte  Ehe  vor,  worin  der  gemeinsame  Wille 
der  Eltern  während  der  Ehe  nicht  zu  beachten  ist.  Ebenso  kann  ein 
protestantischer  Vater,  der  Vorliebe  für  die  katholische  Kirche  hat, 
jeflorh  mit  einer  eifri^^en  Proro^tantiu  verhoiratet  ist,  seine  Kinder 
katliolidcli  erziehen  iassen,  oijwuhi  er  dadurch  das  Mutterherz  kränkt  * ; 
denn  die  Ehe  ist  uni^emisclit,  daher  hat  bei  l^neinig-keit  der  Eltern 
der  Vater  zu  entscheiden.  Ist  aber  ein  solcher  der  katholischen 
Kirche  nahe  stehender  Protestant  ohne  Ehevertrag  mit  einer  Katho- 
likin yerheiratet,  so  muss  er  die  Kinder  protestantisch  erziehen,  ob> 
wohl  alsdann  die  protestantische  Erziehung  mit  der  G-ewissenspflicht 
beider  Eltern  in  Widerspruch  steht;  denn  hier  liegt  eine  gemischte 
Ehe  vor  2. 

Die  Verordnung  vom  27.  Februar  1826  enthält  keine  besondere 
Vorschrift  für  den  Fall  eines  Religionswe  ch  s  eis.  Folglich  ist, 
falls  eine  bislier  ungemischte  Ehe  durch  Roligionswechsel  des  Vaters 
oder  der  Mutter  /u  einer  gemischten  wird,  für  die  religiöse  Erziehung 
der  vor  dem  Heligionswechsel  geborenen  Kinder  das  gemeine  Recht, 
dagegen  für  die  religiöse  Erziehung  der  später  geborenen  Kinder  der 
Inhalt  der  Verordnung  zu  beachten.  Denn  nur  die  seit  dem  Beligions- 
wechsel  geborenen  Kinder  «smd  «Kinder  aus  gemischten  Ehen".  Wird 
z.  B.  die  Mutter  katholisch,  wahrend  der  Täter  protestantbch  bleibt, 

<  Daa  Auskunftsinittel,  deshalb  auf  Ehescbeiduag  zu  klagen,  kaua  nicht  zum 
Ziele  führen,  da  der  Mann  eine  Befugnisa  ausgeübt  hat,  die  ihm  nach  den  Oruad» 
8ltma  dM  eHerlidien  Enlebungsreohtea  xnatelit 

*  Vgl.  Abg.  Beek  er,  in  der  be«slftclien  swelten  Kammeri  14.  Juli  1868,  Pro- 
tokolle, 8.  22— S4. 
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80  können  die  vor  dem  BeligiouBweoluael  geborenen  Kinder  kaüioliseh 
erzogt  werden;  denu  es  handelt  sich  um  Kind^  aus  nngemischter 
Ehe,  deren  religiöse  Erziehung  nach  jedesmaliger  freier  Verstäudigung 

der  Eltern  bestimmt  wird.  Dagegen  ist  es  dann  unzulässig,  die  seit 
dem  Heligionswechsel  der  Mutter  geboreueu  Kiuder  im  Jleligions- 
bekeniitiii.sse  der  Mutter  zu  erziehen;  daran  kann  durch  Tertrag 
nichts  geändert  werden;  denn  Kinder  aus  gemischter  Ehe  sollen  nach 
der  Verordnung  vom  27.  Februar  1820  dein  Vater  folgen;  der  einzige 
Aosnahmefoll,  den  die  Verordnung  zulüsst,  kann  hier  nicht  eintreten, 
da  die  Khe  bei  ihrem  Abschluss  noch  nicht  gemischt  war,  nnd  deshalb 
ein  Vertrag  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  vor  der  Ehe  (in 
einem  Eherertrage)  nicht  geschlossen  werden  konnte.  Wird  eine  ur- 
sprünglich gemischte  Ehe,  worin  z.  B.  der  Mann  kathoHsch,  imd  die 
Erau  protestantisch  ist,  durch  Heligionswechsel  eine  ungemischte,  in^ 
dem  dei'  Mann  zur  protestantischen  Kirche  übertritt,  so  wird  die  reli- 
giöse Erziehung  der  "seit  dem  Religionswechsel  geborenen  Kinder  durch 
den  Willen  des  Vaters  bestimmt,  weil  es  sich  um  Kinder  aus  unge- 
mischter Ehe  handelt;  dagegen  die  vor  dem  Religionswechsel  geborenen 
Kinder  müssen  in  der  damaligen  Religion  des  Vaters  erzogen  werden 
(obwohl  jetzt  beide  Eltern  einem  andern  Religionsbekenntnisse  ange- 
hören), sofern  nicht  etwa  vor  Abschluss  der  Ehe,  in  einem  giltigen 
Ehevertiage,  Toreinbart  ist,  dass  die  Kinder  in  der  Religion  der 
Matter  erzogen  werden  sollen.  "War  aber  vor  der  Ehe,  z.  B.  zwischen 
einem  katholischen  Manne  und  seiner  protestantischen  Braut,  in  einem 
giltigen  Ehevertrage  vereinbart,  die  Kinder  sollten  protestantisch  er- 
zogen werden,  und  tritt  später  die  Mutter  zur  katholischen  Kirche 
über,  so  müssen  gleichwohl  die  vor  diesem  Keligionsweclisel  geboreneu 
Kinder  protestantisch  erzogen  werden,  obwohl  beide  Eitern  der  katho- 
lischen Kirche  angehören. 

Die  Verordnung  vom  27.  Februar  182G  ist  für  den  ganzen  Um- 
fang des  Grossherzog thums  erlassen.  Ist  sie  überhaupt  giltig,  so  kann 
auch  in  Bheinhessen  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  ans  gemischten 
Ehen  durch  Vertrag  bestimmt  werden;  die  Tertragsmässige  Bestim- 
mimg,  die  in  einem  giltigen  Ehevertrage  vor  Eingebung  der  Ehe  ge- 
troffen wurde,  ist  nach  Abschluss  der  Ehe  unwiderruflich.  Insoweit 
ist  dann  der  Art.  1388  des  Code  civil  als  abgeändert  anzusehen.  Die 
von  „gelehrten  Juristen*  aufgestellte  und  von  der  Regierung  gebilligte 
Ansicht,  „dass  Art.  1388  des  Code  civil  durch  die  Verordnung  von 
1826  nicht  habe  abgeändert  werden  sollen"  ist  nur  dann  haltbar, 
wenn  angenommen  wird,  dass  die  Verordnung  vom  27.  Eebruai-  1826 
nicht  die  Kraft  eines  Gesetzes  hat. 

Die  Verordnung  vom  27.  Februar  1826  ist  ohne  Zustimmung  der 
Stände  erlassen,  daher  nach  Art.  72  der  Yerfassungsurkunde  für  das 


*  Ministerialmth  Weber  in  der  ersten  hessischen  Kammer,  17*  Juni  187S, 
Protokoll^  S.  597,  und  9.  Deoembec  lS79f  ProtoicoUe,  S.  197. 
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Gfrossliersogihiim  Hessen  vom  22.  December  1820  als  Gesetz  nicht 
zu  betrachten  Auch  beschränkt  die  Verfassungsurkunde  durch  keine 
Vorschrift  die  Aufgabe  der  Gerichte,  die  Giltigkeit  landesherrlich  er 
VerordnnnfreTi  zu  prüfen.  Ebenso  wenig  liegt  ein  geniio-eiidor  Grund 
zu  der  Anii  üim  ?  vor,  dass  der  Inhalt  der  Verordnung  die  liraft  eines 
gütigen  Gewohnheitsrechtes  erlangt  habe.  Wollte  daher  eine  katho- 
lische Ehefrau  gegen  ihren  protestantischen  Ehemanu  im  Wege  des 
ordentlichen  Civilprocesses  vor  dem  Landgerichte  Klage  anstellen,  mit 
dem  Antrage  auf  Verartheflung  des  Beklagten,  die  Kinder  auf  Ghnmd 
eines  vor  der  Ehe  errichteten  Eheyertrages  in  der  katholischen  Beli- 
gion  zu  erziehen  y  so  wfirde  das  Landgericht  die  Gesetzeskraft  der 
Verordnung  vom  27.  Februar  1826  verneinen  mfissen.  D  is  Gericht 
mÜBste  dann  nachforschen,  ob  und  welches  andere  giltige  Gesetz  An- 
wendung finde.  In  Ermanglung  eines  solchen  GesetTies  müsste  der 
Streit  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts  entschieden  werden, 
deren  Inhalt  oben  (S.  30 — 34)  erörtert  wurde.  Ebenso  würde  in  Er- 
manglung eines  giltigen  Gesetzes  das  gemeine  Hecht  zAir  Anwendung 
kommen,  wenn  etwa  zwiöcheu  der  Mutter  einerseits  und  den  Ver- 
wandten des. verstorbenen  Vaters  oder  dem  Vormunde  andererseits  im 
Wege  des  Cüvflprooessea  ^ber  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  ge- 
stritten würde.  C^gl.  S.  36 — 54.)  Bisher  sind  solche  Streitigkeiien,  so- 
weit sich  ermitteln  Hess,  im  Grossherzogthum  Hessen  noch  nicht  vor- 
gekommen. 

Thatsächlich  wurde  in  der  Weise  verfahren,  ,fdaB8  der  Beligions- 

theil,  der  sich  verletzt  fühlte,  Anzeige  machte,  worüber  vom  Mini- 
sterium des  Innern  entschieden  wurde,  und  dass  die  weltliche 
Behörde,  unter  Mitwirkung  der  geistlichen,  diese  Entscheidung  in 
Ausführung  brachte".  Es  wurde  „eingeschritten  auf  Anrufen  der 
kirchlichen  Behörden,  die  die  Ililfe  der  weltlichen  Behörden  in 
Anspruch  nahmen.  Man  hat  mit  Schul versäumnissstrafen  zu 
bewirken  gesucht,  dass  die  Bestimmungen  der  Verordnung  zur  Gel- 
tung kamen"*.  Die  Staat^ewalt  glaubte  berechtigt  und  verpflichtet 
zu  sein,  „eine  jede  Abweichung  vom  Vertrage  oder  Ton  der  subsi- 
diären gesetzlichen  Regel,  als  wider  prohibitive  gewissermassen  ö£fent<- 
lich-rechtliche  Gesetze  verstossend,  staatspolizeilich  zu  repri- 
miren,  also  in  solchem  Falle  das  Kind  aus  einer  gemischten  Ehe  gegen 
den  überein-stinimenden  Willen  der  Eltern  einem  andern  religiösen 
Unterrichte,  bezi  hungsweise  einer  andern  confessioneiien  Sehnle, 
zwangsweise  zuzutiihren,  und  so,  von  Amtswegen  oder  auf  Ersuclieu 
der  Geistlichkeit  einer  Kirche,  nöthigenfalls  manu  militari,  die 

*  Die  Regternng  gibt  lu,  es  eel  „zweifelhaft,  ob  jene  Verordnung  nicht  in  Form 
eines  Gesetzes  zu  erlassen  gewesen  wäre".  Vgl.  Ministerialrath  Weber  in  der 
ersten  hessischen  Kammer,  9.  December  1879,  Protokolle,  S.  196.  Allein  die  Ent- 
sebeidiing  jener  Frage  ist  neeb  Art.  73  der  Verfiissnngnirknnde  nloht  zweifelbeft. 

^  Mlaieterialrath  Freiherr  v.  Lehmann  in  der  enten  beseisobeo  Kammer, 
22.  Februar  1864,  Protokolle,  S.  704,  705,  712. 
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AuBfahruDg  eines  Yertrages  zu  erzwingen,  welchen  die  yertragschlies- 
senden  Personen  selbst  nicht  ausgeführt  haben  wollen"  ^ 

Dies  Verfahren  kann  als  gesetzlich  gerechtfertigt  nicht  angesehen 
werden.  Ist  nicht  einmal  im  Ileclirswofr^  die  Klage  einer  Ehefrau  gej^en  den 
Ehemann  wessen  religiöser  Erziehung  ihrer  Kinder  damit  zu  b^^ründen, 
dass  der  Beklagte  die  Yorschriften  der  Yerordnung  vom  27.  Februar 
1826  verletzt  habe,  so  sind  noch  weniger  die  Polizeibehörden  berech- 
tigt, im  Yerwaituugswegc  die  Erfüllung  jeuer  A'orächriften  zu  erzwingen. 
Md  Recht  der  Polizeibehörden,  von  Amtswegen  gegen  die  Eltern  ein- 
susohreiten  vnd  so  die  Befolgung  der  Yorschriften  der  Terordnung 
▼om  27.  Februar  1826  durchzuführen,  ist  ans  den  allgemeinen  Befdg- 
niasen  von  Polizeibehörden  nicht  herzuleiten.  Ebenso  wenig  können 
Polizeibehörden  durch  den  Antrag  einer  Kirchen-  oder  Schulbehdrde 
eine  solche  Befugniss  erlangen.   (Ygl.  oben,  S.  90,  91.) 

Hätte  die  Yerordnung  vom  27.  Februar  1826  die  Kraft  eines 
Gesetzo'^,  würde  selbst  daraus  die  Berechtigung  einer  Schul-  oder 
Kirchenbehörde,  die  Befolgung  der  gegebenen  Yorschriften  vor  Ge- 
richt zu  begehren,  oder  gar  die  Berechtigung  einer  Polizeibehörde, 
die  Befolgung  der  Yorschriften  zu  erzwingen,  nicht  hergeleitet  werden 
kdnnen.  Es  würde  vielmehr  anzunehmen  sein,  dass  nur  die  Eltern 
einander  auf  diese  gesetdiohen  Yorschriften  Terweisen  und  nöthigen- 
ftdls  auf  Befolgung  derselben  klagen  kSnnten,  dass  dagegen  ,ein  Ein- 
sehreiten der  Behörden,  seien  es  weltliche  oder  geistliche,  als  durch- 
aus unstatthaft  erscheine"  ^.  Erst  nach  dem  Tode  dos  Yatera  oder 
beider  Eltern  würde  der  Yormund  durch  das  Yormundscliafitsgericht 
angehalten  werden  können,  die  Befolgung  der  gesetzlichen  Yoischrift 
zu  überwachen. 

Könnte  man  den  Polizeibehörden  diu  Befugniss  zugestehen,  auf 
Antrag  irgend  einer  berechtigten  Person  Streitigkeiten  über 
die  religiöse  Erzieliuug  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  im  Yerwal- 
tungswege  zu  entscheiden  und  solche  Bhitacheidungen  im  Yerwaltungs- 
wege  zu  vollstrecken,  so  würde  doch  ein  derartiges  Einschreiten  auf 
Antrag  einer  Schul b eh 5 rde  oder  einer  Kirchenbehörde  unstatt- 
haft sein.  Denn  in  der  Yerordnung  hat  der  Gedanke,  dass  ein  Recht 
der  Kirche  oder  der  Schule  begründet  werden  sollte,  keinen  Ausdruck 
gefunden. 

In  der  Sitzung  der  hessischen  ersten  Kammer  vom  22.  Februar 
1864  machte  Moufang  den  Yorschlag,  das  Ministerium  möge  die  Be- 
hörden anweisen,  „sie  hätten  sich  mit  der  confessionellen  Kindorerzie- 
hung  nicht  auf  Anzeige  eines  (xeistlichen ,  sondern  nur  auf  Antrag 
eines  Yaters  oder  einer  Mutter  oder  deren  Stellvertreters  zu  befassen". 


»  Motive  zu  clt  i-  Regierungsvorlage  vom  24.  Mai  1877,  S.  3 — 5,  und  vom 
20.  November  1878,  ö.  a— ü. 

>  PriMdent  Dr.  Y,>He8B«  In  der  ersten  hassiechen  Kammer,  22.  Fehrsar  1864, 
Protokolle,  S.  706.  Vgl.  oben,  8.  70,  90,  227,  870. 
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Eine  derartige  Dienst  an  Weisung  würde  in  der  Thai  mindeeten« 
statthaft  sein,  da  ein  Beoht  der  Kirche  zur  Antragstellung  wegen  der 
religiösen  Erziehung  von  Kindern  ans  gemischten  Ehen  in  keinem 
Gesetze  des  Grosshcrzoirthums  anerkannt  ist.  Darüber  bestand  in 
der  Sitzung  der  ersten  Kammer  vom  22.  Februar  1864  allgemeines 
Einverständniss.  Wenifjstens  trat  niemand  der  Auffassung  Moufanga 
entgegen.  Präsident  v.  llesae  stimmte  ihr  auädrücklich  zu.  Der  Ver- 
treter der  Eegierung  erkannte  die  Zdäsaigkeit  und  Zweokmäseigkeit 
des  Yorsehlags  an,  indem  er  bemerkte:  ^Wenn  bei  vorliegendem 
übereinstimmenden  Willen  der  Eltern  in  dieser  Beziehung  nach  der 
Ansieht  hoher  Kammer  jedes  Einschreiten  unterbleiben  soll,  dann  wird 
allerdings  die  Bestimmung  über  die  Zulässigkeit  der  Verträge  so  ge- 
mildert, dass  sie  alsdann  nicht  leicht  mehr  eine  Härte  enthalten  wird.*  * 
Dies  war  richtig.  In  den  Fällen  nämlich,  worüber  die  Verwaltung-s- 
behörden  bis  dahin  entschieden  hatten,  handelte  es  sich  nicht  um 
„eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  zwischen  den  Eltern";  sondern 
„der  übereinstimmende  Wille  der  Eltern"  gins:  dahin,  „von  der  ur- 
sprünglichen Bestimmung  abzugehen  und  die  Kinder  iu  einer  andern 
Confession  zu  erziehen,  als  wie  es  nach  der  Yerordnung  von  1826 
geschehen  sollte*. 

Zur  Empfehlung  Ton  Moufangs  Vorschlag  konnte  noch  auf  die 
Schwierigkeit  hingewiesen  werd^,  den  polizeilichen  Zwang  durch- 
zuführen. Dazu  müsste  „bei  eipigermassen  nachhaltigem  Widerstande 
der  Eltern  ein  solciies  Mass  Yon  Zwangsmitteln  angewendet  werden, 
welches  mit  den  heutigen  Anschauungen  geradezu  unverträglich  wäre"  ^ 
Zudem  führt  ein  derartiger  Zwang  zu  einer  ungebührliehen  Benach- 
theiligung der  Armen  gegenüber  den  Reichen,  wie  Moufang  ebenfalls 
hervorhob,  und  der  Vertreter  der  Regierung  bestätigte.  „Schulver- 
säumnissstrafen  sind,  wenn  der  elterliche  Wille  beharilioh  ist,  vergeh« 
lieh,  namentlich  bei  Eltern  der  vermögenden  Klasse,  die  ihre  Kinder 
auswärts  in  fremde  Institute,  nach  Frankreich,  in  die  Schweis  u.  s.  w. 
bringen  können,  wo  sie  sie  ganz  dem  Aufeichtskreis  der  Behörden 
entziehen."  ' 

Indessen  trotz  aller  dieser  Vorzüge  des  von  Moufang  gemachten 
Yorschlages  hat  das  Ministerium  die  empfohlene  Dienstanweisung  noch 
nicht  erlassen. 

Zur  Mildcruni;-  di  i  Härten,  zu  denen  das  bezeichnete  Einschreiten 
der  Behörden  tüiiren  musste,  griff  das  Ministerium  zum  Auswege  der 
Dispensation.  Die  Regierung  beliauptet,  Dispensationen  von  dem 
in  der  Verordnung  vom  27.  Februar  1826  eutiialtenen  Verbote,  die 
Confession  der  Kinder  zu  ändern,  seien  „von  jeher  unvermeidlich  ge- 

1  Protokoll  Ub«r  die  Bitning  der  erftten  Eamnwr  vom  93.  Febraar  1864. 

ß.  701,  70Ö,  712. 

•  Motive  zur  Regierungsvorlage  vom  24.  Mai  1877,  S.  3 — 5.  Vgl.  obeu,  S.  392,  393. 

*  IdßnJatttialmth  Freihenr  v.  Lehmana  In  der  entea  Ksnuner,  28.  Febnm 
im,  Protokolle,  8.  704,  705. 
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wesen"  K  Früher  erkanntd  die  Begierang  selbst  die  Misslichkeit  solcher 
Dispensationen  an,  zumal  da  „diejenige  Confession,  za  deren  Ungunsten 
die  Dispensation  erfolgte,  hierin  entweder  eine  Yerletsning  ihrer  Beohte 

erkannte  oder  im  Falle  ihrer  Zustimmung  hieran  ungemessene  An- 
sprüche 7A\  ihren  Gunsten  für  andere  Fälle  knüpfte"  Sie  trui:-  T^o- 
dcnkoE,  von  der  klaren  Vorschrift  der  Yerordnung  eine  Ausnahme  zu 
maclicn,  selbst  wenn  davon  das  Glück  beider  Eltern  abzuhän<2:en  schien*. 
Die  Dispensationen  sind  iu  der  That  nicht  zu  rechtfertigen.  Sind 
Polizeibehörden  oder  sonstige  Staatsbehörden  nicht  befugt,  die  Be- 
folgung der  Yerardnong  zu  erzwingen»  oder  kann  wenigstens  das  AOni- 
Bterinm  ein  derartiges  Einsehreiten  untersagen ,  so  liegt  för  Dispensa- 
tionen kein  Bedfir&tss  vor.  Hat  die  Terordnung  keine  Gesetzeskraft, 
so  bedarf  es  keiner  Dispensation  von  Befolgung  derselben.  Hütte 
aber  die  Verordnung  die  Kraft  eines  Gesetzes,  so  würde  eine  Erlaubniss, 
das  Gesetz  zu  verletzen  oder  nicht  zu  befolgen,  für  unstatthaft  zu  er- 
achten sein.  Zudem  kann  keinenfalls  dem  Ministerium  das  Recht  zu- 
stehen, von  Ik'folguni!;  einer  landesherrlichen  YerordTiunfi:  zu  dispensiren, 
solange  dem  Ministerium  eine  solche  Befugnbss  niciit  durch  gehörig 
verkündete  landesherrliche  Verordnung  übertragen  ist. 

Die  Eegierung  versuchte  dreimal^  die  Frage,  in  welchem  Beli- 
gionsbekenntaisse  die  Kinder  erzogen  werden  sollen,  im  Wege  der 
Gesetzgebung  zu  lösen,  indem  sie  darüber  dem  17.,  22.  und  23.  Land- 
tage Oesetzentwürfe  vorlegte.  Sie  wollte  damit  einen  Bechts- 
zustand  herbeifuhren,  „der  sich  durchführen  lässt,  und  der  den  seit- 
herii  cn  unerquicklichen  Verhältnissen  ein  Ende  macht"  *. 

Alle  drei  Gesetzentwürfe  folgten  dem  Muster  des  badlsclieu  (le- 
setzes  vom  9.  October  l^f'O.  Sie  wollten  die  (iogcnsätze  beseitigen, 
die  in  der  Behandlunfj:  der  Kinder  aus  gemischten  nnd  uut^emischten 
Ehen  noch  heute  im  Grüssherzogthum  Hessen  bestehen.  Doch  konnte 
sich  die  Regierun^^:  nicht  zu  dem  Vorschlage  eütschUeöäen,  die  Grund- 
sätze, die  für  Kinder  aus  ungemischten  Ehen  nach  gemeinem  Bechte 
gelten,  auf  Kinder  aus  gemischten  Ehen  auszudehnen;  sondern  sie 
glaubte,  gewisse  Beschränkungen  des  gemeinrechtlichen  Bestimmungs^ 
rechtes  för  gemischte  Bhen  aufrecht  erhalten  zu  müssen,  die  dann 
der  Gleichmassigkeit  wegen  auch  auf  Kinder  aus  ungemischten  Ehen 
Anwendung  finden  sollten.  Man  wollte  (wie  in  Baden)  das  Bestim- 
mungsrecht den  Eltern,  die  in  i^remisehtor  Ehe  lebten,  mit  ge- 
\\'isgen  Beschränkungen  zugestehen,  dafür  aber  die  nämlichen  ße- 
sfhräukungen  den  Eltern,  die  in  ungemischter  Ehe  leben,  neu  auf- 
erlegen. iS^ach  dem  Vorbilde  des  badischen  Gesetzes  sollte  nicht  nur 
für  gemischte,  sondern  auch  für  ungemischte  Eheu  das  Bestimmungs- 

*  Motive  zur  Regierungsvorlage  vom  24.  Mai  IST?,  S.  3 — 6. 

>  Motive  zur  Regierungsvorlage  vom  9.  December  1862,  S.  3. 

*  JusUzminUter  Freiherr  v.  Lindelof  imd  MinisterUlrftth  Freihctr  v.  L«1j- 
mann,  in  der  mitsn  Kammer,  14.  Juli  1868,  Protokolle,  S.  12,  24,  25. 

*  Mlnisterialratli  Web  er  In  der  ersten  Kammer,  0.  Dee.  1878,  Protokolle,  S.  196. 
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recht  der  Kutter  und  des  Tormnndes  eng  begrenzt  werden.  Eine 

Terständigung  mit  den  beiden  Kammern  wurde  niclii:  erzielt. 

Die  erste  EegierungSTorlage,  yom  9.  December  1862,  fand  schon 
in  der  zweiten  Kammer,  hauptsächlich  bei  den  Abgeordneton  „der 
liberalsten  Richtung",  lebhaften  Widerstand.  Man  betonte  die  !Noth- 
wcndigkeit,  ,,den  ehelichen  Frieden  gegen  die  Priesterschaft  zu  sichern". 
Man  besorgte,  die  Freiheit,  die  der  Entwurf  gewähren  wollte,  werde 
den  „fanatischen"  und  „übereifrigen"  Priestern  die  Gelegenheit  bieten, 
den  Frieden  der  Famiüen  noch  mehr  zu  stören,  als  bisher  schon  ge- 
seheben  sei;  auch  fOrchtete  man,  daes  durch  Jene  Freiheit  die  pro- 
testantteche  Kirche  „gefährdet  sei^  und  „in  eine  sohlimmere  Lage 
komme*''.  Unter  der  Herrschaft  dieser  Besorgnisse  beschloss  die 
zweite  Kammer,  das-  im  Begierangsentwurfe  (Art.  2)  mit  gewissen 
Beschränkungen  der  Mutter  zugestandene  Bestimmungsrecht  gänzlich 
zu  beseitigen.  Die  Wittwe  sollte  unbedingt  verpflichtet  sein,  die  Kinder 
in  der  vom  Vater  l)estimmten  Confession,  sonst  in  der  Oonfession  des 
Yarer«?,  /u  erziehen.  Damit  sollte  verhindert  werden,  dass  katholische 
AVittwen  protestantischer  Männer  äich  durch  die  Geistlichkeit  bestim- 
men Hessen,  die  Kinder  katholisch  zu  erziehen^.  Hiermit  nicht  zu- 
frieden, glaubte  die  Mehrheit  noch  weiterer  Schutzmittel  gegen  die 
GeistUdikeit  zu  bedürfen.  Es  wurden  nämlich  neben  den  Terträgen 
über  die  Confession  der  Kinder  auch  «Terspreehungen ,  welche  des- 
halb geleistet  werden",  för  ungiltig  erklärt^  Auch  wurde  den  Geist- 
lichen (durdh  eine  lex  imperfecta)  ausdrücklich  verboten,  „solche  Ver- 
sprechungen durch  irgend  welche  Mittel  und  in  irgend  welcher  Weise 
zu  veranlassen  oder  entgegenzunehmen".  Endlich  wurde  ein  Zusatz- 
artikel angenommen,  wonach  das  Gesetz  erst  gleichzeitig  mit  dem 
Gesetze  über  die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen  und  kirchlichen 
Vereine  im  Staate  in  Kraft  treten  sollte;  denn  in  der  „Furcht  vor 
der  geistlichen  Kiuuiischung"  meinte  die  Mehrheit,  es  müsse  der  durch 
das  Gesetz  gewährten  grösseren  Freiheit  „die  nöthige  Beschränkung 
entgegengesetzt  werden,  die  im  Kirohengesetze  enthalten  sei"^ 

*  Vgl.  Protokoll  über  die  Sitzung  der  zweiten  Kammer  vom  14.  Juli  1863, 
S.  3,  4,  6,  14,  16,  17,  33,  35,  41.  —  Die  nämlichen  Gedanken  wiederholten  sich  in 
der  sweitoi  Kumner  im  Jahre  1877,  Beilage  Nr.  357,  8.  8.  Sine  OalShrdiii^  der 
c-vangelbchen  Kirche  befnrchtete  auch  PrKlat  Dr.  Zimmermann  bk  der  enten  Kammer, 
22,  Februar  1864.  Protokolle,  8.  690. 

>  Protokoll  Uber  die  Sitzung  der  zweiten  Kammer  vom  Ib.  JuU  1863,  S.  12 
bia  16,  38—37,  75.  ffierbei  wurde  ▼etgeaeen,  in  drei  fblgendea  Artikeln,  die  von 
„Eltern'^  sprachen,  dies  Wort  durch  „Vater"  zu  ersetzen. 

'  Man  bellirchtete ,  solche  Versprechungen  möchten  als  „Pollicitationen  zu 
Gunsten  der  Kirche"  im  Sinne  von  L.  2  D.  de  pollicitationibus  (öO,  12)  und  c.  Id 
X.  de  cenatbtiB  (8,  89)  aageaelieB  und  deahalb  für  klagbar  eraehtet  werden,  fkll»  das 
Gesetz  dies  nicht  verhindere.  Ea  wurde  zwar  die  Unhaltbarkeit  dieser  Rochtsanaicht 
nachgewiesen.  Hierauf  entgegneten  aber  die  WortfUhrer  der  Mehrheit)  die  Gerichte 
könnten  eine  andere  Meinung  haben. 

*  Protokoll  ftber  die  Sitanng  der  swelten  Kammer  vom  lö.  Jnli  1868,  8.  67, 
110,  III. 
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In  der  ersten  Kammer  vertheidigte  der  AussohusB-Berioht  die  in 

der  Verordnung  vom  27.  Februar  1826  an^estelUeu  Grundsätze,  nament- 
lich die  Giltigkeit  von  Verträgen.  Doob  empfahl  er,  „das  bisher  auf 
Verordnung  Beruhende  zum  Gesetz  zu  erheben",  da  die  Landesver- 
tretung einen  solchen  "Wunsch  vielfach  ausgesproclien ,  imd  auch  die 
Regierung  die  Absicht  an  den  Tag  gelegt  habe,  ,,dem  Wunsche  einer 
gesetzlichen  Regelung  zu  entaprechen".  Danach  sollte  Art.  1  lauten: 
,Wenn  nicht  iu  gütigen,  vor  Eingehung  der  Ehe  gesclilossenen  Ehe- 
▼erträgen  etwae  anderes  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus 
gemischten  Eben  und  der  durob  solche  Ehen  legltimirten  Kinder  fest- 
gesetzt worden  ist,  so  sollen  diese  Kinder,  ohne  Unterschied  des  Ge- 
8chlechtS)  der  Confession  des  Vaters  folgen/  Der  Ausschnss  billigte 
die  Streichung  des  Art.  2,  machte  noch  mehrere  Vorschläge  zu  den 
folgenden  Artikeln  und  emp&hl  Ablehnung  der  in  der  zweiten  Kammer 
angeTinmmoiion  beiden  Zusatzartikel  ^  In  der  Sitzung  der  ersten 
Kammer  vom  22.  Februar  1864  schlug  Moufang  als  Art.  1,  Absatz  1 
und  2,  folgende  Sätze  vor.  „Die  Bestimmung  darüber,  in  welcher 
Religion  die  Kinder  erzogen  werden  bullen,  steht  bei  ehelichen  Kin- 
dern, denen  die  durch  nachfolgende  Ehe  legltimirten  Kinder  gleich- 
zuaohten  sind,  den  beiden  Eltern  gemeinsam  zu.  Verträge  der  Eltern 
über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  sind  yor  der  Eingehung  der 
Ehe,  wie  während  derselben  zulässig;  es  steht  jedoch  den  Eltern  jeder- 
zeit frei,  daran  mit  beiderseitiger  Zustimmung  Aenderungen  zu  treffen.'^ 
Bei  der  Abstimmung  wurde  Art.  1  des  Regierungsentwurfs  mit  18 
gegen  1  Stimme,  dann  der  Ausschussantrag  mit  1 1  gegen  8  Stimmen, 
endlich  der  Antrag  Moufang  mit  10  gegen  9  Stimmen  abgelehnt  2. 
Damit  war  die  Vorlage  nach  Art.  91  der  YcrfaBsungsurkunde  beseitigt. 

Zur  Vorlegung  des  zweiten  Gesetzentwuris,  vom  24.  Mai  1877, 
fami  sich  die  Regierung  dadurch  veranlasst,  dass  am  28.  April  1875 
das  Gesetz  über  die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen  und  kurchlichen 
Yermne  im  Staate  (worauf  die  zweite  Kammer  am  1&.  ^uli  1863  hin- 
gewiesen hatte)  verkündet  war,  and  dass  ein  Gesetzentwurf  Über  die 
Wirkungen  des  Austritts  aus  einer  Kirche  den  Ständen  voriag.  Der 
zweite  Entwurf  stimmte  mit  dem  ersten  Regierungeentwurfe  in  der 
Hauptsache  überein.  Diesmal  war  die  zweite  Kammer  mit  den  Grund- 
gedanken des  Entwurfs  einverstanden.  Sie  nahm  denselben  mit  vor- 
liältnissmässig  unerheblichen  Aenderungen  an.  Dagegen  die  erste 
Kammer  vertheidigte  den  Grundsatz,  dass  die  Religion  der  Kinder 
durch  Vertrag  bestimmt  werden  k'iüue.  Dieser  Grundsatz  sollte  fortan 
auch  für  Kinder  aus  ungemischten  Ehen  gelten.  Doch  wollte  die  erste 
Kammer  allen  Eltern  das  Recht  zugestehen,  den  Vertrag  jederzeit  zu 

^  Beilage  Nr.  66  zum  16.  Protokoll  der  ersten  hessischen  Kammer,  im  17.  Land* 
tage,  29  Seiten. 

*  Protokoll  fllicr  dlo  Sltnmg  der  «nrten  Kammcir  vom  32.  Februar  1864, 
8.  689->710. 
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findern.  In  dieBcra  Sinne  wurde  der  Entwurf  umgearbeitet.  Die  zweite 
Kammer  nahm  in  einigen  i^ebenpunkten  die  Vorschläge  der  ersten 
Kammer  au,  lehnte  dagegen  die  grundsätzlichen  Aen(lorunc:en  ab  und 
kehrte  im  wesentlichen  zu  dem  Ergebnisse  der  ersten  Berathang 
zurück.  Dan  Ministerium  erklärte  in  einem  an  die  erste  Kammer  ge- 
richteten Schreiben,  die  Kei^ierung  sei  mit  der  aus  der  zweiten  ]ie- 
rathung  der  zweiteu  Kammer  hervorgegangenen  Fassung  des  Gesetzes 
einverstanden.  Das  Zustandekommen  des  Gesetzes  scheiterte  an  der 
Weigerung  der  enten  Kammer,  sofort  den  Besoblüasen  der  zweiten 
Kammer  beizatreten*. 

Den  dritten  CFesetzentwurf  legte  die  Begierung  im  Noyember 
1878  dem  23.  Landtage  in  der  FasBong  des  liegierungsentwaifb  vom 
Jahr  1877  vor.  Die  zweite  Kammer  nahm  die  Vorlage  mit  geringen 
Aenderungen  an.  Dagegen  wiederholte  die  erste  Kammer  im  wesent- 
lichen die  im  22.  Landtage  be8cblo:^'^enen  Aenderungen.  Bei  der 
zweiten  Beratliuric:  stellte  die  zweite  Kanuner  die  Ilauptbeschlüsae  der 
ersten  Berathuni^-  wieder  her.  Die  Meinungsverschiedenheit  der  beiden 
Kammern  betraf  auch  diesmal  hauptsächlich  die  Frage,  üb  Verträge 
über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  Terbindlich  sein  sollten^. 

Im  Landtagsabaehiede  Tom  18.  März  1881,  §  3,  wurde  vorbehal« 
ten,  den  nämlichen  Gesetzentwurf  dem  nfichsten  Landtage  wieder  yor- 
zolegen.  Dies  ist  aber  nicht  gescbeheo.  Es  ist  nicht  bekannt  ge- 
worden, aus  webheji  Gründen  die  Regierung  hierauf  verzichtet  hat. 
Die  «unerquick liehen  Yerhältnisse'^f  die  damals  Torlagen,  haben  sich 
inzwischen  schwerlich  gebessert. 

Seit  dem  1.  October  1879  lie<rt  die  Möglichkeit  vor,  Entschei- 
dun<i;en  der  Amtsgerichte  in  Vormundschaftssachen  durch  Beschwerde 
anzufechten,  und  demzufolge  auf  Grund  von  Art.  6—8  des  Gesetzes 
Tom  5.  Juni  1879  Entscheidungen  des  Landgerichts  und  des  Ober- 
landesgerichts  zu  erwirken.  Doch  sind  solche  Entscheidungen  in  Streitig- 
keiten aber  die  religiöse  Erziehung,  aoTiel  bekannt,  noch  nicht  ergangen. 
„Es  mag  dies  damit  zusammenhängen,  dass  soMe  Streitigkeiten  regel- 
mässig aus  Anlass  des  Schulbesuchs  der  Kinder  zu  Tage  treten 
und  dann  im  administrativen  Verfahren  erledigt  werden.  Solange  die 
Schulpflicht  dauert,  werden  derartige  Entscheidungen  nothigenfalls  auch 
mit  Zwang  zum  Vollzuge  gebracht.**  Es  wird  also  noch  heute  ein 
Verfahren  beobachtet,  dessen  gesetzliche  Zulässigkeit  gerechten  Be- 
denken unterliegt. 

'  VerTiandlungen  der  Landstände  des  Grosaherzogthums  Hessen,  22.  Landtag, 
zwoitc  Kammer,  Protokolle  Nr.  60  vom  23.  Januar  187S  und  Nr.  79  vom  29.  Juni 
1878,  Beilagen  Nr.  302,  303,  304,  357,  475;  erste  Kammer,  Protokolle  Nr.  20  vom 
17.  Juni  1S18  und  Nr.  33  vom  3.  Jidi  1878,  BellAgen  Nr.  168. 

'  Verhandlungen  der  Landstände  des  Orossherzogthums  Hessen,  23.  Landta|^ 
zweite  Kammer,  Protokolle  Nr.  20  vom  12.  März  1879  und  Nr.  47  vom  17.  Februar 
1880,  Beilagen  Nr.  21—23,  123,  261 ;  erste  Kammer,  Protokolle  Nr.  10  vom  9.  De- 
cember  1879  und  Nr.  16  vom  1.  Jnll  1880,  Belage  Nr.  61. 

■  Erla«a  de«  grouhercogl.  Jnstünniiüatariiim»  vtm  16.  April  1889,  Nr.M.  J.  8848. 
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lieber  die  Zwangamittel ,  die  zum  Vollzüge  der  Yerwaltungaent- 
scheiduDgen  heutzutage  angewendet  werden,  Termag  ieh  nicht  sichere 
Auskunft  zu  geben.  Sollten  etwa  dazu  ncoh  jetzt,  wie  im  Jahre  1864, 
SchaWersäumnissatrafen  dienen,  und  solche  im  "Wege  polizeilieh^r  Straf- 
TerfüguDg  verhängt  worden,  so  würden  darauf  die  Yorschriften  von 
§§  453—458  der  deutschen  Strafproceasordnung  Anwendung  finden. 
(Tgl.  uiitoii,  S.  4B3.)  Ks  wurd(!  also  ,c:cp:pn  solche  Strafverfügung  auf 
gericlitliclie  Entscheidung'  angetragen  wfu-doTi  können.  Allein  dorartige 
Entscheidungen  der  Schöffengerichte,  der  Landgerichte  und  des  Ober- 
laiideägcriclits  sind  noch  nicht  ergangen,  wenigstens  nicht  bekannt 
geworden. 

jWürde  die  Durchführung  der  Verordnung  vom  27.  Febiuar 
1826  im  einzelnen  Falle  zu  Härten  führen,  so  ist  Abhilfe  im  Woge 
der  Dispensation  gewährt  worden,  welohe  nach  der  seitherigen 
Uebung  das  Ministerium  in  geeigneten  Fallen,  namentlich  wenn  die 
Eltern  zustimmen,  ertheilt.''  ^  Also  nimmt  das  grossherzoglicho  Mini- 
sterium des  Innern  und  der  Justiz  eine  Befiigniss  in  Anspruch,  deren 
Gesetzmässigkeit  sn  bestreiten  ist.   (Vgl.  8.  413.) 

Solche  Dispensat  iion  werden  auch  dann  ertheilt,  wenn  der  Vater  go- 
storben  ist.  Das  Miiiiäterium  pflegt  die  Disponsationsgesucho  dem  Ki  eisünitc 
zura  Bericht  zuzufendcn;  das  Kreisamt  erstattet  Bericht  nach  Einlioluiig  einer 
gutachtUchen  Aeuöserung  der  Vorniuudschaftsbehörde.  In  Hhoinhesben  wird 
der  Familienrath  gehört  In  den  meisten  dieser  DispeDsationsgesuche  bitten 
Wittwen,  die  in  gemischter  Ehe  gelebt  hatten,  um  die  Eilaul miss,  ihre  Kinder 
in  ihrer  eigenen  Confession  zu  erziehen,  indem  sie  darauf  hinweisen,  dass  sie 
die  religiöse  Erziehunci:  ihrer  Kinder  im  Hause  üHerwachon  hätten,  und  dass 
es  ihnen  unmügheh  sei,  ihre  Kinder  iu  einer  andern  als  ihrer  eigenen  Confession 
zu  erziehen.  In  zwei  derartigen  Fällen  sprach  ach  zu  Oppenheim  die  Mehr- 
heit der  FamiGenratbsmitglieder,  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Amtsrichter, 
fttr  Bewilligung  des  Gesuches  aus,  wonach  im  einen  Falle  einer  katholischen, 
im  andern  einer  evangelischen  Mutter  gestattet  werden  sollte,  die  Kinder  in 
ihrer  Confession  zu  erziehen Dagegen  in  einem  dritten  i  alle  war  der 
Farailieurnth  eiustinnnig  der  Meinung,  dass  die  Tochter  in  der  Religion  des 
Vaters,  «worin  sie  getauft  und  seither  erzogen  war,  auch  fernerhin  Terblaben 
soEe"  Wie  in  diesen  Fällen  die  Entschddung  des  Hinisteiiums  ausfiel,  ist  mir 
nicht  bekannt. 

*  Erlam  des  MlniateriwuB  des  fimere  und  der  Justts  vom  15.  April  1889, 
Nr.  M.  J.  8849. 

-  FamilicnraUisbeschlüsse  am  Amtsgericlito  zu  Oppenheim ,  vom  29.  Mai  1885, 
in  der  Vormundacbaft  über  die  Kinder  der  ^¥ittwe  des  Öchuhmactiera  O.,  geb.  B., 
Bu  Dalheim,  und  vom  29.  Deeember  1887,  in  der  VoTimindsohÄft  Dbw  ^e  Kinder 
der  Wittwe  des  Taglühncrs  S. 

'  Familienrathsbeschluss  am  Amtsgericlite  zu  Oppenheim  vom  18.  Februar  1886| 
in  der  Vormundschaft  über  die  Tochter  der  Wittwe  des  Taglöhners  W. 
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Am  MeeUenbnrg-lieliweriii. 

Nach  mecklenburgischem  Laudrecht  behauptet  Böhlau,  das  pri- 
vatrechtliche ErziehuDgsrecht  der  Eltern  habe  eine  Schranke  in  der 
religiösen  Erziehung.  „Denn  die  Confession  und  naoh  heutigem 
Beohte  aueli  die  Beü^on  des  Mflndels  sind  dareh  deBseo  Geburt 
soweit  definitiy  festgestellt,  dasa  sie  nach  dem  Tode  des  Vaters  und 
▼or  dem  annua  disoreüonis  eine  AbSndenmg  nielit  dulden.  Es  gehört 
daher  rechtlich  zu  den  Erziohungepflichten  des  Staates  und  seines 
Erziehimgs-Mandatars ,  des  Vormundes,  den  Mündel  bis  zur  Bekenot- 
nissmündigkeit  mit  aller  Sor<^ralt  in  der  Religion  und  in  der  Con- 
fossion  erziehen  zu  lassen,  welcher  derselbe  durch  seine  (xeburt  an- 
gehört." *  Diese  Meiiiuni^  ist  irrig.  Es  prelten  in  Mecklenburg-Scliwerin 
nur  für  Kinder  aus  ji-emischteu  Ehen  besondere  (iesetzesvorschrit'ten, 
sonst  aber  die  Grundsätze  des  gemeinen  Rechts.  (Vgl.  oben,  S.  29, 
30,  61.) 

Bezüglich  unoheiicher  Kinder  wurde  dies  in  folgendem  Falle  be- 
stritten,  jedoch  schliessUch  anerkannt.  Die  lutherische  Ehefrau  des  katho- 
lischen Malers  H.  zu  Hüdcsheim  wollte  ihre  beiden  unsheUehen  Kinder,  MTilhelm 
(geb.  21.  Deeember  1879)  und  Otto  (geb.  22.  April  1882),  katholisch  erziehen. 
Die  Kinder  waren  zu  Zarrentin  in  Mecklenburg-Schwerin  geboren  und  wurden 
zuerst  am  Amt^sprcrichte  zu  Wittenburg,  rlann  am  Aratsgericlito  zu  Hildesheim 
bovorinuiidt't.  Das  Vormundsehaftsgericht  nahm  an,  für  die  religiöse  Erziehung 
komme  das  mecklenburgische  Recht  zur  Anwendung  „Nach  diesem  (vgl. 
Bdhlav,  Meddenbargisches  Landreoht,  Bd.  II,  §  110,  besonders  8.  240)  ist 


>  H.  H.  A.  Böhlau,  Mecklenburgiaches  Landrecht,  Das  partikulare  Privat- 
reoht  des  Ghroishenogthum»  MeeklenbuTg^Sehwerfai,  Bd.  II,  §  110,  8.  340  (Webnar 
1872).  —  Dort  wird  die  Verordnung  vom  30.  März  1821,  Ober  die  Religion  der 
Eünder  aus  L'i^mi sollten  Ehen,  nicht  elrimnl  erwHhnt.  Derselbe  Mangel  findet  sich  bei 
V.  Kamptz,  üaudbuch  des  mecklenburgischen  Civilrechta,  §  187,  Ö.  605  (Rostock 
ttnd  Selrvrarin  1834). 

'  Schreiben  des  Amtsgerichts  zu  Wittenbarg  an  das  AmtSgCviobt  in  HQdSBhalm. 
Tom  29.  Marz  und  29.  Juni  1S88.  Vgl.  unten,  8.  4ÖS. 
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die  Gonfession  der  Curanden  durch  ihre  Geburt  die  lutherische.  Eine  Aende- 
rimg  deraelbeii  wird  erst  xnlMg,  warn  die  Emder  mit  dem  voll^deten  vier- 
zehnten Lebensjahre  die  Bekenntniuniandi^keit  erreieht  haben.  Bis  dahin  hat 
also  die  Erziehung  der  beiden  Kindor  im  lutherischen  Glauben  zu  erfolgen." 
BcTTifjemäss  wurde  die  Mutter  auff^ofordort ,  ihre  Kinder  in  dio  lutherisclie 
Schule  zu  schicken.  Auf  Beschwerde  der  Mutter  wurde  jedoch  ihr  Kecht 
anerkannt,  Uire  unehelichen  Kinder  in  der  kathohschen  Religion  zu  erziehen^ 
auf  Grund  einer  Tom  Landgerichte  in  Sdnmin  ertiieilten  amttiehen  Au8> 
kunft ,  dasB  in  Mecklenbuig  Uber  die  bezeichnete  Frage  nicht  ein  besonderes 
Landesgesotz,  sondern  gemeines  Recht  gelte  ^ 

Die  sonstigen  Grundsätze  des  mecklenburgischen  Rechts  stehen  mit  dieser 
Auffiissiui^'  in  Einklang.  Das  Erziehungsreoht  der  unehelichen  Mutter  hat 
uäiulich  insofern  auch  in  der  besondern  Landesgesetzgebung  Anerkennung 
gefanden,  als  nach  §  2,  ]N^r.  3,  der  Yerordnung  Tom  18.  Febmer  1846  ehi 
minderjähric;o8  uneheliches  Kind,  falls  es  nicht  unter  Vormundschaft  steht,  zu 
seiner  Yerlobun;::  einer  Zustimmung  der  Mutter  bedarf,  und  nach  ^  2  der 
Verordnung  vom  23.  Juni  1847  die  uneheliche  Mutter  allein  berechtigt  ist, 
den  AÜmentationsanspruch  des  Kindes  gegen  den  natürlichen  Vater  vor  Ge- 
richt, an  verfolgen. 

Freilich  irnrde  der  kathotisdhe  Pfarrer  Brocken  zu  Schwerin  anf  Klage 
des  Kanzlei&icals ,  Hofmtlis  Tolzien,  durch  Erkenntniss  der  Justizkanzloi  zu 
Schwerin  vom  25.  l^lär/  1854,  auf  Grund  einer  Verordnung  vom  14.  April 
17G  t,  in  eine  fiscalisclie  Geldstrafe  von  25Ü  Thalern  verurtheilt,  weil  er  das 
uneheliche  Kind  einer  lutherischen  Mutter  getauft  hatte.  Der  Angeklagte 
legte  Appellation  ein.  Durch  ürtheil  des  Oberappellaüonsgeriehts  wurde  die 
Strafe  auf  50  Thaler  herabgesetzt,  im  Übrigen  aber  die  erste  Entscheidung 
bestätigt.  Hierbei  wurde  ausgeführt,  dass  die  Verordnung  von  1764  noch 
giltisr  sei,  und  dass  namentlich  aus  den  Verordnungen  vom  25.  Januar  1811 
und  30.  März  1821  ein  Recht  der  katholischen  Geistlichen  zu  Schwerin,  das 
uneheliche  Kind  einer  lutherischen  Mutter  zu  taufen,  nicht  hergeleitet  werden 
könne,  obwohl  die  Matter  Braut  eines  Katholiken  war.  „Beide  Verordnungen 
machen  dio  Befugnisa  zur  Taufe  des  Kindes  in  der  katholi.schen  Religion  von 
dem  Bestellen  einer  ^cniiscliten  F.lie  aldiänijisx.  Die  fragliehon  Vor^rlirifton 
im  Wege  extensiver  Interpretation  auf  den  Fall  auszudehnen,  in  welchem  die 
lutherische  Braut  eines  Katholiken  auaserehehch  ein  mit  diesem  erzeugtes 
Kind  geboren  und  zur  Zeit  der  zu  vollziehenden  Taufe  mit  dem  ausserehe- 
liehen  Yater  noch  nicht  die  Ehe  abgeschlossen  hat,  ist  unzulSssig,  da  der 
aussereheliche  Vater  fiberall  kein  Erziehungsrecht  in  Bezug  auf  das  Kind  hat, 
und  daher  hier  gar  nicht  die  bei  gemischten  Ehen  entstehende  Colhsion  väter- 
licher und  mütterlicher  Rechte  vorliegt,  deren  Ausgleichung  im  Sinne  der 
Parität  beider  Confessionen  die  Aufgabe  der  angezogeneu  Verordnungen  ist."  ^ 
In  mehreren  gleichartigen  BechtsßUlen  aus  den  Jahren  1853—1855  wurde 
angenommen,  «da»  ein  katiiolischer  Pastor  in  Mecklenburg,  welcher  in  Meck- 
lenburg das  uneheliche  Kind  einer  mecklenburgischen  protestantischen  Mutf(  r 
nach  katholischem  Kitus  tauft,  selbst  dann  fiscalisch  zu  bestrafen  sei,  wenn 


*  BeecblusB  des  Lsttdgeriebts  su  HUdesheim  vom  6.  Deeember  1888,  oben,  S.  61. 

*  Erkenntnisa  des  Oberappellationsgerichts  zu  RostocV  vom  5.  Februar  1855, 
in  den  Entscheidungen  des  Obprapjiolliitionsr^erichts  zu  liustock,  von  Buchka  und 
Budde,  Bd.  I  (1855),  Nr.  34,  b.  iU— 228,  besonders  S.  226. 
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die  protestantische  Mutter  die  katholische  Taufe  ihres  unehelichen  Kindes 
selbst  beantragt  oder  sich  mit  {lerselben  einverstanden  erklärt  hat''.  Seitdem 
ist  eine  andero  Auffa-^sung  bei  Gericht  noch  nicht  zur  Geltung  gebracht  *. 
Allein  aus  solchen  Ausnahmegesetzen  gegen  katholische  Geistliche  kann  die 
GiTilrechtliche  Frage,  ob  ein  mtehdie^  ^iid  in  der  ConfesBion  der  Hntter 
erzogen  werden  mais,  oder  ob  die  Matter  eine  andere  Beetimniiuig  treffen 
kann,  nicht  entschieden  werden.  Es  gelten  darüber  die  Grundsätze  des  ge- 
mein«» Bechts,  weil  ein  davon  abweichendes  Iiandesgesetz  nidit  erlassen  ist, 

Für  gemischte  Ehon  gilt  das  Lindesnreset«  vom  30.  Miirz 
1821.  Danach  sollen  „in  Ehen  zwischen  lutherischen  und  katholischen 
Theilen  die  daraus  entsprossenen  Kinflei-  männlichen  Geschlechts  in 
der  Religion  des  Vaters,  und  die  Kinder  weiblichen  Geschlechts  in 
der  Religion  der  Mutter  erzogen  werden,  wenn  nicht  erweislich  vor 
Schliessung  der  Elio  besondere  Verträge  darüber  unter  den  Braut- 
leuten selbst  geschlossen  siud'^  ^.  Es  ist  also  ein  Vertrag  über  die 
Religion  der  Kinder  ans  einer  gemiBchten  Ehe  gütig,  wenn  er  tod 
den  Brautleutenf  Tor  Ebgehung  der  Ehe,  geschlossen  ist.  Ein  solcher 
Yertrag  kann  schriftlioh  oder  mündlich  errichtet  werden;  es  ist  keine 
besondere  Form  Torgeschrieben;  sondern  es  genügt,  dass  der  Vertrag 
„erweislich"  gemacht  wird.  Ein  erst  wälirend  der  Ehe  geschlossener 
Vertrag  ist  ungiltig;  ist  vor  der  Ehe  kein  Vertrag  geschlossen,  so 
sollen  die  Söhne  in  der  Religion  des  Vaters,  und  die  Töchter  in  der 
Religion  der  Mutter  erzogen  werden.  Ob  und  wie  aber  die  Befolgung- 
dieser  Gesetzesvorschriften  überwacht  und  durch  die  Staatsgewalt  er- 
zwunsren  werden  soll,  ist  in  der  Verordnung  nicht  gesagt.  Nach  all- 
gemeinen Rechlsgrundsützea  hat  in  Vorumudschaftssachen  das  Vor- 
mundschaftsgericht  die  Aufgabe,  für  Befolgung  der  gesetzlichen  Tor- 
Schrift  Sorge  zu  tragen,  üeber  eine  Rechtsprechung  auf  Gnmd  der 
Verordnung  Tom  30.  März  1821  ist  nichts  zu  ermitteln'. 


>  Aus  einem  Schreiben  des  Landgericht«  sn  Sohwerln  an  du  Landgeneht  sn 

Hildesbeim  vom  20.  y^vcmhoT  1SS8. 

'  Nach  der  Verordnung  vom  2ö.  Januar  1811  konnten  Brautleute  bei  Ein- 
gehung  einer  gemiBohten  Ehe  durch  ^eie  Traehaelaeitige  Yereinbanmg^  bestimmen, 
„nach  welcher  der  beiden  Religionen  Ble  ihre  Kinder  taufen,  unterrichten  und  eon- 
.ftrmlren  lassen  wollen".  Vor  1811  waren  pcmischte  Ehen  nur  p:cgcn  die  Versicherung 
gestattet,  dass  alle  Kinder  in  der  evangelischen  Religion  erzogen  werden  sollten. 
Vgl.     Kamptz,  Handhueh  des  meeUraburgiachen  CiTihwchts,  §  187,  S.  605. 

'  Herr  Oberamtsrichter  Westphal  zu  Schwerin  theilt  mir  mit,  während  seiner 
39jährigcn  rkliterlichcn  Thätlgkeit  sei  ein  Fall  der  Rechtsprechiinp  auf  Grund  der 
genannten  Verordnung  nicht  zu  seiner  Kenntniss  gekommen.  £r  itigt  hinzu:  „In 
unserem  flberwiegend  proiestonttiehen  Lsnde  sind  gemischte  Ehen  eine  grosse  Selten- 
heit. Wird  einmal  eine  BOldie  Ehe  geseblossen,  so  wird  die  Frage,  in  welcher  Con- 
fes-^ion  die  Kinder  crsog^  werden  sollen,  regehnässig  durch  vorgftngige  Verein^ 
barung  entschieden." 
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B.  Saeliseia'Weiiiiar* 

In  Sachsen- Weimar  entiiielt  daa  Gesetz  vom  7.  October  1823  in 
§§  51 — 56  Yorschriften  über  die  Religion  der  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  (.zwisclieii  Katholiken  und  Protestanten*).  Es  aoUten  dieee 
Kinder  in  einer  und  derselben  Religion  erzogen  werden,  und  zwar 

entweder  in  der  Reh'gion  dos  Vaters  oder  in  deijenigen  der  Hutter, 
je  nachdem  die  Familie  des  Vaters  oder  der  Mutter  „am  längsten  als 
katholisch  oder  protestantisch  im  Grossherzogthum  eingebürgert^  war. 

Konnte  dadurch  die  Entscheidunc^snorm  nicht  s:ofiinden  werden,  so 
folgtou  die  Kindor  der  Keligion  des  Vaters.  Der  Tod  des  Vaters  oder 
der  Mutter  war  ohne  Einfluss  auf  die  gesetzlich  bestimmte  Keliprion  der 
Kinder.  Auch  konnte  darau  durch  Vertrag  nichts  geändert  werden. 
„Alle  Verträge,  welche  dies  bezwecken,  sind  null  und  nichtig,''  hieas  gö 
in  §  56  des  Gesetzes.  Diese  Yorschriften  wurden  „zeitgemäss  modificirt" 
durch  §§  6^10  des  Gesetzes  Tom  6,  Hai  1857.  Danach  sind  Sinder 
aus  gemischten  Ehen  („zwischen  Katholiken  und  Protestanten'*)  in  der 
Kegel  im  Religionsbekenntnisse  des  Taters  zu  erziehen.  „Jedoch  kann 
durch  einen  vor  der  Trauung  gerichtlich  abzuschliessendeu  Vertrag, 
unter  Uebereinstimmung  beider  Ehetheile,  die  Erziehung  aller  Kinder 
in  der  Oonfession  der  Mutter  festgesetzt  werden.  "Wird  kein  solcher 
Vertrag,  oder  wird  er  nicht  vor  der  Ehcschliessung  oder  nicht  in  der 
gesetzlichen  Form  abgeschlossen,  so  folgen  die  Kinder  der  Confession 
des  Vaters." 

Kach  §  1  des  Gesetzes  vom  27.  März  1872,  über  die  elterliche 
Oewalt  und  das  Yormundschafitswesen,  stehen  eheliche  Kinder,  so- 
lange  der  Vater  lebt,  „in  der  elterlichen  Gewalt  des  Täters**,  und 
nach  dem  Tode  des  Taters  „in  der  elterlichen  Gewalt  der  Mutter". 
Kach  §  2  stehen  uneheliche  Kinder  ,in  der  elterlichen  Gewalt  der 
Mutter".  Die  Erziehung  der  Kinder  ist  gemäss  §  4  ein  Ausfluss  der 
elterlichen  Gewalt.  Minderjährige,  die  nicht  in  elterlicher  Gewalt 
stehen,  werden  bevormundet.  Der  Vormund  hat  nach  §  49  „an  Stelle 
der  Eltern  für  die  Erziehung  des  ^lündels  zu  sorgen".  Nach  §  123 
sind  alle  Rechtssätze  aufgehoben,  die  den  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes entgegenstehen.  Danach  würde  auch  die  religiöse  Erziehung 
ehelicher  Kinder,  namentlich  die  liestimmung  des  Giaubeusbekennt- 
nisses,  kraft  der  elterlichen  Gewalt,  bei  Lebzeiten  des  Taters  dem 
Tater,  nach  dessen  Tode  der  Mutter  und  nach  dem  Tode  beider  Eltern 
dem  Tormunde  zustehen;  die  Oonfession  unehelicher  Kinder  würde 
durch  die  Mutter  zu  bestimmen  sein.  In  der  That  gelten  die  Grund- 
sätze der  elterlichen  Gewalt  unbedenklich  für  Kinder  aus  un  L  cmischtcn 
Ehen,  desgleichen  für  Kinder  ans  denjenigen  Ehen,  die  von  Katholiken 
oder  Protestanten  mit  Juden  oder  Dissidenten  'joschlossen  sind.  Da- 
gegen die  in  §§  6 — 10  des  Gesetzes  vom  G.  Mai  18.j7  euthalteneu  be- 
sonderen Vorschriften,  über  die  rtdigiöse  Erziehung  von  Kindern  aus 
gemischten  Ehen  („zwischen  KathoUken  und  Protestanten")  und  von 
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unehelichen  Kindern,  stellen  eine  lex  specialis  dar^  die  durch  das 
Gesetz  vom  27.  März  1S72,  §  123,  nicht  aufgehoben  worden  ist.  Dieser 
Rechtsauffassung  folgt  auch  das  Staatsministerium 

Hiernach  beruhen  die  in  Sachsen-Weimar  geltenden  Gesetzcsvor- 
schriften  auf  älinlicbeu  Grundsätzen,  wie  die  Bestimmungen  der  gross- 
herzuglich  hessischen  Verordnung  vom  27.  Februar  1S2G.  In  beiden 
Grosäherzogthümern  sollen  Kinder  aus  gemischten  Ehen  in  der  Regel 
der  Confession  des  Yaters  folgen.  Eine  Abweiehiug  Ton  dieser  Regel 
wird  nnr  anf  Onmä  eines  vor  der  Ehe  errichteten  Yertrages  gestattet. 
Der  Inhalt  des  Vertrages  ist  im  Grossherzogtbiim  Hessen  durch  keine 
besondere  Yorschrift  besohrankt;  dagegen  in  Sachsen- Weimar  kann 
die  üeboreinkunft  nvr  dahin  gehen,  dass  alle  Kinder  der  Oonfession 
der  Mutter  folgen  sollen.  Im  Grossherzogtiium  Hessen  können  solche 
Verträge  nur  in  giltigen  Ehevorträgen  geschlossen  werden;  in  Sachsen- 
Weimar  ist  die  üobcreinkunft  zwar  ohne  Ehevertrag,  jedoch  nur 
in  gerichtlicher  Form  möglich.  Nach  beiden  Verordnungen  ist  die 
Confessiou  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  während  der  Ehe  un- 
abänderlich. Eine  Ausuahuie  von  diesem  Grundsatze  gilt  in  Sachsen- 
Weimar,  im  Gegensatze  zu  Hessen  (vgl.  S.  408),  fär  den  Fall  eines 
Beligionswechsels  der  Eltern,  worttbdr  in  §  7  des  Gesetzes  nähere  Vor- 
schriften gegeben  sind.  Ausserdem  enthalt  das  veimar^sche  Gtesetz  in 
§g  8  und  9  noch  besondere  Bestimniungen  ilber  unehelich  geborene 
Kinder  und  über  Findlingskinder.    (Vgl.  oben,  S.  20,  21.) 

Die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  über  die  Religion  der  Kinder 
aus  gemischten  Ehen  gehört  in  Sachsen-Weimar  zur  Zuständigkeit 
des  Ministeritims.  Die  darüber  in  §  57  des  Gesetzes  vom  7.  October 
182.3  enthaltene  Vorschrift  ist  nicht  aufgehoben,  dalier  noch  heute  in 
Giltigkeit^.   ^^'ur  sind  an  Stelle  der  darin  erwähnten  §§  51 — 56  des 

*  In  eiDem  Schreiben  des  grossherzoglich  sächsischen  Staatsministeriums  (De- 
partement des  grossherzogliclirn  Hansc3  nnd  dea  Culfus)  vom  26.  September  1SS9 
wird  bemerkt,  „dass  fUr  die  religiöse  Erziehung  von  Kindern  aua  ungemischten  Elien 
die  §§  1—4  d6B  QesetseB  vom  97.  Mftn  1$78  massgebend  sfaid.  Durch  §  128  diese» 
Gesetzes  sind  nicht  aulgehoben  die  Vorschriften  der  §§  6 — 10  des  Specialgesetzes 
vom  6.  Mai  1857  über  die  Klnderorziehung  in  den  zwischen  Katholiken  und  Pro- 
testanten geschlossenen  gemiscliten  Ehen.  FUr  andere  Mischehen  bestehen  keine  ge- 
•etsliehen  Yorschrifteii  neben  deigentgen  des  Gesetzes  vom  87.  Min  1872**.  — 
Eltern,  die  freireligiösen  Gemeinden  angehören,  können  aus  der  elterlichen  Gewalt 
nicht  das  Rerlit  herleiten,  für  iVre  Kinder  eine  Befrchinpr  von  jedem  Religionsunter- 
richte zu  begehreil.  Denn  nach  g  2  des  Yolksschulgcäctzes  vom  24.  Juni  1Ö74 
gehört  die  Relfglonslebre  sn  den  unbedingt  noihwoidigen  GegenstXnden  de«  Unter- 
riulit^.  Auf  Grund  dieser  Vorschrift  wirkt  das  Staateminiflterium  (theilweise  unter 
Mitwirkung  der  VormundschaftFgcrichtc)  im  Verwaltnnpswepe  dahin,  dass  Kinder 
von  Mitgliedern  freireligiöser  Gemeinden  den  Religionsunterricht  in  der  Volks- 
schule besuchen. 

^  Auch  dies  wird  durch  das  vorenvähnte  Schreiben  des  gros(<herzogllche&  Staats» 
ministcriums  brstfltigt.  Es  heisst  darin:  „Die  Zuständigkeit  zur  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  über  die  religiöse  Eiziehung  von  Kindern  aus  gemischten  Ehen  zwischen 
Eatholitcen  und  Protestanten  ist  fttr  das  grosshenogltche  Staatsminlstertnin  durch 
§  57  des  Gesetses  vom  7.  October  1828  begrOndet'* 
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Gesetzes  von  1823  die  6 — 10  des  Goset/cs  von  1S57  getreten. 
Auch  wurde  das  „('un>^!'^tnriiim  dos  l^czirks"  durch  das  Oberconsisto- 
riuiu,  und  dies  durch  die  bupenntendentur  ersetzt.  Nach  heutiger 
UebunjE?  bildet  das  Staatsministerium  die  alleinige  entscheidende  Instanz. 
^Bei  der  Eutsciieidung  von  Streitigkeiten  ^  wird  ötroug  nach  dem  Ge- 
setze vom  6.  Mai  1857  verfahren,  und  nur  in  ganz  vereinzelten,  sel- 
tenen Fällen  ist  auf  dem  Wege  landeaherrlicher  Dispensation  eine  vom 
Gesetze  abweichende  Entschliessnng  dann  erfolgt,  wenn  die  Anwen- 
dung des  Gesetzes  zu  allzu  grossen  Härten  gefuhrt  baben  würde. 
Solohe  Dispensationen  sind  übrigens  seit  vielen  Jahren  nicht  mehr 
vorgekommen/  ^ 

^Wenn  die  Heirat  nicht  unter  I  i  Hcnsehnft  des  Gesetzes  vom  6.  Hai 
1857  stattgefiinden  luitio.  hat  man  be/üs^lich  der  relii,n«i>i(Mi  KindererziehuTip- 
auf  das  betretfendc  niolitwoimar'sclio  Recht  zurück  ^'reifen  niiisseii."  '  Tliuifig 
werden  in  Sachsen-Weimar  Kinder  erzogen,  die  in  einer  ausserliaib  dci  Gross- 
herzogthums  geschlossenen  gemischten  Ehe  geboren  sind;  namentiich  gehören 
dazu  Kinder,  die  im  Orossherzogthom  zurückgelassen  werden,  wahrend  die 
Eltern  weiterziehen.  In  Erraanghmg  einer  besondern  ^'esetzlichen  Vorschrift 
ist  die  reh'priöse  Erziehunc:  solrlier  Kinder  nnch  den  Oefsetzen  des  Ortes  zu 
beurtbcileii,  an  dorn  Kltorii  den  ersten  Wohnsitz  nach  Abschliossung  der 
Ehe  hatten,  soweit  nicht  zwingende  Gesetzesvoröchriften  von  Sachsen- Weimar 
entgegenstehen  \ 

Es  wird  ein  Gesetzentwurf  vorbereitet,  wonach,  unter  Aufhebung 
des  Gesetzes  vom  6.  Ifai  1857,  die  religiöse  Erziehung  auch  bezüg- 
lich der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  und  der  unehelichen  Sinder  als 
Attsfluss  der  elterlichen-  Gewalt  behandelt,  also  das  gemeine  Becht 
wieder  hergestellt  werden  soll.  Demgemäss  wird  bi  absit  liti^t  ^  Ver- 
trSge  über  die  Religion  der  Kinder  aus  gemischten  Julien  wieder  als 
gesetzlich  ungiltig  zu  behandeln.  Dem  Vernehmen  nach  liat  gerade 
die  Vorschrift  in  §  6  dos  rrcsetzos  xom  6.  Mai  l?^'i7,  über  die  Giltig- 
keit  eines  Vertra^ifes,  der  vor  der  Trauung  iriTiehtlich  abzuschliessen 
ist,  viel  Unheil  angerichtet.  Auch  trat  bei  Anwendung  des  Gesetzes 
vom  0.  ]\[ai  1857  eine  aulTalleude  Kechtsungleichheit  hervor,  weil 
Juden  und  Dissidenten  an  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  nicht  ge- 
bunden sind. 


1  Dem  Vernelimeii  nacb  siod  zlonlieh  vide  Streitigkeiten  vom  Minlsteriiim  m 

entscheiden.  Doch  sind  die  Entsclieidungen  noch  alclit  verOfl)eiitUeIit  worden.  Anch 
vermag  ich  solche  nicht  mitziithcilen. 

*  Aue  dem  vorerwähnten  Schreiben  des  gru^aherzogiicheu  btaatäminieteriuniü 
vom  20.  Septemher  1889. 

^  Aus  dem  gen  an  u  ton  Pch  reiben  vom  26.  September  1889. 

^  Vgl.  unten,  S.  446—400. 
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C«  Branmchwelif. 

Im  Herzogthiim  Braunschweig  enthält  das  Landesgesetz  vom  10.  Mai 
1867  besondere  YorschriftoTi  fiber  die  Confcssion  derjenigen  Kinder, 
die  in  einer  gemischten  Ehe  geboren  oder  durch  eino  solche  legi- 
timirt  sind.  Die  religiöse  Erziehung  eines  solchen  Kindes  dauert  so 
lange,  bis  es  vierzehn  Jahre  alt  wird.  Denn  mif  dirsom  Zeitpunkt 
erlangt  ea  nacli  §  14  die  Befugniss,  zu  einer  andern  Confetjaion  über- 
mtreten.  AU  ygemiaclit*  Im  Sinn  dieeei  Geaetees  ist  eine  Ehe,  wie 
§  5  angibt,  dann  anznsehen,  wenn  der  Mann  evangelisch  und  die  Frau 
katholisch,  oder  der  Mann  katholisch  und  die  Frau  evangelisoh  ist. 
Für  ungemischte  Ehen,  desgleichen  für  Ehen  von  Katholiken  oder 
F^testanten  mit  Juden  oder  Dissidenten,  besteht  kein  besonderes  Ge- 
setz; daher  gelten  für  Kinder  aus  solchen  Ehen  die  Grundsätze  des 
gemeinen  Kechtn.  Auch  für  uneheliche  (nicht  legitimirte)  Kinder  gilt 
das  gemeine  Heclit. 

Kinder  aus  gemischten  Ehen  sollen  nach  §  5  des  genannten  Ge- 
setzes in  der  Regel  in  der  Oonfession  des  Yaters  erzogen  werden. 
Von  dieser  Kegel  besteht  (abgesehen  von  §  11)  nur  die  Ausnahme, 
dasB  unter  gewissen  Voraussetzungen  alle  Kinder  im  Bekenntnisse  der 
Mutter  zu  erziehen  sind.  Jede  andere  Abweichung  von  der  gesetz- 
lichen Bogel  ist  unstatthaft.  Es  ist  also  Jiicht  zulässig,  die  Söhne  in 
der  Gonfession  des  Täters,  dagegen  die  Tochter  in  der  Confession  der 
Mutter  zu  erziehen  (soweit  nicht  durch  §  11  eine  Ausnahme  begründet 
wird).  Das  Gesetz  beruht  auf  dem  Gedanken,  «dass  es  sich  im  Interesse 
des  roliL'^inson  Friedens  empfiehlt,  die  aus  einer  gemischten  Ehe  her- 
vorgedrungenen Kinder  sämmtlich  in  einem  und  demselben  Glauben 
erzi«'hen  zu  lassen"  ^ 

Die  HeHtimmung,  daas  alle  Kinder  im  Kcliijionsbekenntnisse  der 
Mutter  erzügüu  werden  soUüd,  steht  dem  Yuter  zu.  Sie  ist  nur  dann 
giltig,  wenn  die  Erklärung  „nach  der  Geburt  des  ersten  Kindes' 
und  yor  der  Taufe  desselben"  abgegeben  wird.  Die  Abgabe 
der  Erklärung  muss  in  Städten  bei  dem  Stadtmagistrat,  und  in  Land- 
gemeinden bei  der  Kretsdirection  erfolgen.  Sonst  ist  keine  bestimmte 
Form  für  diese  Erklärung  vorgeschrieben.  Es  genügt  daher  eine 
schriftliche  Anzeige  bei  der  zuständigen  Behörde.  Wird  durch  die 
gemischte  Ehe  ein  Tvind  legitimirt,  und  soll  dasselbe  nach  Bestimmung 
des  Vaters  im  Keligiouabekenntniese  der  Mutter  erzuj^eu  werden,  so 
muss  die  Abgabe  der  väterliohen  Erklärung  „binnen  acht  Tagen 
nach  vollzogener  Ehe"  erfolgen. 

*  Aus  einem  Schiollten  des  Stadtmagistrats  an  Brannschweig  vom  30.  April  1889. 

*  Ist  das  erste  Kind  ungetauft  gestorben,  so  wird  «»ine  nach  der  Gehurt  und 
vor  der  Taufe  des  zweitgeborenea  Kindes  abgegebene  Erklärung  ala  rechtzeitig  vom 
StafttsminiBteriiiin  «Bgenommeii,  der  6tadtm«giBtrAl  su  Bfaimaebwefg  in  dem 
o^ähnten  Schreiben  mittheilt.  Diese  Annahme  ratapricbt  swar  nicht  dem  Wovtiaut, 
wohl  aber  dem  Sinn  de»  Öesetises. 
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Verträge  sind  «UDverbindlich  und  niohtig^,  vie  in  §  5»  Absatz  8, 
noch  besonders  ausc^esprophen  ist. 

Für  „ungewöiiüliche  Yerhältnisse"  ist  der  Herzog  (jetzt  der  Prinz- 
regent)  durch  §  10  des  Gesetzes  ermächtigt,  Ausnaliinen  von  den  Vor- 
schriften des  §  5  zu  i^estatten,  d.  h.  Dispensation  zu  ertheilen. 

Die  Bestimmung  des  Vaters,  dass  die  Kinder  in  der  Confession 
der  Muttor  erzogen  ^werden  sollen,  wurde  in  der  Stadt  Braunschweig 
„in  den  letzten  Jahren  Terhällnissmässig  oft  abgegeben".  Dort  werden 
die  meisten  Kinder,  aiu  gemischter  Ehe  in  der  Confession  der  Mutter 
erzogen.  Die  in  §§  5  und  9  des  Gesetzes  bezeichneten  Fristen  für 
die  Bestimmung  des  Vaters  wurden  häufig  verabsäumt  In  allen  solchen 
Fällen  wurde  jedoch  ^die  erbetene  Dispensation  regelmässig  ertheilt, 
wie  denn  augenscheinlich  die  Absicht  vorzuherrschen  scheint,  den 
Vater  in  Bezuq  nuf  die  Bestimmung  der  religiösen  Erziehung  seiner 
Kinder  möglichst  wenig  zu  beschränken"  ^ 

Eheleute  gemischter  Religion,  die  sich  „von  aussen  her"  im 
Herzogthum  Braunschweig  niederlassen,  sind  den  vorbezeichneten  y(*r- 
schriften  unterworfen,  falls  sie  zur  Zeit  ihrer  Niederlassung  noch  keine 
Kinder  haben.  Besitzen  sie  Kinder  unter  vierzehn  Jahren,  so  müssen 
sie  binnen  acht  Wochen  seit  ihrer  Mederlasaung',  in  den  Städten 
dem  Stadtmagietrate,  in  den  Landgemeinden  der  Kreisdirection,  nach- 
weisen, „wie  es  bezüglich  der  religiösen  Erziehung  jener  Kinder  nach 
den  Gesetzen  des  Landes,  in  dem  die  Ehe  geschlossen  wurde,  zu 
halfen  ist".  Wird  dieser  Nachweis  (rechtzeitig)  erbracht,  so  bestimmt 
sich  die  religiöse  Erziehung  aller  (auch  der  erst  im  Herzogthum  Brann- 
schweig  geboreneuj  Kinder  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  worin  die 
Ehe  geschlossen  ist.  Wird  dagegen  jener  Nachweis  nicht  (rechtzeitig) 
erbracht,  „so  sind  sowohl  die  vorhaudenen,  als  aucli  die  später  aus  der 
Ehe  hervorgehenden  Kinder  in  der  Confession  des  Vaters  zu  erziehen"  ^ 


*  Aus  dem  genannten  Sebrelben  des  Stadtmagistrats  su  Brennscfaweig.  (Eine 
Andere  Aufi'aasung  herrscht  in  Holzroinden.) 

^  Ueber  die  Kürze  der  Frist  des  §  11  wird  geklagt,  z.  B.  in  Artikeln  ans  Holz- 
minden  in  der  Germania  vom  26.  November  1887,  Nr.  271,  1.  Blatt,  in  der  Köl- 
niacben  Volkssdtnng  yom  8.  Mel  18S9,  Nr.  120,  l.  Blatt,  nnd  Im  WeetfUifolien 
Volksblatt  vom  10.  Febronr  1890.  Doch  ist  zu  vcrmuthen,  dass  Eltem,  die  jene 
Frist  verstreichen  laflf?pn ,  weil  sie  die  gesetzliche  Vorschrift  nicht  kennen,  eine 
Dispensation^  ebenso  wie  im  Falle  von  §  Ü,  erlangen  können,  obwohl  sich  der  Vor- 
bddalt  von  Dispensationen  in  g  10  ausdrttcklieb  nicbt  auf  §§  0  und  11,  sondera  nur 
auf  §  T)  bezipln. 

^  Die  Katholiken  in  Holzmindeu  beantragten  in  einer  Bittschrift  vom  1.  No- 
vember 1888,  den  §  11  aufzuheben,  weil  derselbe  eine  „lästige,  erschwerende  und 
an  sich  nfebt  nothwendfge'^  Bestimmung  enthalte,  wodureh  den  Eltern  „Gewalt  an- 
gethan"  werde.  Die  Pctitionscommission  der  LandeSTersammlung  bcantrfif;tc.  diese 
Bittsclirift  unberücksichtigt  zu  lassen.  Sie  llihrte  aus,  der  §  11  enthalte  für  die 
von  auswärts  zuziehenden  Ehepaare  nicht  eine  Härte,  sondern  eine  Vergünstigung. 
„Der  §  11  ist  augenscheinlich  gerade  su  dem  Zwecke  geschaffen,  mögliche  Hirten 
Stt  Tenneidea  ;  denn  eine  HSrte  würde  darin  zu  erblicken  sein,  wenn  einem  von  aua» 
Wftrts  auslebenden  Ehepaare,  welches  in  Mischehe  lebt,  lugemuthet  werden  wfirde, 
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Für  den  dritten  Fall,  dass  Eheleute  gemischter  Rehgion  zur  Zeit  ihrer 
Niederlasanng  nur  Kinder  über  vierzehn  Jahre  besitzen,  enthält  §  11 
k(3ine  ausdrückliche  Vorschrift.  Auh  dem  Znsammenhanp^e  darf  ge- 
folgert werden,  daag  in  diesem  Falle  die  Gesetze  des  Luudeö,  worin 
die  Ehe  creschlosaen  wurde,  für  die  religiöse  Kizielumpr  der  Rinder 
massgebend  sind,  und  zwar  auch  für  diejenigen  Kinder,  „welche  ferner- 
weit  aus  derselben  Khe  hervoruehcn"'. 

Das  herzogliche  Consistorium  äusserte  die  Aiißiclit ,  Eltern  in  ge- 
mischter Ehe,  die  einem  andern  deutschen  liundosstaate  angehören  und 
sich  „nur  auf  Heimatsach  ein"  im  Herzogthum  Brauirachweig  auf- 
halten, seien  den  Voischriften  von  §  11  des  Gesetases  Yom  10.  Mai  1867 
nieht  unterworfen.  Peter  lirnaz  J.,  der  in  Mainz  geboren,  in  Kreuznach 
„domicilirt"  und  preussisclier  Staatsangehöriger  war,  wurde  nls  Lehrer  an  der 
Bau^'fw.  rkschiilo  zu  Holzminden  anjrestcUt.  Er  selbst  war  katholisch;  seine 
Fruu  war  lutherisch.  Die  iu  dieser  Ehe  bis  zum  Jahre  1867  geborenen  Tier 
Kinder  (anter  yierzehn  Jahren)  wurden  lutherisch  erzogt.  Die  Eltern  be- 
absichtigten, ein  im  Jahre  1869  zu  Holzminden  geborenes  fünftes  Kind  eben- 
falls im  lutherischen  Glauben  zu  erziehen.  Der  Vater  maclito  hiervon  dem 
Stndtmagi'^trat  Anzeige,  mit  der  Bitte,  einen  Ausspruch  zustilndigf  r  Stelle  zu 
veranlassen,  dass  er  als  preussischer  Staatsangehöriger  den  Vorschriften  von 
§11  des  Gesetzes  vom  10.  Mai  1867  nicht  unterworfen  sei.  Sollte  das  Gegen- 
theU  angenommen  werden,  so  bat  er,  ihm  im  Wege  Höchster  Dispensation 
die  Erlaubnis?»  zu  erwirken,  dass  er  seine  Kinder  im  lutherischen  Glauben 
erziehen  dürfe.  Auf  den  liierüber  erstatteten  Bericht  des  Stadtmagistrats 
crwiederte  das  Consistorium ,  es  sei  der  Ansicht,  dns«  §  11  hier  nicht  an- 
wendbar sei,  „da  der  Lehrer  an  der  dortigen  liaugewerkschule  J.  sich  nur 
auf  Heimatsschein  in  Holzminden  anfhSlt" ,  nnd  dass  demselben ,  als  prenssi- 
schero  Unterthanen,  imbenommen  Mi,  «den  Gesetzen  seiner  Heimat  gemäss  das 
am  3.  März  1869  ihm  geborene  Kind  ebenso,  wie  seine  ihm  frülier  ^^oborenen 
Kinder,  in  der  eyangeliBch-Intherischen  Oonfession  zu  erziehen"  \  In  Ueber- 

die  nach  den  Grundsätzen  des  Ueirnntdätaates  geordnete  religiöse  Erziehung  seiner 
Kinder  umsngettalten,  oder  aneh  nur,  seine  im  Herzogthum  geborenen  Kinder  in 
einer  andern  Conreasion  erziehen  zu  lassen,  wie  die  llteren  Geschwister,  besiehungs- 
wei-äc  -wie  nach  den  Oesetzen  des  Heimat'^stantes  von  vornherein  bestimmt  war."  (Die 
Voraussetzung,  dass  diese  Folgen  eintreten  müssten,  wenn  §  11  gestrichen  würde, 
war'  irrig.  Vgl.  S.  446-'4&0,)  „Dies  wird  gerade  durdi  den  §  1 1  ausgeschlossen ; 
nach  ihm  soll  eben  die  etwa  frSher  getroiTcne  Bestimmung,  der  ursprüngliche  Rechts- 
zustand,  nntor  allen  Umständen  gewahrt  bleiben,  nur  -u  iid  die  Erbringung  eines  Nncb- 
weises  darüber  verlangt,  wie  es  mit  der  Kindererziebung  nach  den  ^«setzen  des 
Staates,  in  dem  die  Ehe  gesohloiaen  ist,  zn  halten  sei.  Erst  dann,  wenn  ein  solcher 
Nachweis  nicht  erbracht  wirdf  nnd  nur  in  diesem  Falle,  also  nur  subsidiär,  gdangt 
die  fernere  Vorschrift  zur  Anwendung.  dns3  die  Kinder  in  d'-r  Confession  des  Vaters 
ensogen  werden  sollen."  (Auf  die  Frage  der  gesetzlichen  Fristbcstimmuug  wurde 
niebt  eingegangen.)  Bericht  der  Petitionscommission  vom  20.  Februar  1889,  An- 
lage 173  zu  den  Protokollen  der  Landesversammlung  des  Herzogthnme  Braunschwelg, 
auf  dem  10.  ordentlicben  Landtnge  (1887-  ISSO).  —  Tri  der  Sifztinp  dt-r  Lnnde.«- 
versammhing  vom  6.  JNlärz  1889  wurde  „ohne  weitere  Verriandlung  dem  Commissionfi- 
antrsge  gemitss  beschlossen,  die  Bittschrift  vnberQeksiclitigt  zu  lassen'*.  Protokoll  86, 
8.  200;  Sitzungsbericht  36,  S.  366,  3(57. 

*  Erlass  des  heraoglichen  Consistoriuma  (au  Wolfenbflttel)  vom  18>  Mtat  1869. 
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oin<5timmung  mit  rliesor  Reclitsansicht  Hess  der  Stadtmagistrat  zwei  Anzeigen 
unberücksichtigt,  wonacli  ein  lutherischer  prcussischer  Staatsanp:o]inri<!:er 
seine  Kinder  in  Holzminden  katholisch  erzog,  Eämlich  die  Tom  lutherischen 
Schaffner  F.  aus  Bitterfeld  am  20.  August  1870  auf  der  Magistratsstubc 
za  Holzminden  gemachte  Anzöge,  ,er  wolle  von  seinem  Rechte  al«  prens- 
sischer  Unterthan,  seine  Kinder  im  katholischen  Glauben  za  erziehen  ^  Qe> 
brauch  machon,  und  bitte  das  etwa  dioscrhalb  Nöthige  zu  veranlnfsen" ; 
desc^Icichen  die  vom  lutherischen  Weichensteller  Q.  am  11.  April  1^88  dem 
Stadtmagistrat  zu  Holzminden  gemachte  Anzeige,  er  sei  von  Sudenburg  bei 
Ifagdehu^  nach  Hohsinindeii  yerzogen  und  lasse  auf  Gnmd  der  preus- 
Bischen  Gesetze  seine  Kinder  in  der  kaiholisdien  Religion  der  Matter  erw 
ziehen.  Dagegen  in  einem  dritten  Falle  wurde  ein  Angehöriger  des  König- 
reichs Saclisen,  der  sich  in  Ilolzmindon  aufhielt,  ohno  braunsclnvoigisdie 
Staatsangehörigkeit  zu  erwerben,  gleichwohl  angehalten,  die  Yorschrü'ten  von 
§  11  des  Gesetzes  vom  10.  Mai  1867  zu  erfüllen*. 

Die  im  Erlasse  des  Oonsistoriums  vom  Jahre  1869  ausgedrückte  Rechts* 
ansieht  ist  mindestens  bedenklich.  Daher  gehietet  wenigstens  die  Vorsicht, 
dass  Ausländer,  die  sich  im  Ilerzogthum  Braunschweig  niederlassen,  ohne  die 
braunschwcigische  Staatsangehörigkeit  zu  erwerben,  die  Yorschriften  von  ^11 
beobachten.  So  erklärt  es  sich,  dass  ein  in  München  „domicilirter*  und  in  Holz- 
minden „wohnhafter"  bayerischer  Staatsangehöriger,  der  katholische  Architekt 
Hax  J<»seph  H.,  am  21.  October  1869  auf  der  Magistratsstabe  za  Holzminden 
die  Anzeige  machte,  seine  lutherische  Ehefrau  habe  am  15.  September  1869 
als  erstes  Kind  eine  Toehter  geboren,  die  noeh  niclit  getauft  sei,  und  er  wolle 
sowohl  dies  Kind  als  auch  seine  späteren  Kinder  in  der  lutherischen  Goufes- 
aion  taufen  und  erziehen  lassen. 

In  §  13  de8  Gesetzes  vom  10.  Mai  18(^7  liudet  sich  eine  8traf- 
bestinimung,  die  als  besondere  Yorschrift  im  Sinn  von  2,  Absatz  2, 
des  Einführimgsgeöetzes  zum  üuafge setzbuche  für  das  deutsche  Keieh 
nucli  giltig  sein  dürfte.  Danach  wird  ein  katholischer  oder  evange- 
tisoher  Ctoistlloher  mit  einer  Geldstrafo  yon  60  Mark  bostraft«  wquii 
er  ein  noeb  nicht  Tieizehn  Jahre  altes  Eind  aas  gemischter  .Ehe  in 
einer  andern  als  der  dmoh  die  gesetsliehen  Yorschrifben  bestimmten 
Confession  zu  einer  derjenigen  Keligionshandlungen  zalässt,  „ durch 
welche  sich  eine  Religionsgemeinschaft  wesentlich  von  einer  andern 
unterscheidet**.  Eine  solche  Strafsache  würde  nach  ^  27  des  Gerichts- 
verfnssungsgesetzes  zAir  Zuständijrlveit  dos  Schötien^^Tichts  gehören. 
Indessen  ist,  soweit  sich  erniittelu  liesb,  eine  Anklage  auf  Grund  des 
genannten  §  13  noeb  niemaU  erhoben  wurden. 

Soiibt  enthält  das  Gesetz  keine  Bestimmungen  über  die  i'rage, 
ob  und  wie  die  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  erzwungen 
werden  kann,  l^aeh  §  13  des  GerichtSTerfassungsgeaetzes  würde  die 
Znlässigkeit  des  Bechtswege  für  eine  Klage  anzunehmen  sein,  die  .etwa 
yon  der  Matter  gegen  den  Vater  angestellt  würde,  z.  B.  wenn  der 
Vater  eine  gütige  Bestimmung  in  GemSssheit  von  §§  5  oder  9  ge- 
troffen hat  und  später  sich  weigert,  die  Kinder  in  der  Confession  der 


1  Vgl.  anten,  S.  431,  Nr.  3.  • 
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Mutter  zu  erziehen,  oder  wenn  der  Vater  im  Fall  von  §  11,  Ab- 
satz 1,  die  Gesetze  des  Landes  verletzt,  worin  die  Ehe  geschlossen 
wurde.  Solange  boido  Eltern  leben,  kommt  solcho  Klage  nicht  leicht 
vor.  Sie  kann  aber  selbst  dann  dadurch  veranlasst  werden,  dass  die 
Ehe  gerichtlieh  gecjchicdon  wird,  oder  die  Eltern  thatsächlich  in  Un- 
frieden, getrennt  voneinander,  leben.  Solange  die  Eltern  über  die 
coiiiesäiouelle  Erziehung  ihrer  Kinder  einig  sind,  steht  niemandem 
ein  Beoht  zu,  sie  zur  Befolgung  der  gesetzlicbeiL  ToTBehrift  zu  zwingeo. 
Noeh  weniger  kann  gegen  sie  wegen  Verletzung  dieser  Vorschrift  ein 
Strafverfahren  stattfinden,  da  eine  Strafe  im  Gesetz  nicht  angedroht 
ist.  NuUa  poena  sine  lege.  Mit  §  5  „ist  eine  Strafandrohung  fär 
den  Fall  des  Zuwiderhandelns  nicht  verbunden;  das  Gesetz  ist  da- 
her in  dieser  Beziehung  eine  lex  imperfecta,  für  deren  Durchführung 
es  an  einem  Zwanprsmittel  fobU"  ^  Hat  also  z.  P>.  ein  Protestant, 
der  mit  einer  Katholikin  verheiratet  ist,  die  katholische  Erziehung:  der 
Kinder  veröprochen,  jedoch  die  in  §  5  p^esetzte  Frist  zur  Abgabe  einer 
Erklärung  versäumt ,  so  kann  or  gleichwohl  sein  Versprechen  halten, 
auch  die  Kinder  domgeuiäää  in  eiue  kathulibchc  Schule  schickeu. 

Ist  der  Vater  gestorben,  so  haben  naoh  §  5,  Absatz  2,  die  Vor- 
münder dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Kinder  in  der  Oonfession 
des  Vaters  erzogen  werden.  Lebt  dann  die  Mutter  noch,  so  kann 
zwischen  ihr  und  dem  Vormunde  Streit  entstehen.  "Will  die  Mutter 
ihre  Kinder  in  ihrer  eigenen  Confession  erziehen ,  während  der  Vor- 
mund behauptet,  die  Kinder  müssten  in  der  Confession  des  Vaters 
erzogen  werden,  so  ist  ein  solcher  Streit  im  vormnndschaftlichen 
Verfahren  durch  das  Amtsgericht  zu  entscheiden.  Der  Jkschluss  des 
Amtsgerichts  kaun  innerhalb  eines  Monats  seit  der  Zustellung  oder 
Verkündung  mit  Beschwerde  angefochten  werden,  die  au  das  Land- 
gericht geht.  Gegen  die  Eutsclieidungen  des  Laudgerichtiä  findet 
das  Bechtsmittel  der  weiteren  Beschwerde  an  das  Oberlandesgericht 
statt.  Die  weitere  Beschwerde  ist  ebenfalls  an  eine  Ifotfafiist  7on 
ein&m  Monate  gebunden.  Sie  kann  nur  darauf  gestützt  werden, 
dass  der  angefochtene  Beschluss  auf  Verletzung  des  Gesetzes  be- 
ruhet Es  sind  aber  derartige  Entscheidungen  noch  nicht  bekannt 
geworden. 

In  §  5,  Absatz  2,  ist  nur  der  regelmüssin:e  Fall  hervorgehoben. 
Die  Vorschrift  findet  siungemässe  Anwendung,  wenn  nach  einer  gil- 
tigen 15c.srimnnmg  des  Vaters  die  Kinder  in  der  Confession  der  Mutter 
zu  erziehen  sind.  Dann  hat  der  Vormund  für  die  Erziehung  der 
Kinder  in  der  Confession  der  Mutter  Sorge  zu  tragen,  obwohl  dies 
im  Gesetze  nicht  besonders  gesagt  ist.   Solange  die  Mutter  lebt,  ist 


*  Beschluss  des  herzoglicbeu  Consistoriuma  vom  20.  Februar  1890.  Vgl.  jedoch 
unten,  S.  482—484. 

*  BiaunschweigiBches  Ausfuhrungsgesetz  zum  deutschen  GeriehteTsrikssuiigB- 
geaetsei  vom  1.  AprU  1879,  §§  20,  34,  36,  44>-48. 
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sie  natnrgemäss  meistens  bereit,  ihre  Kinder  in  ihrer  eigenen  Gon- 
fession,  in  Uebereinstimmung  mit  der  Bestimmung  des  Yaters,  zu  er* 
sieben.  Naoh  dem  Tode  beider  Eltern  kann  der  Tormund  im  Wege 
der  Tormundscbaftlichen  Aufsicht  durch  das  Amtsgericht  angehalten 

werden,  dafür  Sor«]^e  zu  trappen,  dass  die  Kiriflor  nach  der  Bestimmung 
des  Vaters  iu  der  Confcssiou  der  Mutter  erzogen  werden.  Auch 
solche  AnorclEung:eu  könnten  mit  Bescliwerde  angefochten  werden; 
geeren  die  Eiitsclieidung'  des  Landgerichts  würde  weitere  Beschwerde 
an  das  Überlandosgericht  statthaft  sein. 

Den  geistlichen  Obern,  z.  B.  dem  zuständigen  Pfarrer,  kann  das 
Recht,  gegen  die  Eltern  auf  Grund  des  Gesetzes  Yom  10.  Mai  1867 
im  Bechtswege  zu  klagen,  nioht  zugestanden  werden,  da  ein  derartiges 
Klagereeht  aus  dem  Gesetze  nieht  herzuleiten  und  ebenso  venig  naoh 
gemeinem  deutschen  Heohte  begründet  ist.  (Vgl.  oben,  S.  90,  91.) 
Ans  denselben  Gründen  steht  den  geistlichen  Obern  ein  Recht  der 
B^sfliwerde  p-ep^en  Entscheidnnppcn  des  Yonrinndsehaftsgericlits  nicht 
zu.  JS'ur  das  Keeht,  Anzeige  bei  dem  Vormundschaftsgericlite  zu 
•  raachen,  wenn  die  Vorschriften  des  Gesetzes  durch  die  Mutter  oder 
den  Vormund  verletzt  werden,  ist  den  geistlichen  Obern,  ebenso 
wie  jedem  aus  dem  Volke ,  zuzugestehen.  In  §  11,  Absatz  1 ,  ist 
zwar  eine  Anzeige  angeordnet,  die  dem  herzoglichen  Gonsistorium 
und  in  gewissen  FSllen^  auch  dem  katholischen  Pfarrer  von  dem 
Stadtmagistrate  oder  der  Kreisdirection  zu  machen  ist.  Allein  daraus 
kann  nicht  ohne  weiteres  gefolgert  werden,  dass  durch  das  Ge- 
setz ein  Klagerecht  oder  Beschwerderecht  der  betheüigten  Kirche  be- 
gründet sei. 

Seitens  des  StadtmajpstratB  zu  Braunschweig  und  seitens  der  dortigen 

Schulbehörden  wird  ,eine  besondere  Ueberwachung  der  Befolgunc:  dor  in 
Rede  stehenden  geset/liolipn  Yor)<chriften  nicht  .f^cübt"  Piea  Vorfall  reu  ist 
gerechtfertigt,  da  \vo(lor  dem  Stadttnagistrat  noch  den  Schulbehörden  durch 
irgend  ein  Gesotz  die  Aulgabe  übertragen  ist,  die  Ansffibrung  jener  Vor- 
schriften zu  fiberwachen.  Auch  in  Holzmioden  schien  früher  die  riditige 
Ansicht  zu  herrschen,  dass  drr  Stadtmagistrat  zur  Ueberwachung  jener  Vor- 
schriften nicht  befugt  sei.  Der  in  llol/.niinden  wohnhafte  katholische  Hand- 
arbeiter S.  „aus  Brakel"  (in  Westfalen)  manhte  am  2.  Mai  1869  auf  der 
Magistratsstube  die  Anzeige,  er  wolle  am  nämlichen  Tage  einen  Sohn  taufen 
lassen,  den  seme  lutherische  Frau  am  20.  April  1869  geboren  hatte.  Zu- 
gleich erklärte  er  zu  Protokoll,  er  wolle  diesen  Sohn,  ebenso  wie  einen  bereits 
vor  der  Bheschliessung  geborenen  Sohn,  und  alle  etwaigen  spateren  Kinder 
in  der  CTanf^elisch-liitherischen  Confession  erziehen.  Dom  Anscheinp  nach  war 
diese  Erklärung  (abgesehen  von  der  Fiaoo  der  Staatsangehörigkeit,  vgl. 
S.  426,  427)  nach  §§  9  und  11  uugiltig,  da  der  Vater  nicht  behauptete, 
dass  er  sich  erst  im  Laufe  der  letzten  acht  Wochen  im  HerKOgthum  Braun- 


1  Donaob  musa  die  Anzeige  des  Stadtmagistrats  in  den  Stüdtca  Braunachweig, 
Wolfenbflitel  und  Hdm»tadt  auch  dem  kttthollsdhen  F&Trer  gemacht  werden. 

'  Ans  dnem  SchTeiboo  des  StadtmagistratB  su  Brauiwehweig  vom  80.  AprU  1889. 
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schweig  niedefgelassen  babe.  Doch  wurde  ihm  darüber  keine  Bemerkung 

gemacht,  auch  bei  Aufnahme  des  Protokolls  keine  Frage  vorgelegt.  —  Am 
23.  December  1871  gab  Q.  K.  S.  zu  Holzminden  dem  dortif]:on  Stadtmagistrat 
brieflich  die  Erklärun«:  ab,  (iassj  er  die  von  seiner  Ehefrau  geborenen  Kinder 
in  der  katholischen  Religion  erziehen  lasse.  Ob  diese  Erklärung  rechtzeitig 
geschehen  war,  wurde  nicht  erörtert  und  war  ans  der  kurzen  Anzeige  nicht 
zu  ersehen. 

Allein  seit  dorn  Jahre  1^87  herrscht  eine  andere  Keohtsauffa?isuiig  hei 
dem  Stadtmagistrat  zu  Holzmindoii,  Derselbe  richtete,  durch  Yermittiung  der 
Kreisdirection,  an  den  katholischen  Pfarrer  G.  zu  Holzminden  das  £}r8uchen, 
ein  Yerzeichniss  der  Kinder,  welche  die  keiholiache  Schule  besachten,  unter 
Angabe  des  Beligionsbekenntnisses  der  Bttern,  mitBntbeilen.  Dem  Ersuchen 
wurde  entsprochen.  Danach  besuchten  'vier  Kinder  aus  gemischten  Ehen  die 
katholische  Se^nilr,  obwohl  die  Väter  erangelisch  waren.  Der  Stadhnagistrat 
stellte  darüber  Ermittlungen  an.  Bezüglich  dreier  Kinder  erklärte  der  Vater, 
Cigarrenarbeitor  Karl  R.,  er  habe  sich  durch  das  billigere  Schulgeld  bestim- 
men lassen,  seine  Kinder  in  die  katholische  Schule  zu  schicken.  Hierouf 
wurde  ihm  zu  Protokoll  eröffnet,  dass  er  Ton  Ostern  1887  ab  «seine  Kinder 
zum  Besuche  der  Bürgerschule  bei  Vermeidung  der  gesetzlichen  Strafen  an- 
zuhalten habe**  *.  Be/iijü^lieh  des  rierten  Kindes  ersrinf^  eine  Verführung  des 
Stadtnia£ri?trats  an  die  katholische  Ehefrau  des  lutherischen  Buchhändlers  V., 
worin  iiir  bemerklich  gemacht  wurde,  da^s  ihr  Soliu  Franz  nach  gesetzlicher 
Yoiachrift  in  der  lutherisdLen  Confession  dee  Taters  erzogen  werden  müsse. 
Alsdann  bemerkte  die  Verf&gnng  weiter:  „Indem  wir  Sie  auffordern,  von 
Ostern  d.  T.  ab  Ihren  Sohn  ans  der  katholischen  Schule  fortzunehmen  und 
seine  Aufnahme  in  die  hiesifjo  Bürgerschule  /u  bewirken,  machen  wir  Sie  zu- 
gleich auf  die  strafrechtlichen  Folgen  etwaiger  fernerer  Zuwiderhandlungen 
hiermit  aufinerksam**  *  Worin  aber  die  „strafrechtlichen  Folgen*"  bestehen, 
und  in  welchem  Gesetze  solche  angedroht  sind,  wurde  in  keiner  der  beiden 
YerfQgungen  angegeben.  Ebetiso  wenig  wurden  diejenigen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen ani^edoutet,  ans  denen  der  Stadtma<2:istrat  die  Befugniss  herleitete, 
den  Vollzug;  des  Gesetzes  vom  10.  Mai  1867  zu  überwachen. 

Es  sind  mir  noch  vier  Fälle  bekannt  geworden,  in  denen  der  Stadt- 
magistrat zu  Holzminden  fttr  Befolgung  des  0Metzes  Tom  10,  Mai  1867 
Sorge  trug 

1.  Der  evangelische  Arbeiter  W.  zu  Holzminden  machte  am  24.  October 

1887  schriftlieli  dem  Stadtmagistrat  die  Anzeige,  er  sei  am  Vi.  t^ei)tember 
von  Elze,  in  der  Provinz  Hannover,  nacli  flolzminden  ver/ogen  und  lasse 
seine  Kinder  in  der  katholischen  Religion  der  Mutter  erziehen.  Er  wurde  zur 
Vernehmung  geladen  und  erklärte  auf  Befragen,  er  habe  ein  Kind  im  Alter 
Ton  18  Wochen.  Es  wurde  ihm  eröffnet,  „dass  er  in  Gemässheit  des  §  11 
des  Landesgesetzes  vom  10.  ^lai  1SG7  unverzüglich  einen  Nachweis  darüber 
beizubringen  habe .  wie  es  nach  den  in  der  Provinz  Hannover  giltigeu  Ge- 
setzen mit  der  Erziehung  seines  Kindes  zu  halten  sei'',  und  dass  die  im  Ge- 


*  VerfO^ng  des  Bttrgermeiaters  zu  Holsminden  vom  28.  Febrnar  1687. 

*  Verfügung  des  Stadtmagistrats  zu  Holzminden  vom  25.  Februar  1887.  Gleich- 
zeitig wurr^c  der  Schulvorstand  zu  Uolsminden  ersucht^  die  Befolgung  der  Aufforde- 
rung zu  Überwochen. 

*  lieber  einige  Hhnlielie  PWle  vgl,  das  WestfUisobe  Volkablatt  vom  10.  Fe- 
bruar und  5,  Juli  1890. 
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setze  bestimmte  achtwöchige  Frist  am  7.  November  ablaufe  Erst  am  20.  No- 
vpmber  1887  überreichte  W.  eine  Abschrift  der  hannover'schen  Vcrordnunsr 
vom  31.  Juli  182G.  Der  Stadtinaj^istrat  zu  Holzuunde]!  sehiekte  dieselbe  an 
den  Magistrat  zu  Elze  mit  der  Antrage,  ob  jene  Verordnung  in  Hannover  nocli 
gelte,  was  durch  Schreiben  dea  Magistrate  zu  Elze  rom  27.  Noyember  1887 
l)ejalit  wurde.  Auf  Bericht  des* Stadtma^trato  ertheilte  dann  das  Consistorium 
die  Nachricht,  dass  W.  nach  der  genannten  hannover'schen  Verordnung  befugt 
sei,  seine  Kinder  im  katholischen  Glauben  zu  erziehen  Auf  die  Versäumuilg 
der  in  §  11  bezeiclmeten  Frist  wurde  kein  Gewicht  mehr  gelegt. 

2.  Am  20.  November  1887  machte  der  lutherische  Lokomotivführer  J., 
weldier  flkünclich'*  Ton  Paderborn  nach  Holzminden  zugezogen  war,  auf  der 
Magistratsstube  die  Anzeige,  er  lebe  in  geniisciiter  Ehe  und  lasse  seine  Kinder 
in  der  katholischen  Relig^ion  der  Mutter  crzielien.  „Den  Xacliweis,  dass  cv 
lüerzu  nach  dui]  (iesctzen  seines  Heimatsstaates  berechtigt  sei,  werde  er  binnen 
acht  Tagen  beibringen.^  Hierauf  übersandte  er  dem  Stadtmagistrat  am  5.  De» 
cember  1887  eine  Besdieinigung  des  BCIrgermeisters  zu  Paderborn  Tom  25.  No- 
Temher  1887  über  den  Inhalt  des  in  Paderborn  giltigen  §  78  II,  2  des  preus- 
ßischen  Allgemeinen  Landrechts.  Auf  Bericht  des  Stadtmagistrats  erging  die 
Benachrichtigung  des  Consistoriums ,  dass  der  Lokomotivführer  J,  befugt  sei, 
seine  Kinder  im  karholisclien  Glauben  erziehen  zu  lassen 

'S.  Der  lutlieriseiie  Werkfülirer  und  Militärinvalide  Albort  Ii.  machte  am 
20.  April  1887  auf  der  Magistratsstabe  zu  Holzminden  die  Anzeige ,  er  habe 
„kürzlich''  seinen  Wohnsitz  nach  Holzminden  verlegt  und  lasse  seinen,  am 
25.  März  1877  geborenen,  ältesten  Sohn,  Paul  Otto,  auf  Grund  einer  Dispen- 
sation des  Königs  von  Sachsen  in  der  katholischen  Oonfession  der  Mutter  er- 
ziehen. Zugleich  legte  er  die  ihm  darüber  ausgefertigte  Urkunde  vom  24.  Sep- 
tember 1886  Tor^  Auch  zeigte  er  an,  er  habe  noch  zwei  Kinder,  im  Alter 
Ton  fünf  Jahren  und  von  acht  Wochen,  die  ebenfalls  katholisch  erzogen  werden 
sollten.  Aus  der  vorgel^ten  Urkunde  ergab  sich,  dass  R.  Angehöriger  des 
Königreichs  Sacliscn  war  shalb  hätte  nach  der  oben  (S.  426)  erwähnten 
Verfügung  des  Consistoriums,  >venn  derselben  /uziistinimen  wäre,  nichts  ver- 
anlasst werden  sollen,  weil  E.  die  braunscbweigische  Staatsangehörigkeit  nicht 
erworben  hatte.  Es  wurde  jedoch  dem  R.  zu  Protokoll  eröffnet,  «dass  er  be- 
züglich der  bdden  jüngeren  Kinder  eine  gleiche  Dispensation  beizubringen 
verpflichtet  sei**.  Auch  bezüglich  des  Paul  Otto  erstattete  der  Magistrat  einen 
Bericht  an  das  Oonsifstorinm  Dasselbe  entschied,  dass  Paul  Otto  R.  „infolge 
der  von  Sr.  ^lajestät  dem  Jviinig  von  Sachsen  ertheilten  Dispensation  in  der 
Confessiou  der  Mutter,  der  römisch-lvatliolischen ,  erzogen  werden  darf".  Es 
fügte  hinzu:  ,Da  B.  auaser  diesem  Emde  noch  zwei  andere,  im  Alter  von 
resp.  fünf  und  dreiviertel  Jahren,  besitzt,  so  wird  eventuill  für  ditse  eine 
gleiche  Dispensation  höchsten  Orts  im  hiesigen  Lande  nachzusuchen  sein.**  * 
Hiermit  war,  wie  H.  annahm,  eine  Dispensation  des  Königs  von  Saciisen  ge- 
raeint. Er  wandte  sich  deshalb  an  den  König  von  Sachsen,  erhielt  aber  vom 
Ministerium,  durch  Vermittlung  der  Bezirksöchuliuspection  Dresden  I,  den 
Besd^id,  dass  zur  AllerhSchsten  Dispensation  keine  Yeranlaasung  vorliege. 


^  Verfügung  des  Bürgermeisters  zu  Holzminden  vom  31.  October  1887. 
^  Erlass  des  Consistoriums  zu  Wolfenbüttel  vom  7.  Jaauar  1SS8. 

*  ErlAS»  des  Considtorium»  zu  Wolfenbttttel  vom  7.  Jannw  1888. 

*  YgL  oben,  S.  860. 

*  Erlass  des  Consistoriums  zu  Wolfanbttttel  vom  T.  Jsnuar  1888. 
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(Vgl.  oben,  S.  366,  SÖ7,)  R.  legte  das  Schreiben  der  Bozirksschuliiispection 
dem  Stadtrnagistrat  zu  Holzminden  am  7.  Mür/  vor  und  fscliloss  mit 

seiner  Ehefrau  vor  dem  preussischon  Amtsjrerichre  zu  Brakel  am  7.  Juni 
1888  einen  Vertrag  folgenden  Inhalts.  „Wir  habeu  uns  dahin  geeinigt,  daas 
unsere  beiden  Kinder,  »)  Elise  Antonie,  geb.  am  6.  Juli  1862,  b)  Maria 
Joe^hine,  geb.  am  3.  März  1887,  in  der  Confession  der  Mutter,  der  rSmiwdip 
katholischen,  erzogen  werden."  Eine  AusfertijninrT  diosps  Vertmg^ns  über- 
reichte  er  dem  Stadtrnagistrat  zu  Holzminden.  Damit  wurde  die  Angelegen- 
heit für  erledigt  angesehen,  obwohl  die  in  §  11  des  Gesetzes  vom  10.  Mai 
1867  bezeichnete  Frist  nicht  eingehalten  war.  Gegen  die  Zuständigkeit  des 
Amtsgerichts  wurde  kein  Bedenken  erhoben. 

4.  Der  evangelische  Arbeiter  Karl  R.  schickte  seine  drei  Töchter, 
Ernestine  seit  1885,  Minna  seit  IRSG  und  Anna  seit  in  die  katho- 

lische Schule.  Er  wollte  diosolben  katliolisoli  erziehen  lassen,  wie  er  seiner 
katholischen  Ehefrau  vor  der  Trauung  versprochen  hatte.  Er  hatte  das 
Gesetz  vom  10.  Mai  1867  nicht  gekannt  und  deshalb  die  rechtzeitige  Abgabe 
der  in  §  5  Torgesdiriebenen  Erklftmngf  desgleichen  die  Einholung  einer  ÜHs^ 
pcnsation  (vgl.  S.  425),  verabsäumt.  Deshalb  eröffnete  ihm  der  Stadtmagiz^t 
zu  Protokoll,  am  28.  Februar  18S7  und  noelinials  am  6.  November  1889,  er  sei 
verptiichtet,  seine  Kinder  evangcHsch  zu  erziehen  und  in  die  evanj^elischo  Ge- 
meindoschulo  zu  schicken.  Als  er  gleichwohl  die  Kinder  in  der  Icatholischeu 
Schule  beliess,  wurden  zunSchst  Ordnungsstrafen,  in  Betragen  von  2  M.  25  Pf.  und 
14  M.  25  Pf.,  gegen  ihn  festgesetzt,  deren  Einziehung  später  im  Verwaltungs- 
wege durch  Pfiindung  und  Verkauf  eines  Schrankes  erfolgte.  R.  beschwerte 
sich  sowohl  gegen  die  Festsetzung  als  aucli  gegen  die  Einziehung  d'>r  Ordnuncs- 
strafei).  Die  mit  der  Heschwerde  zuerst  betksste  herzogliclie  Kreistiircctiou  er- 
klärte, ihre  Zuständigkeit  beschranke  sich  aut  die  zweite  Kichtung  der  Be- 
schwerde, und  eine  Entscheidung  darUber  könne  erst  nach  Erledigung  der 
Vorfrage  erfolgen,  „ob  der  SchulTontand  im  TOrliegenden  Falle  befugt  war, 
derartige  Ordnung^istrafen,  beziehungsweise  deren  Einziehung,  bei  dem  Orts- 
Yorstande  /u  beantragen";  über  diese  Vortrage  habe  nach  §  4  des  Gesetzes 
vom  8.  April  1876  nicht  die  Kreisdirection ,  sondern  das  herzogliche  Con- 
sistorium  in  der  Beschwerdeinstanz  zu  entscheiden  *.  B.  richtete  diese  Be- 
schwerde an  das  herzoglii^e  Consistorium.  Die-  Beschwerde  wurde  dann, 
unter  Verweisung  auf  einen  Erlass  des  Staatsministeriums,  vom  Consistorium 
zurückgewiesen,  mit  der  Rechtsausführung,  die  Tl.'schen  Kinder  seien  gesetz- 
lich verpflichtet,  die  evangelisch-] uikerische  Bürgerschule  zu  Holzminden  zu 
besuchen;  kämen  sie  dieser  Verptlichtung  nicht  nach,  so  lägen  „willkürliche 
Schulyersaumnisse''  vor,  „welche  nach  Massgabe  des  §  1  des  Gesetzes  ram 
10.  April  1867  mit  Ordnungsstrafen,  und  falls  solche  keinen  Erfolg  gehabt 
haben,  nach  Massgabe  des  §  13  des  fPolizeistraf-]  Gesetzes  vom  27.  November 
1872  mit  Geldstrnfen  bis  zu  RO  M.  oder  mit  Hüft  bis  zu  vierzehn  Tagen  zti 
bestrafen  sind**  —  Wälirend  dieser  Streit  im  Verwaltungswege  noch  schwebte, 
wurde  ein  zweites  Zwangsmittel  gegen  R.  durchgeführt.  Er  wurde  nämlich 
am  25.  April  1890  durch  einen  Gendamen  vor  den  Ereisdirector  geffihrt, 
durch  denselben  verhört  und ,  als  er  sich  weigerte ,  die  Kinder  in  die  evan- 
gelische Schule  zu  schicken,  auf  Grund  von  §  17  des  Gesetzes  vom  19.  März 


*  lieschloss  der  Kreisdirection  zu  Uolzminden  vom  26.  Januar  1890. 

*  Beadiluas  des  hsreoglichea  Consistoriums  voin  81.  Mai  1890,  unter  Ver- 
weisoDg  auf  den  bcigefttgten  Erlsss  des  StaatsminiBteriums  Tom  83.  Mal  1890. 
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1850  in  Haft  von  einem  Tage  genommen.  Er  verbüSBte  die  Haft  vom  25. 
zum  26.  April  1890  uml  <  i  hob  dann  Beschwerde  gegen  das  Verfahren  deB 
Kreisdirectors.  Diese  Beschwerde  wurde  durch  das  Ministerium  ebenfalls  zu- 
rückj'C'SAiesen .  aus  folgenden  Gründen.  „Zufolge  der  bei  Begründung  der 
katholischen  Schule  iu  Ilolzmiudeu  getroffenen  Anordnungen  —  Normen  des 
öffentlichen  EeclitB  —  ist  die  Wahrnehmung  des  staailicheu  Interessen  in 
Bezug  anf  Enreichnng  des  Sdiulzweckes  der  herzoglichen  Kreisdirection  zu 
Holzminden  übertragen.  Zweck  der  kathoIiBchen  Sehnle  ist  der,  den  katho- 
lischen 7A1V  Schule  kommenden  tmd  zum  Besuche  derselben  berechtigten 
Kindern  einen  Schuluntoiricht  zu  geben,  welcher  den  an  eine  Volksschule  zu 
stellenden  minimalen  Anforderungen  genügt.  Die  Aufgaben  der  herzoglichen 
Ereisdireetion  mA  wtuuh  nieht  nnr  sehnliwduBMier,  sondern  auch  polizei- 
licher  Art.  In  letzterer  Beziehung  hat  die  Behörde  insbeaondwe  auch  dafttr 
zu  sorgen,  dass  nur  solche  Kinder  die  Schule  besuchen,  welche  znm  Besuche 
derselben  berechtigt  sind;  bezügliche  von  ihr  getroffene  Anordnungen  sind 
innerhalb  ihres  Geschäftskreises  erla^^sen.  Die  Kinder  des  Besehwerdefülirers 
sind  nach  §  5  des  Gesetzes  vom  10.  Mai  18(i7  in  der  cvuugelisch-lutherischeu 
Confession  zu  erziehen ,  demnach  naeh  §  8  dieses  Gesetzes  und  dem  Gesetze 
TOm  12.  Mai  1840  verpflichtet,  die  evangelisch-lutherische  Gemeindeschule  in 
Holzminden  zu  besuchen,  und  können  mithin  als  zum  Besuche  der  katholischen 
Schule  berechtigt  nicht  angesolicn  werden.  Tlierans  ergibt  sich,  dass  die  von 
herzoglicher  Kreisdirection  gegen  den  üescliwerdeführer  zur  Erzwingung  des 
Besuches  der  Gemeindcschule  seitens  der  Kinder  desselben  erlassene  Zwangs^ 
Verfügung  den  gesetzlichen  Yorschriften  [von  §  17  des  Gesetzes  vom  19.  HSrs 
1850]  nicht  vriderstreitet.'^  * 


•  Erlass  des  herzogliclien  Staatsministcriums  vom  21.  Juni  1890.  —  Ein  An» 
trag:  auf  gerichtliche  Entscheidung  grmäss  §g  453—458  der  rk-ittschcn  Ptrafpnieess- 
ordnung  war  nicht  gestellt  imd  dUrltc  auch  unstatthaft  gewesen  sein.  Die  „Ord- 
nungsatrafen*^  waren  auf  Grund  von  %  18,  Absata  S,  des  Pollseistrafgeaetaes  vom 
27.  November  1872  (und  §  l  des  Gesetzes  vom  10.  April  1867)  verhängt.  Danacli 
wird  die  Ordnungsstrafe  ,.auf  Antrag  des  Vorgesetzten  des  Schullohrers  vom  üils- 
vurstande  eingezogen'^  Aus  dieser  Bestimmung  und  ihrem  Gegensätze  zu  der  im 
ersten  Absatse  enthaltenen  StrafVonchrilt  Usat  sich  entnehmen,  daae  hier  die  „Ord- 
nungsstrafe" nicht  die  Natur  einer  sogenannten  criminellen  Strafe  hat.  Sie  wird 
nicht  ab  Sühne  flh-  eint'  nosctzesübertretung  verhHngt.  sontlorn  ist  eine  Verwaltungs- 
raassregel,  die  einer  Strafverfolgung  wegen  der  im  ersten  Absätze  bezeiclmetcu  Ueber- 
tretung  vorhergdien  muas.  Aueh  die  vom  Kreiadirector  verfalngte  Haft  ist  nicht 
Sühne  für  eine  Gesetzesverletznng ,  sondern  Durchführung  einer  „Zwangsverfttgung** 
des  Kreisdirectors,  die  von  einer  „polizeilichen  Strafvcrfijgnng"  wohl  zu  miterscheiden 
ist.  Es  handelte  sich  also  bei  den  über  R.  verhängten  Ordnungsstrafen  und  bei  der 
Haft  nicht  um  Strafsachen  im  engem  Sinne,  worauf  die  Yorscbrtften  der  Straf^ocesa- 
ordnung  nach  §  3,  Absatz  1,  des  EinfQbnmgRgeaetaea  und  ^  13  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes Amvcndung  finden  Avtirden.  Somit  war  dem  R.  der  Ri-chtswog  vorpchlosson. 
Erst  nach  „wiederholter"  Verhängung  von  Ordnungsstrafen  könnte  K.  wegen  der  in 
§  13,  Abaata  1,  des  Poliaeiairafgeaetzea  vom  S7.  November  1872  beielchneten  Ueber- 
tretung  auf  Antrag  der  Schulbehördc  angeklagt  werden.  Erst  dann  würden  die  Ge- 
richte (Schöffengericht,  Landgericht,  Ob.'i-Iandesgericht)  darüber  zu  entscliciden  haben, 
ob  R.  der  gesetzlichen  bchulptlicht  dadurch  genügte,  dass  er  seine  Tochter  in  die 
katholische  Schule  acbidcte.  Diese  Frage  würde  nitdi  allgemeinen  Geselaen  und 
Schmidt,  OonfeBsloB  dar  Klndar.  28 
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II.  Sacliseii-CUlllia. 

Im  llorzogthum  Sachsen-Gotha  bestimmt  sich  die  religiöse  Er- 
ziehung der  Kinder  in  der  Bogel  nach  den  Chmndsätaen  des  gemeinen 
ßechts.  Kur  für  Kinder  aus  gemischten  Ehen,  die  demTemehmen 
nach  in  Sachsen-Getha  selten  Yori^ommen,  enthält  das  Ehegesotz  vom 
15.  Angnst  1834  in  §  18,  Absatz  2,  folgende  Yorscbrift:  „Können  die 
Eltern,  welche  sich  zu  verschiedenen  christlichen  Kirchen  bekennen, 
darüber,  in  welcher  Confcasion  die  Kinder  erzogen  werden  sollen, 
sich  nicht  einigen,  so  sind  die  Kinder  männlichen  Geschlechts  in  der 
CunfesHion  des  Vaters,  die  weiblichen  Geschlechts  in  der  der  M^utter 
zu  erziehen." 

Dies  Gesetz  ist  nicht  aufgehoben,  sonchrn  noch  heute  in  Kraft.  Doch 
habe  ich  über  die  Anwendung  desselben  nichts  ermitteln  können.  Es  fehlt 
(wie  mir  auf  eine  Anfrage  mitgetheUt  wurde)  eme  gesetzliche  Vorschrift  dai^ 
über,  ob  Strdtigk^ten  über  die  religiöse  Ersiehung  von  Kiadem  ans  ge- 
mtsohten  Ehen  „Tom  Processrichtor  /u  entscheiden  oder  als  Sache  der  fipei- 
willigen  Gerichtsb  nTccif  /u  brliandehi  oder  von  kinldiclien  Behörden  zu  er- 
ledi^'on  sind".  Diu  Mitt4lie(h^r  des  Landj^^criolits  /u  Uotha,  deren  amtliche 
iiiiitigkeit  theilweisc  bis  in  ilio  1840er  Jahre  /urückreiclit,  küimeu  sieh  nicht 
erumem,  da^  jene  Frage  jemals  zur  Entscheidung  gekommen  sei.  Auch 
Yovmundschaftliche  Streitigkeiten  über  die  religiöse  Erziehung  yon  Eindem 
aus  gemisehten  Ehen  sind  in  Gotha  nicht  su  ermitteln. 


IL  Wal4«ek  (nnd  Pyrmonit). 

In  den  Fürstenthüraem  Waldeck  und  Pyrmont  gelten  nach  der 

Verordnung  vom  28.  März  1827  besondere  Vors r] triften  für  die  reli- 
gi(5s(!  Kivjehnng  von  Kindern  ans  gemischten  Ehen,  von  uneheliciien 
Kindern  and  von  Findlingen  oder  sonst  verlassenen  Kindern,  während 
die  religiüöe  Erziehung  der  Kinder  aus  ungemischten  Ehen  nach  den 
Grundsätzen  des  gemeinen  Bechts  zu  bestimmen  ist. 

nach  §  8,  Absatz  1,  des  Gosctzcp  vom  10.  Mai  18(17  zu  IjejahL'ii  sL-in,  da  die  katho. 
lische  Schule  zu  Holzminden  als  eine  „öffentliche'"  heimle  im  Sinn  von  §  1  des  Ge- 
setzes vom  12.  Mai  1840  zu  betrachten  ist.  Es  fragt  sich  nur,  ob  etwa  nach  dem 
▼ierten  Abaalce  von  g  S  des  Oswties  vom  10.  Mal  1867  d«r  Besttoh  der  katholiaeliaa 
heimle  unstatthaft  war.  Derselbe  bestimmt:  „Den  katholisch  zu  erziehenden  Kindern 
bleibt  der  Besuch  evangelischer  Schulen  postattcl."  fDann  folgt  oino  A''orschrift  üher 
Dispens  vom  Religionsunterrichte.)  Die  Verwaltuug  nimmt  e  cuutrariu  au,  es  sei 
nifiht  erlAubt,  ein  naeh  gesetelicher  Vorschrift  evangdisob  tn  erstehendes  Kind  in 
die  katliolische  Sclailc  zu  schicken.  Diese  Meinung  ist  jedoch  bedenklich,  da  eine 
so  weite  Entfernung  von  «Icn  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts  und  von  einer  Gleich- 
stellung der  Kathoiikeu  und  Protestanten  niclit  leicht,  ohne  ausdrückliche  Vorschrift, 
als  CtesetteswUIe  ansnnelunen  ist  —  Usber  den  hier  besprochenen  Beehls&U  vgL: 
Westrüliaches  Volksblatt  vom  10.  und  17.  Mai  1890;  Knlniache  Volkazeitung  vom 
14.  Mai  ISOO:  Deutsche  Reichszeitong  vom  21.  Mai  1890;  Bntnnschwciger  Nach- 
richten  vom  31.  Mai  lä90. 
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Für  Kinder  aus  gemischten  Ehen  kann  diu  religiöse  Erziehung 
durch  Vertrag  rechtsgiltio^  bestimmt  werden.  Ein  Vertrasr  ist  vor, 
bei  und  nach  Eingehung  der  Ehe  statthaft,  „soll"  jedoch  „vor  dem 
Ober-Justizamt  oder  Stadtmagistrat  des  Orts  der  ehelichen  Nieder- 
lasaimg  zu  Protokoll  gegeben  werden,  damit  .  .  .  keine  Ungevisa- 
heit  eintrete*.  Dies  wd  dahin  zn  Teretehen  sein,  dass  die  CKltig- 
kcit  cloä  Vertrages  von  Beobachtung  der  bezeichneten  Formyorsehrift 
abhängt. 

Ist  kein  rechtsgiltiger  Vertrag  geschlossen,  so  sollen  alle  Kinder 
in  der  Oonfession  des  Vaters  erzogen  werden. 

Mit  dem  Alter  von  achtzehn  Jahren  erlangt  ein  Kind  aus  ge- 
mischter Ehe  die  gesetzliche  Beroclitigung,  „das  bisherige  Glaubens- 
bekcüuliiitiö  zu  verlassen  und  zu  dem  andern  überzugehen". 

Die  nämlichen  Bestimmungen  gelten  nicht  bloss  für  die  durch 
nachfolgende  Ehe  oder  durch  landesherrliche  Verordnung  legitimir- 
ten  Kinder,  sondern  auch  für  diejenigen  unehelich  geborenen  Kinder, 
die  der  natfirlidie  Vater  ,»an erkannt  hat  und  in  seinem  Hause  oder 
doch  auf  seine  alleinigen  Kosten,  ohne  alle  *  Zuthun  der  Mutter  er- 
ziehen lässt*.  „Andere  uneheliche  Kinder  folgen  der  Religion  der 
Mutter."    (Vgl.  über  den  Sinn  dieses  Satzes  oben,  S.  182,  304.) 

Die  (Jeistliclu'u  und  Schullohrer  beider  Fürstenthümer  sind  ge- 
setzlich verpflichtet,  auf  Befolgung  der  Verordnung  vom  28.  März  1827 
,ein  wachsames  Auge  zu  haben". 

Thatsüelilir'li  wurden  laui^c  Zeit  alle  Kinder  aus  gemischten  Ehen,  mochte 
der  Vater  oder  die  Mutter  katholisch  sein,  in  der  evangelischen  Confession  er- 
zogen, „wenn  nicht  ganz  bescmdere  Umstände  zum  Gegentheil  führten*.  Bün 
gerichtlicher  Streit  über  die  religiöse  Erzidittng  von  Kindern  aus  einer  ge- 
miscliten  Ehe  oder  von  unehelichen  Kindern  war  unbekannt.  Seitens  der 
Yovüiündcr  und  Yornuindsrhaftsgerichte  wurden  <'Vfingcli!=!che  Mütter,  die  nach 
iiem  Tode  katholiscluT  Väter  die  Kindel"  evangelisch  erzogen,  niemals  go- 
nothigt,  diese  Erziehung  zu  ändern.  Katiiolische  Mütter  erzogen  ihre  Kinder 
eTangeUseh,  mochten  die  evangelischen  Väter  noch  leben  oder  gestorben  sein. 
EtAva  im  Jahre  1864  brachte  die  katholische  Wittwe  des  protestantischen 
Kaufmanns  K.  zu  Arolsen  bei  dem  "Vormundschaft^gcrichte  eine  mündlicli(> 
Klage  vor,  dass  ihr  Pfarrer  sie  zu  bewogen  suche,  ihre  Kinder  katholisch  zu 
erziehen.  In  diesem  Falle  wurde  der  Pfarrer  durch  den  Richter  über  die  ge- 
setzliche Bestimmung  belehrt;  es  kam  zu  keiner  gerichtliehen  Entscheidnög. 

Erst  seit  1879  wurde  in  zwei  Vormundsehaftssachen,  die  bei  dem  Amts* 
gerichte  in  Corbach  schwebten,  auf  Anzeige  des  Vormundes  die  evangelische 
Wittwe  eines  katholischen  Mannes  gcnöthij,''t,  ihre  Kinder  kathülisch  zu  erziehen. 

1.  Der  katholische  Ziegler  K.  aus  Dalwigksthal  und  seine  evangelische 
Braut  wurden  kathoUsch  getraut^,  nachdem  sie  zu  Protokoll  des  katholischen 
Pfairers  am  10.  Mai  1806  vor  Zeugen  ond  mit  Ifondschlag  an  Eidesstatt  ver^ 
eprochen  hatten,  alle  Kinder  hatholisdi  zu  erziehen.  In  dieser  Ehe  wurden 
fünf  Kinder  geboren.  Der  Vater  starb  am  12.  April  1877.  Im  Jahre  1879 
2eigte  der  Vormund  an,  die  ^Futter  weigere  sich,  die  beiden  ältesten  Kinder 
in  die  katholische  Sclnile  zu  schicken.  Hierauf  erhess  das  Amtsgericht  an 
die  Mutter  folgenden  Bescheid.    ^Da  sowohl  aus  dem  überreichten  pfarramt- 

28* 
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liehen  Protokoll  vom  10.  Mai  1866  als  aus  den  gerichtlich  bestätigten  Ehe« 
pacten  der  K, 'sehen  Eheleute  vom  3.  und  4.  Mai  l^GO  klar  hervorgeht,  dass 
die  letzteren  darüber  e'm\^  gewesen  sind,  dass  die  in  tU  r  Ehe  erzielten  Kinder 
in  der  katholischen  Religion  erzogen  werden  sollen,  so  wird  der  Wittwe  K. 
aufgegeben,  ihre  Kinder  in  den  katholischen  BeligionBnnterricbt  zu  sciiiüken. 
Jedoch  bleibt  es  gesetzlicher  Yorsehrift  gemäss  den  Kindern  ausdrücklich  Tor- 
behalten,  sobald  diese  die  Jahre  reiferer  TJeberlcgung  und  eigener  PrUfung 
erlangt  haben,  :\hn  im  Anfan^'-e  des  neunzehnten  Lobonsjahres ,  nach  ihrer 
eigenon  Ueberzeugung  und  nach  eigenem  Antriebe  eine  von  den  beiden  Lehren 
der  verschiedenen  Kirchen  zu  wählen  und  sich  zu  derselben  zu  bekennen/  * 
Die  Matter  weigerte  sieh,  dieser  Anordnung  nachzukommen.  Es  wurde  ihr 
vom  Amisgerichte  bemerkt,  «dass  sie  die  Sander  vorläufig  in  der  katholischen 
Religion  unterrichten  lassen  müsse,  und  die  Weigerung  ihr  nur  Unannehm- 
lichkeiten bercitfin  wükV  ''  ^  Dir  Mutter  und  der  inzwischen  ernannte  neue 
Vormund  sehickteu  das  älteste  Kind ,  Elisabeth,  in  den  evangelischen  Conlir- 
mandenunterricht.  Deshalb  erliess  daa  Amtsgericht  auf  Antrag  des  katho- 
lischen Pfarrers  von  Eppe  an  den  evangelischen  Pfarrer  das  Verbot,  «das 
älteste  K.'sche  Kind  fernerhin  zum  evangelischen  Conifirmandenunterrichte  zu- 
zulassen", und  an  den  Vormund  die  Auflage,  „dafür  zu  sorgen,  dass  zunächst 
den  beiden  ältesten  Kindern  der  Wittwe  K.  katholischer  Religionsunterricht 
ertheilt  werde**.  Die  Mutter  und  der  Vormund  erhoben  Beschwerde,  worin 
sie  geltend  machten,  die  Familie  woliue  seit  vierzehn  Jahren  in  Dalwigksthal, 
einem  rein  evangelischen  Orte;  dort  hatten  die  Kinder  bisher  ausschliesslich 
evangelischen  Religionsunterricht  erhalten;  die  älteste  Tochter  solle  in  vier- 
zehn Tagen  confirmirt  worden  und  habe  cntsclueden  erklärt,  niclit  katholisch, 
sondern  evangelisch  werden  zu  wollen.  Die  Besehwerde  wurde  zurückgewiesen, 
„in  Erwägung,  dass  die  waldecker  Verordnung  vom  28.  Mörz  1827  ausdrück- 
lich vorsehreibt,  dass  die  Kinder  solcher  Eltern,  deren  einer  TheU  sich  su 
dem  evangelischen,  der  andere  aber  zu  dem  katholische  G^laaben  bekennt, 
sämmtlich  in  der  Religion  des  Vaters  erzogen  werden  sollen;  im  vorliegenden 
Falle  aber  der  Vater  der  Mündel  Katholik  war,  überdies  auch  die  K.'-;chen 
Eheleute  vor  Eingehtinp^  der  Ehe  vereinbart  hatten,  dass  die  in  der  Ehe  ge- 
boren werdenden  Kinder  in  der  katholischen  Religion  erzogen  werden  sollten, 
hiemach  aber  die  gedachten  amtsgerichilichen  YerfGgungen  als  vollkommen 
gerechtfertigt  erscheinen" 

2.  Der  karliolisehe  Tai^eKihnor  K,  starb  zu  Eppe  am  26.  December  187ö, 
mit  Jlinterlassutig  einer  protestantischen  Wittwe  und  eines  vier  ^Vfonate  alten 
Kindes,  Joseph  (geb.  19.  August  1876).  Dies  Kind  war  katholisch  getauft. 
Auch  waren  ^e  Eltern  katholisch  getraut,  nachdem  sie  schriftlich  und  vor 
Zeugen  die  katholische  Erziehung  aller  Kinder  dem  katholischen  Pfarramte 
zugesichert  hatten.  Die  Wittere  lebte  in  zweiter  Ehe  in  Niederschleiden.  Im 
April  1882  zeigte  der  Vormund  an,  (1er  Knabe  sei  schulpflichtig  gcwordon ; 
die  Blatter  weigere  sich  aber,  ihn  in  die  katholische  .Schule  zu  iSlederschleiden 
zu  schicken,  weil  sie  ihn  evangelisch  erziehen  wolle.  Das  Amtsgericht  gab 
der  Mutter  auf,  ihren  Sohn  ,aiif  Grund  des  Gesetzes  vom  28.  Mb»  1827  in 
der  Religion  seines  Vaters  erziehen  zu  lassen  und  dmhalb  in  die  katholische 


'  Beschlnss  des  Amtsgerichte  zu  Corbach  vom  28.  Juni  1879. 
2  Verfügung  des  Amtsgerichts  zu  Corbach  vom  Januar  1880. 
■  Verfttgang  des  Amtsgsridits  zu  Corbach  vom  11.  April  1880. 
.  *  Beschluss  des  Landgerichts  zu  Csssel  vom  6.  Mai  1880. 
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Schule  zu  schicken,  da  es  unter  den  vorUegendcn  Umständen  nicht  zugegeben 
werden  könne ,  dass  derselbe  der  evan«i:elischen  Schule  übergeben  werde** 
Gitirhwdhl  üehickte  die  Mutter  das  Kind  in  die  evangelische  Schule.  Das 
AmtHgericht  ertheilte  deshalb  dem  Yormundo  die  Anweisung,  „beim  Ortsschul- 
Toratande,  hilfisi^eifte  beim  EreisBehulToratende,  nöthigenfalls  beim  Iconiglieben 
Provinzialschulcollegium  in  Cassel,  seine  Beschwerde  Torznbringen  und  durch- 
zuführen''Inzwischen  hatte  der  karholisdie  Srlmlvori^tnnd  durch  den  Kreis- 
schulvorstand zu  Corbach  Anweisung  erhalten,  „wenn  der  Joseph  K.  die  ka- 
tholische Schule  versäume,  die  Auserkounung  der  in  §  42  der  Schulordnung 
Torgesehenen  Strafen  zu  beantragen*.  Darauf  wurde  der  Yormnnd  bin- 
gewiesen,  mit  dem  Anbeimstellen,  „den  Mündel  einfach  in  die  katbolitcbe 
Sehule  zu  schicken,  and  wenn  sich  derselbe  etwa  weigern  sollte,  nicht  anders 
wie  dies  hei  ^TideM^peTlstigen  f^ehulknabcn  überhaupt  erforderlicli  ist ,  Gewalt 
anzuwcnuei!'" Der  Vormund  stellte  vor,  <?olehc  Gewaltmassregeln  seien  un- 
möglich uud  aussichtslos.  Darauf  wurde  der  Vormund  angewiesen,  „seiner- 
seits beim  katbeliscben  SchnlTorstande  dahin  zu  wirken,  dasB  derselbe  In  Ge- 
niässlit'it  der  ihm  vom  Kreisschul  vorstände  ertheilten  Auflage  vorgehe  \  Dies 
sclicint  Erfolg  gehabt  zu  haben,  da  in  dieser  Angelegenheit  keine  weitere 
Klage  einging,  und  der  Knabe  im  Jahre  1887  nach  Bericht  des  Vormundes 
die  Schule  regelmässig  besuchte. 


F.  IJppe  (Detmold). 

Daa  Patent  über  Qleiohstellung  der  katholischen  Kirche  mit  der 
evangelischen  Landeskirche  vom  9.  März  1854  enthält  in  Artikel  7 
bGS(3ndero  Vorschriften  über  die  Frai:re,  in  wolelior  Cnnfession  Kinder 
in  gemischten  Ehen  zu  unterrichteü  und  zu  erziehen  sind.  Diese 
Yorschrifteu  wurden  durch  die  landesherrliche  Verordnung  vom  7.  Oe- 
tober  1857  erläutert.  Soweit  die  Vorschriften  des  Patents  oder  der 
Verordnung  nicht  zutreffen,  namentlich  für  Kinder  in  ungemischten 
Ehen  und  für  uneheliche  Kinder,  gelten  die  Grundsätze  des  ge- 
meinen Bechts. 

In  gemischten  Ehen  sollen  in  der  Begel  „alle  Kinder  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechts  in  der  Oonfession  des  Vaters,  als  des  Hauptes 
der  Familie,  unterrichtet  und  erzogen  werden**.  —    Verträge  oder 

Zusagen,  welche  vor  eingegangener  Ehe  abgesehlossen  oder  gegeben 
sind,  sollen  unter  allen  UmsAnden  in  reehtliclier  lieziehung  uiciitig 
und  durchaus  uuverbiudlich  sein."  —  I)agei;on  „in  der  Ehe  ist  es  der 
Uebereinkuuft  der  Eltern  überlassen,  iu  vvelehor  Confesaion  sie  iliro 
Kinder  erziehen  lasaeu  wollen".  Kein  Gleistlicher  ist  berechtigt,  j,gG^iiü 
den  Willen  der  Eltern  einen  Anspruch  auf  die  Zuweisung  eines  Kindes 


*  Vorfiigung  des  Amtsgerichts  zu  Uorbach  vom  26.  April  1382. 

*  Verfügung  des  Amtsgerichts  zu  Corbach  vom  11.  Juni  1884. 

*  Verfttgung  des  Amtsgerichts  su  Corbach  vom  10.  October  1884. 

*  Yerfttgung  des  Amtsgerichts  su  Corbach  vom  25.  Oetober  1884. 
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als  Parocliialglled  seiner  Confession  zu  machen".  Ebenso  wenig  ist 
irgend  einem  Dritten  das  Recht  einL^eräumt,  den  Eltern  zu  wider- 
sprechen, solange  bie  darüber  einig  sind,  in  welcher  Confession  sie 
ihre  Kinder  nnterriclitou  und  erziehen  wollen.  —  Insoweit  stimmen 
die  in  Lippe  (Detmold)  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  mit  dem 
in  der  preussisohen  Beclaration  Tom  21.  November  1803  anerkannteo 
Gnmdsatze  überein,  dasB  niemand  ein  Recht  hat,  den  Eltern  zu 
widerspreoben,  solange  sie  über  den  ihren  Kindern  zn  ertbeUenden 
Beligionsunterricbt  einig  sind.  Die  praktische  ^Virkung  dieses  Gnmd- 
satzes  ist  eine  ähnliche,  als  ob  das  Gesetz  das  Becht  des  Täters  an- 
erkannt liittte,  die  Confession  seiner  Kinder  zu  bestimmen.  (Vgl* 
oben,  H.  142.) 

Aliein  G^leichwohl  ist  die  „Uebereinkunft'^  im  Sinn  dpr  erwähnten 
Gesetzesvorschriften  in  Lippe  (Detmold)  nicht  gleichbedeutend  mit 
der  Einigung  im  Sinn  der  preussischen  Declaration  vom  2L  Novem- 
ber 1803.  Die  „Uebereinkunft'^  ist  nämlich  nieiit  einseitig  widerruflich, 
sondern  „rechtsgiltig  und  massgebend*  iiir  die  Eltern,  Die  Matter  kann 
daraus  gegen  den  Vater  klagen,  wenn  letzterer  sich  weigert,  die  in  der 
tJebereinkunft  übernommenen  Verpflichtungen  zu  erfüllen.  Ein  solcher 
Becbtsetreit  kann  entstehen,  wenn  die  Ehe  gerichtlich  geschieden  wird, 
oder  wenn  die  Eltern  in  Unfrieden,  getrennt  voneinander,  leben.  EWir 
die  Rechtsgiltigkeit  der  üebereinkunft  sind  keine  besonderen  Form- 
vorsf^hriften  gegeben.  Die  TTebereinkunft  kann  daher  schriftlich  oder 
mündlioli  fretroffen  werden.  Es  ist  sogar  eine  stillschweigende  Üeber- 
einkunft muglich.  Dieselbe  ist  rechtsgiltig ,  wenn  der  Vater  durch 
Handlungen,  die  den  Beweis  einer  Willonseinigung  entiialten,  die  un- 
widerrufliche Verpflichtung  übernommen  hat,  die  Kinder  in  der  Con- 
fession der  Mutter  zu  erziehen.   (Vgl.  oben,  S.  272,  273.) 

Die  erwähnten  GesetzesTorschriften  betreffen  die  gesammte  Br- 
Ziehung.  „Die  Auinahme  in  eine  Oonfessionsschule  ist  schon  als  ein 
Act  der  confossionellen  Er/iehung  anzusehen,  und  deshalb  für  den 
Fall,  dass  die  Erziehung  des  betreffenden  Kindes  in  einer  andern  Con- 
fession durch  das  Gesetz  gefordert  wird,  unzulässig,  es  sei  denn,  das» 
an  dem  Ort  eine  andere,  als  diese  eine  Confessionsschule  nicht  vor- 
handen wäre."  Sollte  z.  B.  an  einem  Orte,  wo  katholische  und  evan- 
gelische Oonfessionsschulen  bestehen,  ein  evau<,^elischer  Vater  die 
Kinder  in  eine  evangelische  Schule  schicken,  obwohl  er  durch  giltige 
Üebereinkunft  mit  seiner  katholischen  Ehefrau  sich  verpflichtet  hat, 
die  Kinder  katholisch  zu  erziehen,  so  würde  er  im  Bechtowege  durch 
Klage  semer  Ehefrau  gendthigt  werden  können,  die  Kinder  aus  der 
evangelischen  Schule  herauszunehmen  und  in  eine  katholische  Schule 
zu  schicken.  Ebenso  würde  die  Matter  gegenüber  dem  Vater  den 
Anspruch  durchsetzen  können,  dass  die  Kinder  nicht  die  evangelische, 
sondern  die  katholische  Kirche,  und  nicht  den  evangelischen  Confir- 
mationsuuterriclit,  sondern  den  katholischen  Beicht-  und  Communion- 
unterricht  besuchten. 
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„Nach  zurückgole^toin  vierzehnten  Lebenajaliro  ist  es  jedem 
Kindo  unvcrwehrt,  üer  Confession,  in  welcher  es  leben  will,  sich  zu- 
zuwenden." Danach  kann  angenommen  werden,  dass  die  confessio- 
nelle  Erziehung  im  Sinn  des  Gesetzes  aufhört,  sobald  das  Kind  vier- 
zehn  Jahre  alt  wird. 

Die  TorBtehenden  Qirundsätze  finden  auch  auf  diejenigen  Kinder 
Anwendnng,  die  dnrck  gemischte  Ehen  legitimirt  werden.  Denn  solche 
Kinder  werden  „in  gemischten  Ehen"  erzogen.  Das  Patent  spricht 
nicht  Ton  Kindern  ans  gemischten  Ehen,  sondern  von  Kindern,  die 
in  gemischten  Ehen  cr7:oj;en  werden,  ähnlich  wie  §  76  II,  2,  des  prens- 
sischen  Allgemeinen  Landrechts. 

Aus  demselben  Grunde  gelten  die  erwähnten  Vorschriften  ebenso 
für  die  in  einer  ungcmisohten  Ehe  geborenen  Kinder,  wenn  die 
Ehe  bich  durch  lieligioußwechöel  in  eine  geniiaclite  Ehe  verwandelt 
hat.  Die  Kinder  müssen  also  in  einer  solchen  Ehe  in  der  Begel 
in  der  Confession  des  Vaters  erzogen  werden.  Eine  Ausnahme  tritt  ein, 
wenn  beide  Eltern  über  eine  andere  confessionelle  Erziehung  einig 
sind,  oder  wenn  sie  darüber  eine  reohtsgiltige  Uebereinkonft  tr^en. 

Stirbt  die  Mutter  vor  dem  Vater,  so  bleibt  die  Regel  be- 
stehen, dass  die  Kinder,  bis  sie  vierzehn  Jahre  alt  werden,  in  der 
Confession  den  Taters  zu  erziehen  sind.  Der  Yatcr  kann  aber  durch 
niemanden  gehindert  werden,  die  Kinder  in  der  Confession  der  Mutter 
unterrichten  und  erziehen  zu  lassen  Hatte  er  eine  reohtsgiltige 
Uebercirikuiift  mit  der  Mutter  geschlossen,  so  wird  er  von  den  darin 
übernonmieucn  Verpflichtungen  durch  den  Tod  der  Mutter  in  der 
Kegel  nicht  befreit.  Eine  Ausnahme  ist  nur  dann  anzunehmen,  wenn 
der  Sinn  der  Uebereinkonft  dahin  ging,  dass  die  Verpflichtung  nicht 
Ifinger  als  bis  zum  Tode  eines  Ehegatten  dauern  solle.  In  der  Begel 
werden  nach  allgemeinen  Bechtsgmndsätzen  die  Bechte,  die  der  Mutter 
aus  dem  Vertrage  zustanden,  auf  ihre  Kinder  vererbt,  und  sie  können 
durch  einen  Pfleger  der  Kinder  gegen  den  Vater  rerfolgt  werden. 
(Vgl.  oben,  S.  73,  22G,  371.) 

Ueb  erlebt  die  Mutter  den  Vater,  so  bleibt  die  Kegel  be- 
stehen, das8  die  Kinder  in  der  Confession  des  Vaters  unterrichtet  und 
erzogen  werden  sollen.  Eine  Ausualnne  tritt  für  den  Fall  ein,  dass 
die  Mutter  mit  dem  veratorbeneu  Vater  eine  rechtsgiltige  Ueberein- 
kunft  getroffen  hatte.  Doch  ist  eine  solche  Uebereinkunft  nach  dem 
Tode  des  Vaters  nur  dann  zu  beachten,  wenn  sie  „ausdrücklich'^ 
geschehen  war,  mit  anderen  Worten,  wenn  der  Vater  (im  Einver- 
Ständnisse  der  Mutter)  eine  ausdrückliche  Bestimmung  getroffen  hatte. 
„Die  Kinder  aus  einer  gemischten  Ehe '  sollen  also  dem  Vater 

*  So  mag  es  sich  erklären,  dass  im  ersten  Absätze  der  Verordnung  vom  7.  Oo 
tober  1857  nicht  vom  Tode  der  Mntter,  sondern  nur  Tom  Tode  des  Vaters  die 
Rede  iet. 

•  Der  Ansflruck  ^.Kinder  aus  einer  <];c'miächten  Ehe"  bezeichnet  hier  Kinder  a\is 
einer  Ehe,  die  bei  dem  Tode  des  Vaters  eine  gemischte  war.   Es  soll  damit  nicht 
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nicht  uur,  ^^olauge  er  lebt,  j^oiidern  auch  nach  seiuem  Tode  in  der 
Coufessioa  folgen,  sofern  er  nicht  das  Gegeutheil  ausdriicklich  und  in 
zuvorlässiger  Weise  verfügt  hat.* 

Die  hier  erläuterten  gesetzlichen  Yorschrifteri  sollen  sich  ,in  der  Praxis 
be^rjahrfe'^  haben.  Es  genügte  ,,eiD  Hinweis  auf  die  gesetdielien  Bestimmungen, 
um  elmüjfe  Streitfragen  zum  Austrage  m  bringen'^.  Bei  dem  Amtsgerichte 
und  Landgerichte  in  Detmold  sind  seit  dem  1.  October  1870  und  .s('h<m  seit 
langem  r  Zeit  keine  Stfeitigkeiten  über  oonfessionelle  Kindererziehung  Tor- 
gekommen 

Indessen  der  oben,  S.  45,  46,  erwähnte  Rechtsstreit,  der  nach  gemeinem 
deutschen  Bechte  entschieden  wurde,  obwohl  er  nach  den  Vorschriften  des 
Patents  von  1854  uml  der  Verordnung  von  1857  hätte  beurtheilt  werden 
sollen,  lässt  die  Annahme,  da^s  diese  Vorschriften  sieh  in  der  Praxis  bewährt 
hätten,  als  bedenklich  erscheinen. 


etwa  gesagt  sein,  dass  die  Vorschrift  mir  für  soklic  Kimler  gelten  sollte,  die  in 
einer  gemischten  Ehe  geboren  sind.  Das  Gegentheii  ergibt  sich  aus  Art.  7  des  Patents 
▼om  9.  Mira  1864.   Vgl.  oben,  S.  439. 

1  Nach  «in«r  gefälligen  Auskunft  des  Herrn  Amtsgsriehtsratha  Piderit  sn 
Detmold. 
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Grenzen  der  bestehenden  Landesgesetze. 

A.  Inländer  und  Aiisläii€lei% 

Es  wird  häufig  darüber  gestritten,  ob  eine  Geaetzesvorsclirift  über 
die  Confession  der  Kinder  auf  Ausländer  anzuwenden  ist.  Besondere 
BestimmuTigfn  dfirühor  finflon  sich  in  einem  königlich  säclisischen  und 
einem  braunschweigischen  Gesetze;  dücli  ist  die  Auslegung  dieser  Be- 
stimmungen streitig.  (Vgl.  oben,  S.  821,  322,  425,  426.)  Die  meisten 
Gesetze  haben  die  Frage  überhaupt  nicht  berücksichtigt.  Die  zur 
Anwendung  dos  Gesetzes  berufenen  Behörden  haben  daher,  in  Er- 
manglung einer  deutlichen  GesetzesTorachrift,  den  Willen  des  Gesetzes 
ZQ  erforschen. 

Die  Zuständigkeit  der  Behörden  ist  nach  den  allgemeinen 

Landesgesetzen  festzustellen.  Wird  ein  Kichtpreusse  gemäss  §  6 
der  preussischen  Tormundschaftsordnung  in  Preussen  bevormundet,  so 
ist  (las  preussischc  Amtsgericht  durch  §§  28  und  51  der  Yormund- 
Hchaftsordnung  berufen,  die  Befolgung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
über  die  religiöse  Erziehung  dieses  NichtpreiisHon  zu  überwachen. 
In  Bayern  ist  die  Zuständigkeit  zur  Entscheidung  von  Stroitigkeifon 
über  religiöse  Kindererziehung  nicht  an  die  Bediugung  geknüpft,  dass 
die  Eltern  und  Kinder  bayerische  Staatsangehörige  sind;  es  können 
also  auch  Audänder,  die  in  Bayern  wohnen  und  über  die  religiöse  Er- 
ziehung ihrer  Kinder  streiten,  eine  Entscheidung  von  den  bayerischen 
Behörden  verlangen^;  die  ^^geistlichen  Oheren",  sowie  die  übrigen 
in  §  23  der  zweiten  Yerfassungsbeilage  bezeichneten  Personen,  können 
die  Entscheidung  '  i  bayerischen  Behörden  auch  dann  begehren, 
wenn  die  Kinder  Augehörige  cincH  nndern  Staates  sind,  jedoch  in 
Bayern  erzogen  werden.  Im  Königreich  Sachsen  können  die  gesetz- 
lichen Vorschriften  über  die  Confession  der  Kinder  (vgl.  oben,  S.  306) 
zu  den  Gesetzen  über  die  Schulpflicht  gerechnet  werden;  soweit 


1  Vgl.  z.  B.  die  Ent=5chpidnngcn  des  bayerisdien  Verwaltungsgerichtshofes  vom 
18.  April  11.  Februar  uad  21.  Mai  1087,  unten,  S.  443,  446. 
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daher  die  Gesetze  über  die  Sclnilpflicht  auf  Anf^ehorige  eines  andern 
Staates  Anwendung  finden  ,  ist  der  entsprechende  Grundsatz  für 
die  Gosotzesvorschriften  über  die  reli^^iöse  Erziehunp^  anzunehmeu;  in- 
soweit sind  also  die  sacliaischeu  Behörden  berufen,  sich  um  die  reli- 
giöse Erziehung  aueli  derjenigen  Kinder  zu  kümmern ,  die  einem 
fremden  Staate  augehören,  jedoch  in  Sachsen  erzogen  werden*.  In 
anderen  Gtebieien  mit  besonderen  LendesgesetEon  über  die  OonfesBion 
der  Kinder  haben  die  zur  Burchföhrung  solcher  Gesetze  benifenen 
Behörden  im  Zweifel  auch  darüber  zn  wachen,  dass  die  im  Inlande 
wohnhaften  Ausländer  den  gesetzlichen  Yorschriften  über  die  Confession 
der  Kinder  genügen.  Die  Zuständigkeit  der  Behörden  wird  im  Zweifel 
nicht  durch  den  Aufenthalt  der  Kinder,  sondern  dureli  den  Wohnsitz 
der  Eltern  oder  Bonst  zur  Erziehung  Verpflicliteten  bestimmt. 

Es  fragt  sich  aber  weiter,  ob  die  Gesetzesvorschriften  für 
die  religiöse  Erziehung  eines  Kindes  aus  den  inländisclien  oder  aun- 
ländiacheu  Gesetzen  zu  entnehmen  sind.  Hier  sind  mehrere  Fälle  zu 
unterscheiden. 

1.  Inifinder,  die  im  Inlande  wohnen,  jedoch  ihre  Kin- 
der im  Auslande  erziehen  lassen',  sind  im  Zweifel  als  gesetz- 
lieh  rerpflichtet  anznsehen,  bei  der  religiösen  Erziehung  ihrer  Kinder 

die  Gesetze  des  Inlandes  zu  befolgen. 

2,  Ausländer,  die  im  Inlande  geheiratet  haben  und 

hier  wohnen,  sind  bei  der  religiösen  Erziehung  ihrer  Kinder  in 
gleichem  Masse,  wie  die  Inländer,  den  inländischen  Gesetzen  unter- 
worfen. 

Ein  wflrttembergischer  Staatsangehöriger,  der  protestantische  TTa\ipt- 
mann  a.  D.  N. ,  wohnte  seit  dem  1.  Oetober  1874  zu  X.  in  Bayern  und 
verheiratete  sich  dort  mit  einer  Katholikin,  die  bisher  dem  bayerischen 
ünterthanenTerbande  angehSrke.  Kurz  Tor  'der  Yerheiratang,  am  9.  Oetober 
1874',  y^cinbarten  die  BrauÜente  durch  notariellen  Vertrag,  dass  alle  ihre 
Kinder  katholisch  erzogen  werden  sollten.  In  dicst  r  Elic  wurden  drei  Söhne 
m'eboren,  von  denen  der  älteste  seit  Ilerbst  1881  eine  katholische  Schule  be- 
suchte. Im  Jahre  1883  entstand  Streit  unter  den  Eltern.  Der  Vater  er- 
Ufirte  Tor  dem  Btiidtiiiagistiat  zu  X.,  er  wolle  scmen  Sohn  In  eine  prote- 
stantische Sdiule  schicken.  Er  bebauptetef  der  Yortrag  vom  9.  Oetober  1874 
sei  nach  württenibergischem  Rechte  zu  beurtheilen,  weil  nach  der  bayerischen 
Verfassung  die  Oesctze  seines  Heimatlandes  zur  Anwendung  kämen:  nach 
württerabergischem  Hechte  sei  aber  der  Vertrag  ungUtig,  weil  er  ,der  nach 


*  Vgl.  z.  B.  den  Beschluas  des  Stadtraths  zu  Dresden  vom  14.  November 
1887,  unten,  8.  444. 

-  Ob  die  EltMV  überhaupt  befugt  sind,  ihre  schulpflichtigen  Kinder  im  Aua- 
lande  erziehen  zu  lassen,  ist  nach  den  Gesetzm  nhi-v  dif  Schulpflicht  zu  beurtheilen. 
Vgl.  darüber  z.  B.  daa  Urtheil  des  Oberiandesgerichts  zu  Colmar  (Strafsenat)  vom 
14.  April  1888,  In  der  Jnrlstfaehen  Zeitscbrift  Ittr  ElBaes-Lotbrlngen ,  Bd.  Xm, 
S.  277,  und  die  Entscheidung  des  Kammergerichts  vom  18.  September  1890,  deren 
Wortlaut  noch  nicht  bekannt  ist  (Kdlniache  Volkafeitnng  vom  19.,  S4.  nnd  36.  Sep- 
tember 1890). 
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württ^mbergischem  Gesetze  iiötliigen  gerichtliolion  rSo?;tätigung  entbehri'".  Er 
wollte  „gemäss  der  nach  württombcrgischeni  Kechto  ihm  als  Vater  zustehendt  ii 
Gewalfc,  wolßlie  priTateeebtliclier  Natur  sei,  von  nun  an  seine  Kinder  in  der 
eTftngeltseben  Confession  erziehen  lawen,  wonach  er  beantrage,  alle  Einsprüche 
dagegen  auf  den  Civilrechtsweg  zu  verweisen*.    Seine  Ehefrau  vertheidigte 
dlo  Oilti^'ki'it:  (Ins  Yertmgos,  in  Foberoins^^lmmimi^  mit  dem  katliolisclien  Pfarr- 
amte,  während  das  protestantische  Tfarranit  »ich  den  Äusführuiif^f  n  des  Vater* 
anschloss.  Der  Stadtmagistrat  zu  X.  entschied  als  Districtspolizcibehördc,  dass 
die  Sohne  der  genannten  Eheleute  in  der  katholiachen  Coitfesnon  zu  erziehe 
seien.  Eine  Beschwerde  des  Vaters  gegen  diese  Entscheidung  wurde  zcirUcik> 
gewiesen.  Der  Yerwaltungsgerichtshof  nahm  an,  die  Giltigkoit  des  Yerti'ages 
sei  nach  bayerischen  Gesetzen  zu  benrtheilen,  weil  nicht  um  ein  politl-^i  he* 
oder  staatsbürgerliches,  sondern  um  ein  bürtjerliches  lieclit  gestritten  werde, 
„^ach  allgemeinen  Rechtsgrundsiitzen  bildet  die  Bestimmung  über  die  rcli- 
giSse  Erziehung  der  Kinder  einen  Ausfluss  der  elterliehen  Erziehungsgewalt» 
Festsetzungen  hierüber  gehören  deranacli  dem  Bereiche  des  Familienreehta 
und  damit  dem  Gebiete  des  bürgerlichen  Rechts  ihrem  innern  Wesen  nach 
an.  Wenn  nun  auch  hinsichtlich  der  religiösen  Erziehung  von  Kindern,  deren 
Eltern  verschiedenen  Glaubensbekenntnissen  angehören,  in  Bayern  die  bezüg- 
hohen  elterlichen  Rechte  durch  die  Yerfassungsgesetzgebung  geregelt  sind,  so 
vermag  dieser  Umstand  doch  an  dem  innern  Wesen  jenes  Rechtes  eine  Aende> 
rung  nicht  zu  begründen,  dasselbe  wird  dadurch  keineswegs  ein  durch  das 
8taa[s<xriindge8etz  den  Stnafsanixehönnren  gewilln-^--  politisches  oder  staats- 
bürgerliches Recht.  Ebenso  wenig  kann  aber  auch  der  Umstand  eine  Acnde- 
rung  in  dem  Wesen  besagten  elterlichen  Rechtes  erzeugen,  dass  in  Bayern 
Streitfalle  hierwegen  der  Yerwaltungsrcchtspflego  üb^wiesen  sind.  Nach 
§g  16  und  19  der  ersten  bayerischen  Verfassungsbeilage^  fiber  das  Indigenat, 
vom  26.  Mai  1818,  ist  nun  den  Fremden  in  Bayern  im  allgemeinen  der  Ge- 
nnas und  die  Ausübung  bürgerHelu->r  Privatrechte  zugestanden.  Tnsliesoiidero 
haben  sieli  die  vertassun<^smäRsi;]ren  r>estin)mungen  in  Ansehung  der  lieligions- 
übung  auf  die  Einwohner  des  Königreichs  Bayern  zu  erstrecken.  Ebenso 
bestimmt  Art.  3,  Absatz  1,  der.  Verfassung  des  deutschen  Reiches,  dass  die 
Angehörigen  eines  jeden  Bundesstaates  als  Inländer  zu  betrachten  und  dem- 
zufolge zum  gleichmässigen  Genüsse  der  bürgerlichen  Reclitc^  /aizulass:en .  so- 
wie jenen  in  Bezug  auf  Rechts  Verfolgung  und  auf  Rechtsschutz  gleichzustellen 
sind.  AU  solche  haben  aber  alle  diejenigen  zu  gelten,  welche  nicht  politischer 
oder  staatsbürgerlicher  Natur  sind.   Aus  dieser  Rechtsgrundlage  ist  nun  die 
Folgerang  zu  ziehen,  dass  Hauptmann     N.,  nachdem  derselbe  bereits  seinen 
Wohnsitz  in  Bayern  genommen  hatte,  berechtigt  war,  auf  der  Orundlage  des 
bayprisehen  Religionpediets  vom  20.  ^la\  1818  —  als  der  In  Bayern  gritenden 
Norm  für  die  Regelung  der  rehgiösen  Erziehung  von  Kindern  aus  ^'emisi  liten 
Ehen  —  am  y.  October  1874  mit  seiner  damals  zudem  nocli  dem  bayeriisciiea 
Unterthanenverbande  angehörigen  nachmaligen  Qattin  einen  Yertrag  bezüglich 
besagter  Erziehungsangelegenheit  abzuschliessen,  wie  überhaupt  während  der 
Dauer  seiner  Wohnsitznahme  in  Bayern  die  nach  jenem  Gesetze  ihm  zukom- 
menden Rechte  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen.  Ivitgegen  mussto  aber  al«- 
dann  dem  Hauptmann  N.  N. ,  als  Einwohner  des  Königreichs  Bayern,  auch 
die  Verpflichtung  erwachsen,  sich  der  nach  dem  dortigen  einschlägigen  Ge- 
setze —  zudem  ohne  jeden  Ywbehali  —  übernommenen  Tertragsmässlgen 
Yerbindliohkeit  zu  unterziehen.  .  .  .  Gemäss  §  13  der  zweiten  Verfassungs- 
beilage-hat  sich  die  Giltigkeit  der  YertrMge  über  die  religiöse  Erziehung  Ton 
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T\"'ii1orn  aus  q^fMiiischten  Ehen  ihrer  Form  nach  ledij^lich  nach  den  bürger- 
lichen Gesetzen  zu  bemessen.  Als  solche  kommen  hier  die  Normen  des  in 
X.,  dem  Orte  des  Vertragsabschlusses  und  dem  Wohnorte  der  Betheiligten, 
geltenden  CiTilreehtes  in  Betracht  Diesen  Normen  ist  aber  durch  die  nota- 
rielle Vertragabeurkundung  vollkommen  Genüge  geleistet  worden ;  einer  ge- 
richtlichen Bestätigung  des  Vertrags  bedurfte  es  jedenfalls  nioht,  um  demselben 
in  Bayern  die  RcchtswirksaniVeit  zu  sielu  rn.*'  ' 

Eine  andere  Auffassung  kam  in  folgendem  Rechtsfalle  zur  Geltung.  Die 
zu  Aitcnberg  im  Königreich  Sachsen  im  Jahre  1879  geschlossene  Ehe  des 
katholischen  E.,  eines  dsterreichischen  Staatsangehdrigen,  der  im  Königreich 
Sachsen  wohnte,  mit  einer  Protostantin  wurde  im  Jahre  1886  im  Königreich 
f'neli'Jen  gerichtlich  '^n'Rrlnodcii.  Dir  7m  Altcnbcrjr  «tü  20.  Auj^nst  ISSO  g-o- 
borcne  Tochter  wurde  der  Muttor  zur  iM-zicluniir  überlassen.  Nach  §  6,  Ab- 
satz 1,  und  §  14  des  Gesetzes  vom  l.  November  183G  hätte  dies  Kind  katho- 
lisch erzogen  werdm  sollen.  Die  Mutter  wollte  es  aber  lutheriwh  erziehen 
und  brachte  es  in  eine  lutherische  Schule ;  und  der  Stadtrath  zu  Dresden  er- 
klärte die  lutherische  Erziehung  für  gerechtfertigt,  weil  die  Mutter  ^als  Aus- 
länrlorin  zu  betrachten''  war,  und  nach  österroichiscliom  Gesetze  die  Töchter 
aus  gemischten  Ehen  in  der  Ke-el  dem  Tlekenntnisse  der  Mutter  folgen*. 

3.  Ausländer,  die  im  Aus  lande  fi  o heiratet,  jedoch 
ihren  Wohnsitz  mit  den  Kindern  ins  Inland  verlegt  habe u, 
sind  im  Zweifel  ebenfalls  den  Inländern  gleichzustellen,  bo  dass  die 
Frage,  üb  die  (inläudischen)  Gesetze  des  jetzigen  Wohnsitzes  oder 
die  (ausländisch  cn)  Gesetze  dea  ersten  Wohnsitzes  nach  Eingehung 
der  Ehe  für  die  religiöse  Erziehung  massgebend  sind,  nach  den 
Begeln  über  die  räumlichen  Ghrenzen  der  Gesetze  (S.  446 — 454)  zu 
entscheiden  ist.  Hiemach  kommt  es  auf  die  IN^atur  der  inländischen 
GesetzesYorschriften  an.  Gehören  dieselben  zu  den  absolut  gebieten- 
den oder  absolut  verbietenden  Gesetzen,  so  kann  es  „nicht  als  Wille 
des  Gesetzgebers  angenommeri  werden ,  dass  er  d(^n  Ausländern, 
welche  ihren  Wohnsitz  im  Inlande  genommen  und  damit  ihre  Rechts- 
sphäre dem  inländischen  iiechte  unterworfen  haben,  vor  den  Staats- 
angehörigen das  Yorrecbt  einräumte,  dass  sie  ihr  ...  ausländisches 


*  Entscheidung  des  bayerischen  Verwaltungagerichtshofea  vom  18.  April  1884, 
Sammlung,  Bd.  V,  Nr.  63,  B.  179^182.   Vgl.  Blltter  Ar  administrative  Praxis, 

Bd.  XXXV.  R.  121.  122. 

^  Der  Bescblusa  des  Ötadtraths  zu  Dresden  (Schulamt)  vom  14.  November 
1SS7  ging  dahin:  „Da  die  geschiedene  K.  al9  Ausländerin  zu  betrachten  ist,  kaua 
ihrem  Antrage,  ihre  Tochter  Anna  evangelisch  »a  enstehen,  entgegen  den  fttr  die 
sächsischen  Staatsangehörigen  geltenden  gesetzlichen  Bestlnjmunp^cn  Uber  die  Er- 
ziehung der  Kinder  aus  pcraisditen  Ehen,  stattgegeben  werden,  dfilt  rn  noch  die  Ein- 
willigung der  Vormundachaflsbehörde  beigebracht  wird."  Es  war  nicht  gesogt,  welche 
Vomrandsehaftsbefaörde  gemeint  sei.  Die  Mutter  ^wendete  sieh  an  das  k.  k.  Besirks- 
pericht  zu  Teplitz,  wo  der  Valer  dt\s  Kindes  geboren  war.  Dies  GericLt  erklärte 
sich  ilir  unzuständig,  die  Kinwiliigung  zu  ertheilen.  bescheinigte  aber  den  Inhalt  des 
österreichischen  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868,  wonnch  die  Töchter  aus  gemischten 
Ehen  der  Religion  der  Matter  folgen.  Hierauf  erlaubte  der  Stadtrath  die  Iniherisefae 
Erziehung  durch  Bescbluss  vom  22.  December  1887,  ebne  auf  Einwilligung  einer 
Vormundschaftebehörde  £U  beharren.  « 
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Recht  auch  solchen  Nonnen  des  inländischen  Eecitteä  gegenüber  zur 
Geltung  bringen  dürfen,  Ton  «elohen  abzugehen  dem  Inländer  aus 
höheren  socialen  oder  sittlichen  Gründen  versagt  ist*^  Sind  dagegen 
die  inländischen  GesetsesTorschriften  zn  den  bloss  vermittelnden  Ge- 
setzen zu  rechneu,  so  entscheidet  im  Zweifel  das  Gesetz  des  Ortes, 
wo  die  Eltern  nach  der  Heirat  den  ersten  Wohnsitz  hatten  (vgl. 
unten,  S.  450,  451). 

4.  Eine  ähnliche  Unterscheidung  rechtfertigt  sich  für  den  Fall, 
dass  Ausländer,  die  im  A u s  1  a n  d  e  wohnen,  ihre  Kinder  im 
Inlando  erziehen  lassen.  Dann  kommen  die  inländischen  Gesetze 
insoweit  zur  Anwendung,  als  sie  absolut  gebietender  oder  absohit  ver- 
bietender Natur  sind.  Soweit  dagegen  die  Gesetze  des  Inlandes  bloss 
vermittelnder  Katur  sind,  richten  sich  die  Fragen  der'  reli^Ssen  Er- 
ziehung nicht  nach  den  Gesetzen  des  Inlandes,  sondern  nach  den  Ge- 
setzen des  Auslandes,  denen  die  zur  Erziehung  verpflichteten  Eltern 

unterworfen  sind. 

5.  Werden  im  Inlande  Waisenkinder  erzogen,  die  einem  an- 
dern Staate  angehören,  so  richtet  sich  ihre  religiöse  Erziehung  nach 
den  inländischen  Gesetzen  insoweit,  als  diese  Gesetze  absolut  gebie- 
tender oder  absolut  verbietender  Natur  sind.  Im  übrigen  kann  darüber 
gestritten  %verden,  ob  die  Gesetze  des  Ortes,  au  wek  liem  die  Vormund- 
schaft eingeleitet  ist  oder  geführt  wird,  oder  die  Gesetze  am  Orte  des 
Aufenthaltes  der  Kinder  für  die  religiöse  Erziehung  massgebend  sind. 
Wird  ein  Waisenkind  im  Inlande  bevormundet  und  erzogen,  so  kommen 
im  Zweifel  die  inländischen  Gesetze  zur  Anwendung. 

Ein  Waiaenldnd  war  in  Böhmen  am  28.  Mai  1873  geboren.  Die  Eltern 
waren  beide  katholiseh  und  in  Böhmen  heimatsbereehtigt.  Sie  starben  in 
Rußland  in  den  Jahren  1881  und  1882.  Ein  mütterlicher  Verwandter  in 
3fünchen  nahm  das  Kind  in  Pflofre  und  wurde  zum  Vormunde  bestellt.  Er 
war  altkrithohncli  und  schickte  das  Kind  im  Jahre  1885  in  den  altkatholischen 
Religiüusuulerrieht.  Das  katliolischo  Pfarramt  verlangte,  da.s  Kiud  solle  den 
kaüiolisdien  Beligioauanteiricht  besuchen.  Dieser  Streit  wurde  nach  den  in 
München  geltenden  Gesetzen  entschieden  ^ 

Es  wird  behauptet,  bei  Bestimmung  des  Personenrechts  sei  nach 
der  neuesten  Rechtsentwicklung  nicht  auf  den  Wohnsitz,  sondern  auf 

die  Staatsangehörigkeit  entscheidendes  Gewicht  zu  legend  Ob  diese 
Aufbssung  bei  Fragen  der  Rechtsfähigkeit  und  HandlungsfrthiLlieit 
eines  Menschen  den  in  Deutschland  bestehenden  Gesetzen  entspricht, 
ist  hier  nicht  zu  prüfen.   Die  Kechtsregeln  über  elterliche  Gewalt, 


1  Vgl.  Urtlieil  des  Reichagericbts  vom  7.  October  1384,  Entscb.  Bd.  XII, 
S.  311,  312. 

'  Entsehddimgen  dw  Yorwaltungsgertchtsliofee  vom  11.  Februar  und  27.  Mai 
1887,  oben  S.  67,  238. 

*  Vgl.  über  diese  Frage  Fr.  Mommaen,  im  Archiv  für  civilistische  Praxis, 
Bd.  LXI  (1S78),  S.  149—202.  —  Der  Entwurf  eines  bUrgerlidmi  QeaalBlraobeB  fttr 
das  dentsehe  Reich  hat  aloh  mit  diea«r  Frage  noch  nicht  heacbftftigt 
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iusbetiondere  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder ,  geboren 
nicht  dem  PenoDdnreolito  im  engern  Sinne,  sondern  dem  Famifien* 
rechte  an.  Sie  bilden  einen  Theil  der  Yorschriften  fiber  die  Rechte 
und  Pflichten  der  Eltern  und  Kinder  und  fiber  die  Yormundachaft. 

Auf  diese  Rechtsrogcln  kann  daher  jene  Auffassung  keine  Anwen- 
dung finden.  Zudem  ist  bei  AusleE^ung  der  in  den  ersten  Jahrzehnten 
dieses  Jahrhunderts  erlassenen  Gesetze  ,  über  die  Confession  der 
Kinder  aus  g:cmischten  £hen,  die  neueste  Kechtaentwicklung  nicht 
zu  berücksichtigen.  * 

11.  Häumlii'lie  Grenzen  der  Gesetze. 

1  Skellohe  Kinder. 

Wird  der  Wohnsitz  der  Eltern  oder  Kiyder  gewechselt,  so  ent- 
steht die  Frage,  ob  die  religiöse  Erziehung  nach  den  Gesetzen  des 
früheren  oder  des  neuen  Wobnaitzes  zu  benrtheilen  ist.  Die  darüber 
im  Königreich  Sachsen  und  in  Braunschweig  besiehenden  Gesetzes- 
vorschriften sind  oben-  (S.  319—330,  425—427}  erläutert.  In  den 
übrigen  Landesgesetzen  fehlen  solche  Bestimmungen.  Daher  ist  die 
Frage  dort  nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu  entscheiden. 

Es  liisst  sich  zunächst  darüber  streiten,  ob  der  "Wohnsitz  der  Eltern 
oder  derjenige  der  Kinder  entscheidend  ist,  ob  nämlich  die  Gesetze 
über  die  religiöse  Erziehung  auf  die  Kinder,  die  im  Bereich  dieser 
Gesetze  erzos^en  werden,  oder  aber  auf  die  im  Bereich  dieser  Gesetze 
wohnhaften  Eltern  oder  sonst  zur  Erziehung  verpflichteten  Personen 
anzuwenden  sind.  Die  letztere  Meinung  verdient  im  Zweifel  den 
Vorzug,  da  jene  Gesetze  die  Erziehungsgewalt  beschränken.  Da^ 
nach  würden  für  die  in  einer  Erziehungsanstalt  untergebrachten  Kinder, 
deren  Eltern  in  einem  andern  Becbtsgebiete  wohnen,  die  am  Wohn- 
orte der  Eltern  giltigen  Gesetze  massgebend  sein;  mithin  müssten 
in  solchen  Fällen  die  Eltern  dafür  Sorge  tragen,  dass  bei  der  reli- 
giösen Erziehung  ihrer  Kinder  die  für  die  Eltern  giltigen  Gesetze 

ibefoigt  werden  ^ 

Wichtiger  ist  die  Hauptfrage,  ob  Eltern,  die  mit  ihren  Ivindern 
aus  einem  Rechts2:cbiete  in  das  andere  verzogen  sind,  bei  der  reli- 
giösen Erziehung  ihrer  iviuder  die  Gesetze  ties  frühereu  oder  des 
neuen  Wohnortes  zu  befolgen  haben.  Die  zur  Entscheidung  hierüber 
berufenen  Behörden  haben  zunächst  aus  dem  Inhalte  ihres  eigenen 
Landesgesetzes,  namentlich  ans  der  etwa  ersichtlichen  Absicht  und 
Zweckbestimmung,  sowie  aus  allen  sonatigen  Umständen,  den  Gesetzes- 
willen zu  ermitteln.   Es  fingt  sich,  ob  das  eigene  Landeegesetx  in 


'  Vgl.  die  Entsidieidiuig  des  bayerischen  Verwaltungagerichtshofes  vom  23.  Oc- 
tolrar  1889,  vottm,  8.  456. 
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der  einBoblägigen  Yorselirift  za  den  sireng  gebietenden  oder  zu  den 
▼ermittelnden  Gesetzen  gehört. 

Viele  GesetsesYorsoliriftiDn  über  eonfessionelle  Emehung  sind 
unbedenklich  zu  den  streng  gebietenden  oder  Terbietenden  Gesetzen 
za  rechnen )  so  dass  sie  für  alle  die  Personen  verbindlich  sind,  die 
im  Boreich  dieser  Gesetze  wohnen.  Zu  dieser  Klasse  von  Gesetzes- 
vorschriften gehören  namentlich  die  Bestimmungen,  wonach  Ver- 
träge über  die  Confessiou  der  Kinder  aus  gemischten  Elu  u  gesetz- 
lich unverbindlich  sind.  Haben  B.  Eltern,  die  in  Bayern  in 
gemischter  Ehe  lebten,  dort  durch  gütigen  Vertrag  vereinbart,  dass 
alle  Kinder  im  Religionsbekenntnisse  der  Muttor  erzogen  werden 
sollen,  und  haben  sie  dann  ihren  Wohnsitz  naoh  Berlin  yerlegt,  so 
kann  der  Tater  in  Berlin  weder  auf  Antrag  der  Matter  noch  «of  An- 
trag einea  königlich  bayerischen  Pfarrers  genöthigt  werden,  seine 
Söhne  dem  Yertrage  gemäss  im  Beligionsbekenntnisse  der  Mutter  zu 
erziehen.  Denn  ein  derartiger  Vertrag  ist  nach  §  77  II,  2,  des  preus- 
sischen  Allgemeinen  Landrechts  ungiltig.  Diese  Vorschrift  ist  so 
zwingender  Natur,  dass  auch  die  in  Bayern  geschlossenen  Vertage 
in  Berlin  als  un.L;iUig  erachtet  werden  müssen*. 

War  kein  Vertrag  tjeschlosson ,  und  sind  beide  Eltern  in  Berliu 
darüber  einig,  in  welchem  Keligiunsbekenutnisse  ihre  Kinder  erzogen 
werden  sollen,  so  können  sie  an  dieser  Erziehung  durch  einen  Antrag 
des  königlich  bayerischen  Pforrers,  auf  Qrund  des  bayerischen  Gesetzes, 
nicht  gehindert  werden.  Denn  nach  §  78  II,  2,  des  preussisohen  All- 
gemeinen Landrechts  hat  kein  Dritter  ein  Recht,  den  Eltern  zu  wider- 
sprechen, solange  dieselben  über  den  ihren  Kindern  zu  ertheilenden 
Religionsunterricht  einig  sind.  Auch  diese  Vorschrift  ist  von  so 
zwingender  Natur,  dass  sie  auf  alle  Eltern  Anwendung  findet,  solange 
dieselben  in  Preussen  wohnen  ^.  Folglich  kann  ein  lirtlieil  des  baye- 
rischen Verwaltiingsgericiitshofes  gegen  die  Eltern  in  Preussen  nicht 
vollstreckt  werden.  Müssen  z.  B.  Eltern  in  der  Pfalz  nach  j^erieht- 
licher  Entscheidung  ihre  Söhne  in  der  Keligion  des  Vaters,  dagegen 
ihre  Töchter  im  Glaubenabekenntnisse  der  Mutter  erziehen,  so  können 
sie  sich  dem  ihnen  durch  ein  solches  ürtheil  auferlegten  G^wissens- 
zwange  dadurch  entziehen,  dass  sie  ihren  Wohnsitz  naoh  Berlin  yer^ 
legen*;  in  Berlin  kann  gegen  die  Eltern,  solange  sie  leben  und  einig 
sind,  kein  Zwang  bezüglich  der  religiösen  Erziehung  ihrer  Kinder  aus- 
geübt werden.  Stirbt  aber  der  Yater  in  Berlin,  so  können  tat  die 


'  Vgl.  Urthcil  des  Reiclisgcrichts  vom  22.  April  1882.  Kntsch.  Bd.  X,  S.  HÜ. 

*  Es  war  daher  gerechtfertigt,  den  Streit  Über  Erziehung  der  Kinder  Bewers- 
dorff  zu  Brilon  (vgl.  oben,  S.  179)  nach  der  Deetoilon  vom  81.  Novemliw  180S 
SU  entoeheiden,  obwohl  die  Eltern  his  zum  Tode  des  Vatefs,  und  vermuthlicli  adl 
der  Heirat,  zu  Rennerod  in  Nassau  gewohnt  hatten. 

3  Dies  Auökunftamittel  ist  den  Armen  versagt.  Auch  andere  Familien  können 
durch  Familien-  und  BerufsrUcksichten  ap  einem  derntlgen  Weohad  dee  WohneitMfl 
gehindert  sdn. 
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überlebende  3Iutter  neue  Schwierigkeiten  entstehen,  z.  B.  wenn  die 
Eltern  alle  Eiader  in  der  Confession  der  Mutter  erziehen  wollten, 
und  das  Berliner  Amtsgericht  Ton  der  Mutter-Tormünderin  ver- 
langt, sie  müsse  ihre  Kinder  in  der  Confession  des  Vaters  unter- 
richten lassen  K 

Nach  denselben  Grundsätzen  kann  ein  königlich  sächsischer  Staats- 
angehöriger, der  im  Gebiet  der  preiissisrhon  Doclarritiofi  vom  21.  No- 
vember 1808  wohnt,  nicht  gebindert  werden,  seine  Kinder  in  der  Con- 
fession der  Mutter  zu  erzieheu. 

Hierüber  verhandelte  die  snelisisclie  Kreisdirection  zu  Budissin  mit  meh- 
reren preussischen  Regiei  uiigon  aus  Anlass  folgenden  Falles.  Ein  lutherischer 
Staatsangehöriger  des  Königreichs  Sachsen  war  mit  einer  Katholikin  ver- 
heiratet und  hatte  seinen  Sohn  im  lutherischen  B^enntnisse  unterrichten 
lassen.  Er  vorzop:  nach  Görlitz,  wo  der  Sohn  mit  Einwilligung  des  Vaters 
katliolisrhcn  Religionsirnterricht  erliiolt  unJ  in  der  katliolischeii  Kirche  zur 
ersten  ( 'oinnumion  ging.  l->ie  Kreisdirection  zu  Budissin  war  der  Meinung, 
die  katholische  Erziehung  jenes  Knaben  enthalte  eiueu  Verstoss  gegen  das 
saohsisehe  Gesetz«  Die  preussiache  R^ierung  an  Merseburg  schloss  sich 
dieser  Meinung  an.  Infolge  dessen  wurden  die  OTangdischm  und  katho- 
lischra  Geistlichen  des  Regierungsbezirks  Merseburg  durch  die  Regierung 
anj^owiesen,  Kinder  von  könic:^ich  säclisischcn  Unterthanen  zur  ^Confirmation"' 
nur  dann  zuzulassen,  wenn  von  der  betreffenden  sächsisehen  Ivirfhonbchörde 
dazu  die  Erlaubnis«  ortheilt  »ei*.  Dies  war  eine  Verirrung,  ganz  abgesehen 
von  der  Unzuständigkeit  der  Regiening.  Mit  Recht  lehnten  die  Regierungen 
zu  Lie^nitz  und  Frankfurt  a.  0.  «m  gleichartiges  BiTBuchon  der  Ereisdirection 
zu  Budissin  ab,  da  nach  den  preussischen  Gesetzen  die  Eltern  nicht  gehin- 
dert werden  können,  durch  freie  Einigung  die  Confession  ihrer  Kinder  zu 
bestimmen 

Bei  Uneinigkeit  der  Elteru  kann  der  Vater  in  Berlin  durch  Klage 
der  Mutter  nicht  gezwungen  wcrdeu,  seine  Töchter  dem  bayerischen 
Gesetze  gemäss  im  Religionsbekenntnisse  der  Mutter  zu  erzielien;  denn 
ein  derartiger  Zwang  widerstreitet  den  in  Berlin  giltigeu  Gesetzen, 
ohwohl  er  nach  bayerischem  Gesetze  statthaft  ist. 

Wären  die  Yorschriften  der  preussischen  Dedaration  vom  21.  No- 
vemher  1803,  wie  das  Eammergeiicht  annimmt,  dahin  zu  verstehen, 
dass  Kinder  aus  einer  gemischten  Ehe'  nach  dem  Tode  des  Vaters 
unbedingt  in  dessen  Bekenntnisse  unterrichtet  werden  müssten  (ab- 
gesehen von  der  in  §  82  bezeichneten  Ausnahme),  so  würde  auch 
diese  Yorschrift  die  Katur  eines  streng  gebietenden  Oesotzes  haben. 
Wäre  daher  eine  gemischte  Ehe  in  i>ayern  geschlusöcu ,  und  die 
Wittwe  mit  ihren  Kindern  nach  Berlin  verzogen,  so  müssten  in 


*  Vgl.  unten,  auf  dieser  Seite.  —  Thatsächlicli  sind  übrigens  solche  Streitig-^ 
ketten  in  Berlin  «dien. 

^  Belxanntmaohnng  der  R^enmg  zn  Merseburg  irna  S.  Oetober  18(M),  im  Amte- 

blatte  von  1800. 

*  Schreyer,  Codex,  S.  046,  467,  Note  4  zu  §  12  der  Verordnung  vom 
2.  Mai  1844. 
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Berlin  (abgeschon  von  der  iu  §  82  iM  /.cicliiieten  Ausnahme)  nicht  nur 
die  Söhne,  sdiidfru  uuvh  die  Töchter  im  lieli^ionsbekenntiiisse  des 
Vüters  unterriclitet  werden.  "Wäre  8elb>r  in  Bayern  durch  <j^ilti<^on 
Vertrag  vereinbart  wordeu,  dab^j  alle  Kinder  im  Bekenntnisse  der 
Mutter  erzogeu  werden  soUtoD,  so  würde  diese  Vereinbarung  in  Berlin 
keine  Kraft  habend 

Man  könnte  meinen,  alle  GeaeteesTorschriften  fiber  die  confes- 
sionelle  Erziehung  von  Kindern  aus  gemischten  Ehen  niüssten  zu 
den  unbedingt  zwingenden  und  Terbieteuden  Gesetzen  gerechnet  wer- 
den, weil  darin  die  ErziehuDgsgewalt  aus  Rücksichten  auf  das  Staats- 
kirclienrecht  beschränkt  wird;  solche  Vorschriften  müssten  also  für 
alle  diejenigen  gelten,  die  im  Bereich  dieser  Gesetze  eine  Erzichnngs- 
gewalt  ansüben,  wenn  auch  früher  die  Eltern  und  Kinder  in  einem 
andern  Keclitsgebictc  wohnten.  Diese  Meinung  würde  zu  bedauerns- 
wertkeu  Ei'^cbuiaseu  führen.  Wären  2.  B.  Eltern,  die  in  Berlin  iu 
gemischter  Ehe  lebten  und  dort  die  Ehe  geschlossen  hatten,  von  Berlin 
nach  Zweibrucken  yerzogen,  ao  müssten  sie  dort  die  Söhne  im  ßeli- 
gionabekenntniaa  des  Yatera  und  die  Töchter  im  Beligionabekennt* 
niaa  der  Mutter  erziehen.  Dies  konnten  sie  nach  der  Rechtsprechung 
des  Verwaltuugsgerichtshofcs  selbst  durch  Vertrag  nicht  ändern.  Woll- 
ten sie  gleichwohl  alle  Kinder  nach  wie  vor  im  nämlichen  Religions- 
bekenntnisse erziehen,  worüber  sie  sich  geeinigt  hatten,  so  müssten 
sie  nach  Berlin  zurückkehren  oder  sonst  einen  Ort  suchen,  wo 
den  Eltern  die  Bestimmung  über  das  lieligiousbekenntniss  ihrer 
Kinder  auch  in  gemischter  Ehe  freistellt  oder  die  Vorschrift  des 
Landesges(>tze8  zufällig  ihrem  Willen  entspricht.  Da»  Mittel  der 
Kückkekr  hätten  die  Reichen,  die  ihren  Wohnort  frei  wählen  könn- 
ten. Dagegen  die  Armen,  die  durch  Familien-  oder  Erwerbaräck- 
sichten  genöthigt  wSren,  in  der  F&lz  zu  wohnen,  müssten  sich  den 
dortigen  Gesetzen  und  der  Rechtsprechung  des  Verwaltungsgerichts- 
hofes fügen,  weil  sie  nicht  vor  Eingehung  der  Ehe  durch  notariellen 
Vertrag  ^  eine  Bestimmung  über  das  Religionsbekenntniss  ihrer  Kin- 
der für  den  Fall  getroffen  haben,  dass  sie  in  die  Halz  übersiedeln 
würden. 

Eine  solche  Auslegung  der  bestehenden  (iesetze  ist  aber  auch 
sonst  nicht  annehmbar.  Obwohl  nämlich  jede>  Gesetz  über  die  reli- 
giöse Erziehung  von  Kindern  au»  gemischten  Ehen  ein  Gebot  oder 
Verbot  insoweit  enthält,  als  es  nicht  ausdrücklich  Abweichungen  ge- 
stattet, so  folgt  doch  daraus  noch  nicht,  dass  in  dem  Gebiet,  wofür 

^  Kaeb  der  entgegengesetzten  Meinung,  die  oben,  S.  145— IßO,  vertbeidigtwuxdQ, 

kann  sich  die  Mutter  auf  den  Inhalt  des  Vortrages  berufen,  um  die  Kinlgung  im 
8inne  von  §  78  II  2  des  preussischen  AUgemeinen  Landrechts  nachzuweisen.  Daher 
ist  es  für  diesen  FaU  uunötliig,  festsuttellen,  ob  das  bayerische  oder  das  preuseiadie 
Gesetz  massgebend  ist 

*  Ein  Berliner  Notar  wlhde  bereit  gewesen  sein,  pin^-ii  solchen  Vertrag  zu  be- 
urkunden, der  in  Berlin  selbst  un^ilüg,  aber  nicht  verboten  war. 

Scbniiilt,  Cuuftsätou  U«r  Kinder. 
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ein  solclies  Gesetz  gegeben  ist,  die  Geltung  jedes  andern  G-esetzes 
ausgeschloBsen  sein  sollte.  Es  gibt  zwingende  Gesetze  (leges  cogentes) 
in  dem  Sinn ,  dass  sie  der  FriTatwtllkfir  keine  Abweichung  von  ihren 
Vorschriften  gestatten,  dass  sie  aber  gleichwohl  neben  sich  die  Herr^ 
Rchaft:  anderer  Gesetze  zulassen  und  voraussetzen.  Es  ist  daher  der 
Grund  und  Zweck  des  einzelnen  Gesetzes  zu  berücksichtigen  und 
daraus  der  Geset/.oswillo  zu  *'rforschon.  Im  Zw(^lfel  ist  die  raildore 
Auslegung  vorzuzioluMi,  die  zu  einem  befriedigenden  Ergobiii^ise  führt. 
Es  kann  nicht  leicht  als  Wille  des  Gesetzes  angenommen  werden, 
dass  es  auf  Klfeern  und  Kioder,  die  bisher  in  einem  andern  Eechts- 
gebiete  wohnten,  mit  dem  Augenblicke  des  Eintritts  in  sein  Gebiet 
sofort  voll  zur  Anwenduug  kommen  solle ,  und  dass  danach  ein 
Wechsel  in  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  eintreten  müsse. 
Gtegen  eine  solche  Auslegung  spricht  »die  wünschenswerthe  Gegen^ 
seitigkeit  in  der  Behandlung  der  Bechtsrerhältnisse  und  die  daraus 
hervorgehende  Gleichheit  in  der  Beurtheilung  der  Einheimischen  und 
Fremden,  die  im  grossen  und  ganzen  durch  den  gemeinsamen  Yor- 
theil  der  Völker  und  der  Einzelnen  geboten  wird"  \ 

Man  denke  z.  B.  an  den  Fall,  dass  eine  in  Bayorn  goschlossone 
gemischte  Ehe,  worin  Söhne  und  Töchter  geboren  sind,  durch  Tod 
des  Mannes  gelöst  wird,  und  dnss  die  Wittwe  sogleich  nachher  mit 
ihren  Kindern  ihren  Wohnsitz  nach  Nassau  verlegt,  wo  die  Vormund- 
schaft über  ihre  Kinder  eingeleitet  wird.  Es  kann  sich  dann  fragen, 
ob  alle  Kinder  in  Gemässheit  des  nassanischen  Edicts  von  1808  im 
Religionsbekenntnisse  des  Vaters,  oder  ob  nach  bayerischer  Gesetzes- 
Vorschrift  die  S5hne  in  der  Oonfession  des  Vaters  und  die  Töchter 
in  der  Oonfession  der  Mutter,  oder  ob  alle  Kinder  auf  Grund  eines 
in  Bayern  gpiltig  geschlossf^non  Vertrages  im  Bekenntnisse  der  Mutter 
zu  erziehen  sind.  Alsdann  ist,  falls  das  nassauiselio  Edlct  von  1808 
noch  hcufo  als  giltig  angesohon  wird,  die  Bedeutung  der  darin  ent- 
lialteneu  Vorschrift  zu  erforschen.  Bas  Edict  wollte  durch  eine  ein- 
fache und  vermeintlich  gere<dite  Vorschrift  jeden  Keim  zu  Zwisrig- 
keiteu  abschueidou  und  jeden  Zweifel  beseitigen.  JS'ach  diesem  Grund- 
gedanken sollte  den  Eitern  kein  Bestimmungsrecht  zustehen ;  es 
sollte  keine  Abweichung  Ton  der  gesetzlichen  Torschrift  erlaubt  sein. 
Aus  diesem  Grundgedanken  ist  aber  nicht  ohne  weiteres  zu  folgern, 
dass  die  Vorschriften  des  Edicts  auch  dann  befolgt  werden  müssten, 
wenn  die  Kinder  im  Auslande  geboren  oder  die  Ehen  im  Auslande 
geschlossen  sind. 

Tu  der  Tiegel  dürfte  ein  Streit  über  die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder  nn'  !)  den  (iesetzen  des  Ortes  zu  entscheiden  sein,  an  weichem 
<lio  Eltein  den  ersten  Wohnsitz  nach  Abschliessung  der  Ehe  ge- 
nommen hatten,  weil  durch  diesen  Ort  die  durch  die  Ehe  begründeten 

'  Vgl.  V.  Öaviguy,  System  des  heutigen  römischen  Rechts,  Bd.  VIU, 
8.  24^9. 
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Rechte  und  Pflichten  bestimmt  werdend  Denn,  obwohl  die  Erziehung 
erst  nach  der  Geburt  eines  Kindes  wirksam  wird,  so  begründet 
doch  schon  der  Abschluss  einer  Ehe  für  beide  Ehegatten  die  Ver- 
ptiichtung,  ihre  Kinder  /u  erziehen.  Wäre  die  Erziohuu^^spflicht  nach 
den  Gesetzen  des  Ürtes  zu  beurthcilen,  an  dem  ein  Kind  geboren  ist, 
so  müssten  Eltern,  deren  Kinder  an  verschiedenen  Orten  gfdjoreu  wer- 
den,  die  Erziehung  nach  verschiedeneu  Ciesetzeu  einrichten.  Dies 
widerspricht  aber  der  Katar  der  Erziehung,  die  nach  einheitlichen 
Grundsätzen  erfolgen  muss. 

Sind  sowohl  an  dem  Orte,  wo  die  Ehe  geschlossen  und  der  erste 
eheliche  Wohnsitz  genommen  wurde,  als  auch  an  dem  Orte,  wo  die 
Kinder  erzogen  werden,  Yerträge  über  die  confcssionelle  Erziehung 
der  Kinder  bindend,  so  gilt  für  die  Form  des  Vertrages  in  der  Kogel 
<ler  Satz  „locus  regit  actum"  Haben  z.  B.  die  Eltern  im  Kthii?- 
reich  Sachsen  gemäss  §  7  des  Geset/es  vom  1,  November  18H(1  vor 
Abschluss  der  Ehe,  im  Wohnsitze  des  Bräutigams,  durch  geri(ditli('hen 
Vertrag  giltig  vineiubart,  ihre  Kinder  sollten  im  ReligionsbckenntnisH 
der  Mutter  erzogen  werden,  und  sind  sie  dann  mit  den  Kindern  in 
die  bayerische  Pfalz  verzogen,  so  müssen  sie.  auch  dort  für  berechtigt 
und  ftir  verpflichtet  erachtet  werden,  den  Vertrag  zu  erfüllen,  obwohl 
derselbe  nicht  tot  19'otar,  sondern  vor  Gericht  geschlossen  ist  Ebenso 
ist  die  Giltigkeit  eines  in  Bayern  giltig  geschlossenen  Vertrages  auch 
im  Königreich  Sachsen  anzuerkennen,  obwohl  der  Vertrag  nicht  vor 
Gericht,  sondern  vor  Notar  (oder,  wo  schriftliche  Form  genügt,  nur 
schriftlich)  geaehlossen  ist^. 

Was  hier  von  der  Form  gesagt  ist,  gilt  auoli  von  der  Zeit  der 
Errichtung.  Danach  ist  z,  R.  ein  im  Krmigreich  Sachsen  ein  Jahr 
nach  Eingehung  der  Ehe  vor  dorn  ordentlichen  Richter  des  Ehemannes 
rechtsgiltig  geschlossener  Vertrag  über  die  Confession  der  Kinder  auch 
in  der  bayerischen  Pfalz  als  giltig  anzusehen,  obwohl  nach  dortigen 
Gesetzen,  wie  dieselben  vom  Yerwaltungsgerichtshofe  verstanden  werden, 
ein  solcher  Vertrag  nur  vor  Eingehung  der  Ehe  giltig  errichtet  werden 
kann.  —  Wohnten  die  Eltern  anfänglich  in  Nürnberg,  und  schlössen 
sie  dort  in  gütiger  Form  einen  Vertrag  über  ihre  bereits  sechs  Jahre 
alten  oder  älteren  Kinder,  so  muss  bei  einer  Verlegung  des  Wohn- 
sitzes auch  im  Königreich  Sachsen  jener  Vertrag  für  giltig  erachtet 
werden,  obwohl  naeli  (h)rtigen  Gesetzen  Vertraue  über  das  Religions- 
bekeniitniss  der  bereits  sechs  Jahre  alten  Kinder  aus  gemischter  Ehe 
ungiltig  sind. 

*  Aneh  die  Giltigkeit  eines  Ehevenpraohens  Ist  von  dem  Orte  «bhingig,  der 

fth  I  1er  AVohnaitz  der  Ehegatten  in  Aussicht  genommen  war.  VgL  Vrllieii  des 
Reichagerichts  vom  21.  Oefober  1887,  Entsch.  Bd.  XX,  S.  333 -".30. 

*  Vgl.  z.  B.  Entscheidung  des  bayerischen  Verwaltungsgericlitshoiea  vom  3.  April 
1869,  oben,  8«  264,  und  Uber  eine  Avanmbme  von  dieser  Regel,  oben,  S.  286. 

'  Dm  Oegenthdl  -wurde  in  einem  Miaiaieirialerlasse  vom  6.  Febmar  1885  (oben, 
8.  828)  angokommeii* 
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In  der  Reohtoprecbung  henaeht  über  alle  diese  Fragen  eine  bedauerliehe 
Rechtounsicberheit,  wie  ans  folgenden  Reehtsf&Ilen  erbeUt.    Darin  wurde 

bald  auf  den  lotzton  Wolinslt/  dos  Vaters  oder  auf  den  Sitz  des  Vormuiid- 
.srliafts^'rrii-lits,  bald  auf  dm  Orr  drr  Erzirlnmir  dfs  KtthIps  oder  auf  den  Ort 
seiner  (ii  lnnf,  bald  eudlicU  auf  die  Ötaatsuugehürigkeit  das  eiitseheideude 
Gewicht  gelegt. 

Aus  Ania»  eines  Streites  Aber  die  confessionelle  Erziehung  des  Prinzen 
Karl  Victor  von  Isenburg-Birstein  wurde  durch  Deeret  des  Obergerichts  zu 

Fulda  vom  10.  April  1854  der  Mutter- Vormunderin  da.<>  Kr/iolmTijrsrc  lir  ent- 
zogen, obwohl  sie  mit  ihrem  g*  iiiiimten  Sohne  seit  dem  Jahre  1851  nicht 
mehr  in  Kurhessen,  sondern  zu  Ottenbach,  im  Orossherzogthum  llesseu>  wohnte. 
Sic  erhob  Beschwerde  gcgon  die  Entsdie&dung  und  wiederholte  an  erstor 
Stelle  den  bereits  in  erster  Instanz  erhobenen  Einwand  der  örtlicben  Un- 
zuständigkeit. Das  Oberappellationsgericht  Terwarf  diese  Einrede,  weil  die 
einmal  Iic:^''rrnnlete  Zustündit^keit  dor  obfM'vormund^fhaftlichfn  ncriolitsbehörde 
durch  den  Wohnsitzwef^lisd  der  i\Iurr(  r-\'orniünd(  rin  nichr  ^n-iiudert  wurde. 
In  der  Sache  selbst  nahm  das  OI»erapj»ellationsgericht  stillschweigend  au, 
der  Streit  müsse  nach  kurhesstsehen  Gesetzen  entschieden  werden  Es 
war  also  der  Meinung,  Streitigkeiten  Uber  die  confessionelle  Erziehung 
eines  bovormundeten  Kindes  müssten  nach  den  Gesetzen ,  die  am  Sitze 
der  o  b  p  r  V  o  rm  und  seil  rt  ft  I  i  r  h  rn  Gerichtsbehörde  gelton,  anrli  dann 
entschiedtMi  \\  ( rdeu,  wenn  das  Kind  mit  der  Mutter  in  einem  andern  Kcchts- 
gebiete  wohnt. 

Der  zn  Attenhausen,  im  Amt  Na^u,  geborene  evangelische  Berg- 
arbeiter II.  verheiratete  sich  zu  I  nterthnlheiro  (Obenunt  N^3^>ld)  in  Wfirttein- 

berg  mit  einer  Katholikin.  Beide  Eheleute  starben  in  Württeml>erg.  der 
Mann  im  Jahre  1h7^.  die  AVittwe  im  Jahre  1881.  Das  einzige  Kind  dieser 
Eheleute,  die  zu  Untertlmlheim  geborene,  daselbst  in  der  katholischen  Kirclie 
getaufte  und  bisher  katholisch  erzogene  EUisabetb  H.,  wnrde  durch  eineu 
OTangelisch«!  Schwager  des  Täters  zn  Attenhausen  erzogen.  Derselbe  hatte 
das  Kind  einige  Wochen  vor  dem  Tode  der  Mutter  auf  ihren  AVunsoh  mit 
sich  nach  Attonban«cn  genommen.  Dort  rntstarid  Streif  über  die  Frage,  in 
welcher  Cnnt'cssion  da<  Kind  zu  erziehen  sei.  In  der  IJoschwerdeinstanz  ord- 
nete das  Landgericht  zu  Limburg  aut  Grund  des  nassauischen  Edicts  von 
1808  die  evangehsche  Erziehung  an.  In  einer  weitem  Beschwerde  des  Vor- 
mundes wurde  behauptet,  der  Fall  müsse  nach  wfirttembergischem  Recht 
entschieden  werden:  das  Landgericht  habe  daher  dn?  württcniborgische  Ge- 
setz durch  Nichtanwendung  und  äna  na-ssauische  G^v^etz  durch  falsclie  An- 
wendung verletzt.  Die  Frage,  ob  dieser  Angriti  begründet  war,  lie.ss  das 
Oberlaudesgericht  unentschieden,  indem  es  annahm,  dass  in  diesem  Falle 
nach  beiden  Gesetzen  die  evangelische  Erziehung  sich  rechtfertige.  Es 
deutete  nur  an,  dass  die  Frage  des  örtlichen  Rechts  nach  dem  jedesmaligen 
Wohnsitz  des  Kindes,  zugleich  abr>r  nach  seiner  Staatsangehörig- 
keit zu  enrscheidon  noi.  >Fs  steht  nicht  fest,  ob  H.,  als  er  seine  Heimat 
Attenhausen  verlassen  hatte,  in  Unterkhalheim,  Oberamt»  Nagold,  Königreichs 
Württemberg,  einen  Wohnsitz  begründet  hat.  Ware  dies  der  Fall,  so  würde 
das  Kecht  der  confessionellen  Erziehung  seines  Kindes  nach  württember« 


*  Decrct  des  Oberappellationsgericht  zu  Cassel  aus  der  Zeit  um  1855,  im  Archiv 
für  praktische  Beohtswissauchaft,  Bd.  VI  (1859),  S.  92—96.  Yg).  oben,  S.  202. 
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^ischem  Recht  zu  beurtheilcii  sein.  .  .  .  Seit  dem  Todo  des  I^fannes  hat  die 
"NVittwe  und  dns  Kind  zweifellos  Wohnsitz  \m  pesotzlichen  8innf  in  Unter- 
thalheim erworben,  und  das  Erziehungsreciit  g'm^  nun  auf  eistero  üIkt,  nnd 
zwar,  da  eine  Yormundschaft  seitens  der  württembergischen  Beiiörden  nicht 
eingeleitet  war,  und  ein  Stillstand  der*  Enaehnng  nicht  eintreten  konnte,  auf 
die  katholifiche  Wittwe  allein.  ...  Es  ist  nicht  anzunehmen,  dais  H.,  alft  er 
seine  Heimat  Attenhausen  verlies«,  um  in  der  Fremde  Verdienst  als  Eisen- 
bahnarbeiter  zu  suchnn,  seine  Eigenschaft  als  pren«?;sispher  Stantsantrehoriffpr 
aufgegeben  lial>e.  Ais  seine  Tochter,  somit  auch  preussische  Staats- 
angehörige, 1881  nach  Attenhausen  übersiedelte,  erwarb  sie  hier  mit 
stillflchweigender  Genehmigung  des  Vormundes  und  des  YormuntSsehaftsgeriohts 
ein  Domicil.  Sie  wurde  damit  dem  nassauischen  Edict  vom  22. — 36.  Mära 
1808  unterworfen."  .  .  .  ^ 

Auf  den  Wohnsitz  des  Kindes  le<rte  auch  der  bayerische  Yer- 
waltimgsgerichtshof  entscheidendes  Gewiclit.  Doch  berücksichtigte  er  zu- 
gleich den  Ort,  wo  der  Streit  entstanden  war.  Ein  in  Böhmen  geborenes 
Waisenkind,  dessen  Eltern  in  Böhmen  heimatsbereehtigt  und  in  Bnssland 
gestorben  waren,  wurde  in  München  durch  einen  mütterlichen  Verwandten 
erzogen  und  bevormundet.  Einen  Streit  über  die  leligiöse  Erziehung  dieses 
Kindes  entschied  der  Verwaltun;^'8i,'erielushot  nacli  bayehsclien  Gesetzen.  ^Es 
handelt  sich  nicht  bloss  um  das  Er/iehungsreclit  des  Vormundes,  sondern  auch 
um  die  ErfQllung  seiner  Ensiehungspflicht  gegen  das  Kind,  somit  um  eine 
Angelegenheit,  bei  welcher  auch  der  Rechtsstand  des  letztem  in  Betracht  zu 
nehmen  ist.  Es  weist  jedoch  dieser  Rechtsstand  gleichmässig  auf  die  Anwend- 
barkeit der  einschlägigen  bayerischen  Gesetze  hin,  da  M.  II.  nh  v^  Bayern 
dauernd  wohnhaft  erscheint.  Mit  der  Wohnsitznahme  einer  Person  in  einem 
fremden  Rechtsgebiete  tritt  aber  dieselbe  vermöge  des  Princips  der  Terri- 
torialgewalt in  die  Rechtssphäre  des  betreffenden  Staates  ein,  nimmt,  ab- 
gesehen von  besonderen  staatsbürgerlichen  Verhältnissen,  an  der  G<  in<  in- 
seliaft  der  dortigen  öffentlirhen  Rechtsordnung  theil,  und  wird  insofern 
der  Fremde  in  Bezug  auf  seine  reolirliehc  Behandlung  dem  Inländer  i^lt  icli- 
gestellt."  Zugleich  wurde  hervorgehoben,  dass  die  Aenderung  in  der  reli- 
giösen Erziehung  des  Kindes,  die  den  Anlass  zum  Streite  gegeben  hatte, 
in  München  geschehen  war,  dass  es  sich  daher  nicht  »um  die  Beurtheitung 
eines  dem  frQbem  Bechtssnstande  des  Kindes  angehörigen  VerbSItnisses' 
handelte  ^. 

Die  katholische  Wittwe  eines  evangelischen,  zu  Stuttgart  verstorbenen 
und  dort  wohnhaft  gewesenen  württembergischen  Staatsangehörigen  verlegte 
mit  ihren  beiden  Söhnen  ihren  Wohnsitz  nach  Speier.  Die  Mutter  schickte 
dort  die  Kinder  in  die  katholische  Schule  und  drückte  in  eiiu  m  an  den 
Vormund  gerichteten  Briefe  ihren  Willen  aus,  ihre  Kinder  fortan  karliolisoh 
/II  <'y/'w]\t'\).  Der  in  Stuttgart  wohnluit'te  Vormund  war  der  Meinung,  die 
kinüor  mü.Hstcn  evangelisch  erzogen  werden  und  deshalb  die  evangelische 
Volksschule  zu  Speier  besuchen.  Er  bat  das  Waisengeridit  um  Verhaltungs- 
massregeln.  Das  Waisengericht  nahm  an,  der  Fall  sei  „ohne  Zweifel  nach 
wfirttembergischem  Rechte  zu  beurtheilen,  da  die  Kind«  sowohl  ihr  Domicil 


*  Beschtuts  des  Oberlsndesgericlits  m  Frankftirt  a.  M.  yon  10.  December  1888. 
Vgl.  oben,  S.  132,  221,  882. 

'  Batsoheidungen  vom  11.  Februar  und  27.  Mai  1887,  oben,  S.  58,  445. 
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im  rochtliohpn  Sinne  in  Stuttgart  hätten,  als  auch  württembergiBcbet 

Ö  ta a  t  s  u  II  ^'  e  h  r»  r  i  <:  •>  sfueu"  *. 

Der  evaugellHche  Eisenbahiistationsassistcnt  W.  hatte  sich  zu  Coblcnz 
mit  einer  Katholikin  Terheiratat  und  starb  zu  Weilburg  im  Jahre  1878.  In 
einem  Streite  fiber  dio  Confession,  worin  die  beiden  jüngsten  Kinder  zu  er- 
ziehen waren,  wurde  die  Fracke  angeregt,  ob  der  Streit  nach  den  zu  Cnhlen/- 
oder  nnch  den  zu  Wcilhurg  giltifren  Gesotzpu  zu  entscheiden  sei.  Das  Land- 
gericht zu  Jiiiiiburj;  liejis  diese  Frage  unentschieden,  weil  in  diesem  Falle 
beide  Gesetze  dahin  führten,  dass  die  Kinder  in  der  CoQfession  ihres  Yatei» 
za  erziehen  waren  *. 

Die  katholische  WittAve  des  zu  Eokcnhcim  in  Kurhessen  gestorbenen 
evangelisfluüi  Specereiliämllers  B.  lebte  mit  ihnni  Kindern  zu  Bockenheim. 
Sie  schickte  ihre  Toeliter  in  die  katholische  Schule  zu  Bockenheim.  Seitens 
des  eTaugelischen  Pfarramtes  zu  Preougesbeim  und  des  Oonsistoriuras  zu 
Oasiel  wurde  rerlangt,  das  Kind  müsse  eTangeltseh  erzogen  und  der  eran- 
gelisehen  Schale  zugewiesen  werden.  Das  Aint^richt  lehnte  die  Antrige 
ab.  In  der  Beschwerdeinstanz  entschied  das  Landgericht  (licson  Streit  nach 
ktn hessischem  Rechte,  weil  ili"  Flt^rn  Ava  Kinde«»  „«owolil  zur  Zeit  der  Ge- 
burt desselben  als  auch  fseitdcni  Ims  /um  Tode*  des  Vaters  ilireu  Wohn- 
sitz iu  Eickenheim  hatten".  Daraus  tolgcrto  das  Landgericht,  dass  „zweifel- 
los*^ kurhessiaches  Becht  anzuwenden  sei*. 

Der  evangelische  Gendarm  und  spätere  Gerichtsvollzieher  J.  hatte  sieh 
zu  Orb  am  18.  August  1874  mit  einer  Katholikin  verheiratet.  In  Orb  nahmen 
die  Eheleute  den  ersten  Wohnsitz.  Da«elbst  wurde  im  Jahre  1875  die  erste 
Tochter  geboren.  Die  Eltern  verzogen  mit  dem  Kinde  nach  Hilders,  wo  zwei 
Söhne  geboren  wurden.  Dann  verzogen  sie  nach  Ghröningen  (Kreis  Oschers- 
leben)  und  Nordhausen.  An  diesen  beidra  Orten  wurden  ihnen  noch  zwei 
Söhne  und  dne  Tochter  geboren.  Der  Vater  starb  am  5,  Juli  18SS  in  di  r 
Provin  'Kil-Trrenanstalt  zu  Alt^eherhitz.  Die  Mutter  wurde  zur  Vormünderiu 
ihrer  Kmder  bestellt  uikI  wollte  die^ellKMi  katholisch  erziehen.  Das  Amts- 
gericht zu  Orb  entschied  dagegen  auf  Grund  von  §  14  der  bayerischen  zweiten 
Y^assungsheUage,  die  vier  Sdhne  mfiesten  in  der  evangelisclien  Ooofieanon 
des  Täters  erzogen  werden.  Eh  nahm  an,  die  Frage  sei  nach  derajenigoi 
Rechte  zu  entscheiden,  welches  zu  Orb,  „am  Wohnorte  der  Mutter,  als 
dermaliger  Erzieherin  ihrer  Kinder".  ;,'e!te  Das  Beschwerde^«*-!  "lit  Tinbm 
ebenfalls  an,  dass  die  Vorschriften  des  bayerischen  Gesetzes  mas^pjt  lM ml  seien. 
Doch  gab  es  dafür  zwei  andere  Gründe  an.  j,i'  ür  das  in  Orb,  wo  die  zu  er- 
ziehenden Kinder  jetzt  wohnen,  nnd  wo  zugleich  die  Eheleute  ihren 
ersten  ehelichen  Wo  Ii  u  sitz  genommen  haben,  hinsichtlich  der  religiösen 
Erziehung  der  Kinder  aus  Misehehen  "geltende  Recht  ist  massgebend  das  könig- 
lich bayerische  Kdict  vom  20.  Mai  1818.'*  Schliesslich  dentote  es  noch  die 
Möglichkeit  einer  vierten  Kechtsansicht  an,  dass  nämlich  bezüglich  jedes  ein- 
zehien  Kindes  das  am  Orte  seiner  Geburt  giltige  Gesetz  zu  befolgen  sei. 


*  BeadilDss  des  WaisMigeridita  zu  Stuttgart  vom  19.  Deeember  1886,  §  1745. 
Ucber  den  Aveitern  Inhalt  der  Entscheidung  vgl.  oben,  S.  381,  382. 

*  Beschltiss  des  I.aTu1«rcricbts  zu  Limburg  vom  16.  Februar  18S5. 

'  Beschluas  dea  LuailgerichU  /u  Frankfurt  a.  M.  vom  15.  November  1S88. 
Vgl.  oben,  S.  201. 

^  Beschltttt  d«a  Antagericbts  su  Orb  vom  8.  August  1889  ^  vf^.  oben, 
S.  264. 
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Es  bemerkte  nSmlieh:  «Zu  demselben  Ergcbuiss  bezüglich  der  vier  Söhne 
würde  man  übrigens  gelangen,  wenn  man  etwa  anf  den  Standpunkt  sich  stellen 
wollte,  es  B^en  beziiglicli  derjenigen  Kinder,  welclie  in  Nordhausen,  also  im 
Gebiete  des  preussisclicn  Alli^onioinon  Landrodits,  i^chorcn  sind,  die  einschlägigen 
Bestimmungen  des  dort  goltcndeu  Eechts  anzuwenden.''  .  .  .  ^ 

2.  üaelielielie  Emder. 

Bei  iineheliclicn  Kindern  wird  das  Erziehungsrecht  und  tlic  Er- 
ziebuDgsptiicht  der  Mutter  durch  die  Gehurt  des  Kindes  begniiulet. 
Daraus  ist  zu  folgern,  dass  die  religiöse  Erziehung  eines  unehelichen 
Kindes  iukoh  den  Gesetzen  des  Ortes  zu  beartheilen  ist,  wo  die  Mutter 
zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  wohnte,  soweit  niclit  zwingende  Ge- 
setze am  Orte  des  Bechtsstreites  en^egenstehen. 

Doch  herrscht  auch  hierüber  Unsicherheit,  wie  ans  folgenden  Beispielen 
erhellt. 

Die  zu  Nordlingcn  geborene  katholische  Maria  Reichert  hatte  in  ledigem 
Stande  zu  Niedor^^^enirnidoTi  in  Oberhesseti  eine  Tor-htoi-  und  /u  flrossen- 
Ifidon  TU  Kurllossen  einen  Sohn  ^jcboron.  Sic  stari)  zu  ,,Kelbeiiau8en"  [iiellie- 
hauseu,  Prov,  Hannover?]  im  Jahre  1877  ,  als  die  Kinder  acht  und  sechs 
Jahre  alt  waren.  Der  protestantische  J.  J.  Stelzer  ans  Nürnberg  braißhte  die 
betd^  Emder  nach  :XürdIingen,  wo  er  tot  d^  Stadtmagistrate  erklärte,  er 
sei  der  natürliche  Vater  dieser  Kinder.  Die  Kinder  feiiden  im  Waisenhause 
zu  Nördlincfon  Aufnahme,  Es  fraf^-to  sich,  in  welcher  Coiifossion  die  Kinder 
zu  erziehen  seien.  Der  bayerische  Yerwaltungsgeriehtsbür  entschied  die  Frage 
nach  bayerischen  Gesetzen  ohne  die  Anwendbarkeit  dieser  Gesetze  /u  be- 
gründen. Auf  die  Orte,  wo  die  Kinder  geboren  waren  und  die  Mutter  znr 
Zeit  der  Geburt  ihrer  Kinder  wohnte,  wurde  keine  Rücksicht  genommen.  « 

Die  katholisrlie  Dions'tma;:^d  Barbara  T>.  liatto  am  17.  April  1873  zu 
Altenmiihr .  wo  sie  wohnte,  eine  Tochter  geboren.  Der  ebenfalls  katholische 
Georg  F.  aus  Arzberg  erkannte  die  Vaterschaft  und  Uuterhaltungspilicht  an, 
starb  aber  bald  nach  dßt  Geburt  des  Kindes.  Die  Mutter  gab  das  IQnd  bei 
protestantischen  Eheleuten  zu  Altenmuhr  in  Pflege.  Ein  Streit  über  die  Re- 
ligion des  Kindes  entstand  zu  einer  Zeit,  als  die  ]Nrutter  mit  dem  Zimmermann 
L.  zu  Gun?:enhnn«ieTi  verhciratft  war.  Die  ^ruttcr  wollte  das  Kind  prote- 
stantisch erziehen.  Der  bayerische  Verwaltungsgerichtshof  entschied  aber,  das 


*  Beschlusa  des  Landgerichts  /u  Hanau  vom  14.  September  1880.  Der  Beschhiss 
verwies  auf  die  Vorschrift  dor  proiiflaiachen  Declaration  vom  21.  November  1803, 
„wovon  nur  eiae.  Ausuahme  besteht,  nämlich  §  82,  il,  2,  des  Allgemeineu  Laud- 
recbta,  wenn  der  Vater  bereits  wenfgstens  ein  toIIm  Jahr  vor  aeiDem  Tode  den 
Unterricht  in  der  Religion  der  Mutter  zugegeben  oder  angeordnet  hat,  wie  dies 
hier  bezüglich  der  Söhne  Friedrich  und  Wilhelm  zutrifft'"'.  Hier  folgte  das  Land- 
gericht der  oben  bekämpften  Ansicht  dea  Kammergerichtä.  Doch  beruhte  die  Aus- 
Ifihning  auf  einem  tbatekehlteh«!  Lrthnm.  Die  Söhne  Friedrieh  und  Wilhelm 
waren  nämlich  nicht  in  Nordhauaen,  sondern  in  Hilders  geboren,  so  dass  für  sie 
auch  nach  der  angedeuteten  vierten  Bechtsanaicht  das  bayerische  Gesetz  zur  An- 
wendung kam. 

*  Entscheidung  vom  10.  Juni  1881,  oben,  260. 
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Kind  mQsBe  katholisch  emg«ii  werden.  Der  §  21  der  zweiten  Yerfassangs- 
beilogo  kam  nicht  zur  Anwendung,  weil  die  Eltern  des  Kind^  nicht  Terschie* 

denen  Relif^ionsbekenntnissen  angehörten ,  sondern  der  verstorT>onp  Yntor  kn- 
tholiseh  gewesen  war,  und  die  Mutter  ebenfalls  der  katholisolioii  Kirche 
angehörte.  Deshalb  nahm  der  Verwaltungsgerichtshof  an,  dass  der  Streit 
nach  den ,  allgemeinen  Grundsätzen  des  zu  Altenmnhr  giltigen  bürgerlichen 
Rechts  zu  entscheiden  sei,  da  die  Mutter  zur  Zeit  der  Gebart  ihres  Kindes 
in  Altenrauhr  gewohnt  hatte,  und  das  Kind  dort  verpflegt  wurde.  In 
Altenmuhr  prüf  Arisliarlior  Pi-ovinzialrerlit  nv.<\  liilfsAvclsc  das  preussischo  xVlI- 
gemeine  Landrechr.  Ersteres  enthielt  kciiif  massgebenden  Vorschriften.  Der 
Streit  wurde  daher  nach  §  642,  II,  2,  de.s  preussischen  Allgemeinen  Land- 
redhts  entschieden*. 

Die  lutherische  Ehefrau  des  katholischen  Malers  M.  zu  Hildesheim  wollte 
ihre  beiden  unehelichen  Kinder  in  der  katholischen  Religion  erziehen.  Die 
Kinder  waren  r.n  Zarrentin  in  Mecklenburg-Si  Invr  rin,  in  der  Wohnung  ihrer 
firn^seltern,  geboren  und  wurden  am  Amtsgei  i(  hte  /u  Wittenbarg  in  Mecklen- 
I»urg-Schwerin  bevormundet.  Bei  diesem  Vonuundiiciiaitsgerichte  regten  die 
lutherischen  Pfarrer  von  Hildesheim  nnd  Wittenburg  die  Frage  an,  in  welcher 
Confession  £e  Kinder  gesetzlich  zu  erziehen  seien.  Das  Torranndschaftsgericht 
nahm  an,  die  Frage  sei  nach  motklfnliurgisehem  Rechte  zu  entscheiden. 
^Wenn  Fraii  M.  auch  gemäss  §  5  des  ( i(  sct/e<s  vom  1.  Juni  1870  die  preu?«- 
sischo  Staatsangehörigkeit  durch  Verheiratung  erlangt  hat.  so  i'!t  dncli  ihren 
beiden  vorehelichen  Kindern  die  mecklenburgische  Staatsangehörigkeit 
yerblieben,  da  ihre  Entlassung  ans  Meoklenbui^  und  Aufnahme  in  Preussen 
nicht  erfolgt  ist.  Für  ihre  religiöse  Erzielumg  ist  das  mecklenburgische  Recht 
massgebend.*  *  Auch  die  Gerichte  in  Hildesheim  schlössen  sich  dieser  Auf- 
fassung an 

Lässt  eine  Mutter,  die  in  Hayerii  wolint,  ihre  Kinder  in  anderen  Heohts- 
gebicteu  erziehen,  so  werden  doch  Streitigkeiten  über  die  religiöse  Erziehung 
dieser  Kinder  nach  barerischen  Gesetzen  entschieden.  Nicht  der  Aufenthalt 
der  Kinder,  sondern  der  Wohnsitz  der  Mutter  ist  fttr  die  Anwendung  dea 
örtlichen  Rechtes  massgebend.  Die  zu  Schwarzenberg  an  der  Saale  wohn- 
haft»- ledige  Rosa  Bauer  hatte  ihren  daselbst  geborenen  Sohn,  Alfons, 
bei  der  Wittwe  Mühlau  zu  Berlin  in  l'liegc  gegeben.  Dort  bcsuciue  das 
Kind  seit  October  1887  eine  Gemeindeschule.  Im  Dccombcr  1887  be- 
antragte der  Vormund,  im  Auftrage  der  OberrormnndsehaftBbehSrde,  des 
Atnfsgerichts  zu  Hof,  bei  dem  dortigen  Bezirksamte  die  Entscheidung,  dass 
Alfons  Bauer  in  der  protestantischen  Religion  zu  erziehen  sei.  Die  ^^utte^ 
nahm  für  sich  das  Recht  in  Anspruch,  das  Kind  nach  den  Lehren  einer 
freireligiösen  Gemeiudc  zu  erzieheu.  Der  Verwaltungsgerichtshof  nahm  an, 
der  Streit  müsse  «naoh  den  Bestimmungen  der  ba^erisclien  Yerfiianmgs- 
urkunde  gewQrdigt  werden,  zumal  die  Matter  dem  bayerischen  Staat»- 


'  Entscheidung  vom  lö.  Februar  1684,  oben,  S.  164. 

*  Schreiben  des  Amtsgerichts  sn  Wittenbui^  mn  das  Amtsgeriebt  zu  Hildes- 
heim vom  ':n  "T  irz  und  29.  Juni  18S8.  8chUej«$lich  wurde  ermittelt,  dass  die 
Frage  in  Mecklonburg-Schwerin  ebenso  wie  in  Hannover  nach  gemeinem  deutschen 
Rechte  zu  entscheiden  sei.  Daher  kam  es  auf  Liisung  der  Frage  des  örtlichen 
Rechtes  nicht  an. 

'  Vgl.  oben,  S.  418,  419. 
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verbände  angehört,  das  in  Rede  stellende  Kind  nnselbstandtg  isl  nnd  in 

allen  rechtlichen  Fragen  dem  Wohnsitze  seiner  Mutter  zu  foIjxoTi  hat,  und 
auch  die  Zuständigkeit  des  Toiniundschaftagerichts  durch  die  Wohnungs- 
veriinderung  des  Pflegling»  nicht  aufgehoben  worden  ist  (vgl,  §  17  der 
Civilprocessordnung)"  \ 

C  Zeitliche  Oreuzen  der  Oesetzfs« 

Die  Frage,  ob  und  inwieweit  ein  Oesets  über  die  religiöse  Er- 
ziehung der  Kinder  ans  gemischten  Eben  auf  die  bereits  vorher  ge- 
schlossenen Ehen  Anwendung  findet,  ist  nur  in  wenigen  der  bestehen- 
den Landesgesetze  ausdrücklich  entschieden,  und  zwar  in  vorsoliiedeneni 
Sinne.  Das  nassauische  Edict  von  1808  erklärt  es  für  selbstreN 
standlich,  .„dass  diese  Verordnung  nicht  auf  dermalen  bestehende  ge- 
mischte Ellen,  wo  über  diesen  Gegenstand  bereits  fviiboro  Disposi- 
tionen vorliegen,  zu  extendiren  ist".  Ebenso  vorordnet  das  weima- 
rische Gesetz  vom  G.  ^lai  1.S57  in  ß  6,  dass  es  auf  schon  bestehende 
Ehen  keiueu  EiutiuBs  und  somit  keine  rückwirkende  Kraft  haben  solle. 
Dagegen  enthält  die  preussisohe  Oabinetsordre  für  die  westliehen 
Provinzen  vom  17.  August  1825  folgende  Yorsehrift:  «Die  seither  von 
Yerlobten  dieserhalb  eingegangenen  Terpfiichtungen  sind  als  unver- 
.bindlich  anzusehen." 

Die  meisten  derjenigen  Landesgesetze,  worin  die  bezeichnete  Frage 
überhaupt  ausdrücklich  entschieden  ist,  nehmen  eine  vermittelnde 
Stellung  ein.  In  Hannover  ist  die  Yerordnnn^^  vom  31.  Juli  1826 
nach  §  10  „auch  auf  die  vor  dcn-eii  Yerküiidigunji^  schon  geschlos- 
senen Ehen  anzuwenden,  es  sei  denn,  dass  bereits  für  einzelne 
Ehegatten  aus  älteren  bestimmten  Gesetzen  oder  aua  rechtsgiltigen, 
öfifentlich  beghiubigteu,  schriftlichen  Verträgen  abweichende  erworbene 
Rechte  unzweifelhaft  eitstanden  sein  sollten,  bei  welchen  es  sodann 
sein  Terbleiben  behalten  soll''.  —  Im  Grossherzogthum  Hessen 
sollen  die  Yorsehriften  der  Verordnungen  von  1825  und  1826,  soweit 
sie  die  Giltigkeit  eines  Vertrages  betreffen,  nach  der  Bekanntmachung 
vom  6.  December  1842  auf  die  seit  dem  1.  Januar  1843  geschlos- 
senen gemischten  Ehen  Anwendung  finden.  Sonst  enthält  die  Ver- 
ordnung vom  27.  Februar  1826  in  Art.  2  und  3  ausführliche  Vor- 
schriften über  die  bezeiclmctc  Frage.  Art.  2:  „Bei  den  bis  jetzt  be- 
stehenden gemi;,cliten  Ehen  bleiben  die  Statuten,  Verordnungen  und 
unzweifelhaften  Ob^iervanzen,  welche  bisher  eutschieden,  insofern  sie 
nicht  durch  ausdrücklichen  Vertrag  abgeändert  worden  sind,  audi 
fernerhin  entscheidend.'^  Art.  3:  «Insofern  aber,  in  GtomSssheit  der 
nach  Art.  2  entscheidenden  Normen,  den  Eltern  eine  Abfinderung  ihres 
Willens  über  die  Religion  ihrer  Kinder  nach  eingegangener  Ehe  er- 


^  Entaebelduiig  de»  bay«riach«i  YerwaUttiigegefficUsbofes  (Plennm)  vom  33.  O«- 
tober  1889,  Vgl.  oben,  S.  805. 
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laubt  war,  müssen  diejenigen,  welche  hiervon  einen  Gebrauch  zu 
machen  gedenken,  ihren  Willen  bei  den  Behörden,  welche  zur  Auf- 
nahme von  Eheborodungen  berechtigt  sind,  von  heute  an  binnen  einem 
Jahre  erklären,  und  soll  alsdann  die  Erklärung-,  wenn  ihre  Freiwillig- 
keit nicht  mit  Grunde  bezweifelt  werden  kann,  die  religiüde  Erziehung 
der  Kinder  reguliren."  —  Im  Königreich  Sachsen  findet  das  Gesetz 
vom  1.  jSTovember  lbU6  nach  §  9  auch  auf  die  früher  geschlossenen 
gemiBchten  Ehen  Anwendung,  „insoweit  nicht  vorher  Ton  den  Eltein 
der  in  Bolcher  Ehe  erzeugten  Kinder  bereits  ein  anderes  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  vereinbart  oder  bestimmt  worden**.  In  solchen 
Ehen  „entscheidet  im  Zweifelsfalle  die  Bestimmung  des  Üeberleben- 
den'^.  Sind  beide  Eltern  verstorben ,  »so  wird  das  Kind  in  der  bis- 
herigen Confession  forterzogen,  oder  wenn  der  Religionsunterricht 
noch  nicht  hpf^onnon  hat,  in  der  Confession  des  Vaters".  Eine  Aus- 
nahme von  diesen  Vorisehriften  cuthält  §  18  für  die  bereits  zehn  Jahre 
alten  Kinder.  —  In  Biulcn  gelten  nach  §  6  des  Gesetzes  vom 
9.  Oetober  18GÜ  folgende  Yorschriften :  „Die  vor  Yerkuudung  dieses 
Gesetzes  durch  Vertrag  bestimmte  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
kann  mit  Zustimmung  beider  Eltemtheilo  geändert  werden.  Ein  Ein- 
schreiten der  Staatsbehörde  findet  nur  auf  Anrufen  eines  Eltemtheils 
statt.  Nach  dem  Tode  eines  Eltemtheils  treten  die  Bestimmungen 
der  §§  1  und  3  dieses  Gesetzes  in  Wirksamkeit** 

In  Württemberg  hat  das  Ministerium  die  Ansicht  ausgesprochen, 
ein  Vertrag  über  die  religiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  gemischter 
Ehe  sei  j;iltifr.  wenn  pv  denjenigen  Go^przen  nicht  zuwiderlaufe,  die 
zur  Zeit  der  Krrichruni^  des  Vortrages  am  Wohnorte  der  Ehegatten 
galten;  in  Ennan^''lung  eines  Vertrages  sei  für  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  aus  gemischten  Ehen,  die  vor  Geltung  dcä  neuen  Gesetzes» 
geschlossen  waren,  das  ältere  Gesetz  maasgebend,  auch  für  die  später 
geborenen  Kinder;  doch  konnten  die  Eltern  bezüglich  der  spater  ge- 
borenen £inder  durch  neuen  Yertrag,  der  den  FormTorsohriften  des 
neuen  Gesetzes  entsprechen  müsse,  die  Bestimmung  über  die  leligidse 
Erziehung  ihrer  Kinder  ändern  ^ ;  auch  könne  durch  Vertrag  der  Eltern 
die  Bestimmung  über  das  Religionsbekenntniss  der  bereits  vorher  ge- 
borenen Kinder  so  lani^e  geändert  Averden,  als  die  elterlichen  Erziehunga- 
reclite  in  dieser  Beziehung  fortdauern^. 

Soweit  besondere  Vorschriften  über  die  bezeichnete  Erage  in  den 
ein'/elnen  Landesgesetzen  fehlen,  muss  der  Wille  des  Gesetzes  ander- 
weitig ermittelt  werden.  Hierbei  ist  der  Inhalt  der  neuen  Vorschriften, 
ihr  Grund  und  ihr  Zweck  zu  berücksichtigen.  Zumeist  und  im  Zweifel 
kann  angenommen  werden»  dass  neue  Gesetzesvorschriften  über  die 
religiös^  Erziehung  der  Kinder  auf  alle  Kinder  Anwendung  finden, 


*  Decret  des  Mintoieriiima  der  geistlieben  Angelegenheiten  vom  38.  D«e«mber 
1810,  bei  Reyscher,  Bd.  IX,  S.  207. 

'  MinisteriiderleeB  vom  14.  September  1826,  bei  Eisenlohr,  Nr.  7i0. 


Digitized  by  Google 


ZeltUehe  Grenzen  der  Oeaetse.  459 

deren  religiöse  Erziehung  noch  nicht  abgeschlossen  ist  Selbst  Yer- 
träge,  die  nach  älteren  Gesetzen  giltig  waren,  jedoch  duroh  neuere 
Gesetze  fSr  unstatthaft  erklärt  sind,  können  im  Zweifel  unter  Herr- 
schaft des  neuen  Gesetzes  keine  rechtliche  Wirkung  ausüben;  denn 
die  rückwirkende  Ivraft  eines  Gesetzes  ist  insoweit  anzunehmen,  als 
das  neue  Gesetz  eine  Einrichtung  beseitigt,  die  der  öffentlichen  Ord- 
nung widerstreitet. 

Im  EiiiUlanp^e  hiermit  wunlo  angenommen,  dass  die  preussische  Decla- 
ration  von  1803  auch  auf  die  früher  geschlossenen  gemischten  Ehen  Anwen- 
dung fand,  „da  SS  sich  hi«r  um.  ein  ^aatsintoresse  handelt'^  \ 


*  L.  E.  W.  Schmidt,  Pimistisehea  FamUienrecht,  S.  498,  499;  W.  Borne- 

mann,  Preussischea  Civilrecht,  Bd.  V,  S.  279,  Note  6  (2.  Aufl.  1845).  Im  ent- 
gegengesetzten Sinne  erjjing  ein  Erlass  des  Justizminioteritims  (v.  Goldbeck)  an  die 
OberamtBregierung  zu  Brieig,  vom  2Ö.  Januar  iSü4  (bei  v.  Kamptz.  Jahrb.,  Bd.  LI, 
8.  105) ,  ^dass  gedftbhts  Dselftralion  mir  auf  Bolehe  Ehen  auttwenden  ist}  die  «vst 
nach  Pttblicatton  derselben  gesehlossen  sind*^. 
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Das  bante  lülil  dor  i^eltenden  Landesj^esetze  zeigt  raannijn^fache 
Reehtssätze,  die  den  Eltern  die  Bestimmung  übor  die  Tonfession  ihrer 
Kinder  mehr  oder  weniger  entzogen  haben.  Sie  beziehen  sich  theils  aus- 
schliesslich auf  Kinder  aus  ^gemisehten*  Ehen,  theils  auch  auf  andere 
Kinder.  Für  Kinder  aus  gemiachteu  Ehen  stellen  die  meisten  dieser  Lan- 
deagesetze  die  Kegel  auf,  dass  die  Kinder  in  der  Confession  des  Taters 
erzogen  weiden  sollen;  der  TormalB,  samentlieh  während  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts,  in  Dentsehland  weit  Terbreitet  gewesene  Ge- 
brauch, dass  die  Söhne  dem  Vater,  die  Töchter  aber  der  Hntteir  folgten, 
ist  nur  noch  in  Bayern,  Mecklenburg-Schwerin  und  SachBen-Gk>tha  als 
LandeagesetE  anerkannt. 

Aus  dem  Wortlaute  der  Landesgesetzc  wird  eine  richtige  Er- 
kenntniss  des  bestehenden  Rechtszustandes  noch  nicht  gewonnen.  Es 
muss  vichneiir  beachtet  werden,  ob  und  wie  die  einzelnen  Landes- 
gesetzc zur  Anwendung  kommen.  In  Eayern  und  in  den  preussi- 
schen,  vormals  bayerischen  Gebictstheilcn,  sowie  in  Waldeck,  bind  die 
Kirchenbehördeu  gesetzlich  berechtigt,  die  Befolgung  der  Staats- 
gesetze Aber  die  Oonfesaaon  der  Kinder  mit  Hllfb  der  Staatsbehörden 
,  zu  erzwingen;  sonst  ist  eine  derartige  Befagniss  gesetzlich  nicht  an- 
erkannt; es  beateht  aber  gleichwohl  im  grössten  Theile  Preussens  Streit 
über  die  lleclitsfrage,  ob  der  Geistliclikeit  eine  solche  Befugniss  zu- 
steht. Im  Königreich  Sachsen,  in  Holstein,  in  Waldeck  und  in  Lippe 
(Detmold)  sind  die  S  cliulb  e  hur  den  berufen,  darüber  zu  wachen, 
dass  die  Kinder  eine  Schule  von  derjenigen  Confession  besuchen,  der 
sie  gesetzlich  augehören;  in  anderen  Gebieten  ist  den  Schulbehörden 
eine  solche  Aufgabe  nicht  zugewiesen.  Für  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten sind  in  manchen  Gebieten  die  Verwaltungsbehörden,  in 
anderen  die  Yor  m  und  Schaftsgericht  e ,  in  noch  anderen  die 
ordentlichen  Gerichte  zustSndig.  In  manehen  Gebieten  werden 
die  GesetzesTorsohriften  streng  befolgt;  in  anderen  werden  Dispen- 
sationen vom  Landesherm  oder  vom  Ministerium  ertheilt;  in  noch 
anderen  kommen  die  GesetzesYOrschriften  überhaupt  nicht  zur  Anwen- 
dung. Eine  richtige  Anschauung  vom  geltenden  Eechtsaustande  kann 
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dadurch  erleichtert  werden,  dasa  auf  den  Wortlaut  der  einzelnen  Ge- 
setzesTOFSohriften  hingewieaen  und  bei  jeder  derselben  angegeben  wird, 
ob  und  wie  dieselbe  zur  Anwendung  kommt.  Danach  lassoi  sieb  die 
Recbtssätze  in  vier  Gruppen  sammeln. 

Am  Geaeizlielie  Yorschrlf'ten  mit  Aii«4SclilieiM»iiiig  Jeder 

elterliel&eii  ISesitimmuiig. 

Kein  einziges  der  im  Gebiete  des  deutscben  Reiches  heute  be- 
stehenden Landesgesetse  geht  soweit,  für  alle  Kinder  die  Confeasion 
dergestalt  vorzuschreiben,  dass  den  Eltern  jedes  Bestimmungsrecht  ent- 
zogen ist.  Wohl  aber  besteht  eine  derartige  Gesetzesvorschrift  im  König- 
reich Sachsen  (mit  gewissen  Ausnahmen)  fürlünderaus  ungemisch- 
te n  Ehen,  dage;2^en  im  Gebiete  des  vormalip:en  TTor/ü^thurns  Nassau 
für  Kinder  aus  gemischten  Khen  und  für  uneheliche  Kinder. 

L  Kinder  ans  nngenuBohten  Shem 

Im  Königreich  Sachsen  sind  Eltern,  die  einem  und  demselben 
Religionsbekenutülase  angehören,  in  der  Kegel  gesetzlich  verptiichtet, 
ihre  Kinder  im  nämlichen  Bekenntnisse  zu  erziehen  und  demgemäas 
in  eine  Schule  Ton  diesem  Bekenntnisse  zu  schicken.  Sie  werden  ge- 
zwungen, dieser  gesetzGohen  Vorschrift  zu  genfigen. 

2.  Kinder  aus  gemischten  £hen. 

Nach  Inhalt  des  nass  au  Ischen  Edicts  von  1808  müssen  alle 
Kinder  ans  gemisditen  Ehen  in  der  Cuufesslou  des  Vaters  erzogen 

werden,  ohne  dasa  irgend  eine  Abwolchunji;'  von  rlieser  Vorschrift  '^a- 
stattet  sein  soll.  Das  Gesetz  wollte  jeden  Zweifel  beseitigen  und 
glaubte  jeden  Keim  von  Zwisti^rkeiten  abzusc  h?ieiden ,  indem  es  eiuo 
Vorschrift  erliess,  wonach  die  Coufession  <les  Kindes  mit  dem  Au^rn- 
bliok  der  Geburt  unabänderlich  festjitelieu  solite.  Der  (jesetzeswille 
konnte  aber  nicht  durchgeführt  werden.  Ein  Zweifel  entstand,  als  ein 
Yater,  der  in  gemischter  Ehe  lebte,  seine  Confeasion  wechselte  und 
die  seiner  Ehefrau  annahm.  Nach  Wortlaut  und  Qrund  des  Gesetzes 
hätten  die  Kinder  in  dem  durch  ihre  Geburt  bestimmten  damaligen 
Glaubensbekenntnisse  des  Vaters  erzogen  werden  mflssen,  während 
beide  Eltern  eiu(>m  andern  Bekenntnisse  angehörten.  Dies  war  für 
Eltern  und  Kinder  eine  augenscheinliche  Härte,  die  durch  nichts  anderes 
als  durch  den  Willen  des  Gesetzes  gerechtfertigt  werden  konnte.  Das 
Staataministeriuüi  wich  von  dem  "Wortlaut  und  (iedanken  des  Ge- 
setzes ab,  indem  e»  im  Jahre  1828  mit  Genehmigung  des  Herzog« 
verordnete,  ein  Vater,  der  zum  Bekenntnisse  der  Mutter  übertrete,  »ei 
berechtigt,  auch  die  früher  geborenen  Kinder  in  der  jetzt  gemeinsamen 
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Confession  beider  Eltern  zu  erziehen.  In  anderen  Fallen  f&brfce  die 
Befolgung  des  Gesetzes  zn  ähnlichen  Härten.  Im  Jahre  1848  wurde 
eine  Aonilerung  des  Gesetzes  im  Sinn  der  Gewissensfreiheit  begelirt. 
Die  Abhilfe  erfolgte  nicht  durch  Gesetz,  sondern  durch  oiiion  Erlass 
des  Staatsministeriunis,  mit  Zustimmung  dos  Herzoi,'^,  Zur  Krgänziing 
dieses  Erlasses  ersriugen  später  noch  woiteri^ehend*'  A  orfü':rniigeu  der 
Yerwaltungsbehörden.  Darin  wurde  das  freie  Bestimniungfjrecht  der 
Eltern,  selbst  zu  Gunsten  der  Wittw'e,  anerkaimt,  also  der  Standpunkt 
des  Gesetzes  gänzlich  verlassen,  Eiue  äulche  Abweichung  von  der 
gesetzlichen  Yorschriffc  konnte  damals  im  Verwaltungswege  dnrehgefÜhrt 
werden,  weil  nur  Yerwaltungsbehörden  zur  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten berufen  waren,  und  diese  Behörden  den  Anweisoogen  des  Mi- 
nisteriums folgen  mussten.  Demgemäss  wurde  noch  unter  prenssiseher 
Herrschaft  im  vormaligen  Herzogthum  Nassau  für  Kinder  aus  ge- 
mischten Ehen  ein  freies  Bestimmungsrecht  der  Eltern  thatsächlich 
ausgeübt,  in  Widerspnifh  mit  dem  Wortlaut  des  formell  noch  heute 
giltigen  Oeset/es  von  IsOS.  Die  Grundlage  für  diesen  Rechtszustand 
wurde  er.schürtcrt,  als  die  preussische  Yorroundschaftaordnung  in  Kraft 
trat  (am  1.  Januar  1876).  Seitdem  lialx'n  die  y()rmiindschaftsn:erichte 
darüber  zu  wachen,  dass  bei  der  religiösen  Er/ieiiuug  der  Kinder  die 
gesetzlichen  Vorschriften  befolgt  werden.  Es  fragt  sich  daher,  ob  das 
Ediet  Ton  1808  nach  seinem  Sinn  und  Wortlaut  noch  heute  als  ge- 
setzliche Yorscfarift  gilt ,  oder  ob  die  Tormundschaftsgeriohte  auf  die 
ergangenen  Hinist^alerlasse  Büoksicht  nehmen  dürfen  und  müssen. 
Hierüber  ist  die  Kechtsprechung  schwankend.  Das  Oberland esjjjoricht 
zu  Frankfurt  hatte  bisher  nur  einmal  Gelegenheit,  sich  über  die  Frage 
auszusprechen;  in  diesem  Falle  erachtete  es  eine  grundfiät/dlrlie  Ent- 
scheidung der  Kechtsfrage  für  uiclit  erforderlich.  Es  begnügte  sich 
mit  der  Bemerkun«;-,  dass  die  forriLresetzre  rechtliche  Giltigkeit  jenes 
Edicts  „in  don  vom  Landgerielite  zu  Limburg  gegebenen  Grenzen" 
anzuerkennen  dei.  Darin  waren  aber  die  fraglichen  Grenzen  nicht 
genau  bezeichnet.  Hiernach  besteht  im  Gebiet  des  vormaligen  Her- 
zogthums Nassau  Bechtsunsicherheit  über  die  Giltigkeit  des  Edicts 
yon  1808. 

8.  Unehelich  geborene  Kinder. 

Tn  Nassau  müasen  nach  Inhalt  des  Edicts  von  IHOs  alle  unehe- 
lichen Kinder  in  der  Confession  der  Mutter  erzogen  werden.  Die 
durch  die  Geburt  bestimmte  Confession  sollte,  wie  der  Zusammenhang 
des  Edicts  erkennen  lässt,  unabänderlich  sein.  Daraus  würde  folgen, 
dass  die  durch  eme  gemischte  Ehe  legitimirten  Kinder  nach  wie 
Yor  in  der  Confession  der  Mutter  erzogen  werden  müssten.  Im  Ein- 
klang hiermit  entschied  der  Herzog  im  Jahre  1815  einen  Einzelfall 
dahin,  dass  die  „unehelich  gezeugten  Kinder  Terordnungsmässig  in 
der  ßeligion  der  Mutter  zu  erziehen**  seien.  Dagegen  durch  eine 
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sogenannte  authentische  Interpretation  (ohne  Gesetzeskraft)  vom  Jahre 
1S41  wurde  entschieden,  dass  din  durch  Heirat  legitiniirten  Kinder 
in  derRehgion  des  Täters  erzogen  werden  sollten.  Ueber  die  Frage, 
ob  die  Vormundschaftsgericlite  die  Vorschrift  des  Kdicts  nach  dessen 
Wortlaut  und  Grundgcdauken  oder  nach  der  Interpretation  von  1841 
anwenden,  hat  sich  noch  keine  Rechtsprechung  gebildet.  Andere  un- 
eheliche Kinder,  auch  die  tod  einem  Vater  anerkannten,  folgen  gesetzlich 
derjenigen  Oonfesslon,  welche  die  Matter  zur  Zeit  der  Geburt  hatte. 

In  mehreren  anderen  Beohtsgebieten  gelten  ebenfalls  Gesetzes* 
Vorschriften,  die  so  lanten,  als  müssten  uneheliche  Kinder  unbedingt 
in  der  Confesaion  der  Mutter  erzogen  werden.  Dahin  gehört  die  Vor- 
schriflk  von  §  642  II,  2,  des  preussischen  Allgemeinen  Landrechts.  Die- 
selbe wurde  vom  Kammergerichte  im  .Tahr  1883  so  verstanden,  als 
müssten  unolicliche  Kiudpr  derjenigen  Confession  folgen,  welcher  die 
Muttor  zur  Zeit  der  Geburt  aufj^chörte,  ohne  dann«  dieae  Confession 
selbst  bei  einem  Confessionswechael  der  Mutter  geünd  i  i  v  ordeu  könnte. 
Inj  Jahre  1890  dagegen  erklärte  das  Kammergerichi,  dus  Kind  müsse 
dem  Confessionswechsel  der  Mutter  folgen.  In  der  Provinz  Hannover 
und  in  Bayern  werden  ganz  fthnlieh  lautende  Gesetzesvorschriften  dahin 
ausgelegt,  dass  die  Mutter  berechtigt  sei,  die  Oonfession  ihrer  unehe* 
liehen  Kinder  zu  bestimuien.  Doch  hat  die  neueste  Rechtsprechung 
des  bayerischen  Yerwaltungsgeriohtshofes  Bedenken  gegen  diese  Aus- 
legung angeregt. 

B«  Oesetasltelie  Vorsehrlft  als  Regel,  und  bindender 
Tertraif  als  elnxtge  Ausnahme« 

1  Einder  aua  gemisohten  Ehen. 

Vertrage  über  die  confessionelle  Erziehung  der  Kinder  sind  in 
der  Regel  un^ltig,  so  dass  ein  gerichtlicher  Zwang  zur  Erfüllung 
solcher  Terträge  nicht  stattfindet,  weil  dieselben  der  Rechtsordnung 
widerstreiten.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  besteht  für  Kinder 
aus  gemischten  Ehen  in  den  preussischen  Gebieten  der  Amtsgerichte 
zu  Frankfurt  a.  M.,  Orb,  "Weyhers,  Hilders  und  Biedenkopf,  ferner  in 
den  Köiii'jrcicdion  Bayern,  Sachsen  und  "Württemberg:,  in  den  Gross- 
herzo^ninmiern  llossen,  Meeklenburfr-Schwerin  und  Saclisen-Weimar, 
in  Waldock  und  in  Lippe  (Detmold)  \  In  diesen  Gebieten  müssen 
die  Kinder  aus  einer  gemischten  Ehe  in  der  Confession  erzogen  werden, 
die  durch  giiiigeu  Vertrag  bestimmt  ist ;  in  Ermangelung  eines  solchen 
Yertrages  müssen  in  Bayern,  Mecklenburg'^ohwerin  und  in  den  Ge- 

'  Die  betrofTondt  ri  Gesetze  stammen  zumeist  aus  den  ersten  Jahrzehnten  dieses 
Jahrhunderts,  nämlich  in  Württemberg  von  180Ö,  in  Frankfurt  von  1811,  in  Bayern 
von  181^  in  Meektonburg-Schweria  von  1821,  tm  OroMhenoethuin  Hessen  von  1826 
und  im  KOoigrdoli  Saohsen  von  1836 ,  nnr  in  SMhien>Weinwr  ans  spUerer  Zeit» 
nttinlich  von  1867. 
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bieten  der  preuaaischen  Amtsgerichte  zu  Orb,  "Weyhers  und  HiUlert* 
die  Söhne  dem  Glaubeosbekenntnias  des  Tatüra,  dage£:<*n  die  Töchter 
dem  der  Mutter,  iu  deu  übrigeo  geuamiteu  Gebieten  aiiu  Kinder  dem 
Glaubens  bekenn  tniss  ded  Vaters  folgen. 

Der  Wortlaut  der  Qeaetze,  die  in  den  geaaimteii  Oebieten  Aber 
die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aua  gemiachten  Eben  gelten,  könnte 
an  der  YorstelluDg  verleiten,  die  RechtszuataDde  in  diesen  Gebieten 
müsaten  gleichartig  sein.    Dem  ist  aber  nicht  ao. 

Aus  den  Gebieten  der  preuBaiachen  Amtsgerichte  zu  Frankfurt 
a.  M.  und  Biedenkopf,  ferner  aus  Mecklenburg-Schwerin, 
Wal  deck  und  T^ippe  (Detmold)  ist  keine  Nachricht  darüber  zu 
erlangen,  ob  dorr  die  betreffenden  Gesetzesvoristhritten  überhaupt  be- 
folgt und  ani;evvendet  werden.  Seit  Menschengedenken  sind  dort 
gerichtliche  Streitigkeiten  über  die  religiöse  Erzieliiui'j^  der  Kinder  aus 
gemischten  Eheu  nicht  vorgekommen.  Selbst  in  Trunkturt  a.  M.,  wo 
seit  dem  1.  Januar  1876  die  preuBaiacheTormondaehaftaordnttug  (ebenao 
wie  in  der  ganzen  übrigen  Monarchie)  in  Geltung  steht  und  gemiachte 
Ehen  zabbeich  sind,  hatten  die  YonnundaohafUriehter  in  preusaiacher 
Zeit  niemals  derartige  Streitigkeiten  zu  entscheiden.  Wenigstens  ist 
darüber  am  dortigen  Amtsgerichte  aus  preussischer  Zeit  nichts  zu 
ermitteln.  Es  ruhen  also  in  diesen  Gebieten  die  Streitigkeiten  über 
confessionelle  Erziehung. 

In  Württemberg  kunn  ein  Vertrag-  über  die  religiöse  Erzieliung 
der  Kinder  aus  einer  gemischten  Ehe  vor  oder  nach  Eingehung  der 
Eile  geschlossen  und  geändert  werden.  Ein  sukher  Vertrag  rouss, 
um  rechtögiltig  zu  jjein,  vor  der  „Obrigkeit''  des  31anues  oder  Bräu- 
tigams, das  heisst  vor  dem  zuständigen  Amtsgerichte  oder  vor  dem 
OrtsTorstande,  geschlossen  werden.  Allein  thatsachlich  Verden  solche 
YertrSge  selten  errichtet ,  weil  die  Eltern  nicht  gehindert  werden, 
die  religiöse  Ersiehnog  ihrer  Kinder  frei  zu  bestimmen.  Weder  den 
Polizeibehörden,  noch  den  Schulbehörden,  noch  den  geistlichen  Oberen 
wird  die  Befugniss  zugestanden,  die  Eltern  in  der  religiösen  Erziehung 
ihrer  Kinder  zu  beschränken  und  von  ihnen  die  R.'fol;^''iing  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  zu  verlangen,  wonach  alle  Kinder  in  der  Religion 
des  Vaters  erzogen  werden  sollen.  Thatsächlich  können  die  Eltern 
sieh  darüber  einigen,  in  welcher  Confession  sie  ihre  Kinder  erziehen 
wollen.  Beide  kuuaen  zwar  einseitig  vuu  einer  derartigen  Einigung 
jederzeit  zurücktreten  und  die  Befolgung  der  gesetzlichen  Vorachriit 
verlangen.  Allein  derartige  Klagen,  die  von  der  Frau  gegen  den 
Mann  erhoben  werden  könnten,  sind  in  Würtiemberg  unbekannt. 
Selbst  nach  dem  Tode  dea  Vaters  kommen  Streitigkeiten  zwischen 
der  Mutter  und  dem  Vormunde  nur  selten  vor,  da  die  württem* 
bergischen  Vormünder  und  Waisengerichte  sich  nicht  leicht  veranlasst 
finden,  die  mütterliche  Erziehung  zu  überwachen.  Für  Württemberg 
kann  daher  behauptet  werden,  das»  dort  in  Beziehung  auf  die  reli- 
giöse Erziehung  von  Kiudem  aus  gemischten  Ehen  im  ganzen  l'rieden 
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herrscht,  und  zwar  nicht  etwa  ans  dem  Chnmde,  weil  dort  Verträge 
gesetzlich  bindend  sind,  sondern  deshalb,  weil  solche  Yertrfige  selten 
errichtet  werden,  nnd  weil  den  Eltern  thatsSohlieh  freisteht,  sieh  ohne 
bindenden  Yertrag  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  jederzeit 
zn  verständigen. 

Ganz  andere  Wirkungen  haben  die  Gesetzesvorschriften  über  die 
Giltigkeit  der  Vorträge,  ungeachtet  ihros  ähnlichen  Wortlautes,  in 
Bayern,  im  Königreich  Sachsen,  im  Grosäherzogthum  Hessen  und  in 
Sachsen- Weimar. 

Im  Groüöhürzügtlium  Hessen  (sowie  ira  Gebiet  des  preussis«  iicu 
Amtsgerichts  zu  Biedenkopf)  und  in  Sachsen- Weimar  werden  A^ertrjige 
als  reehtSTerbindlich  nnd  unabfinderlich  angesehen,  wenn  sie  vor  Ein- 
gehung der  Ehe  ui  gehöriger  Form  errichtet  sind*  Barans  entstand 
m  beiden  Grossherzogthümem  ein  unerquicklicher  Bechtszustand.  In 
Hessen  machte  die  Kegierung  dreimal  den  Versuch,  an  Stelle  der  Ver- 
ordnung von  1826  ein  Gesetz  zu  erlassen  und  dadurch  die  bindende 
Kraft  der  Vortrap:e  zu  beseitigen.  Die  Versuche  scheiterten  an  der 
Uneinigkeit  der  Kammern  über  die  Hauptgrund sätze  des  Entwurfs, 
namentlich  über  die  ün^-ilti^keit  der  Verträge.  Zur  Beseitigung  der 
grössten  Härten  greift  die  Regierung  zu  dem  Nothbehclfe  der  Dis- 
pensationen, deren  Zulässigkeit  zu  bestreiten  ist.  in  Sa cli s eu- Wei- 
mar liaL  dit;  Eriuhrun^^  gelehrt,  dass  die  Grundlagen  des  Gesetzes 
Ton  1857  unhaltbar  sind.  £s  vnrd  dort  ein  neues  Gesetz  vorbereitet. 
Darin  soll  die  Ungtltigkett  Ton  Vertragen  Aber  die  Confession  der 
Emder  anerkannt,  also  zu  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Bechts  zu- 
rückgekehrt werden. 

Im  Königreich  Sachsen  können  Vertrage  Tor  oder  nach  Ein- 
gehung der  Ehe  geschlossen  werden.  Sie  müssen,  um  giltig  zu  sein, 
an  rJeriehtsstelle,  vor  dem  zuständigen  Rieliter  dos  Bräutigams  oder 
Ehemannes,  errichtet  werden.  In  derselben  Form  iöt  die  Aufliebung 
oder  Aenderung  eines  Vertrages  möglich.  Solche  Verträ^-e  gelten  nur 
für  diejenigen  Kinder,  die  noeli  nicht  sechs  Jahre  alt  oder  noch 
nicht  geboren  siudj  die  Confession  eines  sechs  Jahre  alten  Kindob 
kann  durch  den  Willen  der  Eltern  nicht  geändert  werden.  Soweit 
kein  giltiger  Vertrag  geschlossen  ist,  müssen  die  Kinder  in  der  Con- 
fession des  Vaters  erzogen  werden.  Die  Eltern  werden  gezwungen, 
ihre  Kinder  in  eine  Schule  derjenigen  Confession  zn  schicken,  die  den 
Kindern  durch  Vertrag  oder  Gesetz  bestimmt  ist.  Den  Inhalt  der  ge- 
setzlichen Vorschriften  erfahren  viele  Eltern  erst,  wenn  es  gesetzlich 
zu  spät  ist,  einen  Vertrag  zu  errichten;  daher  muss  das  Kind  in  der 
Confession  des  Vaters  erzogen  werden,  auch  wenn  die  Eltern  darüber 
einii^  sind,  daas  f5ie  ilire  Kinder  in  der  Confession  der  Mutter  erziehen 
Wüllen,  (ieaetzlicli  kinuen  die  Eltern  ihren  Willen  niclit  durchsetzen. 
Hatten  sie  gemeint,  sie  hätten  selbst  über  die  rcligiöae  Erziehung  ihrer 
Kinder  zu  entscheiden,  so  beruhte  dies  auf  Unkenntniss  des  Gesetzes, 
die  nicht  entschuldigt  wurd.  Nur  im  Gnadenwege  können  die  Eltern 
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anf  gromoinsnüies  l]it^^•l■su(•h  die  Erlaubniss  erlanjreTi,  ihre  bereits 
sechs  Jiilire  alten  Iviuder  in  der  Confession  der  Mutter  zai  orzichen, 
wenn  sie  durch  gericluliclien  Yertrap  vereinbaren,  dass  aucli  die  jünge- 
ren Kinder  in  der  Cunfession  der  Murr*  r  erzogen  werden  boUen.  Dies 
Auskuüttbinittel  widerspricht  dem  Grundgedanken  des  Gesetzei».  Es 
ist  daher  gesetzlich  für  unstatthafit  zu  erachten.  Doch  erklärt  es  sich 
ab  Kotfabehelf,  zur  Beseitigung  der  HiBsstfinde,  zu  denen  die  Befolgung 
des  Qesetzee  führt.  —  Nach  dem  Tode  des  Yaters  oder  der  Untier 
wird  die  Gnade  des  Königs  selten  angerufen  und  verlialtniflsmaesig 
selten  gewährt,  weil  die  Regiening  annimmt,  es  sei  nicht  zu  hilligen, 
dass  der  überlebende  Vater  oder  die  überlebende  Mutter  Yon  dem 
giltig^  «geschlossenen  Vertrage  einseitig  zurücktrete.  Es  wird  also  nicht 
anc  rk  innt,  dass  eine  Gewissensptlicht  den  Vater  oder  die  Matter  zur 
Verlt-r/iiug  des  Vertrages  veranlafisen  kann. 

in  Bayern  und  in  den  preuäsisclieu,  vürinals  bayoritsuheu  Gebiets- 
theilen  müssen  Kinder  aus  gemischton  Ehen  in  derjenigen  Confestsioii 
erzogen  werden,  die  durch  giltigen  Ehevertrag  oder  durch  aonstigeo 
giltigen  Vertrag  bestimmt  ist.  Sonst  müssen  die  Söhne  dem  Tater, 
und  die  Töohter  der  Mutter  folgen.  Zur  Erfüllung  dieser  Yerpfllch* 
tnngen  wird  der  Vater  oder  die  Mutter  auf  Antrag  des  zuständigen 
Pfarrers  Ton  den  Staatshehördeu  gezwungen.  Der  Zwang  erfüllet  in 
den  preussischen,  vormals  bayerischen  Gebietstheilen  nach  den  Vor- 
schriften der  preussischen  Vormundschaftsordnung,  dagegen  in  Bayern 
nach  den  Vorschriften  der  deutschen  Oivilproeessordnung  über  ZwariL'-s- 
vollstreekuni;  zur  Erzwin^inii;'  von  Handlungen.  So  werden  die  Kitern 
geuüthigt,  ilire  Kinder  in  den  ReiigionBuntcnicht,  in  die  Kirche  und 
zu  den  Saeramcuten  derjenigen  Confession  zu  schicken,  welcher  die 
Kinder  auf  Grund  eines  giltigeu  Yertrageb  oder  nach  gesetzlicher  Vor- 
schrifl  angehören.  Die  Wirksamkeit  des  Vertrages  wird  durch  den 
Tod  des  Taters  oder  der  Mutter  nicht  aufgehoben,  sondern  sogar 
yerscharft.  Denn  spätestens  durch  den  Tod  des  Taters  oder  der 
Mutter  wird  der  Tertrag  unabänderlich.  Ein  katholischer  Mann,  der 
in  erster  Ehe  mit  einer  Protestantin  verheiratet  war  und  die  OTange- 
lische  Erziehung  der  Kinder  durch  giltigen  Vertrag  Tersproch«i  hatte, 
rauss  diesen  Vertrag  auch  dann  erfüllen,  wenn  die  Mutter  im  ersten 
Kindbette  starb,  die  zweite  Ehefrau  (wie  er  selbst)  katholisch  ist,  und 
die  Kinder  zweiter  Ehe  katholisch  erzogen  werden.  Ebenso  muss  ein 
evangelischer  Mann,  der  in  erster  Ehe  mit  einer  Katholikm  \  erheiratet 
war,  während  seine  zweite  Ehefrau  evangelisch  i^t,  die  Kinder  erster 
Ehe  katholisch  erziehen,  wenn  dies  durch  giltigen  Vertrag  vereinbart 
war;  hatte  er  einen  solchen  Tertrag  nic^t  geschlossen,  so  muss  er  die 
Töehter  erster  Ehe  katholisch,  dagegen  die  Söhne  evangelisch  erziehen. 

Haoh  der  Bechtsprechung  des  bayerischen  «Terwaltungsgericfats* 
hofes  ist  ein  Tertrag  über  die  religiöse  Erziehung  von  Kindern  aus 
einer  gemischten  Ehe  nur  dann  gütig,  wenn  er  den  für  Eheverträge 
geltenden  Vorschriften  entspricht,  die  in  den  einzelnen  Theilen  des 
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KönigreichB  Terachieden  sind.  In  der  Bheinpfiilz  ktmn  ein  Eheyertrag 
nnr  yor  der  IShe  und  nur  in  notarieller  Form  giltig  geschlossen  werden. 
Folglich  wird  nach  der  Kechtspreohung  des  Yerwaltungsgerichtshofes 

ein  Tor  der  Ehe  in  der  Pfalz  giltig  geschlossener  Vertrag  schon  mit 
Eingehnng  der  Ehe  nnabänderlich.  Daher  werden  beide  Eltern, 
die  von  dem  Yorfrag'e  zurfiektrefen  wollen  und  über  die  religiöse  Er- 
ziehung ihrer  Kinder  einig  sind,  doch  auf  Antrac:  des  zuständigen 
Pfarrers  durch  die  Staatsgewalt  gezwungen,  ilire  Kinder  in  derjenigen 
Confession  zu  erziehen,  die  durch  Vertrag  vor  der  Ehe  festgesetzt 
wurde.  Die  Eltern  müssen  ihre  Kinder  in  den  üeligiunf^imterricht,  in 
die  Kirche  nnd  zu  den  Sacramenten  der  durch  Vertrag  bestimmten 
Confession  schieken,  auch  wenn  sie  beide  es  fSr  eine  Gewissenspflicht 
erachten,  die  Kinder  in  einem  andern  Bekenntnisse  zu  erziehen.  Selbst 
die  Ghiade  des  Staatsoberhauptes  kann  hier  nicht  helfen,  da  die  Befug- 
niss,  Ton  Befolgung  der  gesetzlichen  Torschriften  zu  dispensiren,  dem 
Staatsoberhaupte  nicht  zugestanden  wird.  Ist  in  der  Pfalz  kein  nota- 
rieller Vertrag  vor  der  Ehe  über  die  Confession  der  Kinder  geschlossen, 
80  müssen  nach  der  nämlichen  Rochtsprochung  die  Söhne  in  der  Con- 
fession des  Vaters,  und  die  Töcliter  in  der  Confession  der  Mutter  er- 
zogen weiden;  die  Eltern  werden  gezwungen,  diese  Verpflichtung  zu 
erfiilleu;  diesen  Gewissenszwang  können  sie  nur  dadurch  abwenden, 
dass  sie  auswandern. 

In  Bayern  werden  Kinder,  die  in  der  katholischen  Kirche  er- 
zogen wurden,  bereite  gebeichtet  haben,  zur  ersten  Communion  ge- 
gangen sind  und  das  Sacrament  der  Firmung  empfangen  haben,  nichts- 
destoweniger auf  Antrag  des  protestantischen  Pfarrers  genöfhigt,  den 
protestantischen  Keligionsunterricht  und  Gottesdienst  zu  besuchen  und 
eich  in  der  protestantischen  Kirche  confirmiren  zu  lassen,  wenn  ihnen 
die  protestantische  Confession  durch  Vertrag  oder  Gesetz  zugetheilt 
war;  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  können  in  solchem  Falle  die 
Eltern  gezwungen  werden,  ihren  Kindern  nachträglich  eine  protebtan- 
tischo  Erziehung  zu  gebt ü.  Ebenso  werden  Kinder,  die  in  der  pro- 
teütantiöcheü  Kirche  conürmirt  wurden,  auf  Antrag  des  katholischen 
Pfarrers  zur  Theilnahme  am  katholischen  Beh'gionsunterrichte  und  zu 
katiiolischen  Keligionsübungcu  gezwungen,  wenn  ihnen  durch  Vertrag 
oder  Gesetz  eine  katholische  Erziehung  bestimmt  war.  Die  jedem 
BSnwohner  des  Beiehes  in  der  bayerischen  Verfassungsurkunde  zu- 
gcsi  ]  (  f-te  „Tollkomraene*  Gewi«seusfr(;iheit  erleidet  eine  Ausnahme 
für  Eltern  und  Kinder  auf  Grund  der  zweiten  Verfassungsbeilage.  Im 
(iebiet  der  prcussischen  Amtsgerichte  zu*  Orb,  Weyhers  und  Hilders 
kann  der  Vater  zufolge  einer  Klage  des  zuständigen  Pfarrers  gezwungen 
werden,  die  iiinder  in  der  durch  Vertrag  oder  Gesetz  bestimmten 
Confession  zu  erziehen;  denn  für  einen  solchen  Keehtsstreit  ist  der 
Rechtsweg  nicht  ausgeiichlossen.  Ist  der  Vater  gestorben,  so  kauu 
die  gesetzmässige  reUgiöse  Erziehung  in  dem  bezeichneten  preussbchen  ' 
Gebiete  ebenfalls  erzwungen  werden,  jedoch  nicht  nach  den  Vorschriften 

80» 


Digitized  by  Google 


468 


Elfter  Abschnitt.  RttokbUck. 


<lor  ('ivilproopj^sordnung,  sondorii  mit  den  io  der  Yormundscliaftsord- 
DUBg  aagog^ebeuen  Zwangsmitteln. 

Die  Bemühung,  nachzuweisen,  dass  die  bayerisclien  Gesetzesvor- 
schriften ^eino  Beeinträchtiguug  der  grundsätzlichen  Gewissensfreiheit^ 
nicht  enthielten*,  war  vergeblich. 

Fflr  den  Fallf  dass  In  einer  gemischten  Ehe  der  Tater  oder  die 
Hntter  das  Religionsbekenntnlss  wechselt,  enthalten  die  Landes* 
gesetze  von  Wilrtteinberg,  Hessen  und  MeeUenharg^Schwerin  keine 
besonderen  Torschriften,  Daraus  darf  gefolgert  werden,  dass  in  diesen 
Bundesstaaten  die  Gesetzesvorschriften  über  die  in  einer  gemischten 
Ehe  geborenen  Kinder  auch  dann  noch  zu  bofoltren  sind,  wenn  die  Ehe 
durch  Oonfcssionswechsel  des  Vaters  oder  der  3hitter  aufhört,  eine  ge- 
mischte zu  sein.  —  In  B  a  y  r  v  n  it^t  zu  unterscheiden,  (3b  die  Ehe  nach  dem 
Confessionswechsel  noch  geuiisclit  bleibt,  oder  ob  sie  dadurch  ungemischt 
wird.  Solange  die  Ehe  nach  dem  Confessionswechael  noch  gemischt 
bleibt,  ist  ein  über  die  Confession  der  Kinder  geschlossener  Vertrag 
nach  wie  vor  verbindlich,  so  dass  die  Kinder  auch  femer  in  der  durch 
diesen  Tertrag  bestimmten  Oonfession  ensogen  werden  müssen.  Ist 
kein  giltiger  Tertrag  geschlossen,  so  folgen  die  Sohne  dem  nenen  Be- 
kenntnisse des  Taters,  nnd  die  Töchter  dem  nenen  Bekenntnisse  der 
Mutter.  Geht  dagegen  ein  Ehegatte  zur  Oonfession  des  andern  über, 
so  dass  die  Ehe  nicht  mehr  gemischt  ist,  so  wird  der  Tertrag  liiu- 
fällig,  und  es  steht  dann  den  Eltern  frei,  die  Oonfession  ihrer  Kinder 
zu  bestimmen.  —  Im  Königreich  Sachsen  erlangen  die  Eltern  in 
einom  solchen  Falle  ^die  Freiheit,  ihre  Kinder  in  der  ihnen  nun  ge- 
meinschaftlichen Confession  zu  erziehen,  auch  wenn  dieselben  bisher 
einen  andern  Religionsunterricht  erhalten  hätten".  —  In  Sachsen- 
Weimar  sollen  die  noch  nicht  zum  Genüsse  des  Abendmahls  zuge- 
lassenen Kinder  der  nenen  Oonfession  des  Eltempaares  folgen,  dagegen 
die  bereits  zum  Genüsse  des  Abendmahles  zugelassenen  in  der  bis- 
herigen Oonfession  verbleiben. —  In  Frankfurt  a.  M.  sollen  die  noch 
nicht  zwölf  Jahre  alten  Kinder  der  Beligionsänderung  folgen,  dagegen 
di('  älteren  bis  zum  Alter  von  sechzehn  Jahren  (dem  Untersoheidunge- 
alter)  „den  frühern  Beiigtonsunterricht  fortgeniessen**. 

t  EtttBcbefdung  des  bayerischen  VenraltuDgagerlehishofee  vom  27.  NoTember 

18??5,  Sammhinc:,  Bd.  VII,  Nr.  3,  S.  11— Ifl.  Darin  wurde  titjsgefllhrt,  dass  die  Vor- 
schriften des  Religionsedicts  vom  24.  Mai  1809  und  der  zweiten  Yerfassungsbeilage 
vom  26.  Mai  1818  Uber  die  religiöse  Erzi«hang  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  im 
wesaitlielm  mit  den  entspreehendai  Vorsebriften  der  Verordnmig  vom  18.  Mai  IBOH 
übcreinatimmtCTi  (was  richtig  ist);  weifer  wuido  Tiohanptet,  in  der  Bpfugniss  der 
Eltern,  die  gesetzliche  Vorschrift  „durch  gegenseitig  liiiidpuile,  liinsichtlicli  ilirer  Form 
nach  den  Normen  des  Civilrecbts  über  Ehepacten  zu  beurtheileude  Vereinbarungen 
«vszttftehUeeeen**,  ad  „der  bereits  damale  grandsltilieb  anerkannt«!!  Frelbelt  des  Ge- 
wissens .  .,  allerdings  mit  cK-r  durch  den  Zweck  der  gesetzlichen  Regelung  gebotenen 
Forderun;:  einer  die  Sicherung  des  Recht?znstandrs  bewirkenden  Vertragaform,  Kecb- 
uung  getragen''.  Aiiein  gerade  aus  diesen  üemerkungen  über  die  vermeintlich  nuth- 
wendigen  FormToradiriften  geht  deutUoIi  hervor,  daas  die  Oewiaaenefrelbeit  nnr  mit 
erheblichen  Beaehribiknngen  Anerkennnag  gefiinden  hat. 
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Wird  eine  ursprünglich  ungemischte  Ehe  dadurch  gemischt,  dass 
der  Vater  oder  die  Mutter  die  Confession  wechselt,  so  ist  dies  im 
Königreich  Sachsen  „auf  die  bis  dahin  geborenen  Kinder  ohne 
allen  Einflusa;  und  es  darf  auch  durch  üebereinkunft  nichts  hiorinnen 
geändert  werden".  Selbst  die  erst  später  ji^eboreuen  Kinder  müssen 
in  der  Regel  in  der  früheren  Confession  beider  Eltern  erzogen  werden; 
nur  dies  können  die  Eltern  durch  .Vertrag  ändern.  Eine  derartige 
Vorschrift  ist  in  den  Landesgesetzen  von  Frankfurt  a.  M.,  Bayern, 
Württemberg,  Hessen,  Mecklenburg,  Saehsen^Weimar 
und  Lippe  (Detmold)  nicht  zu  finden;  die  in  den  bezeichneten  Ge- 
bieten geltenden  Vorschriften  sind  vielmehr  dabin  zu  yerstehen,  dass 
sie  auf  alle  Eltern,  die  in  gemischter  Ehe  leben,  zur  Anwendung  kom- 
men, obwohl  die  Ehe  zu  der  Zeit,  als  die  Kinder  geboren  wurden,  noch 
nicht  gemischt  war.  So  ist  z.  B.  in  Bayern  und  in  den  preussischen, 
vormals  bayerischen  Gebietstheilen,  solange  beide  Eltern  katholisch  sind, 
der  Vater  berechtigt,  die  Kinder  protestantisch  zu  erziehen ;  wird  er 
aber  selbst  protestautisch,  und  versäumt  er,  einen  gütigen  Vertrag  mit 
seiner  katholischen  Ehefrau  zu  errichten,  so  niuss  er  die  bisher  prote- 
fltautidch  erzogenen  Töchter  fortan  katholisch  erziehen. 

F&r  die  durch  eine  gemischte  Ehe  legitimirten  Einder  gelten 
zumeist  dieselben  Vorschriften,  wie  für  die  in  der  Ehe  geborenen 
Kinder,  und  zwar  in  Bayern  und  im  Königreich  Sachsen  nach  aus- 
drücklicher Gesetzesvorschrift,  wahrend  jener  Grundsatz  in  Frankfurt 
a.  M.,  in  Württemberg,  im  Grossherzogthum  Hessen,  in  Mecklen-  ' 
burg-Schwerin  und  in  Lippe  (Detmold)  aus  dem  Zusammenhange  der 
Landesgesetze  zu  entnehmen  ist.  Im  Königreich  Sachsen  er- 
geben sich  daraus  auffallende  ^Vil•kungeu.  Ist  dort  ein  Kind  zur 
Zeit  der  Heirat  sechs  oder  neun  Jahre  alt,  so  muss  es  die  Con- 
fession  wechseln;  dies  können  die  Eltern  durch  Vertrag  nicht  ab- 
wenden. Ist  dagegen  ein  Kind  zur  Zeit  der  Ileirat  bereits  zehn 
Jahre  alt,  und  ist  es  bis  dahin  ununterbrochen  (wie  das  Gesetz 
verlangte)  im  Religionsbekenntnisse  der  Mutter  erzogen  worden,  so 
muss  es  in  diesem  Bekenntnisse  verbleiben.  Die  Gnade  des  Königs 
gestattet .  den  Eltern  auch  im  eistem  Falle,  die  bisherige  religiöse 
Erziehung  des  Kindes  fortzusetzen,  jedoch  nur  dann,  wenn  die 
Eltm  sich  durch  giltigen  Vertrag  verpflichten,  die  in  der  Ehe  ge- 
borenen Kinder  ebenfalls  im  Glauhensbekenntnisse  der  Mutter  zu 
erziehen.  Es  wird  also  nicht  gestattet,  das  durch  die  Ehe  logitiniirte 
Kind  in  der  Confession  der  Mutter,  worin  es  bis  zur  Heirat  erzogen 
wurde,  zu  belassen,  wenn  die  in  der  Ehe  geborenen  Kinder  in  der 
Confession  des  Vaters  erzogen  werden  sollen. 

In  Sachsen-Weimar  sollen  die  durch  eine  gemischte  Ehe  legi- 
^mirten  Kinder,  wenn  sie  „noch  nicht  zum  Genüsse  des  heiligen  Abend- 
mahle zugelassen  sind*^,  in  der  Confession  des  Vaters  erzogen  werden, 
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YorbebBUlioh  des  Rechts  der  Eltern,  duroh  Vertrag  yor  Eingebung  der 
Ehe  fKr  aUe  Kinder  sa  Tereinbnrcn,  dass  sie  in  der  Confession  der 
Mntter  erzogen  werden  sollen.  Das  Geaets  setEt  als  selbstverständ- 
lich voraus,  dass  Kinder,  die  bereits  zum  Genussf  des  Abendmahls 
zugelassen  sind|  in  ihrem  bisherigen  Glaubensbekenntnisse  verbleiben. 

3.  üneheliohe  Kinder. 

Im  Königreich  Sachsen  bestehen  ausfÜhrUche  Gesetzesvor- 
acbriften  über  die  Confession  der  Brauikinderf  deren  Eltern  gemisoh* 
ter  Confession  sind  oder  waren.  Das  Glanbensbekenntniss  solcher  Braut- 
kinder kann  durch  bindenden  Vertrag  bestimmt  werden,  nach  denBoIben 
Vorschriften,  die  für  Kinder  aus  gemischter  Ehen  gelten;  ist  ein  gil- 
tiger Vertrag  nicht  geschlossen,  eo  müssen  Brautkinder  in  der  Confes- 
sion des  Ueberlebenden  erzogen  werden.  Nach  dem  Tode  beider  Eltern 
folgt  das  Brautkind  der  Konfession  der  Muttor;  doch  nn^^h  hieryn  ist 
eine  Ausnahme  geset'/lich  bestimmt.  Derartige  besondere  Vorschriften 
für  Brautkinder  tVlilcn  in  deu  übrii;en  I^ndesgesetzen. 

Ist  das  uneheliche  Kind  vun  einem  Vater  „auerkannt",  der 
einem  andern  Glaubeusbekenntnisse  als  die  Mutter  zugethan  ist,  so 
gelten  für  die  Confession  eines  solchen  Kindes  in  Bayern  die  näm- 
lichen Vorschriften,  wie  für  Kinder  aus  gemischten  Ehen.  Also  kann 
die  Confession  eines  solchen  Kindes  durch  bindenden  Vertrag  der 
Eltern  bestimmt  werden.  Ist  ein  giltiger  Vertrau-  nicht  geschlossen,  so 
folgen  die  Sühne  der  Confession  des  natürlichen  Vaters,  die  Töchter 
aber  dem  Glaubensbekenntnisse  der  Mutter. 

4.  Angenommene  Kinder 

In  Bayern  bestehen  besondere  (Tesotzosvorschriften  über  die 
Confession  der  Findlinge  und  derjenigen  „uutürliciien"  Kinder, 
deren  Mutter  unbekannt  ist.  Unter  den  „natürlichen*  Kindern  im 
Sinn  dieser  Vorschrift  sind  alle  Kinder  zu  verstehen,  deren  Mutter  an- 
bekannt ist,  da  die  I^age,  ob  eine  unbekannte  Mutter  verheiratet  oder 
unverheiratet  war,  sieh  nicht  feststellen  lässt.  Es  ist  unklar,  welcher 
Unterschied  im  Sinn  des  Gesetzes  zwiBoh'  n  wichen  Kindern  und  Find- 
lingen bestehen  soll.  Mit  beiden  Ausdrücken  zusammen  sollten,  wie 
es  seheint,  n!ifo:efundene,  von  den  Eltern  Terlassene  Kinder  bezoiehnet 
werden.  Dieselben  „folgen  der  Relii^ion  desjenigen,  welcher  das  Kind 
aufgenommen  hat,  soierne  er  einer  der  öffentlich  eingeführten  Kirchen 
angehört,  oder  der  Religion  des  Findlingsinstituts,  worin  sie  erzogen 
werden.  Ausser  diesen  Fällen  richtet  sich  ihre  Religion  nach  jener 
der  Hehrheit  der  Einwohner  des  Findungsortes.'* 

In  Bayern  müssen  Pflegekinder  nach  jenem  Glaubensbekennt- 
nisse erzogen  werden,  „welchem  sie  in  ihrem  vorigen  Stande  zu 
folgen  hatten*,   ffir  die  durch  adoptio  plena  oder  arrogaHo  ange- 
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nommenen  Kinder  ist  keine  besouckrc  Vorschrift  erlassen.  Folglioh 

ist  anzunehmen,  dass  die  Confession  adoptirter  Kinder  von  dem  Glan* 
bonsbekenntnisse  ihrer  leiblichen  Eltern  abhängt,  dass  daher  die  ge- 
setzlichen Yorschrifton  über  die  rolicriöse  Erziehung  der  Kinder  ans 
<s:emiächten  Ehen  durch  Adoption  eines  solchen  Kindes  keine  Aus- 
nahme erleiden. 


C  CSestetzliche  >  orMc]irift  inil  iHi^^iultuiig  freier 

Hinigniig  der  £lterii. 

Im  Geltungsbereiche  der  preussiachen  Declaration  vom  21.  No- 
vember 1803  sollen  Kinder  aus  gemischten  Eheu  in  der  Confession 
des  Vaters  unterrichtet  werden.  (Das  Gesetz  bezieht  sich  nicht  auf 
die  fresammte  religiöse  Krzicluini^ ,  sondern  es  beschränkt  sich  auf 
Vorschritlten  über  den  lieligiunsunterricht.)  Zu  einer  Abweichnns:  von 
der  tT'^Hetzlichen  Vorschrift  kr>nnt>n  sich  die  Eltern  durch  Vertrag  nicht 
verpfiu'liten.  Jcdocli  liat  jiienuind  das  Recht,  den  Eltern  zu  wider- 
sprechen, solange  sie  über  den  ihren  Kindern  zu  ertheileuden  Keligions- 
unterricht  einig  sind.  !ffiemach  ist  eine  unter  den  Eltern  thatsachlich 
getroffene  Einigung  ftlr  die  Eltern  nicht  bindend.  Der  Täter  kann 
jederzeit  von  einer  solchen  Einigung  einseitig  zurücktreten  und  'die 
Kinder  in  seiner  Confession  unterrichten  lassen.  Auch  die  Mutter 
würde  berechtigt  sein,  dem  Vater  gegenüber  zu  verlangen,  dass  die 
Kinder  nicht  mehr  nach  der  bisherigen  Einigung,  sondern  fortan  nach 
der  gesetzlichen  Vorschrift,  das  heisst  in  der  Oonfesi^ion  des  Vaters, 
unterrichtet  würden.  Doch  liegt  thatsächlich  für  die  Mutter  nicht  leicht 
eine  VcranUi-isung  vor,  von  diesem  Rechte  Gebrauch  zu  machen. 
Daher  hat  die  gesetzliche  Vorschrift,  wenigstens  bei  Lebzeiten  beider 
Eltern,  in  den  meisten  Fällen  die  nämliche  Wirkung  ,  als  hätte  das 
Gesetz  dem  Vater  die  Bofugniss  zugeschrieben,  die  Confession  der 
Kinder  zu  bestimmen.  Erst  nach  dem  Tode  des  Taters,  inTormund- 
sohaftssachen,  entsteht  häufig  Streit  über  die  Frage,  in  welchem 
Glaubensbekennfoisse  die  Kinder  zu  unterrichten  sind.  Solche  Streitig* 
keiten  würden  fast  ganz  Tersohwinden ,  wenn  zwei  Gründsätze  allge- 
meine Anerkennung  fönden,  die  einer  richtigen  Gesetzosauslegung  ent- 
sprechen: erstens,  dass  die  Einigung  der  Eltern  bei  deni  Tode  d(  s  Vaters 
ihre  Wirkung  behält,  und  zweitens,  dass  den  nei.-^rlieheu  kein  lieclit 
zusteht,  gegen  Anordniiniien  der  Vormundychaftsgerichte  Beschwerde 
zu  erheben.  Allein  ühei'  beitle  Grundsätze  gehen  die  Meinungen  der 
Oerielite  auseinander.  Auch  ist  darüber  die  Rücht»prechuug  des  Kanimcr- 
gcLichts  noch  immer  schwankend.  Ein  Gesotz  über  „das  Becht  der 
Eltern  zur  Bestimmung  der  Beligion  ihrer  Kinder*  wurde  durch  Patent 
vom  5.  December  1848  verheissen,  ist  aber  seitdem  nicht  erlassen. 

In  Sachsen-Gotha  besteht  ein  Gesetz  mit  folgendem  VTort- 
laute:  „Können  die  Eltern,  welche  sich  zu  Terschiedenen  christlichen 
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Kirchen  bek^*nnen,  «lai  iihcr,  in  welcher  Confcssion  die  Kiüder  erzogen 
werden  sollen,  nicht  einigen,  so  »iud  die  Kinder  iniinnliohen  Geschlechts 
in  der  Confession  <\m  Vaters,  die  weiblichen  (juschleclitd  in  der  der 
Mutter  zu  erziehen. ■"  Ks  läübt  aich  darüber  streiten,  was  unter  dem 
Aludraeke  « einigen"  gemeint  sei.  Temathlieh  ist  hier  nidit  an  einen 
bindenden  Yertrag  im  Sinn  der  Gesetze  des  Königreioli«  Sachsen 
und  Bayerns  zu  denken,  sondern  an  die  ihateächliche  Einigung  im 
Sinn  von  §  78,  II,  2,  des  preussischen  Allgemeinen  Land  rechts.  Dann 
ist  das  gothaische  Gesetz  dahiu  zu  verstehen,  dass  den  Eltern  über- 
lassen bleibt,  die  Confession  der  Kinder  zu  bestimmen,  und  dass  (ähn- 
lich wie  in  IloUtoin)  die  Yorschrifr  des  Gesetzes  erst  dann  eintritt, 
wenn  eine  BestiDimun«:^  weder  durcli  den  Vater  noch  durch  die  Mutter 
i^etroffen  wurde.  Ob  und  wie  das  Gesetz  zur  Anwendung  gekommen 
ist,  hat  sich  nicht  ermitteln  lassen. 

n.  Anerltemumg  etat««  elterUdten  Beatlmmnng»- 

reelites. 

Eltern,  die  in  einer  u  u;^'eni  is  eilten  Ehe  leben,  haben  in  den 
meisten  Gebieten  des  deutschen  lieiches  das  unbeschränkte  Recht, 
die  Confession  ihrer  leiblichen  Kinder  zu  bestiiunieu  ^  Dies  ist  ein 
Ausflnsa  der  elterlichen  Gewalt,  die  durch  Yertrag  nicht  beschränkt 
werden  kann.  Nur  im  Königreich  Sachsen  ist  das  elterliche  Bestim- 
mungsrecht ein  Sonderrecht  der  Dissidenten  (ygl  oben,  S.  461).  Aach 
ist  in  Baden  und  Eurhessen  das  elterliche  Bestimmungsrecht  bezüglich 
der  Kinder  aus  ungemischten  Ehen  ebenso  beschränkt,  wie  bezüglich 
der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  (vgl.  unten,  S.  473,  474). 

Andere  Landesgesetze  beschränken  das  elterliche  Bestimmungs- 
recht nur  für  Kinder  aus  genii sehten  Klien,  oder  auch  für  unelie- 
iche  Kinder.  In  wieder  anderen  Keehtsg (  bieten  ist  das  elterliche  Be- 
stimmungsrecht für  alle  Kinder  ohne  Be^clu•äukuug  anerkannt. 

Diese  Sätze  sollen  hier  näher  erläutert  werden. 

L  Beschränktes  Beatimmimgsreoht  für  alle  Kinder. 

In  Baden  ist  das  Recht  des  Täters,  die  Religion  der  ehelichen 
Kinder  (aus  gemischten-  oder  ungemischten  Ehen)  zu  bestimmen,  und 
das  Recht  der  Mutter ,  die  Rellj^on  der  unehelichen  Kinder  zu  be- 
stimmen, ohne  Einschränkung  gesetzlich  anerkannt.  Ist  eine  solche 
Bestimmung  nicht  getroffen,  so  müssen  eheliche  Kinder  in  der  Beli- 

*  Dieser  Gnind«ftt7r  gilt  namentlicli  im  Gebiete  des  prctjssischen  Landreehts  und 
der  prcussischen  Rheinprovinz,  sowie  in  Frankfurt  a.  M.,  Hannover,  Nasgau,  in 
Bayern,  WQrttemliecg,  Grossberzogtbnm  Hessen,  Heeklenbnrg-Schwerin,  Sachsen- 
Weimar,  Braanscbweig,  Waldeck  und  Lippe  (Detmold),  im  Gegensätze  za  den  G«- 
aetzesvoractariften  lUr  die  v.er»chledenea  ReUgiooebekenntnieBen  SngehdrigeD  Eltern. 
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gion  des  Yatera,  uneheliche  in  der  Religion  der  Mutter  erzogen  wer- 
den. Neben  diesem  unbeschrinkten  Bestimmungsreclite  kennt  das 

Gesetz  ein  beschränktes  Bestimmungsrecht  der  ehelichen  Mutter 
und  dos  Vormundes.  Eheliche  Kinder  müssen  nämlich  in  der  Regel 
auch  nacli  dem  Tode  des  Vaters  in  der  von  ihm  bestimmten  Religion 
erzof^en  werden;  hatte  der  Vater  keine  Bestimmunr^  getroffen,  so 
müssen  die  Kinder  auch  nach  seinem  Tode  seiner  Reli<;ion  folgen. 
Diese  Grundsätze  können  in  der  Regel  weder  durch  die  Mutter  nach 
dem  Tode  dea  Vaters  noch  durch  den  Vormund  nach  dem  Tode  heider 
Eltern  geändert  werden.  Eine  Ausnahme  vuu  dieser  Regel  ist  mu: 
mit  G^enehmigung  des  Anttsgeriehts,  des  Landgerichts  oder  dos  Ober- 
landesgeriohts  möglich.  Auch  muss  vor  Ertheilung  einer  solchen  Ge- 
nehmigung ein  Gutachten  der  nächsten  beiderseitigen  Verwandten, 
des  Ortsvorgesetzten  und  des  Waisenrichters  eingeholt  werden.  An 
den  Inhalt  des  Ghutachtcns  ist  das  Gerieht  nicht  gebunden.  8ind  beide 
Eltern  gestorben,  so  darf  dem  Vormunde  die  Genehmigung  zur  Ver- 
änderung der  Religion  „nur  aus  besonders  crlieblichon  Gründen"  er- 
theilt  werden.  Es  unterliegt  im  übrigen  dem  Ermessen  dos  Amts- 
irerichts,  ob  es  die  von  einer  Mutter  oder  einem  Vormunde  erbetene 
Genehmigung  ertheilen  oder  versagen  will.  Gegen  die  Entscheidung 
des  Amtsgerichts  ist  Beschwerde  zulässig.  Fällt  die  Entscheidung 
des  Landgerichts  in  der  Besch werdeinstanz  anders  aus,  als  die  des 
Amtsgerichts,  so  kann  durch  weitere  Beschwerde  eine  Entscheidung 
des  Oberlandcsgerichts  erwirkt  werden.  Soldhe  Beschwerden  sind 
selten,  weil  den  Geistlichen  kein  Beschwerderecht  zusteht.  Das  Be« 
sohwerderecht  der  Verwandten  ist  bestritten.  Hauptsächlich  können 
daher  solche  Streitigkeiten  nur  zwischen  der  Mutter  und  dem  Vor- 
munde vorkommen. 

Im  vormaligen  Kurfürstenthum  Hessen  besteht  (un  be- 
sclir  tnktes  Bestimmungsrecht  für  diejenigen  Eltern,  die  eiuer  aner- 
kannten christlichen  Kirclie  angehören,  mögen  sie  in  ungemischter 
oder  in  gemischter  Ehe  leben.  Solche  Eltern  können  die  religiöse  Er- 
ziehung ihres  Kindes  bestimmen,  bis  dasselbe  sieben  Jahre  alt  wird, 
dergestalt,  dass  die  Bestimmung  dem  Vater  und  nach  dessen  Tode  der 
Mutter  zusteht.  Dagegen  für  Kinder  im  Alter  von  sieben  bis  hodistens 
Tiersehn  Jahren  steht  das  Bestimmungsrecht  susscbliesslich  dem  Tater 
zu,  und  zwar  nur  einmal;  die  Tom  Tater  einmal  ausdrücklich  erfolgte 
Bestimmung  ist  während  des  bezeichneten  Zeitraums  in  der  Regel* 
unabänderlich,  so  dass  sie  weder  im  Einverständnisse  beider  Eltern 
bei  deren  Lebzeiten  noch  durch  die  Mutter  allein  nach  dem  Tode  des 
Vaters  geändert  werden  kann.  Sobald  das  Kind  vierzehn  Jahre 
alt  wird,  tritt  wieder  das  freie  elterliche  Bestimmungsrecht  ein,  das 
durch  den  Vater  und  nach  dessen  Tode  durch  die  Mutter  auszuüben 


*  Eine  Ausnahme  tritt  nur  dann  ein,  wenn  der  Vater  selbst  za  eloer  andern 
ebrUtUobeo  Eirehe  abftrtritt  Dadnrdi  erl«iigt  «r  eta  neues  BeetimmmigweeM. 
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ist.  Dasselbe  dauert  so  lange,  bis  das  Kind  gesetzlich  das  Becht  er* 
langt,  das  Glaabensbekenntniss  sn  wechseln.  —  Geboren  die  Eltern 
keiner  der  anerkannten  christlichen  Kirchen  an,  so  hat  der  Vater  zu 
bestimmen,  welchem  Glaubensbekenntnisse  das  Kind  sich  anschliessen 

soll;  diese  Bestimmung  kann  jederzeit  ^roändert  werden,  bis  das  Kind 
gesetzlich  das  Recht  erlan-rt,  das  Glaubonshok-  nntniss  zu  wechseln;  die 
Bestimmung  ist  nur  dann  i^iltig,  wenn  sie  deni  Ortsvorstande  augezeigt 
ist;  „andernfalls  folgen  die  Kinder  dem  Bekenntniane  des  Yaters*; 
doch  kann  der  Täter,  auch  wenn  er  die  Anzeige  bei  dem  Ortsvor- 
stande uüterlässt,  durch  niemanden  gehindert  werden,  seine  Kinder 
in  einer  andern  Religion  zu  erziehen;  das  Bestimmnngsrecht  des  Yaters 
geht  nach  seinem  Ableben  aof  die  Mutter  Über,  so  dass  dann  die 
Mutter  die  Religion  ihrer  Kinder  bestimmen  und  ändern  kann;  auch 
dafür  ist  die  Anzeige  bei  dem  Ortsvorstande  Torgesohrieben;  sonst 
müssen  die  Kinder  in  der  Religion  des  Vaters  erzogen  werden,  bis 
sie  das  Recht  zur  Wahl  des  GUubensbekenntnisses  erlangen. 

2.  Besohränktes  BestimmimgBreoht  fat  Kinder  ans  gemifichteE  Ehen. 

lu  iianuover  kauu  die  Confession  der  Kinder  aua  einer  ge- 
mischten Ehe  nur  durch  den  Tat  er  bestimmt  werden.  Audi  unter- 
liegt diese  Bestimmung  einer  gesetzlichen  Beschränkung  bezüglich 
ihrer  Form  und  ihres  Inhalts.  Die  Bestimmung  darf  nur  dahin  gehen, 
dass  alle  Kinder  in  der  Confession  der  Mutter  erzogen  werden  sollen. 
Zwar  können  nach  dem  Willen  des  Yaters  die  Söhne  dem  Vater  und 
die  Töchter  der  Mutter  folgen,  solange  der  Vater  lebt;  allein  eine 
solche  Bestimmung  wird  mit  dem  Tode  des  Vaters  unwirksam,  so 
dass  dann  alh»  Kinder  in  der  Confession  de«  Yaters  erzogen  werden 
müssen.  Jsr  die  ausdrückliche  oder  stillschweigende  "Willensbestim- 
mnng  des  Vaters  dahin  gegauiren,  dass  die  Kinder  in  der  Confession 
der  Mutter  erzogen  werden  sollen,  so  verliert  diese  Bestimmung  in 
der  Regel  ebenfells  jede  Kraft  mit  dem  Augenblick  seines  Todes. 
Eine  Ausnahme  gilt  nur  in  zwei  Fällen,  nämlich  erstens  für  die  aus- 
drückliche Bestimmung,  die  der  Yater  bei  seinem  persönlichen  G-e- 
richt(;  zu  Protokoll  erklärt  hat,  zweitens  für  den  Fall,  dass  der  Tater 
seine  Kinder,  seit  dieselben  schulltihig  geworden  sind ,  bis  zu  seinem 
Tode  durch  Geistliche  vom  Religionsbekenntnisse  der  Mutter  fort- 
während hat  unterrichten  lassen,  und  zugleich  wenigstens  eins  dieser 
Kinder  aucdi  in  den  Untersclieidungslehren  unterri' hti^t  worden  ist. 
In  jedem  dieser  beiden  Ausnahmefälle  müssen  alle  Ivinder  nach  dem 
Tode  des  Yaters  in  der  Religion  der  Mutter  erzeigen  werden.  Liegt 
keiner  der  beiden  Ausuahmelälle  vor,  so  folgen  die  Kinder  der  Con- 
fession des  Täters  auch  nach  dessen  Tode.  Die  Voraussetzungen  der 
beiden  Ausnahmen  sind  so  eng  begrenzt,  dass  sie  selten  Torliegen. 
Daher  ist  eine  Wittwe  fast  immer  gesetzlich  verpffichtet,  ihre  Kinder 
in  der  Confession  des  Yaters  zu  erziehen,  auch  wenn  sie  mit  ihm  bis 
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SU  8ei]£e]ii  Tode  darüber  einig  war,  dasB  die  Kinder  in  der  Oonfession 
der  Kutter  erzogen  werden  aoUten. 

InBraunsohweig  gilt  ein  Bestimmungsreelit  in  gemisehter  Ehe 
ebenfalls  nur  für  den  Täter,  und  zwar  mit  einer  doppelten  Beflchr&nkung. 
Die  Bestininrang  kann  erstens  nur  ^nach  der  Geburt  des  orsfoi)  Kindes 
und  vor  der  Taufe  desselben*  getroffen  werden,  durch  (schriftliche 
odor  TnÜTidlicho)  Erldaninfr  ge.^cniibcr  der  dazu  borufencn  Behörde, 
die  entweder  der  Stadtmagistrat  oder  die  Kreisdirection  ist.  Zweitens 
darf  die  Restimmuiig  (ebenso  wie  in  Hannover)  keinen  andern  Inhalt 
haben,  als  „dass  sämnitliche  Kinder  aus  solcher  Ehe  in  der  Oonfession 
der  Mutter  erzogen  werden'^  sollen.  Ist  eine  derartige  Bestimmung 
überhaupt  niebt  oder  nicht  in  richtiger  Form  und  Frist  getroffen,  so 
müssen  alle  Kinder  der  Confession  des  Yaters  folgen.  Besondere  Aus- 
nabmeyorschriften  enthält  das  Gesetz  für  den  Fall,  dass  durch  eine  ge- 
mischte Ehe  ein  Kind  legitimirt  wird,  oder  dass  Eltern,  die  in  gemischter 
Ehe  leben,  „von  aussen  her"  mit  ihren  Kindern  sich  im  Hensogthum 
Braunschweig  niederlassen.  Dem  Herzoge,  jetzt  dem  Prinzregenten, 
steht  gesetzlich  das  Iveelit  zu,  Dispensationen  von  TJefnlp'un^'  des  Ge- 
setzes zu  ertbeilen.  lieber  die  lTinptfrai;e  aber,  ob  und  wie  die  Be- 
fol^unp:  der  gesetzliehen  Vorscbriiten  zu  überwachen  und  zu  erzwingen 
ist,  fi'hlen  feste  (Tiundsätzo. 

Tu  Holstein  ist  fiir  Kinder  aus  gemischten  Ehen  das  Hecht  des 
Yaters,  die  Confession  zu  bestimmen,  gesetzlich  anerkannt.  Eine 
Bestimmung  des  Yaters  Ist  auch  nach  seinem  Tode  zu  befolgen.  Ist 
eine  Bestimmung  des  Yaters  nicht  nachzuweisen,  so  steht  der  Wittwe 
das  Becht  zu,  ihrerseits  die  Confession  der  Kinder  zu  bestimmen.  Elann 
weder  eine  Willensbestimmnng  des  Yaters  noc  li  (  ine  solche  der  Mutter 
festgestellt  werden,  so  sollen  die  Kinder  der  Confession  des  Yaters 
folgen.  In  Holstein  ist  also  nicht  das  Bestimmun-rsreeht  des  Yaters, 
wohl  aber  das  B':»^t!rtTnii]np;sre('ht  dor  Wittwe  gesetzlich  beschränkt. 
Letzteres  ist  nur  für  den  Fall  anerkannt,  dass  eine  Bestimmung  des 
Yaters  nicht  nachzuweisen  ist. 


3.  Unbeschränktes  Bestimmungsrecht. 

Wo  überhaupt  ein  elterliches  Bestimmungsrecht  anerkannt  ist,  hat 
bei  Uneinigkeit  der  Eltern  der  "Wille  des  Yaters  den  Ausschlag  zu 

geben.  Insofern  ist  das  Bestimmungsrecht  der  Mutter  während  der 
Ehe  durch  den  Willen  dos  Yaters  beschränkt.  Unbeschränkt  ist  das 
Bestimmungsrecht  der  Eltern  nur  in  dem  Sinne,  dnss  es  bei  Lebzeiten 
des  Yaters  unbeschrankt  dem  Yater  und,  nnch  dessen  Tode,  unbeschränkt 
der  Mutter  /.ustelit;  oder  dass  die  religiöse  Erziehung  nach  denselben 
Grundsätzen  bestimmt  wird,  wie  die  sonstige  Erziehung. 

In  Schleswig  ist  „die  Regelung  confessioneller  Beziehungen 
und  namentlich  jener  Fragen,  welche  die  Erziehung  der  Kinder  zum 
Gegenstande  haben,  dem  freien  Uebereinkommen  der  Eheleute  über- 
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lassen*.  .  Die  Eltern  können  mithin  auch  in  gemischter  Ehe  frei  be- 
stimmen, in  welcher  Confession  sie  ihre  Kinder  erziehen  wollen.  Es 
gelton  also  für  die  relip:iöso  Erziehung  der  Kinder  keine  anderen 
Grundsätze,  als  für  dio  sonstige  Erziehung. 

In  Oldenburg  «Lud  die  zur  Erziehung  eines  Kindes  berechtigten 
Personen  nach  ausdrücklicher  Gesetzes  Vorschrift  berechtigt,  die  Reli- 
gion des  Kindes  zu  bestimmen.  Die«  giU  aiieb  für  Kinder  ans  ge- 
mischten Ehen.  Danach  steht  die  Bestimmung  der  Religion  in  einer 
gemischten  Ehe  dem  Vater  seu.  Stirbt  derselbe,  oder  geht  aus  einem 
andern  Grunde  das  Ersiehuogsrecht  auf  die  Mutter  über,  so  erwirbt 
letztere  das  Recht,  die  Religion  der  Kinder  zu  bestimmen  oder  zu 
ändern,  lieber  die  Frage,  wie  nach  dem  Tode  beider  Eltern  die  Re- 
ligion der  Waiacukinder  zu  bestimmen  sei,  wurde  eine  Gesetzesvor- 
sr^rift  vorbehalten,  die  nocii  nicht  erschienen  ist;  es  entscheiden  also 
darüber  die  Grundsätze  des  gemeinen  Rechts. 

In  Elsass- lioth  ringen  polten  für  "Kinder  aus  gemischten  Ehen, 
ebenso  wie  für  andere  Kinder,  die  (uuadf-ätze  des  allgemeinen  Er- 
ziehuugsrechts.  Danach  hat  der  Vater  die  Religion  der  Kinder  zu 
bestimmen.  Stirbt  der  Vater,  oder  wird  ihm  das  Erziehungsrecht 
entsogen,  so  geht  sein  Bestimmungsrecht  auf  die  Mutter  über.  Die 
Mutter  ist  aliK»  nach  dem  Tode  des  Vaters  berechtigt,  die  Reli- 
gion ihrer  Ißnder  zu  bestimmen  und  zu  ändern.  Nach  dem  Tode 
beider  Eltern  hat  der  Vormund  die  elterliche  Bestimmung  zu  be- 
achten; in  Streitfallen  zwischen  Vormund  und  Gegenvormund  ent- 
Hoheidet  der  Familienrath,  ebenso  wie  in  sonstigen  vormundschai't- 
lichen  Btreitfällen. 

Tn  i^TciiYorpommern  und  Rügen,  in  Hohonzollern,  in  Lauenburg 
und  im  vormaligen  Amt  Homburg,  ferner  im  Gebiet  der  Hansestädte,  in 
Mecklenburg-Strelitz,  Anhalt,  Reuss  älterer  und  jüngerer  Linie,  Sachsen- 
Altenburg,  Sachsen-Coburg  und  Sachsen-Meiningen,  in  Schaumburg- 
Lippo,  Schwarsburg-Rudolstadt  und  Schwarzburg-Sondershansen  be- 
stehen keine  besonderen  Gesetze  über  die  religiöse  Erziehung.  Es 
geUen  also  die  Grundsätze  des  all ]ii;e meinen  Erziehungsrechtes  auch 
für  Kinder  aus  gemischten  Ehen.  Domgemäss  wird  die  Religion  der 
Kinder  durch  den  Vater  bestimmt.  Nach  den  Grundsätzen  der  elter- 
lichen Gewalt  und  der  Vormundschaft  sind  die  Fragen  zu  entscheiden, 
ob  das  j^estimmun^srecht  mit  dem  Tode  des  Vaters  auf  die  Mutter 
übergeht,  und  ob  nach  dem  Tode  beider  Eltern  das  Bestimmungs- 
recht dem  Vormunde  oder  dem  Vurmundschaftsgerichte  zusteht.  Das 
Kammergericht  hatte  kürzlich,  in  einer  Vormundschaftssache  aus  Hom- 
burg y.  d.  H.,  einen  Streit  über  das  mütterliche  Bestimmungsrecht 
nach  gemeinem  deutschen  Rechte  zu  entscheiden;  es  gelangte  hierbei 
zu  der  irrigen  Meinung,  dass  darüber  eine  gesetzliehe  Yotsohrift  seit 
1650  bestehe.  —  In  den  drei  Hansestädten  sind  solche  Streitigkeiten 
selten.  Aus  NeuYorpommern  und  Rügen,  Hohenzollern,  Anhalt,  Reusa 
•älterer  und  jüngerer  Linie,  Sachsen- Altenburg,  Sachsen-Coburg  und 
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Sachsen-Meiningen,  Schaaniborg-Lippe,  Schwanbnrg-BudolBtadt  udcI 
Sohwarzburg-Sondershausen  sind  bei  den  dortigen  Gerichten  Entscheid 
düngen  solcher  Streitigkeiten  überhaupt  nicht  zn  ermitteln. 

4  Beslammnng  der  GonfesBion  fnr  nneheliehe  Kinder. 

In  vielen  Gebieten  des  deutschen  Reiches  ist  dm  Mutter  eines 
unehelichen  Kindes  berechtigt,  die  Confession  desselbeTi  m  bestimmen. 
Nach  einigen  Lahdesgesetzen  ist  aber  auch  ein  Bestimmuiigsiecht  des 
natürlichen  Taters  mit  gewissen  Besehrfinkungen  anerkannt. 

Das  Täterliche  Bestimmungsrecht  bezüglich  der  durch  eine  ge- 
mischte Ehe  legitimirien  Kinder  reicht  ebenso  weit,  wie  sein  Becht, 
dir  f  onfession  der  in  der  Ehe  geborenen  Kinder  zu  bestimmen.  Nur 
in  Braunschweig  ist  dafür  eine  besondere  Frist  bestimmt,  di  zugleich 
für  die  in  der  Ehe  geborenen  Kinder  gilt.    (Vgl.  oben,  8.  475.) 

Einige  Landesgesetzo  enthalten  besondoro  Yorschrifteu  über  die 
von  einem  Tftter  anerkannten  uneheliclion  Kinder.  In  Hannover 
gelten  nämlich  die  für  Kinder  ans  gemischten  Ehen  gegebenen  Vor- 
schriften nicht  blosa  für  die  durcli  eine  gemischte  Ehe  legitimirten 
Kinder,  sondern  auch  für  diejenigen  Kinder,  die  der  uneheliche  Vater 
anerkannt  hat  und  auf  seine  alleinigen  Kosten  erziehen  lässt.  Also 
hat  der  natürliche  Täter  eines  in  der  bezeichneten  Weise  anerkannten 
Kindes,  falls  die  Eltern  Terschiedener  Confession  sind,  das  nämliche 
Bestimmungsrecht,  wie  bei  Kindern  aus  gemischten  Ehen.  Ist  eine 
solche  Bestimmung  nicht  getroffen,  so  müssen  die  bezeichneten  Kin- 
der in  der  Confession  des  natürlichen  Vaters  CTZogen  werden.  — 
Auch  in  Frankfurt  a.  M.  hat  der  Vator  eines  von  ihm  anerkann- 
ten unehehclien  Kindes  dasKecht,  die  Religion  desselben  zu  bestimmen. 
Nur  bei  den  (vom  Vater  anerkannten)  in  Ehebruch  oder  Blutschande 
erzeugten  Kindern  steht  das  Bestimmungsrecht  der  Mutter  zu.  — 
Selbst  im  Küuigrei  eil  Sachbeu  iat  bezüglich  der  von  einem  Vater 
anerkannten  unehelichen  Kinder  ein  elterliches  Bestimmungsrecht  an- 
erkannt; dodi  ist  dasselbe  in  mehrfooher  Biehtung  eingeschrlinkt.  E» 
bildet  eine  Ausnahme  yon  der  Bogel,  dass  im  Königreich  Sachsen  die 
Confession  der  Kinder  nicht  durch  die  Eltern,  sondern  dnroh  das  Ge- 
setz bestimmt  wird. 

Sonst  steht  der  Mutter  eines  unehelichen  Kindes  das  Recht  zu,  die 
Confession  desselben  zu  bestimmen.  Dies  Recht  ist  '.v  Frankfurt  a.  M., 
Kurhessen,  Bndon,  Sachsen-Uoburg und Sachsen-Mciumgcn  gesetzlich  an- 
erkannt. In  Haimov*'!'  werden  die  Gesetzesvorschritten  übor  die  von  einem 
Vater  nicht  „anorkaunLen**  unehelichen  Kinder  im  uänilicdien  Sinne  ver- 
standen. Aehnlich  lauten  die  Gesetzesvorsschriiten  in  Bayern,  Sachsen- 
Weimar  und  Waldeck.  (Vgl.  oben,  S.  182,  304,  435.)  Ohne  besonderes 
Gesetz  gilt  derselbe  Grundsatz  in  Elsass-Lothringen ,  Württemberg, 
Hohenzollem,  Grosshersogthnm  Hessen,  Hessen-Hornburg,  Mecklenburgs 
Schwerin  und  -Strelits,  Oldenburg,  Schleswig,  Holstein,  Lauenburg, 
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Neuvorporamern  und  Rügen,  in  den  Hansestädten,  in  Anhalt,  Reius 
älterer  und  jüngerer  Linie,  Sachsen-Gotha,  Sachsen-AUenburg^,  Schwarz- 
burg-Rudolstadt, Schwarzburg-Sonderslifiusen ,  Lippo  (Detmold)  und 
Bchaumburg-Lippe.  In  den  zuletzt  gonaüutou  Gebieten  bestehen  keine 
Ix'soiidoren  Vorschriften  für  Brautkinder  und  andere  von  einem  Vater 
auerkiiüuteü  Kinder;  daher  ist  auch  die  Confessiou  solcher  Kinder 
durch  die  Mutter  zu  bestimmen. 

5.  BestimmiiBg  der  Gonfession  fiir  angenonmene  Kinder. 

Den  Pfiegeelteru  eines  von  den  leiblichen  Eltern  verlassenen 
Kindes  haben  einige  Landesgesetze  unter  verschiedenen  Einschränkungen 
das  Recht  zugestanden,  die  Confession  des  Kindes  zu  bestimmen.  Ein 
solches  beschränktes  Be3timmuD^i:tjre"'ht  «j:ilt  nach  Ics  Duderen  Vor- 
schriften in  den  alteren  proiissischcu  Provinzen,  in  iliUiLiover,  Frank- 
furt a.  M.,  Sachsen- Wüiniui  und  Waldcck.  lu  Baden  hat  der  Vor- 
mund, mit  Zustimmung  des  Amtsgerichtes,  nach  Einholung  Ton  Gut- 
achten des  OrtsTorgesetzten  und  Waisenriohters  die  religidee  Erziehung 
eines  Kindes  Ton  unbekannten  Eltern  zu  bestimmen. 

Den  Adoptiveltern  steht  im  Königreich  Sachsen  ein  beschränk- 
tes Bestimmungsrecht  insofern  zu,  als  ihnen  unter  gewissen  Yoraus- 
Setzungen  erlaubt  wird,  das  in  einer  gemischten  Ehe  geborene  an- 
genommene Kind  in  ihrer  eigenen  Confession  zu  erziehen. 

Nach  gemeinem  Kochte  steht  den  Adoptiveltern  (wenigstens  im 
Falle  der  adoptio  plena  und  der  arro^nitio)  und  denen,  die  ein  Find- 
lingskind  in  Pflege  nehmen,  die  Berechtigung  zu,  die  Confession  des 
Kindes  zu  bestimmen. 
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Der  Entwurf  eines  bfirgerliehen  Gesetzbuches 
für  das  deutsche  Beicb« 


A.  AiMdegimg  lies  EntmirflL 

In  welclii'm  roligiöseii  Bekeuntnisse  ein  Kind  zu  erziehen  ist,  „be- 
stimmt äich  uacii  den  Landesgesetzen"  Diese  Vorsclirift  von  §  1508 
des  Entwurfs  hat  nach  Art.  8  des  Einfährungsgeaetzes  den  Sicu,  dasb 
die  bestehenden  landesgesetslichen  Yoisehriften  über  das  religiöse  Be- 
kenntniss  der  Sünder  in  Eraft  bleiben,  jedoch  duiüh  Landesgesetz 
geändert  werden  können,  solange  kein  Beiehsgesetz  darüber  er- 
lassen wird.  Dooh  würden  sich  schon  aus  Annahme  des  Entwürfe 
einige  Aenderungen  des  bisher  dargestellten  Rechtszustandes  er* 
geben.  Die  Landesgesetze  über  die  Confession  der  Kinder  verweisen 
nämlich  mehrfach  ausdrücklich  oder  stillschweigend  auf  die  privat- 
rechtlichen Yorschriften  all[i:f'meiucr  Landesgesetze,  die  nach  Art.  32 
des  Einführungsgeyetzes  ausser  Kraft  treten  und  nach  Art.  4  durch 
die  entsprechenden  Yorschriften  des  bürgerüchen  Gesetzbuches  ersetzt 
werden  sollen. 

Die  praktische  Bedeutung  dieses  Satzes  würde  in  Bayern  und 
in  den  preussisehen,  vormals  bayerischen  Gebietstheilen  voraussicht- 
lich bald  hervortreten.  Die  Torschriften  der  bayerischen  zweiten  Yer* 
fassnngsbeilage  werden  durch  den  Yerwaltungsgeriohtshof  dahin  aus- 
gelegt, dass  Yertrage  über  die  Confession  von  ändern  aus  gemischten 
Ehen  nur  in  der  für  Ehoverträge  im  bürgerlichen  Rechte  bestimm- 
ten Form  imd  Frist  errichtet  worden  können.  Danach  müssen  solche 
Yerträge  in  der  Pfalz  in  notarieller  Form  und  vor  der  Ehe  geschlos- 
sen werden,  so  (iass  sie  nach  Eingehung  der  Ehe  nicht  mehr  geändert 
werden  können ,  wahrend  in  manchen  anderen  Gebieten  ein  solcher 
Yertrag  formlos  geschlossen  und  auch  während  der  Ehe  geändert 


^  Unter  dem  Worte  „Landesgesetse^  versteht  der  Entwurf  das  ges&mmte  Landeö- 
reolit,  also  mit  Elmehliua  des  Oewobnbeltereehtefl.  Es  würde  vielleiobt  richtiger 
gsweaen  sein,  etatt  des  Ausdruckes  ^bestimmt  Bich  nach  den  Laade^geBetaen'*  überall 
«u  aagan:  „iMatimmt  sich  nach  LandeBreeht*^. 
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werden  kann.  Nach  13^3  un«l  13.15  des  Entwiitfs  kaim  ein  Ehe- 
vertrac:  in  der  Kei^^ol  mir  iu  gerichtlicher  oder  notarieller  i'orm,  jedoch 
vor  oder  nacli  Eingehung  der  Ehe,  errichtet  worden.  Es  würde  also 
(falls  an  der  bezciclinctcn  Rochtsprechunf!:  festj;ehaltcn  wird)  für  die 
Pfalz  die  Erleichterung  eintreten,  dass  Verträge  über  die  Confesslün  der 
Kinder  aus  gemischten  Ehen  Yoa  den  Eltern  jederzeit  geschlossen  und 
geändert  werden  könnten.  Für  andere  Gebiete  würde  der  Abschluea 
solcher  VertrSge  erschwert  werden,  weil  sie  in  gerichtlicher  oder  no- 
tarieller Form  geschlossen  werden  müssten;  doch  könnte  hierüber  mit 
Bücksieht  auf  den  zweiten  Absatz  von  §  1335  gestritten  werden. 

In  den  meisten  Gebieten  des  deutschen  Reiches  beschränken  sich 
die  landeso^csetzlichen  Yorschrifton  auf  Kinder  aus  „gemischfen"  Ehen, 
während  für  Kinder  aus  u  n  e  ni  i  s  c  Ii  r  o  n  Ehen  die  allgemeinen  Rochts- 
normon  gelten,  an  deren  Stelle  nach  Art.  2,  4  und  32  des  Eintuhrungs- 
gesetzes  die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  treten.  Dcni- 
gemäss  würde  z.B.  iu  Hannover  das  Bestimmungsrecht  der  Mutter 
nach  dem  Tode  des  Vaters  für  Kinder  aus  ungemischten  Ehen  nach 
dra  Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetsbttches  zu  beurtheilen  sein;  es 
müaste  daher  die  bisherige  Rechtsprechung  (vgl.  oben,  S.  42)  ge&ndert 
werden.  Auch  in  Bayern,  Württemberg,  Mecklenburg-Schwe- 
rin, Grossherzogthum  He ss e  n ,  S  a  c  h  s  e  n •  W e imar ,  B  r  a  u  n  s  c  h  w c  i  g 
und  anderen  Gebieten  würde  für  Kinder  aus  ungemischten  Ehen  die 
Bestimmung  der  religiösen  Erziehung  demjenigen,  der  die  Erziehungs- 
rechte  auszuüben  hat.  ohiio  Beschränkung  zustehen.  Damit  würde  die 
religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  ungemischten  Eiien  im  grössten 
Theile  Deutschlands  nach  den  Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches für  das  deutsche  Ileich  zu  bestimmen  sein.  Nur  im  König- 
reich Sachsen,  in  Baden  und  in  Kurhessen  würden  iui  Kinder 
aus  ungemischten  Ehen  die  durch  das  sächsische  Mandat  vom  19.  Fe- 
bruar 1827  (§  58),  das  badische  Gesetz  Yon  1860  und  die  kurhessischo 
Yerordnung  yon  1858  (nebst  dem  Gesetze  Ton  1848)  eingeführten  Be- 
schränkungen des  elterlichen  Eiziehungsreohts  bestehen  bleiben,  bis 
sie  durch  Landesgesetz  beseitigt  werden. 

In  vielen  Gebieten  bestimmt  sich  das  Religionsbekenntniss  aller 
Kinder,  auch  derjenigen  aus  gemischten  Ehen,  nach  den  allgemeinen 
(Grundsätzen  des  Erziehnngsrechtcs.  Diese  Gebiete  sind  :  Elsass-Lothrin- 
gen,  Oldenburg,  Schleswig,  Lauenburg,  Hessen-Homburg,  Hohenzollern, 
Ncuvorpommern  und  Rügen,  Anhalt,  die  Hansestädte,  Mocklenburg- 
Strelitz,  Reusa  älterer  und  jüngerer  Linie,  Sachsen-Altenburg,  fcjucliseü- 
Goburg  und  Sachsen-Meiningen,  Schaumburg-Idppe,  Schwarzburg-Rudol- 
stadt und  Schwarzbnrg-Sondershausen.  In  diesen  Gebieten  würden  nach 
Art.  2,  4  und  32  des  Einführungsgesetses  die  Torschriften  des  bürger- 
liehen Gesetzbuches  an  Stelle  der  bisherigen  Rechtsnormen  treten.  Es 
würden  also  die  Streitfragen  über  die  Rechte  der  Mutter,  über  die 
Stellung  des  Vormundes  und  der  Obervormuudschaft,  sowie  über  die 
bindende  Kraft  von  Verträgen,  künftig  nach  den  Vorschriften  des  büi^er- 
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lidien  Gesetzbuches  zu  >  ntbcbeiden  seio.  Es  würde  dann  in  den  ge- 
nannten Gebieten  ein  ähnlicher  Rechtszustand  eintreten,  wie  er  jetzt 
in  Elsass-Lothringen  auf  Grund  des  rheinischen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches und  in  Oldenburg  auf  Grund  der  dortigen  Kcclitsprechung  be- 
steht Xamentlich  würde  in  dpn  bezeichneten  Gebieten  die  religiöse 
Erziehung  als  Austiuös  der  elterlichen  Gewalt  nach  §§  1501 ,  1502, 
1504,  löÜG  beiden  Eltern  zustehen,  so  dass  diu  Eltern  sich  jederzeit 
darüber  ver^täudigen  könnten.  Im  i'ull  einer  Uneinigkeit  würde  der 
Yater  zu  entscheiden  haben,  in  welcher  Religion  das  Kind  erzogen 
werden  eoU  ^.  Dies  Recht  würde  der  Yater  nach  dem  Tode  der  Motter 
behalten  und  durch -Wiederyerheiratung  nicht  yerlieren.  Nach  dem 
Tode  des  Täters  wfirde  die  Mutter  befugt  sein,  die  Religion  ihrer 
Kinder  zu  bestimmen;  dies  Recht  könnte  in  den  Fällen  von.§§  1538 
bis  1543  beschränkt  werden;  im  Falle  einer  Wiederverheiratung  würde 
die  in  §  1558  bezeichnete  Beschränkung  eintreten.  Zum  Schutz  der 
Kinder  würde  das  Vorniundsrhaftsgericht  nac  h  §§  1544  und  1546  gegen 
den  Yater  oder  die  Mutter  die  ert'ortlerliehen  Massregeln  treffen  können, 
zufolge  von  Anzeigen,  die  nach  §  1552  den  Gemeindewaisenräthen 
zustünden.  Auch  würde  die  Erziehungsgewalt  im  Fall  von  §  1559 
vorwirkt  werden;  sie  könnte  in  den  Fällen  von  §§  1554  und  1555 
ruhen  und  so  Umge  an  Stelle  des  Täters  der  Mutter  zustehen.  Nach 
§  1561  könnte  »auf  die  elterEohe  Gewalt  nicht  yendobtet  werden"; 
und  nach  §  106  wfirde  ein  Yertrag  nichtig  sein,  der  gegen  die  ofEent- 
liohe  Ordnung  yerstösst.  Folglidi  würde  die  Erfüllung  eines  Yertrages 
über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  nicht  erzwungen  werden  kön- 
nen. Nach  dem  Tode  beider  Eltern  würde  nach  1G33,  1648,  1655 
und  1656  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  dem  Vormunde  zustehen, 
der  iu  Ausübung  dieses  Rechtes  durch  die  l^efugnisse  des  Yormund- 
schaftsgerichtö  nach  Massgabe  von      16S4  und  1685  beschränkt  wäre. 

Der  §  1658  des  Entwurfs  bezieht  sich  auf  alle  bevormundeten 
Kinder,  also  nicht  bloss  auf  eheliche,  bondem  auch  auf  uneheliche. 
Nach  §  1570  steht  das  uneheHche  Kind  nicht  unter  elterlicher  Ge- 
walt;  wohl  aber  hat  die  Mutter  nach  Massgabe  des  §  1558,  Absatz  2, 
die  Pflicht  und  das  Recht,  für  die  Person  ihres  Kindes  zu  sorgen. 
Sie  hat,  unter  Beistand  des  Yormundes,  das  Kind  zu  erziehen.  Soweit 
für  die  religiöse  Erziehung  unehelicher  Kinder  nicht  besondere  landc&- 
gesetzliche  Yorschriften  bestehen,  würde  daher  die  Mutter  die  Con- 
fession  ihrer  unehelichen  Kinder  zu  bestimmen,  der  Yormund  jedoch 
die  Ausübung  dif\^er  Pflicht  zu  überwachen  haben.  Bas  Yormund- 
schaftsgericht  kimnce  unter  den  in  §  1446  bezeichneten  Yoraussetzungen 
der  Mutter  die  Erziehungsgewalt  entziehen. 


*  Dirscr  Rcclitsznstand  würde  Bich  ant  das  c:anzo  d**utsche  Reich  ausdehnen, 
wenn  die  §§  15ü8  und  1658  dca  Entwurfs  geatricii<m  würden.    Vgl.  S.  401. 

*  AuwalmiKweise  wflrde  in  den  FUlen  von  §§  lööö,  1557,  Absatz  2,  und  §  1559, 
AliMtB  2,  das  Recht  des  Vaien  scbon  vor  seinem  Tode  auf  die  Mutter  flbergehen. 

Schmidt,  OonfiBmIon  d«r  Kinder.  31 
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Bei  Annahiiie  an  Kindesstatt  wfirde,  soweit  besondere  laodes- 
gesetzliche  Vonchriften  über  das  Religionsbekenntniss  der  an  Kindes- 
statt aDgenommenen  Kinder  niolit  bestehen,  aus  §§  1601  und  1626  zu 
folgern  sein,  dass  mit  der  elterlichen  Gewalt  auch  das  Recht,  die  Re- 
ligion der  Kinder  m  bestimmen,  von  den  leiblichen  Eltern  auf  die 
Adoptiveltern  übersieht.  Ue^er  Findelkinder  oder  sonst  von  den 
Eltern  verlassene  Kinder  eutluilt  dor  Entwurf  keine  besonderen 
liestininiungen;  es  müsste  also  das  KeligiunsbekenntDiss  solelier  Kinder 
nacli  allgemeinen  Kechtsi^^riindsätzen  bestimmt  werden,  soweit  darüber 
*    nicht  durch  Landesgesetz  etwas  anderes  festgesetzt  ist. 

Alle  dureh  das  bürgerliche  G^etafauoli  herheigeföbrten  Aende- 
rtingen  des  bestehenden  Reehtszustandes  würden  nach  Art.  121 ,  126 
und  12&  des  Einfohrungsgesetzes  auch  auf  die  schon  vor  Inkrafttreten 
des  bürgerlichen  Gesetebuches  eingeleiteten  Vormundschaften  und  auf 
die  sdion  Torhcr  geborenen  Kindel-  Anwendung  finden.  Die  Streit- 
fragen über  Ermittelung  des  im  Einzelfalle  anwendbaren  Gesetzes 
müssten,  falls  darüber  kein  Reichsgosetz  orsclieint,  nacli  den  allgemeinen 
Orundsätzen  des  sogenannten  internationalen  Privatrechts  auch  später 
noch  entsichieden  werden. 

In  Kolstein  gelten  jetzt  für  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
aus  gemischten  Ehen  im  wesentlichen  die  Grundsätze  des  gemeinen 
Rechts,  jedoch  auf  Grund  eines  besondern  Gesetzes  vom  Jahre  1863. 
Dies  besondere  Gesetz  würde  durch  das  bfirgerliehe  Gesetzbuch  für 
das  deutsche  Reich  nicht  geändert  werden,  ßs  würden  also  künftig- 
hin in  Holstein  die  Vorschriften  des  Gesetzes  Ton  1868,  dagegen  z.  B. 
in  Lauenburg  und  in  Hamburg  die  Yorschrifton  des  bfirgertiäien  Ge- 
setzbuches för  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  zur  Anwendung  kommen.  Eine  Rechtsgleichheit  bezüglich  der 
religiösen  Erzielmng  der  Kinder  würde  in  den  bezeichneten  Gebieten 
nur  dann  erzielt  werden,  wenn  die  betreffenden  holsteinischen  Ge- 
setzesvorschriften durch  Landesgesetz  aufgehoben  würden. 

B.  Unhaltbarkeit  des  bestelieudeiE  Keelitoziistandesu 

Die  im  deutschen  Reich  noch  heute  gütigen  Landesgesetze  über 
die  Confession  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  stammen  zumeist  ans 

den  drei  ersten  Jahrzehnten  diesem;  Jahrhunderts,  nämlich  in  den  alten 
preussischen  Provinzen  von  1803,  in  Württemberg  von  1806,  in  Nassau 
von  1808,  in  Frankfurt  a.  M.  von  1811,  in  Bayern  von  1818,  in 
Mecklenburg-Soll werin  von  1821  ,  in  "Westfalen  und  der  preussischen 
Rheinproviuz  von  1825,  im  Grossherzogthum  Hessen  von  1825  und 
1826,  in  Hannover  von  1826  und  in  Waldeck  von  1827.  Alle  diese 
Gesetze  und  Verordnungen  stimmen  darin  ii herein,  dass  sie  im  Geiste 
der  „Aufklärung*'  ihrer  Zeit  für  die  ADgehörigeu  tler  drei  christlichen 
Religionsparteien  gerechte  Grundsätze  über  die  Confession  der  Kinder 
aus  gemischten  Ehen  au&ustellen  suchten.   Sie  veiliessen  den  Stand- 
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punkt  älterer  Gesetze,  deren  VorschrifteD  den  Yortheil  einer  herrscben- 
den  Kirche  zum  Nachtheile  der  bloss  geduldeten  Kirchen  bezweckten*. 
Sie  suchtfMi  durr-h  stronj^e  Yorschriften  den  Frieden  in  den  Familion 
zu  sichern.  »Sie  gingen  von  der  Yoraiissctzuni;  aus,  dasa  es  Aufgabe 
der  weltlichen  (iesetzgebuiii;  sei,  das  ReligioDäbokenstuiBS  der  Kinder 
aus  gemischten  Ehen  zu  besrimmen. 

Die  „aufgeklärten  Ideen",  die  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  be- 
wundert wurden,  haben  sich  seitdem  uberlebt.  Auch  beweist  die  Er- 
^üinmg,  daas  die  gelienden  Gesetze ,  soweit  sie  überhaupt  ausgeführt 
werden  konnten,  den  Familienfrieden  nioht  gesichert,  sondern  in  Tielen 
F&llen  zerstört  haben. 

Wer  för  die  Staatsgesetzgebung  überhaupt  Schranken  anerkennt^ 
wird  solche  auf  dem  Gebiete  der  Religion  finden  müssen.  Die  Eltern 
aind  durch  ihr  Gewissen  (auch  durch  das  Gesetz  ihrer  Kirche,  falls 
sie  einer  Kirche  nTiijehÖren)  verpflichtet,  ihre  Kinder  in  der  wahren 
Religion  zu  erzielien.  Fin  Staatsgesetz  darf  die  Eltern  nicht  zu  Hand- 
lungen zwingen,  die  ihucu  durch  das  (lewisscn  und  durch  die  Gesetze 
ihrer  Kirche  verboten  sind.  Die  besteheudeu  Lande-sgesetze  sind  über 
die  natürlichen  Schranken  indoteru  liiuausgegangeu,  als  sie  Yor^chi  »ften 
enthalten,  die  den  religiösen  Pflichten  der  Eltern  widerstreiten  Weder 
dem  Beiehe  noch  den  einzelnen  Bundesstaaten  steht  das  Eecht  zu, 
gesetzliche  Yorschriften  über  die  religiöse  Erziehung  oder  gar  über 
confessionelle  Theilung  der  Kinder  zu  erlassen.  Wohl  aber  hat  der 
parititisclio  Staat  die  Aufgabe,  die  Eltern  bezüglich  der  religiösen  Er- 
ziehung ihrer  Kinder  unbehelligt  zu  lassen  und  unberechtigte  Eingriffe 
von  Seiten  Dritter  abzuwehren.  Yon  diesem  Standpunkte  aus  kann 
behauptet  worden,  dass  die  bestehenden  Landesgeaetze  über  die  Cou- 
fession  der  Kinder  mehr  oder  minder  auf  der  fabächen  Theorie  des 
Staatskirohenthuniä  beruhen  ^. 


'  Nur  in  versteckter  Weise  wurde  noch  durch  Ji«*  AusweU  der  geseteUohen 
Vorschrift  hi?T\'ei!fn  pinc  Jvirche  vor  der  andern  begtlnstigt. 

2  Es  ist  auffallend,  dass  J.  Dö  II  Inger  und  selbst  G.  Phillips  diesen  Mangel 
■der  bestehenden  Gesetze  nicbt  tilgten.  Ersterer  meinte  (Ueber  gcanischte  Ehen,  S.  16% 
die  Vorsclirift  des  bayorisoheii  Gesetzes,  woaaoh  in  der  Regel  die  Söhne  (lern  Vater, 
und  die  Tiuilitor  der  Mutter  foliren  sollen,  sei  eine  „der  Gleichstellung  der  beiden  Con- 
fesaionen  völlig  gemasse  Bestimmung''.  G.  Phillips  (Kirchenrecht,  Bd.  III,  S.  553)  • 
sagte:  „Wenn  In  Betreff  der  gemteehten  Ehen  das  Princip  aufgestellt  wird,  die  Re- 
ligion der  Kinder  solle  sich  nach  der  des  Vaters  riclittn,  so  liei^t  darin  an  und  fllr 
sich  keine  Verletzung:  der  Parität."  Freilich  steht  weder  die  eine  noch  die  andere 
Gesetzesvorschritt  mit  den  Grundsätzen  der  Parität  an  und  ttir  sich  in  Widerspruch. 
Allein  beide  Gesetseavonehrlilen  sind  zu  ndaabiUlgeo,  weil  sie  Überhaupt  staatliebe 
Vorschriften  Uber  die  Religion  der  Kindtt  enthalten. 

*  Die  Denkschrift  de-.  Er/hiselu.rs  zn  Freihurg  vom  2.  Juli  1860,  nher  die 
badischen  Gesetzentwürfe  vom  22.  Mai  lötiü,  deutete  auf  S.  21  an,  ea  könne  „der 
Glaube  nicht  Gegenstand  der  Staatagesetzgebung  sein",  und  ea  k5ime  niemanden 
«die  Religion  dnreh  Oceets  auferlegt  werden^*.  Doch  unterlioBS  sie  es,  ans  diesem 
rlohtigfin  Qedanken  wettere  Folgenuigen  m  sieben. 
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Es  ist  aber  hier  nicht  eitunal  nöchig,  die  Schranken  för  die  welt- 
liolie  Gesetzgebung  zu  bezeichnen  und  zu  vertheidigen.  Denn  aaeh 
diejenigen,  dio  solche  Schranken  überhaupt  nicht  anerkennen,  sind 
durch  die  Erfahrung  belehrt»  dass  die  bestehenden  Landespesetzc  sich 
nicht  bewährt  haben,  dass  sie  daher  schon  aus  diesem  Grunde  auf- 
gehoben werden  imissen. 

.  Tm  Gebiet  der  preuäsi.sclien  Deelariition  vom  21.  November 
1803  wiril  nach  der  Rechtsprecliiinfi:  des  Kamiiiergerichts  eine  Wittwe 
gezwungen,  ihre  Kinder  im  Keligiouöbekenntnisse  des  Yaters  zu  unter- 
richten, wenn  sie  auch  bis  zum  Tode  ihres  Ehemannes  mit  ihm  dar- 
über einig  war,  dass  die  Kinder  der  Mutter  folgen  sollten,  und  wenn 
der  Täter  dies  ausdrücklich  als  seinen  bestimmten  Willen  erklärt  hatte. 
Das  Kammergericht  meint,  der  Wille  des  Yaters  und  die  Einigkeit 
der  Eltern  verliere  durch  den  Tod  des  Yaters  jede  Kraft,  und  an 
Stelle  des  väterlichen  Willens  trete  der  Wille  des  Gesetzes.  Dieser 
Grundirrthum  ist  so  tost  gewurzelt,  doss  er  schwer  auszurotten  ist.  Er 
führte  dahin,  dasa  die  ReohtsprochunL-  des  Kammer^^erichts  über  den 
§  82  iü  wculgen  Jahren  dreimal  wechselte  uud  im  Jahre  1889  zu  einer 
Anslefruiiü;  zurückkehrte,  die  rait  dem  ausgesprochenen  Zwecke  der 
Declaraiiun  in  directem  Widerspruche  steht.  —  in  der  Provinz  Han- 
nover wird  die  Wittwe  gezwungen,  alle  Kinder  in  der  Confesston 
des  Taters  zu  erziehen,  auch  wenn  dieselben  bis  zum  Tode  des  Yaters 
nach  seinem  ausdrücklichen  Willen  in  der  Oonfession  der  Mutter  er- 
zogen wurden,  oder  bis  dahhi  die  Söhne  dem  Yater,  und  die  Töchter 
der  Hutter  folgten.  Yon  dieser  strengen  Yurschrift  linden  nur  zwei 
Ausnahmen  statt,  die  so  on«-  begrenzt  sind,  dass  sie  selten  vorkommen* 
In  diesen  beiden  Ausnahmefällen  müssen  alle  Kinder  in  der  Confession 
der  Mutter  erzogen  -werden.  —  In  Kurh essen  gilt  das  freie  elter- 
liche Beatimmungsreclit  für  Eltern,  die  keiner  der  bestehenden  christ- 
lichen Kirchen  angehören.  Dagegen  die  Angehörigen  einer  der  be- 
stehenden christlichen  Kirchen  sind  bei  Krziehuug  der  Kinder  derartig 
beschränkt,  dass  die  vom  Yater  für  die  Kinder  einmal  ausdrücklich 
bestimmte  Con&asion  während  eines  gewissen  Zeiteaumes,  nämlich  so- 
lange das  Kind  wenigstens  sieben  und  noch  nicht  Tierzehn  Jahre  alt 
ist,  in  der  Regel  nicht  geändert  werden  kann.  Ein  neues  Bestim- 
mungsrecht erlangt  der  Yater  nur  dadurch,  dass  er  sein  eigenes  Glau* 
bensbekenntniss  wechselt.  Sonst  ist  auch  nach  dem  Tode  des  Yaters 
seine  erste  Bestimmung  unabänderlich,  bis  das  Kind  vierzehn  Jahre 
alt  wird.  Uebrigens  lierrscht  über  die  Auslegung  der  gesetzlichen 
Yorschriften  I'nsicherheit  in  der  Rechtsprechung.  —  Im  Uerzogthum 
Nassau  führte  die  Erfahrung  zu  der  Unmöglichkeit,  die  ürundsürze 
des  Edictö  von  1808  streng  durchzufuhren.  Im  Yerwaltungswege  wurde 
seit  1848  im  wesentlichen  ein  freied  elterlichea  Beaüinmungsrecht  an- 
erkannt, obwohl  das  Ediot  von  1808  formell  nicht  aufgehoben  war  und 
ausnahmsweise  f&r  einzelne  Fragen  noch  zur  Anwendung  kam.  Nun 
haben  aber  heute  die  Yormundschaftsgerichte  darüber  zu  wachen,  dasa 


V 


Digitized  by  Google 


Unbalibftrkeit  det  bestehenden  Beebtasustandes. 


485 


die  gesetzliclien  YorBchriften  befolgt  werden ;  also  steht  den  Vormnnd- 

schaftsgerichten  die  Entscheidung  darüber  zu,  ob  jetzt  das  Edict  Yon 
1808  trotz  aller  seiner  Härten  nach  seinem  Wortlaut  und  in  seinem 
ursprünglichen  Sinn  wieder  angewendet  werden  muss.  Darüber  igt  die 
liechtsprechung  noch  schwankend.  —  In  den  preussischen  Amtsgerichts- 
bozirken  Weyhers,  Hilders  und  Orb  müssen  noch  heute  die  Yor- 
schriften  der  bayerischen  zweiten  Verfassungsbeilage  über  die  lieligions- 
verhältnibse  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  befolgt  werden,  wonach 
ein  giltiger  Vertrag  der  Eltern  bindend  ist,  und  in  der  Ermanglung 
eines  giltigen  Vertrages  die  Söhne  dem  Vater,  die  Töchter  aber  der 
Mutter  folgen.  —  Im  Gebiete  der  yonnaligen  Freien  Stadt  Frankfurt 
gilt  noch  heute  ein  Gesetz  tos  1811,  wonach  Binder  ans  gemischten 
Eben  in  der  durch  einen  giltigen  Vertrag  bestimmten  Cunfeasion,  sonst 
im  Bekentnisse  des  Vaters  erzogen  werden  müssen.  £b  ist  zwar  seit 
langen  Jahren  nicht  mehr  in  Anwendung  gekommen  und  wird,  wie  es 
scheint,  nicht  mehr  befolgt.  Doch  ist  es  nicht  aufgehoben.  Es  kann 
täglich  bei  etwaigen  Streitigkeiten  über  die  religiöse  Erziehung  vor 
dem  Vormundschaftsgerichte  angerufen  werden. 

In  Bayern  können  die  Eltern  auf  Antrag  des  zuständigen  Pfarr- 
amtes ^e^wuugeii  werden,  ihre  ivinder  iu  den  Religionsunterricht,  in  den 
Gottesdienst  und  zu  den  Sacramenten  derjenigen  Gonfession  zu  schicken, 
die  den  Kindern  durch  Gesetz  oder  Vertrag  bestimmt  ist;  Kinder,  die 
nach  dem  Willen  beider  Eltern,  jedoch  entgegen  einer  gesetzlichen 
Vorschrift,  bereits  in  der  katholischen  Kirche  zur  ersten  Communion 
gegangen  oder  in  der  evangelischen  Kirche  coufirmirt  sind,  können 
durch  die  Staatsgewalt  genGthigt  werden,  den  Religionsunterricht  und 
den  Gottesdieuat  einer  andern  Confession  zu  besuchen  und  darin  sich 
zu  den  Sacramenten  vorbereiten  zu  lassen.  In  der  bavorisehen  Yer- 
fassungöurkunde  ist  zwar  jedem  Einwohner  des  Reicbea  eine  „vollkom- 
mene" Gewissensfreiheit  zugesichert.  Allein  für  Eltern,  die  verüchiedencii 
Glaubeusbekenntnissen  zugethan  siud,  und  für  deren  Kinder,  ist  die 
Gewissensfreiheit  durch  die  Vorschriften  der  zweiten  Verfassungsbei- 
lage beschränkt 

Im  Königreich  Sachsen,  im  Grossherzogthum  Hessen  und 
in  Sachsen- Weimar  ergibt  sich  die  Fehlerhaftigkeit  der  ge- 
setzlichen Vorschriften  aus  der  Ertheilung  von  Dispensationen,  die 
dem  Inhalt  und  Zweck  jener  Gesetze  widersprechen  K  In  Hessen 


1  Der  gegenwärtige  siichsische  Cultusminister,  C.  J.  v.  Gerber,  bemerkt  in  der 
15.  Auflage  seines  deutscheu  Prlvatrechta  (l.SSn,  §  211,  Note  2),  in  einer  Kritik  nber 
die  bastehendea  Landesgesetze :  .  . .  „manche  endlich,  wie  das  königlich  sächsische 
Oesetx  vom  1.  November  1686,  sind  durch  eine  zu  grosse  Aengstlidlikelt  lieherrsebt 
und  gcrftüien  dadurch  mit  dem  LeTien  in  Widerspruch,  indem  sie  die  Abschlicssung 
des  Vertrages  durch  Form  Vorschriften  und  Zeithestimmunfien  zu  sehr  beschränken. 
Obrigkeitlicho  Diapensationen  «ind  bei  keinem  System  au  entbehren."  Der  letzte 
StAK  wird  z.  B,  in  Prenaaen  und  in  Bayern  nieht  anerkannt .  Er  Ist  aneh  gnind- 
eSteltoh  2Q  miaabUllgen.  Doeh  enihUi  er  des  Zugestindniaa,  dnae  die  beatehenden 
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scheiterten  die  Yerflache,  den  unerträglichen  Rechtszustand  im  Wege 
der  Gesetzgebung  zu  Torbef5SGrn,  nn  der  Fnoinigkeit  der  beiden  Kam- 
mern über  die  Oriindi^tHlauken  der  tioHotzcnrwürfe.  In  Sachsen- 
Weimar  dräu^'t  die  Erfahrung  zum  Erlaas  eines  (iesetzes,  womit  man 
7.um  gemuiuen  Recht  zurückkehren  will.  In  Württemberg,  iu 
Mecklenburg-Schwerin  und  in  Jirauusch weig  besteheu  nach 
den  Erfahrungen  der  letzten  Jahrzehnte  befriedigende  Zustände  nur 
insoweit,  als  die  GesetsBesTorscbriften  über  die  Confession  der  Kinder 
aus  gemischten  Ehen  nicht  zur  Anwendung  kommen  können  oder  that* 
sachlich  nicht  befolgt  werden. 

Auch  kann  der  Zweck  aller  dieser  Gesetze  nicht  erreicht  wer* 
den,  solange  die  Kinder  in  der  häuslichen  Erziehung  der  Eltern  Ter« 
bleiben;  eine  Anordnung  aber,  dass  die  Kinder  den  Eltern  weggenommen 
und  in  einer  staatlichen  Erziehungsanstalt  jedem  Einflüsse  der  Eltern 
entzogen  werden  snllten.  würde  „da«  sittliche  Gefühl  empfindlich  ver- 
letzen'* *  und  weiiigiiteiiü  im  (lebiote  des  deutschen  Reiches  mit  Rück- 
sicht auf  die  anerkannte  Gleichberechtigung  der  religiösen  Bekenntnisse 
unzulässig  sein. 

Die  bestehenden  Landesgesetze  widersprechen  mehr  oder  minder 
den  im  deutschen  Reich  sonst  anerkannten  Gtrunds&tsen  der  elter- 
lichen G-ewalt  und  der  Gewissensfreiheit.  Von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  sind  am  scharfeten  diejenigen  Gesetzesvorschriften  zu 
tadeln,  die  den  Eltern  jede  Entscheidung  über  die  religiöse  Erziehung 
durch  ein  stren^^ea,  unabänderliches  Gebot  entziehen  wollen.  Fast  ebenso 
verfehlt  sind  diejenigen  Gesetze,  die  eine  Abweichung  von  der  gesetz- 
li(;hen  Vorschrift  nur  auf  Grund  eines  vor  der  Ehe  geschlossenen  unab- 
änderlichen Vertrages  gestatten.  Ein  vor  der  Ehe,  etwa  auf  Eindringen 
von  Verwandten  oder  anderen  Personen .  geschlossener  V^ertrag  tritt 
während  der  Ehe  leicht  iu  WideraprucL  mit  den  beiderseitigen  Wün- 
schen der  Eltern  und  mit  dem  eigenen  Besten  der  Kinder^;  er  trifPt 
«über  das  Geschick  eines  ICenschen  schon  Tor  seinem  Dasein  eine  Ent- 
scheidung, die  erst  zur  Zeit  der  Ausfuhrung  dem  Gewissen  des  Aua- 
fährenden anheimiUUt*  *.  Insofern  sind  diejenigen  Gesetze  Yorzuziehen^ 
die  den  Eltern  gestatten,  ihren  Vertrag  während  der  Ehe  zu  ändern; 
doch  kann  auch  ein  solcher  bindender  Vertrag  leicht  zu  grosser  Härte 
führen,  da  er  durch  den  Tod  des  Vaters  odor  der  Mutter  unabänder- 
lich wird,  und  der  überlebende  Vater  oder  die  überlebende  Mutter  selbst 
nach  Eingehung  einer  zweiten  Ehe  an  jenen  Vertrag  gebunden  ist. 
Alsdann  „wirkt  der  Vertrag  oft  unter  Verhältnissen  fort,  die  durch 


Landesgesetze  Uber  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder,  wenn  sie  ilireiu  Wortlaute 
und  Sinne  nadi  »trang  dnrehgefÜhTt  werden,  su  vnertrlglichett  Zastindai  llllircD. 

I  Vgl.  Commissionsberichk  der  bedischcn  sweiten  Kammer  vom  Jsbre  1860,  im 
sechsten  Beilagehefl,  S.  306. 

'  Vgl.  Commissionsbericlit  der  badiscben  zweiten  Kammer  vom  Jahre  1860,  im 
aeehsteo  Beiiagehefte,  S.  807;  Mitter mnier  in  der  Themis,  Bd.  1,  8.  20. 

*  AttBBchumbericht  der  heeaisehen  sweiten  Kammer  vom  7.  Juli  1868,  S.  5. 
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den  Tod  des  Yorverstorbenen  YöUig  geändert  worden  sind,  so  dass 
die  Verabredung  zwecklos  und  sogar  unpassend  wird'^  ^  Aehnliche 

Uobelstände  ergeben  sich  aus  denjenispen  Vorschriften,  die  nur  für 
den  Fall  gelten,  dass  die  Eltern  sich  nicht  anders  einigen;  wenig- 
stens treton  jene  Uebelstände  dann  ein,  wenn  die  Vorschriften  nach 
(lein  Tode  des  Vaters  oder  der  Mutter  unbedingt  massgebeud  sind, 
so  dass  der  Ueberlebende  unter  keinen  Umständen  die  religiöse  Er- 
ziehung der  Kinder  ändern  kann,  oder  wenn  ein  Mann  seine  Frau 
und  seine  Kinder  bdsUoh  Torlasaen  hat,  und  gleichwohl  die  Mutter 
gezwungen  wird,  ihre  Kinder  im  Beligionsbekenntnisse  des  pflicbt- 
yergessenen  Vaters  za  erziehexL 

Gänzlich  unhaltbar  ist  nach  den  Erfahrungen  der  neuesten  Zeit 
das  in  Bayern  gesetzlich  anerkannte  Recht  der  geistlichen  Oberen, 
in  Streitigkeiten  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  Anträge  zu  stellen  und  Beschwerden  zu  erheben.  Dasselbe  be- 
ruht nicht  einmal  auf  einem  folgerichtigen  Geilunken.  Die  Gesetzes- 
vorschrift  gewährt  den  anerkannten  christlichen  Kirchen  das  Hecht, 
die  Befolgfung  eines  Staatsgesetzes  zu  verlangen,  das  ohne  ihre  Mit- 
wirkung erlassen  wurde.  In  der  Hegel  können  die  betheiligten  geiot- 
lichen  Oberen  verlangen,  dass  von  den  Kindern  ans  gemischten  Eben 
die  Sohne  dem  Bekenntnisse  des  Täters  tind  die  Töchter  demjenigen 
der  Mutter  folgen;  doch  kann  ihnen  diesBeeht  ohne  ihre  Zustimmung 
durch  die  Eltern  entzogen  werden.  Hatte  der  Staat  die  Aufgabe,  die 
Kinder  ans  gemischten  Ehen  unter  die  anerkannten  Kirchen  zu  ver- 
theilen, so  dürfte  er  folgerichtig  den  Eltern  nicht  gestatten,  dies  Recht 
der  Kirchen  zu  ändern.  Könnt*»  aber  ein  Recht  der  Kirche  durch  Vor- 
trag der  Eltern  geschaffen  weiden,  so  niüsste  wiederum  die  Aenderung 
des  Vertrages  ohne  Zustimmung  der  Kirche  unstatthaft  sein. 

Wird  während  (l(>r  Ehe  dem  Vater  das  Recht  zugestanden,  die 
religiöse  Erziehung  der  Kinder  zu  beätimmen,  „und  auch  kein  Recht 
einer  Kirche,  sich  hineinzumischen,  anerkannt,  dann  ist  damit  der  K^m 
alles  wirksamen  Zwistes  auch  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
aus  gemischten  Ehen  zerstört*'.  Dieser  Satz  wird  durch  die  Erfah- 
rung bestätigt.  Wo  keine  besonderen  Gesetze  über  die  Oonfession 
der  Kinder  bestehen,  sind  keine  Klagen  über  den  Rechtsznstand  zu  Ter- 
nehmen.  Die  Erfahrung  drängt  dsdier  zu  dem  Vorschlage,  die  Aus- 
nahmegesetze über  die  Oonfession  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen 
aufzuheben  und  damit  zu  den  Grundsätzen  des  gemeinen  deutschen 
Rechtes  zurückzukehren,  die  dem  natürlichen  Rechte  der  Erziehung 
entsprechen. 

Hiernach  ist  es  überraschend,  dass  die  Frage,  ob  die  bestehenden 
Landesgesetze  über  die  Coufession  der  Kinder  aufzuheben  seien,  iu 

'  Mittertnaier  in  der  Thcrais,  Bd.  1,  S.  21. 

>  V.  Linde,  Beitrag  cur  Lehre  Uber  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus 
gMidieliteii  Bbffii,  in  der  Zettsdirifk  Ittr  Civiltechi  nnd  Prooeas  (OiMun),  Bd.  8, 

N.  F.,  s.  aoi. 
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den  Motiven  zum  "Fnrwurfe  oincs  hiircferliehcn  Oosetzbtiches  für  das 
deutsche  Keich  '  nicht  oiuDial  angeroirt  und  noch  wouiger  geprüft  wird. 

Die  Motive  tadeln  die  , Verschiedenheit  und  Lückenhaftigkeit  den 
be8t(h(Mi(len  Roehta".  Eine  „UnvoUstäudigkoit"  der  Landesgesetze 
soll  darin  hegen,  dass  dieselben  „grössjtentheilti  nur  die  religiöse  Er- 
ziehung der  Kinder  aus  oonfessionell  gemisehten  Ehen  regeln  und 
selbst  inoerhalb  dieser  Begrenzung  zum  Theil  nur  den  Fall  ins  Auge 
fbssen,  wenn  die  Ehegatten  bestimmten,  in  dem  Gesetze  näher  bezeich- 
neten Oonfessionen  angehören*.  Femer  bemerken  die  Motive,  «in 
denjenigen  Rcchtsgebieten ,  in  welchen  es,  wie  in  einem  Theüe  des 
gemeinrechtlichen  und  franzöaischrechtlichen  Gebiets,  an  besonderen 
Bestimmungen  über  die  religiöse  Erziehwnj»  der  Kinder  überhaupt  fehlt*, 
könnten  sieh  „Uebeistände  daraus  ergehen,  dasa  beim  Schweigen 
des  Gesetzes  der  Wille  des  zeitigen  Erziehungsberechtigten  über  die 
Frage  der  rtdigiösen  Rrziehuug  der  Kinder  entscheidet,  die  Eutbchei- 
duag  daher  möglicher  weide  wechselt*.  Nach  Annahme  der  Motive 
„lassen  sich  erhebliche  Gründe  dafür  geltend  machen,  die  religiöse 
Erziehung  der  Kinder  als  einen  Ausfluss  des  elteilichen  Erziehungs- 
rechtes, mithin  ron  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet,  als  einen' 
Bestandtheil  des  bürgerlichen  Rechts  im  bürgerlichen  Gesetzbuche 
durch  besondere  Bestimmungen  einheitlich  zu  regeln, 
um  den  angedeuteten  UebelstSnden  thunlichst  entgegen- 
zutreten". 

Die  Motive  regen  also  die  Fr  ige  an,  ob  etwa  an  Stelle  des  §  1508 
des  Entwurfs  besondere  Yorschritten  iiher  die  religiü8(;  Krziehung  der 
Kinder  erlassen  werden  sollen,  die  für  das  deutsche  lieich  eiuleit- 
lich  gelten  raüssten  ^.  Zugleich  deuten  sie  die  Richtung  an,  die  äolche 
Yorschriften  zu  yerfolgen  hätten.  Zur  Beseitigung  der  gerügten  „XJn- 
Tollständigkeit'  müsste  die  Bestimmung  im  bürgerlichen  Gesetzbuche 
gleichmässig  für  alle  Kinder,  namentlich  also  auch  für  lOnder  aus 
nicht  „gemischten'^  Ehen,  getroffen  werden;  femer  müsste  die  Frage 
der  religiösen  Erziehung  dem  , Willen  dos  zeitigen  Erziehungsberech- 
tigten* entzogen,  wenigstens  aber  die  Möglichkeit  eines  Wechsels  im 

»  Motive,  Bd.  4,  S.  757.  758,  98«,  1099. 

*  Solche  Vorschriften  empfiehlt  O.  Gierke  (Der  EntWTirf  eines  bürgerlichen 
Oeaetzbuühes,  Leipzig  läSü,  Ö.  14'2),  indem  er  schreibt:  „Die  Regeln  über  Erwerb 
und  Yerlnst  der  Ziig«börigkeit  sn  tiner  Religionag^sellscliaft  gehören  natOrlieh  nidht 
ins  Geaeizbnch.  Eine  Ausnahme  bildet  jedoch  die  familienrechtliche  Seite  der  Re- 
ligionsbestimrattng,  so  dass  der  Entwurf  Ober  die  religiöse  Erziehimi:  der  Kinder 
eine  Bestimmung  treffen  musste,  nicht  aber  unter  dem  Vorwande,  dass  dabei  das 
öffentliche  Recht,  und  swar  das  intereonübsBionelle  Klrehenstaatweelit,  yorwlcgend 
bethciligt  sei,  die  Entscheulun;;  dieser  wicbttgen  und  zur  Zeit  höchst  unvollstnndig 
geordneten  Fra^e  auf  die  Landesgesetze  abwälzen  durfte.''  —  Vom  niimlichen  Stand- 
punkte aus  macht  R.  Drache  (Die  religiöse  Erziehung  der  Ivinder,  Halle  1889,  S.  32 
his  84)  OeaetsesTOTSchllge  an  Stdle  von  §§  löOS  nnd  1658  dea  Entwürfe.  Vgl.  «ueh 
den  Aufsatz  über  ^die  Religion  im  neuen  bürgerlichen  Gesetzbuch'*,  in  dem  enran* 
geltsck-latherischen  Gemeindehlait  «Die  ohristliche  Welt%  1890,  Kr.  27. 
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Religionsbekenntnisse  beseitigt  werden;  es  müsste  somit  die  dem  Einde 
gesetzlich  bestimmte  Oonfession  onabanderliob  sein. 

Diesen  AusfÜlmingen  der  Motive  muss  in  allen  Thailen  wider- 
flproclien  werden.  Dass  die  meisten  Landesgesetze  über  die  Oonfes- 
sion der  Kinder  sich  auf  Kinder  aus  gemischten  Ehen  beschränken, 
ist  nicht  zu  tadeln,  da  kein  Anhiss  vorliegt,  derartige  Ausnahmegesetze 
auf  Kinder  aus  ungemi  8(;  hten  Khen  auszudehnen.  Das  badische 
Gesetz  von  1860  hat  freilich,  indem  es  das  elterliche  Bestimmungs- 
recht bezüglich  der  Kinder  aus  gemischten  Khen  grundsätzlich  wieder- 
herstellte, die  für  nöthig  erachteten  Beschränkungen  dieses  Rech- 
tes für  Eltern  in  ungemischter  Ehe  neu  eingeführt  Doch  entsprach 
die  Neuerung  keinem  in  der  Erfahrung  hervorgetretenen  BedÜrfoisse* 
An  einem  ähnlichen  Fehler  leidet  schon  die  kurhessische  Yerordnung 
von  1858,  nebst  dem  Gesetze  von  1848. 

Nur  im  Königreich  Sachsen  sind  Eltern  in  ungemisch- 
ten Ehen,  mit  Ausnahme  der  Dissidenten,  gesetzlich  verpflichtet,  ihre 
Kinder  in  ihrem  eigenen  Glaubensbekenntnisse  zu  erziehen.  Eine 
solche  Gesetzesvorschrift  kann  in  Staaten,  in  denen  eine  Staatsreligion 
anerkannt  ist,  z.  B.  iu  liusslaud,  zum  Schutze  der  Staatsreligion  be- 
stehen. Im  deutschen  Reich  ist  ein  solches  Gesetz  unhaltbar.  Die 
Kirche  „schreibt  den  Eltern,  die  zu  ihr  gehören,  die  Erziehung  ihrer 
Kinder  in  gleichem  Glauben  als  eine  wesentliche  Yerpfiiohtnng  vor. 
Die  TJnterstfltsung  dieser  Terpflichtung  durch  bürgerlichen  Zwang 
beruht  aber  immer  auf  einem  Yonug  und  iJebergewioht,  den  die 
Staatsgewalt  einem  bestimmten  Glaubensbekenntnisse  ertheilt,  also  auf 
der  Annahme  einer  Staatareligion.  Wo  dalier  die  drei  christlichen 
Confessionen  in  einem  T  mde  mit  gleichen  Rechten  recipirt  sind,  muss 
die  Auswahl  derselben  für  die  Kinder  lediglich  den  Eltern  überlassen 
bleiben,  so  dass,  wenn  beide  eiiuc  sind,  die  Staatsgewalt  in  deren 
natürliches  Erziehungsrecht  nicht  eingreifen  darf.  Weim  aber  bei  ein- 
tretender Meinungsverschiedenheit  das  Einschreiten  der  Gerichte  noth- 
wendig  wird,  muss  der  Wiiie  des  Vaters  den  Vorzug  erhalten**. 
Daher  empfiehlt  es  sich,  im  Königreich  Sachsen  das  bisher  nur  den 
Dissidenten  zugestandene  Becht  allen  Eltern  zurückzugeben.  Keinen- 
falls  ist  es  gerechtfertigt,  die  eigenthümlichen  Gesetzesvorschriften  des 
Königreichs  Sachsen  auf  das  deutsche  Reich  auszudehnen. 

Die  Motive  meinen,  in  Elsass-Lotbringen  und  den  übrigen  Ge- 
bieten, worin  keine  besonderen  Oesetzesvorschrifteu  über  die  religiöse 
Erziehung  bestehen,  „könnten**  sich  Uebelstlinde  daraus  ergeben,  dass 
„der  Wille  des  zeitigen  Erziehungsberechtigten  über  die  Frage  der 
religiösen  Erziehung  der  Kinder  entscheidet".  Solche  TJebclstände 
sind  aber  niemals  hervorgetreten,  wie  die  Erfahrung  beweist.  In  den 
Motiven  wird  das  Gegentheil  nicht  einmal  behauptet.  Das  freie  Be- 
stimmungsrecht der  Eltern  hat  sich  in  den  (Gebieten,  wo  es  noch  an- 

«  Walter,  Klrohenreeht)  §        S.  585  (12.  Aufl.  1856). 
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erkannt  oder  wicdorlHTLn^^t^Olt  ist.  in  der  Erfahrung  durchaus  bewälirt. 
Jsur  die  Besch läukungeu  düts  iiestimmung'srechtes  haben  z.  B.  in  Baden 
zu  Beschwertlfü  AulaäS  gej^ebcn.  Auch  ist  das  Hecht  der  Eltern,  die 
Confeasiou  ilirer  Kinder  zu  besiiinmen,  in  dur  elterlichen  Gewalt  und 
im  Naturrechte  begründet.  Es  ist  daher  nicht  zu  besorgen,  dau  aioli 
am  eiaer  Wiederhentellimg  dieses  Beehtes  in  den  Gebieten,  worin 
es  bisher  durch  Landesgesete  beschr&okt  oder  aufgehoben  war,  »Uebel- 
stande  ergeben  können'*. 

Hauptsächlich  heben  die  Motive  hervor,  das  elterliche  Bestim- 
mungsrecht kdnne  dahin  führen,  dasä  ^die  Entscheidung  möglicher- 
weise wechselt*.  Eine  solche  Möglichkeit  liegt  freilich  vor.  beson- 
ders wenn  der  Vator  sein  Olaubensbekenntniss  ändert,  oder  wenn 
er  nach  dem  Tode  der  ersten  Ehefrau  eine  zweite  Elie  schliesst.  Dann 
ist  aber  für  eiueii  Staut,  der  eine  Gleichbrrechtii^uni;  der  Bekenntnisse 
und  den  ( irund:^at/.  der  Gewi.sseusfroiheit  anerkennt,  kein  Uebelstand 
darin  zu  üuden,  dnnä  die  unmündigen  Kinder  der  neuen  Bestimmung 
des  Yaters  folgen.  Wollte  ein  Vater  sich  wissenilich  von  der  wahren 
Religion  entfernen  and  einer  Irrlehre  zuwenden,  und  wollte  er  selbst 
seinen  ändern  die  Wohlthaten  der  wahren  Beligion  rauben,  so  wurde 
dies  sittlich  verwefflieh  sein.  Allein  die  Gesetzgebung  im  deutsehen 
Reich  kann  einen  solchen  Fall  nicht  berücksichtigen.  Der  Staats- 
gewalt steht  es  nicht  zu,  darüber  zu  artheilen,  ob  ein  Religionswechsel 
durch  Gewi^sf»napflicht  geboten  oder  aus  unedlen  Beweggründen  er- 
folgt ist.  Der  Satz  „de  internis  nun  judicat  praeior**  trifft  hier  zu. 
Nach  den  Gesetzen  der  Gevrissensfreiheit  und  Gleichberechtigung  der 
Bekenntnisüu  kann  einem  Vater  dnrch  das  Staatsgesetz  nicht  verboten 
werden,  sein  Glaubensbekenntniss  zu  ändern.  Ebenso  wenig  kann 
eine  Mutter  nach  dem  Tode  des  Vaters  an  einem  Religionswechsel 
gehindert  werden.  Es  ist  aber  natnrgemäss,  dass  die  Kinder  der  Ent- 
scheidung ihrer  Eltern  folgen,  solange  ihnen  Itir  eine  eigene  Entschei- 
dung die  nöthige  Erkenntniss  fehlt.  Der  paritätische  Staat  hat  keinen 
Anlass,  die  Einigkeit  von  Eltern  und  Kindern  durch  Gesetz  zu  zer- 
stören ;  denn  in  Staaten ,  worin  mehrere  Religionsbekenntnisse  als 
gleichberechtigt  anerkannt  sind  ,  ist  es  für  das  Staatswohl  gleichgiltig, 
ob  ein  Kind  dem  einen  oder  andern  Bekenntnisse  angehört.  „Es 
widerspricht  dem  Geiste  des  Roichsgesetzes  vom  8.  Juli  1869,  das 
bürgerliche  Recht  der  Erziehung  aus  confessionellen  Rücksichten  von 
Staatswegen  zu  beschränken."  * 

IKemaoh  empfiehlt  es  sich,  die  Landesgesetze  über  die  Confession 
der  Kioder  aufzuheben  und  damit  zu  den  Grundsätzen  des  gemeinen 
Hechts  zurfiokzukehren,  so  dass  nach  Einführung  des  bürgerlichen  Gte- 


»  Vgl.  Fr.  Thudich  um,  Deutächea  Kircbearecht  des  neuuzebaten  Jahrhun- 
derts, Bd.  I  (1877),  8.  63.  —  Auf  8.  55,  56  dMdbsfc  wird  der  bestehende  ReditB- 
zustand  gctarlolt ,  jedoch  nicht  deutlich  «ngcneben.  In  w^dier  Richtung  die  Aende- 
rung  eintreten  soll. 
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setzbnches  fOr  das  deutsolie  Reich  der  oben,  8.  481,  bezeichnete 
Bechtszustand  auf  das  ganze  Gebiet  des  deutschen  Reiches  ausgedehnt 
wird,  der  nach  den  in  Elsass-Luthringen  gemachten  Erfahrangen  keinen 
Anlass  zu  Beschwerden  gegeben  hat. 

Eine  Aufliobimg  jener  Landesgesetze  hat  die  Folge,  dass  die  darin 
enthaltenen  VorBchriften  über  ein  bestimmtes  Untorscheidungs- 
alter  ebenfalls  auf<;ehobeu  sind.  Dios  untorliegt  keinem  Bodonken, 
da  mit  Aufhebung  der  gesotzlichen  Vors(^hriftcn  über  das  T^'ligions- 
bekenntniö»  zugleich  das  Bcdürfniss  wegfallt,  gcsptzlich  zu  iM-atiuiraen, 
wann  ein  Kind  die  Confessioa  wählen  kann.  Ea  tritt  dann  der  ge- 
meinrecfatliche  Grundsatz  wieder  in  Kraft,  wonach  ein  für  alle  Fälle 
giltiger  Zeitpunkt  als  XJnterscheidungsalter  nicht  anzunehmen  ist,  son- 
dern die  Frage,  ob  ein  Kind  die  Confessioa  selbst  wählen  kann,  von 
seiner  Einsicht  und  seinen  Terstandeskräften  abhängt.  Ein  Streit  üb^r 
diese  Frage  ist  nicht  zu  erwarten,  wenn  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  den  nämlichen  Yorschriften  unterliegt,  wie  die  Erziehung 
überhaupt. 

C  Redttrfniss  eines  Bciebsgesetoefi. 

Würden  die  §§  1508  und  1658  des  Entwurfs  angenommen,  so 
könnte  Prenssen  der  Aufgabe  nicht  ausweichen,  die  Landesgesetze 
über  die  Confession  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  aufzuheben  und 
an  ihrer  Stelle  für  ganz  Preussen  gemeinsame  Grundsätze  einzuführen, 

dabei  die  Gegensätze,  die  jetzt  unter  den  einzelnen  Landesgesetzen 
bestehen ,  auszugleichen ,  die  in  der  Erfahrung  der  Yormundschafts- 
behördon  und  in  der  Rechtsprechung:  des  Kammergerichts  hervor- 
getrrt<uieii  Uebelstände  zu  beseitirren  und  die  Yerheissung  des  Patents 
Yom  5.  December  1848  zu  erfüllen. 

Auch  Bayern  müsste  die  in  der  zweiten  Verfassungsbeilage  ent- 
haltenen Yorächrifteu  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  ge- 
mischten Ehen  durch  Landesgesetz  änderu,  theils  mit  Rücksicht  auf 
die  Yorsehriftw  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  deutsche  Reich, 
theils  und  hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf  die  Rechtsprechung  des 
Yerwaltungsgeriohtshofes,  wonach  die  Anwendung  des  Gesetzes  zu  un- 
erträglichem Gewissenszwang  gegen  Eltern  ui  l  Kinder  führt.  Es 
würde  dann  aber  nach  Titel  10,  §  7,  Absatz  2,  der  Yerfassungsurkunde, 
in  Yerbindung  mit  Artikel  2  des  Gesetzes  vom  4,  Jnni  184S  (über  die 
8t;-mrlische  Initiative),  die  Yerfassungsfra^iro  sich  aufwerfen,  oh  Vor- 
schläge zur  Aenderun!?  von  §§  12  bis  23  der  zweiten  Verfassungsbeilage 
„allein  vom  Könige''  oder  auch  von  den  „Ständen  des  Reichs"  aus- 
gehen können,  und  ob  das  dem  König  vorbehaltene  Ueclit  der  IniUaLive 
dem  Prlui^regeuten  zusteht.  In  Bayern  kann  daher  jetzt  eine  Abhilfe 
leichter  durch  Reidisgesetz  als  durch  Landesgesetz  geschaffen  werden» 

Im  Königreich  Sachsen  werden  die  Härten  des  Gesetzes  auf 
dem  bedenklichen  Wege  von  Dispensationen  des  Königs  gemildert; 
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68  mfisste  dort  ein  Gi  setz  erlaaseo  werden,  dessen  Befolgung  auafuhr- 
bar  ist  Im  Grossherzogthnm  Hessen  müsste  die  Regierung  den 
parlamentarischen  Kampf  vom  Jahr  1878  wieder  aufnehmen  und  das 
Auakunftsraittel  der  Ministerinl-Dispcnsntioiieii  fallen  lassen.  In  Sachsen- 
Wci  mar  niüssto  der  bereiu  vorbereitete  Gesetzentwurf  zur  Beseitigung 
des  Gecäctzes  von  1857  dem  Landtage  vorgelegt  werden.  In  allen 
Gebieten ,  worin  fiir  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  gemisch- 
ten Ehen  besondere  Aasnahmegesetze  bestehen,  müssten  dieselben 
mit  Rücksicht  auf  die  Yorsehiiften  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  einer 
Prüfung  unterzogen  werden.  Es  wfirden  also  diejenigen  Fragen,  deren 
Entscheidung  der  Entwurf  in  §§  1508  und  1668  dem  Bundesrathe  und 
Reichstage  ersparen  will,  nicht  gelost  sein,  sondern  auf  dem  Wege 
der  Landesgesetzgobung  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  erörtert  werden 
müssen.  Somit  würden  die  Aufgaben  für  die  Gesetzgebung  durch 
Annahme  dos  Entwurfs  sich  vervielfachen. 

Alsdann  wäre  ferner  ein  iieichsgesetz  zur  Feststelhing  der  räum- 
iieheu  Grenzen  der  einzelnen  Landesgesetze  ein  dringendes  Be- 
dürfoisg. 

Aucii  zur  einheitlichen  Ordnung  des  Verfahrens  bei  Streitig* 
kciten  über  die  religiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  gemischten  Ehen 
würde  sich  ein  Reichsgesetz  empfehlen,  zur  Beseitigung  des  Hissstandes, 
dass  solche  Streitigkeiten  in  manchen  Bundesstaaten  durch  Terwaltungs- 
behörden  oder  gar  durch  die  Qnade  des  Königs  oder  des  Ministeriums 
entschieden  werden.  In  einem  solchen  Gesetze,  über  das  Verfahren, 
müsste  namentlich  aucli  die  wichtige  Streitfrage  entschieden  werden, 
ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  die  Vertreter  einer  Kirche 
Aüträire,  Beschwerden  nnd  sonstige  Rechtsmittel  erheben  können. 

Alle  diese  Scln\ ierigkeiten  erledigen  sich,  wenn  die  §§  1508 
und  1658  des  Entwurfs  gestrichen,  und  die  bestehenden  Landes- 
gesetze über  die  confeasiouelle  Erziehung  der  Kinder  aufgehoben 
werden. 

Auf  dem  Wege  von  Landesgesetzen  über  die  Confession  von 
Kindern  aus  gemischten  Ehen  kann  aber  den  Bedürfnissen  der  Gegen- 
wart überhaupt  nicht  genügt  werden.  Die  Gründe,  die  zum  Erlass 
einer  GiTilprocessordnung ,  einer  Strafprocessordnung  und  einer 
richtsverfassung  für  das  deutsche  Reich  geführt  haben,  drängen  zur 
einheithchen  Lösung  der  Frage,  ob  die  elterliche  Gewalt  durch  Ge- 
setze über  die  Confession  der  Ivindcr  beschränkt  w(;rden  soll.  Selbst 
wenn  diese  Erage  zu  bejahen  wäre,  so  würde  es  doch  dringend 
wünschenswerth  sein,  den  gegenwärtigen  Re«  Ii tszu stand  zu  ändern, 
der  nach  Zugeständniss  der  Motive  zum  Entwürfe  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuches  „ein  ausserordentlich  bunter''  ist,  da  diese  Mannigfaltig- 
keit 7on  GesetzesYorschriften  der  einzelnen  Länder  sich  in  der  Er- 
fahrung als  unerträglich  erweist. 

Zu  einer  einheitlichen  Lösung  dieser  Frage  dringt  namentlich 
die  Freizügigkeit.    Das  Gesetz  über  die  Freizügigkeit  ertheilt 
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jedem  Deutsclieii  das  Beoht,  sich  im  deutechen  Beiehe  dort  nieder^ 
zulassen,  wo  er  eine  eigene  Wohnimg  oder  ein  Unterkommen  sich 

verschaffen  kann.  Zufolge  der  engen  Beziehungen ,  die  unter  den 
deutschen  Bundesstaaten  und  noch  mehr  innerhalb  PreuMens  und 
Bayerns  untor  den  einzelnen  Rechtsgebieten  bedtehen,  worden  nicht 
selten  yoniiselif'  Ehen  zwischen  Angehörigen  veiächiedener  Kochts- 
gebietc  iibgesciilossen,  und  die  Wohnsitze  der  Eheleute  oder  Wittweu 
mit  ihren  Kindern  von  einem  (rebiete  in  das  andere  verlegt.  In 
Preusseu  wird  leicht  ein  Beamter  von  Berlin  nach  Frankfurt  a.  iL, 
TOD  da  naeh  Orb  oder  OasBol,  nach  Hannover  oder  Wiesbaden,  nach 
Greifewald  oder  Kiel  Tereetst.  Ebenso  leicht  erfolgt  in  Bayern  die 
Yeraetsung  eines  Beamten  Yon  Zweibrüoken  nach  Nürnberg  oder  von 
Bayreuth  nach  Bamberg.  In  allen  diesen  Orten  gelten  Terschiedene 
Gesetze  fiber  die  Confessiou  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen,  in 
Bayern  wenigstens  über  die  Form  und  Frist  der  Verträge,  nach  An- 
nahme des  Yerwaltungsgerichtshofes.  Bei  jedem  derartigen  Wechsel 
des  Wohnsitzes  entsteht  daher  die  Frage,  ob  und  inwieweit  das 
Gesetz  des  frühem  oder  des  neuen  Wohnsitzes  für  die  religiöf^e  Kr- 
zichunt,^  der  Kinder  nuissgebend  ist.  Die  nüniliclie  Frage  eutötL'ht, 
wenn  ein  Beamter,  der  in  gemischter  Ehe  lebt,  aus  Preussen  uder 
Württemberg  nach  Bayern  oder  Sachsen  versetzt  wird,  oder  wenn 
Eaufieute,  Handwerker  |  Landwirthe,  die  in  gemischter  Ehe  leben, 
oder  ihre  Wittwen,  durch  Nahrnngssorgen  oder  Familienrücksichten 
gendthigt  werden,  ihren  Wohnsitz  zu  verlegen.  Es  tritt  dann  leicht 
der  Fall  ein,  dass  Eltern  oder  Wittwen  sich  einem  harten  Gesetze 
unterwerfen  müssen,  weil  ein  Vertrag,  der  im  einen  Gebiete  ungiltig 
ist,  im  andern  dagegen  bindende  Kraft  hat,  nicht  rechtzeitig  oder 
nicht  in  riehtit^er  Form  errichtet  wnrde. 

Ciorüdf^  Iii:-  die  Augelu'»ri<j;en  derjeii!'J:<'n  (lel)iete,  in  denen  keine 
besonderen  (iesetze  über  die  Confessien  der  Kinder  aus  gemiachteu 
Ehen  bestehen,  oder  in  denen  solche  nicht  beachtet  werden,  ist  die 
Härte  anderer  Landesgesetze  besonders  fülilbar,  wenn  sie  in  einem 
andern  Gebiete  heiraten  oder  dahin  verziehen,  z.  6.  wenn  ein  in  EImss- 
Lothringen  angestellter  Beamter  in  Bayern  oder  im  Königreich  Sachsen 
'  eine  gemischte  Ehe  schliessen  will,  oder  wenn  eine  Frau,  die  mit 
einem  elsass-lothringischen  Beamten  in  gemischter  Ehe  lebte,  nach 
dessen  Tode  mit  ihren  Kindern  nach  Preussen  oder  Braunschweig, 
nach  Bayern  oder  Sachsen  verzieht^  ohne  die  dortigen  Gesetze  über 
die  religiöse  Erziehung  zu  kennen.  Ei-fiihrungsgemäss  werden  Braut- 
leute und  Wittwen  in  Verlegenheit  gesetzt,  wenn  sie  den  Inhalt 
solcher  Gesetze  erfahren,  deren  Bestehen  sie  nicht  für  möglich  ge- 
halten hatten.  Noch  grössere  Schwieriu:keiten  entstehen ,  wenn  ohne 
Kenntniss  solcher  Gesetze  eine  Ehe  geschlossen,  oder  ein  Wohnsitz 
verlegt  ist. 

Wer  diese  Gesetze  und  die  Art  ihrer  Anwendung  kennt,  zugleich 
aber  mit  GlÜcksgütem  gesegnet  ist,  kann  allen  Unannehmlichkeiten 
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und  Gewissensbeschwerdeu  aus  dem  Wege  gehen,  wenn  er  sioli  ein 
audorea  Reclitsgebiet  zum  Wohnsitze  aussucht.  Allein  den  Armen  und 
allen  denjenigen ,  die  durch  ihren  Beruf  oder  ihre  Familie  an  einen 
bestimmten  Ort  gebunden  sind,  ist  dies  Auskunftsmittel  entzogen.  Die 
vorliegende  üntersuchung  zeigt,  dass  gerade  arme  Elteni  oder  arme 
Wittwen  von  den  Yorsohriften  der  Landesgeeetze  Über  gemischte  Ehen 
besonders  hart  betroffen  werden« 

Es  wird  daher  ein  Segen,  besonders  für  die  Armen,  sein,  wenn 
die  bestehenden  Landesgesetze  über  die  religiöse  Erziehuu>>:  der  KId- 
dor  fius  gemischten  Ehen  durch  Roiclisgesetz  aufgehoben  werden.  Auch 
alle  Gerichte  und  Yorwfiltunf?9l)('hürden,  die  über  solche  Streiti^^keiten 
zu  entscheiden  haben,  werden  durch  Aufhebung  jener  Gesetze  von 
einer  unerquicklichen  Aufgabe  befreit. 

Werden  die  §§  1508  und  1658  de»  Entwurfs  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuchcd  gestrichen,  so  kann  aus  dem  Zusammenhang  der  übrigen 
Yorsohriften  gefolgert  werden,  dass  alle  Landesgesetze  über  die  reli- 
giöse Erziehung  der  Kinder  aufgehoben  sind.  Doch  empfiehlt  es  sich, 
dies  im  Einführungsgesetze  auszusprechen,  damit  darüber  kein  Zweifel 
bestellt.  Eine  TJebergangsbestimmung  ist  dagegen  unnöthig. 
Der  Entwurf  des  Einführungsgesetzes  bestimmt,  Art.  121:  „Das  Rechts- 
verhältniss  zwischen  Eltern  und  ehelichen  Kindern  bestimmt  sich  von 
dem  Inkrafttreten  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  an  nach  dessen  Vor- 
schriften auch  dann,  wenn  das  Kind  vorher  geboren  ist";  Art.  120: 
„Das  Rechtsverhältnis«  der  unehelichen  Kinder  bestimmt  sicli  von  dem 
Inkrafttreten  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  an  auch  in  Ansehung  der 
vorher  geborenen  Kinder  . . .  nach  den  Yorsohriften  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches.*  Diese  und  die  übrigen  Yorschriften  des  EinfÜhrungs- 
gesetzes  passen  auch  auf  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder,  so  dass 
eine  besondere  Yorschrift  darüber  unnöthig  ist  Namentlich  würde  in 
den  Gebieten,  worin  jetzt  Yerträge  über  die  Confession  der  Kin- 
der aus  gemischten  Ehen  rechtsgiltig  sind,  die  Erfüllung  solcher  Yer- 
träq-e  von  dem  Inkrafttreten  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  an  nicht 
mehr  erzwungen  werden  küuneu.  In  Bayern  niüsste  folgeweisc  eine 
Zwangsvollstreckung  aus  rechtskräftigen  Entscheidungen  über  religiöse 
Kindererziehung  an  dem  Tage  eingestellt  werden,  an  welchem  das 
bürgerliche  Gesetzbuch  in  Kraft  tritt.  In  diesen  Vorschlägen  liegt 
keine  Verletzung  wohlerworbener  Rechte.  Namentlich  sind  die  Rechte, 
die  jetzt  in  Bayern  auf  Grund  von  §  23  der  zweiten  Yerfassungs- 
beilage  den  „geistlichen  Oberen^  und  gewissen  anderen  Peiaonen 
zustehen,  ab  wohlerworben  nicht  zu  erachten,  wenn  das  hürger- 
liehe  Gesetzbuch  den  Grundsatz  Tertritt,  dass  es  unstatthaft  ist,  die 
Erziehungsgewalt  durch  Vertrag  oder  durch  Landesgesetz  zu  be- 
schranken. 
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]>le  Bedenken  seifen  ein  fifeies  Bestinrnrnngsreelit* 

1.  Die  aUgemeifien  Bedenken. 

In  den  Vorarbeiten  zum  preussischen  Allgemeinen  Landrcclite 
wurde  die  Meinung  geäussert,  über  die  Confession  der  Kinder  aus 
gemisohten  Ehen  müsse  eine  „apodiktische  und  unabänderliche*  G-e- 
setzesYorschrift  erlassen  werden.  Auf  diesem  Standpunkte  steht  das 
nassauische  Edict  vom  Jahre  1808.  Denselben  Standpunkt  verthei- 
digte  ein  Rechtslehrer  im  Jahre  1810  mit  dem  Vorschlage,  zur  Ab- 
sohneidung  aller  „Machinationen",  mit  einem  „kategorischen  Imperativ*, 
eine  gesetzlic-he  Anordnung  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
aus  gemischten  Eben  zu  erlassen.  Er  empfahl,  durcli  Gesetz  vorzu- 
schreiben, dass  solche  Kinder  in  der  „herrschenden  Ri'Ii<;ion"  erzogeu 
werden  müssten,  nämlich  in  derjenigen  lieligion,  „wozu  si(^li  die  Mehr- 
heit der  Bürger  bekennt".  Er  meinte,  es  sei  Aufgäbe  des  Staates, 
den  „Vortheil  der  Kinder"  aus  gemischten  Ehen  ,,Dach  dem  politi- 
schen Einflüsse  der  Religion^  zu  fördern;  für  die  Kinder  sei  es  aber 
«allemal  am  TortheilbafCesten,  der  herrschenden  Religion  anzugehören*  ^. 
Ein  anderer  Bechtslehrer  bezeichnete  im  Jahre  1838  das  nassauische 
Edict  von  1808  als  das  beste  aller  Gesetze  über  gemischte  Ehen;  dem- 
gegenüber tadfilte  er  das  elterliche  Bestimmungsrecht,  weil  dasselbe 
„leicht  zu  Missbräuchen  führen  und  den  Machinationen  der  katholischen 
rfpisfUchen  den  freiesten  Spielraum  verschaffen"  könne  ^.  Auch  in 
parlamentarischen  Verhandlungen  wurde  die  Meinung  vertheidigt,  es 
sei  nothwendig,  durch  Staatsgesetz  bestimmt  vorzuschreiben,  in  welchem 
Religionsbekenntnisse  die  Kinder  aus  gemischten  Ehen  erzogen  werden 
müssten,  so  dass  die  Eltern  sich  dieser  Vorschrift  unweigerlich  zu 
f&gen  hätten.  Man  emp&hl  ebien  Antrag,  dass  die  Kinder  nach  dem 
Oesehlechte  geiheUt  werden  müssten,  imd  alle  Abweichungen  hiervon 
unstatthaft  sein  sollten'.  Man  meinte,  eine  feste  G-ese^xesvorschrift 
über  die  Confession  der  Kinder  aus  gemischten  Eben,  die  keine  Aus- 
nahme zulasse,  sei  das  einzige  Schutzmittel  gegen  die  Ansprüclie  der 
katholischen  Kirche,  die  es  für  eine  Pflicht  ihrer  Bekenner  erkläre, 
„alle  Menschen  vom  Abgrunde  zu  retten  und  der  seligniachenden 
Kirche  zuzuführen"^;  die  Protestanten  seien  berechtigt,  ein  solches 


*  Archiv  für  die  Gesetzgebung  und  Reform  des  juristischeu  Studiums  von 
Nieolana  Thaddlns  Gönner,  Bd.  8,  Heft  2,  Nr.  14,  S.  169—209,  ttlier  die 
religiöse  Erziehung  der  Kinder  (Landahut  1810). 

>  A.  Müller.  Arclilv  f'ir  die  neueste  Geaebsgebung  aller  deatschen  Staaten. 
Bd.  8,  S.  140  (Stuttgart  1838). 

*  Antrag  v.  Welk  in  der  «eten  Kammer  des  Königreiche  Saehaen,  33.  Oetober 
1888,  Protokolle,  8.  797:  . .  .  ^nt  Wegfall  aller  nnd  jeder  Ycrtri^e  nnd  nach  dem 
Geschlcchte  gethoiltn  Kfziehinifr  der  Kituler". 

*  Abg.  Weber  in  der  siicbsischen  ersten  Kammer,  19.  Oetober  1833,  Proto- 
kolle, 8.  768,  769.  Doch  wollte  Weber  gleichwohl  swei  Auanahmen  aulaesen.  Vgl. 
a.  a.  O.,  S.  770,  eveb  unten,  8.  490,  Note  4. 
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Gesetz  zu  fordern,  ,»imd  die  Ki  i;leruDg  müsde  os  ihnen  gewihren, 
denn  sie  sei  verpflichtet,  alle  Theile  gleich  zu  schützen*  ^ 

Allein  ein  derartiges  Gesetz  ist  schon  deshalb  zu  misabilligen, 
weil  CS  nicht  durchgeführt  werden  kann ,  wie  die  Erfahrung  im  vor- 
maliuen  Herzogthum  Nassau  «▼czoict  )iar.  Es  ist  auch  grundsätzlich 
zu  verworfen,  da  eti  gegen  die  G<  wia^sonsfreiheit  der  Eltern  verstösst. 
Sind  die  Kitern  unter  sich  einig,  su  ist  es  ^die  grösste  und  unver- 
zeihllcliste  Härte,  bie  in  eiueui  so  delicateu,  das  Gewissen  so  nahe 
herührenden  Pnnkte  zu  etwas  anderem  swingen  zu  wollen*'. 

Häufig  wurde  behauptet ,  der  Staat  habe  för  die  Oonfession  der 
Kinder  aus  gemiachten  Ehen  eine  gesetzliche  Regel  aufzustellen  und 
eine  Ausnahme  nur  für  Yertrige  zu  gestatten,  die  Tor  der  Ehe  ge- 
schlossen werden  müssten  und  unabänderlich  sein  sollten ^  Es  wurde 
eine  zwingende  Gesetzesvorschrift  empfohlen,  die  nur  für  einen  fest 
bostiinniteii  Xothfall  eine  Ausnahme  erleiden  sollte*,  oder  ein  strenges 
Gesetz  mit  dem  Zusätze,  dass  für  ausserordentliche  Fälle  Dispensa- 
tionen des  Souveräns  oder  dos  Miuisjteriuius  zulässig  sein  sollten. 
Diesen  letzteren  Staudpunkt  vertrat  die  erste  Kammer  des  Königreichs 
Sachsen  im  Jahre  1833^.  Doch  wurde  sie  durch  die  zweite  Kammer 
belehrt,  dass  es  besser  sei,  eine  Abweichung  von  der  gesetzlichen  Vor- 
schrift im  weiteren  Umfange,  und  zwar  auf  dem  Wege  formeller  Yer- 

*  AhiX.  Wehner  in  der  sftcbsiaeben  cnlen  KMnmer,  19.  Oolober  1838,  Pro- 
tokolle, g.  770. 

*  Henog  Jobann,  der  epStere  König,  von  Saebaen,  In  einem  Ontachten  -vom 

27.  September  1833. 

'  Im  Jalue  wurden  in  der  ersten  Kammer  des  Königreichs  Sachsen  rnrhrrre 
Anträge  nach  dieser  Richtung  gestellt.  Vgl.  Beilagen,  Bd.  1,  S.  414,  Antrag  des 
Fttnieo  SchAnbnrg,  das«  die  Kinder  in  der  Religion  des  Vaters  zu  erziehen  Mlen, 
nnd  nur  fßr  die  Töchter  eine  Anenahme  eintreten  eoUe,  wenn  fQr  sie  durch  Vertrag 
vor  dem  Axifi^obnte  die  Confession  der  Mutter  bpstimmt  \verde;  Bd.  I,  S.  431,  An- 
trag V.  Carlowitz,  dasa  „Söhne  in  der  Conlcasion  des  Vaters,  Töcliter  in  der 
der  Mntter  erzogen  werden,  ein  diese  Bestimmung  abändernder  Vertrag,  der  aber  später 
weder  an^dioben  noch  geftndeit  werden  dOrlle,  nur  vor  Etugeining  'ierJShe  nolBseig 
sein"  sollte;  Protokolle.  8.  Tfl7.  Antrag  Polenz.  ,.da3S  Vertriige  wtrVOt  der  She 
abgeschlossen  werden  können  und  unwiderruflich  sind".  * 

*  Z.  B.  Antrag  v.  M  ay  er  in  der  sächsischen  zweiten  Kammer,  8.  Mai  1803,  Proto- 
kolle, 8.  S87 :  ^Die  Eraiehung  der  Kinder  riehtet  sieh  In  der  Regel  nach  der  Gonfeeeion 
des  Vaters.  Verträge  zwischen  den  Kitern,  wodurali  diesie  tresetzliche  Bestimmung 
abgeändert  wird,  finden  nicht  statt  und  sind  unf^iltig.  Eine  Ausnahme  kann  mir 
der  Fall  der  Noth  b^ründen,  wenn  uämlicli  zu  der  gesetzlich  geforderten  Erziehung 
der  Kinder  in  dar  Religion  dee  Vaters  am  V7ohnorte  oder  in  der  Paroehie  des  lets- 
tern  durchaus  keiut!  Oolegenheit  vorbanden  ist";  Antrag  Weber,  Protokolle,  S.  796, 
daas  ein  Vertrag  nur  dann  gestattet  werde,  ,,wenn  sich  an  einem  Orte  keine  Ge- 
legenheit zur  Erziehung  in  der  Coniesaion  tindet,  welclie  das  Gesetz  vorschreibt^, 
daae  aber  anaaerdafa  die  Oeseteesvore^irift  „dann  ohne  Anwendung  bleilie^  wenn  der 
eine  Gatte  in  Person  vor  Gericht  erklärt,  sein  religiöser  Glaube  weiche  to  aehr  von 
dem  Lehrbegriffe  seiner  Kirche  ab,  dass  sein  OevrlBa«!  ihm  nicht  Cirlaabef  BCina 
Kinder  in  seiner  (Jonl'etssiou  erziehen  zu  lassen^. 

^  Landtagaaoten  des  Königrdoha  Baebaen,  1888,  3.  Abth.,  Protokolle  der  ersten 
Kammer,  Bd.  2,  8.  198.  Vgl  oben,  8.  84fi. 
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träge,  zu  gestatten.  Auf  diesem  (xiundgedaDken  beruheu  die  noch 
heute  geltenden  gesetzlichen  Yoiäcliriften.  Allein  auch  sie  führen  zu 
unerträglichem  Gewissenszwange.  Deshalb  dispensirt  der  König  Eltern, 
die  in  gemischter  Ehe  leben,  von  Befolgung  der  gesetzlichen  Yor- 
schriften.  Dies  ist  aber  mit  der  Meinung,  dass  die  Oonfession  durch 
Gesetz  uoabänderlicli  bestimmt  werden  müsse,  tinyereinbar,  so  dass 
mit  der  Znlassung  Ton  Dispensationen  jene  Meinung  verlassen  wird. 

Eine  mildere  Meinung,  die  das  elterliche  Bestimmungsrecbt  grand- 
sätzlich  billigt,  nimmt  an,  es  müsse  hilfs weise  eine  G^esetzesror- 
schrift  für  den  Fall  gegeben  werden,  dass  die  Eltern  ihr  Bestimmungs- 
recht nicht  ausüben.  Manche  betrachten  dies  als  selbstverständlich. 
So  bemerkt  z.  B.  Richter,  der  Staat  habe  „seiner  Aufgabe  genügt, 
wenn  er  das  Recht  des  Vaters  anerkennt,  und  da,  wo  dprsrlhi-'  eine 
abweichende  Bestimmung  nicht  getroffen  hat,  die  väterliciio  (\>ntes- 
sion  entscheiden  lässt"  \  Die  Kegierung  des  Krinigreiolis  Saeli-seii  ver- 
folgte durch  den  Gesetzentwurf  vom  7.  Februar  lS3ö  „die  Tendenz, 
eine  Lüeke  auszufüllen,  die  das  Mandat  vom  Jahre  1827,  §  52,  ge- 
lassen* batte*.  Der  Staatsminister  Müller  berief  sieh  dafiSr  auf  einen 
vor  dem  Consistorium  zu  Leipzig  verhandelten  Fall,  der  „in  Ermange- 
lung eines  Yertrages*',  „weil  eine  gesetzliche  Bestimmung  nicht  vor^ 
banden  gewesen,  durchaus  ohne  Entscheidung  habe  verbleiben  müssen*  \ 
Allein  es  liegt  keine  Lücke  vor,  wenn  die  al^emeinen  Grundsätae 
der  Erziehung  auch  für  die  religiöse  Erziehung  gelten. 

Es  ist  unnöthig,  nach  dem  Vorbilde  der  preiis  isehen  Dcclaration 
vom  21.  November  1803  eine  gesetzliche  Yorschnlt  für  den  Fall  zu 
erlassen,  dass  die  Eltern  über  den  ihren  Kindern  zu  ertheilenden 
Religionsunterricht  nicht  einig  sind.  Denn  eine  in  dieser  Form  er- 
lassene Gesetzesvorschrift  hat  im  wesentlichen  die  nämliche  Wirkung, 
wie  die  Anerkennung  des  gemeinrechtlichen  Grundsatzes,  wonach  bei 
üneinigkeit  der  Eltern  der  Yater  den  Ausschlag  gibt^ 


<  Richter,  Kirchearecht,  §  237,  S.  Ö06  (5.  Aufl.). 

*  Der  §  69  des  Mandats  vom  19.  Febmar  1827  hatte  folgenden  Wortlaiit: 
„Wir  tragen  Bedenken,  durch  gesetoUehe  Bestimmungen  über  das  Religionsbeicennt- 

niss,  in  welchem  Kinder  von  Personen  vcrscliicdcncn  Olanbensbekenntnisse;;  jretfltift 
und  erzogen  werden  aollen,  den  Eltern  oder  anderen  Personen,  die  fttr  die  Erziehung 
solcher  Kinder  m  «eigen  verpfllclitet  sind,  einen  Zwang  anftnlegen.  Bs  bleibt  also 
die  EobBobeidnng  hiertlber  lediglich  der  Uebereinkunft  oder  Anordnung  der  EStem, 
bei  unehelichen  Kindern  der  Mutter  allein,  die  iTirh.  nach  deren  Ableben  j;n  befolgen 
ist,  oder  wenn  die  Eltern,  ohne  eine  solehe  Uebereinkunft  oder  Anordnung  zu  treffen, 
verstorben  sein  sollten,  denjenigen  llberlassen,  die  ttbflrhanpt  Ar  die  Eniebnng  dieaer 
Kinder  m  sorgen  haben.** 

'  Protokolle  der  zweiten  Kammer,  8.  Mai  1833,  S.  289.  Hicrf^egen  ist  zu  be- 
merken,  dass  ein  Richter  unter  dem  Vorwande,  es  fehle  eine  gesetzliche  Vorschrift, 
die  Entscheidung  eines  Streites  niemab  verweigern  darf. 

*  Ob  etwa  das  Bestimmungsrecbt  der  Mutter  fUr  den  Fall,  dass  der  Vater  ge- 
storben ist,  einer  gesetdieben  ElnaehrXnknng  bedarf,  soU  sogleich,  S.  498,  geprUft 
werden. 

Sobmidt,  Confe«»ion  der  Kinder.  32 
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Die  Tertheidiger  der  Meinung,  dass  über  die  Confeasion  der  * 
Kinder  aus  gemischten  Ehen  besondere  Gesetzes  Vorschriften  erlassen 
werden  raüsston,  machen  ffir  den  Inhalt  eines  solchen  Gesctzos  mannic^- 
faltige  Vorschläge.  Zumeist  wird  vori^oschlagen,  die  Kinder  solltou  dem 
Bekenntnisse  des  Yaturs  folgen,  wie  iu  vielen  Landesgesotzon  bereits 
bestimmt  ist.  Andere  vertheidigeu  den  Grundsatz,  dass  die  ^^rthne 
dem  l^ekenutnisse  des  Vaters,  die  Töchter  demjenigen  der  Mutter 
iolg^iu.  liS  sind  aber  noch  sonstige  Vorschläge  gemacht  worden,  z.  B. 
es  sollten  alle  Kinder  aus  gemischten  Ehen  dem  Bekenntnisse  der 
Matter  folgen  *;  oder  es  sollten,  falls  das  erste  Kind  ein  Sohn  sei,  alle 
Kinder  in  der  Religion  des  Taters  erzogen  werden,  falls  es  dagegen 
eine  Tochter  sei,  sollten  alle  Kinder  der  Mutter  folgen';  oder  es 
solle  die  Confession  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  vom  älteren 
Heimatsrechte  abhängen,  nämlich  von  der  Frage,  ob  die  Angehorig- 
koit  ;in  den  Staat  und  an  das  nämliche  ReligionsbekenntriisB  auf  seifen 
der  väterlieheu  oder  mütterlicheu  Vorfaliren  die  ältere  sei^.  ist 
unnöthig,  alle  diese  YDischläge  nülier  zu  beleuchten,  da  eine  rn  setzus- 
vorschrift  über  die  Confession  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  über* 
Imayt  entbehrlich  ist. 

2.  Die  besonderen  Bedenken  gegen  ein  Bestimmnngsrecht  der  Matter. 

Häufig  wird  die  Meinung  geäussert,  möge  auch  ein  Recht  des 
Vaters,  selbst  in  gemischter  E3ie,  die  Confession  der  Kinder  zu  be- 
stimmen, unbedenklich  sein,  so  könne  doch  ein  solches  Hecht  der 
Mutter  nach  dem  Tode  des  Vaters  nicht  eingeräumt  wei-den,  da  den 
Frauen  die  nöthige  Selbständigkeit  fehle,  f;egen  die  Einflüsse  der 
Geistlichkeit  Widerstand  zu  leisten.  Dies  Bedenken  g:e^en  jedes 
Bestimmungsrecht  einer  AVittwe  wur<le  namentlich  iu  den  A^erhand- 
lungon  der  badi sehen  Kammern  vom  Jahre  1860  und  (besonders 
ausführlich)  in  den  hessischen  Eammervcrhandlungen  des  17.,  22. 
und  23.  Landtages  erörtert. 

*  Antrag  Sachse  in  der  atweiten  Kammer  des  Kimi^reichs  Snchsen,  6.  und 
8.  Mai  1838,  Protokolle,  S.  275,  290:  „Die  Eraiehung  der  Kinder  richtet  sich  nach 
dtf  Confiaasion  der  Mutter,  und  es  daif  durch  Uebereinknnft  ntehta  daran  gdnderi 
werden.^  Der  Antrag  wurde  mit  46  gegen  17  Stimmen  abgelehnt.  Zur  Begründung 
des  Antrags  wurde  angeRlhrt,  „weil  die  meisten  der  aus  dem  Auslande  eich  nach 
Sachsen  wendenden  Personen  kathoüacJie  Männer  wären,  nicht  Frauen". 

*  Antrag  Harts  In  der  ereten  Kammer  des  ESnigreiehe  Boebsen,  19.  nnd  28. 
October  1833,  Protokolle.  S.  778,  779,  796:  „dass  unter  Wegfall  der  Verträge  das 
Geschlecht  des  erstgeborenen  Kindes  Ober  die  Confession  aller  Kinder  entscheide^. 
Der  nämliche  Grundsatz  wurde  von  der  protestantischen  Geistlichkeit  Dresdens  und 
in  'der  ersten  Kammer  von  Herrn  Garlowita  verihefdigt  Protokolle  der  ersten 
Kammer,  15.  Februar  1834,  S.  693. 

'  Dieser  Vorschlaft,  der  in  Sachsen-Weimar  im  Gesetze  vom  7.  October  1823 
angenommen  war,  wurde  im  Königreich  Sachsen  durch  die  ständische  Schrift  vom 
39.  April  1881  und  In  der  ersten  Kammer  doreli  den  Abg.  Wehner  Terthetdigt. 
Protokolle  der  ersten  Kammer,  19.  October  1888,  6.  771. 
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Das  badische  Gesetz  vom  9.  October  1860  hat  dem  bezeich* 
neteD  Bedenken  Eechnung  getragen.  Nach  §  3  kann  die  Mutter,  wenn 
auf  sie  das  Erziohurij^srecht  iibercreq;aiif];'en  ist,  nur  mit  Genehmigung 
do8  Amts^n;richt8  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  ändern.  Auch 
niuss  dazu  eiu  Gutachten  der  näclirften  beiderseitigen  Verwandteu,  des 
Ortsvorgftsetzten  und  des  Waisenrichters  eingeholt  werden.  Im  Gross- 
herzogthum Hessen  kam  das  Gesetz  nicht  zu  Staude.  Doch  schlutisen 
eich  die  ßegierungsentwürfe  (vom  9.  December  1862,  24.  Mai  1877 
und  20.  iCfovember  1878)  und  die  Beschlüsse  der  zweiten  Kammer 
(vom  23.  Jannar  1878  und  13.  März  1879)  im  wesentlichen  an  das 
badische  G-esetz  an. 

Dagegen  in  Oldenburg  fährten  die  Yerhandlungen  über  das 
Staatsgrundgesetz  zur  Anerkennung  des  Grandsatzes,  dass  nach  Auf- 
lösung der  Ehe  das  väterliche  Bestimmungsrecht  auf  die  Mutter  un- 
beschränkt übergehe  ^  Der  Ausschuss  betrachtete  „das  Recht  zu  be- 
stimmen, In  welcher  Religion  die  Kinder  erzogen  werden  sollen,  als 
ein  unveriiusserliches  Erziehungsrecht  der  Eltern",  und  empfahl  fol- 
gende Reatimiuungen.  „In  welcher  Religion  die  Kinder  erzogen  werden 
sollen,  haben  lediglich  diejenigen  zu  bestimmen,  denen  nach  bürger- 
lichen Gesetzen  die  Erziehungsreohte  zustehen.  Letzeres  gilt  insbe- 
sondere auch  von  der  Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen.*^ 
Dieser  Vorschlag  wurde  angenommen.  Bei  der  Berathung  bestand 
allseitiges  Einverständniss  darüber,  dass  die  Eltern  in  der  Befugiüss, 
die  Confession  ihrer  Kinder  zu  bestimmen,  durch  keine  Gesetzesvor- 
schrift beschränkt  sein  sollten,  und  dass  die  durch  den  Yater  bestimmte 
Religion  der  Kinder  durch  die  Mutter  geändert  werden  könne,  sobald 
auf  sie  das  Erziehungsrecht  überirehe^.  Dann  wurde  zwar  in  der 
Sitzung  vom  8.  Januar  184Ü,  ohne  Angabe  von  Gründen,  ein  Zusatz 
zu  Art.  73  (später  Art.  72)  angenommen,  der  die  Möglichkeit  ge- 
währte, jenen  Grundsatz  im  Wege  der  Gesetzgebung  zu  ändern^. 
Doch  wurde  bei  Revision  des  Staatsgrundgesetzes  in  dem  jetzigen 

*  Der  Regierungscntwtirf  vertrat  den  entgegengesetzten  Standpunkt,  indem  er 
als  Art.  67,  Absatz  2  und  .5,  folgende  Bestimmungen  vorschlug.  „Kinder  sollen  in 
der  Religion  des  Yatera  (bei  unehelicben  der  Mutter j  erzogen  werden,  wenn  nicht 
die  Eltern  vor  der  Ehe  bd  einer  mit  Oeechifkeii  der  freiwiUigen  Gterlebtsbarkeit  be> 
trauten  bürgerlichen  Behörde  eine  andere  Bestimmung  vereinbart  haben.  Die  Ver- 
ordnung vom  10.  Februar  1810  wegen  der  gemischten  Ehen  wird  insoweit  hierdurch 
aufgehoben.^  Der  Auaschuss  vermochte  diesem  Vorschlage  nicht  beizutreten.  £r 
htelt  es  für  „unmoreliseh,  "«venn  Eltern  vor  Eingehung  der  Ehe  dureb  Contraot  xmA* 
änderlich  die  religiöse  Erziehung  der  fflttdcr  feststellten,  wovon  sie  später  bei  ver- 
änderter ci2;cner  religiöser  iTeborzeugung  nicht  ab/jehen  dürften".  Auch  verwies  er 
auf  „die  traurigen  Folgen  solcher  Zwangsbestimmungen,  die  zudem  der  Kicbtein- 
misobung  des  Staatw  in  das  religidse  Ghsblet  geradeiii  wideeaprechen  und  avob  wohl 
kaum  wirklich  auszuführen  sein  würden". 

*  Verhandlungen  de.s  Tjandtairs  zur  Vereinbarung  des  Staatsgrandgesetzes  fQr 
das  Orossherzogthum  Oldenburg,  1849,  S.  589 — 591,  über  die  Sitzung  vom  lü.  No- 
vember 1848. 

*  VerhendlungMi  B.  1001,  1163. 

8»* 
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Art.  34  auf  Antrag  der  Regienrag  eine  Fassung  gewählt,  woduroh 
die  bezeichnete  Möglichkeit  wieder  ausgeschlosseD  i8t^  Danach  be- 
schränkt sich  der  Vorbehalt  gesetzlicher  Vorschriften  auf  den  Fall, 
dass  beule  Eltern  gestorben  sind.  Die  Worte  „insbesondere  auch", 
die  mit  diesem  Gedanken  nicht  in  Einklang  standen,  wurden  gestrichen. 
Der  Ausschusä.bericbt  bez<^irliii<»to  sie  als  „uti]  i;  hrisi;*'  nnd  bemerkte, 
dass  bei  Aufnahme  dieser  Worrc  in  Art.  72  des  ersten  Staatsgrund- 
«j^eset/es  .,ein  Missverständniss  leicht  unterlaufen  konnte".  Bei  der 
Beratliuuy;  über  den  von  der  Kegierung  gemachten  und  voni  Ausschüsse 
befürworteten  Vorschlag,  die  beiden  Worte  zu  streichen,  wurde  her- 
Torgehoben,  nnr  dann,  „wenn  beide  Eltern  Tersiorben  sind,  und  zwar 
in  dem  Falle,  dass  die  Eltern  verschiedenen  christlichen  Confessionen 
angehörten*^,  kdnne  «ein  Zweifel  darüber  bestehen,  wie  es  dann  mit 
der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  gehalten  werden  soll".  Die» 
bestätigte  der  Berichterstatter,  indem  er  bemerkte:  „Die  Ausnahme, 
die  der  letzte  Satz  bezeichnen  soll,  boschrfinkt  sich  lediglich,  wie 
bereits  hervorgehoben  ist,  auf  Fälle  der  Bevormundung,  da,  wenn 
die  Eltern  noch  leben ,  natürlich  besondere  Bestimmungen  nicht 
nöthig  sind." 

Nach  den  Motiven  zum  Entwürfe  eines  bürgerlicheu  Gesetzbuches 
für  das  deutsche  Reich  (Bd.  lY,  S.  736)  ist  ,die  Mutter,  wenn  nach 
Lage  der  Yerbfiltnisse  die  naffirliohe  elterliche  Schntzpflicht  in  Ansehung 
ihrer  Kinder  an  sie  herantritt,  auch  rechtlich  dem  Tater  grundsätzlich 
gleichzustellen.  Solange  beide  Eltern  leben,  tritt  das  elterliche  Recht 
der  Mutter  zurück.  Bei  liestehender  Ehe  ist  das  üebergewicht  des 
Vaters  in  der  Natur  der  Dinge  begründet,  und  muss  ihm,  vorbehalt- 
lich des  Antheils  der  Mutter  an  der  Sorge  für  die  Person  der  Kinder 
nach  Massg^abe  des  S  1506,  die  elterliche  Gewalt  beigelegt  werden. 
Wenn  aber  der  Vater  gestorben  ist,  so  ist  es  die  Mutter,  welcher 
nach  der  Natur  der  Dinge  die  elferliche  SchutzpHicht ,  wie  dieselbe 
bisher  von  dem  Vater  ausgeübt  wurde,  zufallt,  und  entspricht  es  dieser 
natürlichen  Püicht,  wenn  ihr  auch  rechtlich  eine  dieser  Pflicht  ent- 
spreohrade,  der  Stellung  des  Yaters  grundsAtzlich  gleichkommende 
elterliche  Stellung  eingeräumt  wird/  Der  Einwand,  dass  vielfiich  den 
Frauen,  besonders  in  den  höheren  Ständen,  „die  mfiDnlicbe  Kraft 
und  Autorität  mangele,  welche  die  Erziehung  der  Kinder  erfordere*^, 
wurde  von  den  Verfassern  des  Entwurfs  nicht  als  begründet  ange- 
sehen.  Diese  Grundsätze  des  Entwurfs  sind  auch  für  die  religiöse 
Erziehung  der  Kinder  zu  billigen.  Sie  gelten  dafür  schon  jetzt  in 
Elsass-Lothringeu,  Ohbinbiirg  und  vielen  anderen  Gebieten  und  haben 
sich  dort  durch  die  Erfaliruug  bewährt,  im  Gegensatze  zu  den  Vor- 
schriften des  badischen  Gesetzes,  die  dem  Ermessen  der  Gerichte  zu 


*■  StenogrApbiscber  Bericht  über  die  Verhandlungen  des  fünften  allgemeinen 
Landtac^  für  das  Gronh«nogllMim  Oldenburg,  1862,  S.  885  (Sitzung  vom  17.  April 
1863);  vgl.  Bericht  des  ReTisloaMasaehusBea,  Anlage  b&y  S.  188. 
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weiten  Spielraum  gegenüber  den  natürlichen  Rechten  der  Mutter  ge- 
währen, und  die  deshalb  zu  einigen  unerquicklichen  Streitigkeiten  ge- 
führt haben. 

„Die  Pflicht  der  Erziehung  und  dahor  auch  deren  Kechte  sind 
von  der  Natur  beiden  Eltern  gleichmässig  auferlegt.  IS'ur  in  tlor 
Zusaninienwirkung  von  A^ater  und  Mutter  ruht  rlio  vollständige  Er- 
ziebuug.  Wo  es  über  einen  Punkt  der  Erziehung  aus  Mangel  an 
TerstäudigUDg  zur  Klage  kommt,  musa  die  Obrigkeit  dem  "Willen 
des  Vaters  aU  des  Hauptes  des  llauaes  den  Vorzug  geben.  Daraus 
folgt  jedoch  nicht,  das«  nach  dem  Tode  des  Vaters  die  Mutter  dessen 
Willen  nur  fortzusetzen  habe;  sondern  sie  kann  dann  thun,  was  sie 
nach  ihrem  Gtewissen  für  das  Rechte  hält.  Denn  ihr  Recht  ist  ein 
ebenso  unmittelbares  und  selbständiges,  wie  das  des  Vaters,  nicht  ihr 
Ton  diesem  deleg^rt;  nur  ist  es  während  der  Ehe  dem  Vater  subordi- 
nirt,  wird  aber,  wenn  derselbe  stirbt,  frei  und  uneingeschränkt.*'  *  ^Die 
Erziehung  besorgen  die  Eltern  regelmässig  ganz  und  gar  selbst.  Hin- 
gegen vom  Vormund  kann  man  diea  nicht  verlangen;  er  hat  daher 
nur  die  Art  der  Erziehung  zu  bestinimon:  dir»  Ausführung  kann  und 
muss  er  anderen  Personen  übertrageii.  Lebt  die  .Mutter  noch,  so  ist 
diese  dazu  aui  meisten  geeignet  und  selbst  von  der  l^atur  dazu  be- 
rechtigt. Ihr  muss  daher  die  Erziehung  bleiben,  auch  wenn  sie  etwa 
nicht  Vormünderin  wird.*'  Es  entspricht  dem  Kaiurrechte,  dass 
die  Ecziehung-^gcwalt  des  Vaters  mit  seinem  Tode  aufbort,  und  dass 
die  Erziehungsgewalt  der  Wittwe  ebenso  weit  reicht;  wie  die  des 
Vaters  ging.  Die  entgegengesetzte  Auffassung  fuhrt  zu  dem  Ergebnisse, 
dass  eine  Wittwe,  die  in  gomischter  Ehe  lebte,  in  der  Erziehung  ihrer 
Kinder  mehr  beschränkt  ist,  als  die  Mutter  eines  unehelichen  Kindes. 
Die  überwiegende  Stellung,  die  der  Vater  gegenüber  der  Mutter  in 
der  Eh  '  einnimmt,  hurt  mit  dem  Tode  auf.  IS^ach  dem  Tode  des 
Vater.x  ist  es  gerechtfertigt,  der  überlebenden  Mutter  über  ihre  Kinder 
ebenso  weit  reichende  Rechte  zu  gewähren,  als  der  Mutter  eines  un- 
ehelichen Kindes  schon  seit  der  Geburt  des  Kindes  zustehen. 

Es  ist  eine  unbiUige  Härte,  wenn  eme  Wittwe  gezwungen 
wird,  ihre  Kinder  in  der  Oonfession  des  Vaters  zu  erziehen'.  Zu- 


t  Walter,  Ntttaneeht  und  Politik  im  Lichte  der  Oegenwart,  §  144,  S.  136, 
137  (Bonn  1863).  Ebenso:  Moufang  in  der  hessischen  ersten  Kammer,  22.  Fe- 
bruar 1864,  Protokolle,  S.  094.  Vgl.  auch  Walter,  Kirchenrecht,  §  277,  S.  630 
(12.  Aufl.). 

*  Walker,  Naturreeht,  §  150,  8.  140.   In  Gegensätze  au  dieeea  Grundsätzen 

des  Nfitiiripchtes  stehen  die  Vorschriften  in  Art.  4!)  dor  schweizerischfn  Bundesver- 
fasguiifi;  vom  29.  Mal  1874,  wenigstens  nach  der  Rechtsprechung  des  Bundesrathea. 
Vgl.  darüber  Fritz  Speiser  InVerings  Archiv,  Bd.  LXI,  S.  107—201.  l>aiMeb 
hat  in  der  Schweis  nieht  die  Multa ,  eondern  dw  Vorarand  die  rdtgiöee  Erziehung 
zn  bestimmen ,  wenn  der  Vater  gt^^^torben  ist.  Wie  unhaltbar  dieser  Grundeats  ist» 
aeigen  die  a.  a.  O.  mitfjPthpiJtrn  Rfclifsllllle. 

*  Vgl.  z.  B.  Prälat  Dr.  Zimmermann  In  der  heulschen  ersten  Kammer, 
38.  Februar  1864,  ProtokoU  20,  8.  119. 
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dem  ist  os  u  um  ögli  cli,  einen  derartigen  Zwang  durchzuführen  ^ 
Dies  ergibt  sich  aus  den  im  Laufe  dicsor  Abhnndhing  mitjLjetheilten 
Rcrhfsfällen ,  die  sowohl  katliulische  als  auch  evaii]L:*'li.s(  he  Wittwen 
betrafen.  In  vielen  Fällen  gelang  es  der  Mutter  und  ihren  Kindern, 
ihren  Willen  gegenüber  demjenigen  des  Gesetzes  oder  des  Gerichtes 
schliesslich  durchzusetzen,  trotz  aller  gegen  sie  in  Anwendung  ge- 
braofaten  staatlicheD  tfaehtmittel. 

Es  ist  daber  gerechtfertigt,  daa  Reeht  der  Mutter  für  den  Fall, 
daas  auf  sie  das  Erziebuogsrecht  übergegangen  ist,  mit  dem  Rechte 
des  Vaters  völlig  gloi(  liziistellen*. 

Das  Bedenken,  die  Mutter  niüsso  vor  den  Einflüssen  der  Geist- 
lichkeit geschützt  werden,  ist  nicht  begründet.  Denn  einer  Wittwe, 
die  ihre  Kinder  zu  erziehen  hat,  kann  die  eigene  Entscheidung  dar- 
über libcrlassen  werden,  oh  und  inwieweit  sie  sich  vi'raiüasst  findet, 
den  geistlichen  l^i^Hü^s(  ^  zu  folgen.  Es  ist  nicht  nothwcudig,  eine 
im  übrigen  seü'standige  Trau  in  Hinsicht  auf  die  religiöse  Erziehung 
ihrer  Kinder  unter  Vormundschaft  zu  stelleii.  Mau  beöorgt,  aus  dem 
gAVldenitreit  der  Pflichten,  entweder  den  Willen  des  Gatten,  oder  den 
der  Kirche  zu  missaohten*' ,  müssten  „schwere  Seelenkfimpfe**  der 
Wittwe  entstehen,  wenn  ihr  ein  Bestimmungsrecht  zustandet  Allein 
eine  gewissenhafte  Mutter  erleidet  schwere  Seelenkämpfe  gerade  dann, 
wenn  sie  gezwungen  wird,  ihre  Kinder  in  einer  andere  Gonfession  als 
in  ihrer  eigenen  zu  erziehen. 

3.  Die  beBonderen  Bedenken  gegen  einBestimniimgBreehtdesVemtmdee. 

Xach  den  vorstehenden  Ausführungen  kann  ein  Recht  des  Vor- 
mundes, die  Confession  der  ehelichen  Kindi  r  zu  bestimmen,  erst  dann 
in  Fraire  kommen,  wenn  beide  Eltern  f^estorben  sind.  Nach  gemcineui 
deutscheu  Rechte  besteht  Streit  über  die  Frage,  ob  uach  dem  Tode 
beider  Eltern  die  Erziehungsgewalt  dem  Vormunde  oder  der  Ober- 
Tormundschaft  zusteht.  Hiermit  hängt  die  weitere  Streitfrage  zusam- 
men, ob  die  Yormundschaft  an  die  Bestimmung  der  Eltern  onbedingt 
gebunden  ist.  Wäre  diese  Frage  zu  bejahen,  so  würde  es  sich  weiter 
fragen ,  ob  der  Wille  des  Letztlebenden  oder  der  Wille  des  Vaters 
befolgt  werden  muss. 


»  Vgl.  Hinrichs  im  Archiv  für  die  civilistische  Praxis,  Bd.  LXXV.  S.  128, 
129:  ..Das  im  Culturkampf  geschulte  Publikum  setzt  der  Aiiffiihrung  der  die  reli- 
giöse Erziehung  betreffenden  Beschlüsse  sehr  zähen  Widerstand  entgegen;  die  Kinder 
▼ertehwind«!  nicht  sdten  Ober  die  Grenze  und  erklären,  wenn  der  Zwang  dttrch- 
geführt  wird,  sobald  sie  das  Tiercehiitc  Lebensjahr  vollendet  haben,  dem  Yormund- 
sch  ift^rii  r  peraönlioh,  dass  er  »ie  dem  Qlanben  der  Mutter  nicht  abtrünnig  ge- 
macht liabe." 

'  Vgl.  Domdeken  Heinrich  In  der  hesslscben  eraten  Kammer,  9.  Deeembw 
1879,  Protokolle,  S.  198. 

>  K.  Drache,  Die  religiöse  fintiehong,  3.  28. 
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Hit  diesen  Fragen  haben  sieh  die  Eammerverhandlungen  in  Olden- 
burg:, Karlsruhe  und  Darmstadt  eingebend  bescbafHgt.  Dabei  wurden 
die  Bedenken  r  rörfcert,  die  gegen  ein  Bestimmungsrecht  des  Yormundea 

erhoben  werden  können. 

Bei  den  Yerhandhinofen  zur  Vereinbarung  dea  ol  d  cnburgischen 
Staatsgrundgesetzes  vom  Jahre  1849  bemerkte  der  Ausschussbericht 
über  Art.  67  des  Regierungsentwurfs  (jetzt  Art.  34),  die  Minderheit 
empfehle  eine  gesetzliche  Beschränkung  für  den  Fall,  dass  „beide 
Eltern  gestorben,  und  die  Kinder  bereits  in  einer  bestimmten  confes- 
sionellen  Richtung  erzogen  seien".  Ein  Vertreter  dieser  Minderheit, 
Abg.  T.  Thünen,  bemerkte,  es  sei  bedenklich,  ,,wenn  die  Eltern  ge- 
storben, den  Vormündern  das  Beoht  zu  geben,  etwas  anderes  über  die 
Religion  zu  bestimmen,  in  der  die  nachgebliebenen  Kinder  zu  er- 
ziehen, als  von  den  Eltern  geschehen,  TieUeicht  gar  die  Erziehung  in 
einer  andern  Behgion  fortsetzen  zu  lassen,  als  worin  sie  begonnen". 
Er  hielt  dafür.  .,dass  ä\o  Bcntimmung  der  Eltern  über  die  religiöse 
Erziehung  ihrer  Kindor  auch  nach  deren  Tode  fortdauern  müsse"  .  .  . 
„Es  müsse  die  Möglichkeit  abgesdinitten  sein,  nach  dem  Tode  der 
Eltern  die  Kinder  zu  einer  andern  Keligionsgeöelischaft  herüberzu- 
ziehen." Deshalb  beantragte  er  den  Zusatz:  „Die  Kinder,  welche 
bereits  von  den  Eltern  in  einer  bestimmten  Confession  erzugeu  wurden, 
dürfen  nach  dem  Tode  des  letzten  Ehegatten  nieht  in  einer  andern  Con- 
fession erzogen  werden.*^  Dagegen  wurde  (durch  den  Abg.  Wibel  I) 
erinnert,  die  befürchteten  Missgriffe  könnten  nur  dann  vorkommen, 
„wenn  die  drei  Vertraucnsstände,  Vormund,  Familienrath  und  vor- 
mundschaftliches Gericht,  übereinstimmten";  es  könne  auch  „von  Wich- 
tigkeit werden,  den  Vormündern  das  Rocht  zu  geben,  die  religiöse 
Erziohunc:  der  Kinder  zu  ändern";  doch  verstehe  es  sich  von  selbst, 
„dass  nur  sehr  selten  niul  aus  wichtigen  Gründen  von  th'r  frühem  Be- 
stimmung der  Eltern  al)gegaugen  werden  dürfe''.  Auch  die  Abgeord- 
neten Pancratz  und  Selckmann  erklärten  sieh  gegen  den  Autrag 
V.  Thünen.  Ersterer  bemerkte:  „Wolle  mau  für  derartige  Einzelheiten 
Bestimmungen  hoffen,  ao  müsse  man  noch  viele  andere  Fälle  berück- 
sichtigen. Es  würde  über  die  religiöse  Erziehung  der  Einder  über- 
haupt nichts  zu  sagen  sein,  wenn  nicht  früher  darüber  Bestimmungen 
getroffen  wären,  die  aufgehoben  werden  müssten."  Selckmann  führte 
aus,  „die  religiöse  Erziehung  sei  nur  ein  Theil  der  ganzen  Erfaehung; 
Zwang  dürfe  darin  durchaus  nicht  stattfind  i  Es  sei  aber  von  der 
grössten  Wichtigkeit,  dass  der  Erzieher  derselben  Religionsgcsellschaft 
angehöre,  als  der  Zögling,  weil  sunst  immer  Contlictc  zwischen  der 
Schule  und  der  häuslichen  Erziehung  entstehen,  beide  sich  entgegen- 
arbeiten würden,  was  von  den  nachtheiligsten  Folgen  werden  kOune. 
Jodes  Eingreifen  des  Staates  in  die  Erziehungsrechte  sei  unzulässig, 
widerrechtlich  und  seinen  Zweck  yerfehlend.  Das  Vormundschalts- 
gesetz  werde  in  dieser  Beziehung  die  nöthigen  Bestimmungen  treffen 
müssen,  namentlich  auch  dahin,  dass  der'  Erzieher  nicht  einer  andern 
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Beligionage&ellsohaft  angehören  dürfe,  als  in  welcher  der  Zöglbg  bisher 
erzogen  sei,  oder  welcher  die  Eltern,  falls  sie  keine  besonderen  Be^ 
etimmungen  hinterlassen,  angehört  haben.**  Bei  der  Abstimmung'  wurde 
der  Antrag  v.  Thünen  geg^on  sechs  Stimmen  al)gcU'lint  K  Ohne  den 
beantragten  Zusatz  wurde  der  Auaschussantrag  angenommen:  „In  wel- 
cher Religion  die  Iviiider  erzogen  werden  sollen,  haben  lediglich  die- 
jenigen zu  bostimmeu,  denen  nach  bürgerlicheu  Gesetzen  dieErziohungs- 
rechte  zustehen.  Letzteres  gilt  insbesondere  auch  von  der  Erziehung 
der  Kinder  aus  gemischten  Ehen."  Erst  in  einer  spätem  Sitzung  (vom 
15.  December  1848)  wurde  auf  erneuerten  Antrag  von  neun  Abgeord- 
neten der  Znsatz  in  folgender  Fassung  angenommen:  ,Die  näheren 
Bestimmnngen,  sowie  aueh  namentiich  darüber,  wie  es  mit  der  reli- 
giösen Erziehung  der  Kinder  nach  dem  Tode  der  Eltern  gehalten 
werden  soll,  bleiben  der  Gesetzgebung  Torbehalten.'^  Diese  Fassung 
wurde  später  verbessert;  die  Worte  „sowie  auch  namentlich  darüber" 
wurden  gestrichen  Im  Verfolg  des  bezeichneten  Vorbelialts  ist  seit- 
dem kein  Gesetz  erlassen.  Yermuthlich  ist  dazu  kein  Bedürfniss  her- 
vorgetreten. Es  kann  also  in  Oldenburg  (ebenso  wie  in  Elsass-Loth- 
ringen)  nach  dem  Tode  beider  Eltern  die  Confession  der  Kinder  durch 
den  Vormund  geändert  weiden;  die  Bestimmung  deü  Vormundes  unter- 
liegt jedoch  denjenigen  Beschränkungen,  denen  seine  Anordnungen 
nach  den  allgemeinen  Torsohriften  unterworfen  sind.  Damit  ist  ge- 
nügende Sicherheit  gegen  eine  missbräuchliche  Anwendung  des  vor- 
mundschaftlichen Bestimmungsrechtes  gegeben. 

Das  badische  Gesetz  vom  9.  October  1860  hat  für  den  Fall, 
dass  beide  Eltern  unbekannt  oder  gestorben  sind,  in  Beziehung  auf 
dif>  religiöse  Erziehung'  der  Kinder  ein  Bestimmungsrecht  des  Vor- 
mundes antirkannt,  dies  aber  ebeubo  wie  das  mütterliche  Bestimmungs- 
recht beschränkt.  Im  Grossherzogthum  Hessen  ging  der  erste  Vor- 
schlag der  Jvegieruug  dahin,  dass  die  Kinder  nach  dem  Tode  der 
Eltern  in  der  lieligiou  erzogen  werden  müssten,  „welcher  sie  nach 
der  Bestimmung  der  Eitern  angehören'*.   Später  machte  die  Regie- 


*  TerhAadluugen  des  Landtags  zur  VereiubAruiig  des  StaAtogruadgesotzcs  für 
das  Chroaalienogihum  Oldenburg,  1849,  S.  fi89-^fi91.  In  dsr  nftmUeben  Siteung  (vom 
10.  November  1848)  batte  der  Abg.  V.  Lindem  an  Stelle  der  vom  AussohusM  em- 

pfohleacn  beiden  Sätze  folgende  Bestimmungen  beantragt:  .,In  welcher  Religion  die 
Kinder  erzogen  werden  sollen,  haben  lediglich  die  Eltern  zu  bestimmen;  nach  ihrem 
Tode  bleiben  die  Kinder  in  der  Confession,  in  welcher  sie  bei  Lebzeiten  der  Eltern 
OEBogen  sind.  Können  die  Eltern  nicht  Bestimmungen  trefTen,  in  welcbor  Confeetion 
die  Kinder  zu  erziehen  sind,  oder  Imlirn  sie  dieselben  niclit  gotrofTen,  so  "U'erf^  n  die 
Kinder  in  der  Religion  des  Vaters  erzogen."^  Hiergegen  bemerkte  Abg.  Belckmaun, 
„der  Antrag  des  Abg.  v.  Lindern  würde  den  Zwang,  den  man  beseitigt  wissen  wolle, 
wieder  eisfühmi ;  es  würde  bei  den  Erstehem  gana  daeaelbe  wieder  «äntreten ,  was 
früher  hei  den  Eltern  gewe.seii"  ...  Es  fand  keine  Abatimmung  über  den  Antrag 
V.  Linderns  statt,  weil  derselbe  nicht  unterdtlitzt  wurde. 

*  VgL  §  3  des  Gesetzeaartikels,  oben  iS.  22,  auch  die  Verhandlnngen,  S.  893, 
1001,  llftS. 
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ruog  folgenden  Tonelilag,  dem  beide  Eammem  ziutiminten.  «Bei 
\VaiBen  darf  eine  Yeranderong  der  roligiom  Erziehung  dnroh  den 
Yormund  nur  unier  Wahrung  der  für  die  ICntter  gegebenen  Yor» 

Schriften,  und  zwar  nur  dann  vorgenommen  werden ,  wenn  der  letzt* 

lebende  erziehungsborechtigto  Elterntheil  die  Ermächtigung  zu  einer 
Bolchen  letztwillig  ertheilt  hat."  *  Dieser  Yorschla^;  scliloss  sich  dem 
badischen  G^eset/o  an ,  wollte  aber  daa  Recht  des  Yormundea  mehr 
eiüschräukeu,  als  im  badischen  Gesetze  £j:eschelieu  ist. 

Die  Motive  zum  Entwürfe  einets  bürgerlichen  Gesetzbiichefl  für 
das  deutsche  Reich  sagen  (Bd.  lY,  S.  1096):  „Die  Analogie  zwischen 
der  elterliehen  Ctewalt,  wie  dieselbe  in  dem  Entwürfe  gestaltet  ist, 
und  zwiflGhen  der  Yormundsohafb  und  das  Princip  der  Selbständigkeit 
des  Yormundea  müssen  dahin  fuhren,  dem  Yonnunde  in  Ansehung 
der  Sorge  für  die  Person  des  Mündels  die  gleichen  Pflichten  und 
Rechte  beizulegen,  wie  dieselben  in  den  §§  1504,  1505  und  1509  dem 
Inhaber  der  elterlichen  Gewalt  in  Ansehung  der  Sorge  für  die  Person 
des  Kindes  beigelegt  sind.  Das  Erziehungsrecht  in  Ansehung  des 
Mündels  in  die  Hand  der  Obervormundschaft  za  legen,  .  .  .  kann  als 
zweckmassig  nicht  erachtet  werden,  da  der  Vormund  die  in  dieser 
Hinsicht  in  Betracht  kommenden  Yorhältniase  regelmässig  besser  zu 
beurtheilen  in  der  Lage  ist,  als  das  Vormundschaftsgericht."  Der  hier 
vertheidigte  Grundsatz  passt  auch  auf  die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder,  verdient  daher  den  Yorzug  vor  der  Bestimmung  des  badischen 
Gesetzes. 

4.  Die  Bedenken  gegen  Ungiltigkeit  von  Verträgen. 

a)  Bsciitliete  Bedeikea. 

Die  Meinung,  dass  YertrSge  über  die  Confession  der  Sonder  aus 
gemischten  Ehen  durch  Staatsgesetz  als  giltig  behandelt  werden  müss- 
ten,  stutzt  sich  auf  folgende  Bechtsgrfinde.  Man  sagt:  Es  ist  nicht 
bloss  «billig  und  ehrenhaft,  ein  gegebenes  Wort  nicht  zu  brechen*^', 

sondern  es  ist  auch  die  Aufgabe  des  Staates,  Verträge  zu  be- 
schützen*. Mit  Rücksicht  auf  die  „Freiheit  des  Individuums"  muss 
denjenin^en,  die  sich  verheiraten,  das  Recht  gewahrt  bleiben,  „nach 
ihrer  freien  Willensnieiniiug  Verträge  abzaschliessen"  *.  Ein  „Verbot" 
solcher  Verträge  entliält  eine  unzulässige  ^Beschränkung  der  persöu- 


*  Geseteent würfe  vom  9.  December  1862,  24.  Mai  1877  und  22.  Novcmher 
1878;  Beschlüsse  der  zureiten  Kammer  vom  23.  Januar  und  20.  Juni  1818  und  der 
ersten  Kammer  vom  17.  Juni  1878. 

*  Fr.  Sohalte,  UelMr  gemtoobte  Ehen,  8.  89,  40  (Prag  1862). 

s  Rack«  ia  der  liessia«ben  sw«itea  Kammer,  28.  Januar  1878,  Proto- 
kolle, S.  65. 

*  Graf  Solms-Laubaeh  in  der  hessiachen  erateu  Kammer,  17.  Juni  1878, 
Protokolle,  8.  095,  606. 
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liehen  Freiheit"  Es  ist  „bedenklich,  einen  Vertrag  für  rechtswidrig: 
zu  erklären,  der  die  heiligsten  Interessen  der  Menschheit  berührt"*. 
„Verträ|i<'  miisseii  heilii;  i:e]ialten  worden  und  dürfen  nicht  dor  Oe- 
walt  des  Stärkeren  woit  hcn"  ';  „die  Frau  ist  in  derl{ep:el  der  schwächere 
TIi'mI:  und  os  ist  ;^erade  Aufgabe  des  Staiitos,  dietseo  schwächern  Theil 
7M  sichützeu.'' *  Brautleute,  die  einen  solchen  Vertrag  vor  der  Ehe 
öchlicissen,  „legen  auf  die  Erziehung  der  Kmder  in  dieser  oder  jeuer 
Keligion  ein  solches  Gewicht,  dass  der  Abscbluss  der  Ehe  nieht  ra 
Stande  gekommen  wäre,  wenn  nicht  dieser  Vertrag  yorher  seinen  Ab- 
8ohlo88  gefunden  hätte*^;  es  ist  daher  nicht  zu  billigen,  «dase  ein  der- 
artiges feierliches  Wort,  worauf  die  ganse  Zukunft  des  einen  und  des 
andern  ruht,  innerhalb  der  Ehe  gebrochen  werden  darf.  »Die  Mutter 
hat,  wenn  sie  vom  Vater  durch  ein  Versprechen  getäuscht  wird,  nach- 
her kein  Mittel,  dies  wieder  gutzumachen;  sie  kann  das  Kind  nicht 
zurückn<'hmen  und  ebenso  wenij^  Wicder.uiflösnng  dor  Ehe  verlangen; 
sie  wiirdo  also  durch  jenen  Grundsatz  in  die  übelste  Laixe  gerathon. "  ^ 
Die  Giltigküit  der  Vertrjige  über  die  Ouufession  der  Kiuder  aus 
geiiiiciihten  Ehen  wird  als  eine  natürliche  Folge  der  elterlichen 
Gewalt  hingestellt.  Man  sagt:  Es  ist  ein  „Ausfluss  des  elterlichen 
Rechts'',  dass  ,,in  confessionell  gemischten  EÜien  sanfichst  der  flber- 
einstimmende  vertragsmässige  Wille  der  Eltern  in  Bezug  auf  die  reli- 
giöse Erziehung  ihrer  Kinder  massgebend  sein  soll*^,  und,  &Ub  «eine 
solche  Willensübereinstimmung  nicht  vorliegt" ,  „nur  supplementär 
eine  gesetzliche  Regelung*  eintritt „In  religiösen  Dingen  kann  man 
nicht  von  einem  üeberwiegen  der  väterlichen  Gewalt  reden.  Da  sind 
die  Rechte  beider  Eltern  gleicji ;  ja  die  Mutter  .  .  .  hat  einen  grossem 
Einfluss."^  ^Di^  religiöse  Kr/ielinng  der  Kinder  zu  bestimmen^  ist 
vor  allem  Sache  der  Eltern,  welchen  hierin  dieselbe  Freiheit,  wie  in 
der  Bestimmung  ihres  eigenen  Glaubens  zukemtnt.  Wenn  daher  in 
einem  giltigen  Ehevertrage  zwiöcken  Eltern,  die  verschiedenen  Glau- 
bensbekenntnissen zugethan  sind,  bestimmt  worden  ist,  in  welcher 
Religion  die  Kinder  erzogen  werden  sollen,  so  hat  es  hierbei  sein 
Bewenden."   Dies  ist  „die  nothwendigo  Folge  der  im  Staate  aner- 


*  Auwobnuberiebt  der  bcseiseben  ersten  Kammer,  Beflage  Nr.  163  mm  18.  Pro- 
tokoU,  vom  14.  Juni  1878. 

*  Berichterstatter  Eisenetuok  in  der  sächsischen  zweiten  Kammer,  6.  Mai 
1833,  Protokolle,  S.  278. 

*  Maas  In  Vering's  Archiv,  Bd.  Vn,  S.  347,  248. 

*  Domdekan  Heinrich  in  der  hessischen  ersten  Kammer,  17.  Juni  1878,  Pro- 
tokolle, s.  ^96,  091;  Beti  in  der  heaeischen  «weiten  Kammer,  12.  März  187B,  Pro- 
tokolle, 8.  24. 

*  Wasaerbur^  und  Rack^,  in  der  beesiaehen  awetten  Kammer,  13.  MIns 
18T9,  Protokolle,  S.  25,  32. 

6  Volllinrd.  in  dor  hessischen  zweiten  Kammer,  15.  Jnli  1863,  Protokolle,  S.  5. 
'  Entscheidung  des  bayerischen  Verwaltungügerichtsboi'es  vom  19.  August  1882, 
Sammlung  Bd.  lY,  Nr.  64,  8.  168. 

*  Fr.  Sebnlte,  Ueber  gemiaohte  Eben,  8.  89—48. 
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kaiiDten  elterlichen  Gewalt  und  der  Gewiasensfreiheit  der  Eltern*  ^ 
Das  elterliehe  Recht,  die  Confession  der  Kinder  zu  bestimmen,  kann 
n  durch  Ab8chlie88ung  von  Yerträgen  auageübt  werden*  ^    Die  Er- 

ziehungagewalt  ist  „ein  unveräusserliches  Becht  der  Eltern"  j  „das  Er- 
ziehungsreclit  des  Täters  kann  durch  Verträge  nicht  gebunden  werden* ; 
wohl  aber  kann  der  Vater  „sich  selbst  binden"  ;  „die  Abschliessung 
von  Verträg'en  ist  nicht  für  einen  Vorzieht  anf  dns  Erziohim^srecht, 
sondern  für  eine  Ausübung  desselben*  zu  Inilten.  Es  ist  unzulässig, 
„die  patria  potostas  in  der  Weise  einzusdiränken,  dass  man  einem 
Vater  verbietet,  Verträge  abzuschliosseu".  Das  Verbot  solcher  Ver- 
träge enthält  einen  Gewissenszwang^. 

Man  behauptet,  es  sei  einYerstoss  gegen  die  Gewissens-  und 
Religionsfreiheit,  wenn  durch  Chesetz  verboten  werde,  „über  die 
religiöse  Erziehung  der  Kinder  Eheverträge  abzusehliessen*^  Kament- 
lich  liege  ein  Gewbsenszwang  dann  vor,  wenn  der  katholische  Ehe- 
gatte nicht  befiigt  sei,  „vertragsmässig  die  Erziehung  seiner  Kinder  in 
einer  Religion  auszubedingen ,  die  seinen  religiösen  Ansichten  nach 
mehrere  Mittel  des  Seelenheils  dfirbietet,  als  die  protestantisclio" 

'^^!lu  behauptet  ferner,  die  Kirche,  sowohl  die  katholische  als 
die  evangelische,  sei  berechtigt,  vom  Staate  eine  (Jewähr  dafür  zu 
Tcrlans:en,  dass  Verträge  über  die  Confession  der  Kinder  aus  g'emisch- 
ten  Ehen  erfüllt  würden;  die  Erfüllung  solcher  Verträge  müsse  auf 
Antrag  der  zuständigen  kirchlichen  Behörde  erzwungen  werden;  nicht 
den  Eltern,  sondern  nur  der  Kirche  könne  das  Recht  zustehen,  auf 
die  durch  solche  Verträge  erworbenen  Rechte  zu  verzichtend  Es  sei 
ein  berechtigter  Anspruch  der  katholischen  Kirche,  dass  der  Staat  die 
Qiltigkeit  solcher  Verträge  anerkenne;  und  es  liege  ein  „Widerstreit 
zwischen  Staats-  und  Kirchengesetzen"  vor,  wonn  ein  Staatsgesetz 
solche  Verträg'e  für  nngiltif?  erkläre  Eine  Kirche,  die  auf  Orund  einer 
bestimmten  Erklärung  der  ]*rautleute  l)oi  dem  Abschlüsse  einer  ge- 
mischten Ehe  mitwirkt,  habe  „docli  wohl  auch  ein  Recht,  zu  erwarten, 
mau  werde  das  Versprochene  halten**  d 

Manche  empfehlen  die  Unabänderlichkeit  der  vor  Eingehung 
gemischter  Ehen  geschlossenen  Verträge.  Danach  soll  eine  Vorschrift 


*  Ernst  V.  Moy,  StMiareelkt  Am  EOnigretoIis  Bayern,  1.  Thetl,  3.  Abth., 

8.  20,  21  (1841). 

2  Beschluss  der  hessischen  ersten  Kammer  vom  17.  Jiuii  1878.  Protokolle.  Nr.  20. 

*  Ausschussbericht  der  hessischen  ersten  Kammer,  Beilage  iSr.  iüo  zum  18. 
FrotokoU,  vom  14.  Juni  1878,  8.  3,  14,  15;  Rede  des  Beriobteretatlera  Fttrsten  su 
lee  n  b  u  rg-B  irttein  vom  17.  Juni  1878,  Protokolle,  S.  589,  b97. 

*  Spangenberg,  in  einer  Note  zu  Strubc's  rochtUchen  Bedenken,  S.  112, 
(1827);  V.  Linde,  Zeitschrift  für  Civilrecht  und  Process.  Neue  Folge,  Bd.  III,  1Ö47, 
8.  331;  Ausschusaberleht  der  hessisehen  ersten  Karomer  im  17.  Landtage,  Beilage 
Nr.  86  (zum  Ki.  Protokoll),  S.  5.  ^  Spangenberg  a.  a.  O. 

*  C.  E.  Weiss,  Archiv  flir  Knclionrcrlitswisaenschaft,  Bd.  II,  8.  114 — 119. 
'  Kobert  v.  Mohl,  Politik,  S.  257  (Tübingen  1862). 

*  Fr.  Schulte,  Ueber  gemisehte  Eben,  S.  39 — 16. 
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otwa  folgenden  Inhalts  erlassen  werden.  ^Dio  religiöse  Erziehung  der 
Kinder  wird  unwiderruflich  durch  einen  Yertrag  bestimmt,  den  die 
Verlobten  vor  dem  Aufgebot  und  der  Trauung  förmlich  an  Gerichts- 
stelle und  ohne  Zulassung  eines  Goistlichen  schliessen."  *  Es  ist  sogar 
der  Vorschlag  gemacht  worden,  solche  Verträge  den  Brautleuten  zur 
Pflieht  zu  machen.  „Will  man  Euho  und  Frieden  haben,  so  halte 
man  fest  am  Vertrage  und  treffe  gar  keine  Bestimmung  für  den  Fall, 
diiss  keiner  abgeschlussen  sei,  sondern  fordere  einen  solchen  aus- 
nahmslos.'* *  Eine  verwandte,  jedoch  mildere  Meinung  stellt  auf,  es 
müsse  den  Brautleuten  bei  Eingehung  einer  gemischten  Ehe  die 
Möglichkeit  offen  stehen,  einen  Yertrag  su  schliessen,  der  unwider» 
ruflich  und  nnabfinderlich  sei;  denn  sonst  werde  , denjenigen  Zwang 
angethan,  die  sich  in  ihrem  Gewissen  gedrungen  fehlten,  die  Ehe 
nicht  einsngehen,  ehe  dieser  Gegenstand  für  immer  regulirt,  und  damit 
ein  etwa  zu  befürchtender  Zankapfel  für  immer  beseitigt  wäre"  ^. 

Alle  diese  vermeintlichen  Rechtsgründe  beruhen  auf  Missverständ- 
nisa.  Der  Staat  hat  nur  diejenigen  Vertrüge  zu  schützen,  die  der 
Rechtaordnunji;  entsprechen.  Verträge  über  die  Confession  der  Kin- 
der aus  einer  gemischten  Ehe  stehen  mit  der  Rechtsordnung  in  Wider- 
spruch. Deshalb  sind  sie  nach  gemeinem  Rechte  ungiltig  (vgl.  oben, 
S.  66 — 82).  Sie  verdienen  abo  nicht  den  Schuts  des  Staates.  Es  ist 
daher  gerechtfertigt,  dass  der  Staat  solchen  Yertrfigen  «die  Bechts- 
wirknng  versagt*'^. 

Eine  unzulässige  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit  und  der 
Gewissensfreiheit  wQrde  in  einem  Gesetze  zu  finden  sein,  das  den  Ab- 
schluss  von  Verträgen  über  die  Confession  der  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  verbieten  oder  gar  unter  Strafe  stellen  wollte.  Auch  das  Recht 
und  die  Freiheit  der  Kirche  würde  in  unstatthafter  Weise  beschränkt 
Werden,  wenn  den  Geistlichen  durch  Gesetz  verboten  würde,  ein  Ver- 


^  Antrag  Haase  in  der  aächsisckea  zweiten  Kammer,  8.  Mai  1833,  Protokolle, 
S.  390  (abgelehnt  mit  48  gegen  13  StUnmen).  —  Einen  derartigen  InbnU  lintte 
z.  B.  die  Gräflich  Wied-Runekerache  Verordnung  vom  20.  Febmar  1761.  — 
Einen  solchen  StftncljniTikt  vcrtheidigen  z.  B.  Stlskind  und  Werner,  Handbuch 
der  wUrttembergischen  Ehegesetze,  Bd.  I  (1854),  §  2i)4,  Nr.  3,  S.  368,  359. 

*  Fr.  Seil  alte,  Ueber  gemtselite  Ehen,  B.  89'-'46.  —  Folglich  mttsste  ein 
Gesetz  etwa  folgenden  Inhalts  erlassen  werden:  „Es  ist  verboten,  eine  gemischte 
Ehe  zu  8chlIe.S3cn,  bevor  die  Brautleute  durch  Vertrag  festgesetzt  haben,  in  welcher 
Confession  die  Kinder  erzogen  werden  sollen.  Ein  solober  Vertrag  ist  giltig  und 
QBn1>SnderHeh.  Die  geistlichen  Oberen  sind  berechtigt,  die  Erfülluug  des  Ver- 
trages zn  flberwachen  und  im  Rechtswege  zu  erswlngen.^*  Zur  Erläuterung  fehlt 
nncli  eine  Angabc  über  die  Form  solcher  Vertrjlge  und  Uber  die  Durchführung  des 
Verbots.  Sollen  etwa  Strafen  gegen  di^enigen  angedroht  werden,  die  ohne  vor- 
gilngigen  Vertrag  eine  gemisebte  Ehe  gesdiloaeen  haben?  Oder  jetzt,  seit  Geltung 
der  bfli^erliehen  Eheseliliessnng,  Strafen  gegen  die  Standesbeamten?  —  Der  Vor- 
schlag war  übrigens;  nicht  neu.  Vgl.  z.  B  den  in  der  sicbsiaehen  awdtan  Kammer, 
am  6.  Mal  1833,  gestellten  Antrag  Axt^  unten  S.  öl 4. 

*  Blätter  fOr  administrative  Praxis,  Bd.  III,  S.  0t. 

*  Vgl.  X.  B.  Richter,  Ktrchenrecht,  g  285,  S.  652  (5.  Aufl*)- 
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sprechen  Aber  die  Kinderemebniig  entgegenzunehnieiL  nnd  zu  fordern, 
oder  wenn  die  •  Geistlichen  gesetzlich  gezwangen  werden  könnten, 

zu  Trauungen  mitzuwirken,  die  unter  Verletzung  der  kirchlichen 
Gesetze  geschlossen  werden  sollen.  AHein  solche  Gesetze  können 
heute  nicht  mehr  in  Frage  kommen.  (Ygl.  oben,  S.  67 — 60.)  Hier 
handelt  es  sich  um  eine  ganz  andere  Frage,  nämlich  ob  ein  Gesetz 
die  bindende  Kraft  von  Verträgen  über  die  Confesaion  der  Kinder 
in  dem  Sinne  vorschreiben  soll,  dass  die  Erfülluug  eines  solchen  Ver- 
trages auf  Antrag  einer  berechtigten  Person  durch  die  Staatsgewalt 
ennrangen  werden  rnnss.  Diese  Frage  ist  zu  Temetnen,  weil  der  be- 
zeichnete Zwang  mit  der  in  Deutschland  anerkannten  Gewissensfreiheit 
in  Widerspruch  steht  ^  Der  Grundsatz  der  „Gewissensfreiheif^  setzt 
voraus,  dass  die  religiöse  ITeberzeugung  geändert  werden  kann.  Nach 
den  Staatsgesetzen  im  Gebiete  des  deutschen  Reiches  kann  in  der 
Regel  niemand  gehindert  werden,  sein  Religionsbekenntniss  zu  ändern. 
Ein  gesetzliches  Hintlerniss  besteht  nur  nach  einzelnen  Landesgesetzen 
für  diejenigen,  die  «las  .JTnterseheidungsaltcr*'  noch  nicht  erreicht 
hal:)en.  In  Büyern  isc  dvr  Ulaubenswechsel  noch  weiter  beschränkt. 
Als  Regel  ist  die  Freiheit  des  Glaubens  wechseis  in  allen  Bundes- 
staaten dureh  Landesgesetz  anerkannt.  Aus  dieser  Befognisa  ergibt 
sich  aber  folgerichtig  das  Recht  der  Eltern,  die  Confession  ihrer  Kinder 
zu  bestimmen.  Das  Gewissen  legt  jedem  die  Pflicht  auf,  die  wahre 
Religion  anzunehmen,  sobald  er  sie  erkannt  hat,  nnd  ebenso  seine 
Kinder  in  der  wahren  Religion  zu  erziehen.  Diese  Pflicht  kann  im 
paritätischen  Staate  keine  Zwangspflicht  sein,  da  dem  Staate  kein  Ur- 
theil  darüber  zusteht,  welches  der  verschiedenen  BekeTintnisse  die 
volle  Wahrheit  enthält,  sondern  diese  Bekenntnisse  staatUcherseits  als 
gleichberechtigt  angesehen  werden  müssen. 

Der  Grundsatz  der  Gf^wissensfreiheit  wird  verletzt,  wenn  der 
Vater  gezwungen  werden  kanu,  die  Kinder  in  der  Confession  der 
Mutter  zu  erziehen.  Ein  unzulässiger  Gewissenszwang  würde  schon 
dann  vorliegen,  wenn  der  Täter  auf  Klage  der  Mntter  zur  Er- 
füllung eines  Vertrages  über  die  religiöse  Erziehung  verurtheilt  wer- 
den könnte.  Koch  grösser  würde  der .  Gewissenszwang  sein,  wenn 
das  Gesetz  die  TTnabfinderlichkeit  eines  vor  der  Ehe  über 
die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  geschlossenen  Vertrages  fest- 
setzte, so  dass  die  Eltern  nicht  einmal  mit  gegenseitiger  Einwil- 


^  Die  Denkschrift  de«  BlsblBCbofs  zu  Freiburt:  vnm  2.  Juli  1860  bemerkte  xu 
dem  badischen  Gesetzentwürfe  vom  22.  Mai  1860,  über  die  Religion  der  Kinder: 
„Mag  dieser  Oesetzentwurf  Qesetz  werden  oder  nicht,  so  versteht  es  sich  von  selbst, 
dass  liiiistelitlieh  der  Kinderensiehiing  in  gemisohten  Eben  die  Ghmndsfttn  und  daa 
Verfahren  der  katholischen  Kirche  in  dem  einen  wie  in  dem  andern  Falle  dieselben 
bleiben  werdrn  Dies  ist  richtig.  Deshalb  lag  aber  kein  genügender  Anl«''^  vor, 
den  Hauptgrundsatz  des  Entwurfs  zu  bekämpfen,  wonach  der  bisherige  Stautäzwang 
lur  ErfttUnng  Ton  Yertrlgea  Aber  die  Gonteion  der  Kinder  ana  gemiaehten  Ehen 
baaeltigt  wurde. 
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ligung  den  Yertrag  ändern  könDten.  Dies  „hiesse  die  Eitern  in  ihrem 
Gewissen  beengen,  und  wäre  aoTiel,  als  ob  man  sie  selbst  mit  Ge- 
walt in  der  Confossiun  festhalten  wollte,  der  sie  boi  Eins^ohiin«^  der 
Ehe  angehörten**  Jm  schärfsten  Ofcrrnsatzc  zu  «ler  (Tewissuns- 
ireihoit  stolit  nin  Gesetz,  welches  den  Vertretern  der  betheiliirten 
Kirche  ein  Klagerecht  gegen  den  überlebenden  Ehegatten  und  sogar 
gegen  beide  Eltern  gewährt. 

Es  isi  unvermeidlich,  dass  in  einer  gemiDchten  Ehe  Uneinig- 
keit der  Eltern  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  entsteht, 
wenn  die  religiöse  Gesinnung  des  Ynters  oder  der  Mntter  sieh  widert. 
Daran  kann  ein  Staatsgeseta  nichts  ändern.  Der  Staat  verletzt  nicht 
den  Grundsatz  der  Ch  wissensfreiheit,  wenn  er  die  Staatohilfe  zur  Er- 
zwingung eines  vor  der  Ehe  gesdilossenen  Vertrages  verweigert.  Wohl 
aber  li^t  ein  Gewissenszwang  vor,  wenn  jemaml  durch  die  Staats- 
gewalt gezwungen  wird,  Handlungen  vorzunehmen,  die  gegen  das 
Gewissen  Verstössen. 

Wie  weit  der  Gewissenszwang  gehen  kaun,  wenn  die  vor  der 
Ehe  von  den  Brautleuten  geschlossenen  Verträtii  tui  unabänder- 
lich erklärt  werden,  und  den  geistlichen  Oberen  das  gesetzliche 
Recht  zusteht,  beide  Eltern  durch  Staatshilfe  zur  Befolgung  solcher 
Verträge  zu  zwingen,  das  zeigt  die  oben  (S.  265,  277,  SOl-^SOS) 
mitgetfaeilte  Rechtsprechung  des  bayerischen  VerwaltungsgerichtdiofeB. 
Selbst  die  grossherzoglich  hessische  erste  Kammer,  die  im  Jahre 
1878  an  der  bindenden  Kraft  der  Verträge  über  die  Confession 
der  Kinder  noch  festhalten  wollte,  erkannte  doch  an,  dass  die  ün- 
abänderlichkoi't  solcher  Verträge  und  das  Klagcrcoht  der  geistlichen 
Oberen  unhaltbar  sei*.  Damit  näJierte  sicli  die  erste  Kammer  einem 
Vorschlage,  den  Moufang  im  Jaiire  1S64  vertheidigt  hattet  Mou- 
fang  wollte  die  bindende  Kraft  eines  solchen  Vertrages  dahin  ein- 
schränken, daas  ein  Recht,  auf  Erfüllung  des  Vertrages  zu  klagen, 
nur  dem  Tater  gegen  die  Mutter  und  der  Mutter  gegen  den  Tater 

'  Ernst  V.  Moy,  HayorisoliPS  Staatsrecht,  8.  22.  Vgl.  auch  z.  B. :  Commis- 
sionsbericht  der  badischen  zweiten  Kammer,  1860,  Beilageheft,  S.  307}  Ausscbusa- 
bericht  der  hessischen  ersten  Kammer  vom  7.  Juli  1863,  S.  5. 

*  Geseisentwiirf  nMh  den  BcMihlttmm  der  betttediiiii  anten  Kammer  vom 
17.  Juni  1878,  Art.  ß  und  Ra,  Protokoll  Nr.  20:  ...  ..Durch  Ueberelnstlmmung  der 
beiden  Contrahenten  kimnen  jederzeit  solche  Verträge  aufgehoben  w(»rden.''  Die 
Frage,  auf  wessen  Antrag  die  Befolgung  solcher  Verträge  erzwungen  werden  könne, 
wurde  dahin  beantwortet,  dase  bei  LebMlten  beider  Eltern  «die  Staatsbehörde  nur 
auf  Anrufen  curm  Elterntlitnls  flir  die  Ausführung  derselben  einzutreten**  habe,  und 
dass  mit  dem  Tode  di'.s  Vaters  oder  der  Mntter  diin  Klagerecht  anf  dir  riSehsten 
Verwandten  übergehen  sollte,  nämlich  auf  die  Verwandten  „des  ersten  und  zweiten 
Grades  naeh  oanoniaeher  Rechnung**.  Bei  Ermangetung  solcher  Verwandten  sollte 
der  Vater  oder  die  Mutter  berechtigt  sein,  flkr  den  Fall  des  Todes  eine  dritte  Person 
mit  Vollmacht  zur  Klage  zu  versehen. 

'  Moufang  in  der  hessischen  ersten  Kammer,  22.  Februar  1864,  Froiokoll, 
ISr.  30,  8.  696  ,  696,  709  ,  710.  ^  Vidleteht  ist  Verings  AnafUhrung  in  seinem 
Archiv,  Bd.  VII,  S.  87,  88,  im  nlmllohen  Sinne  au  Tsniehen. 


Digitized  by  Google 


Die  Bedenken  gegen  Ungiltigkeit  von  Vertrlgen. 


511 


zustehen  und  mit  dem  Tode  des  Täters  oder  der  Mutter  erldsohen 

sollte*.  Eine  solche  Klage  würde,  wenn  sie  gesetzlich  statthaft  wäre, 
selten  erhoben  werden,  zumal  da  sie  ihr  Ziel  nicht  leicht  erreichen 
Ic'nüte^.  Die  Eltern  würden,  solang-e  sie  iibeiliaupt  in  Friedig  leben, 
eine  Streitfrage  über  die  religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder  im  Fami- 
lienkreise zum  Austrage  bringen.  Sic  würden  es  nicht  darauf  an- 
kommen lassen,  dass  etwa  „auf  Anrufen  der  Mutter  durch  die  Ge- 
richte eine  Art  Yormundschai't  in  das  Hauswesen  gesetzt  werden 
mfiflste"'.  Solche  Klagen  würden  nur  dann  zu  erwarten  sein,  wenn 
die^  Ehescheidung  beantragt  oder  ausgesprochen  ist,  oder  wenn  die 
Eltern  in  Unfrieden  leben.  Allein  ein  Zwang  zur  EifüUuug  yon 
Yertr&gen  über  die  religiöse  Erziehung  Icann  in  Deutschland  über- 
haupt nicht  empfohlen  werden,  weil  derselbe  gegen  die  Gewissens- 
freiheit verstösst. 

Preilieh  kann  eine  katholii^chc  Mutter  „in  die  übelste  Lage 
geratheu" ,  wenn  der  protestantische  Vater  sich  weigert,  das  ihr 
gegebene  Wort  zu  lialten.  Zur  Zeit  der  Brautwerbung  war  der 
Mann  vielleicht  zu  allen  Yerspreehungen  bereit.  Er  konnte  das  Ja- 
wort der  katholischen  Braut  und  die  Zustimmung  der  katholischen 
Eltern  nur  dadurch  erlangen,  dass  er  versicherte,  er  würde  die  Kin- 
der katholisch  erziehen  lassen;  die  katholische  Trauung  wurde  nur 
dadurch  ermöglicht,  dass  der  damalige  Bräutigam  die  katholische 
Kinderendehung  durch  förmlichen  Eid  oder  wenigstens  durch  feier- 
liches Yersprechen ,  schriftlich  und  vor  Zeugen ,  dem  katholischen 
Pfarrer  gelobte.  Aendert  sich  die  Gesinnung  des  Mannes,  und  will  er 
das  inzwischen  geborene  und  schulpflichtig  gewordene  Kind  protestan- 
tisch erziehen,  so  kann  die  Mutter  „das  Kind  nicht  zurücknehmen". 
Ebenso  wenig  kann  sie  „Wiederauflösung  der  Ehe  vcnlaugen";  denn 
die  Yerletzunof  des  vor  der- Ehe  gegebenen  Versprechens  ist  nach  den 
Staatsgesetzen  kein  Ehescheidungsgrund ,  auch  nicht  einmal  nach  den 
Kirchcngcsctzcu  ein  Grund  zur  Scheidung  von  Tisch  und  Bett.  Die 
Mutter  mag  den  Vater  an  sein  Wort  eriunem  und  ihren  persönlichen 
Eiofluss  zur  Erfüllung  des  Versprechens  aufwenden.  Bleibt  ihre  Be- 
mühung erfolglos,  so  hat  sie  nach  gemeinem  Rechte  nicht  die  Macht, 
ihren  Ehegatten  zur  Erfüllung  seines  Versprechens  zu  zwingen.  Allein 


'  Dieser  Vorschlaft  würde  den  Beschlüssen  der  ersten  Kammer  vom  17.  Juni 
187S  vorzuziehen  sein.  Denn  die  Erziehung  gebührt  an  erster  Stelle  naturgemäss 
mir  den  Eltern.  Ein  Klagerecht,  das  den  Eltern  g^^einander  saefftade,  könnte 
nach  dem  Tode  des  Vaters  oder  der  Mutter  höchstens  auf  die  Erben  übergehen, 
n&mlich  auf  die  Kindor,  die  zu  erziehen  sind,  und  auf  ihre  etwaigen  Geachwister 
oder  sonstige  Miterben.  Vgl.  oben,  S.  73.  Der  Uebergang  des  Klagerechts  auf  die 
„nSebBten  Terweiidten  des  nwten  nnd  sw^ten  Grades  nadb  eanonbeher  Reehnnng*^ 
(also  namentlich  auf  Orosseltera,  Geschwister,  sowie  der$at-SHem  und  Kinder)  oder 
gar  auf  einen  Bevollmachtiprten  dos  Verstorbenen  wiljr^p  rlen  angemeiuon  Rechtsgrund- 


»  Vgl.  Mittermaier  in  der  Themis,  Böm^St.  18.    (  ;r 
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ebenso  vürde  ein  katholischer  Vater  ^io  die  übelste  Lage  ge- 
rathen",  wenn  or  auf  Gniod  eines  Laudesgesetzes,  das  jone  Ver- 
träge für  gilti^"  erklärtp ,  gezwungen  "werden  könnte ,  seine  Kinrler 
protestantisch  zu  erziehen.  Er  hatte  sich  durch  Vertrag  zur  pro- 
testantischen Erziehung  verpthclitet  und  liatte  sich  protestantisch 
trauen  lassen,  obwohl  er  dadurch  die  Gesetze  seiner  Kirche  ver- 
letzte. Will  ein  solcher  Mann  sich  mit  der  Kirehe  imd  uüt  Beinern 
inzwischen  erwaehten  Gewissen  anssöhnen,  so  kann  er  den  vor  der 
Ehe  geschlossenen  Vertrag  nicht  erfüllen.  Nach  katholischer  Lehre 
ist  ein  Vertrag  sündhaft  and  unverbindlich,  worin  etn  katholischer 
Hann  seiner  protestantischen  Braut  verspricht,  die  Kinder  (alle  oder 
auch  nur  einige)  protestantisch  zu  erziehen  Wollte  die  Mutter 
dem  Vater  bemerken,  es  sei  doch  „l>illig  und  ehrenhaft",  sein  Wort 
zu  halten,  so  müsste  der  Vater  entgegnen,  er  berciio.  ( in  Versprechen 
gegeben  zu  luiben,  das  «ündlinft  sei;  nach  der  iStinnne  seines  Ge- 
wissens und  den  Gesetzen  seiner  Kirche  sei  es  für  ihn  unmöglich,  das 
Versprechen  zu  halten. 

Nun  besteht  allerdings  eine  Unterscheidungalehre  gerade  darin, 
dass  die  Protestanten  das  katholische  Dogma  von  der  alleinseligmachen- 
den Kirche  nicht  anerkennen.  Von  protestantischer  Seite  wird  gelehrt, 
dass  die  katholische  Kirche  nicht  weniger  „Mittel  des  Seelenheils  dar- 
biete, als  die  protestantische".  Daraus  konnte  gefolgert  werden,  ein 
Protestant,  der  mit  einer  Katholikin  verheiratet  ist,  könne  ohne 
Verletzung  seines  Gewissens  die  katholische  Erziehung  gestatten  und 
das  darüber  vor  der  Trauung  gegebene  Wort  treu  halten;  in  der 
Nöthigung  zur  Krfüllun«;  seines  Versprechr-Tis  sni  kein  (Tcwissens- 
zwang  zu  ündenj  dagegen  ein  Katholik,  der  mit  einer  Protestantin 


*  Vpl.  /  B.  Job.  Azor,  S.  J.,  In^tUntiomim  monilium  tom.  I,  Hb.  <S,  cup.  11: 
„Scxto  quaerttur,  eii  iia  in  iocis,  ubi  hacc  matrimoaia  contraliunkur,  ea  pacta  sint 
jvre  pennteM,  vi  ameepti  Uberi,  »i  maarali  ftaerlnt,  palriB  seetam  haerektcain  profi- 
teantur,  ai  focroinae.  cathollcam  matris  reli^ionem  teoeant,  et  colant;  aut,  ut  primo- 
genitue  baeroticnp  patrls  impietat!  adhaerescat,  aecundogenitus  matris  fidem  et  reli- 
glonem  cutholicam  sequ&tur,  et  sie  vicUsim  in  caeteris  hoc  ordine  servato?  Respon- 
deo  cum  Nav«rro  (com.  1  de  constit.  nnm.  68),  paota  f^usmodl  esM  turpla,  nefiiria 
et  impia,  tum  contra  jus  ecciesiaaticam ,  tum  contra  jns  divinum.  Nam  Ecclesia 
constituit,  ut  cx  alterutro  parente  catholico  anacepta  proles  cntbolicnc  reÜgionis  aacris 
initictur,  c.  ex  Uteris,  de  convcrsione  infidelium  [d.  h.  eap.  2  X.  de  conversione  iofide- 
lium,  8,  88,  von  Gregor  IX.]  et  o.  Judael,  98  qn.  1  [d.  h.  caoon  10,  OaxiBa  98, 
qnaeetio  I].  Fngnant  antein  oam  jure  dlvino  ejusmodi  pacta,  qaoniam  parvuUs  usu 
rationis  carentibns  cura  parentum  ministrare  et  praobere  dcbet  remedia  ad  salutem 
necessoria:  ergo  fliii  parvuii  iostttucndi  sunt  in  flde,  et  reiigione  catholica,  ut  in  ea 
salvl  ileri  queaat."  Aeludldi  drUekt  aleh  Thomas  Sanehea  aus  (de  aanoto  matri- 
monli  Bactamento,  tom.  I,  Ub.  7,  diap.  72,  num.  6) :  „Facta,  quae  in  conjugiis  quando- 
quo  incuntur,  ut  quidam  ex  libcris  nascituria  üdei,  alii  autem  haereal  adhaereant. 
sunt  prorsus  impia  et  irrita,  quod  aint  contra  jus  eoclesiasticum,  praeacribens  ut 
aobolee  aequaftiir  oondlelonem  patria  Addis.  Pngnat  enim  enm  jure  divin«^  qao  atteato, 
incumbit  parentibus  cura  educandi  liberos  in  flde,  iisque  moribuf«,  \it  remedJa  aalnti 
spirUvali  neceaaaria  adiplaoantnr.  . .      (Folgt  Verwesung  auf  Navarro  md  AaorO 
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verheiratet  ist,  könne  nicht  gezwungen  werden,  einen  Vertrag  zu 
erf&Uen,  woris  er  die  protestantische  Erziehung  versprochen  hatte, 
weil  es  einem  «reohtgesiiiDteii  Eatholiken  nach  seinem  Glauben  un- 
möglich ist,  seine  Kinder  ruhig  in  einer  andern  Beligion  erziehen  zu 
sehen,  wogegen  es  den  Protestanten  nicht  an  Berahlgnngsmitteln 
fehlf^  K  Allein  ein  derartiges  Gtesetz  ist  in  Deutschland  unmSgltch, 
weil  es  gegen  die  in  I  n  A  ( i  f  isHungen  aller  Bundesstaaten  anerkannte 
G-leichborochtigung  der  katholischen  und  evangelischen  Kirche  verstösst; 
es  ist  woder  vom  päpstlichen  Stuhle  oder  von  katholischen  Bischöfen, 
noch  von  den  Vertretern  der  katholischen  Bevölkerung  des  deutschen 
Reiches  jemals  beantragt  worden  ^. 

FreiUch  kann  ein  Versprechen,  welches  der  Bräutigam  den  Eltern 
der  Braut  und  ihr  selbst  vor  der  Verlobung,  sowie  dem  Geiatlichen 
▼or  der  Tranimg,  gegeben  hatte,  ans  sittlioh  yerwerflichen  Gründen 
widerrufen  werden.  Dass  femer  «ein  solches  Versprechen,  mit  der 
im  voraus  gefassien  Absicht,  es  nicht  zu  halten,  eine  moralische 
Schlechtigkeit  ist,  wird  jeder  zugestehen"^.  Allein  in  anderen  Fallen 
kann  der  Widerruf  des  Versprechens  durch  eine  Mahnung  des  Ge- 
wissens geboten  sein.  Keinenfalls  ist  es  Aufgabe  des  Staates,  die 
Erfüllung  einer  Gewissenspflicht  zu  erzwingen. 

Völlig  unbegründet  ist  die  Sorge,  die  katholische  Kirche  werde 
„keine  gemischten  Ehen  erlauben",  d.  h.  vom  Ehehindernisse  der 
gemischten  Ehe  niemals  dispensiren,  wenn  die  vereinbarte  katiio- 
lische  Erziehung  nicht  erzwungen  werden  könne.  Ein  solcher  Staats- 
zwang  fehlt  im  grössten  Theile  des  deutschen  Reiches;  gleichwohl 
können  überall  gemischte  Eheft  in  der  katholischen  Kirche  geschlossen 
werden,  wenn  die  Brautleute  den  kirchliehen  Yorsohriften  folgen 
wollen.  Die  §§  12 — 23  der  bayerischen  zweiten  Yerfassungsbeilage, 
wonach  die  Erfüllung  der  Verträge  durch  die  Staatsgewalt  erzwungen 
wird,  hat  der  päpstliche  Stohl  nicht  gebilligt,  sondern  getadelt.  (Vgl. 
oben,  S.  294.) 

Im  Jahre  1803  wurde  eine  scheinbare  Mittelmeinung  ver- 
theidigt.  Man  behauptete,  die  vor  der  Ehe,  im  Ehevertrage,  getroifeue 


*  Vgl.  oben.  S-  UO.  —  Einen  andern  Standpunkt,  aJs  der  preussiache  Minister 
(*.  A.  O.),  vertiitt  K.  Drache  in  den  Flugsehriften  des  EvangeUsehen  Bundes,  Nr.  82, 
S8,  8.  S6:  «...  Üinea  «nailllleheii  Yertroi;  erfüllen,  heisst,  zu  dem  unsittUehen 
Willen  noch  iViv  unsitfliche  That  hin7:ufn,2;ün."  Ans  diesem  Grunde  empfiehlt  er  ein 
Keichsgeaetz  mit  folf^cnder  Bi  sümmung:  „Verträge  über  die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder  sind  rechtlich  uaverbiudlich.'^  Dies  ist  richtig,  jedoeb  nidbt  weil  etn  aolober 
Vertrag  imatttliob  ist,  sondern  weil  er  gegen  die  affentliehe  Ordnung  verst<isst.  Die 
Ungiltigkeit  folgt  aus  §  100  des  Kntwurfa  eines  bürgerlichen  Gefetzbuches,  wenn 
§§  1Ö08  und  1658  gestrichen  wt  rden.  Es  bedarf  also  dann  keiner  besondem  Bestimmung. 

*  Die  Centrumsh-actioü  des  deutschen  Reiehstages  Wird  ^nte  eine  Sonderstel- 
lang,  nie  ein  Vorredit  fDr  die  kAtboliacbe  Kirche  «llein  in  Anspruch  nehmen*^  . . . 
Vgl.  Die  sociale  Gefahr  unl  (li>'  freie  Kirche,  Ton  einem  UniversttätsprofesBor, 
S.  2Ö  (Paderborn,  Schfiningh,  18U0). 

»  Walter,  Kirchenrecht,  §  277,  S.  535  (12.  Aull.). 
SohmiAt.  CoDftastoB  der  Kinder.  38 
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Toreinbarung  über  die  Confession  der  Kindor  müsse  o^nrndsätzlieh  als 
giltig:  betrnchtpt  werden,  da  sie  gewissermassen  aui  den  Berathungen 
eines  Familieusenateä  beruhe;  gleichwohl  müsse  denjenigen,  die  den 
Vertrag  abschlössen ,  freistehen ,  „eine  ander©  1'ras.ib  einzuführen", 
sobald  sie  andern  Sinnes  würden;  daran  dürften  sie  veder  durch 
Yenmidte  noeli  durch  Behörden  gehindert  werden;  aneh  nach  dieser 
andern  Praxis  müsse  dem  Yater  sowohl  wie  der  ICutter  jederzeit 
das  Becht  zustehen,  auf  den  Tertrag  ^zurfiokznkommen''  und  die 
Ansfährang  desselben  zo  Torlangen  K  Soll  dies  den  Sinn  haben,  dass 
den  Ehegatten,  und  nur  ihnen,  das  Recht  eingeräumt  wird,  auf  Er- 
füllung des  Vertrages  zu  klagen,  so  stimmt  der  Vorschlag  mit  dem 
oben  erwähnten  Antrage  Moufjings  nborein.  Geht  aber  etwa  der  Sinn 
des  Vorschlags  dahin,  dass  selbst  den  Ehegatten  ein  Klagerecht  vor 
den  Staatsbehörden  versagt  sein  soll ,  so  beruht  der  Vorschlag  auf 
Anerkennung  des  hier  vertheidigten  Grundf?atzus,  dass  jene  Verträge 
nach  bürgerlichem  Rechte  uii^iiuy  sind,  das  iieisst,  dass  ihre  EriüUung 
nicht  erzwungen  werden  kann. 

b)  SEweekiiSssigkeitnpleIcsieliteB. 

In  den  parlameutarisclicii  Käin})f'en  über  die  Gesetiigebungsfrage, 
ob  Verträge  über  die  Confession  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  ein 
Klagerecht  und  einen  Staatszwang  begründen  sollten,  legten  manche 
Redner  nicht  auf  Rechtsgründe,  sondern  auf  Zweckmässigkeitsrück- 
sichten  das  entscheidende  Gewicht.  Sie  stritten  darüber,  ob  in  sol- 
chen Tcrtrfigen  ein  Schutzmittel  des  Protestantismus  gegen  den  Katho- 
licismus,  ferner  eine  Schatzwaffe  gegen  die  Einflüsse  der  Geistlichkeit 
zu  finden  sei. 

^lan  behauptete,  gegenüber  der  Macht  der  katholischen  Kirche 
befinde  sich  die  protestantische  Kirche  im  Stande  der  Nothwehr.  Es 
sei  rtücht  der  Protestanten,  „das  Kleinod  der  protestantischen  Glau- 
bens- und  Gewissensfreiheit,  was  durch  ^cliwere  Kämpfe  errungen 
worden,  zu  erhalten";  zum  Schutze  des  Trütestantismus  mussc  der 
Staat  eintreten,  durch  gesetzhche  Feststellung  des  Grundsatzes,  „dass 
Personen  verschiedener  Confession  nicht  eher  aufgeboten  werden 
dürfen,  als  bis  sie  nachgewiesen  haben,  dass  über  die  Erziehung  der 
in  ihrer  Ehe  zu  erzeugenden  Kinder  Yor  der  weltlichen  Obrigkeit  ein 
unabuiderUcher  Vertrag  von  ihnen  abgeschlosssen  worden  sei*^'.  In 
der  zweiten  hessischen  Kammer  bekämpfte  ein  Abgeordneter  noch 
im  Jahre  1878  die  von  der  Regierung  vorgelegten  Gesetzentwürfe 


*  Wem  her  in  der  Lesäischen  zw  itm  Kammer,  14.  Jnli  186^  Protf^olle, 
S.  U  — 10,  und  15.  Juli  18(53,  Protokollp,  S.  l'J— 21. 

2  A  X  t  und  U  a  a  3  e  in  der  sUchsischen  zweiten  Kammer,  6.  Mai  1833,  Protokolle, 
8.  370—314.  HMse  forderte  die  Kamnuv  tMt,  „in  dem  Lude,  wshdiea  die  YF.kgb 
des  Protestantismus  sd,  als  Wächter  desselben  sich  zu  bewahren  und  alle  Kacli- 
thelie,  die  dieser  Confesston  beToretdien  möchten,  abanwenden'*. 
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,im  Interesse  der  evangeliachen  Kirche'^  Im  Gegensatze  hierzu 
meinten  andere,  zum  Schutze  des  Protestantismus  gegen  den  Katho- 
lieismus  mflsse  die  Absohliessung  soleher  TertrSge  durch  Staatsgesetz 
^nnteraegt'^  werden,  ,»da  der  Einfinss  des  katbolieehen  CleruB  auf  die* 
selben  nicht  zn  yermeiden  eei^'. 

In  den  Verhandlungen  der  grossherzoglich  hessischen  zweiten 
Kammer  vom  Jahre  1863  wurde  die  Mehrheit  von  der  Vorstellung 
beherrscht,  es  sei  frefälirlinh,  die  Schranken  zu  durclibrechen,  die  ein 
rechtsgiltiger,  vor  der  Ehe  geschlossener  Vertrai^  den  Einflüssen  „fana- 
tischer" und  „üboreifn<,''er"  kiitholischer  Geistlichen  entgegensefze. 
(Vgl.  oben,  S.  414.)  Manche  Redner  bescliränkten  ihre  Ausfiihrun^ani 
nicht  auf  die  katholischen  Geistlichen,  sondern  erstreckten  sie  auf 
Geistliche  jeden  Bokeiiütuisaeö  \  Andere  vertheidigten  aus  ähnlichen 
Gründen  den  entgegengesetzten  Grundsatz.  Es  wurde  z.  B.  im  Jahre 
1838  der  Antrag  gestellt,  ein  „unbedingtes  gesetzliches  Verbot*  der 
Vertrüge  über  die  Beligioo  der  Kinder  aas  gemischten  Ehen  zu  er- 
lassen, weil  dadurch  „eine  gesetzliche  Kothwendigkeit  begründet 
werde,  welche  alle  Zundthignngen  und  Einmischungen  für  immer 
ausschliesse"  ... 

Es  besteht  also  Streit  über  die  doppelte  Frage,  ob  die  Staats- 
hilfe für  Erfüllung  der  Verträge  zum  Vortheil  oder  zum  Nachtheil 
der  protestantischen  Kirche  gereicht,  und  ob  dadurch  eine  wirksame 
oder  unwirksame  Schutzwnffe  gegen  die  Einflüsse  der  Geistlichkeit 
geschaffen  wird.  Auf  eine  Erörterung  dieser  beiden  Fragen  kann 
hier  nicht  eingegangen  werden.    Sic  erledigen  sieh  schon  dadurch, 

*  Ellenberger  in  der  heMiecbeii  «weiten  Kammer,  23.  JAnu«r  1878,  Proto- 
kolle, S.  54. 

'  Antrag  Sachse  in  der  sücbsischen  zweiten  Kammer,  6.  Mai  1833,  Proto- 
kolle, S.  275.  —  Daas  die  katholische  Kirche  geschädigt  werde,  wenn  Vertrage 
über  die  OonfiMSion  der  Kinder  ftna  gemiediten  Ehen  ungflttg  aein  sollten,  wurde  in 

den  badischen  KainniiTVtM-Iiandlungen  von  1800  auf  beiden  Seiten  vorausposetzt. 
—  Die  Denkschritt  des  Erxbischofs  meinte,  der  bisherige  Rechtazustand ,  wonach 
^die  betrefTende  Kirchenbehörde  den  Schutz  des  Staates  anrufen  konnte^*,  wenn  die 
Vertrftge  verletit  worden,  verdiene  ^entschieden  den  Vonug^  vor  dem  Saiee,  dass 
«olche  Vertrjip:^'  un^iltip  sein  sollten.  Dufli  wurde  diese  Meinung  nii  lit  tuilifT  lu'i;rnnc1et. 

*  Robert  v.  Mo  hl  liatte  im  Jahre  18ß2  (Politik,  S.  257)  darauf  hinj:ewiesen, 
dass  ,,dic  Möglichkeit,  die  Beattmmung  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  zu 
indem,  den  Ynter  w&hrend  der  gMwen  Erziehnngszeit  den  IXetigaten  Zumnthnngen 
ansBusetzen  drohe".  Er  scheint  hierbei  an  Zunuüliungen  der  GiM-^f.licblieit  ^cdacbt 
«u  haben.  Dies  mag  der  Hauptgrund  gewesen  sein.  au?<  dorn  er  sich  am  Schlüsse 
eeiaer  Erörterung  (ß.  256 — 258)  für  die  gesetzliche  Giltigkeil  solcher  Verträge 
aussprach.  —  Schon  G.  E.  Weise  (Archiv  der  Ktrohenreehtswissensehsft,  Bd.  II, 
1881,  6.  122—124)  hatte  behauptet,  solche  Verträge  müssten  durch  Staatsgesetz  fiir 
giltig  und  nnabändcrlith  erklärt  werden,  weil  dadurch  erstens  jeder  Familienzwie- 
tracht  vorgebeugt,  zweitens  «jeder  Einfluss  der  Geistlichkeit  entfernt'",  und  drittens 
der  gegenseitige  Friede  nnd  die  Ruhe  unter  den  gleiebbereobtlgten  Kirchen 
aldiert  werde. 

^  Abg.  V.  Mayer  in  der  eächsiachen  zweiten  Kammer,  6.  Mai  1833,  Proto- 
kolle,  S.  277. 

33* 
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d«98  weder  dem  deutsoben  Beiobe  noch  den  deuteohen  Bundentaateu 

die  Aufgabe  zuzuschreiben  ist,  gesetzliche  Schutiwaffen  gegen  den 
Einfluss  der  Gtoistliohkeit  zu  a<äiaffen  oder  zum  Schutze  des  Prote- 
ätantisrous  gegen  den  Katholici^*mns  Gesetzesvorschriften  zu  erlassen, 
die  aus  laoTr^tigen  Gründen  verwertiich  sind,  Ist  pin  '^'(■^trag•  uni^iltig, 
weil  er  der  Eechtsordnung  widerspricht,  so  läüst  es  sich  nicht  billigen, 
das8  der  Staat  oder  dsia  Reich  einen  solchen  Vertrag  aus  politischen 
Gründen  für  giltig  erklärt  *.  „Das  Hecht  ist  nichts  so  willkürliches, 
dass  man  ohne  Kachtheil  TOn  seinen  Grundlagen  abweichen  k$nnte/ ' 

£•  Zuatämdiglfcctt  der  ReldiBgeBetmgebiiiig. 

Die  Zuständigkeit  der  Reichsgesetzgebung  zur  Anfhebung  der 
Landesgesetze  über  die  OoDfession  der  Kinder  ergibt  sieb  aus  Art.  4, 
Nr.  13,  der  BeicbsYerfiissang,  nach  dem  Gesetze  Tom  20.  December 
1873.  Handelte  ea  sieh  um  die  Aufgabe^  die  bisherigen  Landesgesetze 
zu  ändern,  so  konnte  die  Zuständigkeit  der  weltlicben  Gesetzgebung, 
namentlich  also  auch  die  der  Beichsgesetzgebung ,  bestritten  werden, 
weil  solche  „Zwangsbestimmungen"  dem  Grundsatze  „der  Nichtein- 
inischnnp:  dos  Staates  in  das  religiöse  Gebiet  geradezu  widersprechen" 
(vü;1.  oben,  S.  499,  Note  1.  auch  S.  483).  Allein  es  bandelt  sich  hier 
nicht  nm  Aendorung,  äouderu  um  Aufhebung  jener  Gesetze,  um 
Wiederherstellung  des  gemeinen  Itoclits.  Nach  gemeinem  Rechte 
gelten  die  Grundsätze  des  allgemeinen  Erziehungsrechtes  auch  für  die 
religiöse  Erziehung.  Eine  Ausnabme  von  dieser  Hegel  enthalten  die 
einzelnen  Landesgesetze  über  die  Oonfession  der  Kinder.  Werden 
diese  Ausnahmegesetze  aufgehoben,  so  tritt  das  im  gemeinen  Becbte, 
ebenso  wie  im  Naturrechte,  anerkannte  Recht  der  Eltern  und  ihrer 
Stellvertreter  wieder  in  ToUe  Kraft.  Dem  deutschen  Reiche  kann 
das  Recht  nicht  bestritten  werden,  in  einem  Reichsgesetze  (über  das 
Familienrecht)  Landesgesetze  aufzuheben,  wodurch  das  natürliche  Recht 
der  Eltern  ungebührlich  beschränkt  wurde. 

Die  Motive  zum  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für 
das  deutsche  Reich  nehmen  an,  es  Hessen  sich  erhebliche  Gründe 
dafür  geltend  machen,  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder,  als  einen 
Ausfluss  des  elterlichen  Erziehungsrechtes,  im  bürgerlichen  Gesetz- 
bucbe  zu  berücksichtigen.  Sie  meinen  indessen,  hiergegen  falle  „ent- 
scheidend ins  Gewicht,  dass  die  landesgesetzlicben  Bestimmungen  TOr- 
wiegend  dem  dffentliehen  Rechte,  nämlich  dem  xntercon- 
fessionellen  Kirchenstaatsrechte,  angehören,  und  dass  die- 
selben vorwiegend  yon  diesem  Standpunkte  aus  dUe  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  geregelt,  namentlich  das  Recht  des  erziebungsberechtigten 

^  Vgl.  Lamey  in  der  badiachen  ersten  Kammer,  24.  August  1860,  Protokoll- 
beft,  8.  170,  .  173  C^gen  diese  „Etamfscbiiiig  des  Staates**  In  das  Redit  der  Eltern). 
*  PiiehtA,  Etnleitang  tu  das  Recht  der  Klrehe,  8.  93  (1840). 
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Elterntheik,  die  religiöse  Ensiehung  des  Kindes  zu  bestitnmeD,  in  ver- 
Bcliiedener  Weise,  bald  mehr  bald  weniger,  beschränkt  haben^.  Hier 
entwickeln  die  MotiTo  nicht  Bedenken  gegen  die  Zuständigkeit  der 
Beiohsgesetzgebuug ,  sondern  nur  Zweckmässigkeitsrücksichten ,  aus 
denen  das  Eingreifen  der  Beichsgesetzgebung  in  die  bestehenden 
Landesgesetze  vermieden  werden  soll.  Die  Ausführung  ist  dahin 
zu  verstehon,  dass  jene  Landesgesetze,  oMvohl  pie  (h\^  Frzichungs- 
recht  beh-piffon  und  insofern  einen  Theil  des  bürgerlichen  Koclites 
bilden,  docii  vorwiegend  vom  Standpunkte  dos  Kirohenstaatsrechtes 
aus  erlassen  wurden,  und  dass  sie  insofern  dem  Kirchenstaatsreclite 
angehören;  dass  es  aber,  obwohl  nicht  unzulässig,  so  doch  nicht  eni- 
pfehlenswerth  sei,  im  Wege  der  Beichsgesetzgebung  Landesgesetze 
zn  ändern,  die  „Torwiegend*  dem  Eirchenstaatsrechte  angehören^. 

In  der  That  mag  es  bedenklich  sein,  solche  Landesgesetze  durch 
Beichsgesetz  ohne  Koth  zu  ändern.  Auch  mag  es  sich  empfehlen« 
aus  den  Berathungen  über  ein  büi^erliches  Gesetzbuch  für  das  deutsche 
Beich  möglich::^!  diejenigen  Fragen  anszascheiden ,  die  das  confessio- 
nelle  Gebiet  berühren,  und  die  zu  neuen  „Culturkämpfen*'  führen 
könnten  2.  Allein  hier  handelt  es  sich  nicht  um  solche  Streitfragen, 
sondern  um  Beseitigung  von  Aiisnahmevorschriften,  die  niemandem 
Freude  bereiteu,  und  die  erfahrungsmässig  zu  virk'u  Uebelständen 
geführt  haben.  An  einer  Aufhebuug  dieser  Gesetze  haben  alle  Reli- 
gionsparteien das  nämliche  Interesse. 

Es  kann  übrigens  nicht  zugegeben  Verden,  dass  jene  Landesgesetze 
„vorwiegend^  dem  öffentlich enBeohte  angehören'.  Die  preus* 
sische  Declaration  von  1803  bezieht  sich  auf  Yorschriften  des  allge- 
meinen Landreclits  „von  den  Bechten  niid  l*flichten  der  Eltern*' ,  die 
einen  Theil  des  Familienrechts  und  damit  einen  Theil  des  bürger- 
lichen Rechtes  bilden.  Selbst  das  badische  Gesetz  „über  Ausübung 
der  Erziehnngsreohte  in  Bezug  auf  die  Religion  der  Kinder"  enthält 
keine  Andeutung,  dass  es  dem  öffentlichen  Rechte  angehöre.  Es 
wurde  mit  den  Kirchengesetzeu  verbunden;  doch  lag  zu  einer  solchen 
Verbindung  kein  innerer  Grund  vor.  In  AVürttemberg  uud  anderen 
Buudeastaateu  sind  Geseizesvorschriften  über  die  Confession  der  Kinder 
aus  gemischten  Ehen  mit  der  kirchenstaatsreehtlichen  Gesetzgebung 

^  Antlerer  Meinung  ist  K.  Drache,  Die  religiöse  Erzlehiinp;  der  Kinder  nach 
dem  Entwürfe  eines  hürgerlichen  Gejetzliuchea  für  das  deutsche  Reich,  S.  4,  indem 
er  annimmt,  das  Bedenken  der  Cummisslon  gebe  dahin,  „das9  die  Regelung. der 
Frage  der  religlSsen  Ersiehmig  der  Kinder  «Is  dem  intereonfeseionellon  Kirehenstttata- 
recht  angehörig,  der  Gesetzgebung  des  Keiclieä  nicht  eustehe,  und  dass  letzteres  nicht 
betagt  sei,  die  liestohr-nden  Tinndesp^esetze  abzuändern''. 

«  Vgl.  L.  v.  Hammer.stein,  Vorschläge  zur  Regelung  des  eheUehen  Per- 
eonenreehls  Ittr  Dentaehland,  in  den  Stimmen  aus  Maria-Laach)  "Bd.  XXXV,  S.  1. 

'  Anderer  Meinung  sind  z.  B.  die  neueren  Herausgeber  von  Zachariä's  fran- 
aöslschem  Civtlrecht.  Z  a  c  ha  r  i  ä- Pn  o  h  e  1 1 ,  Bd.  III,  S.  189,  und  ZachariU- 
Dreyer,  Bd.  III,  Ö.  1^2:  „Es  handelt  siel»  hier  um  eine  staatsrechtliche,  nicht  um 
«ine  ciTilrecbtliche  Frage.*^ 
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cbenfiills  ausserlich  in  Verbindung  gebracht,  obwohl  sie  nach  ihrem 
Inhalte  dazu  nicht  crohören.  Der  Inhalt  aller  dieser  Gesetze  betrifft 
die  ErziehuiiL^  der  Kinder  und  jjehört  deshalb  (mindesten-^  »j'^or- 
wiegend**)  dem  Fauiilieureclite  an.  Gleichwie  das  Ei£:euthun)  au  Lie- 
genschaften dem  bnri?erlicheu  Rechte  angehört,  <  liwutil  es  aus  Riick- 
sichteu  des  öffeutlicheu  Wohles  uiauchen  Kinschrankuügeii  unterworfen 
ist)  80  gehört  auch  die  elterlielie  Eniehuiig  dem  Femilienreclite  und 
damit  dem  bfiigerlichen  Rechte  an,  obwohl  iie  durch  manche  Landes* 
gesetze  aus  Racksichten  auf  das  Eirchenstaatsreoht  beschrankt  ist  «Die 
Confessionsfrage  greift  in  das  politische  und  kirchenrechtliche  Gebiet 
ein**';  sie  gehört  aber  deshalb  noch  nicht  «vorwiegend'^  dem  öffent- 
lichen Rechte  an. 

Yen  manchen  Oesetzeavorschriften  knnn  behauptet 'werden,  dass 
sie  „dem  öffentlich  en  Rechte  angehören"  '-.  Im  Könip:reicli  Sachaon 
fiind  Streitigkeiten  über  religiöse  Ersiiehun^'  der  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  und  unehelicher  Kinder  von  Verwaltuii£,^db(diörden  („vor  der 
ordentlichen  Ort^übrigkeit'')  zu  eulschcideu  ^.  In  Sachsen- Weimar  ge- 
hören solche  Streitigkeiten  zur  Zuständigkeit  des  Ministeriums.  Im 
Groaafaerzogthum  Hessen  fehlt  hierfiber  eine  gesetzliche  Yorschrift; 
indessen  thatsächlich  werden  auch  dort  die  Streitigkeiten  im  Yerwal* 
tungswcge  erledigt.  In  Bayern  werden  alle  Streitigkeiten  über  religiöse 
Kindererziehung,  also  selbst  über  Kinder  aus  ungemischten  Ehen,  in 
erster  Instanz  Ton  einer  Terwaltungsbehörde  und  in  letzter  Instanz  vom 
Verwaltungsgeriehtshofe  entschieden.  Allein  grundsätzlich  ist  ein  Streit 
über  die  Kinderer/.iehung  „entweder,  wenn  die  Kinder  elternlos  [oder 
vaterlos]  sind,  eine  Vormundschaftssaclie  oder  ein  Streit  über  die  liechto 
der  Eltern,  also  weder  in  dem  einen  noch  in  dem  andern  Falle  ein 
(iegeustuud  der  öflfentlichen  Ree  htaordnung"  *,  das  iieiöJit  der  Terwal- 
tungsrechtspflege.  Es  ist  daher  nicht  zu  billigen,  dass  Yer\utliuug8- 
behörden  äber  die  religiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  gemischten 
Ehen  zu  urtheilen  haben. 

Wird  der  Begriff  des  «Kirchenstaatsrechts*'  soweit  gefasst, 
dass  es  nicht  bloss  die  vom  Staate  gegenüber  der  Kirche  in  Anspruch 
genommenen  Rechte  (die  sogenannten  jura  circa  Sacra),  sondern  zu- 
gleich die  vom  Staate  den  anerkannten  Kirchen  eingeräumten  Rechte 
umfasst,  80  bilden  die  bayerischen  Oesetzesvorschriften  über  die 
ErziehuDg  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  einen  Theil  des  bayeriscben 
Kirchenstaatsrechts,  weil  nach  §  23  der  zweiten  Yerfassuugsbeilai;e 
die  »geistlichen  Oberen"  berechtigt  sind,  „darüber  zu  wachen,  das» 
vorstehende  Anordnungen  befolgt  werden".  Hätte  sich  die  bayerische 


Stölzel  im  preussiachea  Justizministerialblatt.  1874,  S.  154. 
•  Paul  T.  Roth,  Bayerisches  Civilrecht,  §  öö,  Ö.  Ö73  (2.  Aufl.  1881). 
»  VgL  oben,  S.  817. 

^0.  V.  Sarwey,  Das  üfTentliche  Recht  ttnd  die  YerwsltmwifeelitepfleKtti 

Thea  2,  §  16,  S.  297  (Tübingen  1880). 
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Gesetzgebung  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  dergestalt  bewährt,  dass  ihre  Aufrechthaltung  den  "Wünschen 
der  Regierung"  und  des  Volkes  entspräche,  so  könnte  die  Reich«- 
gesetzgebung  Bedenken  tragen,  daran  zu  rütteln.  Allein  gerade  die 
bayerischen  Gesetzesvorschriften  haben  zu  so  berechtigten  Klagen  ge- 
fuhrt, dass  eine  gesotzliche  Abhilfe  nothwendig  ist,  die  leichter  durch 
die  Beichsgesetzg(;bung  ak  durch  die  Laudesgeeetegebimg  geschaffen 
werden  kann.   (Vgl.  oben,  S.  491.) 

F«  Cüesetzesvorsclilag. 

Buroh  den  geaammten  Inhalt  der  vorstehenden  üntersuchnng  recht* 
fertigt  Bloh  der  Torsohlag: 

1.  die  §§  1508  und  1658  des  Entwürfe  eines  bürgerliehen  Ge- 
setzbuches für  das  deutsche  Reich  zu  streichen, 

2.  hinter  Art.  32  des  Entwurfs  zum  Einführungsgesetze  als  Art.  32a 
einzuschalten:  ri^ie  landesgesetzlichen  Y'>rse]iriften  über  das 
religiöse  Bekenntniss,  worin  ein  Kind  zu  erziehen  ist,  treten 
ausser  Kraft." 

Sollte  die  Yerütändiguug  über  ein  bürgerliches  Gesetzbuch  für  das 
deutsche  Reich  sich  verzögern,  so  würde  sich  ein  besonderes  Ileichs- 
gesetz  empfehlen,  mit  einem  einzigen  Artikel:  „Die  laudesgeaetzUchen 
Torschriften  über  das  religiöse  Bekenntniss,  worin  ein  Kind  zu  er- 
ziehen ist,  treten  ausser  Kraft.^ 
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Auf  S.  28,  Zeile  1  v.  u.,  ist  Bcbleswig'schen  statt  holsteinischen  zu  lesen. 
Zu  S.  81,  Note  9.  Uelier  die  Bedeutung  d«r  oequlttA  patris  Tgl.  Urthell  des 

Reichsgericlits  vom  26.  MEra  1889,  in  der  Juristischen  Wochenschrift,  1889.  ?.  175. 

Zu  S.  47.  alö  Note  mm  Schlvias  des  zweiten  Absatzes.  Nach  Art.  391,  392 
Itann  die  VVittwe  bei  Handlungen  der  Vormundschaft  nach  Anordnung  ihres 
Efaemaiinee  an  die  Mitwlikung  etnee  Beistandes  gelrandcn  «An.  Dagegen  kann  sie 
hei  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt,  's\oztt  die  Braiehung  gehört,  durch  An- 
ordnung ihres  Ehemannes  nicht  beschiünkt  werden.  Aliud  est  tTitcla.  nliud  educatio. 
Diese  Unterscheidung  wurde  in  der  Entstebungagesobichte  (bei  Locrä,  Bd.  YII, 
S.  189,  170,  Nr.  1  imd  8)  besonden  herro^boben.  VgL  Demelombe}  Bd.  VI, 
Nr.  SSly  S.  S90;  Anbry  und  Rau,  Bd.  I,  §  99  (bis),  S.  403  (4.  AnfL). 

Zu  S.  58,  Notp  3:  Sammlung,  Bd.  XI,  Nr.  12,  S.  86—88. 

Auf  S.  62,  Note  1,  ist  auf  Abschnitt  IV,  unter  £.  (S.  304)  statt  A.,  zu 
▼erweisen. 

Zu  S.  67,  Note  3:  Fr.  Knnstmann,  Die  gemisebten  Eben  nntsr  den  chrlsi- 
llehen  Confessionen  Teutschlands,  geschichtlich  dargestellt  (Regenshurg  1839). 

Zu  S.  71,  Note  2.  Das  Reichsgericltt  meint ,  im  Gebiete  des  preussischea 
Allgemeinen  Landrechts  sei  es,  „abweichend  vom  gemeinen  Hecht'*,  statthaft,  durcb 
Pflegscbaftsyertrag  das  elterllelie  Enlebongsreebt  anf  die  Pflegeehen  sn  Aber  tragen, 
namentlich  anf  Rückfordcnmc:  des  Kindes  7-1  v  iTiehtcn.  Aus  dies«m  Grunde  hilligte 
es  die  Abweisung  einer  Klage,  womit  eine  Wittwe  die  Herausgabe  ihres  Kindes  von 
den  Pflegeeltern  begehrt  hatte.  (Urtbeil  des  Reichsgerichts  vom  23.  December  1889, 
im  iwenssleebeii  JasHsmtntsterialblAtt,  1890,  8.  108— 17a}  Alldtt  dvreb  den  Wortlaat 
von  ^.5  772,  773,  TT,  2,  des  Allgemeinen  Lniidreclits  sind,  wie  das  Reichsgericht 
f^clhst  anerkennt,  ^die  der  Vertragst'reilieit  sonst  gezogenen  Grenzen"  nicht  erweitert. 
Die  Entstehungsgeschichte  aber  (worauf  daa  Keichagericht  entscheidendes  Gewicht 

legt)  bietet  keinen  genOgenden  Grund,  tine  eolebe  Ansnnbme  Ton  den  Ornndaitiea 
des  gemeinen  Reehts  fttr  du  Gebiet  des  preuslsehen  AUgemelnmi  Landreebie  sn 

behaupten. 

Zu  b.  96,  Note  4.  Eine  Au^naiime  besteht  in  Holstein  für  ungemischte  Ehen, 
naeb  §  10  des  Geseties  vom  14.  Jnli  1868.  Danaeb  dürfen  In  eine  Conftaaloiie- 
schule  „nur  Kinder  aufgenommen  werden,  deren  Eltern  zn  dem  Glnnben  aleb  be» 
kennen,  welcher  in  der  betreffenden  Schule  gelehrt  wird". 

Zu  S.  123,  Note  5.  Das  Landgericht  zu  Paderborn  suchte  diese  Meinung 
an  befinden.  Gegen  einen  Besebluss  des  Amtegeriefats  so  Stelnbeim  batle  das 
Presbyterium  der  evangelischen  Gemeinde  Beschwerde  erhohen.  Es  verlangte,  der 
Sohn  der  katholischen  Wittwe  L.  solle  in  der  evangelischen  Religion  des  Vaters 
unterrichtet  werden.  Das  Landgericht  erklärte  die  Beschwerde  fUr  zulässig.  Es 
fBbrte  ans,  die  Bweehtigung  des  Presbyterinms  mt  Bcsehwerdefllbrung  ergebe  sieb 
„aus  dem  Interesse,  welches  dasselbe  zweifeUoi  daran  bat,  dass  das  evangelisch  ge- 
taufte Kind  des  verstorbenen  nnd  ebenfalls  der  cran^ttsoben  Confession  angebSnsn* 
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den  Gastwirths  L.  auch  wirklich  in  der  Confessiou  erzogen  wird ,  wolclie  beim 
Streite  darüber  das  Gesetz  vorschreibt;  insoweit  handelt  es  sich  um  das  Wohl  des 
Kindes  selbst".  (Bcscbluss  des  Landgerichts  zu  Paderborn  vom  26.  Juni  1890.) 
Diese  Anflkaaniig  Ist  alolit  richtig.  Ein  foteresse  ist  nicht  genfige  lul,  um  ein  Recht 
zu  begründen.  Ebenso  ^venig  ist  aus  dem  „Wohle"  des  Kindes  ein  Beschwerde- 
recht des  PrcsbyteiinmB  berxuleiten,  da  das  Presbyterium  nicht  geeetalicher  Vertreter 
des  Kindes  ist. 

Zu  S.  125,  hinter  dem  ersten  Absatee.  Die  evangellsehe  Wittwe  des  katho- 
liaehen  Hauers  Karl  B.  au  Hentrup  in  Westfalen  war  in  zweiter  Ehe  mit  eim^ 
Protestanten  zu  Bochrim  verlieiratot  und  scliicl^te  ihro  tlltcste  Tochter  in  die  cvan- 
geliache  Schule.  Dos  Vormundschaftsgericht  eröffnete  ihr,  „dass  die  Kinder  bis  zum 
vollendeten  viersehnten  Leben^ahre  der  kathollaoh^  Klrdie  und  Schule  znzitfilhreD 
seien**;  angleich  wurde  ihr  ,,ftlr  den  Fall,  dass  dies  nieht  geschehen  sollte^  weiter 
eröffnet,  ,.das3  sie  der  Stolluiig  als  Vormund  entsetzt,  und  ihr  die  Erziehung  der 
Kinder  entzogen  werden  würde"*.  (Beschluss  des  Amtsgerichts  zu  Bochum  vom 
3.  Jind  1869.)  Eine  Beeohwente  dee  Presbytertnn»  der  evangelischen  Kirche  au 
Bochum  wurde  zurückgewiesen.  (Beschluss  des  Landgeriehta  au  Boehnm  vom 
17.  August  1 8S9.)  Da'iselbe  Schicksal  hatte  eine  weitere  Beschwerde  des  Presbyte- 
riums.  Das  Kammergericht  führte  aus,  die  Beschwerde  sei  „unbegründet",  weil  die 
Kinder  kathoUaoh  nnteniditet  werden  mtteaten.  (Vgl.  unten,  zu  S.  154.)  Freilich  stand 
die  Entseheidnng  des  Amtegerichts  in  doppelter  Bjehtnng  mit  der  Beebtspreehung 
des  Ivammercjprichts  in  Widerspruch.  (Vgl.  S.  III  und  S.  138.)  Allein  da<  Kammer- 
gericht nahm  an,  daes  Uber  diese  Gesetzesverletzungen  nicht  das  Presbyterium,  son- 
dern nur  die  Mutter  selbst  hätte  Beschwerde  führen  können.  ,,Wenn  das  AmUigericht 
derMtitter  aufgegeben  hat,  die  Kinder  der  katholiaehen  Kirdia  und  Schule  susuftthren^ 
go  steht  bei  dieser  Formulirnnp,  chenso  wie  bei  der  gestellten  Verwiirnunf; ,  nicht 
das  Interesse  der  Kinder,  sondern  lediglich  das  der  Mutter  in  Frage,  nrr^  mit 
Rücksicht  darauf  hat  hier  ein  Beschwerderecht  des  Preabyteriums  nicht  anerkannt 
werden  können.^   (Besehlusa  dea  Kammergeriebta  vom  38.  October  1889.) 

Zu  6.  139,  in  der  Note:  Besdiluse  des  Karamcrgeriehta  (Perienaenat)  vom 
19.  August  1890. 

Auf  S.  136,  in  Note  3,  ist  Patent  statt  Gesetz  zu  lesen. 

Auf  S.  153,  in  Note  4,  ist  auf  die  im  Nachtrage  zu  S.  154  erwähnte  Ent- 
scheidung des  Landgerichts  m  Paderborn  za  verweieea. 

Zu  S.  154,  als  zweiter  Absatz.  An  der  „in  constanter  Praxis"  angenommenen 
irrigen  Bechtsansieht  hat  dos  Kammergericht  noch  kürzlich  in  zwei  T^echtsffillen 
festgehalten.  Nach  diesen  Entscheidungen  wurde  im  einen  Falle  eine  evangelische, 
im  andern  Falle  eine  katholisehe  Wittwe  gemiachter  Ehe  genOthtgt,  die  Kinder  in 
der  Confession  des  Vaters  unterrichten  zu  lassen.  Die  evangelische  Witiwe  des 
am  22.  October  18R7  gestorbenen  Hauers  Karl  B.  war  in  zweiter  Ehe  mit  einem 
Protestanten  zu  Bochum  verheiratet  Sie  wollte  ihre  beiden  Töchter  erster  Ehe,  deren 
VormQndertn  sie  war,  im  evangeliaohen  Bekenntnisae  eraiehen  und  achi^&te  die  am 
1.  Januar  1880  geborene  älteste  Tochter,  Wilhelmine,  in  die  evangelische  Schule.  Sie 
behauptete,  ihr  verstorbener  Ehemann  habe  ihr  gestattet,  beide  Töchter  evanpelisel) 
zu  erziehen.  £s  wurde  entschieden,  dass  die  Kinder  in  der  katholischen  Religion 
unterrichtet  werden  mflastm.  (Vgl.  oben,  Nachtrag  zu  S.  ISß.)  Das  Kamroergerieht 
stützte  sich  auf  seine  bisherige  Rechtsprechung  und  fügte  hiniU:  .^Die  Vorschrift  der 
Declaration  ist  klar  und  bestimmt.  Von  einer  dernrtijren  gesetzlichen  Norm  dann 
abzuweichen,  wenn  die  Befolgung  derselben  voraussichtlich  nicht  zu  dem  von  dem 
Oesetzgeher  beabsichtigten  Zwedee  fahren  würde,  ist  weder  dem  Richter  noch  einer 
Partei  gestattet;  es  würde  sich  dabei  nicht  mehr  um  die  Auslegung  eines  Gesetzen, 
sondern  um  den  tinzulässi^en  Yorsnch  der  Snbstitturung  eines  nenon  (iesetzefi  liandeln." 
Die  Willenseinigung  der  Eltern  ist  nach  der  Rechtsprechung  des  Kammergerichta  nur 
«0  lange  wirksam,  ala  beide  Eltern  leben,  ^weshalb  denn  auch  die  von  der  Mutter 
behauptete  Elnwtllignng  des  Vaters  zu  der  evangelischen  Eratehung  der  Kinder  einer 
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Bedeutung  evtlmlirt'*.  (BMchluss  des  KammergericMs  vom  28.  October  1889.)  — 
Das  Amtflgerlcht  zu  Steinheim  linttc  ditrcli  Bcf»rhlu»8  vom  IS.  April  ISiM)  die  katho- 
lische Wittvve  des  evangelischen  iiaatwirths  L.  eu  Steinheim  (früher  zu  Lippspringe) 
für  bereebtigt  erklftit,  Ihren  Sobn,  Friedrich  Gustav  Kurl  Augntt,  In  der  kntboltodten 
Bnligton  m  nnterrleblen,  weil  dies  der  Einigung  entsprach,  die  zwischen  ihr  und 
ihrem  Ehemanne  bis  zu  dessen  Tode  bestanden  hatte.  Eine  Beaehwerde  dpa  Pres- 
byteriums  der  evangelischen  Uemeinde  xu  Steinheim  Avurde  durch  Beschluss  des 
Landgerichts  sn  Padefbom  vom  M.  Juni  1890  nb  uollwig  erMbtet  (vgl.  oben, 
Nnehtng  zu  S.  I2B,  Note  5),  jedoch  als  unbcgrOndet  eurQckgewicsen.  Auf  weitere 
Beschwerdp  des  Prcsbyteriums  traf  da«*  Kfimmergerlcht  die  Anordnung,  dass  der  ge- 
nannte Knabe  in  der  evangelischen  Religion  zu  unterrichten  sei.  Es  nahm  an,  die 
Einigung  der  Eltern  eel  ^nor  so  lange  wirksam,  als  beide  Eitern  am  Leben  slnd*^; 
daher  .'^ei  es  ..uiiorheblich,  ob  der  Vater  mit  der  Mutter  darVbfr  rii  geworden  war, 
das  Kind  in  der  Religion  der  Mutter  untorrirliten  zu  lassen,  und  ob  der  Vater  vor 
seinem  Tode  seinen  Willen  kundgegeben  hat,  doss  das  Kind  in  der  Religion  der 
Matter  erzogen  werden  solle*  Gleichwie  er  trots  des  angeblich  vor  der  Heirat  ans- 
gealeUten  Reverses  und  troti  der  Religionsverschiedenheit  der  Mutter  das  Kind  hat 
nnrh  pvjingelischpm  Ritus  taufen  lassen,  hat  er  seinon  mich  der  tliatsachlichcn  Fest- 
stellung des  Landgerichts  kundgegebenen  Willen,  dass  das  Kind  katholisch  erzogen 
werden  solle,  bis  snm  vlersehnten  Lebensjahre  des  Kindes,  falls  es  am  Leben  ge- 
blieben, immer  wieder  ändern  können*^.  Weiter  wurde  bemerkt»  dass  naeb  dem 
Tode  des  Vaters  die  T'ntcirichtunfr  in  der  Religion  der  Mutter  nur  im  Falle  von 
§  82  sich  rechtfertige,  und  dass  dieser  Ausnahme£aU  nicht  vorliege,  „da  das  Kind 
efst  vier  Monate  vor  dem  Tode  des  Vaters  die  katholtodie  Sehnle  besnebt  und  am 
katholisehen  Religionsunterrichte  theilgenommai'*  hatte.  (Besehluas  des  Kammer- 
gerichts vom  19.  August  1890.) 

y.n  8.  15C,  nm  Schiusa  den  zweiten  Absatzes  (.hinter  Note  2).  Ebenso  wurde 
ein  ganz  ähnlicher  Rechtsstreit,  aus  dem  Ermlande,  noch  kürzlich  vom  Kammer- 
gerlchte  entschieden.  Vgl.:  Germania  vom  Sd.  Oetober  1890,  2.  Blatt,  unter  Allen- 
stein;  Kölnische  Yolksseitung  vom  28.  Oetober  1890,  1.  Blatt. 

Auf  S.  163,  in  Zeile  6  v.  n.,  ist  das  Wort  Schulunterricht*^  in  ^Rdlgions- 
Unterricht^  zu  ändern. 

Auf  8.  179,  im  zweiten  Absatee,  ist  Rennerod  statt  Remerod  zu  lesen. 

Auf  S.  213.  in  Note  4  a.  E.,  ist  Dillenburg  statt  Dillenberg  zu  lesen. 

Zu  S.  224,  als  Note  zum  letzten  Satze.  Die  fortdauernde  Giltigkeit  der  Ver- 
ordnung vom  ö.  September  181 L  wurde,  noch  kürzlich  durch  Schreiben  des  Land- 
geriebtsprisidcnten  su  FrankfiiTt  a.  M.  vom  35.  April  1889  md  dank  Bnteebeidiing 
des  bayerischen  VerwsUungsgeriehtshofes  vom  19.  Juni  1889  (Sammlung,  Bd.  XI, 
Nr.  98,  S.  435)  anerkannt. 

Z  u  S.  240,  Nr.  2,  als  Absatz  1.  Diese  Zuständigkeit  gilt  auch  für  Ausländer, 
die  in  Bayern  wohnen.  (Vgl.  S.  338,  4i3— 444.  Im  selben  Sinne  erging  die  im 
Znsatze  zu  S.  224  erwähnte  Entscheidnng,  Sammlung,  Bd.  XI,  8.  488—488.) 

Zu  S.  212.  als  ?5chliiRs  des  zweiten  Absatzes.  Die  (in  den  Zusätzen  zu  S.  224 
und  S.  240  erwähnte)  Entscheidung  des  Verwaltungs^gerichtshofes  vom  19.  Juni  1889 
betraf  ein  am  18.  August  1878  gebotenes,  also  £aet  sechzehn  Jahre  altes  „Kind^. 

Auf  S.  260,  in  der  su  8.  249  gdidrigen  Note,  g^en  Ende,  ist  Art  31  statt 
Art.  12  zu  lesen. 

Zu  S.  2Ö9,  als  Note  zu  dem  Satze,  dass  die  von  einem  Vater  „anerkannten" 
Kinder  „wie  die  ehdicheu*^  behandelt  werden.  Deshalb  war  bei  der  in  den  Zusätzen 
an  8.  224,  240  und  242  erwähnten  Entscheidung  vom  19.  Juni  1889  nicht  an  unter- 
suchen, ob  die  von  einem  hayerl?chen  Staatsanpehnrifjen  zu  Boolcenlieim  am  2.  März 
1873  geschlossene  gemischte  Ehe  nach  bayerischen  Gesetzen  rcchtsfriltig  war.  Denn 
^aueh  bei  der  Annahme,  dass  diese  Ehe  bQrgerlich  ungiUig  sei,  und  derogemäss  die 
aus  dieser  Ehe  abstammenden  Kind«  als  unehellefae  an  betraebten  wftraa,  mOsstcn 
die  letsteren,  weil  sie  vom  Vater  anerkannt  sind,  nach  g  21  der  aw^ten  VeifiMsnnge- 
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bellage  in  Änsclnin^  der  RellgloiMenitebnng  gteicli  wie  die  dheUehen  li^iidelt  wer- 
den''.   (Sammlung,  Bd.  XI,  8.  434.) 

Aul'  ä.  287j  in  Note  1,  ist  die  Zahl  278  zu  streichen« 

Zug.  802,  eis  ▼orletiter  Ah«els.  Hoch  kttnlleh  wurde  die  kstholisdie  Er- 
ziehung eines  zu  ^iHnchen  im  Jahre  1880  protestantisch  conflrmirten  Knaben  an- 
geordnet. Das  protestantische  Pfarramt  erhob  hiergegen  Beschwerde  und  berief  sich 
2U  deren  Begründung  ftuf  §  18  der  zweiten  Verfassungsbeilage.  Der  Verwaltiangs- 
gnielitohof  wies  dicaen  Angriff  snrlkdc,  eee  felginden  Gründen.  ^Der  Unwtand,  dess 
Wilhelm  K.  am  Palmsonntage  188C  die  Confirmation  dahicr  erlangt  hat,  Icann  dem 
Ausspruche  auf  katholische  Erziehung  desselben  liindernd  nicht  entgegenstehen,  nach- 
dem eine  den  vertassuDgsmtkssigen  formen  zuwider  erfolgte  Zulassung  eines  Kindes 
rar  Gonflrmatlon  oder  Conmimlon  vom  Standpunkte  der  maaagebendca  Bertlmmungen 
des  Religionsedicta  ans  die  staatliche  Ancrktnnunjt:  und  den  j^taatlichen  Schutz  fWr 
die  Erzieltung  eines  Kindes  in  der  betreffenden  Confe.^ainn  nicht  zu  begründen  ver- 
mag.*^ Die  Voraussetzungen  des  §  18  sind  „schon  deshalb  nicht  gegeben,  weil  ein 
Uebergang  der  Eltern  an  einem  andern  61aul>enBbekenntntB8e  nicht  8tat1|;ofktnden 
hat^'.  (Die  in  den  Zusätzen  zu  S.  224,  2^0,  242  und  259  erwftlmte  Sntseheidnng 
▼Om  19.  Juni  iSSn,  Sammlung,  Bd.  XI,  S.  435,  436.) 

Auf  Ö.  012,  in  der  zweiten  Zeile  von  Note  3,  ist  hinter  „Gerichtsarat"  hinau- 
ansetaai;  ^fm  Beslrksgericbte'*. 

Zu  S.  326,  Note  4:  F.  Scaduto  in  der  Rlviata  itallana  per  le  scienze  glurl- 
diche,  Bd.  IX,  S.  116  (Roma  1890),  und  (mit  denselben  Worten)  in  seinem  Dirltto 
eeclesiastico  vigente  in  Italia,  Bd.  U,  Nr.  &34,  S.  655  (Napoli  1801). 

Auf  8.  405,  im  jsweiten  Absatae,  sollten  die  Stellen  ans  NXff  In  Noten  ver- 
wieeen  werden. 

Aufs.  429,  in  Note  !,  ht  Ilolrastadt  in  Helmstedt  zu  ilndern. 

Zu  Ö.  434,  am  bchluss  der  Note:  Stimmen  aus  Maria-Laach ,  Bd.  XXXIX, 
S.  166  (aus  der  Trier'^chcn  Landeszeitung  vom  20.  Mal  1800). 

Zu  B.  451,  als  Note  zum  ersten  Absatae.  Die  .Tnristisebe  Wodbenaebrifi  (1886, 
fl.  250)  entnimmt  aus  einem  Urtheilo  dea  Reichsgerichts  vom  4.  Juni  1886  den  Grund- 
satz, dnss  fl'ir  den  Anspruch  des  Vaters  auf  Erziphunf?  seiner  ehelichen  Kinder  das 
Recht  des  Staates  massgebend  sei,  worin  er  thatsachiich  seinen  Wohnsitz  habe.  Doch 
fehlt  leider  eine  Auskunft  Uber  den  Thatbestand  und  die  OrOnde  dieses  Urtheils. 

Zu  S.  451,  als  dritter  Abaats.  Der  au  Bockenheim  wohnhafte  katholische 
S.  K.,  ein  bayerischer  Staatsangehöriger,  vpr})eira<ete  sieli  zu  Bockenheim  am  2.  März 
1873  mit  der  protestantischen  A.  B.  Z.,  nachdem  er  mit  ihr  zu  Frankfurt  a.  M.  am 
27.  Februar  1873  vereinbart  hatte,  daes  die  Kinder  katholisch  erzogen  werden  sollten. 
In  dieeer  Ehe  wurde  au  Frankfurt  a.  M.  ein  Sohn  geboren,  Namens  Wilhelm.  Spiter 
vcrznn;  die  Familie  nach  München.  Der  Vater  verlor  dort  im  Jahre  1888  die  baye- 
rische Staatsangehörigkeit  und  wurde  Angehöriger  de»  preussischen  Staates.  In 
München  entstand  Streit  über  die  religiöse  Erziehung  des  genannten  Sohnes.  Darttber 
hatten  die  bayerischen  BdiDrden  au  entscheiden.  (Vgl.  S.  233  und  S.  240  mit  dem 
Nachtrage  zu  S.  240.)  Die  Entscheidung  ging  dahin,  dass  der  Knabe  katludisch  er- 
zogen werden  müsae.  Nach  Luge  der  Sache  rechtfertigte  sich  diese  Entscheidung 
(abgesehen  von  dem  im  Nachtrage  zu  S.  302  erwähnten  Bedenken)  sowohl  nacli  dem 
bayerischen  als  naeh  dem  Frankfurter  Qesetae,  mochte  der  Vertrag  giltig  oder  nn- 
giltig  sein.  F.H  w3re  dalier  nicht  nöthifi;  gewesen,  diese  Frngen  zu  untersuehen.  Der 
Verwaltungsgcrieht-shof  liess  sich  jedoch  in  der  (mehrfach  erwähnten)  Entacheidung 
vom  ly.  Juni  1889  auf  eine  Erörterung  dieser  Fragen  ein.  Zunächst  führte  er  aus, 
die  religiöae  Ersiehung  des  Wilhelm  K.  sei  nach  gg  12—28  der  bayerischen  aweltcn 
Verfassungsbeilage  zu  beurtheileu.  „Denn  de.üseu  dem  hayeriselun  Staatsverbande 
nicht  mehr  angehörender  Vat<'r  S.  K.  doinicilirt  seit  Jahren  in  Münciien,  ist  mit  dieser 
WohnsitüJiahme  vermöge  des  Territorialpriuctps  in  die  Rcchtsspliäre  des  bayerischen 
Staates  eingetreten ,  ntaimt  an  der  Qemeinachaft  der  SiTentlicliäi  Rechtsordnung  An« 
theil  und  Ist  demgemSsa  anch  bezüglich  seiner  rechtlichen  Behandlung  den  InUkadem 
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pleicligestcl't  "  TDioscr  Kochtsausftlhrung  dürfte  aus  dfn  anf  417 — 450  entwlcknUen 
Gründea  nicht  ziuuatimmeu  sein.)  Gleichwohl  wurde  daou  abt  r  die  GÜtigkeit  des 
Vertrages  vom  27.  Februar  1878  nach  der  in  Art.  6  des  Frankfurter  Gesetaes  ent- 
lukltenen  «SpeelahrorBohrift**  bcarfbellt.  Htofsaidi  fttbriea  die  Sntaciheldiingierlliid« 

s;ur  Anerkennung  des  Grundsatzes,  dass  die  forrrtpllp  Gtltlgkelt  deg  Vortrages  voo 
dem  Gi''*et/o  des  Ortes  abbiogj  worin  der  Vertrag  errichtet  war,  und  zugleich  der 
Bräutigam  wohnte. 

Zu  B.  488,  eb  Note  mm  Sdiluse  des  eisten  Abeatne.  Künlleh  Ist  das  Gesell 

wieder  in  Anwendung;  gekommen,  in  der  Kntsclieidang  des  bayerischeD  VcnraltllllgS- 
gerichtshofes  vom  19.  Juni  188Ö;  vgl.  oben  Nachtrag  ku  Ö.  4ö!. 

Zu  Ö.  4ÖS,  Note  2.  Eine  ähnliche  Meinung  vertritt  F.  Scaduto  in  der  Bi- 
vists  itsUsne  per  le  edense  ginrldtehe^  Bd.  IX,  8. 116,  und  (mit  denselben  Worten) 
in  seinem  Diritto  eccleaiastico,  Bd.  II,  Nr.  534,  S.  G55.  Er  lolirt,  ea  stehe  der  weltlkhen 
Oeaetzgrbune;  zu,  zwar  nicht  vom  .ireligiösen" ,  wohl  aber  „vom  socialen  Gesichts- 
punkte aus"  Vorschriften  über  die  confessioneüe  Erziehung  der  Kinder  zu  erlassen, 
wie  Orispl  In  einem  Geeetaentwarlls  vom  Jahre  1871  beabeldttigte.  Aneh  Cetellani 
(Diritto  intemaslonale  privato,  Bd.  m,  1888,  S.  883)  behandelt  die  religiöse  Er- 
ziehung der  Kinder  de  lege  ferenda.  Doch  beschränkt  er  sich  darauf,  fllr  Staaten 
ohne  Staatsreligion  das  freie  Bestimmungsrecht  des  Vaters  zu  betonen  (ohne  sich 
nber  das  Redit  der  Wlttwe,  die  GUtlg^eit  von  Vertrlgen  und  sonstige  StreitfirageD 
auszusprechen). 

Zu  S.  491,  Zeile  5  von  oben,  als  Note.  In  den  Stimmen  aus  Maria-Laach, 
Bd.  XXXIX,  S.  170,  empfiehlt  L.  v.  Hammerstein  folgenden  Vorschlag.  „Das 
bttfgerliehe  Oesetsbnoh  lür  das  dentsefae  Reich  erldllrt  alle  partienlaxen  Bestimmnagen 
ttber  Unterscheidungsjahre  und  religiöse  ]&ai<imng  der  Kinder  filr  au%ehoben,  hütet 
sich  aber,  irtrcnd  etwas  an  die  Stelle  zu  setzen.  Vielmehr  Uberlässt  es  alles  dem 
Gewissen  der  einzelnen,  beziehungsweise  der  Erziehungsberechtigten.  Empfehlens- 
werth  wlre  allerdings ,  dass  die  Person  des  Vormnndee  streng  nach  den  WUnsehen 
der  verstorbenen  Eltern  gewählt  würde."  .  .  « 

Zu  S.  509,  Note  1.  Vgl.  L.  v.  Hammer  Siein  in  den  SkinuMi  ans  Maris^ 
Laach,  Bd.  XXXIX,  S.  162-164. 
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Die  häufigsten  Abkürzungen  bedeuten:  AG.  =  Amtsgericht;  ACO.  =  Allerhöchste  Cubinetsordre ; 
ALR.  —  Preussischcs  All^jemelne»  Landrcoht;  AppG.  —  Appellationsgerlcht ;  BA.  =  Bezirkeamt: 
Cona.  =  CoBsistorliim ;  Do^l.  =  Prenssische  Declaratlon  vom  2L  November  1808;  G.  =  Gesetz; 
GA.  =  Gericbtsamt;  KG.  =  Kammergericht;  KrD.  =  Krelsdlrection :  ME.  =  Ministerialerlass ; 
O.AppG.  —  OberappellatloDsgericht;  OG.  =  Obergorlcht;  OLG.  =  Oberlande«gericht;  RG.  =  Reichs- 
gericht; StR.  =  Stadtrath;  V.  =  Verordnung;  V.G.  =  Vormundschaftsgericbt; 
V.O.  =  Vormundachaftaordnnng.) 
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1648. 

Oct.  11.  (24j  J.P.O.  36i  14, 

380. 

1650. 

Sep.  14.(24.lNQmb.F.E.-D. 
1684. 

Dec.  12.  Augsb.  Rath  2fia 
1699. 

Apr.  O.AppG.  Wismar  32. 
1705. 

Nov.  21^  Pfalz.  V.  ai, 
1718. 

Apr.  2fi-  Hann.  V.  182. 

1722.    Bayreuth.  Landes- 
const.  278. 

1750. 

Ang.  a.  Schlea.  Regl.  Ififi. 
1757. 

Jan.  KL  Holst.  V.  25, 
1764. 

Apr.  U.  M.-Schw.  V.  419. 
1775. 

Nov.  fL  Strals.  V.  2S- 
1776. 

Mrz.  23.  Strals.  V.  2fi. 
1779. 

Juli  Ifl.  Strals.  V.  23. 
1784. 

Feb.  2a.  Kurmainz.  V.  2IÜ. 


1794. 

Feb.  ü.  ALR.  135—169. 

I  1799. 

Feb.  25.  Preuss.  ME.  IfilL 
Dec.  HL  Preuss.  ME.  IM. 

1808. 

Feb.  LL  Bad.  Org.  D.  aflÜ. 
Mai  la.  Kurpfalzbayer.  V. 

270,  2M. 
Nov.2L  Deel.  135-180j  353. 
Dec.  21.  WUrtt.V.  38(5,  'Ahl^ 

An  XII,  ' 

Mess.  6.  Bordeaux  ifi.  j 

1804. 

Mrz.  4.  AViirtt.npn.R.  H87.  ' 
Juli  30.  Pr.  Staatsi  ath  LLL  ' 

Sep.  la.  Bad.  V.  am  I 

1806. 

Mrz.  n.  Bad.  V.  aflÜ. 
Mai    2.  Bayer.  V.  2IS. 
Oct.  lü.  Wrt  Ed.  3fi8-3fi9. 

1807. 

Mai  14.  Bad.LConst.E.390. 
1808. 

Mrz.  22.  u.  2fi.  Nasa.  Ed.  8. 
208—224. 

1809. 

Mrz.  24.  Bayer.  Rel.E.  2T0j 

271,  2iKL 

1810. 

Dec.  2fi.  WürttME.  aia  bis 
375,  4.^8. 


1811. 

Jan.  2Ü. 
Sept.  5, 

1813. 

Juni  lü. 
Nov.  25. 

1814. 

Aug.  22. 
Nov.  ö, 

1815. 

Mai  LL 

—  JiL 

1816. 

Nov.l^ 


Meckl.  V.  419, 420. 
Fr.  V.  224—232. 


Bayer.  Ed.  2afi. 
Pr.  .ME.  137^  läl. 

Bayer.  V.  2Ü1. 
Pr.  Patent  lafi. 

Bayer.  V.  211. 
Naas.V.  21O3  2LL 

Pr.  Patent  ISfi. 


1817. 

Mrz.  14. 
Aug.  15. 


Württ.  GRE.  LL 
Württ.  V.  17^  383, 
387-389. 
Oct.  24i  Bayer.  Concord. 

(rat.)  2Ü2. 
Dec.  23.  Frankf.  G.  8. 


1818. 

Mrz.  9. 
Mai  22- 
—  2fL 


Bay.  ME.  260,  2Ü4. 
u.  24.  R.  Prem .2.-3;?. 
Bayer.  Ed.  10,  22^ 
bis  SOOj  aSÄ. 
Oct.    ä.  u.  IL  Bayer.  Erl. 

2aa. 

1819. 

Mai  lä.  Preu$s.  ME.  148i 
1.^1. 

Dec.  aa  Frankf.  G.  8,  224. 
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1820. 

Oct.  LL  LOb.  G. 

Dec.  22.  Gr.  hesa.Verf.  lliL 

1821. 

Mrz.  2£L  Meckl.V.  418,  A2iL 
Aug.  LL  Nasa.  Reg.  2ÜlL 
Sep.  1^  Bayer.  V.  2fliL 

1828. 

Juli  U.  AppGH  Cöln  iOA. 
Oct.    L  Weim.0.421,422. 

1825. 

Mai  14. 
Juli  IS. 
Aug.LL 

1826. 

Juni  &. 
Juli  aL 

Sep. 

1S27. 

Feb.  HL 

—  2SL 
Mrz.  2fi. 


Preu39.  ACO.  llfi. 
Gr  he8a.V.18,405. 
Preuss.  ACO.  08^ 
69j  171— 18Ü,  aM. 

Gr.  hess.  V.  IS^  10^ 

407—417. 

Bad.  V.  300,  aHL 

Hann.  V.  5_,  113^ 

181  —  194,  SfilL 

Württ.    ME.  Oa 

373.  379,  4M. 

K.säcba.Mand.OSi 
306—312,  a2iL 
K.  säc.bs.  Mand.  IA± 
Wald.  V.  IM. 


1828. 

Jan.  2.  Nasa.  ME.  21Ü. 
Juni  2a.  Württ.  G.  Elfi. 
Juli       Nass.  L.-Reg.  2Qfl. 

1830. 

Jan.  ai.  Bayer.  ME.  250. 
1881. 

Juli  LI.  Württ.  ME.  372^ 

379.  ML 
Nov.  Ifi.  Württ.  k.  Kirchen- 

ratb  aaiL 

1884. 

Juli    L  Bayer.  G.  2M.. 
Aug.  HL  Goth.  G.  23,  AM. 
Sep.   a.  K,  8.  atänd.  Scbrift 

332,  aaa. 

Oct.  la.  Landgr.  hess.  V.  3. 

1835. 

Jan.  aiL 
Juni  L4. 
Oct.  L 

1836. 

Fcb.  Ö. 

—  LL 

—  2Ä. 
Aug.  a. 
Sep.  2Ü. 
Nov.  L 


K.  sächa.  G.  ailx 
Bav.  ME.  259,  21HL  , 
Bayer.   ME.  259, 
266,  SM.  i 

St.G.  Frankf.  22fi. 
Baver.  ME.  fi2. 
Bay.  ME.  250,  2112. 
Preuss.  ME.  IM. 
Bayer.  ME.  2iÜ. 
K.  säclis.  G.  11, 
311—348, 


Bayer.  ME.  2aü. 
Bayer.  ME.  2M. 
Bayer.  ME.  230. 

Preu88.  ACO.  ßfl. 
Sondereh.  V.  SIL 
Baver.  ME.  213. 
Bayer.  ME.  259, 
260,  273^  2ÄI. 
Bayer.  ME.  2ai. 
Bayer.  ME.  215. 

K.  Bilcba.  ME.  333. 
O.AppG.Lüb.2ai. 
St.G.  Frankf.  231. 
Bayer.  ME.  2flfi. 

Bay.  ME.  272, 213. 
Wrtt.rv.Cana.aS5. 
Braunscbw.G.  431. 


1887. 

Jan.  2. 

—  12. 
Sep.  LL 

1888. 

Jan.  23. 
Mrz.  l£L 
Mai  3H 
Juni  LL 

—  22. 
Aug.  25. 

1839. 

Jan.  2a. 
Mrz.  IL 

—  Ü. 
Apr.  a. 

1840. 

Feb.  2Ü. 

—  2a. 
Mai  12. 

1841. 

Jan.    5.  Wrti.pv.Con'i.aB.'S. 

—  21.  Nass.Rtiti.i5er.2LL 
Feb.   a.  Bayer.  ME.  2M. 
Juli  LL  Lttb.  Reg.  M 
«ep.  22.  Nass.  Gen.R.  212. 

—  24.  Pr.-päp.stl.  Ueber- 

eink.  lilL 

1842. 

Apr.  12j. 
Juni  3. 
Sep.  3. 
Dec.  fi. 

—  fi. 

1848. 

Mrz.  aix 
Juni  a. 
Aug.  13. 

—  21. 
Sep.  12. 
Nov.  4. 

—  30. 


Bayer.  ME.  234. 
Bayer.  ME.  213. 
Nass.  ME.  212. 
Gr.  hess.  Bek.  4ÜL 
Nasa.  ME.  212. 

St.G.  Frankf.  220. 
Frankf.  Sen.  22iL 
Baver.  ME.  2M. 
Wiirtt.  ME.  &L 
Frankf.  Sen.  223. 
Bayer.  ME.  2aü. 
Baver.  ME.  2afL 


Fcb.  Ifi.  O.AppG.  Celle  42^ 

Apr.  22.  Bayer.  All.  E.  231. 
Aug.  lü.  StR.  Dresden  341. 

1847. 

Apr.  2fl.  K.  sächs.  ME.  aSi. 
Mai  11.  St.G.  Frankf.  221, 

22Ä,  230. 
Juni  23.  M.-Schw.  V.  411L 
Juli  10.  KrD.  Dresden  341. 

1848. 

Mrz.  5. 
Sep.  21. 
Oct.  21L 
Nov.  2. 

Dec.  &. 

—  L 

1849. 

Jan.   2.  Preuss.  V.  123.. 
Mrz.  14.  Baver.Staatsr.  230. 

—  23.  Bay.  ME.  CO.  204. 
Aug.  3.  Bayer.  ME.  2113. 
Sep.  14.  Bayer.  ME.  2M. 

1850. 

Jan.    5.  Baver.  ME.  EL 

—  ai.  Pr.'  V.U.  167,  Ifiü. 
Apr.  12.  Baver.  ME.  aül. 
Sep.  fl.  Bayer.  ME.  233. 
Dec.  LL  Bayer.  ME.  2M. 

1851. 

Jan.  22. 
Feb.  10. 
Mrz.  24. 


1844.  I 

Mai    2.  K.  säcbs.  V.  323. 

—  JL  Bayer.  ME.  2fi4.  ! 
Aug.  4,  Bayer.  ME.  2Mi  ; 
Sep.   a.  Mein.  G.  23,  33. 
Oct.  22.  Naaa.  ME.  213. 
Dec.  20.  Württ.  «v.Cona.61. 

1845. 

Apr.  23. 
Mai  13. 

—  23. 
Juni  4i 

—  10. 
Aug.  30. 

1846. 
Jan.  13. 
Feb.  13. 


Bayer.  All.  E.  221. 
KrD.  Dresden  34L 
Hann.  G.  133. 
Baver.  G.  4aL 
K.* sächs.  V.  14. 
Sondersh.  O.  3L 

St.G.  Frankf.  230. 
M.-Schw.  V.  413. 


Naäs.  Procl.  214. 
Bav.  ME.  258,  2IiL 
Kurh.  G.  li^4-207. 
K.  sachs.  G.  15, 

308,  aiL 

Pr.  ratfnt4T1.491. 
Na88.ME.21Ä=224. 


Juli  14. 
Sep.  23. 
Oct.  24. 


Wittlago-IL  IM. 
Just.K.  Osn.  IM. 
O.AppG.  Celle  186. 

im. 

Nass.  CircV.  211. 

Wrtt.  ev.Con9.385. 
Hamb.V.29.52,GG. 


1852. 

Apr.  LL  Bayer.  ME.  53. 
Mai    3.  Sondersh.  G.  ^ 
Juli    2.  K.  8.  G.  311,  335. 
Nov.  13.  K.  sächs.  ME.  344. 

—  22.  Old.  Verf.  2L 

1858. 

Feb.  23. 
Apr.  13. 
Mai  13. 
Aug.  2. 

—  aL 
Dec.  23. 


K.  sächs.  ME.  344. 
Kurh.  V.  194-206. 
St.G.  Frankf.  230. 
Württ.  Göns.  332. 
OG.  Fulda  43. 
Preuss.  ACO.  141. 

1854. 

Jan.  3.  Trlb.  Strassb.  33. 
Feb.  24.  KrD.  Dresden  344, 
Mrz.  2.  Lippe.  Ed.  25,  45. 

—  13.  KrD.  Dresden  34L 

—  23.  Just.K  .  Schw.  419. 
Apr.  10.  OG.  Fulda  43. 
Mai  LL  Nass.  ME.  213. 
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1855. 

Feb.  Sl  O.AppG.Ro9t.410. 

—  a.  btCi.  J?'rankf.  3L, 

Mai    L  Württ.  G.  älÄ. 
Oct.  2i  Preuss.  ME.  III. 
Nov.  15.  AVttrtt.  ME.  älA. 

Um  1855. 

O.AppG  Cft8Bel44, 
81,  lOiK  202.  4M. 

1856. 

Jan.  afL  Trib.  Orleans  afi. 
Apr.  4.  St.ü.  Frankf.  2ßIL 

—  L  KrD.  Dresden  a2ü. 
Aug.  22.  K.  Büchs.  ME.  aüfi. 
Oct.  LL  \Vnrtt.ev.Con9.ß2. 
Dec.  LL  K.  säch«.  ME.  OiLL 

—  Ii  K.a.ME  342,  a4^ 

1857. 

Jan.  Iß.  \Vrtt.  i»v  ron«..^8.^t. 
Apr.U.  Trib.  Strassb.  &Ü. 

—  2A.  Wrtt.Rv  nnn-i  aft'j. 

Mai    (L  Weim.  G.  20,  421 
bis  42a. 

—  2Ü.  Trib.  Strassb.  ülL 
Aug.LL  \Vrtt.rv.CnTis.n82. 

—  LL  Iiana.ME.U)l,l93. 

—  2Ü.  Bayer  ME.  2Ü2. 
Oct.    L  Lippe,  V.  26^  4ü- 
Nov.  IIL  AppH.  Colmar  5iL 
Dec.  2fi.  Krl).  Leipzig  307, 

353,  aüL 

1858. 

Jan.  2i  Krü.  Leipzig  a2lL 
Mai  14.  K.  süclia.  ME.  am 
Juli  2Ä.  Kob.  G.  23^  filL 
Aug.  L  Nass.  Min. 
Sep.  L  AppG.Bre.slaul37, 
147,  151,  1Ü4,  Ififi. 
Nov.2£L  KrD.  Leipzig  ÜIIL 
Dec.  Ifi.  O.AppO.  Lüb.  ai. 

1859. 

Feb.  2L  K.  sächs.  ME.  343. 
Apr.  lÄ.  Nass.  ME.  lUL 

—  2a.  O.AppG.  Cassel 

lÜÜ.  IM. 
Mai    a.  Preuss,  ME.  m. 

—  12»  AppG.  Brcsl.  Iü2, 
Juni  a.  Preuss.  ME.  ÜÄ. 
.Juli    4,  O.AppG.Ccllo  187. 
Oct.  21.  KrD.  Leipzig  342^ 

349,  aüü. 

Dec.   L  K.  sächs.  ME.  afi2. 

1850  oder  1860. 

OG.  Gottingen  laa. 

1860. 

Mrz.  IL  Pr.  ME.  94^95^141. 
Mai    5.  Bad.  G.  aflL 
Oct.   a.  Reg.  Mersebg.  44fi. 

—  IL  Bad.  G.  ITj  322^ 

327,  391—406. 


1861. 

Juni  Ifl.  OG.  Hildesh.  Ifla. 
I  Sep.  IB.  K.  sächs.  ME.  SüfL 
Dec.   4.  Preuss.  ME.  IIS.  ! 

—  aL  K.  sächs.  ME.  MÜ. 
1862. 

Jan.  30.  WOrtt.  K.G.  355. 
Mrz.  lü.  O.AppG.     Cassel  ; 
195,  IM. 

—  28.  KrD.  Leipzig  342.  ; 
Juli  2iL  Preuss.  ME.  üö.  ; 
Nov.  2a.  Preuss.  ME.  Ql. 
Dec.  Ifi.  KrD.  Leipzig  a2fi.  I 

1863.  ' 

Jan.  la.  KrD.  Leipzig  aüfi. 

24.  OG.  Hildesh.  IML  ! 
Feb.  L4.  SchulD.  Berlin  Ol.  . 
Mrz.  12.  KrD.  Leipzig  aüfi.  ' 
Mai  15.  KrD  Leipzig  348.  : 
Juni  25.  Bay.  Nnrm.E.  230. 
Juli  Ii.  Holst.  G.  4,  28^  03. 
Oct.  13.  K.  säoha.Decr.  335. 
Nov.  5.  Preuss.  ME.  Ü5. 

1864. 

Mrz.  Ih.  Pariser  C.H.  II. 
Apr.  23.  Schlcfw.  Vfg.  23. 

—  aü.  V.G.  Detmold  45. 
Mai  28.  Bad.  G.  aiLL 
.luli    2.  Reuss  ä.  L. ,  0. 

Oct.    L  St.G.  Frankf.  52.  | 
Nov.  15.  GH.  Jagstkr.  314. 
1865. 

Feb  13.  KrD.  Leipzig  aüiL 
Mai  2Ü.  KrD.  Leipzig  323. 
Juni  23.  K.  sächs.  ME.  aiiL 
Nov.liL  (}.H.G.nPtmol.l4n 

1866. 

Apr.  4.  KrD  Leipzig  3f>n 
Juli  22.  KrD.  Leipzig  343. 
1867. 

Feb.  liL  K.  sächs.  ME.  343. 
.Mrz.  13.  KrD.  Leipzig  ^^1 
Apr.   L  SrhulT.DrPsdJ^n«. 

—  8.  SchulLDresd.aüa. 

—  UL  Braiinarliw.n.i^.'^ 

—  liL  Schuir.  Dresd.aoa. 
Mai    L  SchuH. Dresd.aoa. 

—  lü.  Br.  G.  424—434. 

—  22.  Preuss.  V.  1^  lü. 

—  22.  KrD.  Leipzig  326. 
327,  323. 

Sep.  2Ü.  Preuss.  V.  3. 

1868. 

Jan.  U.  Bay.  O.AppG.  235. 
Apr.  23.  Krb.  Leipzig  311, 
343. 

Mai  2IL  Oestcrr.    G.  329^ 
355,  359j  3(K)j  302^ 
Mo;  444. 
Juli    3-  Preuss.  ME.  31. 


1869. 

Mn.  13.  Cons.  Wolf.  42ß. 

—  23.  KrD,  Leipzig  322. 
Mai  LL  KrD.  Leipzig  3.').'). 
Juli  HL  KrD.  Leipzig  327, 

1870. 

Feb.  lü.  OG.  Y.  IM. 

—  13.  K.  sächs.  ME.  335. 
Mrz.  23.  KrD.  T^eipzig  323. 
Mai  24.  K.  sächs.  ME.  334. 
Juni  2Ü.  K.  8.  G.  300,  312. 
Juli  a.  Reichsges.  490. 
Aug.  5.  K.  sächs.  ME.  332. 

334. 

~     lü.  AppH.  Gent  32. 
Sep.  24.  Preuss.  ME.  93^111, 
2ÜÜ. 

Nov.  25.  KrD.  Leipzig  311, 
334,  352,  354,  352. 
Dec.  ß.  StR.  Dresden  343. 

1871. 

Jan.  3.  0.0  n.f.I?iiyern54. 
Feb.  lü.  K.  aädis.  ME.  331. 

—  IK  AppG.  Cassel  UiX 

190,  132. 
Mrz.  14.  Preuss.  G.  3^  134. 
Apr.  HL  Reichs-Verf.  443j 

aifi. 

Apr.  2iL  KrD.  Leipzig  aiLL 
Mai  12.  KrD.  Leipzig  354. 
Juni  13.  KrD.  Leipzig  .'^43. 
~  23.  KrD.  Dresden  3äL 
Juli  14.  KrD  Leipzig  343. 
Sep.  23.  KrD.  Leipzig  354. 
Dec.  4.  Krl).  Dresden  3.^1. 

—  IL  K.  säohs.  ME.3a3. 

—  23.  Bayer.   Pol. StGB. 

246,  249,  25Ü. 

1872. 

Mrz.  L  Sonder8h.G.24,89. 

—  8.  K.  sächs.  ME.  340. 

—  22.  Weim.G,  {LL  421, 

422. 

Mai  3.  KrD.  Leipzig  343. 
Juli  2.  Preuss.  O.Tr.  2SL 
Sep.  25-  O.AG.  Freud.  53. 
Nov.  2L  KrD.  Leipzig  343. 

—  22.  Kr.GH.  Rottw.fiü. 

—  21.  Braun8chw.G.433. 

1873. 

Jan.  L  K.  sät-hs.  ME  333. 
Mrz.  23.  l'reuss.  G.  5. 
.\pr.  23.  K.  sächs.  G.  13j  lö^ 
30G,  307,314,  34L 

—  23.  K.  sächs  ME.  33Ü. 
Mai  LL  Preuss.  G.  ISL 
.\ug.  3.  Krl).  Leipzig  352. 
Sep.  HL  Preuss.  Syn.0. 122. 

—  2fL  Krl).  Leipzig  323. 
Dec.  2Ü.  RcichsG.  513. 
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1874.  i 

Feb.       K.  Bichs.  ME.  äiO.  [ 

—  Ifi.  PreusB.  O.Tr.  IL  t 

—  20.  KrD.  Leipzig  äAlL  j 

—  2a.  K.8.  ME.  364.  im  ■ 
Mrz.  2a  K.  sÄcha.  ME.  MA.  ' 

—  28-  GA.  Lelpz.  IL  mL  \ 
Apr.  2fi.  Preuss.  O.Tr.  ai. 
Juni  Ifi.  Bad.  G.  aAL 

—  24.  Weira.  O.  122. 

—  2fl.  KrD.  Lelpaig  323^ 

aüa.  aüü. 

Aug.  L  KrD.  Leipzig  a2a. 

—  Q.  KrD.  Leipzig  SM. 

—  2j.  K.  8.  V.  307,  aiL 
Oct.  LL  AG.  Melsung.  203. 
Xov.  ß.  K.aachg.Inatr.3Q8. 

1875. 

Feb.       ReichsG.  29^  135, 
2fiÜ. 

—  fL  AppG.  Cassel  2Ü3. 

—  23.  KrD.  Leipzig  MO.  ! 
Apr.  2a.  Gr.  hess.  G.  415.  j 
Juni   U  GA.  im  BG. 

—  loJ_  Leipzig  SÜS. 

—  20.  Prptiss.  G.  12L  , 
Juli    5-  Preuss.  V.O. 

§  lüS.  1,117,  , 

§  lü s.  im,  106. 
§  las.  100,  lofi, 

§  23  S.  lOOi 
§  27  S.  102, 
§  2a  8.1,106,111, 
§51  S.  109,  110. 
.§538.102, 
§63  8. 106.  III, 
§83  8.  227, 
§  102  8.  lüL 

—  U.  AppG.  Leipz.  310. 
Oct.  2JL  AppG.Glogau  Ififi. 
ücc.  2iL  Reuss  ü.  L.,  V.  2Ü. 

1876.  I 

Jan.  3,  K.  silchs.  ME.  .^24.  ; 
Feb.  22.  K.  aächs.  ME.  330.  I 
Apr.  ^  Pr.  ME.  191^  133. 
Mai    fi.  B.  Oberst.  L.G.  53. 

—  13.  K.  sächs.  ME.  330. 
Juli  Ifi.  B.  Oberst.  L.G.  3L 
Aug.  2iL  K.  sächs.  ME.  3fiL  j 
Sep.  23.  AG.  Hildesh.  SS. 
Nov.  23.  OG.  Hildesh.  29, 

—  23.  K.  süchs.  ME.  330. 

1877. 

Jan.    i.  AG.  Hildesh.  30.  { 

—  21.  Gerichtsverfass.G. 

119,317,427,  433.  ; 

—  30.  Civilproc.O. 

§  II        8. 456, 
§g  87—96  8.244. 
§231        S.  371. 


§  213       S.  388, 
§3M        8. 243. 
8  032        8.  40j 
§  Ä34       S.  134, 
§§  585-588  S.  Il9j 
130.  131,  133j 
§§  773-775  8.  244 
bis  249,  310. 
Feb.    L  Strafproc.O. 

§§  4.')3-4r)8  S.  249, 

417.  433. 
Einf.G.  433.  ! 
Mrz.   1.  OG.  Hildesh.  Qfl. 

—  21.  OG.  Göttingen  ÖIL 
Juli  U.  App(i.  Celle  ÜiL 
Aug.  2.  K.  sächs.  ME.  330. 

1878.  i 
Mrz.  13.  Prcuss.  G.  L 
Apr.  1.  OL(t.  Celle  112. 

—  1.  OG.  Celle  lÄL 

—  24.  Preuss.  Ausf.G. 

§  40  8.  1^  117,  126,  i 
§  51  S.  1L>7. 
§  52  S.  l-'l.  131, 
§  53  8.  1^7,  131, 
§ö5  8.128j  130. 

131,  134, 
§  56  8.  127,  131, 
§87  5:5.113. 
Juni  4.  K.  eächs.  ME.  333. 

—  21.  K.  sächs.  ME.  333. 
Aug.  3.  K.  eächs.  ME.  3113. 

—  a.  Bay.G.U,234-24ii. 
8ep.  23.  K.  sächa.  ME.  3iiS. 
Nov.  2.  Bay.  Oh.C.H.  2ÜÜ. 
Dec.  3.  K.  sächs.  ME.  3iiü. 

1879. 

Jan.  13.  00.  Celle  ISL 

—  21.  Pariser  CJL  41. 
Feb.  fi.  Bad.  O.  lOTj  391, 

333. 

Mrz.       K.  sächs.  ME.  312. 

—  10.  K.  sfichs.  ME.  355, 

357,  332. 
Apr.  L  Braunschw.G.  423-  i 

—  10  Oldenb.  G.  49,  50. 
Juni  IL  8tR.  Dresden  323  i 

—  23.  AG.  Corbach  433.  | 
Aug.  13.  Bayer.  G.  244.  i 

—  23.  AG.Weinheim400. 
Sep.   L  PreusB.  V.  121. 
Oct.  13.  K.  sächs.  ME.  312. 
Nov.  L  Bay.  ME.  286j  231. 
Dec.   L  LG.Mannhelm400. 

—  22.  K.  sächs.  ME.  323. 

1880. 

Jan.  23.  VGH.  233.  ; 

—  23.  AG.  Corbach  433. 
Mrz.  13.  KG.  123,  m. 

—  30,  K.  8.  ME.  350.  333. 
~    aOx  OLG.  Karlsr.  4ÜL 


Apr.  IL  AG.  Corbach  433. 

—  24i  AG.  Leipzig  333. 
Mai    5.  LG.  Cassel  433. 

—  23.  VGH.  287,  234. 
Juni  L  RG.  143, 

Sep.  13.  K.  H.  ME.  3.'>0,  333. 
Oct.    L  AG.  Frania^35. 
Nov.  5.  VGH.235.i?42, 301. 
Dec.  13.  B.  Oberst  L.G.  35. 

—  20.  AG.  Frankf.  35. 

1881. 

Mrz.  24.  Württ.  G.  313. 

—  28.  K.  sächs.  ME.  äfiÖ, 
Juni  10.  VGH.  62, 236, 237, 

260,  45Ä. 

—  lü.  VGH.  236_,  246, 

263.  267,  aOL 
Juli    4.  LG.  Glatz  100. 

—  23.  VGH.  235,  237, 

240,  247.  3ÜL 
Aug.  13.  (23.)K.8.ME.33fl. 
Sep.   4.  KG.  104j  120. 

—  6.  KG.  IQSL 
Oct.   JL  VGH.  231. 

—  23.  Hamb.  V.O.  52. 

—  21.  KG.  104. 

—  23.  RG.  53. 

Nov.  12.  AG.  Niedert.  22L 

—  13.  RG.  63. 

—  24.  KG.  104. 

Dec.  a.  VGH.  H2, 236.  äüiL 

—  12.  OLG.  Hamb.  53. 

1882. 

Feb.  2.  LG.  AViesb.  22L 

—  fi.  KG.  128. 

Mrz.  20.  StR.  Leipzig  'ÜML 
Apr.  22.  RG.  33.  TL  441. 

—  23.  AG.  Corbadi  431. 

—  21.  K.  sächs.  ME.  333. 
Juni  13.  K.  sächs.  ME.  333. 

—  23.  VGH.  31,  35^  238^ 

240,  2427 
Juli  10.  K.  sächs.  ME.  330. 
Aug.  13.  KG.  120. 

—  13.  VGH.  270_j  273, 

275.  506. 
Sep.   L  AG.  Bergen  125. 

—  22.  K.  sächs.  ME.  343, 

350. 

Oct.  20.  AG.  Heidelb.  333. 
Nov.  13.  LG.  Lüneb.  12h. 

—  IL  VGH.235.23ß.237, 

266,  2Ü7,  26S)^  233. 
Dec.  8.  VGH.  211. 

1888. 

Jan.   fi.  B.SchulI.  Leipzig 
353. 

—  3.  AG.  Heidelb.  333. 

—  24.  Trib.  Verviers  32. 
Feb.   L  AG.  Heidelb.  333. 

—  13.  LG.  Mannh.  333. 


Gesetze,  Verordnungen,  Entscheidungen  etc. 


529 


Feb.  liL  VGH.   235,  237^ 
239.  '259. 

—  iL  LG.  Mannh.  395^ 

399. 

Mrss.  2.  OLG.  Celle  U8^ 

12«, 

—  KG.  100,  126,  IßlL 

—  VGH.  277,  aü2. 
Apr.  2.  K.  3.  ME.  359. 302. 

—  L  AG.  Nassau  2iL 

—  LL  OLG.  Karlsr.  aSl 

bis  399. 

—  2a,  K.  flUcha.  ME  aÜL 
Mai    4,  VGII.  284,  ML 

—  IL  St.Ausscb.  Dread. 

—  21.  KG.  UlL 
Juni   1.  LG.  Limburg  22J- 

—  BA.  Nürnb.  2ilL 

—  Ö.  LG.  Hall  309,  371, 

374. 

Juli  IL  AG.  Hildcsb.  1511 

—  13.  K.  sächs.  ME.  aai, 
Aug.  IL  AG.  Hildeah.  im 
Sep.  2L  VGII.235,242,291. 
Oct    L  AG.  Nassau  DIL 

—  12.  LG.Brfsl.ll8,m. 

—  22-  OLG.  Frankf.  m. 

—  2Il  OLG.  Stuttg.  369j 

371.  MfL 

—  iL  AG.  Hildcsb.  ÜML 
Nov.  2iL  LG.  Hild.  120.190. 
Dec.  lü.  OLG.  Frankf.  121, 

138j  222^383,  iSK 

—  UL  AG.Kattnwitz  157. 

—  Hamb.  V.O.  iL 

—  14.  VGH.  204,  2rL 

—  21L  LG.Llmb.110,223.  _ 

18N4. 

Jan.  LL  VGH.  2M. 

—  2iL  AG.Mnrb.102,124. 
Feb.  15.  VGH.   164.  239, 

303,  ihiL 
Mrz.  22.  LG.Limb.I20, 154. 
— -     20.  LG.  Marburg  200. 
Apr.  15.  von.   235^  285, 

441,  liU- 

—  UL  AG.  Lii'bcnb.  LLL 
~  22.  LG.Limb.  120,154. 
Mai    L  AG.  Lieb.  114,  lai. 

—  ifl.  KG.  121. 

—  Ifl.  AG.  Licbenb.  114. 

—  22.  AG.  Liebenb.  114. 
Juni  4,  AG.  Liebenb  114. 

—  11*  AG.  Corbacb  4M. 

—  11  OLG.  Cassel  124i 

195.  2mL 

—  2Ö.  AG.  Hildesh.  112. 

—  ML  AG.  Weinh  4ÜL 
Juli    2.  AG.  Liebenb.  114. 

—  UL  AG.  Ilildesh.  112. 

—  U.  K.sächs.  ME.  325. 
Schmidt,  Cciifesfion  d^r  Kiuder. 


Juli 

Iii, 

Aug. 

1 

L. 

n 
Z. 

12. 

Li. 

1  II. 

OQ 

iA. 

f>ep. 

LLL 

Zii. 

arv 
aU. 

Uct. 

L. 

ID. 

L2. 

40 

iä. 

25. 

21. 

21. 

2Ü. 

aa. 

Nov. 

3. 

24. 

Dec.  23. 

2S. 

Jan. 

8. 

a. 

10. 

12. 

Feb. 

fi. 

6. 

m. 

13. 

16. 

Ifl. 

23. 

21. 

Mrz. 

13. 

Ifi. 

23. 

Apr.  2D. 

25. 

23. 

2fl. 

Mai 

2SL 

2Ü. 

Juni 

4. 

5. 

Ö. 

Juli 

2. 

2. 

fl. 

3. 

n. 

21. 

aa 

ai. 

StR.  Dresden  325. 
AG.  Hildesh.  112. 
AG.  Froiburg4ü3. 
LG.Mannheim402. 
Ba.  Kirchheimbol. 

948 

AG.Lieb.  110J14. 


Sep. 


Oct. 


AG  Hildesh.  112. 
LG.  Beuthen  151. 
KG.  lliL 
OLG.  Karlsr.  4Ü2. 
KG.  445. 
AG.  Corbaoh  431. 
AG.  Liebenb  115. 
AG.  Hildesh.  ÜiL 
AG.  Corbach  431. 
KG.  139,  niL 
K.  säcTüTME.  SM. 
LG.  Hild.  43.  132. 
KG.  123j  129^  LZfi. 
K.  sächs.  ME.  ailL 
KG.  138j  14iL 
AG.  Nastätten  222. 
AG.  Hildesh.  112. 

LG.  Hild.  60,  132. 
L(i.  Hild.  L15. 
LG.  Hildesh.  LUL 
KG.  LLL 
K.  sächs.  ME.  323, 
350.  350,  359,  451. 
Ütfe.  Celle  13L 
BA.  Kirchheimbol. 
241L 

LG.  Wiesb.  222. 

LG. Limb  1-21. 4.')4. 
LG.  Hildesh.  LLL 
KG.  96j  106j  122^ 
1.^8. 

St.M.  Nürnb.  233. 
OLG.  Cöln  LL 
VGH.  231L 
KG.  115.  131,  132. 
KG.  12L 
AG.  Hildesh.  113. 
AG.  Hildesh.  113. 
AG.  Liebenb.  1 17. 
LG.  Tüb.  888j  aSfi. 
VGH.  235,  243. 
AG.  Opp.F  R.  4iL 
LG.  Hildesh.  LLL 
VGH.235,282,287. 
AG.  Freiburg  4Ü4. 
LG.  Hild.  43,  113 
AG.  Elberf.  llfi. 
OLG.  Frankf.  125, 
127,  13Ö 

LG.  Hildesh.  EL 
OLG.Praa.Fr.2Hi. 
AG.  Freiburg  4114. 
LG.  Freiburg  4Ü4. 
AG.  Würzen  334. 


L 
LL 

25. 
5. 

—  15. 

—  HL 

—  20. 

—  2fi. 
Nov.  2. 

—  12. 

—  LL 

—  23. 

—  2L 


AG,  Hildesh.  113. 
K.  sä(Jis.  ME.  aiLL 
St.  ii.L.A.Lüh.4r.. 
LG.  Elberf.  lÜL 
AG.\Veilburg224. 
KG.  153. 
AG.  Hildesh.  L13. 
KG.  133. 
KG.  ITL 
OLG.CelleOl.  183. 
St.  »■  T.  A  T.n),  .17 
AG.  Brilon  171». 
VGH.235,24 1,265, 


Dec. 


—  15. 

—  HL 


277,  288,  302" 
L  LG.  Limburg  12L 
5.  OLG.Pr.CelIel94. 
AG.  Hildesh.  114. 
W.G.  Stuttg.  382, 

1886. 

Jan.  15.  AG.  Hildesh.  LLL 

—  la.  KG.  122^  123^  123. 

—  la.  AG.  Freiburg  4115. 
Feb.  5.  StM.  Nürnb.  2IlL 

—  LL  LG.  Hild.  114,116. 

—  LL  LG.  Freiburg  4Ü5. 

—  13.  AG.  Opp.F.R.  41L 

—  HL  VGH.  aü2. 

Mrz.   L  LG.  .Vrnsberg  IfiiL 

—  5.  VGH.  235,  233- 

—  22.  AG.ya63.110,133. 
Apr.  2.  V(IH/2;i.^>,2t  1,289. 

—  &.  KG.  150,  iM! 

—  13.  RG.  143. 

—  2L  KrD.  Leipzig  320. 
Mai  LL  AG.Oldenb.12.49. 

—  24. 

—  2iL 
Juni  4. 
Juni  IL 

—  30. 
Juli  12. 

—  23. 

—  2L 
Aug.  ü. 
Sep.  2£L 

—  24. 


LG.  Limburg  Ilü. 

AG.  Cöln  na. 

RG.  523. 
VGH.  24L 
LG.  Ci.ln  113. 
KG.  lU,  133. 
VGH.  230. 
BA.  Hassfurt  24L 
Preusa.  ME.  33. 
KG.  K)6,  124,  132. 
K.  sächs.  MIT.  360, 
361,  334. 

—  23.  VGH.  234. 
Oct.  12.  LG.  Oldenb.  50. 

—  22.  VGH.145.2G7.2fi9. 
Nov.  13.  \'(;H.-J:Ui.-Jr,l,.304. 
-■     23.  KG.  UüL 

Dec.   3.  KG.  I5iL 

—  IL  VGH.243,256.293. 

—  2L  RG.  33,  LL 
1887. 

Feb.  LL  VGH.  58, 239, 256, 
441,  445,  453. 

—  14.  KG.  15fl. 

—  15.  B.achull.  Dresden 

aiL 

24 


530 


Register. 


Feb.  25.  AG.  Aachen  UH 

—  2iL  StM.  Holxm.  lÜLL 

—  2fi.  WG.  stuttg.  am 

—  2fi.  Bürg.  Holum.  IßlL 
Mri.  a,  K.  sächs.  ME.  ILL 

—  11.  VGH.  2^  241^ 

253,  258.  21LL 

—  aa  AG.  Aachen  im 
Apr.  2,  AG.  Müllheim  lüd. 

—  4.  K.  aächs.  ME.  a21L 

—  2ä.  LG.  Freiburg  lüi 
Mai    2.  K.B&cha.ME.  355^ 

afii. 

—  5.  AG.  Elberfeld  IQfi. 

—  BA.Wunsietl.  278. 

—  ID.  AG.  Halle  im. 

—  la.  VGH.  60,  aaa. 

—  2L  VGH.  58, 445,  AM. 
Juni  LL  Gr.  heas.  G.  Ifl. 

—  LL  VGH.  2ai ,  243j 

245.  2aa- 

—  2IL  KG.  IILL 

—  2iL  LG.  Halle  lÜfl. 

—  aa  K.  aächa.  ME.  aaa. 

Juli    L  K.  sächs.  ME. 

—  a.  StM.  Ansbach  aü4. 

—  13.  AG.  Cöln  LLL 

—  Ifi.  K-  sächs.  ME. 

—  22.  Schulamt  Dresden 

B2Q. 

Aug.  LL  LG.  Cttln  LLL 

—  24.  LG.  Essen  123. 

—  25.  StR.  Dresden  323. 
Sep.  3.  AG.  Stutte.  äTL 

—  Ifi.  BA.Frankp.nth.278 

—  2fl.  VGH.  24L 

—  aO.  LG.  Elberfeld  Jim. 
Oct.  lÜ.  KG.  109^  128,  m. 

—  lü.  KG.  153.^ 

—  Ii.  VGH.  279^  -iSTj 

289,  3üa. 

—  Ifi.  AG.  Hildesb.  IM. 

—  2L  RG.  451. 

—  21.  StM.  Nümb.  233. 

—  3L  Bürg.  Holzm.  430. 
Nov.  2.  Wiesb.  Reg.  21iL 

—  LL  StR.  Dresden  442j 

44^. 

—  15.  Pol.D.  Münch.  33. 

—  21.  KG.  129^  USu 
Dec.  12.  KG.  105.  IH^  123. 

—  22.  StR.  Dresden  444. 

—  2fl.  AG.Oppenh.  F.R. 

—  aü.  VGH.  2fiÄ. 

—  3Ü.  AG.  Cöln  113. 


1S88. 

Jan.   2.  KG.  107. 109.  125, 
Ifiü. 

Cnna  \Volfenb.431 


—  L 

—  2Ü. 

—  3Ü. 
Feb. 

—  3. 

—  LL 

—  13. 

—  13. 

—  24. 

—  23. 

MfE.  a. 

—  29. 

Apr.  lü. 

—  14. 

—  25. 
Mai  4. 

—  9. 

—  13. 

—  23. 
Juni  9. 

—  23. 

—  29. 

Juli  4. 

—  la 

—  LL 

—  21. 

—  3£L 

Aug.aa 

Sep.  la 
Oct.  iL 

—  m. 

Nov.  3. 

—  15. 

—  23. 

—  23. 

—  29. 
Dec.  a. 

—  ü. 

—  23. 

1889. 
Jan.  31. 
Feb.  a. 

—  13. 


AG.  Cöln  UÄL 
K.  sächs.  ME.  352. 
K.  sächs.  ME.  331. 
KG.  109j  IfiD. 
St.M.  Augsb.  2aL 
LG.  Hüdesh.  lÄL 
BA.  Ha»sfurt  243. 
B.SchulI.  Dresden 
afiL 

B.SchuH.  Dresden 

afS8. 

K.  sächs.  ME.  353. 
AG.  Wittenb.  418, 
45fi. 

BA.  Hassfurt  213. 
OLG.  Colmar  142. 

VGH.    240,  aoa.. 

RG.  IL 
VGH.236,257,258. 
VGH.  283,  aü3. 
VGH.  248,  2ML 
AG.  Bockenh.  2m. 
K.  sächs.  ME.  M£L 
AG.  Wittenb.  418, 
45fi. 

VGH.  255,  213. 
StR.  Dresden  334. 
VGH.  164i  aü5. 
AG.  Aachen  LZÜ. 
BA.  Ebermannst. 
53. 

K.  sächs.  ME.  362i 

354,  335. 

AG.  Bockenh.  2ÜL 

AG.  Hildesh.  31. 

von.  212. 

StR.  Dresden  331. 

LG.  Frankf.  123^ 

201,  454. 

StlSI.  Bamb.  234. 

KG.  109. 123,  134. 

LG.  Schwerin  420. 

StR.  Dresden  329. 

LG.  Hild.  61^  419. 

AG.  Frankenstein 

Ifil. 

LG.  Glatz  131. 
K.  sächs.  ME.  359, 


Feb.  13. 

—  ÜL 
Mrz.  a. 

—  13. 

—  23. 
Apr.  3. 

—  12. 

—  15. 


LG.  Glatz  IRl. 
LG.  Aachen  1  70. 
K.  sächs.  ME.  311. 
LG.  Frankf.  31. 
RG.  520. 
VGH.276.285.45I. 


BA.  Neubnrg  44. 
Gr.  hess.  ME.  416, 
ALL 

—  21.  KG. 

—  30-  StM.  Braunschw. 

424,  42j,  42fl. 
Mai  14-  KG.  109,  122,  123. 
154,  Ifia. 

—  25.  VGH.  255. 

—  2L  KG.  109, 1 19,  m 
136,  163,  LZÜ. 
AG.  Bochum  521. 
VGH.  522—524. 
RG.  L42. 
BA.  Mindelh.  2üfi, 
AG.  Orb  118,  245j 
264.  282,  154. 
LG.  Bochum  Ü2L 
LG.  Cfiln  123,  m. 
LG.Han.  21)9,455. 
Weim.  ME.  422, 
423. 

VGH.  236^  242, 
279,  231.  ' 
VGH.  (PI.)  235, 
240.256,  305,  446. 
457. 

VGH.  241,  230. 
KG.  521. 
KG.  127,  134. 
VGH.  242,  263. 
VGH.  263. 
LG.  Hanau  118, 
134,  234. 
RG.  520. 


Juni  2. 

—  19. 

—  20. 

—  2L 

j  Aug.  a. 

i-  iL 

—  23. 
I  Sep.  14. 

—  23. 

Oct.  13. 

—  23. 


361.  362,  365. 
VGH.  58,  239, 243, 
280,  2aL 


—  23. 

—  23. 
Nov.  13. 

—  2Ö. 
Dec.  4. 
~  2L 

—  23. 

1890. 
Jan.  3. 

—  2L 

—  23. 
Feb.  23. 
Mrz.  5. 

—  24. 
Apr.  13. 
Mai  22. 

—  3L 
Juni  2L 

—  2fi. 
Juli  L 
Sep.  LS. 
Oct.  (?) 


VGH.  45j  241. 
AG.  Dortra.  232. 
KrD.  Holim.  432. 
Göns.  Wolf.  42a, 
LG.  Dortm.  232. 
KG.  135. 
AG.Steinheimö22. 

Cons.  Wolf.  132. 
RraunschM  K.433. 
LG.  Paderb.  521. 
KG.  232. 
KG.  442. 
KG.  522- 


n.  Namen-  und  Sachregister. 


Aachen  118^  ITO. 

Abendmahl  -170. 

Abwesenheit, 
Bayern  247^  303. 
Ela.-LotHrr32, 
Hannover  1S57  186,  iSTj 
Sachsen  (K.)  331,  'dM. 

Achilles  lü2x 

Adelsdorf  Mi. 

Adoptiveltern, 
ALR.  10(). 
Bayern  236.  471, 
Entw.  b.  G.B.  482^ 
gem.  R.  64j  65i  478j  ! 
Rheinprcusscn  180, 
Sach8en(K.)334, 835, 478, 
Württemberg  3ÄL  ! 

Albrecht  (Mindelheira)  2fifi.  I 

—  (Neuhaus) 

AUenstcin 

Allpjcm.  Landrecht, 
Adoptiv-E.  166, 
Ehevertr.  276,  282^ 
Eink  in  d  schart  166, 
Findlinge  167, 
gem.  E.  136-163,  327-330,  | 
Pflegekind  166—169, 
uneh.  K.  163—166,  305, 

455,  463, 
ungcm.  E   30^  136^  310, 
Untersch.-A.  89^  j 
VerhoisBung  491, 
verlass.  K.  166—169.  j 

Allgemeine  Zeitung  297.  j 

AUmang  (Abg.)  aM.  1 

Altdorf  246,  2ML  I 

Altenbcrg  4,44. 

Altenmuhr  455,  läfi 

Altensothrieth  »25. 

Altenstein  245j  2Üi 

Altkatholikcn, 
Baden  391, 

Bayern  "256,  257,  ! 
Dortmund  139, 


Altkatholiken  (Forts.), 
Heidelberg  308,  399^ 
Landau  2'.>3, 
Manchen  57,  ü.'t- 

Althitheraner  214. 

Altprcussen,  s.  AUg.  LR, 

Amt  (  hannov.)  42,  186, 
(nassau.)  209,  2l£r~^ 

Amtsgerich  t, 

Beschwerderecht  128, 
Beschw.-Ger.  376^  377, 
freiw.  Gerichtsbark.  312, 

374,  378,  I 
V.G.  08—117,  364,  41fi. 

Amtsgerichte, 
Aachen  170, 
Bergen  125, 
Bochum  521, 
Bockenem  189, 
Bockenheim  201, 
Brakel  367,  432, 
Brilon  179, 
Bunzlau  126,  165, 
Burgsteinfurt  138, 
Cöln  173,  177,  178, 
Corbach  435—437, 
Detmold  440, 
Deutsch-Krone  125, 
Dortmund  138,  "552. 
Dresden  358^  361,  364,  | 
Elberfeld  105,  176,  j 
Eschwege  197,  j 
Frankenstein  101, 
Frankfurt  a.  M.  35, 
Freiburg  L  B.  403  -  405, 
Halle  109, 

Heidelberg  398^  399, 
Herborn  216, 
Herford  123,  163, 
Hildesheim  00,  HL  99,  : 

112—114,  190, 
Hof  456, 

Homburg  v.  d  37, 
Kattowitz  122i  157^ 
Leipzig  3 12,  350,  359, 366, 
Lennep  123,  175,  | 


Amtsgerichte  (Forts.), 
Liebenburg  110.  1 14  bis 

117,  187, 
Ltldenscheid  122, 
Marburg  102,  128, 
Melsungen  203, 
Müllheim  403, 
Namslau  157, 
Nassau  110, 132, 133,  221, 

223, 
Nastätten  222, 
Nicdcrlahostein  221, 
Nürnberg  261, 
Oldenburg  42,  49, 
Oppenheim  417, 
Orb  118,245,5647282, 454, 

Verne  11)2,  

Reiclienstein  159, 
Steinheim  520,  522, 
Stuttgart  377, 
Weilburg  ^54, 
Weinheim  400^  401, 
Wittenburg  418,  455, 
Wültiugorode  18  <, 
Wormditt  124. 
Würzen  3fi4. 

Amtijhauptmann  iii  7. 

Anerkannte  Kinder, 
Bayern  2rin-2(i3.  470,  522, 
Frankfurt  a.  M.  231, 
Hannover  182,  477, 
Waldeck  435. 

AngenommeneKinder, 
ALR.  166, 
Bayern  236,  251., 
gemeines  Recht  (LL 

Anglikancr  ±, 

Anhalt  28j  53,  480, 

Ankelen  374. 

Annaberg  1 .14. 

Ansbach, 

Erziehungsrecht  305, 
Gcneralsynodc  297, 
Prnvinzialrecht  305, 
Stadtmagistrat  304. 
Vortragsiorm  276, 
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Anton  lü 
Antragsrecht, 

Bayern  234—240, 

Preusspo  10^^  IQiL  ' 
Anreipen  5)0,  lOö.  L21L 
Apodiktische  Vorsohr.  49n. 
Apost'ilisclie  Gemeinde  3.'<8.  1 
Apoatolischcs  VikarlAt  347.  | 
Appt'llationsgo  richte, 

Hrellau  137.  14",  151.152,  1 
164,  IGÖ,  I 

Cassel  195— H)  7,  203^ 

Celsc  99j 

Colmar  56^ 

Gent  32, 

Glogau  168, 

Leipzig  309.  310, 

Wiesbaden  H&. 
Archiv, 

f.  d.  civ.  Pr.  Bd.  8^  s. 
Burchardi,  1 
Bd.  5ü  S.  269, 
Bd.  75^  9.  Hinrich», 

f.  d.  neueste  O.  G.  208, 

f.  kath.  KR.,  s.  Ver.  A.,  j 

f.  prakt.  Rechtsw.  31.  42>  ! 
53,  54^  ai. 
ArcTTTve,  i 

Frank  f.  a.  M.  225,  . 

Wien  77, 

WiesbäHi'n  2ÜL  ' 
Armenhaus, 

Ansbach  304^  ! 

Chemnitz  308,  3iS.  , 
Armuth  412^  449,  AM.  I 
Arnetli  (v.)  II. 
Arnsberg  169-  181.  | 
Arolsen  435.  , 
Arrogatlon  6  4^  aaü.  | 
Arzberg  22K  \ 
Aschaffenburg  284.  ! 
Attenhausen  383.  ih2.  \ 
Aubry  u.  Rau  H  etc. 
Auer '(Arzberg)  278^  302. 
Aufgabe,  s.  Staatsaufgabe.  | 
Aufklärung  iüfi,  482^  Ifia. 
Aufseas  (v  )  38j  IlL  fiü. 
Aufsicht,  8.  Vorm.G. 
Augsburg,  I 

Müller  (Waise)  243^ 

Vertragsform  276,  280,  I 
281, 

Waisenhaus  iSL 
A  u  9 1 H  II  d  e  r , 
Bayern  233, 

Braun.schweig  425 — 427,  , 
Sachsen  (K.)  309^  3l0j 

315.  m-330, 
Sachsen-Weimar  423, 
welchcH  Gesetz  ?  442-446, 
Zuständigkeit  441. 
Ausland  319-330,  441-457. 


Ausnahmegesetz  420,  487, 

489,  517. 
AustrittjS.Glaubenswechsel. 
Auswanderung  386,  387. 
Axt  (Abg.)  514. 
Azor  51'j. 


Baden  390—406.  489, 
Altkath.  391,  aM.  399, 
AG.  393, 

Beschw.,  Frist  398, 
„  Pfarrer  398,  399^ 

Stiefmutter  404,  I 
„  Verwandte  404,  405, 
bes.  erheb].  Gründe  395, 

401,  402.  406, 
Bestimm.R.  .393^  472, 
Bevormundung  392,  397, 
Ehescheidung  391,  403, 
Entw.  b.  G.B.  480^ 
Ermessen  M^L  aiM. 
Erz.R.  392,  403,  404, 
„Freireligiöse"  404, 
früheres  R.  390,  391, 
Gegenvormund  3M1>.  404, 
Gewiss.Freih.  392^  397, 
Glaubenawechs.  401.  402, 
höh.  Staat^beh.  395, 
Kircliengesetze  392, 

LG.  394.  30»i  I 
OLG.  394,  398,  > 
Ortsvorges.  393,  399,  400, 
Pietät  400, 

Rechtspol.  G.  391.  399,  ; 
.,Rcligionsln3e'^"^3-406. 
Rel. Wechsel  40L  402. 
Scheidungsvertrag  403, 
Schulerziehung  397,  > 
Staatsbehörde  395, 
unehel.  Kinder  391, 
Unterscheid. A.  89, 
väterl.  Gewalt  393,  397, 
Vater  327,  393, 403—406, 
Verfahren  397,  398, 
Vertrüge  390—392,  458j 
Verwandte  393,  399,  400, 
Vormund  395,  399, 
Wahl  d.  Rel.  392^  i 
Waisenkinder  40L  j 
Waisenrichter  395,  399, 

400,  404, 
Wittwe  330,  393—396, 

397,  399-403,  j 
Zwang  393,  aflfi.  ' 
adisches  Landrecht 

(vgl.  Code  civil), 
Satz  4ÜÜ    S.  403, 
Satz  4M  S.  402, 
Zua.  2üaaS.  390,  392, 
Zus.  l^aS.  404,  ] 


Bad.  LR.  vForts.). 

Zus.  lüÜaS,  4üi 
Baiersdorf  145,  2Ä4. 
Bamberg. 

Aufsess  (v.)  79,  87, 

Pastora Iblatt  äiL 
Bamberger  Landrecht. 

Auslander  323,  324, 

Vertr  Form  275,  284^  324, 

Vormund  58,^ 

Wittwe  5Ü. 
Bapti.-^ten  4, 
Baqnol 

Baring  H)«,  1112- 

Bsrtholfelde  2iL 

Bassenheim  207. 

Baudry-Lacantinerie  66. 

Bauer' (Dekan)  297. 

Bauer  (Rosa)  255.  305j  456. 

Bayer.  La n d re cht, 
Erziehungsrecht  35, 
Vertragsform  276. 
Vormundschaft  44, 
Wittwe  44, 
Wittwer  SiL 

Bayerlein  246,  ML 

Bayern  23:i-305,  4^,3-171, 
Adoptivkinder  236^ 
anerkannte  K.  233 .  259 

bis  2M,  ilO^ 
Antragsrecht  234—240, 
Ausländer  233,  324,  442, 
bürgerliches  Recht  443. 
Ehescheidung  267,  269, 
Eheverträge  270—287, 
Einwohner  255,  443, 
Entw.  b.  O  B.  479,  480. 
Findlinge  251,  253^  470, 
geistl.  Obere  235,  487, 
gem.  Ehen  233,  251—258, 
Gesetzgebung  491,  494, 
Gewissenszwang,  a.  d.W., 
Indigenat  443. 
Initiative  491, 
legitimirtc  K.  259, 
Pathen  235, 
Pflegekinder  237, 
Polizeistrafges.  246,  249, 
Schulpfl.  242—245,  250^ 
Stadtmagistrat  443, 
unehel.  K.  239,  303—305, 
463, 

ungern.  Ehen  31^  44,  250. 
Uiitersch.Alter  242^  243, 
Verfahren  233  24S), 
Verfassung  491, 
Verträge  265^89,  443, 
VGH.,  8.  d.  W., 
Verwandte  235, 
Vormund  44,  235, 
Zuständigkeit  240, 
Zwangsvollatr.  244—249. 


Namea-  und  Sacliregiater. 
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B  a  y  r  c  u  t  Ii , 

Generalsynode  297, 
Landesconstitution  278, 
Vertra-sform  270,  278, 
279,  28SL 

Becker  (Abg.)  72,  73,  lÜÄ. 

Becker  (Göllheim)  2iLL 

Begünstigung  c.  Kirche  483. 

Beichte  ilL 

Böichtunterricht  110. 

Beivormund  230. 

Btikenntnissfreih.,  a.  Rel.Fr. 

Bellesheim  6iL 

Bender  22^*  22(Jj  2iL 

Bendorf  21iL 

Benkert  lÜiL 

Bergen  (AG.)  L2iL 

Bergcr  (München)  2'M. 

Berlin, 

Ausländer  240,  447,  456, 
Kammergericht,  s.  d.  W., 
Magistrat  32(3, 
Schuldeputation  94^ 
Streitigkeiten  4iR. 

Bertliold  (Teplitz)  Z2Sl 

Bertram  2l8j  22i 

Beschwerde, 
Baden  397—40(3, 
Bayern  243^  244, 249, 250, 
Braunachweig  428,  433, 
Els.-Lothr.  54j 
Oldenburg  49^  50^ 
I'reussen,  Beweis  1 19, 
„  Förmlichk.  117. 
„  Geistl.  122-126, 
„  mlindl.  Verhdlg.  119, 
„  .Streitänderung  118, 
„  Verfahren  119^ 
„  Zuständigkeit  117, 
Sachsen  (K. )  317, 
Waldeck  436^  , 
Württemberg  377.  | 

lk>bch\verdclrist,  8.  Nothfr. 

Besch  Werdegericht, 
Amtsgericht  370,  377, 
Landgericht    117,  398, 
42H. 

Beschwerdeinstanz  118,  432. 
Beschwerderecht, 

Baden  397,  399,  ; 

Bayern  235—237,  ' 

gemeines  Kocht  90j  | 

Nassau  210, 

Preussen  [20,  128^  520^  [ 

Württemberg  iiilL 
Beschwerdeschrift  127.  ^ 
Bestätigung  375,  378.  , 
Bestimmung  472 — 478,  j 

Adoptiveltern  64,  05j  478,  , 

anerkannte  K.  477, 

Beweis  69, 

Ehefrau 


es  tim m  ung  (Forts.),  ! 
Eltern  475,  i 
„  Els.-Lothr.  476^  ' 
„  gem.  R.  30,  476,  411, 
„  Oldenburg  29,  476, 
„  rhein.  Recht  32^  225, 

Sachsen  (K.)  472,  477.  , 
„  Schleswig  475.  i 
„  ungem.  Ehen  472,  | 
„  Württemberg  372, 
legit.  Kinder  477,  i 
Lücke  d.  G.  iiTTj  i 
Missbrauch  495, 
Mutter  uiiehel.  K  477,  i 
„  Bayern  304,  305,  j 
„  gem.  R.  59 — 62, 
„  Kurhesscn  203,  207,  j 
Vater,  Baden  393,  472,  | 
„  Braunschweig  475,  i 
„  Deel.  135,  142,  471,  , 
„  Frankfurt  a.  M.  477,  j 
„  gemeines  Recht  30, 
„  Hannov.  183,  474,477, 
„  Holstein  475, 
„  Kurhess.  196.  205,  473, 
„  Württemberg  378,  379, 
Verträge  506,  507, 
Vormund,  ehel.  K.  54 — 58,  I 
502—505,  j 
„  unehel.  K.  62, 
Wittwe,  ALR.  136, 
„  Baden  393,  472,  490,  ■ 
„  baycr.  LR.  44,  ! 
„  bamberger  LR.  50, 
„  Entw.  b.  G.B.  öOOj  j 
,,  gemeines  Recht  50  —53,  | 
„  Hamburg  51,  i 
„  Holstein  475,  ! 
„  Kurhessen  20^^  205, 
„  Naturrecht  501, 
„  Oldenburg  48—50, 
„  Reuss  ä.  L.  51^ 
„  S.- Weimar  51,  421, 
.,  Württemb.  51^  Sfü 
Betheiligte  120,  128^  120. 
Bethmann-HoUweg  (v.)  94, 

95,  UV. 
Betrug  268. 
Betz  (Abg.)  5üfi. 
Beuthen  (LG.)  12lL 
Bevormundung,  i 
im  Hauswesen  öll. 
Kinder,  a.  Vormund, 
Wittwe  392^  Üfil. 
Beweis, 

CPO.  119,  i 
OLG.  I31j  132,  I 
quaestio  facti  273, 
Schriftstücke  107, 
Verträge  69,  81, 
VGH  244, 
Würdigung  132^  150, 


Beweis  (Forts.), 
Zeugen  107,  lU>i 

Bewersdorff  179,  447. 

Bezirksämter, 
Berneck  301, 
Ebermannstadt  58, 
Ebern  245,  288. 
Frank entlial  264, 
Hassfurt  217^  248, 
Höchstadt  a.  IL  301, 
Hof  456, 

Homburg  (Pfalz)  266, 

Kirchheimbolanden  248, 
249,  291, 

Kissingen  274. 

Mindelheim  268, 

Neuburg  4jL 

Nürnberg  246, 

Pirmasens  240, 

Spcicr  382, 

W'eissenburg  302, 

Wuusiedel  278. 
Bezirksamt. 

Baden  391, 

Bayern  241L 
Bezirksgericht, 

Bayern  250, 

Oesterreich  35R. 
Bialy stock 
Biedenkopf, 

gem.  Ehen  18,  92,  407, 

Streitigk.  464, 

unehel.  Kinder  30, 

ungem.  Ehen  29, 

Verträge  464. 
Bielefeld  123,  183,  a2S- 
Bischof  (LlröBurg)  213,  21L 
Blätter  f.  adm.  Praxis, 

Bd.  iL:  271.  272,  287,  508, 

Bd.  34,  Confirm.  295*  303, 

„  VGH.  237,  259,  291,_ 
302. 

Bd.  35,  Verf.Beschw.  244, 

„  Vertragsform  276,  285, 
„  von.  31,  35,  42,  50, 

24 f),  266,  444, 
Bd.  aiLi  2ö2. 
Bd.  37,  Vertragsform  276, 
„  VGH.  235,  236, 

2,sfl. 

Blätter  f.  R.Anwend., 
Bd.  hh  279. 

Bd.  4J  :  3L  53i 

Bd.  Mj  271j  274,  289, 

Bd.  4iL:  2S!», 

Bd  41j.  '-'.Ni). 
Bluntschli  12. 
Boclnim  n2l. 
Bockcuem  (AG.)  l&SL 
Bockenheim  123,  201,  454. 

5-23. 
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Böhlan  4AK 

Böhmen  äd^  Zöi^  360i  364, 

Böhmer  (J.  HJ 
Bösliche  Verlass.  329,  äfiä. 
Bornemann  143,  167,  4M. 
Boschers  Ztschr.  SSj  SfiS  bis 

Bote,  Gust.  A.  St-  220,  22L 

Brakel  (AG.)  867^  m 

Brandenburg  136^  laL 

Brater  JifiL 

Braun, 

Dispens.  193, 
Staatsanwalt  107. 
unehel.  Kinder  182, 
väterl.  Bestimmung  lRr>. 

Braunschweig  424  bis 
434.  486. 
Amtsgericht  428, 
Ausländer  42&— 427, 
Bestimmung  424,  475. 
Conaistor.  424—434, 
Dispens.  425,  431, 
Dissidenten  424. 
Ehescheidung  428, 
Geistliche  427^  429, 
gem.  E.  22,  23.  424—434, 
Haft  432—434, 
Heimatsschein  426, 
Juden  424, 
Klagen  427,  428, 
KrD.  424—434, 
Landesversammlung  425, 

426. 
LG.  428^  433, 
legit.  Kinder  424, 
lex  imperfecta  428, 
Niederlassung  425—427, 
OLG.  428j  433, 
Ordnungsstr.  432  —  434, 
Pol.  Strafges.  432—434, 
Rechtsweg  427,  429,  483, 
Schöffengericht  427,  433, 
Schulen  43O3  432—434, 
Schulvorstand  430,  432, 
Staat«(min.  432—434, 
Stadt mngistr.  424—434, 
Strafen  427,  4^10,  432, 
StrafverfUgung  433, 
Taufe  424, 
unehel. "KT  424, 
ungem.  Ehe  2fl,  424, 
Unteracheid. Alter  «1),  424, 
Verträge  425. 
Vormund  428,  429, 
Zwang  433^  4M- 

Braunschweig  (Stadt)  424, 
425.  49n. 

Braunüchw.  Nachr.  4ii^ 

B  ra  u tk  i  n  d  e  r, 
gem.  R.  58j  478. 


Brautkinder  (Forts.), 
Mecklenb.-Schwerin  419. 
Sachsen  (K.)  38L  41Ü- 

Bremen  2iL 

Bremen  (v.)  u.  Schneider  9^ 

Breslau, 

AppG.,  Adopt.  K.  lööj 
„  Conf-Schule  IST, 
„  Einigung  147,  151,  162, 
„  legit.  K.  166, 
„  Pflegekinder  166. 
„  unehel.  K.  164, 

LG.  IM 

PupillencoUegium  15t. 
Brilon  119. 
Brocken  (Pf.)  lliL 
Brohl  B59. 
Bruck  2m 
BrOger  fiS. 
Brühl  (Graf)  fiS. 
Buchka  u.  Budde  410. 
Budi.^ain  341,  448. 
Büfl'  2Ü4- 

Bürgerl.  Recht  379,  443- 
Bunzlau  (AG.)  126,  105. 
Burchardi, 

Findelkinder  66, 

mütterl.  R.  31, 

Rel.Wahl  30,  82, 

unehel.  K.  58,  59, 

väterl.  Gewalt  42^ 

Vertr?i£rp  70. 

Vormundschaft  51. 
Burgsteinfurt  138,  Ltfi. 

c. 

Capit.  pcrp.  Osnabr.  &L 

Carlowitz  (v.)  345,  4%^  lüS, 

Cassation  187. 

Cassel, 

AppG.  195-197,  203, 
I      Consist.  123,  454, 

Gymnasium  97, 
1     O.AppG.,  EHeBered.  81^ 
I      „  Erziehungsrecht  44, 
I      „  kurh.  V.  105^  198,  202, 
I      „  örtliches  Recht  452, 
j     „  Rechtsweg  198, 
I      „  Zuständigkeit  452, 
:     OLG.,  Beschw.  R.  124, 
„  kurhess.  V.  195,  200, 
I     Prov.Sch.C.  A2j^ 

Castel  (v.)  IL 

Casteller  Recht  211L 

Catellani  524. 

Celle, 
AppG.  ÜfL 

O.AppG.,  jüd.  Erz.  42, 
I      „  Müller  (\Vw.)  186,  187. 

„  Rechtsmittel  90, 
1     „  Rewer  185^  186,  191, 


Celle  (Forts.), 
OG.  112»  181, 
OLG.,  Beschw.  R.  125^ 

12)),  193. 

„  Rechtsmittel  117,  118, 

„  unehel.  Kinder  61,  183. 

„  Verfahren  l-^l- 
Centralwaisenrath  105. 
Centrumsfraktion  bl'i. 
Chemnitz  308.  348. 
„Christliche  Welt"  4M- 
Civilprocess  98j  817.  370^ 

371. 

Civilproc.O  ,  8.oben  S.  523- 
Coblenz  4.54. 

C  o  d  e  c  i  v  i  1  (vgl.  Bad.  LR.), 
Art  L41  S.  32, 
Art.  2üa  S.  47, 
Art.  2IB  S.  32, 
Art.  2fil  S.  32^ 
Art.  aü2  S.  32, 
Art.  371—373  S.  47, 
Art.  aaü         S.  48, 

Art.  891,  aaa  s.  520, 

Art.  442         S.  48, 
Art.  444  8.32,85.47, 
Art.  AMI         8.  54, 
Art.  1388        S.  66,  409^ 
Art.  1394        S.  575, 277, 
Art.  1896        S.  27.^.  211^ 

CodicUl  ML  ' 

Cöln, 

AG.  178,  177,  178, 
BOrgerspital  178, 
LG.  ilSi  177,  179, 

OLG.  71^ 

„  Gebiet  169—181,  ü2iL 
Colmar  Ml^  44  2. 
C()mmuniün,8.Conflrmation. 
Concordat  294,  296,  299- 
Concubinat  22^ 
Confessionsschule, 

Deel.  232, 

gemeines  Recht  43, 

Ges.,  Hann.  189,  190, 

„  Holst.  4,  9i5~(52"Ö}7 

„  Lippe  26,  438, 

„  Sachsen  (KTl4,  306, 

Wahl,  preuss.  alte  Prov. 
113.  138,  232, 

„  Württemberg  382. 
Conf.Wechsel,  s.  Gl.W. 
Confirmation, 

Bayern  11,  289—303, 

gemeines  Recht  87, 

Hamburg  62, 

Hannover  191, 

Württemberg  384—386. 
Consalvl  2äl. 
Consistorium, 

Bayern  269, 

Braunschw.  424 — 434, 
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Conaistor.  (Forts.)i 
Cassel  123^  201^  454^ 
Frankfurt  a.  M.  31,  280^ 
Hannover  120^  193^ 
Sachsen  (K.)  338,  341, 

342,  344,  350,  497, 
Sachsen- Weimar  423, 
WOrttemb.  62^  371^  385. 
Constantinopel  älljL 
Conversion,  s.  Gl.W.  | 
Corbach  (AG.)  4.^N-4a7  | 
CorpusEvaugelicorum, 
Aufsess  (v.)  80j  ST^ 
BrOger  (Regensb.)  85j 
Caatell  (v.)  77^  78j 
,JIntacheidung^  385, 
Erthal  (v.)  86^ 
Osnabrück      80j  81,  88^ 
Untersch.A.  88,  384,  385^ 
Zedtwitz  (v.y40,  h7. 
Gramer  (J.  Ulr.  de) 
Criminelle  Strafe  4 SB 
Culm  aKL 

CuJturkarapf  153,  502,  Rl7.  ; 

Cu Itus m i n i ster  ,  i 
preuös.  93—98,  m,  200,  i 
sächs.  (k.)  309^  310^  ! 

bis  367,  i 
wOrttemb.  373,  375,  353.  | 

Curator,  s.  Flieger.  I 


Dähnert  23. 
Dalcke  L52. 
Dalheim  JLLL 
Dalwigksthal  43^ 
Danz  tu. 

Darmstadt  18,  407. 

Declaration, 

Östl.  Prov.  135—163, 
Rechtsprechung  471,  484, 
Rückwirkung  459, 
westl.  Prov.  llß  ISÜ 

Dekan  217,  SIL 

Dclvaille  Ifi. 

Dcmrilombe  ä2  etc. 

Deruburg, 
Pandekten  88, 
Preuss.  Pr.R.  120, 
Vorm.R.  im. 

Desuetudo  *2'2n. 

Detmold  45,  46,  AiO. 

Deutrich  (Abg.')  34 fi. 

Deutsche«  Recht  41,  42. 

Deutschkatholiken, 
Frankfurt  a.  M.  225, 
Nassau  214, 

Sachsen  ~Öv.)  308,  300, 
311,  313. 
Deutsch-Krone  (AG.)  12fL 
Deutschordensrecht  2Ifi. 


Dienstanweisung  412.  I 
Dilberr 

Dillenburg  213- 
Dinkelsbühler  Recht  21£. 
Disciplinaratrafe  110. 
Discretlonäre   Gewalt  41, 

107—109,  a2Ä. 
Dispensation  485,  496, 

Baden  391,  ' 

BraunscEweig  425,  431, 

Hannover  193, 

Hessen  (Gr.74l2, 417,465, 

kirchliche  6Ti  '2L'8, 

Nassau  212,  213, 

Papst  ü7^ 

Sachsen  (.K  )  s.  d.  W., 
Sachsen-Weimar  I2i  ! 

Dissidenten,  < 
ALR.  I36j  j 
Baycrn~254— 266,  I 
Reuss  a.  L.  22,  29,  89,  ! 
Sachsen  (K.)  S9,  306,  312j 
Sach8.-Welmar  42L,  423, 
Schw.-Sond.  24,  2i),  SIL 

Districtsverwaltungsbe- 
hörde  21Ü. 

Döhlen  Mü. 

Döllinger  (G.)  äl  etc. 

Döllinger  (J.)  68,  4SÜ 

Domicil  426,  427j  AIlL 

Domkapitel  797214, 

Dorner  (Nürnberg)  232.  i 

Dortmund  138, 

Dove  fiü. 

Drache, 

Gesetzvorschlag  488, 
Verträge  513, 
Wittwe  (Schutz)  502, 
Zuständigk.  (Reich)  517. 

Dresden, 
AG.  358, 

Ausländer  326—330, 
Bez.Sch.I.,  Berichte  358, 
„  Besclieide  308,3 17, 329, 
Deuts chk&th.  3U9, 
Dispens.  347 — 367, 
Gymnas.  Comm.  322,  1 
Heimatsamt  32U,  i 
Justizamt  316,  \ 
Kreisdirektion  s.  d.  W., 
prot.  GeistUclikelt  498. 
Ratlistuchterschule  328, 
Schulamt  320,  328,  329, 

334,  35.S. 
Schulinspektion  308j  335, 

•  Stadtausschuss  307, 
Stadtrath  s  d.  W , 
Trin.  Gem.  3393 
Wettiner  Gymn.  1122-  ' 

Dreyer  517. 

Drohung  2filL 

Duisburg  lÜS. 


Dumont  (Abg.)  12. 
Dürr  41,  äl. 

E. 

Ebermannstadt  (BA.)  ^ 

Eccius  103^  120. 

Eckenheim  201.  454. 

Ecker  2A±. 

Eheberedung  2IÜ. 

Eheconsens  4,  5. 

Ehe  fr  au, 
Erziehung  30,  81, 
Staatsangehörigkeit  329, 
üble  Luge  öiKL  51_L 

EhehlDdemiss 

Ehe  pacten, 
Bayern  270,  286, 
gemeines  Recht  77 — 81, 
Waldeck  131L 

Ehescheidung, 
ALR.  98,  141,  145, 
Baden  301^  403, 
Bayern,  gem.  E.  258,  267, 
269, 

ungern.  Ehen  251, 
Braunschweig  428, 
Deel.  lAl. 

Elsass-Lothringen  32, 
gemeines  Recht  30,  71, 
Lippe  438, 

SachsenTK.)  AubI.  444^ 
„  Conf.  des  Vaters  318, 
„  Dispens.  354,  363, 

Vertrac:  313, 
Südamerika  310, 
Vertrag  LL 

Ehevertrag, 

Bayern  270,  275—287, 
Entw.  b.  G.  B.  479,  480, 
gemeines  Recht  34, 
Hessen  (Gr.)  407—409. 

Eichstädt  (Past.  Bl.)  3Ö2. 

Elnipung  d.  Eltern  148, 
Ausländer  448, 
Bayern  272, 
Braunschweig  428, 
Deel.  UL.  145,  174,  471, 
Lippe  438, 

Nassau  213,  '^b^  217, 

Sachsen-Gotha  11 

Württemberg  aiü. 
Einkindschaft  IM. 
Einmischung, 

Kirche  193,  487,  515, 

Staat  ÖOL  516, 

Vorm.  G.  iÜL 
Einwohner  255,  448. 
Elsenlohr  3^ 
Elsenstuck  (Abg.)  506. 
Elberfeld, 

AG.  105,  176j 
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Register. 


Elberfeld  (Forts.), 
ALK.  176, 

Ccntralwftiscnrath  lÜö. 

kath.  Erz.A.  105^  Ul^  172^ 

LG,  105^  123,  17(i, 

Ordnungsstrafen  III. 
Ellenberger  (Abg.)  äiä. 
ElsaHs  - Lot  bringen, 

Ehefrau  4X,  470. 

Eltern  32^  47,  47ö^ 

Entw.  b.  G  M  480, 

Erziehung  2^  35^ 

Familienrnth  54  —  56, 

SSchulpfllcht  325. 

„UebeLstände"  48^ 

Vater  35^  47,  476,  j 

Verträf?e  (56,  I 

Vormund  54^ 

\\'ittwe  47,  lifi. 
Elterliche  Gowalt  486j 

Entw.  b.  O.Ii.  41^ 

Familicnrecht  446. 

gem.  R.  33,  41,  70, 

Naturreclit  506. 

Sachsen-Weimar  421. 
Eltern, 

(lewalt  33,  41,  70, 

Ge\vi8aen»freih.295 — 303- 
Eltville  2üa- 
Elze  430j  AM. 
Engelbrecbt  il2. 
Engelhardt  (Morlaut.)  277. 
Engera  210. 

Entjlisrhe  Fräulein  247.  | 
Enkenbach  255,  277.  , 
Entringen  3K8.  i 
Entw.  b.  G.B.  479—519. 
Eppe  436. 
Eppenrod  200. 
Erfahrung  4M^  mL  , 
Erfurt, 

Gesetz  326,  i 
Regierung  148,  | 
Stadtgo  rieht  148,  , 
Vorm.G.  148i  LiL  [ 
Erkenntiii.ss  401.  ■ 
Ermessen,  ' 
KG.  107  —  109,  [ 
tSnclisen  (K.)  325. 
Erraland 

Erthal  (v.)  ßlL  i 
Erzbischof,  8.  Freiburg. 
Erziehung,  1 
Anfang  192^  \ 
Ausländer  441 — 446,  j 
BeendiKung  191.  522,  | 
Beschränk.  102j  äOLj  502, 
Conf.Sch.  189^  232, 
Entziehung,  gem.  R.  31^  ' 
32i  43j  Ö3j  202j  j 
„  preuaa.R.  1,  112  —  116,  i 
„  rhein.  R.  35^  47^  403^  j 


Erziehung  (Forts.), 

Entziehung  (Fort^.), 
sächs  R.  309j 

Freiheil  102, 

Ort  452j  453, 

RcligiuusUbung  245, 

Wohnsitz 
Erziehungsanstalt, 

Ausland  442.  445. 

Elberfeld  172, 

Ilildesheim  4^ 

Hilpoltstein  237,  247, 

Jena  309, 

Keilhau  310, 

Leipzig  343. 
Erziehungsgewalt  446. 
Edcliwege  (AG.)  197. 
Essen  (LG.)  12iL 
Evangelischer  Bund  513. 
Executivatrafe  1 1 0- 
Exercitium  religionli  Hl 

P. 

Faber  (A.)  etc. 
Falk 

Falkenatein  (Frh.)  3»6. 
Falkenstcin  (v.)  312,  335, 
342,  aü:L 

Familie  392,  liL 
Familienglück  3  i.'S. 
Familienkreis  137. 
Fam.-Rath  48^  54—56,  Iii 
Familien  recht  42,  43^  182^ 

443,  iÜL 
Familiensenat  514. 
Faulbach  iUL 
Feldkamm  165. 
Findelkinder. 

ALR.  16L 

Bayern  25rj  253^  470, 
Eniw.  b.  G.B.  482^ 
Frankfurt  a.  M.  231. 
gemeines  Recht  65^ 
Hannover  181, 
Hessen  (Gr.)  407, 
Sachsen- Weimar  422, 
Waldeck  434. 

Firnhaber  207  —  217. 

Fiscalischc  Geldstrafe  419. 

Fischer  (O.)  325,  ÜÜiL 

Fischer  (Selb)"^lfi. 

Fischler  (Abg.)  aSlL 

Förster  lüL  137^  IM. 

Form,  s.  Veitragsform. 

Francke  99j  ÜLL 

Franken  iUiL 

Franken.stein  (AG.)  IBI. 

Frankenthal  (UA  )  21&. 

Frankfurta.M.(224— 231, 
463—469), 
anerkannte  Kinder  230, 


F  r  au  k  f  u  r  t  a.  M.  (Forts.), 
Auwend.  d.  G.  485,  522, 
Bestimmungsrecht  225, 
Findlinge  231^ 
gem.  Ehen  225—230, 
LG.  37j  I23j  201.  454, 
OLG. ,  Beschwerderecht 
121,  125,  127,  12^ 
'     „  Beweis beschluss  132, 
I     „  Beweiswürd.  133.  382, 
„  Gesetz  (nasa.od.württ.) 
452,  453, 
I     „  nass.  Ges.  221,  222, 
„  würtU  Ges.  382,  383, 
Religiousünderung  9, 
unehel.  K.  224,  231^ 
224, 

ungern.  Ehen  29,  31,  34, 
Unterscheid.A.  lO^  89, 
Vertrüge  225—229,  4fi4. 
Frankfurt  a.  d.  O.  448 
Frankreich  32K. 
Franz  (.V.)  140^  LLL 
Preiberg  (AfT)  36:i 
F  r  ei  bürg  L  B., 
AG.  403—405, 
Erzbiächof  483,  5Ü9j  515, 
LG.  403—406, 
Ort  der  Heirat  ä2fi- 
Freie  ov.  luth.  Gem.  254. 
Freiheit  (persönl.)  öÜiL 
Freikirche  181. 
Froi religiöse  Gem., 
j     Bayern  254,  255,  305, 
]     Sachsen-Weimar  422. 

Freizügigkeit  492^  493. 
,  Freudenstadt  üiL 

Frey  wider  Frey  221L 
I  Friedensuxckutiona- 
d  e  p  u  t  a  t  i  o  n  (Nürnb.), 
!     Conlesäiou  des  Vaters  33, 
Gesetz  76i 

pacta  dotalia  34^  75, 
Pnicht  d.  Mutter  36^39, 
Unterscheid.A.  82 — 85, 
Waisenkinder  56,  76j 
Zuständigkeit  76. 

Frist,  8.  Nothfrist. 

Fürstbischof  UiL 

Fürth  257,  298,  403. 

Fulda, 

Hut-    und  öchleierrecht 

OG. 

6. 

Gaildorf  aiiL 
Garthoff  IM, 
Gaupp  (Chr.)  aSÄ. 
Gaupp  (L.)  88,  m 
Geburt  418,  419,  45L 
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Gefängnias,  ; 
Preuseen  HO,  114,  151, 
Sachsen  (K.)  308^  Ml^ 

GegcnerklHrnng  130. 

Gegenvormund  309,  404. 

Geigel  ^F.)  66j  a21L 

GcisteBkranklieit, 
Erzieb.R.  32j  381^  404. 
Glaubenswechsel  340, 
Vertrag  316^  362, 
Wille  170^  215^  WL 

Geistliche,  i 
Anzeigerecht  90j  435, 
Beschvv.  00. 124.  410,492,  i 
Eifer  ^14,  IIIS, 
Einllusa  5023  älü, 
,.fanatiache"  414,  515. 
Gewiasenslr.  67 — 69,  295, 
Kirchengesetze  07^  • 
Klagerei-.ht  73^  90. 
Strafe,  Braunschw.  427, 
„  Hannover  6^ 
„  Mccklenb.-Schw.  419, 
„  Nassau  209,  ; 
„  Sachsen  (Iv. )  lA^  ' 

Geistliche  Obere,  ' 
Ausländer  44), 
Bayern  235^  23^  510, 
Braunschweig  429, 
deutsches  "Reich  487.  492, 
gemeines  Recht  9 1 . 

Goldstrafe, 

cigentUclieS träfe  na,  427,  \ 

432,  iiÜL 
Ordnungsstrafe,  a.  d.  \V. 

Gemeindekirchenrath  121, 
128,  läL 

Gemeinderath  (wllrti.)  374, 
377,  mL 

Gemeines  Recht  27—92.  j 

Gemmingen  (Frhr.)  ÜSIL  I 

Geudaiin  245,  iüiL  '' 

Generalhofgericht  41L 

Gengier  41. 

Gerber  (v.), 

D.Priv.R.  33^  41^  485j 
Minister  310.  317,  322, 
340.  350—367. 

Gericht  (Aufgabe)  108^  211L 

Gerichtsamt  (k.  sächs.)  309, 
ai3.  AHL 

Gerichtsnotar  37S. 

Gericht^schreibcr  377. 

Ger.Verf.G.,  s.  oben  S.  Ü2a. 

Germania, 

2fi.  Nov.  1887,  S.  425j  I 
21.  Nov.  1887,  8.  109^  j 
LL  Aug.  1888,  S.  leOj  ' 
i  März  1889,  S.  139^ 
•L  Oct.  1889,  S.  98i 
ifl,  Oct  1889,  S.  98i  ' 
2i  März  1890,  S.  171^  i 


Germania  (Forts),  | 
2-  April  1S90,  S.  96^ 
HI  Aug.  1890,  S.  232^ 
2a.  Oct.  1890,  S.  022. 

Geachlechtscurator  313. 

Gesetz , 

Ausländer  441 — 446, 
auswärtiges  319—330, 

440— 450,  492, 
Befolgung  lÜ8j  2l9j  429^ 
Gebiet  d.  Rel.  483,  516, 
Rückwirkung  457 — 459, 

482,  494, 
vermittelndes  445,  450, 
zwingendes  444.  447,  450. 

Gesetzentwürfe, 
grossh.  hess.  4 1  :\  -  416,  j 
s.-weira.  423,  486.  1 

G  es e t z  e s  V e  rl  etz  u  ng,  ! 
Rechtsfolge  341, 
weitere  Bcschw.  131,  428.  '■ 

Ges.Rev.  (pr.)  139j  Uü.  , 

Gesetzliche  Regel  49(i.  ^ 

G  ew  is 8 en  8 f  r  e  i h.  486, 
Begriff  72,  392^  509j 
Eltern,  Baden  392, 
„  Bayern  295—297,  | 
„  gemeines  Recht  72, 
Geistliche  67—69.  265^ 
Kinder  88j  89^  388,  j 
protestantische  514. 
Staatshilfe  510, 
Vertrüge  506,  507.  , 

Gewissenspflicht  70^  140, 
509,  ^m. 

Gewissenszwang, 

Dauer  243^  | 
Eltern.  B.ayeru  265,  466,  i 
467,  485,  ; 
„  Nassau  20!>,  461^  496.  , 
„  Sach8.(lC)324.489,497,  ! 
Geistliche  68_i  508.  509.  , 
Glaubenssachen  72j  j 
Katholiken  507,  512,  513,  i 
Kinder  30^  46L  4857^  j 
überleb.  Ehegatte  510,  , 
Vater  509,  512^ 
Verträge  486^  5ül -510, 
Wittwe  486,487,5111,502,  ' 
„  ALR.  112^  lU^  1 
„  Baden  39L  i 

Bayern  263j  302,  303, 
,,  gem.  Recht  42— 46, 
„  Hannover  1 85. 
„  Kurhessen  200. 
„  Orb  2Ü4. 

Wittwer  227,  263 ,  21UL  ' 
Gewohnheitsrecht,  j 
desuetudo  220. 
Regierungsverl'ilgung  28^ 
Uebung  d.  BehiWden  386, 
Untersch.  A.  89.  MiL 


Gierke  488. 
Gilching  3iL 

Glatz  (LG.)  lOOj  159^  IM. 

Olauben.sfreiheit,     s.  Ge- 
wissensfreiheit. 

Glaubens  Wechsel, 
Dissident  306, 
Ehefrau  308,  309, 
Eltern,  Biilen  2111* 
„  Bayern  289^  467^ 
„  Deel.  142, 
y,  letzte  Krankh.  2j 
,,  Sachsen  (K.)  3ü8j  336. 
„  Sachsen -Weimar  468, 
Erziehungsrecht  32^  36j 
freirel.  Gem.  254—256. 
305, 

Judenthum  257, 
Kinder  490, 
„  legit.  üilL  470j 
„  Sachsen  (K.)  335—344. 
Mutter  uneh.  K.  164 — 166. 
340. 

nach  Ehescheidung  310. 
Vater,  gem.  Recht  32, 
y,  Kurhe^jsen  196, 
„  Nassau  210j  212^ 
„  Württ.  379, 
Waisenkind  401, 
Wittwe,  ALR.  136^ 
„  Baden  399—403, 
^  gemeines  Recht  43,  5^ 

Gleichstellungiai.  437,  483, 
513. 

Glogau  liüL 

Glück  33,  liL 

Göllheim  ÜiLL 

Gönner  47^  48,  495. 

Görlitz  4ASL 

GöUschy  äü. 

Göttingen  (OG.)  99,  IM. 

Gohiüs  aiia. 

Goldbeck  (v.)  169^  ihH 
GoUong  iÜL 
Gossler  (v.)  9fi.  Üfi- 
Gotha,  s.  S.-Gotha. 
Gottesdienst, 

Bayern  245,  240, 

Declar. 

Nassau  1 10. 
Grausamkeit  211. 
Grebenstein  197. 
Gregor  XVL  fiS. 
Grevenhausen  301. 
Griechische  Kirche  254. 
Grieser  (Nürnb.)  2ß2. 
Gross  (Bayern)  266^  2lia. 
Grosseltern  239,  364. 
GrosskanzltT  (pi-euss.)  1 68. 
Grundmutui  1  75. 
Günzenhausen  302,  455. 
Gvmnasialcominission  ä22 
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Haose  (Abg.)  508^  hlA. 
Habana  ^^11- 
Uftdamar  201. 
Hänel  ai^ 
Härte, 

Baden  2972 

Bayern  466,  467, 

Braunschweig  425, 

Grosab.  Hessen  417. 

lex  ferenda  601. 

Nassau  46I2  485, 

Preuasen  1 16, 

Sachsen  (K.)465,485, 401, 

Sachsen-Weimar 
Harter  242^  2m 
Hafenbrädl  (v.)  21L 
Haft  lli>i  432—434. 
Hagen  (LG.)  122,  III. 
Hall  (LG.)  36Ü^  'iVL^  314. 
Halle. 

Amtsgericht  109, 

Baring  (Ww.  >  108,  109, 

Jnriatenfacultät  86. 

Landgericht  109. 
Hamburg, 

Ehe,  Christ  u.  Jude  29, 

OLG.  53i 

Recht  der  Mutter  51, 
Vorm.Beh. 

Hammerstein  (v.)  517,  524, 

Hanau  (LG.), 
bayer.  G.  264^ 
örtl.  R.  454i 
Verfahren  118^  IM. 

Hannover, 

anerk.  K.  182^  477^ 
Bestimmung  430^  431,474, 
Confirmation  6j 
Consistor.  125i  193, 
Dispensation  193, 
Entw.  b.  G.B.  480, 
Erziehung  189^ 
FiiulUng«  181, 
froheres  Ges.  457, 
gem.  Ehen  181  —  194, 
Hauptunterricht  184, 
Just.Minist.  191^  193, 
Kirchenbehörden  192. 
Icgit.  K.  182j  477^ 
Schulbehörden  193^ 
unehel.  K.  182,  -mi,  463, 
ungern.  E.  20,  4-2.  181.480, 
Untersch.Alter  89,  l'.H, 
Uutersch. Lehren  184, 
Wahl  der  Schule  189» 
Wittwe  42—44,  IM  bis 
187.  180,  480.  ASlL 

Hansestädte  470,  480. 

Harms  181, 

Hartz  (Abg.)  iM. 


(Domdek.) 


502, 


Hassfurt  (BA.)  2AL 
Hauber  373,  äfiü. 
Hauck  (vT"2äfi. 
Haupiner  (Abg.)  äü 
Heddersheim  21A. 
Heersum  QiL 
Heidelberg  398^  Sfifl. 
Heimatsamt  32fl. 
Heimatsrecht 
Ileimatascheln  426, 
Heimbach 
Heinrich 

Helmstedt  23^  421L 
Herausgabe  eines  Kind.  32, 

35^  4öj  flfi. 
Herborn  21&. 
Herford  (AG.)  I23j  IßÄ. 
Hergenhahn  214. 
Hermannburg  112,  181. 
Hermeus  Öfi. 

Herzogthum  Westfalen  179. 
Hesse  (v.)  411,  412. 
Hessen  (Grossh.)  401  bis 
417.  463—469, 
ältere  Ges.  457, 
Amtsgericht  416.  417. 
Antragsrecht  411, 
Confession  d.  Vaters  408, 
Dispensat.  412^  4K5^  ^IT^ 
Ehevertrag  18,  407—409, 
Familienrath  4  17. 
Fiiullinge  407. 
Geistliche  410,  44L,  498, 
gem.  Ehen  407-417, 
Ges.Entw.  413—416, 
Gewisscnspfl.  408,  409, 


Sclml.V.btr. 


410^ 


417, 
407, 


Streitigkeiten  411, 
unehel.  Kinder  .^0 
ungern.  E.  407. 
Verfahren  411. 

Verfa<«siiTig  409.  410, 
Vormund  4 1  1, 


Hessen  (Landgrafsch.) 

27j  480. 
Heuiser  195,  197,  198, 
Ileydcmann  137. 
Hiersemenzel  152. 
Hilders,  s.  Orb. 


Hildesbeim, 
AG..  Erziehung  99, 
„  Schule  I90i 
„  unehel.  K.  60,  61^  455. 
„  Zwangam.  112 — 114. 
Andreas-Realgymn.  113, 
Bürgerschule  112, 
Centraischule  1 13, 
gem.  Ehen  99,  181,  190. 
Glaubenswechsel  43, 
Irrenhaus  1 14, 
LG.,  Beschw.  R.  120, 

Clv.  Pr.  O.  119, 
„  conf.  Schule  lüL  lilü. 
„  Entziehung  der  Erzieh. 

114—116, 
„  Entziehung  der  Vorm. 

112,  113.  116, 
„  Kosten  117, 
„  meckleub.  R.  419, 
„  Pflicht  d.  W'w.  43, 
„  unehel.  K.  60,  öl^  182, 
_  Wegnahme  d.  K.  116, 


Kreisamt  417, 
Landgericht  416.  417, 
Landstände  407—416, 
Ministerium  410,  417, 
OLG.  416,  417, 
PolizeiEehörden  410,  411, 
Religionawechsel  409, 
417, 

Rheinhessen  30,  409,  417, 

ScIiöfTensericht  417, 


408,  413, 


Vorm.  G.  411,  416,  417, 
Zwangsmittel  412,  417. 


3. 


GG.,  Beschw.  R,  192 
„  Geldstr.  189. 
„  Herausg.  e.  K.  99, 
unehel.  K.  60,  182, 


418.  456, 


112, 


183, 

113, 


247. 


ungern.  E.  42, 
Wiechers  flS. 

Hilpoltstein  237, 

Hlmmelkron  236. 

H I  n  r  i  c  h  8 , 

Anlass  zur  Deel.  141. 
Aufgabe  d.  Vorm.  G.  108, 
Befugn.  d  Behörden~98, 
Beschw.  R.  130, 
Conf.  uneheinC  I661 
Culturkampf  153,  502, 
Streit  der  Eltern  142. 

Hinschlus  1  yj. 

Höchstadt  a.  IL  (BA.)  SÜL 

Hörger  254,  2112. 

Hör  mann  (v.), 
gemeines  Recht  67, 
Rel.  Ed.  270, 
Vertragsform  271,  213. 

Hof  (AG.)  4Ü1L 

Hofmann  (Rasch)  2ML 

Hoheitsrecht  LÖS. 

Hohculohcr  R.  27Ü,  2üfl. 

Hohenzollern, 
Entw.  b.  G.B.  480, 
gemeines  Recht  27, 
Streitigkeiten  53, 
Verfahren  02. 

Hollfeld  50,  afi. 

Holstein,  v 
Bestimmung  47,  475, 
Confcssionsschnle  4,  520, 
Entw.  b.  G.B.  482, 
gem.  Ehen  28,  47,  475, 


Namen-  uud  Sachregiater. 
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Holstein  (Forts.), 
Scbulbehörden  460, 
Wittwe  47^  475. 

Holtzendorff  (v.)  fi]L 

Holzminden  425—434. 

Homburg  L  d.  Pfalz  2M. 

Homburg  v.  d.  IL, 
gemeine«*  Recht  27j 
Verfahren  92^ 
Wittwe  37j  38^  AIR. 

Horn  fGraf)  aa, 

HUbler, 

Eheschi.  u.  gem.  Ehe  69^ 
religiöse  Erzieh.  33j  lafl. 

Humanität  2LL 

Hundsdorfer  Mühle  21h. 

Hut-  u.  Schleierrecht  'ilfi. 


Illenau  iQA. 
Ingolstadt  2M. 
Inländer  443. 
Inst&dt 

Interd.  de  lib.  duc.  aM. 
Interd.  de  lib.  exh.  äfi& 
Interesse, 

evangel.  Kirche  514, 

Feat^tellungsklage  371, 

Menschheit  505, 

Wohl  der  Kinder,  s.  d-  W. 
Irrenhaus, 

Altscherbitz  454, 

Hildesheim  114, 

Illenau  40  t, 
Irrthum  268. 

Isenburg-Birstein, 
Eheberedung  81, 
hess.  L  Kammer  507, 
kurhess.  V.  195^  202^ 
roütterl.  Erz.  R.  48^ 
örtl.  R.  462. 
Zuständigkeit  4fi2. 

Italien  SiüfL 

J. 

Jacobson  2£L 
Jadegebiet  5,  02. 
Jagstkreis  374. 
Jena  (Jur.  Fac.) 
Johann  (v.  Sachsen), 

Conf.  Wechsel  314, 

Dispens.  346, 

Gewissen  496, 

Wille  d.  Eltern  älS. 
Johow  197. 
Jost  HIl 
Juden, 

Bayern  2ö7.  261. 

Elsass  ööj, 

Frankf.  a.  M.  225j 


Juden  (Forts.), 
gem.  Recht  30,  31,  53^ 
Hamb  arg  29, 
Hannover  42^  90, 

Prcussen  I3r», 


Ritualges.  251, 

Sachsen  (K.)  312j  3X8^ 

S.-Weimar  42K  423, 
Juristen  facultät, 

Halle  86j 

Jena  4.'), 

Würzlnüg  öfi. 
Juristentag  3{L 
Juristische  Runflschau  100. 
Jurist.  Wochenschrift  523. 
Jur,Ztschr.f.El9,-Loth.M2. 
Jurist.  Zeitung  IM. 
Jus  reformandi  30,  40j  lA. 
Jus  variandi  338. 
Jurttizamt  316,  Ml^ 
Ju8tizkanzlel  186,  41Ä. 
Jnstizminister, 

badischer  395, 

hannov.  190,  193, 

hessischer  (gr.)  416,  417, 

preuss. ,  Bescheide  144, 
148,  150.  151,  459, 

„  Deel.  141, 

„  Toleranz  140, 

„  Zuständigkeit  126, 

säohs.  (kgl.)  ai2. 

K. 

Kamroergericht, 
ALR.  176—179, 
Antragsrecht  106,  107, 
Beschw.R.  1297130^ 
Einigung  154,  175,  484, 


Erziehung  172, 
„  Entziehung   115 — 117, 
Erziehungsanstalt  172, 
Feststellung,  Thats.  132, 
gemeines  Recht  37, 
Gemeindekirchenrathl28, 
Kritik  (Anfechtung)  115^ 
mQndl.  Verhdlg.  130, 
öffentl.  Behörden  127, 
Ordnungsstrafen  ilü^  Iii, 
§  02  u.  Deel.  156—163, 
Pfleger  ^8, 
Presbyterium  129, 
Rechtsanwalt  121, 
Rechtsprechung  244, 
Schule  (Wahl)  na, 
unehel.  K.  163,  165, 
Verfahren  130, 
„  Fehler  100,  101_j  m 

bis  135, 
Versehen  173, 
Vormund  (Stellung)  im 

bis  m 


KG.  (Forts.), 

Vormundschaft,  Entzieh. 

llh  (Note  3), 
Wohl  d.  K.,  Antr.  106, 
„  Beschw.  124,  125,  521^ 
„  Entsch.  107—109, 
Zuständigkeit  i2fL 

Kammern,  s.  Landtagsverh. 

Kamptz  (v.), 

Jahrb.  67j  68,  459, 
mecklenFT  CR.  418,  421L 

Karbitz  31ifL 

Karlsberg  241^  2aS. 

Karlahuld  4A. 

Karlsruhe  363,  397—402. 

Kattowitz  90,  121^  UlL 

Kaimieuerner  R.  21fi, 

Kaubdorf  1^  ID. 

Keilhau  ailL 

Kemptener  R.  276^  2&iL 

Kern  383—389. 

Kind, 

Aufenthalt  442,  445,  446. 

456, 
„Domicil"  453, 
Geburt  452,  454—466, 
Staatsangch.  452,  454, 
Wohnsitz  AU^  452—454. 

Kirche  (Anspruch), 
Baden  397,  399, 
Bayern  235,  4fS7, 
Braunschweig  429, 
Frankf.  a.  M.  227, 
izemeines  Recht  73,  90, 
Hannover  1J)2^  iM. 
lex  ferenda  .")()T,  Jü9, 
Preussen 

Sachsen  (KT  347, 
Württemberg  370. 
Kircheisen  (v.)  148. 
Kirchen  (anerkannte)  2Ü2- 
Kirchenbehörde, 
Geistliche,  s.  d.  W., 
Staatskirchenbeh.s.  d.W\, 
Kirchengesetze, 
Bayern  238, 
Befolgung  67, 
katholische  294, 
Parochialgewalt 
Syn.  Ordn.  122, 
Untersch.A.  384 
Kirchenrath, 
Gemeinde-K.,  s. 


511, 

23(>, 

-386. 


d.  W., 
kath.  in  Württemb.  871, 
385, 

prot.  in  Weimar  III 
Kirchenrecht,  kurhess.  2Ü2- 
Klrcbensenat  2LL 
Kirchenstaatsrecht,  s.Staat3- 
kircbenrecbt- 


Kirchenvoretand 
127,  IM. 


121,  123, 
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Kircbheimbolaiideii  (BA.) 

248,  249,  2111. 
Kirchl.  Gms.  u.V.  B1.  üüetc. 
Kirn  mL  | 
Kirsner  (Abg.)  lÜllL  , 
Kissingen  (BA.)  274.  | 
Klage,  s.  Civilprocesä. 
Klagerecbt, 

dritte  Personen  7^ 

Ehegatten  70^  511. 

Erben  73^  510, 

geistl.  Obere  73^  429,  iUO, 

Mutter  31j  1 

Schulbehörden  LL 

Verwandte  lÄ.. 
Klein  (Ww.) 
Klein-Hcere  LiL 
Kncil  242,  'Iii!  \ 
Knothi^Enkenbacli)255,  2IjL 
Koburg.  8.  Sachsen-K. 
Koch  lü2j  lülL 
Köhler  (Mörsch)  204^  iiH- 
Kölner  Wirren  iih± 
Kölnische  Volkez tg. , 

üLNuv.  1887,  S.  151», 

an.Dee..  1887,  S.  lO.''.  Hl, 

17.  Apr.  1888,  Ö.  109^  168, 
15»,  180, 
2Ü.  Jan.  1889,  S.  (51^ 
2.Märzl889,S.  m 
Mai  1889,  S  4^ 
U,  Mai  1890,  S.  454. 
ULzllLSpt.  1890,  S.  442, 
28.0ct  1890,  S.  I 
Königsberg  (Heg.)  ÜIL 
Köstritz  222.  a2iL 
Konstanz  ii22. 
K  o  8  te  n, 

Bayern  241.  279, 283^  292^ 
Prcuss.,  Bc-iclnv.  121,122,  , 
,,  Vorm.  115,  1 17.  , 
Krämer  (Münclien)  iSiL 
Kraussold  271,  272^  JLLL 
Kreikcnbohml  Li  — 117,132, 

187. 
Krei.samt  4 1 7. 
Kreisdirectioiien, 
Budissin  448, 
l)re.3aen  1845.  S.  341, 
„  1846,8.347, 
„      1847,8. 347, 
„  1854,8.344,347, 
„  1856,8.325, 
„      18G9,S  335, 
„      1871,8.  ÜÜix 
Holzminden  432 — 434. 
Leipzig  1857,  S.  307,  353,  '■ 
357,  I 
„  1858,  8.  32(5.  :U9,  j 
„  1859,  8.  34-2!        350,  , 
„  1802,  8.  32t),  342,  \ 


Kreisdlrect.  (Forta.), 
Leipzig, 

„  18li3,       348, 356, 
„  1865,  S.  326,  355, 
„  1866,  8.  343,  350, 
„  1867,  8.  326-228,  357^ 
„  1868,  8.  311,343, 
„  1869,  8.  327,328,  355, 
„  1870.  8.  311,  328,  334, 
352,  354,  367, 
„  1871,  8.  a  i:i.  ä54, 
„  1872,  8.  341). 
„  1873,  8.  3i:n.  ■'>^2, 
„  1874,  8.  32.<.  ;U4,  349, 

3.").j,  ij.K), 

„  187.').  8.  349, 
,.  1886,  8  MF, 
Zwickau  Üüö. 
Krcisschulinspector  96^ 
Kreuzgemeinde  lAL 
Kronanwalt  107,  187^  IM» 
Krüger  (Pastor)  ÜIL 
Küs-swieder  (Abg.)  äfllL 
Kurhessen  194 — 207, 
Bestimm.,  Form  1!)7,  201, 
„  Widerruf  196, 199,205, 
EhebereduDg  43, 
eheliche  Kinder  194, 
Entw.  b.  G.B.  iSU^ 
gemeines  Recht  43, 
Glaubenswechsel  196, 
kirchl.  Erz.  194j  197^ 
Landrath  1 98, 
Ortsvorstand  201,  205, 
Staatsanwalt  198, 
Unters ch.  A.  89^  194^ 
Vater  196.  205^  473, 
Verfassung  194,  195, 
Verträge  7^  205, 
Wittwe  20lj  205j  2üfi. 

L. 

Labaud  2ää. 
Lämmer  (Pfarrer)  21L 
Lämmer  (Prof.)  {IL 
Lambruschini  ^ 
Lamey  39(3j  MIL 
Landarme  320. 
Landau  2iüL 
Landesconsistorium 
Landesdirector  222^ 
„Landcsgesetze"^  479. 
Landeskirche  ISi. 
Landgerichte, 

Aachen  170, 

Altdorf  2ML 

Arnsberg  180. 

Beuthen  157. 

Bielefeld  123, 

Bochum  521, 

Breslau  118^  154, 


j  Landgerichte  (Forts.), 
Cöln  123,  173j  177—179. 
Detmold  440, 
Dortmund  138,  232. 
Duisburg  103. 
Elberfeld  105^  I23_i  176, 
Essen  123, 

Frankfurta.M.37, 123,201, 

i     Freiburg  L  B.  403—406, 
Glatz  100,  16f, 

,     Gotha  434i 

]     Ilagen  122,  127, 

;     Hai!  -um.  371,  374, 

I     Halle  109, 

I     Hanau  s.  d.  W., 

I     liildesheim  s.  d.  W., 

i     Liegnitz  165, 

Limburg  s.  d.  W., 
Lüneburg  125,  193^ 
Mannh.  .398j  399, 400, 402^ 
Marburg  I23j  lUö,  -lOO^ 
Münster  138^ 
Nürnberg  145^  140, 
Oels  157, 
Oldenburg  50, 
Paderborn  520,  522, 

i     Posen  139, 

Scbneidemühl  125, 
Schwerin  419,  420, 
Tübingen  38S,  38!)^ 
Wiesbaden  221,  221. 
Landrath  198,  aHL 

I  Landtagsverhand- 
1  u  n  g  e  n, 

!     Baden,  72,  74,  391—396, 

I         498,  MO, 

,      Bavernl845— 1846,S.242, 

I         '  295,  297, 

i     „  1868,  8.  255j 

'     „  1881,  8  67^  271^  274, 
Braunschweig  425,  426, 
Hessen  (Gr.)  71,  72,  74^ 

I        407—416,499. 507,5TÜ, 

I     Nassau  215, 

Oldenburg  71^  iliia,  50Q, 

603,  504, 
Preussen  12(L  129^  171. 
Sachsen  (K.)  140,  Sil  bis 
319,    332,  344—346, 
4957  ftaL 
Lang, 

Bestimm.R.,  Vater  330, 
„  Wittwe  41,  61^ 
Vertrag  diilL 
Laugendernbach  213. 
Langen-Schwalbnch  216, 
Langguth  297. 

I  Lappenberg  2iL 

'  Lauenburg  27^  53,  92j  AML 

■  Lauer  (AbgO  ÜSfi. 

i  Laurent 

I  Lauterecken  274. 


Namen-  und  Sacliregister. 
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LaHtcrsheim  2äiL 
Legcs  copentes  449. 
Lepitimirte  Kinder, 
ALR.  143^ 
Hävern  259^ 

M. 


Frankfurt  a. 
gemeines  Recht 
Hannover  182, 


231, 
58, 


Nassau  210—212, 
Sachsen  (K.)  331^  352, 
8ttch8cii-Weimar  2l_i  122, 
Waldeck 

Lehmann  (Frhr.)  407.  Hü, 
412, 

Lehmkuhl  Ql. 

fjeljrer  144 

Leinz  aa. 

Leipzig, 

AG.  313,  359,  366, 
AppG.  310, 
Armenschule  355, 
AuslUndcr  32(5—330, 
Hnmbt  rger  LR.  323,  324. 
Bürgerschule  326, 
Consist.  497, 
Deutsclikath,  310, 
Diapens.  348—366, 
Fihe,  Christ  u.  Jude  313, 
GA.  imBG.3nO,  313,  315, 
KreisdiiTction.  s.  d.  W., 
Mod.Gcsammt-Gym.  307, 
Rathslandgericht  353, 
Schulinspcctor  327, 
Stadtrath  s.  d.  W., 
•  Teichmanns  Inst.  343. 
Verträge  312, 
Vorm.G.  aüfl. 

Lennep  123,  LÜL 

Leo  xn.  fia. 

Lerchcnfeld  (v.)  300. 

Letzte  Krankheit, 
Bestimmung  178^  382, 
Rel.Aenderung  2^  6,  147. 

Leutershausen  399  -  402. 

Lex  Imperfecta, 
Bayern  251, 
Braunschweig  428, 
Grossh.  Hessen  414, 
Kurhessen  199. 

Lex  specialis  422,  624. 

Liebenburg  (AÜT  110,  Ul 
bis  117,  l&l. 

Liegnit«  165,  448. 

Limburg  ( LG  ), 


Beweis 
Declar. 


119,  120, 


153. 

nass. G.  UO^  132, 221-224, 

Staatsangeh.  452 — 454, 

Wohnsitz  452, 

Zuchtmittel 
Lindau  62,  63,  239,  3Ü3. 
Linde  (v.)  67,  487,  5ÜI. 


Lindelof  (v. )  iÜL 

Lindern  (v.)  504. 

Lippe  437—440, 463—  469, 
Conf.  Schule  4H8, 
Geistliche  437^ 
gem.  E.  25,  45^  437—440, 
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Brautkinder  13,  331, 
Civil proccsB  317, 
Conf.-Schule  1.5, 306,  307, 
Consistor.  339,  341^  342, 
Cultusmln.317,  341,  342, 
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»achsen  (K.)  (Forts.), 
Deutschkath.  16^  308, 

Di3pen3.,erlt?digt330,358, 


„  gewährt  348—356,  aSfi 

bis  363j  431j 
„  Nothbehelf  466,  491^ 
^  unzuläsa.  344-348,  466, 
„  versagt  336^  357—358, 

363—365,  431, 
Dissidenten,  Ausl.  306. 
„  Eltern  306^  337^  338, 
„  Gesetz  IST  10,  306 


^39, 


y,  Kinder,  WaHr338,  

„  Untersch.A.  337^339 
„  Wittwe  338,^  ' 
Ehescheid.,  Dispens.  354, 
„  Gesetz  13j  363, 
„  schuldiger  Vater  318, 
„  Vertrag  3 1 3, 
Entw.  b.  G.B.  480, 
Geisteskrankheit,  s.  d.W., 
gelehrte  Schulen  306,307, 
gem.  B.,  Ausland  319-330, 
„  Begriff  31L,  312, 
„  Conl'- Wechsel  336,342, 
„  Gesetz  317—319, 
„  Vertrag  312—317, 
Gerichtsamt  309, 
Gesetzgebung  491, 
gesetzwidr.  Relig.-TInterr. 

341—344,  353, 
Gewissenszwang  497, 
GlauhensW.  335—344, 
Justizminist.  339,  351, 
Kreisdir.  327,  341,  343, 
Landarme  320, 
Laiidesconaistorium  339, 
Landtagsverh.,  s.  d.  W., 
legitimirte  Kinder  331, 

340,  343,  352, 
NieHerlass.  12^  319—330, 
Obrigkeit  14,  317, 
Ordentl.R.  314,  324,  367, 
Ordnungsstrafe  350, 
Ortsscliule  14,  307,  340, 
Pilogevßter  TTl, 
Ratihabirung  353, 
Rathalandgericht  353, 
Recognition  316,  317, 
Recurs3l7,  341,  350,  351, 
Religionsunterricht  307, 
Scliulamt  320, 
Schulbehörden  460, 
Schul  ins pection  308, 
Schulpflicht,  8.  d.  W., 
Sondervormund  361, 
Specialvormund  335, 
Staatsangeh.  315,  321, 
Städteordnung  317, 
StAdtrath  317,  350, 
Statistik  312,  348, 


Sachsen  <K.)  (Forts.), 
Strafen  14, 
.     Strafverfügung  350,  351, 

Streitigkeiten  14^  3l7j 
I     Taufe  12,  333,  335, 
I     Trennung  v.  T.  u.  B.  361, 
j     uneheliche  Kinder  Ml  bis 
884^  338,  357,  364, 
ungern.  E.,  Adopt  334, 
„  Conf. -Wechsel  33g;^7, 
„  (iesetz  306— 311,  461, 
•  489, 

Unterscheid ungsalter  89, 
Verschwender  361, 
Versprechen  326,  327, 
Verträge  312—317,  MO. 

bis  352,  465, 
Volksschule  307,  340, 
Vorm.G.  308, 


weite  Entf.  307,  317,  343, 
Wittwe  357, 
Witt  wer  357, 
Zustandvorraund  361. 
Sachsen -Meiningen, 
Entw.  b.  O.B.  480, 
gemeines  Recht  28, 
gemischte  Ehen  23,  53, 
uneheliche  Kinder  23,  63, 
ungemischte  Ehen  2&. 

:  Sachsen  (preuss.  Prov.)  IM. 

'  Sachsen- Weim  ar  421 
bis  423,  463—470, 
Abendmahl  21, 
Coriai-storlnm  423, 
Dispensation  423,  485, 
Dissidenten  421,  423, 


elterliche  Gewalt  421, 
Findlinge  21, 
früheres  Gesetz  421, 
gem.  E.  421—423, 
Gesetz,  erst.  Wohns.  42.3, 
Gesetzentw.  422, 48iL  4^5 
Glaubenswechsel  422, 
Juden  421,  423. 
legitimirte  Kinder  21, 
Religionsunterricht  422, 
Rückwirkung d.  Ges.  457, 
Staatsmin.  21,  422,  423, 
Streitigkeiten  21,422,  423, 
Superintendentur  423, 
Taufe  20, 

unehel.Tvinder  21^  422, 
ungem.E.  29,51,343, 421, 
UnterscheiHüngsalter  89, 
Vertrag  421—423, 
Volksschule  422, 
Vorm.G.  422- 
Sacramente  2M^ 
Salz  Wedel  3.öl. 

;  Sanchez  (Th.)  512. 

I  Sannemann  SL 

I  Sartorius  2523  ^üi. 


Schmidt.  Coafo83lon  der  KIndor. 


Sarwey  (v.)  518. 
Savigny  (v.)  70.  450. 
Scaduto  623,  52iL 
Schallerahof  278. 
Schandau  Ü21L 
Schaumburg-Lippe  29,  53, 
480. 

Schauroth  (v.)  afl  etc. 
Schehl  241,  265,  277,  302. 
Scheidungsprne.,  s.  Ehesch. 
Scheidungsvertrag  403. 
Scbesslitz  247. 
Scheu  rel  158. 
Sclieurl  (v.)  '21L  211. 
Schladen  lÄÜ. 
Schlechtweg  197.     ;  .  , 
Schleierrecht  276.       "  > 
Schlesien,  Deel.  136, 141, 

katholische  Schulen  95, 

W'ittwe  161, 

Wohnsitzwechsel  32^. 
Schlesische  Volksztg.  109, 

159.  im 

Schleswig, 

Bestimm.  R.  28,  475,  476, 

Eheconsens  5, 

Entwurf  b.  G.B.  4fi£L 
Schmidt  (Ant.)  51. 
Schmidt  (bad.  Abg.)  IS- 
Schmidt  (L.  E.  W.), 

Bestimmungsrecht  135, 

Deel.  (Rückwirkg.)  144, 
459, 

verlassene  Kinder  167, 

Wittwe  Uü. 
Schneidemtthl  (LG.)  12^ 
Schneider  u.  v.  Bremen  fiä. 
Schöffengericht   417,  427^ 

4.qa. 

Schönau  (Baden)  SM. 
Schönau  (Pfalz)  2IL 
Schönburg  (Fürst)  iM* 
Schöpf  2118. 
Schreyer  312  -318. 
Schröter  9Ä. 

Schuhmann  (Hollfeld)  50, 
58,  2M. 

Schulamt  320,  4M. 

S  c  h  u  1  b  e  h  ö  r  d  e, 
Anträge  433. 
Beschwerden  126, 
Conf.  Schule  382, 410, 460, 
Einmischung  192, 
Klagerecht  73, 
Minisforialerlass  218, 
Privatächule  95j  T9Ü", 
Rel.  Unt.  91,  93—98.  . 

Schuldeputation  94,  llfi. 

Schuldirector  218,  21£L 

Schule,  s.Confessionsschule. 

Schulerziehung  iifli. 

Schulinspection  219^  SÜS. 
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Schulinspector, 
Anträjce  106,  237, 
Beschwerde  r2g7TB5,23L 
ProtokoU  219, 
Schröter  flg, 

Sohulpflioht, 
Ausland  442, 
Beginn  240—242, 
Conf.Schnle  ITS^  431  bis 
434, 

R«g.Verginb.825,326,830, 

Sonntagsschule  250. 

Schulte  (Fr.), 
preuas.  Gflseise  171, 
Vertrage  505—508. 

Schultheissenamt  371,  824. 

Bchultze  (A.  S.)  öST 

Schultcenstein  Lü^ 

Schulvereäumniss, 
Braunschweig  482—434, 
Hessen  (Gr.)  410—412, 

416,  417, 
Nassau  213,  216, 
Preussen  94. 

Schulvorstand  430^  432,437. 

Schutz,  s.  Proteütanten. 

Scbutzpflicht  4ML 

Schwalbach  2ifi. 

Schwarzburg-Hudolst.  28, 
Ö82  4fiQ. 

ScTTwarzburg-Sonders- 
h  ausen, 
Dissidenten  24. 
Entwurf  b.  G.B.  480, 
gemeines  Recht  28,  29, 
gemischte  Ehen  53, 
Unterscheidnngsalter  SS. 

Schwarze  316^  a^L 

Schwarzenberg  a.  S.  4M^ 

Schwarzenb.  R.  276,  289. 

SchweinfurterRecht275,2TC. 

Schwerin  419^  A2Q. 

SchwUrl)itz  263. 

Seelengefahr  32. 

Seelsorger  (Ztschr.)  98,  ISL. 

Seidel  Ißil. 

Seifert  231. 

Seitz  22. 

Selb  2m 

Selckmann  (Abg.)  608,  504, 

Seminarscbule  lÖO. 

Separatisten, 
Hannover  181, 
Kurhessen  203, 
Westfal.  Friede  30j 
Württemb.  384,  SM,  SSL 

Seufferts  Archiv, 
Bd.        S.  42, 
Bd  aL:  S.  30,  31,  fil. 

Scydewitz  (v.)  iÜ2  etc. 

Seyfried  (S.  J.)  aüx 

Sicherer  (v  )  204. 


SidoD  247,  SiOa. 
Silberberg  UßLL 
Sillium  im 
Simons  144. 
Simultaneum  4Ü. 
Simultanscbuie  9fl. 
Sintenia  Qi. 

Sociale  Frage  412,  4fl4. 
Sociale  Gefahr  iüL 
Solms-Laubacb  (GraO  &Qfi. 
Solnhofcn  302. 
Sondershausen  31_j  SIL 
Sonnenberg  212. 
Sonntagsschule  242,  250. 
Souveränitätslande  208. 
Spangenberg  501. 
Specialvorschrift  422,  024. 
Speier  381^  332, 
Speiser 
Spohn  afliL 

Staatsangehörige, 

alten burgiacbe  327, 
anhaltische  322. 
badische  330. 
gross,  hessische  328, 
königl.   sächsische  äl^ 

320,  322—324, 
österreichische  325, 
preussische  329,  330, 
weimarische  326, 
wOrttembergische  442. 
Staatsangehörigkeit, 
allg.  Grunds.  441 — 446, 
Bayern  233, 

Braunschw.  426,  427, 429, 

Preussen  452,  453, 

Sachsen  (KJ  315^  821, 
329,  334. 
Staatsanwalt  IQL  IM. 
Staatsaufgabe  497, 505,  üöü. 
iStaatsbehÖrde,  s.  Baden  etc. 
Staatsgrundgesetz,  e.  Verf. 
S  taats  rath, 

Bayern  260, 

Preussen  144. 
Staatsreligiou        208,  489. 
Staatskirchenbehürde  ^22a 
Staats-KR.  449,  516-518. 
Staatskirchenthum  4&3. 
S taats chutz  514,  {üü. 
Staatszwang,  s.  Gew.Zw. 
Stabel  aa5. 
Stadtausschuss  3QL 
S  t  a  d  t  m  a  g  1  a  t  r  a  t, 

Ansbach  304, 

Augsburg  76, 82,  83,  2aL 

Bamberg  284, 

Bayern  443, 

Berlin  326, 

Braunachweig  424 — 434, 
Fürth  258j 

Holzminden  366,  429-434, 


Stadtmagistr.  (Forts.), 

Nördlingen  260i 
Nürnberg,  Paroch.R.  236, 
„  unehel.  Kinder  261, 
„  Viterl.  Erkl.  267, 
„  Vertragsform  282j  288, 
Waldeck  435. 
Stadtrath  317, 
Dresden  1859,  S.  810, 
^      1870,  S.  344^ 
.„      1879,  S.  328, 
„      1884,  S.  325, 
„      1887, 8.  323.444, 
1888,  S.  328,329, 
337, 

Leipzig  1882,  S.  360, 
„      1884,  S.  324. 
SUtistlk  312,  348. 
Stegeroann  188. 
Stein  (Ww.)  21L 
Steinhelm  520,  522. 
Stelzer  455. 
Stengel  (Beiträge)  Ififi. 
Stiefeltern, 

Baden  404, 

Bayern  236,  267, 

Hannover  186, 

Nassau  213, 

rhein.  Recht  404, 

Sachsen  (K.)  3ü^ 
Stiehls  Centralblatty 

1858,  S.  147,  166, 

1859,  S.  95j  137  ,  142, 

152,  164, 

1860,  S.  94,  144. 

1861,  S.  173, 

1862,  S.  94,  96, 
1867,  S.  94, 

1869,  S.  91j 

1870,  S.  93,  97,  200. 
Stillschw.  Vertr.  272—274, 

2M. 

Stimmen  a.  Maria-Laach  67, 

523,  a2iL 
Stirme«  SM. 
Stobbe  (Pr.  R.), 

Adoption  65^ 

ALR.  163, 

Ehevertrag  275, 

raütterl.  Erz.  40,  41, 

uneheliche  Kinder  Ifiä. 
Stölzel  65,  51fi. 
Stotzingen  (Frhr.)  aUfi. 
Strafen  (vgl.  Ordnungstr.), 

Braun  schweig  421,  430, 
432—434, 

Hannover  6, 

Mecklenb.-Schwerin  419, 
Nassau  209, 
Sachsen"^.)  U. 
Strafgesetzbuch  110,  114, 
143. 
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Strafsachen, 
Bayern  250, 
Braunschweig  427. 

Strafverfügung, 
Bayern  248,  249, 
Braunsehweig  438, 
Hessen  (Gr.)  417, 
Preussen  1 14,  1 15, 
Zwangsverf.,  s.  d.  W. 

Stralsund  27^  2Ä. 

Strassburg  Ü4,  5iL 

Strauss  (Soinhofen)  302. 

Strauss  (v.)  äl  etc. 

Strebel  2M. 

Streitigkeiten,  s.  Verfahren. 

Strube  42^  fil. 

Stuttgart, 
AG.  371,  372, 
anhält,  i^taatsangeh.  322, 
OLG.  FeststKlage  371, 
„  Unterscheid.A.  389, 
„  Vertragsform  374,  375. 
„  Vertragazelt  869, 
Pfarramt  (kath.)  376, 
Schultheissenamt  376, 
Verträge  37 ti, 
Waisen^erlcht  3lß,  381, 
38-2.  4  :'),■'.. 

Suarcz  139, 

Sudamerika  310. 

Süskind  51,:^S0.3.S2,385.508. 

Superintendent  33:},  dTA. 

Suspension  [3  Titel)  ihl. 

Sylbach  2Ü 

Synodalordnung  122L 

Synoden  2ai. 

T. 

Taufe, 

ALR.  140,  150, 
Bayern  241^  258,  261j  273, 
Braunsehweig  124: ,  476, 
EUaas  55^ 

gem.  Recht  31,  38,  67, 
Hamburg  52, 
Hannover  6^  90^ 

Holstein  4, 

Mecklenb.-Schwerin  419, 
Nassau  214, 

Saohspn"(K:)  383^  336, 
Unteräch.  Lehre  150. 

Tauscher  ^  239,  3Ü3. 

Tegernsee  295,  3üCL 

Teplitz  32öj  444. 

Tcrritorialprincip  ii23j 

Toatament  55^  82. 

Theilung  d.  Kind.  4Ü3,  4M. 

Themls  22. 

Thudichum  369j  AQ£L 

Tliüncn  (v.)  603. 

Thugut  222- 


Tittmann  2Qfi. 
Toleranz  14Qi 
Toleranzsachen  27,  28. 
Trauung  160,  213. 
Traut  221F^^ 
Tremonia  232. 
Triennung  v.Tisch  u.Bett36 1 . 
Trier  Iii. 
Trinit.Gem.  332. 
Tübingen  (LG.)  388i  afiü. 
Turban  890,  aSL 
IVeelbäke  iSL 

U. 

„Uebelstände"  480,  490. 
Uebereinkommen  28. 
Ueberredung  274. 
Uebertritt,  s.  Glaubens-W. 
UUmann  (Prälat)  aM. 
Umwandlung  110,  114. 
Uneheliche  Kinder, 

ALR.  IM  - 166, 4B5j  4683 

Baden  392, 

Bayern  61, 164,  239,  251, 

303—805, 
Entw.  b.  G.B.  481, 
Frankfurt  a.  Mr231, 
gemeines  Recht  58 — 64, 
Gesetz  (örtl.)  455—457, 
Hfttmover  182^  463, 
Herz.  Westfalen  180^ 
Knrhcssen  203,  207, 
Rheinprcusseii  ISO, 
Sachsen  (K.)  331—334, 
Sftcbsen-Koburg  23, 
Sach-seu-Meiningün  23, 
Staatsangehörigkeit  466, 
Vormundschaft  63,  6?7~ 
Waldeck  25,  434, 
Württemberg  aÜ^  3fiß- 

Unfehlbarkeit  2M. 

Unfried  (Ortenburg)  2flfi. 

Ungarn  332. 

Ungemischte  Ehen  461,  472,  ' 
480,  4m  I 
Unger  62.  j 
Union  (Preussen)  137.  | 
Unirte  Grit  che  n  254.  1 
Unterricht,  s.  Rel.Unterr.  i 
Unterscheidungs  alter, 
Baden  18,  89, 
Bayern  11,  242,  | 
Brnunschweig  424,  , 
deutsches  Reicl»  491,  [ 
Frankfurt  10,  89, 
gemeines  Recht  82—90, 
Hannover  6,  113,  191, 
Kurhessen  194,  201,  204, 
205, 

Lippe  (Detmold)  439, 
Nassau  208. 


Unter  sc  h.A.  (Forts.), 
Oldenburg  21,  89, 
Reuss  ä.  L.  25. 
Sachsen  (K.)  319,  338, 
Sachsen-Weimar  21^  89, 
Schw.-Sondersh.  24,  89, 
Waldeck  485. 
Württemberg  388—889. 

Unterscheidungslehren  160, 
184,  512. 

Untcrthalheim  383.  452. 

„UnvoUständigkeir  433. 

V. 

Vater, 
elterl.  Gewalt  33^  41, 
Vertrag,  s.  d.  W., 
Zuchthaus  14.^. 
Zwangsvollstr.,  e.  d.  W. 

Vaticanisclies  Concil  2M. 

Verbotsgesetz  145. 

Verfahren, 
Baden  897, 
Bayern  234—249, 
Braunschw.  428—434, 
Dispensation  4 CO, 
Hessen  (Gr.)  417, 
ordentl.  Gericht  4G0, 
Preus.=*en  92,  99 — 135, 
Heichsgesetz  492, 
Sachsen  (K  )  14,  317,  348, 
S  a  ch  sen- Weimar  4  22";423^, 
Verw. -Behörden  460, 
Vormundschaflsger.  460, 
Württemberg  310. 

Verfassung, 
bayerische  294,  296,  491, 
des  deutschen  Reichs  443, 
gr.  hess.  409,  410,  415, 
kurhessische  194,  19;), 
oldenburgische  29, 
preuHsische  167,  193. 

Verfass.Verletz.  274,  2fil. 

Verlng  .'S  10- 

Verlngs  Archiv, 
Bd.    I  S.  67,  510, 
Bd.  45  S.  266, 
Bd.  43  S. 


Bd. 
Bd. 

Bd. 
Bd. 
Bd. 
Bd. 
Bd. 


41 
4fi 


S. 
S. 


411  S. 

üü  S. 


266, 
295,  301, 
62,  246.  260, 
263, 
275, 
570, 


51 
M 


S. 
S. 
S. 


275, 
154; 

 ^  180, 

109,  128, 


118, 

156. 


149,  158 
176, 


132, 
159, 


Bd.  60  S.  160, 
Bd.  31  S.  5ÜL 
Verlassene  K..  s. 


Findelk. 
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Vernunft  21L 
Verordnuiig  ^JüL 
Verschollene  Ififi^ 
Versprechen  der  Ver- 
lobten, 
BraunschAveig  432, 
Dedaration  3^  69. 
BlMSS-Lothringen  66^ 
gem.  Recht  49,  67—69, 
Hessen  (Gr.)  414, 
Holstein  4^ 
Kurhessen  199^  205, 
Lippe  (Detmold)  26, 


Kassau  221, 


224, 

320,  Ml. 


Oldenburg  4' 
Sachsen  (K^ 
Vertrage  bei  Mischehen, 
deutsches  Reich  605-516, 
Kirche,  Anspruch  91^  227, 
rechtsgiltig  463, 
„  Bavern  23^7  2fiü  bis 

289,  443, 
„  BledeiikopT  465j 
„  Frankfurt  225—229, 
„  Hessen  (Gr.)  407— 409, 

465, 

.,  Lippe  68^  438j 

MeckI..Schwerin  420, 
„  OrbjHilders  u.Weyhers 
281 

„  SacEän(K.)312— 317, 
336,  349—852,  Ififi^ 
„  Sachsen- Weimar  ^21 

bU  465, 
„  Waldeck  435^ 
„  Württemberg  368,  877, 

458,  464, 
rechtsungiltig  463, 
„  Baden  390—392,  458, 
„  Braunschweig  425, 
„  Deel.  140,  ITlj  471^ 
„  Entw.  b.  G.B.  481, 
„  gem.  Recht  66—82, 
,,  Hannover  184, 
„  Kurlipssen  7,  205, 
„  Nassau  208, 

Oldenburg  21,  82, 
unabänderliche  288,  407, 

422,  älfL 
Zulässigkeit  67—60,  lÄSk 
Vertrags  form, 
Ansbacher  Recht  282, 
Augsburg  280, 
BambprgerLandreebt  284. 
Bayern  2TU-2S7,  443,  iW, 
Bayreuther  Reclit  278, 
Frankfurt  225, 
Fulda.  H.-u.S(>hl.-R.  276, 
Hessen  (Gr.)  407, 
Lippe  (Dnlmold)  438, 
locus  regit  actum  285, 451, 
Mainzer  Landrecht  281, 


Vertragsform  (Forts.), 
Meckl.-Schwerin  420, 
Orb  281, 
Pfalz  277, 

Sachsen  (K.l  314—817, 
S.- Weimar  421,  422,  435, 
Württemb.  373-377,  443. 

Vertragsfreiheit  Gi),  140, 379. 

Vertragsfrist, 

Bayern  287—289,  451, 
Braunschweig  424, 
Hessen  (Gr.)  407, 
Meckl.-Schwerin  420, 
Sac]iaen(K.)3l4,349,Ml, 
Sachsen-Weim.  421,  422, 
Waldeck  435, 
Württemberg  afifi* 

Verwahrloste,  s.  Zwangaerz. 

Verwaltungsbehörde. 
Bayern  234^  240, 
gemeines  Recht  91, 
Nassau  209,  218, 
Preussen  03. 

Verw  altungsgerichts- 
hof, 

Entsch.,  Sammlung  31, 
Geschäftsvertlieilung  244, 
Reclitaprecliung  244, 
Verfahren  244, 
Zustfindigk.  11,  283,  AAl. 

Verwandte, 

Antragsrecht  23Ö,  399, 
Gutachten  393,  400, 
Reclitsraittel    IM ,  236, 

404,  405, 
Vertrage  73,  aMx 

Verzicht, 
Eltern  71, 
Kirche  34L 

Ueberleb.  264,  379,  380, 
Vater  aiÄ- 
Vilmar  203- 

Vindication  e.  Kindes  3&fii 
Vogel  (Staatsr.)  2Mj  30Q, 
Volkmarsdorf  353. 
Volkmnrsen  198. 
VoUhard  &Üfi. 
Vollprecht  214- 
Volmar  IJL 
Vormund , 

Absetzung  IOC,  UX 

AntrBge  lOü,  235, 

Aufsicht  lOli 

Beschwerde  120,  235, 

Conf.,  Bestimmung  54,63, 
421,  502—505, 

.,  eigene  395.  306, 

Erziehg.  45,  49,  103,  421, 

Gutachten  IIG, 

Mutter  49,  lUO, 

Selbätilndigk.  54,  103  bis 
105, 


Vormund  (Forts.), 
Sorge  f.  d.  Person  102, 
Wunsch  d.  Mutter  IM. 

Vormundschaft, 

Berufung  99.  100^ 

Entziehung  Ul,  UJL 
Vormundschaft  sbeh.f 

gemeines  Recht  54, 

Hamburg  52, 

Hessen  (Gr.)  410.  417, 

Lüheck  46^ 

Oesterreich  358,  444, 

Oldenburg  49, 

Preuüsen  98i 

Sachsen  (K.)  309,  858, 

Württemberg  370,  ällL 
Vormundschaftsger., 

Anordnungen  103,  108, 

Aufsicht,  Hraunschw.429, 

„  Preussen      101 — 105, 
118, 

Ausländer  441, 
Befolgung  d.  G.  107-109, 
Beschwerderecht  128,237, 
dlscret.  Gewalt  41,  lül 

bis  109, 
Entsch^echt  98, 
Zwang  109—117. 
Vormund  sc  haftsordn.) 
Entw.  b.  G.B.  481, 
Hamburg  51, 
Lübeck 

Preussen  92—135, 
Reusa  ä.  L.  5_L 

W. 

W&chter 

Wagner  (bad.  Abg.)  3M. 
Wagner   (Schwürb.)  242, 

'233. 
Wahl, 

Glaubenswechsel,  8.d.W., 

Unterscheid.-Alt.,  s.  d.W. 
Waisen-G.  370,  373^  37G. 

AM. 

Waisenhaus, 

Augsburg  TBj  82, 
Ingolstadt  23ü, 
Landstuhl  241. 
Nördlingen  260,  455, 
Preussen  103,  151,  175. 
Waisenkind, 
Auslander  445, 
Baden  504, 
Bayern  454, 
Deel.  149,  160j 
Entw.  TTGUTÖOÖ, 
gem.  Recht  54—58,  62, 
Hessen  (Gr.)  504^  .tOS, 
Sachsen  (K.)  318,  320, 
Württemberg  ÜS^. 


Namen-  und  Sachregister. 
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W  aisenrath , 
Antrlge  108j  190, 
BcBchwerden  120,  j 
Gutacliten  100^  112^  LÜL  I 

AVaisenrichter,  8.  u.  Baden.  \ 

Wald  eck  (431-437,  461').  ' 
anerkannte  Kinder  435,  i 
Findlinge  25^  I 
Geistliche  435i 
gem.  Ehen  24^  436—437, 
legitimirte  Kinder  436. 
Schiillehrer  486,  j 
Schulvoratand  437,  i 
iinehel.  Kinder  25,  435,  ■ 
ungern.  Ehen  29,  434, 
TJnteraclieidungaalter  89j  : 
Verträge  436.  1 

Walter  (F.), 

Kirchenrecht   489,  511,  | 
613,  ; 
Naturrecht  501. 

Warschau  344.  | 

Wasserburg  öüfii 

Wasserschieben  Ii. 

Weber  (lie^s.  Min.-R.)  409^  ' 
410,  Aia. 

Weber  (k.sächs.  Abg.)  495, 
4fl«. 

Weber  (Wiesbach)  2fiiL 
Wcdde  2iL 

Wehner  (Abg.)  302,  496, 

49S.  ' 
Weilburg  121,  224,  4Ü4. 
Weimar  (Stadt)  171.  360, 
Weinheim  (AG.) 
Weishaar  SM. 
Weis«  66j  72,  SOTj  Jili 
Weissenburg  (BA.)  302. 
Weitere  Beschwerde, 
Baden  898, 

Brannachweig  428,  i 
Hessen  (Gr.)  416,  j 
Preuasen,  Berechtig.  12& 

bis  130j 
„  FörmlicEk.  126—128,  i 
„  Gesetzverletzung  131, 
„  Verfahren  130— ISST 
„  Zulässigkeit  131, 
„  Zuständigk.  126^  130, 

1.^1- 

Welk  (v.)  mL 
Werner,  s.  Süskind. 
Wernher  (Abg.)  614, 
WerthmüUer  304^  305. 
Westermaler  2a2-  j 
WestfäliacherFriede,  ! 
Auswanderung  386. 
Confeasion  d.  Vaters  36, 
Conl'essionswahl  30, 
Erziehung,  Mutter  36^40, 
r,  Vater  32^ 
Vertrage  14. 


Westf&l.  VolksblAtt,  ■ 
Sept.,  Oct.  1885  S.  61^ 
liLFebr.  1 890  8. 425, 430, 
in  — 17.  Mai  18Ü0  S.  434,  | 
6.  Juli  1890  S.  iMl     '  l 

Westfalen  189—181,  mL 

Westphal  (O.A.II.)  420. 

Westpreussen  136. 

Westpreuss.  Volksbktt  OS- 

Wettiner  Gymnasium  3^2^  ' 

Wetzlar  119,  104. 

Weyhers,  s.  Orb.  i 

Weyrauch  (Karlsberg)  2M.  j 

Wibel  (Abg.)  503. 

Wiechers  99. 

Wiederverheiratung  53, aiÄ.  , 
Wien  TL 

Wiesbach  2fi6.  | 
Wiesbaden,  i 
AppG.  218, 

LG.  12a  129,  m,  222,  i 
Regierung  90,  207,  ■ 
Rettungshaus  222, 
Staatministerium  212, 
unehel.  Kinder  212.  i 

Wiesinger  274. 

Windscheid  41^  ßS. 

Wismar  äl. 

Wittenburg  (AG.)  418j  466. 

Wittwe,  i 
Antrag  106,  235,  ' 
Beschwerde  r2U,  235,  i 
Bestimmung,  s.  d.  W., 
Bevormundung  392,  397, 
Einfluas  d.  Geistl.  395^ 

414.  498,  501, 
Entw.  bTG.B.  500, 
Erziehung,  gem.  R.  41,  j 
„  Preussen  96,  , 
Glaub.- Wech9..ALR.136,  ' 
„  gem.  Recht  -l^j  r>3,^ 
„  Sachsen  (K.)  308,  j 
Seelenkämpfe  502.  I 
Selbständigkeit  498,  500, 
Verlust  d.  Erz.R.  112, 
Vormundschaft  100,  112, 
Wahl  d.  Schule  137,  382, 
Widerstreit  d.  PH.  502, 
Wiederverheiratung  318, 
Zwang  148,  501,  BÜ2, 

Wöltingerode  (ÄG.)  ISI. 

Wohl  des  Kindes,  | 
Antragsrecht  106,  j 
Beschwerderecht  125,  I 
Entsch.,  Baden  401, 
„  Elsass- Lothringen  66^  i 
„  Preussen  108^  109,  Ifiü.  j 

Wohnsitz,  ' 
Ausländer  441—446,  , 
Bayern  240,  I 
Preussen  463,  j 
Sachsen  (Kl)  319— 830,  i 


Wohnsitz  (Forts.) 
Territorialprincip  623, 
Wechsel  446—456. 
Woker  lÄL 
Wolfenbüttcl, 

Conaistoriura  426—434, 
kathol.  Kirche  22^  490. 
Wormdilt  106^  124. 
Württemberg  368-389, 
463—469,  486, 
Amtsgericht  374,  378, 
Auswanderung  38f^, 
Beechwerderecht  376,' 
Bestätig.,  Vertr.  875,  378, 
Civilprocess  370—372, 
Göns,  (ev.)  371^  372,  879, 
Cultusminlster.  3M,  389, 
Dekanatamt  371^ 
Eheleute  309, 
Einigung  464. 
Erziehunfjsreligion  372, 
Festätelluugsklage  371, 
Gatten  369, 
Geistliche  369, 
Geraeinderath  374,  388, 
gem.  E.  132,  368—389, 
Gerichtsnotar  378, 
GericliUaclireiber  377, 
Grossmutter  376, 
Justizministerium  389, 
Kirche  370, 

Kirchenrath  (kath.)  371, 

372,  384,  385, 
Methodisten  388,  389. 
Ministerien  372, 
Mutter  380,  381j 
Notar  374, 
Oberamt  371^  372, 
Oberamtsgericht  374, 
OLG.,  8.  Stuttgart, 
Obrigkeit  374, 
Ortsobrigkeit  374, 
Pfleger  m,  377, 
Polizei  370, 

Protokollirung  376—377, 
Religionsreveraalien  386, 
Schule  370, 

3chulth(;i3s«'nflmt371,374, 
Separatisten  384, 380,387, 
Sportein  378. 
Staatskirchenbehörden 

371  372 
uneEef .  Kinder  30,  59, 
ungemischte  Ehen  29,  51^ 
Untersch.  Jahre  383—389, 
Vater  378i 

Verträge  368—377,  458, 
Verwandte  369, 
Vorm.  370j  373,  376,  381, 
Waisengericht  370 ,  373, 

376,  381, 
Wittwe  m 
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Würzburg 
Würzburger  Recht 
Wunsiedel  (BA.)  22fi. 
\\  orzeu  tiiii^ 

z. 

Zarreatin  41A 

Zedtwitz  (vy39j  81, 

Zeit,  8.  Vertrapsfrist. 

55t8chr.f.Civilr.  u.Pr.67,Aai. 

Zeitscbrift  f.  bannov. R.  in?. 

Zcitschr.  f.Kirchenrec.ht  209. 

ZeitaclirUt  f.  Praxis  u.  Ge- 
setzgebung d.  VerAV.  ft'^r». 

Zeitschrift  f.  Rechts- 
pflege u.  Verwaltg, 
N.  F.  Bd.  1  S.  8l6j 
„  Bd.  3fl  S.  aOfi. 

Zell  (Schönau)  211. 

Zentgraf  12. 

Zentner  (v.)  290,  m 

ZeugeuTernehmuDg, 
Betheillgte  llOj  243, 
Civilproc.-Ol^IOTj  119, 
Oberl&udedgericht  132, 


Zeugenvernehiug.  (Forts.), 

Zeugulsszwang  107. 
Zimmermann  (Prälat)  414. 

ROI. 

Zuchthausstrafe  142. 

Zu  cht  mittel  llOj  ISfi. 

Zufall  IM. 

Zuständigkeit, 
Aualänder  Uh,  442, 
Ministerium  422, 
ordentl.  Gerichte  98^  315. 
Polizeibehörden  9t, 
Reichsgesetz  516, 
Schulbeh.  91i~58i  218i 
Ver%v.Beh.  218,  234,  240, 
VGH.  llj  233j  234.  244^ 
V.G.  98j  UTj  12G.  452. 

Zwang, 
Gewissenszwang,  s.  d.W., 
Vertrag,  Unglltigk.  2fliL 

Z\van,??gebot  iL 

ZwangäiTziehnng  1^  Ifi. 

Zwangsmittel, 

Entziehung  d.  Erz.  48}  m 
bis  117, 


Zwangsmittel  (Forts.), 
Entziehung  d.  Vorm.  III, 

Gefüngnias  HO.  308j 
Geldstr.  244—248,  370^ 
Gendarm  245^  482, 
Hnft  110.  433.  434, 
Massregelji  g.  Geistl.  297, 
MUltilr  410, 

Ordnnngsstrafe  109,  245, 

432—434, 
Polizei  45,  396,  412,  416. 
Schulbote  308, 
Schulver8.-Sti\  417^  433, 
Ungehorsamsstrafe  246, 
Wegnahme  d.  Kindes 393, 
Züchtigung  189, 

Zwangs  Verfügung, 
Braunaclnvoig  433,  434, 
Sachsen  (Köuigr.)  347. 

ZwangsvoUstr.  244—248, 

am 

Zweckmässigkeit  514—516, 

ftl7. 

Zwickau  (KrD.)  835. 
Zwiespalt  Bh&L 
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